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Vorwort. 


Das Buch will ein Führer durch die Geſchäfte einer preußiſchen 
Stadt ſein und iſt für jeden beſtimmt, der ſich mit ſtädtiſchen Angelegen⸗ 
heiten zu befaſſen hat. Die Betätigung in der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung 
erfordert Kenntniſſe, zu deren Aneignung nur wenige Zeit und Gelegen⸗ 
heit haben. Daraus erwächſt — namentlich in größeren Städten — die 
Gefahr, daß die zur Verwaltung und Vertretung der Gemeinde Be- 
rufenen zwar in denjenigen Sondergebieten, in welchen ſie ſich be— 
ſchäftigen, zu Kennern und Fachmännern werden, jedoch auf die Durch⸗ 
arbeitung der übrigen Stadtaufgaben verzichten müſſen. Eine wichtige 
Vorausſetzung für die geſunde Fortentwicklung der ſtädtiſchen Selbſt⸗ 
verwaltung und eine notwendige Vorbedingung für ihre Überwachung 
und Beurteilung ift aber eine durchdringende allgemeine Kenntnis ihrer 
Grundlagen. Hierzu möchte dieſes Buch verhelfen. 

Bearbeitet ſind die Grundzüge der ſtädtiſchen Einrichtungen und 
Aufgaben ſowie das Stadtrecht aller Teile des preußiſchen Staates. Für 
Neuvorpommern, Rügen und Hohenzollern ſind indeſſen nur wichtigere 
Abweichungen vermerkt, um den Umfang des Buches in den gebotenen 
Grenzen zu halten. 

Der Verfaſſer iſt ſich ſehr wohl bewußt, daß das behandelte Gebiet 
nicht vollkommen geſchildert werden kann. Denn die vielgeſtaltige, 
häufigem Wechſel unterworfene Geſetzgebung und die mannigfachen Unter⸗ 
ſchiede des Städteweſens der einzelnen Landesteile laſſen ſich nur ſchwer 
zu lückenloſer, einheitlicher Geſtaltung fügen. Die Mitarbeit der Leſer 
durch Mitteilung von Wünſchen und Vorſchlägen iſt deshalb beſonders 
willkommen. 

Geſetzesſtellen und Literatur find bei jedem Kapitel aufgeführt. 
Dieſer Nachweis kann nicht erſchöpfend ſein. Er will den Weg zur 
weiteren Fortbildung weiſen und geht von dem Gedanken aus, daß 
Anregungen zur Weiterarbeit meiſt höheren Wert in ſich tragen als 
reſtloſe Darlegungen. 


Düſſeldorf, im Juni 1911. 
Ber Verfaſſer. 
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1. Kapitel. 
Die Stadt und ihr Recht. 


Die Grundlagen der Selbſtverwaltung. Die Verwaltung der preußiſchen 
Städte iſt ein Spiegelbild der Staatsverwaltung, das um ſo ähnlicher und 
klarer wird, je größer die Stadt iſt. Sieht man von dem rein Politiſchen ab, ſo 
findet ſich kaum ein Gebiet ſtaatlicher Tätigkeit, das nicht in irgendeiner 
Form im Städteweſen wiederkehrt. Zu einem großen Teile dienen die Auf⸗ 
gaben der Städte ſo ſehr dem Staotszweck und Staatswohl, daß man die 
Städte als handelnde Glieder des Staatskörpers anſehen muß ohne die der 
Staat und die ohne den Staat keine Daſeinsmöglichkeit haben. Daher hat 
der Staat ein Lebensintereſſe daran, die Verfaſſung und Verwaltung der 
Städte ſo zu geſtalten, daß eine geſunde Entwicklung gewährleiſtet, zum 
mindeſten aber nicht geſtört wird. Der einzige Weg zu dieſem Ziele iſt in unſerer 
Zeit die Selbſtverwaltung, eine Regel, die wiſſenſchaftlich nur unvollkommen 
bewieſen werden kann, durch die preußiſche Geſchichte der letzten drei Jahr⸗ 
hunderte aber zu einem unumſtößlichen Erfahrungsſatz geworden iſt. 

Nun iſt der Begriff der Selbſtverwaltung genau zu um⸗ 
grenzen, will man ihn nicht zu einem Schlagwort ſtempeln, mit dem der 
Praktiker ſo gut wie nichts beginnen kann. Die Selbſtverwaltung der Städte 
Preußens iſt nicht gleichbedeutend mit unbeſchränkter Selbſtbeſtimmung. Dies 
würde ein ſtädtiſches Ständetum ermöglichen, das ſtaatsgefährdend werden kann, 
wenn es dem Eigennutz folgt, in dem Staat nur den unmittelbaren Nutzen ſucht 
und ihn im übrigen ſich ſelber überläßt. Die Selbſtbeſtimmung iſt vielmehr 
nur in den Grenzen möglich, die der Staat zuläßt. Soweit die Selbſtver⸗ 
waltung aber gewährt ift, iſt fie zu einem Recht geworden, an dem zu rütteln 
die Staatsklugheit verbietet. 

Der Bereich der Selbſtverwaltung iſt auf einigen Betätigungsgebieten 
der preußiſchen Städte noch gering und läßt eine Erweiterung zu, die mit dem 
Staatswohl durchaus verträglich iſt. Es gibt Verwaltungszweige, in denen 
die Selbſtverwaltung faſt ausgeſchaltet iſt, ſo im Polizeiweſen, in gewichtigen 
Teilen des Schulweſens und in der Geſtaltung des Beamtentums. Auch hat 
ſich das Recht in den preußiſchen Provinzen bei einzelnen, wenn auch zumeiſt 
untergeordneten Fragen nicht immer gleichmäßig entwickelt; man findet in 
manchen Landesteilen eine größere Bewegungsſfreiheit als anderwärts. Immer⸗ 
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hin iſt aber auf wichtigen Gebieten das Selbſtbeſtimmungsrecht nach Möglich⸗ 
keit von obrigkeitlichen Schranken befreit. 

Das Beſtehen einer Einflußmöglichkeit des Staates ſchließt den Begriff 
der Selbſtverwaltung nicht aus. Denn einer Aufſicht kann der Staat ſich 
nicht begeben, wenn anders er ſeinen Beſtand nicht gefährden will. Zwar iſt 
die Abſteckung der Grenzen dieſer Aufſicht gegen die ſtädtiſche Selbſtbeſtimmung 
mitunter ſchwierig. Aber am Ende iſt nicht das die Hauptſache, wie Geſetz und 
Wiſſenſchaft das Machtverhältnis zwiſchen Staat und Stadt begrifflich ab⸗ 
wägen. Der Schwerpunkt liegt vielmehr darin, in welcher Form und durch 
welche Organe der Staat ſeinen Einfluß ausübt. Wenn bisweilen Reibungen 
zwiſchen Staat und Stadt entſtehen, ſo iſt die Urſache oft weniger in dem 
Weſen der Sache als in ihrer Behandlung zu ſuchen. Deshalb iſt nicht ſo 
ſehr der Geſetzgeber als vielmehr die ausübende Gewalt, die ſtaatlichen und 
ſtädtiſchen Behörden, berufen, ſolche Gegenſätze zu beſeitigen oder noch beſſer 
zu verhüten. 

Als Vorbild für die Geſtaltung ſtädtiſcher Gerechtſame haben in der Kultur⸗ 
welt vielfach die engliſchen Städte gegolten. Manche Erſcheinungen ihrer 
Verfaſſung finden ſich auch in derjenigen der preußiſchen Städte. Das beruht 
nicht auf Zufall. Denn den Gründern der Städtefreiheit hat neben der deutſchen 
Ratsverfaſſung die Einrichtung engliſcher Städte teils unmittelbar teils in franzö⸗ 
ſiſcher Umprägung als Muſter gedient. Da iſt es nun bemerkenswert, wie ſehr das 
Verhältnis der engliſchen Städte zum Staat ſich ſeit einem Jahrhundert ge⸗ 
ändert hat. Zu Beginn des neunzehnten Jahrhunderts beſtand noch eine faſt 
völlige Unabhängigkeit gegenüber der Staatsgewalt, die ſich teils aus der inneren 
Geſchichte entwickelt hat, teils aber auf die überwiegende Beſchäftigung der 
Regierung mit auswärtiger Politik zurückzuführen iſt. Im Jahre 1808 ſchrieb 
der nachmalige Oberpräſident von Weſtfalen, L. von Vincke: „Die britiſche 
Verwaltung des Innern hat die Eigentümlichkeit, daß fie nicht durch beſoldete 
Beamte, in mancherlei Abſtufung von Ober- und Unterbehörde, nicht durch 
eigene immerwährende Einwirkung ſchreibender Regierungsgewalten, welche 
alles wiſſen, alles lenken und regeln wollen, den Zwiſchenbehörden jede Be⸗ 
wegung vorſchreiben möchten, gehandelt wird, ſondern daß ſie der eigenen 
Einſicht und Tätigkeit der Einwohner eine große Maſſe von Geſchäften über⸗ 
läßt.“ Das iſt zwar auch heute noch grundſätzlich der Fall, indeſſen mit der 
bedeutſamen Ausnahme, daß inzwiſchen eine ausgedehnte Staatsaufſicht durch das 
Local Government Board eingerichtet iſt. Dieſes Miniſterium hat das Recht, 
Ortsgeſetze vor ihrem Erlaß zu prüfen und zum Teil ſie zu genehmigen; vor 
allem aber ſteht ihm die Befugnis zu, Staatsbeamte in die ſtädtiſchen Kommiſ⸗ 
ſionen zu entſenden, welche die Ausführung der Geſetze überwachen. Wenn zwar 
im übrigem die Regierung keinen anderen Weg der Einwirkung hat, als Ratſchläge 
zu erteilen oder Staatszuſchüſſe zu entziehen, fo iſt doch die Entſendung von Über- 
wachungsbeamten ein Mittel, das mit dem Begriff der Selbſtverwaltung wenig 
vereinbar iſt. Hieraus mag man den Schluß ziehen, daß die Selbſtbeſtimmung 
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der Städte auch in Ländern mit ſehr entwickeltem Freiheitsgefühl nur 
ſo weit als ein Recht aufgefaßt wird, als dies dem Staate zuträglich erſcheint. 
Dies wird noch klarer, wenn man das Präfektenſyſtem Frankreichs betrachtet, 
das die Stadtverwaltungen den Regie rungsgewalten unmittelbar unterordnet. 

Wenn nun auch der Staat die Selbſtverwaltung der Städte beliebig ge⸗ 
ſtalten kann, ſo muß er ſie doch um ſeiner ſelbſt willen möglichſt zu ent⸗ 
wickeln ſuchen. Denn die wirtſchaftliche und geſellſchaftliche Selbſterziehung 
größerer Gemeinſchaften gibt die geſundeſte Grundlage für die wirtſchaftliche 
Blüte des Landes und löſt die politiſchen Kräfte, derer der Staat für die Fülle 
der ihm geſtellten Aufgaben bedarf. Der Weg zur wirtſchaftlichen und geſell⸗ 
ſchaftlichen Selbſterziehung und Fortbildung geht aber nur durch die Selbſt⸗ 
verwaltung. Denn ſie kann ſich loslöſen von altwerdenden Regeln und 
maſchinenmäßigen Muſtern; fie behält durch die ſtändige Berührung mit allen 
Seiten des praktiſchen Lebens eine ſich ſtets verjüngende Kraft. 

Daher iſt die Entwicklung und Erhaltung ſtädtiſcher Selbſtverwaltung 
ein Zeichen bedeutender Staatsklugheit, wie denn auch die Begründung der 
Städtefreiheit in Preußen nicht im Wege des Kampfes und der Umwälzung 
erfolgt iſt, ſondern durch die Tat eines weitblickenden Staatsmannes, des Reichs⸗ 
freihernn Heinrich Friedrich Karl vom Stein. In Zeiten poli⸗ 
tiſchen und wirtſchaftlichen Niedergangs, deren Gründe nicht zuletzt in der gänz⸗ 
lichen Ausſchaltung des bürgerlichen Intereſſes an der Staatsverwaltung zu 
ſuchen waren, ſchuf er die erſte preußiſche Städteordnung vom 19. November 1808. 

Seit Friedrich Wilhelm dem Erſten war die mittelalterliche deutſche Stadt⸗ 
verfaſſung vollkommen beſeitigt. Dies war zunächſt kein Schaden; denn die 
ehemalige Selbſtverwaltung der Bürger war zu einer Selbſtherrlichkeit von 
Familien und Zünften entartet. Indeſſen erzeugte die zu ſtark geſpannte 
Staatsbevormundung eine wirtſchaftliche und politiſche Unfähigkeit, die von 
politiſch reiferen Nachbarvölkern geradezu ausgenutzt wurde. Daher die 
eigentümliche Tatſache, daß nicht ein Bürger einer preußiſchen Stadt, ſondern 
ein Mann, der außerhalb Preußens geboren war, das Grundübel, nämlich 
die Erdroſſelung der Bewegungsfreiheit von Stadt und Land, aufdeckte. Sein 
Werk wurde beeinflußt durch ausländiſche Vorbilder, denen er aber das geſundeſte 
Reis, das er in Preußen vorfand, aufpflanzte: die weſtfäliſche urgermaniſche 
Bauernfreiheit. Als Präſident der Kriegs⸗ und Domänenkammern der Graf⸗ 
ſchaft Mark und des Herzogtums Cleve und demnächſt ols Oberpräſident ſämt⸗ 
licher weſtfäliſcher Kammern erwarb er ſich die Schulung der Praxis. Das Zu⸗ 
ſammenwirken mit märkiſchen Induſtriellen, welche die mangelnde Boden⸗ 
ergiebigkeit ihrer Heimat durch Gewerbefleiß erſetzen mußten, das Kennenlernen 
des Ständetums am Niederrhein und in Weſtfalen, das eine freiwillige, koſten⸗ 
loſe und vielſeitige Mitwirkung von Nichtbeamten geſtattete, gaben ſeinem 
Wiſſen und Wollen eine Richtung, die für die Städte Preußens von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung wurden. 

Die Städteordnung von 1808 hat nicht nur geſchichtlichen Wert. Ihre 
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Grundzüge finden ſich in ſämtlichen preußiſchen Städteordnungen unſerer Zeit 
und, wo ſie verblaßt ſind, iſt es nicht immer zum Vorteil des Späteren geſchehen. 
Die Steinſche Ordnung wies dem Beamtentum eine weit geringere Rolle zu, 
als dies die neuere Geſetzgebung und Übung getan hat. Ihre Stadtverord⸗ 
netenverſammlung beſaß eine ſtärkere Stellung dem Magiſtrat gegenüber, 
als dies heute der Fall iſt. Die Staatsaufſicht beſchränkte Stein auf die Be⸗ 
ſtätigung von Statuten und Magiſtratswahlen, auf die Entſcheidungen über 
Beſchwerden und in finanzieller Hinſicht auf die Einſichtnahme in die gedruckten 
oder öffentlich darzulegenden Rechnungen, während heute der Staat nicht 
nur die ſtädtiſchen Finanzen, ihrer größeren Bedeutung für den Staats⸗ 
beſtand entſprechend, unter genauere Bewachung geſtellt hat, ſondern auch 
auf anderen Gebieten die Einwirkungsbefugnis ſeiner Regierung weſentlich 
gemehrt hat. 

Heute gilt in den ſieben öſtlichen Provinzen, Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen, Brandenburg, Pommern — mit Ausnahme von Neuvorpommern 
und Rügen —, Schleſien, Poſen und Sachſen, die Städteordnung 
vom 30. Mai 1853. Sie löſte die Steinſche und die Städteordnung vom 
17. März 1831 ab. Letztere hatte die Mitwirkung der Stadtverordneten weſent⸗ 
lich eingeſchränkt und war aus dieſem Grunde unhaltbar geworden. Die Städte⸗ 
ordnung vom 30. Mai 1853 fand in allen Gemeinden Anwendung, die nach ihrer 
geſchichtlichen Enwticklung in den Beſitz des Stadtrechts gelangt waren, un⸗ 
abhängig von der Einwohnerzahl. In Neu vorpommern und Rügen 
iſt durch Geſetz vom 31. Mai 1853 die bisherige Städteverfaſſung, die ſich teils 
unter deutſcher, teils unter ſchwediſcher Herrſchaft gebildet hat, beibehalten. 
Doch war nach dem Geſetz in jeder Stadt ein der Königlichen Beſtätigung unter- 
worfener Stadtrezeß aufzuſtellen, für den das Geſetz einige den Beſtimmungen 
der öſtlichen Städteordnung angepaßte Grundſätze aufſtellt. Für Weſt⸗ 
falen iſt eine Städteordnung vom 19. März 1856 erlaſſen, die von geringen 
Ausnahmen abgeſehen faſt wörtlich mit der öſtlichen übereinſtimmt und ihre 
Anwendung gleichfalls auf die im Laufe der Zeit berechtigten Städte ohne 
Rückſicht auf die Seelenzahl erſtreckt. Am 15. Mai 1856 erging die Städteord⸗ 
nung für die Rheinprovinz, die ſich zum Teil an die öſtliche Städte⸗ 
ordnung zu einem bedeutſamen Teile aber an die franzöſiſche Stadt⸗ 
verfaſſung anlehnt und in ſolchen Städten gilt, die bei ihrem Erlaß mehr als 
10 000 Einwohner hatten und auf dem Provinziallandtage als Städte ver⸗ 
treten waren oder in denen die Städteordnung von 1831 eingeführt war. Dem⸗ 
nächſt erforderte die im Jahre 1866 entſtandene Erweiterung des preußiſchen 
Staatsgebietes eine Nachprüfung des Städterechts in den einverleibten Län⸗ 
dern, und es entſtanden das Gemeindeverfaſſungsgeſetz für die Stadt Frank⸗ 
furt a. M. vom 25. März 1867, das Geſetz betreffend die Verfaſſung und 
Verwaltung der Städte und Flecken in der Provinz Schleswig-Holſtein 
vom 14. April 1869, das durch Geſetz vom 16. März 1870 auch auf den Kreis 
Lauenburg ausgedehnt wurde, und die Städteordnung für die Provinz Heſſen⸗ 
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Naſſau mit Ausnahme der Stadt Frankfurt a. M. vom 4. Auguſt 1897 
Auch dieſe neueren Ordnungen ſtimmen in der Grundrichtung, in der Mehrzahl 
der Beſtimmungen ſogar wörtlich mit der öſtlichen Städteordnung überein. 
In Hannover itt die revidierte Städteordnung für das ehemalige König⸗ 
reich Hannover vom 24. Juni 1858 noch in Kraft. Sie löſte die Städteordnung 
vom 1. Mai 1851 ab, nachdem in den Jahren 1814 bis 1847 für einige 80 Städte 
Städteordnungen und Regulative erlaſſen waren. Hohen zollern hat 
feine beſondere Städteordnung. Dort findet für Stadt und Land gemeinſam 
die Hohenzollernſche Gemeindeordnung vom 2. Juli 1900 Anwendung, die aller⸗ 
dings für die Städte einige Sonderheiten zuläßt. 

Sämtlichen Städteverfaſſungen gemeinſam iſt die Einrichtung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung, in Hau nover Bürgervorſteherkollegium, in dem Ge⸗ 
ſetz für Vorpommern und Rügen Repräſentantenkollegium und in Hohenzollern 
Bürgerausſchuß genannt. Der Stadtverordnetenverſammlung gleichgeordnet 
iſt der Magiſtrat, der außerdem die Stellung des Gemeindevorſtandes und 
der Ortsobrigkeit einnimmt. Nur in den Städten der Rheinprovinz iſt ein 
Magiſtrat durchweg nicht vorhanden, ebenſo nicht in Hohenzollern. Dort hat 
der Bürgermeiſter allein die Stellung des Gemeindevorſtandes. Dieſe Ordnung 
nennt man Bürgermeiſtereiverfaſſung, die erſterwähnte die 
Magiſtratsverfaſſun g. Die Städteordnungen für die öſtlichen 
Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Schleswig⸗Holſtein, Heſſen⸗Naſſau laſſen 
beide Verfaſſungsarten zu, die Rheiniſche in erſter Linie die Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung, wahlweiſe die Magiſtratsverfaſſung, die übrigen Städteordnungen 
in umgekehrter Reihenfolge. In der öftlichen Städteordnung iſt das Wahl⸗ 
recht auf Städte bis zu 2500 Einwohner beſchränkt. Die ſonſtigen Städteordnungen 
erfordern einen Beſchluß der Stadtverordneten (die Schleswig⸗Holſteiniſche 
einen Gemeindebeſchluß), der nach zweimaliger Beratung mit einem Zwiſchen⸗ 
raum von acht (in Schleswig⸗Holſtein vierzehn) Tagen gefaßt iſt. In allen 
Fallen bedarf es der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. Von ihrem Wahl⸗ 
recht haben kleinere Städte, in Weſtfalen auch einige größere Städte Gebrauch 
gemacht; in der Rheinprovinz hat nur eine kleine Stadt die Magiſtratsverfaſſung 
angenommen. Hat in den öſtlichen Provinzen eine Stadt die Bürgermeiſterei⸗ 
verfaffung gewählt, ſo behält ſie dieſe, auch wenn die Einwohnerſchaft über 
2500 ſteigt. 

Bemerkenswerte Abweichungen von der öſtlichen und den ihr folgenden 
Städteordnungen bieten die Schleswig⸗Holſteiniſche und namentlich die Hanno⸗ 
verſche Städteordnung. In beiden Provinzen iſt die gemeinſchaftliche öffentliche 
Tagung beider Stadtkörperſchaften üblich, während in den übrigen Landes- 
teilen getrennte Sitzungen vorgeſchrieben ſind und nur die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung öffentlich iſt. Auch werden in jenen zwei Provinzen die Ma⸗ 
giſtratsmitglieder nicht durch die Stadtverordnetenverſammlung, ſondern in 
Schleswig⸗Holſtein durch die Bürgerſchaft, in Hannover durch eine Kommiſſion 
gewählt. Ein gewichtiger grundſätzlicher Unterſchied endlich ift die Ausgeſtaltung 
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des Bürgerrechts in Hannover, für welche die mehr genoſſenſchaftliche Form 
des älteren deutſchen Rechts beibehalten iſt. Die Einzelheiten und andere 
Abweichungen werden in den folgenden Kapiteln erörtert. 

Auf gewichtigen Gebieten ſind die Unterſchiede im Städteweſen durch 
einige für die geſamte preußiſche Staatsverwaltung erlaſſenen Geſetze ausge⸗ 
glichen, z. B. durch das Landesverwaltungsgeſetz vom 30. Juli 1883, das Zu⸗ 
ſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 und das Kommunalbeamtengeſetz vom 
30. Juli 1899. Auch die nicht oder nur teilweiſe in den Städteordnungen ge⸗ 
regelten Gegenſtände ſind regelmäßig für den geſamten Staat einheitlich ge⸗ 
ordnet, jo die Steuern und Abgaben, das Schul-, Armen- und Waiſenweſen, 
die Straßen⸗ und Bauangelegenheiten und die Polizei. In einzelnen Fragen 
kann ſich zwar das Ortsrecht der Städte verſchieden entwickeln. Tatſächlich 
iſt dies aber nur in geringem Maße der Fall. Denn Städtetage, Erfahrungs⸗ 
austauſch, die Freizügigkeit der Beamten und die Einwirkung der Aufſichts⸗ 
behörden haben dafür geſorgt, daß die Ortsbeſtimmungen der meiſten Städte 
einen ähnlichen Inhalt und eine möglichſt gleiche Form erhalten haben. 

Die Ausübungdes Stadtrechtsſteht den in den Städteordnungen 
bezeichneten Städten zu und ſolchen, denen das Stadtrecht beſonders verliehen 
iſt. Daneben gibt es in Hannover und Weſtfalen zahlreiche und in der Rhein⸗ 
provinz einige Ortſchaften, die zwar nach der Landgemeindeordnung verwaltet 
werden, aber bei den Wahlen zum Kreistage dem Wahlverband der Städte 
zugerechnet werden. Dieſe Ortſchaften pflegt man ebenfalls zu den Städten 
im Rechtsſinne zu zählen. Alle anderen Ortſchaften dagegen gehören 
nicht hierher, auch nicht diejenigen, welche von alters her die Bezeichnung 
Stadt führen, aber durch die Landgemeindeordnungen wie Landgemeinden 
behandelt werden: die ſogenannten „hiſtoriſchen“ Städte, deren es noch etwa 
70 gibt. 

In der Regel werden die Städte, deren Verwaltung ſich auf die Städte⸗ 
ordnung gründet, Stadt genannt. Doch gibt es auch Ortſchaften, die im 
Verkehr als Flecken bezeichnet werden, rechtlich aber Städte ſind. Das Recht 
kennt lediglich Städte, Landgemeinden und Gutsbezirke; die Flecken gehören 
je nach ihrer Verfaſſung einem dieſer Begriffe zu. 

In Preußen gab es am 1. Dezember 1905 1279 Städte im Rechtsſinne, 
deren Einwohnerſchaft über /, alſo faſt die Hälfte der Bewohnerzahl Preußens 
ausmachte. Nach Bezirken betrachtet, wies die höchſte Zahl der Regierungs- 
bezirk Poſen mit 85 Städten auf, ferner der Regierungsbezirk Potsdam mit 
75, Merſeburz mit 71, Frankfurt a. O. mit 65, Kaſſel und Düſſeldorf mit je 64 
Städten. An Städten über 10 000 Einwohnern waren am 1. Dezember 1905 
263 vorhanden, im Regierungsbezirk Düſſeldorf 35, im Bezirk Arnsberg 26, 
in den Bezirken Magdeburg und Potsdam je 14, in den übrigen Bezirken 12 
und darunter. Die Zahl der Städte ift infolge der Stadtrechtsverleihungen und 
Eingemeindungen Anderungen unterworfen. 

Die Verleihung des Stadtrechts erſolgt durch Königliche 
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Verordnung, der ein Antrag der Ortſchaft und eine Anhörung des Kreistags und 
des Provinziallandtages vorauszugehen hat. In Weſtfalen erfordert die Stellung 
des Antrages einen Beſchluß der Gemeindeverſammlung nach zweimaliger, 
mit einem Zwiſchenraum von mindeſtens acht Tagen vorgenommenen Beratung. 
In gleicher Weiſe iſt eine Königliche Verordnung notwendig, wenn eine Stadt 
die Landgemeindeverfaſſung annehmen will. 

Der Name der Stadt und ihre Schreibweise wird ebenfalls durch 
Königliche Verordnung beſtimmt und kann nur auf dieſem Wege geändert 
werden. Iſt die Schreibweiſe zweifelhaft, ſo kann ſie von dem Regierungs⸗ 
präſidenten als Landespolizeibehörde mit Zuſtimmung des Miniſters des 
Innern feſtgeſtellt werden. Handelt es ſich um den Namen und die Schreib⸗ 
weiſe einer nicht ſelbſtändigen Ortſchaft, ſo trifft der Regierungspräſident mit 
miniſterieller Zuſtimmung die Anordnung, ohne daß es einer Königlichen Ver⸗ 
ordnung bedarf. 

Die Selbſtändigkeit der Städte iſt nicht immer eine gleiche. Es gibt Städte, 
die eigene Stadtkreiſe bilden, die ſogenannten kreisfreien Städte, 
und ſolche, die mit anderen Stadt- oder Landgemeinden zu einem Kreiſe ver⸗ 
einigt find, die kreisangehöri gen Städte. Ihre verſchiedenartige 
Stellung äußert ſich zunächſt darin, daß die kreisangehörigen Städte gewiſſe, 
namentlich geldliche Verpflichtungen gegenüber dem Kreiſe haben, die bei 
kreisfreien Städten fortfallen. Hauptſächlich aber iſt das polizeiliche Abhängig⸗ 
verhältnis in kreisangehörigen Städten ein anderes wie in kreisfreien. In jenen 
iſt — wenn man von den ſogenannten ſelbſtändigen Städten in Hannover ab- 
ſieht — der Bürgermeiſter als Polizeiverwalter Dienſtuntergebener des Land⸗ 
rats, während der Bürgermeiſter einer kreisfreien Stadt als Polizeiverwalter 
unmittelbarer Dienſtuntergebener des Regierungspräſidenten iſt. 

Ein Ausſcheiden kreisangehöriger Städte aus dem 
Landkreiſe und die Bildung eines ſelbſtändigen Stadtkreiſes findet mit Aus⸗ 
nahme der Provinz Poſen ftatt, wenn die Stadt eine gewiſſe Einwohnerzahl 
erreicht hat, und zwar mit Ausſchluß der aktiven Militärperſonen eine Einwohner⸗ 
zahl von mindeſtens 25 000, in Weſtfalen 30 000, in der Rheinprovinz 40 000 
Perſonen. Die Ausſcheidungserklärung erläßt auf Antrag der Stadt der Miniſter 
des Innern. Kleinere Städte können auf Grund beſonderer Verhältniſſe nach 
Anhörung des Provinziallandtags durch Königliche Verordnung ausgeſchieden 
werden. In der Provinz Poſen iſt ſtets eine ſolche Verordnung notwendig. 
In allen Fällen muß vor der Ausſcheidungserklärung eine Auseinanderſetzung 
darüber erfolgen, welcher Anteil der Stadt an dem Vermögen und den Schulden 
des Landkreiſes hat, ſowie unter Umſtänden, welche fortdauernden Leiſtungen 
ſie zu gemeinſamen Zwecken beider Kreiſe übernehmen ſoll. Die Auseinander⸗ 
ſetzung erfolgt durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, gegen den die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren gegeben iſt. 

Am 1. Oktober 1909 gab es 98 Stadtkreiſe, im Regierungsbezirk Düſſel⸗ 
dorf 12, im Bezirk Arnsberg 9, im Bezirk Potsdam 8, im Bezirk Oppeln 6, 
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in den Bezirken Frankfurt a. O. und Schleswig je 5, in den übrigen Bezirken 
weniger, in den Regierungsbezirken Allenſtein, Sigmaringen und Stade über⸗ 
haupt keinen Stadtkreis. 

Das Ortsrecht. In jeder Stadt iſt die Bildung eines beſonderen Ortsrechts 
in den Grenzen zuläſſig, welche die Reichs⸗ oder Staatsgeſetze ziehen. Die 
Quellen dieſes örtlichen Rechts — im weiteſten Sinne genommen — ſind die Ge⸗ 
meindebeſchlüſſe, Steuerordnungen, Polizeiverordnungen, Obſervanzen und die 
Ortsſtatuten. 

Gemeindebeſchluß ift in Städten mit Magiſtratsverfaſſung ein 
übereinſtimmender Beſchluß der ſtädtiſchen Körperſchaften, in Städten mit 
Bürgermeiſtereiverfaſſung jeder Stadtverordnetenbeſchluß. In manchen Fällen 
erfordern Gemeindebeſchlüſſe eine Genehmigung durch die Aufſichtsbehörde. 
Dann ähneln ſie dem Ortsſtatut, unterſcheiden ſich von dieſem aber dadurch, 
daß ſie nicht für jeden Dritten bindend ſind und jederzeit geändert werden 
können. Ein Gemeindebeſchluß kann, ſofern nicht wohlerworbene Rechte Dritter 
entgegenſtehen, nach Belieben abgeändert oder wieder aufgehoben werden, 
ohne daß beſondere Formvorſchriften dies erſchweren. Da er aber eine maß⸗ 
gebliche Richtſchnur für die Stadtverwaltung darſtellt und von jeder vertrauens⸗ 
würdigen Verwaltung ein gewiſſes Mindeſtmaß an Stetigkeit verlangt werden 
muß, wird eine Abänderung und Aufhebung von Gemeindebeſchlüſſen nur nach 
ſorgfältiger und vorſichtiger Prüfung geſchehen dürfen. 

Die Steuerordnungen find Ergänzungs- und Ausführungsver⸗ 
ordnungen zu den Steuergeſetzen. Sie finden daher in dieſen ihre rechtliche 
Grundlage. Regelmäßig erfordert ihr Erlaß einen Beſchluß der ſtädtiſchen 
Körperſchaften und ſtaatliche Genehmigung. 

Polizeiverordnungen find an beſtimmte Formvorſchriften 
gebundene Erlaſſe der Polizeibehörde. Da dieſe in Preußen nicht als ein Zweig 
der Selbſtverwaltung behandelt wird, iſt eine Mitwirkung der Stadtverordneten 
(Bürgervorſteher) — von wenigen Ausnahmen abgeſehen — nicht zugelaſſen. 
Auch der Einfluß des Gemeindevorſtandes, der nicht gleichzeitig Ortsbehörde ift, 
iſt äußerſt beſchränkt. Man kann daher die Polizeiverordnung nur ihrer um⸗ 
grenzten Wirkungen wegen als eine Ortsrechtsquelle anſehen. 

Obſervanzen ſind örtliche Gewohnheiten, denen man die Bedeutung 
bindender Rechtsnormen beimißt. Die Wiſſenſchaft und Praxis der Gerichte 
fordert für eine ſtädtiſche Obſervanz eine langandauernde ununterbrochene, 
bei vorkommender Gelegenheit regelmäßig wiederkehrende Übung, die ſich auf 
einer Rechtsüberzeugung der Einwohner oder eines Teiles der Einwohner 
gründet, ohne daß die Rechtsüberzeugung auf einem Irrtum beruht. Das 
Beſtehen einer Obſervanz muß im Streitfall dem Richter bewieſen werden, 
ſofern fie ihm nicht bekannt iſt. Daher ift eine Obſervanz ein ſchwerfälliges und 
unſicheres Rechtswerkzeug. Zumeiſt müſſen die älteſten Männer des Ortes 
als Zeugen über die Erforderniſſe der Obſervanz vernommen werden und die 
Gerichte ſind auf deren Gedächtnis und Urteilsfähigkeit angewieſen. Da die 
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Obſervanzen objektive Rechtsnormen ſind, werden neu hinzutretende Gebiets⸗ 
teile (z. B. bei Eingemeindungen) ohne weiteres in ihren Geltungsbereich 
gezogen, es ſei denn, daß die Gewohnheit ſich auf eine beſtimmte Gegend be⸗ 
ſchränkte. 

Die Obſervanzen können ſich nicht gegen die Beſtimmungen der neueren 
Geſetze ausbilden und ſpielen deshalb nur da eine Rolle, wo eine allgemeine 
geſetzliche Regelung fehlt, wie im Wegerecht, im Recht der Bürgerſteige und der 
Straßenreinigung. Das ältere Recht behandelte die Obſervanzen verſchieden. 
Das gemeine Recht erachtete die Aufhebung älterer Geſetze durch jüngere Ge⸗ 
wohnheiten für zuläſſig. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht dagegen hob 
das gemeine Gewohnheitsrecht auf, hielt das Sondergewohnheitsrecht gegen das 
Geſetz außer in Oſt⸗ und Weſtpreußen aufrecht, geſtattete aber keine Bildung 
neuer Gewohnheitsrechte und Obſervanzen, ſoweit nicht geſetzlich eine Aus⸗ 
nahme zugelaſſen wurde. Im übrigen iſt die Staatsregierung beſtrebt, das not⸗ 
wendige Übel der Obſervanzen durch Erlaß von Geſetzen allmählich zu beſeitigen. 

Ortsſtatuten ſind örtliche Rechtsnormen, die für die Gemeinden und 
für jeden Dritten bindend ſind. Sie kommen daher den Geſetzen am nächſten, 
unterſcheiden ſich von dieſen aber dadurch, daß ſie nicht über jeden Rechtsgegen⸗ 
ſtand, ſondern nur innerhalb der Grenzen erlaſſen werden können, welche die Geſetze 
ziehen. Dieſe Grenzen ſind zunächſt in den Städteordnungen vorgeſehen. Doch 
enthalten auch ſonſtige Geſetze Vorſchriften, die das Gebiet und die Form der 
Statuten genau umſchreiben. Werden die geſetzlichen Anordnungen nicht beachtet, 
ſo wird die Rechtsgültigkeit des Statuts berührt. Sind hierbei nur Einzel⸗ 
beſtimmungen der Statuten geſetzwidrig, fo find die übrigen Vorſchriften inſoweit 
rechtsgültig, als ſie von den geſetzwidrigen getrennt werden können und auch 
ohne dieſe erlaſſen worden wären. 

Die Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rhein⸗ 
provinz, Heſſen⸗Naſſau und Frankfurt a. M. erklären jede Stadt für „befugt, 
ſtatutariſche Anordnungen zu treffen: 

1. über ſolche Angelegenheiten der Stadtgemeinden ſowie über ſolche 
Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder, hinsichtlich deren das gegenwärtige Geſetz 
(D. i. die betreffende Städteordnung) Verſchiedenheiten geſtattet oder keine 
ausdrücklichen Beſtimmungen enthält, 

2. über ſonſtige eigentümliche Verhältniſſe und Einrichtungen.“ 

a Die drei erſtgenannten Geſetze fügen dem zweiten Punkte den veralteten und 
in der allgemeinen Praxis nicht berückſichtigten Hinweis an: „insbeſondere hinſicht⸗ 
lich der den gewerblichen Genoſſenſchaften bei Einteilung derſtimmfähigen Bürger 
und bei Bildung der Wahlverſammlungen und der ſtädtiſchen Vertretung zu 
gewährenden angemeſſenen Berücksichtigung.“ 

Die Hannoverſche Städteordnung beſtimmt: „Neben der Städteordnung 
beſtehen Ortsſtatuten. Das Ortsſtatut regelt die Gegenſtände, über welche die 
Städteordnung beſondere Beſtimmung offen läßt. Dasſelbe darf der Städte⸗ 
ordnung nicht widerſprechen.“ 
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Am weiteſten geht die Schleswig⸗Holſteiniſche Städteordnung. Sie ver⸗ 
langt ſtets ein Ortsſtatut, das die nötigen Feſtſetzungen über alle Gegenſtände 
enthalten muß, für die nach der Städteordnung nähere ſtatutariſche Beſtim⸗ 
mungen erforderlich ſind. Daneben werden Statuten zugelaſſen „über andere 
die ſtädtiſche Verfaſſung und Verwaltung betreffenden Punkte, hinſichtlich 
deren das gegenwärtige Geſetz (die Städteordnung) Verſchiedenheiten geſtattet 
oder keine ausdrücklichen Beſtimmungen enthält.“ 

Die Ortsſtatuten können nach allen Städtegeſetzen nur die Angelegen⸗ 
heiten der Stadtgemeinden und die Rechte und Pflichten der Einwohner gegen⸗ 
über der Stadt behandeln. Unzuläſſig ift es, die Rechtsverhältniſſe einzelner 
Privater zu regeln oder gar einzelne anſtatt der Gemeinde zu verpflichten. Die 
Geltung der Ortsſtatuten kann ſich lediglich auf das Stadtgebiet oder ſeine 
Teile erſtrecken; die Anwendung auf andere Gemeinden bedarf deren Zuſtimmung. 
Iſt ein Gegenſtand durch die Städteordnung oder ein anderes Geſetz geregelt, 
ſo iſt er inſoweit der Ordnung durch das Ortsſtatut entrückt. Andererſeits ver⸗ 
weiſen zahlreiche Geſetze ausdrücklich auf ortsſtatutariſche Regelung, ſo die 
ſozialen Geſetze, das Kommunalbeamtengeſetz, das Fluchtliniengeſetz und die 
Gewerbeordnung. Aus der letzteren mag beſonders erwähnt werden, daß den 
Ortsſtatuten die Feſtſetzung darüber überlaſſen bleibt, ob die Erlaubnis zum 
Betriebe einer Gaſtwirtſchaft oder eines Pfandleihergeſchäfts von dem Nachweis 
eines vorhandenen Bedürfniſſes abhängig gemacht werden ſoll. 

Bei dem Erlaß der Ortsſtatuten iſt die durch das Polizeirecht ge⸗ 
botene Grenze einzuhalten. Was dieſem Rechtsgebiet vorbehalten iſt, wie 
die Feſtſetzung von Verkehrs-, Ordnungs- und Sicherheitsvorſchriften, kann in 
Ortsſtatuten allenfalls nachrichtlich wiedergegeben, niemals geordnet werden, 
es ſei denn, daß Sondergeſetze — wie das Geſetz gegen die Verunſtaltung von 
Ortſchaften — dies zulaſſen. Ebenſowenig unterliegen der Beſtimmung der 
Ortsſtatuten diejenigen Gegenſtände, welche dem Magiſtrat oder Bürgermeister 
als Ortsobrigkeit vorbehalten ſind. Daher können Ortsſtatuten keine Strafbe⸗ 
ſtimmungen feſtſetzen, da dieſe in das Zuſtändigkeitsgebiet der Polizei oder 
der Ortsobrigkeit gehören. Indeſſen ſteht nichts im Wege, auf ſolche Strafbe⸗ 
ſtimmungen hinzuweiſen. Da Ortsſtatuten geſetzähnliche Rechtseinrichtungen 
ſind, können ſie ſich rückwirkende Kraft beilegen. 

Die Rechtswirkſamkeit eines Ortsſtatuts erfordert 
eine Entſtehung nach geſetzlicher Formvorſchrift, nämlich eine Beſchlußfaſſung 
durch die ſtädtiſchen Körperſchaften, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung 
durch die Stadtverordnetenverſammlung und die Genehmigung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes, in Berlin des Oberpräſidenten. Das Stadtverfaſſungsgeſetz 
für Neuvorpommern und Rügen ſieht eine ſolche Genehmigung nicht vor. Doch 
wird in anderen Geſetzen, z. B. dem Kommunalbeamtengeſetz, auch für dieſen 
Landesteil das Erfordernis der Genehmigung beſonders beſtimmt. Gegen 
den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde 
an den Provinzialrat, gegen die Entſcheidung des Oberpräſidenten für Berlin 
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eine gleichbefriſtete Beſchwerde an den Miniſter des Innern zuläſſig. Für 
Heſſen⸗Naſſau, außer Frankfurt a. M., und in ähnlicher Weiſe für Hohenzollern 
iſt vorgeſchrieben, daß die Entwürfe der Ortsſtatuten vor der endgültigen Beſchluß⸗ 
faſſung zur öffentlichen Kenntnis in der Stadtgemeinde zu bringen ſind, daß 
jedem Bürger das Recht zuſteht, binnen zwei Wochen nach dem Tage der Ver⸗ 
öffentlichung bei dem Gemeindevorſtand Einwendungen zu erheben, die der 
Stadtverordnetenverſammlung zur Beſchlußfaſſung vorzulegen ſind. Im 
übrigen verlangen die Städteordnungen eine Veröffentlichung des 
Statuts nicht, doch ſehen andere Geſetze, wie das Fluchtliniengeſetz und das 
Kommunalabgabengeſetz, eine ſolche vor. Soweit Geſetz oder Ortsſtatut eine 
Bekanntmachung nicht anordnen, hängt die Rechtsverbindlichkeit eines Statuts 
nicht von der Veröffentlichung ab. Dies iſt jedoch nicht unbeſtritten; vielmehr 
wird in der Wiſſenſchaft die Bekanntmachung gefordert, um die Wir⸗ 
kung des Statuts gegen Dritte eintreten zu laſſen. Eine vorſichtige Verwaltung 
wird daher von einer Veröffentlichung des Statuts nicht abſehen; dies um ſo 
weniger, als ſie ſelbſt das größte Intereſſe an einem Bekanntwerden der Orts⸗ 
normen hat. 

Das Genehmigungsrechtdes Bezirksausſchuſſes (Ober⸗ 
präſidenten u. ſ. w.) ſchließt die Befugnis ein, außer der Geſetzmäßigkeit auch 
die Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit der ſtatutariſchen Beſtimmungen nach⸗ 
zuprüfen. Die Genehmigungsbehörde kann aber nicht ſelbſtändig vorgehen, 
muß vielmehr, wenn ſie Anderungen für richtig erachtet, deren Feſtſetzung 
den ſtädtiſchen Körperſchaften anheimſtellen. Vor deren Beſchlußfaſſung iſt das 
Statut nicht rechtsgültig. Wenn alſo die Behörde die Genehmigung mit der 
Maßgabe einer Anderung erteilt, ſind Magiſtrat und Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung mit dem Statut von neuem zu befaſſen. Die ſtädtiſchen Körperſchaften 
werden aber den Anregungen der Genehmigungsbehörde meiſtens folgen müſſen, 
wenn ſie das Zuſtandekommen des Statuts fördern wollen. St die ſtaatliche 
Genehmigung einmal erteilt, ſo ſteht den Behörden und Gerichten nur noch 
die Berechtigung zu, das geſetzmäßige Zuſtandekommen eines Statuts, nicht aber 
ſeinen ſachlichen Inhalt einer Nachprüfung zu unterziehen. Andere Geſetze 
als die Städteordnungen erfordern bisweilen außer der Genehmigung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes noch die Genehmigung einer anderen Behörde. Alsdann ift 
die ſelbſtändige Entſchließung beider Behörden notwendig; die Genehmigung 
der einen ſchließt niemals die der anderen ein, ſelbſt wenn dieſe eine untere 
Inſtanz ift. 

Die Anderung eines Ortsſtatuts iſt nur auf demſelben Wege 
zuläſſig wie ſein Erlaß. Aus dieſem Grunde beſteht in den Städten eine ge⸗ 
wiſſe Neigung, Gegenſtände, die nicht unbedingt der ſtatutariſchen Regelung 

ürfen, durch einfachen Gemeindebeſchluß zu ordnen. Die gänzliche 
Aufhebung eines Ortsſtatuts bedarf keiner Beſtätigung, da dies 
geſetzlich nicht beſtimmt iſt und die Beſchlüſſe der Stadtkörperſchaften nur in⸗ 
ſoweit der ſtaatlichen Genehmigung unterworfen ſind, als es vorgeſchrieben iſt. 


12 1. Kapitel. Die Stadt und ihr Recht. 


Die Stadt als Körperſchaft. Die Stadt ift eine öffentliche Körperſchaft 
mit ſtaatlich verliehenem Namen, Siegel und Wappen. Sie ift ſelbſtändige Trä⸗ 
gerin rechtlicher Befugniſſe und Pflichten. Im Privatrecht nimmt fie die Stellung 
einer juriſtiſchen Perſon ein. Als ſolche iſt ſie befähigt, einen rechtlichen Willen 
zu äußern und Rechtshandlungen vorzunehmen, namentlich Vermögen zu 
erwerben, anzulegen und zu veräußern. In ihrem Erwerb iſt ſie unbeſchränkt. 
Nur Schenkungen oder Zuwendungen von Todeswegen 
an ſie im Werte von mehr als 5000 Mark bedürfen — wie bei allen juriſtiſchen 
Perſonen in Preußen — zu ihrer Wirkſamkeit ihrem vollen Betrag nach der 
Genehmigung des Königs oder der durch Königliche Verordnung beſtimmten 
Behörde; wiederkehrende Leiſtungen werden mit vier vom Hundert zu Kapital 
gerechnet. Auch iſt eine ſtaatliche Genehmigung bei einigen ſonſtigen Rechts⸗ 
geſchäften vorbehalten. (Siehe das 9. Kapitel.) 

Die Stadt kann ihre Privatrechte vor den Gerichten geltend 
machen. Die Prozeſſe werden durch ihre geſetzlichen Vertreter geführt. An 
dieſe ergehen auch die Zuſtellungen in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten; doch 
ſind die Zuſtellungen gleichfalls rechtsgültig, wenn ſie an andere in dem Ge⸗ 
ſchäftslokal anweſende Beamte oder Bedienſtete der Stadt während der 
gewöhnlichen Geſchäftsſtunden erfolgen. Aus den zivilrechtlichen Anſprüchen 
iſt eine Zwangsvollſtreckung gegen die Stadt möglich, wenn auch teilweise in 
einer anderen Form als gegen ſonſtige juriſtiſche Perſonen. 

Eine Folge der rechtlichen Willensfähigkeit einer Stadt ift ihre zivilrecht⸗ 
liche und öffentlichrechtliche Haft barkeit. In zivilrechtlicher Hin— 
ſich t wird die Stadt durch die Handlungen ihrer Willensorgane gebunden. Als 
ſolche ſind die durch die Verfaſſung dazu berufenen Perſonen anzuſehen, ſo⸗ 
fern ſie kraft ihres Amtes tätig ſind. Was die Willensorgane unternehmen, 
wird als Handlung der Stadt angeſehen. Handeln jene im guten oder böſen 
Glauben, im Irrtum, betrügeriſch, unter Zwang, mit oder ohne Kenntnis rechtlich 
bedeutſamer Vorausſetzungen, ſo wird dadurch die Stadt vertraglich oder außer⸗ 
vertraglich gebunden und entlaſtet. Etwaige Geſchädigte können ſich an die 
Stadt halten. Überſchreiten jedoch die Willensorgane ihre Zuſtändigkeit, ſo 
hat die Stadt für deren Handlungen zivilrechtlich nur ſo weit einzutreten, als eine 
Haftung für die Handlungen Dritter, die zu einer Verrichtung beſtellt ſind, beſteht. 

Hat ein Beamter der Stadt nicht in Ausübung ſeiner für privatrechtliche 
Verhältniſſe gegebenen Vertretungsmacht gehandelt, ſondern bei Ausübung 
der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt vorſätzlich oder 
fahrläyfig die ihm einen Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht 
verletzt, ſo wird (kraft beſonderen Geſetzes) ebenfalls die Stadt ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig. Bei ſchädigenden Handlungen eines Standesbeamten tritt der 
Staat an die Stelle der Stadt. Fahrläſſige Handlungen des Beamten begründen 
eine Haftpflicht nur dann, wenn der Velletzte nicht auf andere Weiſe Erſatz er⸗ 
langen kann. Auch fällt ſowohl bei vorſätzlicher wie bei fahrläſſiger Amtspflichtver⸗ 
letzung die Haftung fort, wenn der Verletzte es vorſätzlich oder fahrläſſig unter⸗ 
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laſſen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. In 
einem Falle iſt die Haftung der Stadt für die Amtspflichtverletzungen ihrer 
Beamten über die grundſätzliche Regelung hinaus erweitert: Wenn der 
Beamte im Zuſtande der Bewußtlosigkeit oder in einem die freie Willens⸗ 
beſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit 
gehandelt hat, iſt die Stadt ſchadenserſatzpflichtig, wie wenn dem Beamten 
Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele; dies jedoch nur inſoweit, als die Billigkeit die Schad⸗ 
loshaltung erfordert. Ausgeſchloſſen iſt die Haftbarkeit der Stadt, wenn der 
Beamte lediglich Gebühren bezieht oder für die in Frage kommende Amtshand⸗ 
lung eine beſondere Gebühr von den Beteiligten erhält. Eine Verjährung der 
Schadenserſatzpflicht der Stadt tritt in drei Jahren von dem Zeitpunkte ein, 
in dem der Verletzte von dem Schaden Kenntnis erlangt hat, ohne Rückſicht 
auf dieſe Kenntnis in 30 Jahren. Das Verhältnis der Stadt zum Beamten aus 
Amtspflichtverletzungen wird im 8. Kapitel behandelt. 

Eine beſondere Art der Haftung iſt die Verpflichtung der Gemeinden zum 
Erſatz des bei öffentlichen Aufläufen verurſachten Scha⸗ 
dens Geſetz vom 11. März 1850; in den neueren Provinzen nicht eingeführt). 
Wenn „bei einer Zuſammenrottung oder einem Zuſammenlauf von Menſchen 
durch offene Gewalt oder durch Anwendung der dagegen getroffenen geſetz⸗ 
lichen Maßregeln“ Sachbeſchädigungen oder Verletzungen von Perſonen vor⸗ 
kommen, haftet für den Schaden die Gemeinde, in deren Bezirk die 
Handlung geſchehen iſt. Der Schaden muß binnen zwei Wochen bei dem 
Gemeindevorſtand geltend gemacht werden; gegen deſſen Beſcheid ift inner⸗ 
halb vier Wochen die Beſchreitung des Rechtsweges zuläſſig. Der Ge⸗ 
meinde ſteht der Rückgriff auf die Täter offen. Auf Antrag muß der Ge⸗ 
meindevorſtand, möglichſt unter Zuziehung der Beteiligten, den Schaden vor⸗ 
läufig feſtſtellen. Die Verantwortlichkeit der Gemeinde entfällt, wenn die 
Menge, die den Schaden verurſacht hat, von einer anderen Gemeinde ein⸗ 
gedrungen iſt und die Gemeinde des Tatorts zur Abwehr außerſtande war. 
In dieſem Falle haftet die Gemeinde, in deren Bezirk die Anſammlung oder 
von der aus der Überfall ſtattgefunden hat, es ſei denn, daß auch dieſe Gemeinde 
den Schaden nicht verhindern konnte. Mehrere Gemeinden haften gegebenen⸗ 
falls als Geſamtſchuldner. 

Politiſche Rechte und öffentliche Laſten der Stadt. Die Stadt iſt 
Trägerin gewiſſer öffentlichrechtlicher Befugniſſe und Laſten. Ihr ſteht eine 
Reihe politiſcher Rechte zu, die ihr eine ſtändiſche Vertretung in ſtaatlichen 
und kommunalen Körperſchaften gewähren. 

Die kreisangehörigen Städte werden durch Abgeordnete auf dem 
Kreistage vertreten „der in Kreiskommunalangelegenheiten als 
Beſchlußorgan tätig if. Für die Wahl der Kͤreistagsabgeordneten 
werden — außer in Poſen — drei Wahlverbände gebildet, nämlich je ein 
Verband der größeren ländlichen Grundbeſitzer, der Landgemeinden und der 
Städte. Die Zahl der ſtädtiſchen Abgeordneten wird nach dem Verhältniſſe 
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der ſtädtiſchen und ländlichen Bevölkerung auf Grund der letzten Volkszählung 
beſtimmt und darf die Hälfte, in Landkreiſen mit nur einer Stadt ein Drittel 
der Geſamtzahl der Abgeordneten nicht überſteigen. Die Zahl der von den 
einzelnen Städten zu wählenden Abgeordneten wird nach der Bevölkerungs⸗ 
ziffer weiter verteilt. Werden hiernach mehrere Städte durch einen Abgeord⸗ 
neten vertreten, ſo bilden ſie einen Wahlbezirk und haben lediglich das Recht, 
einen Wahlmann, und zwar regelmäßig auf 250 Einwohner einen, zu wählen. 
Iſt nur eine Stadt vorhanden, ſo ſteht ihr mindeſtens ein Abgeordneter zu. 
Die Verteilung der Abgeordneten nimmt der Kreistag auf Vorſchlag des Kreis⸗ 
ausſchuſſes vor und iſt durch das Kreis⸗ bzw. Amtsblatt bekanntzumachen; 
ſie gilt regelmäßig für 12 Jahre. Gegen den Beſchluß des Kreistages iſt binnen 
zwei Wochen nach Bekanntmachung Klage beim Bezirksausſchuß und gegen 
deſſen Entſcheidung binnen gleicher Friſt Reviſion an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht gegeben. Eine beſondere Regelung beſteht in der Provinz Poſen, wo 
jede Stadt ſtets einen Abgeordneten entſendet. 

Die Wahl der Abgeordneten und Wahlmänner wird in Städten mit 
Magiſtratsverfaſſung in gemeinſchaftlicher Sitzung des Magiſtrats und der 
Stadtverordneten (Bürgervorſteher) unter dem Vorſitz des Bürgermeiſters, in 
Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung durch die Stadtverordnetenverſammlung 
getätigt. Wählbar zum Abgeordneten oder Wahlmann iſt jeder Einwohner, der im 
Beſitz des Bürgerrechts iſt. In Poſen ſind für die Wählbarkeit noch beſondere 
Anforderungen geſtellt. Die Wahlperiode der Abgeordneten beträgt ſechs Jahre, 
das Amt der Wahlmänner gilt nur für die jedesmalige Wahl und eine etwaige 
Erſatzwahl, d. i. eine Wahl für einen vorzeitig ausſcheidenden Abgeordneten, bei 
welcher der Erſatzmann für den Reſt der Wahlzeit gewählt wird. 

Die kreisfreien Städte find berechtigt, einen oder mehrere Abgeord⸗ 
nete für den Provinziallandtag, in Heſſen⸗Naſſau für die Kom⸗ 
munallandtage, zu entſenden. Die Zahl der Abgeordneten iſt durch die Pro- 
vinzialordnungen näher feſtgelegt. Die Wahl geſchieht — von einigen Ausnahmen 
abgeſehen — in gemeinſchaftlicher Sitzung der ſtädtiſchen Körperſchaften unter dem 
Vorſitz des Bürgermeiſters, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung durch die 
Stadtverordnetenverſammlung. Wählbar iſt jeder ſelbſtändige Angehörige des 
Deutſchen Reichs, der das 30. Lebensjahr vollendet hat, ſich im Beſitz der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte befindet und ſeit mindeſtens einem Jahre der Provinz, in 
Heſſen⸗Naſſau dem Regierungsbezirke durch Grundbeſitz oder Wohnſitz angehört. 
Die Wahlzeit beträgt ſechs Jahre. Die kreisangehörigen Städte haben ein 
Wahlrecht zum Provinziallandtage nicht. Sie werden dadurch berückſichtigt, 
daß die Landkreiſe gleich den Stadtkreiſen durch Abgeordnete, deren Wahl dem 
Kreistage obliegt, vertreten werden. 

Eine Anzahl von Städten, die der König beſtimmt, zur Zeit 511), haben 


1) Dies ſind: Aachen, Altona, Barmen, Bielefeld, Berlin, Bochum, Bonn, 
Brandenburg, Breslau, Bromberg, Charlottenburg, Cöln, Crefeld, Danzig, Dortmund, 
Düſſeldorf, Duisburg, Elberfeld, Elbing, Erfurt, Eſſen, Flensburg, Frankfurt a. M. 
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das Recht, dem Könige Magiſtratsmitglieder, in Städten mit Bürgermeiſtereiver⸗ 
faſſung Bürgermeiſter oder Beigeordnete zun Berufung in das Herren 
haus vorzuschlagen. Der Vorſchlag erfolgt in Städten mit Magiſtratsver⸗ 
faſſung durch den Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung durch die 
Stadtverordnetenverſammlung. Die vorgeſchlagenen Magiſtratsperſonen müſſen 
mindeſtens 30 Jahre alt ſein. Die auf Vorſchlag der Städte Berufenen bleiben 
Mitglieder des Herrenhauſes bis zum Erlöſchen ihres Amtes als Magiſtratsperſon. 

Endlich mag hier erwähnt werden, daß gewiſſe Städte auch auf die Ver⸗ 
tretung der Landwirtſchaftskammern, welche die Intereſſen der 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft ihres Bezirks wahrzunehmen haben, Einfluß haben. 
In der Regel werden die Kammermitglieder durch die Landkreiſe, und zwar 
die Kreistage, gewählt. Doch können kreisfreie Städte durch die Satzungen 
mit benachbarten Landkreiſen zu einem Wahlbezirke verbunden werden. Als⸗ 
dann wählt die Stadtverordnetenverſammlung die der Stadt zukommenden 
Wahlmänner, deren Zahl ſich nach Verhältnis des Grundſteuerreinertrages 
der Stadt⸗ und Landkreiſe beſtimmt. Wählbar ſind mindeſtens 30 Jahre alte 
Einwohner, die als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter landwirtſchaftliche 
Grundſtücke mindeſtens im Umfange einer ſelbſtändigen Ackernahrung inner⸗ 
halb des Stadtbezirks beſitzen oder beſaßen, Vorſtandsmitglieder und Beamte 
landwirtſchaftlicher Vereine nach zehnjähriger Amtsdauer und Perſonen, denen 
die Landwirtſchaftskammer die Wählbarkeit wegen ihrer Verdienſte um die 
Landwirtſchaft verliehen hat. 

Den politiſchen Rechten der Städte entſprechen gewiſſe Pflichten 
gegenüber den Kreiſen, Provinzen und dem Staate, die ſich hauptſächlich 
in einer geldlichen Beihilfe zu den Laſten dieſer Organe äußern. Die 
Beitragspflicht zu den Kreis ab gaben liegt naturgemäß nur den kreis⸗ 
angehörigen Städten ob. Die Kreiſe können zur Deckung ihrer Ausgaben 
Gebühren, Beiträge, indirekte und direkte Steuern erheben. Die Schuldner 
der drei erſten Abgabenarten ſind die Einzelperſonen, während der Bedarf 
an direkten Kreisſteuern auf die Gemeinden und Gutsbezirke verteilt wird. 
Als Verteilungsmaß gilt das Soll der Einkommenſteuer und der vom Staate 
veranlagten Realſteuern (Grund⸗, Gebäude-, Gewerbe⸗ und Betriebsſteuern). 
Gegen die Verteilung haben die Gemeinden und Gutsbezirke binnen vier 
Wochen das Recht des Einſpruchs, über den der Kreisausſchuß beſchließt. Gegen 
den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet binnen zwei Wochen Klage an den 
Bezirksausſchuß und gegen deſſen Entſcheidung binnen gleicher Friſt die Revi⸗ 
ſton an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. Hinſichtlich der direkten Kreisſteuern 
werden alſo die Gemeinden und Gutsbezirke Schuldner, und es iſt ihre Sache, 
die Ausgaben wieder aufzubringen. 


und a. O., Glogau, Görlitz, Graudenz, Greifswald, Halberſtadt, Halle, Hannover, 
Hildesheim, Kaſſel, Kiel Koblenz, Königsberg, Liegnitz, Magdeburg, Memel. Minden, 
Mühlbauſen, Münter, Nordhauſen, Osnabrück, Poſen, Potsdam, Stettin, Stralſund, 
Thorn, Trier, Wiesbaden. 
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In ähnlicher Weiſe werden die Provinzialabgaben behandelt. 
Die Provinzen können Gebühren, Beiträge und direkte Steuern erheben. Zur 
Aufbringung der letzteren ſind die Land⸗ und Stadtkreiſe nach dem oben bei 
der Kreisumlage erwähnten Maßſtab verpflichtet. Gegen die Verteilung ſteht 
den Kreiſen binnen vier Wochen der Einſpruch an den Provinzialausſchuß 
und gegen deſſen Beſchluß binnen zwei Wochen die Klage an das Oberverwal⸗ 
tungsgericht zu. 

Den Staatsabgaben unterliegen die Städte nur als juriſtiſche Per⸗ 
ſonen, wenn ſie Gewerbe treiben oderabgabenpflichtige Rechtsgeſchäfte vornehmen, 
wobei allerdings eine Reihe von Erleichterungen beſtehen. Die Städte haben 
ferner bei der Veranlagung und Beitreibung von Staatsſteuern und Abgaben 
an die vom Staate eingerichteten Handels-, Handwerks⸗ und Landwirtſchafts⸗ 
kammern in umfangreichem Maße mitzuwirken. Sie beteiligen ſich auch in- 
ſofern an den allgemeinen Staatslaſten, als fie für ihren Bezirk die Koſten 
der Urwahlen zum Abgeordnetenhauſe und — abgeſehen 
von den Koſten für die Druckformulare und für die Ermittelung des Wahl⸗ 
ergebniſſes — die Koſten der Reichstagswahlen zu tragen haben. 

Sodann können die Militärlaſten des Staates die Städte 
unmittelbar treffen, wenn ſie die Einquartierungspflicht, die an ſich 
jedem einzelnen Bürger obliegt, als Gemeindelaſt übernehmen. Aber auch 
in anderer Hinſicht verurſachen die ſtaatlichen Militäraufgaben den Städten. 
einen gewiſſen geldlichen und Arbeitsaufwand. So haben die Städte Stamm⸗ 
rollen über alle Militärpflichtige zu führen und die Militärbehörden bei der 
Regelung der Militärverhältniſſe der Einwohner zu unterſtützen, insbeſondere 
die Militärpflichtigen zur Muſterung zu laden. Die dadurch entſtehenden Koſten 
treffen die Städte, es ſei denn daß die Mitwirkung bei jenen Aufgaben anderen 
Behörden, z. B. einer Königlichen Polizeiverwaltung, obliegt. Die Gemeinde⸗ 
vorſtände haben ferner für die Unterverteilung und Erfüllung der Quartier⸗ 
leiſtungen zu ſorgen. In allen Ortſchaften, die mit Garniſon belegt werden 
ſollen, hat der Gemeindevorſtand den Umfang der Quartierleiſtungen durch 
ein Kataſter zu beſtimmen, das die zur Einquartierung benutzbaren Gebäude 
unter Angabe der Leiſtungsfähigkeit anzugeben hat und während 14 Tage 
offen zu legen iſt. Erinnerungen dagegen können binnen 21 Tagen nach be- 
endeter Offenlegung beim Gemeindevorſtand angebracht werden. Deſſen 
Beſcheid iſt binnen zwei Wochen mit Beſchwerde beim Bezirksausſchuß anfecht⸗ 
bar. Dieſer entſcheidet endgültig. Die Aufſtellung eines Kataſters kann jedoch 
durch Gemeindebeſchluß ausgeſchloſſen werden. 

Die Gerichtsbarkeit. Während die Ausübung der Polizei der Mehrzahl 
der Städte, wenn auch in großer Abhängigkeit von den Staatsbehörden, zu⸗ 
ſteht, iſt die ordentliche Gerichtsbarkeit rein ſtaatlich. Indeſſen hat die den 
neuzeitlichen Anforderungen entſprechende Schaffung von Sondergerichten 
den Staat veranlaßt, die Koſten hierfür zum Teil den Gemeinden aufzuerlegen. 
Man begründet dies damit, daß die Sondergerichte nicht zuletzt beſonderen 
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örtlichen Bedürfniſſen Rechnung tragen, in einigen Gemeinden erforderlich 
werden, in anderen nicht. Als Gegenleiſtung für dieſe Gerichtslaſten ſind den 
Gemeinden gewiſſe Berechtigungen bei der Einrichtung und Beſetzung der 
Gerichte gewährt. Die in Frage kommenden Gerichte ſind die Gewerbegerichte 
und Kaufmannsgerichte. a 

Gewerbegerichte entſcheiden über Streitigkeiten aus dem Ar⸗ 
beitsverhältniſſe und wirken als Einigungsämter bei Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitern über die Fortſetzung oder Wiederaufnahme des 
Arbeitsverhältniſſes, wenn beide Parteien darum angehen. Die Errichtung 
erfolgt durch Ortsſtatut für eine oder durch gemeinſames Statut für mehrere 
Gemeinden. Gemeinden, die nach der letzten Volkszählung mehr als 20 000 
Einwohner haben, müſſen ein Gewerbegericht beſitzen. Für die übrigen Ge⸗ 
meinden kann die Errichtung durch Miniſterialerlaß angeordnet werden, wenn 
die beteiligten Arbeitgeber oder Arbeiter dies beantragen. Die Grenzen der 
Zuſtandigkeit, die auf beſtimmte Betriebe oder Ortsteile beſchränkt werden 
kann, ſowie die Zuſammenſetzung des Gerichts ſetzt das Statut feſt. Der Vor⸗ 
ſitzende und ſein Stellvertreter werden vom Magiſtrat oder, wo ein ſolcher 
nicht beſteht oder das Statut es anordnet, von der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung (dem Bürgervorſteherkollegium) gewählt. Weder der Vorſitzende noch 
ſein Stellvertreter dürfen Arbeitgeber oder Arbeiter ſein. Deshalb kann in Städten 
mit Bürgermeiſtereiverfaſſung, die in gewerblichen Betrieben Arbeiter be- 
ſchäftigen, der Bürgermeiſter nicht den Vorſitz übernehmen; anders in Städten 
mit Magiſtratsverfaſſung. Die Beiſitzer ſind zur Hälfte Arbeitgeber, zur Hälfte 
Arbeiter; jene werden von den Arbeitgebern, dieſe von den Arbeitern gewählt. 
Die Koſten der Einrichtung und Unterhaltung des Gerichts fallen den es errich⸗ 
tenden Gemeinden zur Luft, ſoweit nicht eine Deckung durch die Gerichts⸗ 
gebühren und ſonſtigen Einnahmen erfolgt. Für die Dienſtaufſicht über die 
Geſchäftsführung des Gerichts find die allgemeinen Aufſichtsbeſtimmungen 
maßgebend. 

Kaufmannsgeri chte können zur Entſcheidung von Streitigkeiten 
aus dem Dienſt- oder Lehrverhältnis zwiſchen Kaufleuten und Handlungs⸗ 
gehilfen mit Arbeitsverdienſt bis zu 5000 Mark einſchließlich oder Handlungs⸗ 
lehrlingen errichtet werden. Die Beſtimmungen über dieſes Gericht decken 
ſich mit denjenigen über das Gewerbegericht. Jedoch muß der Vorſitzende des 
Kaufmannsgerichts und ſein Stellvertreter die Befähigung zum Richter⸗ 
amt oder höheren Verwaltungsdienſt beſitzen, was vom Vorſitzenden des Ge⸗ 
werbegerichts nicht verlangt wird. 

In der Rheinprovinz gibt es in manchen Städten noch Königliche Ge⸗ 
werbegerichte, die nur inſofern im Zuſammenhang mit den Städten ſtehen, 
als dieſe die Kosten für die Räume, ihre Beleuchtung und Heizung zu tragen 
haben. Die Einrichtung ſolcher Gerichte erfolgt nicht durch Ortsſtatut, ſondern 
durch ein Regulativ, das der Handelsminiſter im Einvernehmen mit dem Juſtiz⸗ 
miniſter erläßt. Den Vorſitzenden und ſeinen Stellvertreter ernennt der Regie⸗ 
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rungspräſident. Die nicht von der Stadt getragenen Koſten werden als Zu⸗ 
ſchläge zur Gewerbeſteuer auf die zu dieſer Steuer veranlagten zur Beiſitzer⸗ 
wahl Berechtigten umgelegt. 

Der Stadtbezirk. Das der ſtädtiſchen Verfaſſung und Verwaltung unter- 
liegende Gebiet, der Stadtbezirk, iſt bei Einführung der Städteordnungen 
genau bezeichnet und in der Folgezeit durch geſetzliche oder obrigkeitliche Re⸗ 
gelung ſo hinreichend umgrenzt, daß Streitigkeiten nur über einzelne Grundſtücke, 
Wege und dergl. entſtehen können. Zum Stadtbezirk gehören alle innerhalb 
der politiſchen Grenze liegenden Grundſtücke, wobei es unerheblich iſt, ob es 
private oder öffentliche oder dem Handel entzogene Grundſtücke ſind. Daher 
ſind Wege, Straßen, private und öffentliche Waldungen ſowie Gewäſſer ein— 
bezogen. Der Unterſchied zwiſchen dem eigentlichen bebauten Stadtgebiet 
und der Feldmark hat keine ſtadtrechtliche Bedeutung. Er iſt nur dann noch 
maßgebend, wenn es ſich um die Frage handelt, ob der Gemeindevorſtand 
ein Baueinſpruchsrecht hat. Die Hannoverſche Städteordnung ſetzt zwar den 
Begriff Stadt in einen gewiſſen Gegenſatz zu dem äußeren Stadtgebiet, indem 
ſie die Regelung der Verhältniſſe, Rechte und Pflichten der Bewohner des 
äußeren Stadtgebiets dem Ortsſtatut überläßt. Indeſſen findet auch hier das 
Stadtrecht regelmäßig bis zu den politiſchen Grenzen Anwendung. Ebenſo⸗ 
wenig iſt es ein grumdfäßlicher Unterſchied, wenn die Schleswig⸗Holſteinſche 
Städteordnung „die Bezeichnung der einzelnen Beſtandteile des Stadtbezirks 
und der hinſichts ihrer Zugehörigkeit zu dem letzteren etwa beſtehenden be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe“ dem Ortsſtatut vorbehält. Denn es iſt in ganz Preußen 
durchaus möglich und tatſächlich vielfach der Fall, daß einzelne Städte aus be⸗ 
ſonderen Ortſchaften mit beſonderen Namen beſtehen. Allerdings ſteht, ſoweit 
dieſe Namen nicht herkömmlich ſind, außerhalb Schleswig⸗Holſteins die Rege⸗ 
lung ihrer Bezeichnung allein der Landespolizeibehörde oder dem König zu. 
Im übrigen ſehen die Städteordnungen die Einteilung größerer Städte in 
Ortsbezirke vor, um die Verwaltung zu erleichtern. Die Bezirkteilung 
erfolgt in Hannover und Schleswig⸗Holſtein durch Ortsſtatut, in den übrigen 
Provinzen durch den Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung 
durch den Bürgermeiſter, und zwar — abgeſehen von Frankfurt a. M. — 
nach Anhörung der Stadtverordnetenverſammlung. 

Nicht zu verwechſeln mit dem politiſch begrenzten Stadtbezirk iſt das der 
Herrſchaft der Stadtverwaltung aus anderen Gründen unterliegende Gebiet. 
So können Grundſtücke im Eigentum der Stadtgemeinde ſtehen, auch wenn 
ſie in anderen Gemeinden belegen ſind. Ferner kann zwiſchen einer Stadt 
und einer Gemeinde ein Abhängigkeitsverhältnis dahin beſtehen, daß die Stadt 
gewiſſe Patronatsrechte ausübt. Solche abhängigen Gemeinden werden zu⸗ 
weilen Kämmereidörfer genannt. Endlich haben manche Städte in den Nach⸗ 
bargemeinden gewiſſe Monopolrechte zugunſten ihrer gewerblichen Unter⸗ 
nehmungen, wie der Waſſerwerke und Lichtanſtalten. Derartige Monopole 
gründen ſich aber auf rein privaten Verträgen und können auch nur deshalb ge⸗ 
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ſchaffen werden, weil die Gemeinden regelmäßig Eigentümer des Straßennetzes 
ſind, auf das die Leitungen der gewerblichen Unternehmungen angewieſen ſind. 

Iſt ſtreitig, ob ein Grundſtück zum Stadtbezirk 
gehört, ſo wird in der Regel davon auszugehen ſein, ob und ſeit wann die 
Grundabgaben an die Stadt gegangen ſind. Das Grundbuch kann nicht immer 
maßgebend ſein, da es lediglich Privatverhältniſſe ordnet und von den Amts⸗ 
gerichten geführt wird, deren Zuſtändigkeitsbezirk aber nicht notwendig mit 
einem Gemeindebezirk zuſammenfällt. Ebenſowenig haben Flurbücher und 
Mutterrollen eine ausſchlaggebende Beweiskraft für die kommunalen Ver- 
hältniſſe. Bei einer Streitfrage über die Zugehörigkeit 
eines Weges zum Stadtbezirk wird in erſter Linie zu prüfen 
ſein, wem die Unterhaltung oblag. Bietet ſich hier keine Klärung, ſo wird man 
durchweg annehmen müſſen, daß die Stadtgrenze in der Wegemitte liegt. In 
gleicher Weiſe wird bei Bächen und Flüſſen, deren Lage an der Stadtgrenze 
Anlaß zum Streit gibt, zu entſcheiden ſein. 

Derartige Fragen ſind der Regelung durch die ordentlichen Gerichte ent- 
zogen. Dieſe können zwar ausnahmsweiſe im Privatrechtsſtreite zur Entſchei⸗ 
dung berufen ſein, wenn die Beurteilung der kommunalen Zugehörigkeit Vor⸗ 
bedingung für die Entſcheidung des ftreitigen Privatrechts ift. Eine ſolche Ent⸗ 
ſcheidung ift jedoch nur für die Parteien maßgebend. it die Stadt ſelbſt Partei, 
ſo iſt ſie nur in der betreffenden Zivilrechtsſache gebunden, nicht aber grund⸗ 
ſätzlich. Streitigkeiten über die beſtehenden Grenzen 
der Stadtbezirke unterliegen vielmehr dem Verwaltungs— 
ſtreitverfahren. In erſter Inſtanz iſt der Bezirksausſchuß zuſtändig, 
gegen deſſen Beſcheid binnen zwei Wochen Berufung an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht gegeben iſt. Die Anrufung des Bezirksausſchuſſes ift an keine Friſt ge⸗ 
bunden und ift auch in ſolchen Sachen noch zuläſſig, die zu einer Zeit, als das 
Verwaltungsſtreitverfahren noch nicht eingeführt war, durch die Verwaltungs⸗ 
behörden entſchieden waren. Für Berlin tritt an Stelle des Bezirksausſchuſſes 
in erſter und letzter Inſtanz das Oberverwaltungsgericht. 

Da das Verwaltungsſtreitverfahren über Grenzſtreite infolge der Be⸗ 
weiserhebung ſich nicht ſelten lange hinzieht, iſt bisweilen eine vorläufige 
Feſtſetzung der Gre nzen zwecks Erfüllung der öffentlichrechtlichen 
Verpflichtungen oder aus anderen Gründen notwendig. Eine ſolche vorläufige 
Grenzregelung kann, vorausgeſetzt, daß das öffentliche Intereſſe es erheiſcht, 
durch den Bezirksausſchuß, in Berlin durch den Oberpräſidenten, ausgeſprochen 
werden und bleibt unanfechtbar bis zur Entſcheidung im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren in Kraft. Jedoch iſt der vorläufige Beſchluß keineswegs Vor⸗ 
bedingung des Verfahrens; auch kann er ſich nur auf die Zukunft beziehen, eine 
rückwirkende Kraft ſich alſo nicht beilegen. 

Der Stadtbezirk bildet des öfteren die Uingrenzung für gewiſſe ſtaatliche 
Aufgaben. In der Regel deckt er ſich mit einem Polizeibe zirk; dieſer 
kann jedoch auf mehrere Gemeinden ausgedehnt werden. Ferner ſind die Städte 
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nach einer Reihe von Geſetzen Verwaltungsbezirke für Zwecke 
des Staates, der Provinzen, der Kreiſe und öffentlichrechtlicher Körperſchaften 
und alsdann verpflichtet, die örtlichen Geſchäfte jener Organe zu beſorgen. 
Häufig fallen auch ſtaatliche Gerichtsbezirke mit den Stadtbezirken zuſammen. 
Indeſſen iſt dies keineswegs geſetzliche Vorſchrift. Anders bei den Schieds- 
mannsbezirken, die nach dem Geſetz in der Regel mit den Stadtbezirken 
übereinſtimmen ſollen. Für jede Gemeinde iſt zur Sühneverhandlung über 
ſtreitige Rechtsangelegenheiten ein ehrenamtlich tätiger Schiedsmann und 
Stellvertreter zu beſtellen. Kleinere Gemeinden können mit anderen Gemeinden 
zu einem Schiedsmannsbezirk vereinigt, größere in mehrere Bezirke geteilt 
werden. Die Bezirksabgrenzung innerhalb der Stadt liegt in Städten mit Ma⸗ 
giſtratsverfaſſung dem Magiſtrat, in den übrigen dem Bürgermeiſter ob. In 
Städten, die für ſich einen oder mehrere Bezirke bilden, erfolgt die Wahl des 
Schiedsmannes und ſeines Vertreters durch die Stadtverordnetenverſammlung 
(das Bürgervorſteherkollegium) auf drei Jahre; für vereinigte Gemeinden wählt 
der Kreistag. Wählbar iſt jeder mindeſtens 30 Jahre alte Einwohner des Be⸗ 
zirks, dem nicht die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter gerichtlich 
aberkannt und der nicht in der Vermögensverfügung gerichtlich beſchränkt 
iſt. Gründe zur Ablehnung des Amtes ſind: Alter von 60 Jahren, Verwaltung 
des Schiedsmannsamts während der voraufgegangenen drei Jahre, anhaltende 
Krankheit, Geſchäfte, die lange oder häufige Abweſenheit vom Wohnort mit 
ſich bringen, Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamts, beſondere Ver⸗ 
hältniſſe, die nach billigem Ermeſſen eine gültige Entſchuldigung begründen. 
Über die Begufnis der Ablehnung entſcheidet die Wahlkörperſchaft endgültig. 
Staatsbeamte und beſoldete Kommunal- und Kirchenbeamte bedürfen der 
Genehmigung der zunächſt vorgeſetzten Behörde. Die zu Schiedsmännern 
Gewählten unterliegen der Beſtätigung des Landgerichtspräſidiums und werden 
durch das Amtsgericht vereidigt. 

Endlich find hier die Standesamtsbezirke zu erwähnen, die 
durch den Oberpräſidenten gebildet werden. Kleinere Gemeinden können 
zu einem Bezirke vereinigt, größere in verſchiedene Bezirke geteilt werden. 
Die Standesbeamten werden vom Staat beſtellt und haben die zur Beurkundung 
von Geburten, Heiraten und Todesfaͤllen beſtimmten Regiſter zu führen. Über 
die Mitwirkung der Bürgermeiſter bei den Standesamtsgeſchäften wird im 
5. Kapitel das Nähere erörtert. 

Ein⸗ und Ausgemeindung. Werden die Grenzen eines Stodtbezirks ge⸗ 
ändert, ſo nennt man dies eine Eingemeindung oder Ausgemein⸗ 
dung. Eine ſolche Grenzveränderung iſt nicht durch privatrechtlichen Vertrag, 
ſondern nur durch einen öffentlichrechtlichen Akt möglich. Die Grundlagen 
hierfür ſind in den verſchiedenen Landesteilen nicht einheitlich geſtaltet und 
finden ſich teils in den Städteordnungen teils in den Landgemeinde, Kreis, 
Provinzialordnungen und dem Zuſtändigkeitsgeſetz. 

Übereinſtimmend iſt der Rechiszuſtand in den öſtlichen Pro⸗ 
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vinzen, Heſſen⸗Naſſau und Schleswig⸗-Holſtein geregelt. 
Soll hier eine Landgemeinde oder ein Gutsbezirk mit einer Stadt vereinigt werden, 
ſo kann dies durch Königliche Genehmigung geſchehen, wenn die beteiligten 
Gemeinden und Gutsbeſitzer einverſtanden ſind und der Kreistag gehört iſt. 
Ein mangelndes Einverſtändnis kann im öffentlichen Intereſſe durch Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes — und zwar nach erfordertem Gutachten des Kreistages 
— erſetzt werden, wenn die Landgemeinde oder der Gutsbezirk feine öffentlich⸗ 
rechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen außerſtande iſt, wenn die Zerſplitterung 
eines Gutsbezirks oder die Bildung von Kolonien in dem Gutsbezirk feine voll⸗ 
ſtändige oder teilweiſe Angliederung an die Stadt notwendig macht oder wenn 
infolge örtlich verbundener Lage der Stadt, Landgemeinde oder des Guts⸗ 
bezirks ein erheblicher Widerſtreit kommunaler Intereſſen entſtanden iſt, deſſen 
Ausgleich auch durch Bildung eines Zweckverbandes nicht zu erreichen 
iſt. Liegen dieſe Vorausſetzungen nicht vor, ſo iſt nur der Weg der Geſetzgebung 
möglich. Ein Geſetz ift ferner für die Vereinigung mehrerer Städte erforder⸗ 
lich, abgeſehen von Heſſen⸗Naſſau, wo in dieſem Fall Stadt und Landgemeinde 
gleichbehandelt werden. Eine weitere Ausnahme beſteht für eine Eingemeindung 
eines Gemeindebezirks nach Frankfurt a. M. Hier kann ein mangelndes Ein⸗ 
verſtändnis auch nicht beim Vorliegen der vorerwähnten Vorausſetzungen 
durch den Bezirksausſchuß erſetzt werden, es macht vielmehr ein Geſetz erforderlich. 

Handelt es ſich um die Abtrennung einzelner Teile einer Landgemeinde 
oder eines Gutsbezirks und ihre Vereinigung mit einer Stadt oder die Abtren⸗ 
nung einzelner Grundſtücke von einer Stadt und deren Vereinigung mit einer 
Landgemeinde oder einem Gutsbezirk, ſo iſt die Königliche Genehmigung nur ein⸗ 
zuholen, wenn eine neue Landgemeinde oder ein neuer Gutsbezirk gebildet 
werden ſoll oder wenn die beteiligten Gemeinden, Gutsbeſitzer und Grund⸗ 
ſtückseigentümer nicht einverſtanden ſind und keine der oben erörterten Vor⸗ 
aussetzungen im öffentlichen Intereſſe vorliegen. Iſt dagegen ein Einverſtänd⸗ 
nis erzielt oder im Falle der Nichteinigung ein öffentliches Intereſſe unter den 
oben erörterten Vorausſetzungen vorhanden, ſo genügt für die Vollziehung 
der Grenzänderung ein Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, dem eine Anhörung 
der Beteiligten und des Kreistages vorauszugehen hat. Auch hier iſt wieder⸗ 
um eine Ausnahme für eine Eingemeindung nach Frankfurt a. M. gegeben: 
Nichteinigung erfordert Königliche Genehmigung, wenn ein im öffentlichen 
al liegendes dringendes Bedürfnis anzuerkennen iſt, anderenfalls ein 

Geſetz. 

In allen Fällen, wo der Bezirksausſchuß beſchließt, iſt den Beteiligten 
binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Provinzialrat gegeben. Gegen deſſen 
Beſchluß kann der Oberpräſident, falls er das öffentliche Jutereſſe durch den 
Beſchluß für gefährdet erachtet, Beſchwerde an das Staatsminiſterium einlegen. 
In Berlin tritt an die Stelle des Provinzialrats der Oberpräſident. 

Für die Provinz Weſtfalen iſt ein gleiches Verfahren wie in den vor⸗ 
behandelten Landesteilen vorgeſehen; indeſſen mit zwei grundſätzlichen Aus⸗ 
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nahmen. Iſt für die Eingemeindung ganzer Landgemeinden oder Gutsbezirke 
eine Einigung der Beteiligten nicht zu erzielen, ſo iſt ein Erſatz der Einigung 
durch einen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes nicht zugelaſſen, ſtets alſo ein Geſetz 
erforderlich. Ferner iſt bei Ein⸗ oder Ausgemeindung einzelner Bezirksteile 
im Falle der Nichteinigung eine Beſchlußfaſſung durch den Bezirksausſchuß 
in keinem Falle gegeben, vielmehr für den Fall, daß die Grenzveränderung 
ſich als ein notwendiges Bedürfnis im öffentlichen Intereſſe herausſtellt, die 
Königliche Genehmigung nach Anhörung der Beteiligten und des Kreistages, 
andernfalls ein Geſetz herbeizuführen. 

Das in der Rheinprovinz geltende Recht erfordert für eine Grenz⸗ 
veränderung ſtets Königliche Genehmigung nach Anhörung der beteiligten Ge⸗ 
meinden und des Kreistages. Ein Geſetz iſt nur dann notwendig, wenn irgend⸗ 
welche außergeſetzliche Regelungen, wie Steuervorrechte, bindende Kraft er⸗ 
langen ſollen. 

In Hannover geſchieht eine Eingemeindung einer ganzen Gemeinde, 
wenn die Gemeinden einverſtanden ſind, durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, 
deſſen Beſtätigung durch den Oberpräſidenten „zur Vermeidung eines immer⸗ 
hin möglichen Zweifels an der Rechtsbeſtändigkeit der Vereinigung“, wie ein 
Erlaß des Miniſters des Innern in einem praktiſchen Falle ausführt, zweck⸗ 
mäßig iſt. In gleicher Weiſe genügt ein Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, wenn 
eine Grenzveränderung lediglich die Eingemeindung oder Ausgemeindung 
einzelner Bezirksteile zur Folge hat. Hier ſind zwar die Beteiligten zu hören. 
Doch iſt ihr Einverſtändnis nicht notwendig, wenn beſondere Gründe die Grenz⸗ 
veränderung rechtfertigen. In allen anderen Fällen, alſo namentlich bei der 
Eingemeindung einer ganzen Gemeinde gegen deren Willen, muß der Weg des 
Geſetzes begangen werden. Eine Eingemeindung durch Königliche Verordnung 
iſt dem hannoverſchen Städterecht fremd. 

Ein erleichtertes Verfahren kennen die Städteordnungen 
für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, Heſſen⸗Naſſau, Schleswig⸗Holſtein 
für die Eingemeindung ſolcher Grundſtücke, die bisher noch keiner Gemeinde 
oder keinem ſelbſtändigen Gutsbezirk angehörten. Hier genügt ſtets ein Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes nach Anhörung der Beteiligten. Das gleiche iſt für 
Hannover rechtens, da, wie eben erwähnt, bei ähnlichen Grenzänderungen 
der Bezirksausſchuß ſtets zuftändig iſt. In der Rheinprovinz würde dagegen 
auch in dieſem Falle eine Königliche Verordnung notwendig werden, was 
um ſo auffallender iſt, als bei der Angliederung eines kommunalfreien 
Grundſtücks an eine Landgemeinde ein Beſchluß des Kreisausſchuſſes ausreicht. 

In allen Provinzen iſt jede Bezirksveränderung durch das Regierungs⸗ 
amtsblatt bekannt zu machen. Durch Nichtbefolgen dieſer Vorſchrift wird 
jedoch die Rechtswirkſamkeit der Eingemeindung nicht berührt. 

Als Folge der Eingemeindung tritt die Veränderung der 
Amtsbezirks⸗, Kreis⸗ und Provinzialgrenzen ohne weiteres ein. Ein beſonderes 
Geſetz iſt dazu nicht notwendig. Die eingemeindeten Einwohner erwerben 
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das Recht der Bürger der Hauptgemeinde, ohne erworbene frühere Rechte 
zu verlieren. Auch greift das Ortsrecht der Stadt auf die eingemeindeten Teile 
Platz; es bedarf keiner förmlichen Einführung. Daher gelten die Gemeinde⸗ 
beſchlüſſe, Steuerordnungen, Polizeiverordnungen, Obſervanzen, ſoweit ſie 
nicht auf einen örtlichen Teil beſchränkt ſind, und die Ortsſtatuten des alten Stadt⸗ 
bezirks auch in dem erweiterten Gebiet. Allerdings beſteht hinſichtlich der 
Obſervanzen und Polizeiverordnungen eine Übereinſtimmung in der Wiſſen⸗ 
ſchaft und den gerichtlichen Entſcheidungen bisher nicht, ſo daß es ſich zur Ver⸗ 
meidung von Zweifeln empfiehlt, die Polizeiverordnungen beſonders in Kraft 
zu ſetzen, ſoweit es nicht durch das Eingemeindungsgeſetz geſchieht. Übrigens 
können Vorſchriften beſonderer Geſetze eine förmliche Einführung des Rechtes 
der einverleibenden Gemeinde in die neuen Gebietsteile notwendig machen. 
So erfordert das Schlachthausgeſetz vom 18. Mai 1856 die Veröffentlichung 
des Beſchluſſes der Einführung des Schlachtzwanges, der in der einverleibenden 
Gemeinde beſteht, beſonders für die neuen Gebietsteile. Wird eine ganze 
Gemeinde eingemeindet, ſo geht ihr Vermögen und die Beamtenſchaft an die 
neue Gemeinde über; bei teilweiſer Umgemeindung ſteht das Grundvermögen 
mangels anderweiter Vereinbarung der Belegenheitsgemeinde zu. 

Vor jeder Eingemeindung pflegt die Staatsregierung dahin zu wirken, 
daß etwa verkleinerten Gemeinden oder Kreiſen im Falle einer Schädigung 
von der vergrößerten Gemeinde ein billiger Ausgleich geboten wird. Ein 
ſolcher Ausgleich wird in der Regel durch Privatvertrag begründet. Gegenſtand 
eines derartigen Vertrages kann aber nicht die Schaffung öffeutlichrechtlicher 
Sonderrechte oder Sonderpflichten, wie die Gewährung von Steuervorzügen 
oder ⸗nachteilen, an die einzugemeinden Perſonen ſein. Solche Abmachungen 
bedürfen einer Deckung durch das Eingemeindungsgeſetz. Im übrigen iſt ein 
öffentlichrechtliches Aus einan derſetzungsverfahren zwiſchen den 
beteiligten Gemeinden und Kreiſen gegeben. Dieſes kann aber ſeinen Lauf 
erſt nach vollzogener Eingemeindung nehmen. Über die Auseinanderſetzung 
beſchließt der Bezirksausſchuß. Gegen deſſen Beſchluß iſt binnen zwei Wochen 
die Klage im Verwaltungeſtreitverfahren an den Bezirksausſchuß und gegen 
deſſen Entſcheidung binnen zwei Wochen Berufung an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht gegeben. Für Berlin tritt an die Stelle des Bezirksausſchuſſes als Be⸗ 
ſchlußbehörde der Oberpräfident und entſcheidet im Verwaltungsſtreitverfahren 
das Oberperwaltungsgericht in erſter und letzter Inſtanz. Für die Auseinander⸗ 
ſetzung gilt die Regel, daß bei einer im öffentlichen Jutereſſe erfolgenden 
Bezirksveränderung die Verminderung der Steuerkraft keinen Klagegrund 
bildet. Zur Begründung eines Entſchädigungsanſpruchs erfordert vielmehr 
die Verwaltungspraxis (geſtützt auf die Landgemeindeordnungen für die öſtlichen 
brovinzen, Schleswig⸗Holſtein, Heſſen⸗Naſſau, in den übrigen Provinzen in 
ſinngemäßer Anwendung dieſer Beſtimmungen) den Nachweis, daß die belangte 
Gemeinde durch die Grenzveränderung eine Erleichterung ihrer öffentlichen 
Pflichten erfahren hat und zur Entſchädigungsleiſtung imſtande iſt, andererſeits 
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daß die fordernde Gemeinde durch die Bezirksveränderung und im Zeitpunkt 
dieſer Veränderung Nachteile erfahren hat, die unbillig ſind oder ihre Leiſtungs⸗ 
fähigkeit überſteigen. Namentlich wird hier die Verſchiebung der Armen⸗ 
laſten zu berücksichtigen ſein. Den Verwaltungsbehörden bleibt es dabei über- 
laſſen, nach billigem Ermeſſen zu entſcheiden, ob und in welcher Form (als 
Kapital oder Rente) die Abfindung zu leiſten iſt. Immer muß es ſich aber um 
öffentlich-rechtliche Verhältniſſe handeln; die privatrechtlichen bleiben durch 
die Bezirksänderung unberührt. 

Zweckverbände. Nicht immer iſt eine Bezirksveränderung geeignet, die ge⸗ 
meinſamen Intereſſen der Gemeinden zu fördern. Solche Intereſſen beſtehen oft 
nur auf Sondergebieten (man denke an die Kanaliſation, an Bebauungspläne 
u. dgl.), während im übrigen die Ziele der Gemeinden ſich keineswegs decken. 
Daher will ein beſonderes (3. Zt. vom Landtage erledigtes) Geſetz die Bildung 
von Zweckverbänden zwiſchen Städten, Landgemeinden, Gutsbezirken, Bürger⸗ 
meiſtereien, Amtern und Landkreiſen ermöglichen. Die Zweckverbände ent⸗ 
ſtehen danach entweder im Wege der Vereinbarung oder des Zwanges. Die 
freiwillige Vereinigung zu einem Zweckverbande kann zur 
Erfüllung einzelner kommunaler Aufgaben jeder Art geſchehen; der Verband 
tritt alsdann durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes in Kraft. Bei mange In» 
dem Einverftindnis kann der Oberpräfident auf Antrag von mindeſtens 
einem Drittel der Beteiligten oder auf Antrag der Kommunalaufſichtsbehörde 
einen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes erwirken und nach deſſen Zuſtimmung 
die Bildung eines Zweckverbandes beſchließen. Eine derartige Vereinigung 
iſt aber nur „zur Erfüllung von ſolchen kommunalen Aufgaben, welche allen 
Beteiligten geſetzlich obliegen, und nur daun zuläſſig, wenn die Bildung des 
Zweckverbandes im öffentlichen Intereſſe notwendig iſt.“ Gegen den Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes ift binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Provinzial⸗ 
rat und gegen deſſen Beſchluß binnen vier Wochen die Klage bei dem Ober⸗ 
verwaltungsgericht gegeben, letztere aber nur für den Fall, daß behauptet wird, 
die dem Zweckverbande zu ſtellende Aufgabe liege den Beteiligten nicht geſetz⸗ 
lich ob. Die Zwangsvereinigung hat zu unterbleiben, wenn ein Beteiligter 
den übrigen Beteiligten die Mitbenutzung einer kommunalen Anſtalt gegen 
eine angemeſſene Entſchädigung einräumen kann und will, wobei über etwaige 
Zweifel oder Streitfragen der Bezirksausſchuß entſcheidet. 

Organe des Zweckverbandes ſind der Verbandsausſchuß und der Verbands⸗ 
vorſteher. Der Verbandsausſchuß beſteht aus den Abgeordneten 
der Verbandsmitglieder, von denen ein jedes mindeſtens einen zu ſtellen hat. 
In Verbänden mit mehr als drei Mitgliedern ſoll die Zahl der Abgeordneten 
eines Mitgliedes regelmäßig hinter der Hälfte der Geſamtzahl zurückbleiben. 
Geborenes Mitglied des Verbandsausſchuſſes iſt als Abgeordneter der Stadt 
der Bürgermeiſter oder ein von ihm zu beſtimmendes Mitglied der Gemeinde⸗ 
verwaltung. Die übrigen ſtädtiſchen Abgeordneten werden durch die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung (das Bürgervorſteherkollegium), zu der in Städten 
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mit Magiſtratsverfaſſung der Magiſtrat hinzutritt, auf Zeit gewählt. Wählbar 
ſind Perſonen, die zum Stadtverordneten (Bürgervorſteher) gewählt werden 
können. Der Verbandsvorſteher und ſein Stellvertreter werden, 
falls ſatzungsgemäß nicht ein anderes beſtimmt wird, vom Verbandsausſchuß 
aus der Zahl ſeiner Mitglieder auf eine zu beſtimmende Amtszeit gewählt. 
Im übrigen werden die Rechtsverhältniſſe des Verbandes durch eine Satzung 
geregelt. 


n Ein Zweckverband kraft Geſetzes iſt der Verband Groß ⸗ Berli n, dem 
die Städte Berlin, Charlottenburg, Schöneberg, Rixdorf, Deutj ch⸗Wilmersdorf, Lichten⸗ 
berg und Spandau ſowie die Landkreiſe Teltow und Niederbarnim angehören. Seine 
Aufgaben umfaſſen die Regelung der Kleinbahnverhältniſſe, die Beteiligung an der 
Feſtſteuung der Fluchtlinien⸗ und Bebauungspläne, die Mitwirkung an dem Erlaß 
der Baupolizeiordnungen ſowie den Erwerb und die Erhaltung größerer, von der Be⸗ 
bauung freizuhaltender Flächen. Die Organe des Zweckverbands Groß⸗Berlin ſind die 
Verbandsverſammlung, der Verbandsausſchuß und der Verbandsdirektor. Die Ve r⸗ 
ba nb sverſam milung beſteht aus dem erſten Bürgermeiſter von Berlin als 
Rorfi zenden und 100 von den Verbandsgliedern zu wählenden Perſonen, wobei kein 
Verbandsglied mehr als ?/, der Geſamtvertreterzahl erhalten darf, Im Verbands- 
ben dach u ß ſiden der erſte Bürgermeiſter von Berlin als Vorſitzender, ein von ihm 
beſtimmtes Verliner Magiſtratsmitglied, die erſten Bürgermeiſter der ſechs nächſt⸗ 
größten Gemeinden, die Kreisausſchußvorſitzenden, acht von der Verbandsverſammlung 
zu wahlende Mitglieder (vier aus Berlin, vier aus den nicht vertretenen Gemeinden) 
und der Verbandsdirektor. Dieſer wird von der Verbandsverſammlung auf 
ſechs bis zwölf Jahre gewählt und vom Könige beſtätigt. Die Verbandsverſammlung hat 
etwa die Stellung, die der Stadtverordnetenverſammlung in den Städten entspricht; 
fie wählt ferner die oberen Beamten. Die Zuſtändigkeit des Verbandsdirektors gleicht 
der eines Bürgermeiſters. Der Verbandsausſchuß hat hauptſächlich eine überwachende 
und vorbereitende Tätigkeit, in einigen Angelegenheiten auch Beſchlußrechte; er ſtellt 
bie mittleren und unteren Verbandsbeamten an und zieht die Verbandsglieder zu den 
Umlagen heran. — Außerdem iſt eine beſondere Beſchlußbehörde für Groß- 
Berlin gebildet, die ſich zuſammenſetzt aus dem Oberpräſidenten oder ſeinem Stell⸗ 
vertreter als Vorſitzenden, den Verwaltungsgerichtsdirektoren der Bezirksausſchüſſe 
von Berlin und Potsdam oder ihren Stellvertretern ſowie aus zwei von der Stadt- 
verordnetenverſammlung und dem Magiſtrat zu Berlin und zwei vom Provinzial⸗ 
ausſchuß der Provinz Brandenburg auf ſechs Jahre gewählten Mitgliedern. 
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Die Einwohner. Während nach dem älteren deutſchen Städterecht die 
Zugehörigkeit zur Stadtgemeinde von dem Beſitze des ererbten oder verliehenen 
Bürgerrechts abhängig war, genügt nach der geltenden Städteverfaſſung die 
Tatſache des Wohnſitzes, um die Rechtsbeziehung zur Stadt herzuſtellen. Man 
unterſcheidet zwar zwiſchen Einwohner und Bürgern. Dieſe heben ſich aber 
von jenen regelmäßig nur dadurch hervor, daß ſie die Berechtigung beſitzen, 
zu den ſtädtiſchen Amtern zu wählen und unter gewiſſen Vorausſetzungen 
gewählt zu werden, bisweilen auch dadurch, daß ſie Vorrechte bei den Gemeinde⸗ 
nutzungen genießen. 

Einwohner oder, wie die Heſſen⸗Naſſauiſche Städteordnung ſagt, 
Angehörige der Stadtgemeinde, ſind diejenigen, die innerhalb des Stadtbezirks 
einen Wohnſitz haben. Ausgenommen ſind die ſervisberechtigten Militär⸗ 
Perjonen des aktiven Dienſtſtandes. Dieſe Ausnahme kennt die Han⸗ 
noverſche Städteordnung nicht und die Heſſen⸗Naſſauiſche beſchränkt ſie auf 
die „nicht — mit Grundeigentum oder Gewerbe — angeſeſſenen“ ſervisberech⸗ 
ligten Militärperſonen. Nicht ſervisberechtigte Militärperſonen, wie die Mit⸗ 
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glieder der Gendarmerie, die Beamten der Garniſon⸗ und Lazarettverwaltung, 
gehören ſtets zu den Einwohnern, ebenſo die zur Dispoſition geſtellten Offiziere. 

Einen Wohnſitz nennt die Heſſen⸗Naſſauiſche Städteordnung den Ort, 
an dem jemand eine Wohnung unter Umſtänden inne hat, die auf die Abſicht 
dauernder Beibehaltung einer ſolchen ſchließen laſſen. Dieſe Umſchreibung 
wird man auch für die übrigen Städteordnungen gelten laſſen, um ſo mehr, 
als fie in der neuzeitlichen öffentlich⸗rechtlichen Geſetzgebung häufig wiederkehrt. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch ſieht das Merkmal einer Wohnſitzbegründung darin, 
daß jemand ſich an einem Orte ſtändig niederläßt. Da nun eine ſolche Nieder⸗ 
laſſung durchweg aus dem Vorhandenſein einer Wohnung geſchloſſen zu werden 
pflegt, bedeutet der Rechtsbegriff dieſes Geſetzbuchs kaum etwas anderes als der⸗ 
jenige der Heſſen⸗Naſſauiſchen Städteordnung. Von dem Wohnſitz iſt ein bloßer 
Aufenthalt von längerer Dauer, z. B. aus geſchäftlichen Gründen oder zu Studien⸗ 
zwecken, wohl zu unterſcheiden. Auch darf die Wohnung nicht lediglich ein Ab⸗ 
ſteigequartier ſein, ſondern muß zu emer ſtandesmäßigen Unterkunft des In⸗ 
habers und ſeiner Familie geeignet ſein. Die Ehefrau teilt den Wohnſitz ihres 
Mannes, es ſei denn, daß der Mann keinen Wohnſitz hat oder im Auslande 
wohnt und die Frau ihm berechtigterweiſe nicht folgt. Ein eheliches Kind hat 
den Wohnſitz des Vaters, ein an Kindes Statt angenommenes Kind den des 
Annehmenden, ein uneheliches Kind den der Mutter; die Kinder behalten über 
ihre Volljährigkeit hinaus den Wohnſitz, bis ſie ihn aufheben. Eine Militär⸗ 
perſon, die nicht zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht dient und ſelbſtändig einen 
Wohnſitz begründen kann, hat ihren Wohnſitz am Garniſonort. Geſchäftsun⸗ 
fähige oder in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkte bedürfen zur Begründung 
oder Aufhebung ihres Wohnſitzes der ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden 
Zuſtimmung ihres geſetzlichen Vertreters. Der Wohnſitz braucht nicht auf einen 
Ort beſchränkt zu ſein; daher iſt es möglich, daß ein und dieſelbe Perſon in meh⸗ 
reren Gemeinden Einwohner iſt. 

Die Wahl des Wohnſitzes, alſo die Freizügigkeit, iſt nur an geringe 
Schranken gebunden, die durch das Geſetz über die Freizügigkeit vom 1. No⸗ 
vember 1867 gegeben ſind. Jeder Reichsangehörige hat das Recht, innerhalb 
des Reichs an jedem Ort ſich aufzuhalten oder einen Wohnſitz zu nehmen, ſo⸗ 
fern er imſtande iſt, ſich ein Unterkommen oder eine Wohnung zu verſchaffen. 
Die Erhebung einer Umzugsgebühr iſt unſtatthaft. Der Reichsdeutſche darf auch 
an jedem Orte des Reichs Grundeigentum erwerben oder ein Gewerbe betreiben. 

Eine Aufenthaltsbeſchränkun g im polizeilichen Intereſſe kann die 
Landespolizeibehörde anordnen, wenn gerichtlich auf Stellung unter Polizeiauf⸗ 
ſicht erkannt iſt. Die Landespolizei iſt ferner befugt, aus dem Staatsgebiet Nicht⸗ 
preußen auszuweiſen, die in den letzten zwölf Monaten wegen wiederholten 
Bettelns oder wegen wiederholter Landſtreicherei beſtraft ſind. In den öſtlichen 
Provinzen können außerdem Perſonen, die wegen ſicherheitswidriger oder un⸗ 
ſittlicher Handlungen beſtraft ſind, landespolizeilich vom Aufenthalt an gewiſſen 
Orten ausgeſchloſſen werden. 
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Die Gemeinde iſt zur Abweiſung eines neu Anziehenden 
befugt, wenn dieſer nachweisbar nicht in der Lage iſt, ſich und ſeinen nicht⸗ 
arbeitsfähigen Angehörigen den notdürftigen Lebensunterhalt zu verſchaffen, 
und ſolchen Unterhalt auch nicht von einem dazu verpflichteten Verwandten 
erhält. Die Beſorgnis vor künftiger Verarmung rechtfertigt die Zurückweiſung 
nicht. Dagegen ift fie auch nach dem Umzuge ſtatthaft, ſofern der Betreffende 
den Unterſtützungswohnſitz noch nicht erworben hat und die Unter⸗ 
ſtützung aus andern Gründen als wegen vorübergehender Arbeitsunfähigkeit 
notwendig geworden iſt. Über die Abweiſung oder die Unterſagung der Fort⸗ 
ſetzung des Aufenthalts beſchließt der Gemeindevorſtand. Leiſtet der Aus⸗ 
zuweiſende keine Folge, ſo iſt die Polizeibehörde um die Ausweiſung zu erſuchen. 
Dieſe hat dem Erſuchen zu entſprechen; es iſt ihr aber unbenommen, den Fall 
ſelbſtändig dahin zu prüfen, ob rechtliche Bedenken vorliegen, nicht aber dahin, 
ob Zweckmäßigkeitsgründe entgegenſtehen. Die Ausweiſung darf nicht erfolgen, 
bevor nicht entweder die Annahmeerklärung der in Anſpruch genommenen 
Gemeinde oder eine wenigſtens vorläufig vollſtreckbare Entſcheidung über die 
Fürſorgepflicht vorliegt. 

Im übrigen iſt eine Ausweisung eines Reichsdeutſchen ausgeſchloſſen, 
auch nicht etwa zuläſſig, wenn eine neu anziehende Perſon die polizeiliche Mel⸗ 
dung unterläßt. 

Ausländer werden den Reichsdeutſchen nicht in jeder Beziehung 
gleich behandelt. Sie können zwar einen Wohnſitz im Stadtbezirk erwerben, 
alſo Einwohner werden, jedoch haben ſie weder ein Recht auf Niederlaſſung, 
noch können ſie Bürger werden. Die Landespolizeibehörde iſt befugt, einen 
Ausländer aus dem Reichsgebiet auszuweiſen, wenn gegen ihn ſtrafgerichtlich 
auf Stellung unter Polizeiaufſicht oder auf Überweiſung an die Landespolizei⸗ 
behörde (dies wegen Landſtreicherei, Bettelei u. dergl.) erkannt iſt oder wenn 
er wegen gewerbsmäßigen Glücksſpiels verurteilt iſt. Auch kann ein Ausländer 
aus Preußen ausgewieſen werden, wenn er ſich als ſtaatsgefährlich oder als 
läſtig erwieſen hat. Dieſe Ausweiſung aus dem preußiſchen Staatsgebiet wird 
in der Regel durch die Landespolizeibehörde vorgenommen. Jedoch beſtehen 
darüber keine geſetzlichen Vorſchriften und die Ortspolizeibehörde iſt deshalb 
berechtigt, einen Ausländer, der ſich nicht gehörig ausweiſen kann, wieder über 
die Grenze zu ſchieben. Gegen die Landesverweiſung ſteht den Reichsaus⸗ 
ländern eine Klage im Verwaltungsſtreitverfahren nicht zu. 

Eine Klage auf Zugehörigkeit zur Stadt ift nicht gegeben. Jedoch kann 
das Einwohnerrecht feſtgeſtellt werden, wenn die aus ihm entſpringenden 
Rechte und Pflichten ſtreitig werden. Die Rechte ſind allerdings 
nicht umfangreich; ſie beſtehen lediglich in der Befugnis, die Gemeindeanſtalten 
zu benutzen, worüber im 12. Kapitel das Nähere zu finden iſt, und an den Ge- 
meindemutzungen teilzunehmen, ſoweit nicht das Bürgerrecht Vorausſetzung 
zur Ausübung dieſer Befugnis iſt. Das Benutzungsrecht ſteht allen Einwoh⸗ 
"em, alſo auch den Ausländern, zu; und man ſcheidet hier ebenſowenig die 
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ſervisberechtigten Militärperſonen des aktiven Dienſtſtandes aus, wenngleich 
ihre Berechtigung nach dem Wortlaut der Städteordnungen nicht zweifelsfrei 
iſt. Dagegen iſt ein Benutzungsrecht nicht anerkannt ſeitens ſolcher Perſonen, 
die einen Wohnſitz im geſetzlichen Sinne nicht haben, alſo ſeitens der juriſtiſchen 
Perſonen und Erwerbsgeſellſchaften ſowie der Forenſen. Unter Forenſen 
verſteht man Perſonen, die in dem Gemeindebezirk eine Wohnung nicht haben, 
aber dort Grundſtücke, gewerbliche Anlagen, Eiſenbahnen oder Bergwerke 
beſitzen, Handel oder Gewerbe einſchließlich des Bergbaus betreiben oder 
Geſellſchafter einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung find. Die unterjchied- 
liche Stellung der Forenſen zeigt ſich unter anderm in der Tatſache, daß die Städte 
nicht verpflichtet ſind, die Kinder der Forenſen ſchulgeldfrei in die Gemeinde⸗ 
ſchulen aufzunehmen oder fie zum Beſuch der höheren Lehranſtalten zuzulaſſen. 

Die Pflichten der Einwohner beſtehen hauptſächlich in der 
Teilnahme an den ſtädtiſchen Gemeindelaſten und in der Unterordnung unter 
die Stadtobrigkeit. Die juriſtiſchen Perſonen, die Erwerbsgeſellſchaften und Fo⸗ 
renſen ſind den Einwohnern in dieſer Beziehung gleichgeſtellt. Die Städte⸗ 
ordnung für Hannover läßt die Heranziehung der Einwohner zu Dienſtleiſtungen 
in dringenden Fällen zu und behält die nähere Regelung dem Ortsſtatut vor. 
Derartige Dienſtleiſtungen kommen insbeſondere beim Feuerlöſchweſen vor. 
Feuerlöſchdienſte können auch in den übrigen Provinzen kraft be⸗ 
ſonderen Geſetzes ortsſtatutariſch geregelt werden. Soweit dies nicht geſchehen 
ift, it ein Eingreifen der Polizeibehörde zuläſſig. Sie kann Polizeiverordnungen 
über die Verpflichtung der Einwohner zur perſönlichen Hilfeleiſtung bei Bränden, 
zum Eintritt in eine Pflichtfeuerwehr, zur Geſtellung von Geſpannen und zur 
Hilfeleiſtung bei Bränden in der Umgegend erlaſſen. Soweit nach dem Erlaß 
einer ſolchen Polizeiverordnung das Feuerlöſchweſen durch ein Ortsſtatut ge⸗ 
ordnet wird, tritt die Polizeiverordnung außer Kraft. 

Inhalt und Erwerb des Bürgerrechts. Das Bürgerrecht beſteht in dem 
Rechte zur Teilnahme an den Wahlen und in der Befähigung, zu unbeſoldeten 
Amtern in der Verwaltung und Vertretung der Stadtgemeinde gewählt zu 
werden. Dieſer Satz gilt aber nicht ohne Einſchränkung. Die Städteordnungen 
für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und Heſſen-Naſſau gewähren unter ge- 
wiſſen Vorausſetzungen auch Nichtbürgern, den Forenſen und juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen das Wahlrecht; und in Hannover iſt das Wahlrecht nur einer 
gewiſſen Klaſſe von Bürgern, den ſtimmfähigen Bürgern, gegeben. Ferner 
iſt die Befähigung, zu Gemeindeämtern gewählt zu werden, nicht immer an 
die Vorausſetzung des Bürgerrechts gebunden, ſo bei der Wahl zur Schuldepu⸗ 
tation, zum Kuratorium für höhere Schwen, zur Armendeputation, zur Servis- 
und Einquartierungsdeputation und in Hannover bei der Wahl zu den Depu⸗ 
tationen oder Ausſchüſſen überhaupt. 

Die Vorausſetzungen zum Erwerb des Bürgerrechts find in den Städte⸗ 
ordnungen nicht einheitlich geregelt, und gerade dieſer Umſtand iſt einer der be⸗ 
ſonderen Gründe, die einem gemeinſamen Städteverfaſſungsgeſetz im Wege ſtehen. 


2. Kapitel. Einwohner und Bürger. 31 


Nach den — teilweiſe durch das Einkommenſteuergeſetz geänderten — 
Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und 
Frankfu t a. M. erwirbt jeder ſelbſtändige Preuße das Bürgerrecht, 
wenn er im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte iſt, feit einem Jahre Einwohner 
iſt, innerhalb derſelben Zeit keine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln 
empfangen hat, innerhalb derſelben Zeit die Gemeindeabgaben gezahlt hat 
und ſeit einem Jahr entweder ein Wohnhaus im Stadtbezirk beſitzt oder den 
ſogenannten Zenſus erfüllt. Der Zenſus ift der Nachweis eines beſtimmten 
Steuer- oder Einkommensbetrages. In den öſtlichen Provinzen und Weſt⸗ 
falen iſt als geſetzlicher Zenſus eine Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer 
ober zu einem fingierten Normalſteuerſatz von mindeſtens vier Mark bzw. 
eine Veranlagung zu einem Einkommen von mehr als 660 Mark erforderlich. 
Der geſetzliche Zenſus in Frankfurt a. M. iſt bei einem Jahreseinkommen von 
mindeſtens 1200 Mark vorhanden. Eine Abänderung des geſetzlichen Zenſus 
nicht geſtattet. 

Statt des Wohnhauſes oder des Zenſus ift nach den erwähnten drei Städte⸗ 
ordnungen auch der Betrieb eines Gewerbes ein Anlaß zum 
Erwerb des Bürgerrechts, ſofern die Übrigen Vorausſetzungen vorliegen. In⸗ 
deſſen ift dieſer Anlaß an weſentliche Einſchränkungen gebunden. Zunächſt 
muß das Gewerbe ein ſtehendes ſein und ſelbſtändig als Haupterwerbsquelle 
betrieben werden; ſodann it in Städten von mehr als 10 000 Einwohnern 
das Vorhandenſein von wenigſtens zwei erwachſenen gelernten Gehilfen, nicht 
Lehrlingen, erforderlich; endlich aber ſind die reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 
der Gewerbeordnung (8 13) zu beachten. Hiernach erwirbt der Gewerbetreibende 
als ſolcher nicht ohne weiteres das Bürgerrecht. Er ift vielmehr erſt nach Ab- 
lauf von drei Jahren verpflichtet, das Bürgerrecht zu erwerben, und dann auch 
nur auf Verlangen des Magiſtrats, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung 
des Bürgermeiſtere. Vor Ablauf dieſer Zeit iſt der Gewerbetreibende zum 
Bürgerrechtserwerb berechtigt, wenn der Betrieb ein Jahr in der Stadtgemeinde 
beſtanden hat. — Sind übrigens bei dem Gewerbetreibenden die jonftigen Vor⸗ 
e1Sjebungen zum Bürgerrechtserwerb, alſo Wohnhausbeſitz oder Zenſus, er⸗ 
N ritt der Bürgerrechtserwerb unabhängig von dem Gewerbebetriebe ein. 

In der R b einprovin 3 erwirbt jeder ſelbſtändige Preuße das Bürger⸗ 
10 wenn er im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte ift, ſeit einem Jahre Ein⸗ 
Baer iſt, innerhalb derſelben Zeit keine Armenunterſtützung aus öffentlichen 
Mitteln empfangen hat, innerhalb derſelben Zeit die Gemeindeabgaben gezahlt 
hat und ſeit einem Jahr entweder ein Wohnhaus in Stadtbezirk beſitzt oder 
= Zenſus erfüllt. Für den Zenſus find zwei Wege gegeben, von denen ein jeder 

en Bürgerrechtsermerb ermöglicht. Einmal kann die Veranlagung des im 
len nd eber gelegenen Grundbeſitzes zur ſtaatlichen Grund- und Gebäude⸗ 
euer in Betracht kommen, ſodann ſtatt deſſen die Veranlagung zur Staats⸗ 
einkommenſteuer. Der Madeſtſatz der Grund⸗ und Gebäudeſteuer iſt orts⸗ 
ſtatutariſch nicht unter ſechs und nicht über dreißig Mark feſtzuſetzen. Hinſicht⸗ 
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lich der Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer ift zu unterſcheiden zwiſchen 
ſolchen Städten, in denen vor dem Inkrafttreten des Staatseinkommenſteuer⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1891, alſo vor dem 1. April 1892, der Wahlzenſus 6 Mark 
Klaſſenſteuer betrug, und ſolchen, in denen der Wahlzenſus höher war. Für 
jene gilt als geſetzlicher Zenſus der gleiche wie in den öſtlichen Provinzen (alſo 
Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer oder zu einem fingierten Normal- 
ſteuerſatz von vier Mark bzw. Veranlagung zu einem Einkommen von mehr 
als 660 Mark). In den letzterwähnten Städten iſt dagegen der geſetzliche Zenſus 
die Veranlagung zu einem Steuerſatz von mindeſtens ſechs Mark oder einem 
Einkommen von mindeſtens 900 Mark; jedoch haben dieſe Städte das Recht, 
durch Ortsſtatut den Zenſus der öſtlichen Provinzen einzuführen, was auch 
vielfach geſchehen iſt. 

In Schleswig-Holſtein erwirbt jeder ſeit einem Jahre ſelb⸗ 
ſtändige Angehörige des ehemaligen Norddeutſchen Bundes das Bürgerrecht, 
wenn er im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte iſt, feit einem Jahre Einwohner 
iſt, innerhalb derſelben Zeit die Gemeindeabgaben bezahlt hat und ſeit einem 
Jahre entweder ein Wohnhaus von einem ortsſtatutariſch zu beſtimmenden 
Mindeſtſteuerwert beſitzt oder den Zenſus erfüllt. Der Zenſus wird ortsſtatuta⸗ 
riſch feſtgeſetzt. Städte, die beim Inkrafttreten des Einkommenſteuergeſetzes 
von 1891 einen Klaſſenſteuerſatz von 6 Mark als Zenſus hatten, haben eine 
Herabſetzung des Zenſus auf 4 Mark erfahren. Städte, die einen höheren 
Steuerſatz als Zenſus hatten, haben jeit dem Inkrafttreten des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes kein Recht mehr, eine Anderung des Zenſusſatzes zu beſchließen. Da⸗ 
gegen ſteht es ihnen wie auch ſämtlichen anderen Städten frei, ortsſtatutariſch 
den Zenſus nach dem Einkommen zu beſtimmen. In dieſem Falle darf der 
Mindeſtſatz des Einkommens nicht unter 600 Mark und nicht über 1500 Mark 
feſtgeſetzt werden. Dieſe eigentümliche Regelung beruht auf dem Nebenein⸗ 
anderbeſtehen der Beſtimmungen der Städteordnung und des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes. In Schleswig⸗Holſtein bietet ſich alſo, wenn der Zenſus nad) 
dem Einkommen gewählt wird, die Möglichkeit, den Zenſus kraft Selbſtbeſtim⸗ 
mung höher abzugrenzen, während in der Rheinprovinz, wo gleichfalls orts⸗ 
ſtatutariſche Regelung geſtattet iſt, nur eine Herabſetzung des Zenſus zuläſſig iſt. 
In ſchleswig⸗holſteiniſchen Städten mit nicht mehr als 5000 Einwohnern, in 
denen die Bürgermeiſtereiverfaſſung gilt, kann das Mindeſteinkommen für den 
Zenſus bis auf einen Betrag von 450 Mark herabgeſetzt werden und es darf 
dort nicht höher als 900 Mark beſtimmt werden. Ahnlich wie nach den Städte- 
ordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und Frankfurt a. M. kann 
ſtatt des Wohnhauſes oder des Zenſus ein Gewerbe der Anlaß zum Bürgerrechts⸗ 
erwerb ſein. Alsdann ſind hier die oben erörterten Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung (S. 31) zu berückſichtigen. Im übrigen aber iſt es dem Orts⸗ 
ſtatut überlaſſen, die Art und den Umfang des Gewerbebetriebes zu beſtimmen, 
und zwar im Rahmen der Beſtimmungen der Städteordnung, die ein ſtehendes, 
ein Jahr lang in der Gemeinde betriebenes Gewerbe vorausſetzen. 
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Die Städteordnung für Heffen-Na ſſau läßt jeden ſelbſtändigen 
Gemeindeangehörigen das Bürgerrecht erwerben, wenn er Reichsdeutſcher 
ict, die bürgerlichen Ehrenrechte beſitzt, ſeit zwei Jahren in dem Stadtbezirk 
einen Wohnſitz hat, keine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln emp⸗ 
fängt, die Gemeindeabgaben gezahlt hat und entweder ein Wohnhaus im Stadt⸗ 
bezirk beſitzt oder den Zenſus erfüllt. Der Zenſus iſt durch das Geſetz feſtgeſetzt 
und läßt eine ortsſtatutariſche Abänderung nicht zu. Notwendiges Erfordernis 
iſt entweder die Veranlagung zu mindeſtens ſechs Mark ſtaatlicher Grund- und 
Gebäudeſteuer von dem im Stadtbezirk belegenen Grundbeſitz oder die Veran⸗ 
lagung zur Staatseinkommenſteuer oder zu einem fingierten Normalſteuer⸗ 
ſatz von mindeſtens vier Mark oder der Genuß eines Einkommens von mehr 
als 660 Mark. Wenn in Heſſen⸗Naſſau jedem Reichsdeutſchen das Bürgerrecht 
gewährt wird, fo beruht dies darauf, daß die hier geltende Städteordnung die 
einzige iſt, die nach Gründung des deutſchen Reiches erlaſſen wurde. In den 
übrigen Stadteordnungen ift durch die Reichsgründung an ſich das Erfordernis 
der Staatsangehörigkeit, bzw. in Schleswig⸗Holſtein der Angehörigkeit zum 
Rorddeutſchen Bund, nicht ohne weiteres zu einem Erfordernis der Reichs⸗ 
angehörigkeit erweitert; dazu hätte es eines Geſetzes bedurft. Die Heſſen⸗ 
Naſſauiſche Städteordnung unterſcheidet ſich von den bisher behandelten auch 
inſofern, als der Wohnſitz in der Stadt zwei Jahre beſtehen muß. Dies beruht 
auf einem Wunſche des Provinziallandtages, der die nichtſeßhafte Bevölkerung, 
die in Heſſen⸗Naſſau beſonders vertreten ſei, fernhalten wolle. Eine Armen⸗ 
unterſtützung muß nach der Heſſen⸗Naſſauiſchen Städteordnung zur Zeit der 
Ausübung des Bürgerrechts ermangeln; unerheblich iſt es dagegen, ob vorher 
eine Unterſtützung gezahlt wurde. 

Sämtliche bisher erwähnten Städteordnungen gewähren das Bürgerrecht 
nur den ſelbſtändigen Männern im Gegenſatz zur Städteordnung von 1808 
und derjenigen für Hannover, die ein — in der Ausübung allerdings be⸗ 
ichranktes — Bürgerrecht auch der Frauen kennen. Als ſelbſtändig 
ab nach den Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die 
5 ER rodinz, Heffen-Naffau, Frankfurt a. M. ein jeder angeſehen, der das 
= 5: ensjahr vollendet und einen eigenen Hausſtand hat, ſofern ihm nicht 
as Verfügungsrecht über ſein Vermögen oder deſſen Verwaltung durch Ge⸗ 
achte eſchluß entzogen iſt. Der Begriff des eigenen Hausſtandes wird in der 
wraris weit gefaßt. Man verſieht darunter die wirſſchafliche Unabhängig 
keit und ſtellt ihr die Fälle gleich, in denen die Unabhängigkeit tatfächlich nicht 
beſteht, aber freiwillig aufgegeben iſt und jederzeit wiederhergeſtellt werden 
lan. Danach ſind Familienangehörige, die eigenem Erwerb nachgehen, aber 
15 der Familie wohnen, oder Mieter möblierter Wohnungen an ſich nicht un⸗ 
5 bſtändig wohl aber Schlafburſchen, Schlafſtellenmieter und Dienſtboten, 

beben dem Lohn freie Wohnung und Beköſtigung erhalten. Die Schleswig⸗ 

Holſteinſche Städteordnung erklärt ſolche Perſonen für ſelbſtändig, die voll⸗ 

ljährig find, ſofern ſie nicht unter einer die Verfügungsgewalt beſchränkenden 
Matthias, Die ſtädtiſche Selbſtverwaltung in Preußen. 3 
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Vormundſchaft oder Pflegſchaft oder im Haufe oder Brote anderer ftehen. 
Da die Selbſtändigkeit ein Jahr beſtanden haben muß, iſt das Mindeſtalter für 
den Bürger in Schleswig⸗Holſtein das 22. Lebensjahr. Unſelbſtändig iſt nach 
der Schleswig⸗Holſteiniſchen Städteordnung auch derjenige, der eine nach dem 
18. Lebensjahr empfangene öffentliche Armenunterſtützung nicht zurückgezahlt hat. 

Die Städteordnungen laſſen den Begriff der Armenunterſtützung, 
den ſie als Ausſchließungsgrund für den Erwerb des Bürgerrechts feſtſetzen, 
unerläutert. Es iſt Sache des Gemeindevorſtandes, bei Aufſtellung der Wähler⸗ 
liſten ſich darüber ſchlüſſig zu werden, was als Armenunterſtützungen zu gelten 
hat. Ein Reichsgeſetz vom 15. März 1909 rechnet nicht zu den Armenunter⸗ 
ſtützungen: die Krankenunterſtützung, Anſtaltspflege, Unterſtützung zum Zweck 
der Jugendfürſorge, Berufsausbildung u. dgl., einmalige und erſtattete Unter⸗ 
ſtützungen. Jedoch bezieht ſich dieſes Geſetz nur auf Reichsgeſetze, die den 
Verluſt öffentlicher Rechte von dem Bezug einer Armenunterſtützung ab⸗ 
hängig machen. Eine Beſtimmung, die auch für die Landesgeſetze der⸗ 
artige Unterſtüzungen von dem Begriff der Armenunterſtützung trennt, 
fehlt bisher. Immerhin wird aber das Reichsgeſetz dem Gemeindevor⸗ 
ſtand einen Anhaltspunkt und Anlaß zu ſinngemäßer Anwendung geben. 
Die Armenunterſtützungen müſſen ihre Grundlage im Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzgeſetz haben; daher rechnen nicht hierher Steuererlaß, Schulgeldbe⸗ 
freiung oder Unterſtützungen auf Grund der Reichsverſicherungsgeſetzgebung. 

Bei den Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die 
Rheinprovinz, Schleswig⸗Holſtein, Frankfurt a. M. iſt zu beachten, daß der 
Wohnhausbeſitz (bzw. Gewerbebetrieb) und der Zenſus ſeit 
einem Jahre beſtanden haben muß. Danach können nur diejenigen zu den 
Gemeindewahlen zugelaſſen werden, die während eines Jahres vor dem maß⸗ 
gebenden Zeitpunkt, nämlich vor der Auslegung der Wählerliſte (Seite 57), 
zu den Normalſatz veranlagt waren. Läuft das Jahr erſt während der Aus⸗ 
legungsfriſt ab, ſo kann der Wähler mittels Einſpruchs in die Liſte gelangen. 
Eine Ausnahme von dem Erfordernis des einjährigen Wohnhausbeſitzes iſt in⸗ 
ſoſern eingeräumt, als in den Fällen, wo ein Haus durch Vererbung auf einen 
andern übergeht, dem Erben die Beſitzzeit des Erblaſſers bei Berechnung der 
Dauer der einjährigen Wohnhausbeſitzes angerechnet wird. Eine ähnliche Be⸗ 
ſtimmung findet ſich in der Heſſen-Naſſauiſchen Städteordnung. Dort wird 
bei Berechnung des zweijährigen Wohnſitzes in Fällen des Wohnhausüber⸗ 
gangs die Beſitzzeit des Erblaſſers mitgerechnet; auch wird der Vererbung 
die Übertragung unter Lebenden an Verwandte abſteigender Linie gleic)- 
geſtellt. Im übrigen mag hier nochmals erwähnt werden, daß die Heſſen-Naſ⸗ 
ſauiſche Städteordnung nur die Wohnſitzdauer, nicht aber den Wohnhausbeſitz 
oder den Zenſus oder die übrigen Vorausſetzungen zum Bürgerrechtserwerb 
befriſtet. 

Wenn die Städteordnungen von Wohnhausbeſitz ſprechen, ſo iſt darunter 
Eigentums⸗, Erbbau⸗ oder Nießbrauchrecht an einem Wohnhauſe zu verſtehen. 
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Der Hausbeſitz der Ehefrau wird dem Ehemann, der Hausbeſitz der unter 
elterlicher Gewalt des Vaters ſtehenden Kinder dem Vater angerechnet. 
Eine gleiche Anrechnung findet auch beim Zenſus hinſichtlich des Einkommens 
oder Grundbeſitzes der Ehefrau und der Kinder ſtatt. Für den Fall eines Ge⸗ 
meinſchaftsbe ſitzes beſtimmt die Heſſen⸗Naſſauiſche Städteordnung, 
daß das Bürgerrecht auf Grund dieſes Beſitzes nur von einem der Miteigen⸗ 
tümer ausgeübt werden kann; falls ſich die Miteigentümer nicht einigen können, 
übt der Beſitzer des größten Teils das Bürgerrecht aus; bei gleichen Anteilen 
entſcheidet das Los, das durch die Hand des Bürgermeiſters oder ſeines Stell⸗ 
vertreters gezogen wird. Den übrigen Städteordnungen iſt — abgeſehen von 
der unten erörterten Hannoverſchen — eine ähnliche Beſtimmung fremd; in 
ihrem Geltungsbereich ft nur ein Alleinbeſitz für den Erwerb des Bürgerrechts 
beſtimmend. 

Die Voraussetzung, daß die Gemeindegb gaben gezahlt ſind, 
bezieht ſich lediglich auf die eigentlichen Gemeindeabgaben. Gebühren, Schul⸗ 
geld u. dgl. gehören nicht hierher. Auch wird nur gefordert, daß die tatſäch⸗ 
lich geſchuldeten Gemenndeabgaben gezahlt find. Wer auf Grund von Privi⸗ 
legten gemeindeſteuerfrei iſt, iſt aus dieſem Grunde nicht am Erwerb des Bürger- 
rechts behindert. 

Das Bürgerrecht wird nach den Städteordnungen, abgeſehen von der 
Hannoverſchen, kraft Geſetzes erworb en, gegebenenfalls auch 
in mehreren Gemeinden. Der Erwerb des Bürgerrechts berechtigt aber nicht 
in allen Fällen ohne weiteres zu ſeiner Ausübung. Vielmehr iſt für die Be⸗ 
tätigung des Wahlrechts die Eintragung in eine Wahlliſte Vorausſetzung, wo⸗ 
rüber Seite 57 das Nähere ausgeführt wird. Auch kann in den öftlichen Pro⸗ 
vinzen, Weſſfalen, der Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau, einſchließlich Frank⸗ 
Urt a. M., die Ausübung des Bürgerrechts von der Zahlung eines Bürger— 
rechtgeldes abhängig gemacht werden, was aber nur noch ſelten geſchieht 
Die Einführung dieſer Abgabe erfolgt nach der Heſſen⸗Naſſauiſchen Städteord⸗ 
müng durch Ortsſtatut, in den übrigen Landesteilen durch einen Gemeinde- 
beſchluß der der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes bedarf. Befreit vom 
Bürgerrechtsgeld ſind die Beamten, Lehrer und Geiſtlichen in der Gemeinde 
ihres Dienſtwohnſites ſowie in der Gemeinde, in die fie nach dem Ausscheiden 
aus dem aktiven Dienſt zuerſt ihren Wohnſitz verlegen, ferner Militär⸗ 
derſonen am Ort ihrer erſten Niederlaſſung nach zwölfjähriger aktiven Dienſt⸗ 
zeit. Forenſen brauchen zur Ausübung des Wahlrechts kein Bürgerrechtsgeld 
zu zahlen, ebenfalls nicht die Gewerbetreibenden, die auf Grund ihres Gewerbe⸗ 
betriebes nach Ablauf von drei Jahren auf Verlangen der Gemeinde das 
Bürgerrecht erwerben. Innerhalb derſelben Gemeinde darf das Bürgerrechis⸗ 
geld von einer Perſon niemals zweimal erhoben werden. Das Bürgerrechtsgeld 
berjährt nach der Heſſen-Naſſauiſchen Städteordnung wie die ſonſtigen Gemeinde⸗ 
abgaben, in den übrigen Landesteilen zwei Jahre nach Ablauf des Jahres, 
in dem die Zahlungsverbindlichkeit entſtanden iſt. Aber auch nach der Verjäh⸗ 
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rung kann das Bürgerrecht nicht ausgeübt werden, bis das Bürgerrechtsgeld 
gezahlt iſt. 

Eine Verleihung des Bürgerrechts iſt in den bisher be⸗ 
handelten Landesteilen in gewiſſen Grenzen möglich. Nach den Städteord⸗ 
nungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau 
kann der Magiſtrat (in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürger⸗ 
meiſter) im Einverſtändnis mit der Stadtverordnetenverſammlung einem 
Bürger einer anderen, auch nichtpreußiſchen Stadt, der ſeinen Wohnſitz in die 
Stadt verlegt hat, das Bürgerrecht ſchon vor Ablauf eines Jahres, in Heſſen⸗ 
Naſſau zweier Jahre, verleihen, wenn die ſonſtigen Erforderniſſe zum Er⸗ 
langen des Bürgerrechts vorliegen. Dieſe Beſtimmungen finden im Bereich 
der erwähnten Städteordnungen auch Anwendung, wenn ein Beſitzer eines 
einen Gutsbezirk bildenden Gutes oder ein ſtimmberechtigter Einwohner einer 
Landgemeinde ſeinen Wohnſitz in die Stadt verlegt. In Frankfurt a. M. und 
Schleswig⸗Holſtein kann ein Beſchluß der ſtädtiſchen Kollegien von dem Vor⸗ 
handenſein der einjährigen Dauer der für den Bürgerrechtserwerb geſtellten 
Erforderniſſe in einzelnen Fällen befreien, auch wenn anderwärts das Bürger⸗ 
recht noch nicht erworben war. 

Über den Erwerb des Bürgerrechts kann nach den Städteordnungen für 
die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Schleswig⸗Holſtein, Heſſen⸗ 
Naſſau ein Bürgerbrief erteilt werden. Ob dies zu geſchehen hat, wird 
durch das Ortsſtatut beſtimmt. Die Urkunde wird durch den Magiſtrat, in Städten 
mit Bürgermeiſtereiverfaſſung durch den Bürgermeiſter vollzogen. In der 
Praxis iſt die Ausſtellung eines Bürgerbriefs kaum noch üblich, zumal damit 
keinerlei Vorteile, ſondern nur Stempelunkoſten verbunden ſind. 

Die Beſtimmungen über das Bürgerrecht in Hannover 
weichen weſentlich von denjenigen für die übrigen Landesteile ab. Zunächſt 
wird ein Unterſchied zwiſchen Bürgern und ſtimmfähigen Bürgern gemacht. 
Dieſe haben das Recht, zu wählen und zu Bürgervorſtehern gewählt zu werden; 
jene haben im weſentlichen die Pflicht, ſtädtiſche Ehrenämter, von gewiſſen 
Ausnahmen abgeſehen, anzunehmen oder ſonſtige Obliegenheiten der Bürger 
zu erfüllen. 

Das Bürgerrecht in Hannover wird nicht kraft Geſetzes erworben, ſondern 
verliehen. Die Verleihung erfolgt durch Beſchluß beider Kollegien; ſie kann 
nicht etwa ſtillſchweigend oder durch ſchlüſſige Handlungen geſchehen. Doch 
erlangt derjenige, der durch den Magiſtrat allein mittels ſchriftlicher Mitteilung 
oder Zuſtellung eines Bürgerbriefs als Bürger aufgenommen iſt, das Bürger⸗ 
recht, auch wenn ein Beſchluß beider Kollegien nicht vorlag. 

Berechtigt zum Erwerbe des hannoverſchen Bürgerrechts ſind alle un⸗ 
beſcholtenen männlichen oder weiblichen Einwohner, die im Beſitze der preußiſchen 
Staatsangehörigkeit find und den Nachweis erbringen können, daß ſie ihren Unter⸗ 
halt in der Stadt nachhaltig finden können. Die Städteordnung für Hannover 
kennt aber auch eine Pflicht zum Bürgerrechtserwerb. Dieſe 


2. Kapitel. Einwohner und Bürger. 37 


Pflicht liegt den im Stadtbezirk wohnenden Magiſtratsmitgliedern und im 
ſtädtiſchen Dienſt beſchäftigten Perſonen ob, ſofern ſie dauernd und ohne Vor⸗ 
behalt der Kündigung angeſtellt ſind; ferner denjenigen, welche im Stadtbezirk 
ein Grundſtück mit Wohnhaus oder ein ſonſtigen Grundſtück — dies aber 
nur, ſoweit das Ortsſtatut es erwähnt — erwerben; endlich denjenigen, 
welche behufs ſelbſtändiger Ausübung einer Kunſt, einer Wiſſenſchaft 
oder eines bürgerlichen Gewerbes ſich dauernd niederlaſſen oder ein 
ſtehendes bürgerliches Gewerbe in der Stadt betreiben wollen. Ein 
Gewerbetreibender als ſolcher iſt aber erſt nach Ablauf von drei Jahren 
nach dem Beginn des Gewerbes auf Verlangen des Magiſtrats zum 
Bürgerrechtserwerb verpflichtet. Zu den eine Kunſt, eine Wiſſenſchaft Aus⸗ 
übenden werden namentlich Arzte, Rechtsanwälte, Architekten gerechnet. Auch 
Frauen ſind unter den geſetzlichen Vorausſetzungen zum Erwerb des Bürger⸗ 
rechts verpflichtet; ſie können ſich jedoch bei der Verrichtung der den Bürgern 
obliegenden perſönlichen Leiſtungen durch Beauftragte vertreten laſſen; iſt 
Stellvertretung nicht möglich, ſo ſind ſie von der Leiſtung befreit. Eine Pflicht 
des Mannes für ſeine Frau das Bürgerrecht zu erwerben, beſteht nicht. Nicht⸗ 
preußen ſind zum Bürgerrechtserwerb nicht verbunden. 

Die Vorausſetzung des Wohnhausbeſitz kann in Hannover durch das Orts⸗ 
ſtatut mannigfach geſtaltet werden. An und für ſich bedingt der Wohnhaus⸗ 
erwerb nur dann den Bürgerrechtsgewinn, wenn der Erwerber ſeinen Wohnſitz 
im Stadtbezirk nehmen will. Doch kann ortsſtatutariſch auch den auswärtigen 
Beſitzern eines Wohnhauſes der Bürgerrechtsgewinn auferlegt werden. Anderer- 
ſeits kann das Ortsſtatut die Vorausſetzung des Wohnhausbeſitzes auf den Erwerb 
von Wohnhäuſern zu einem beſtimmten Werte beſchränken. Von Miteigen⸗ 
tümern ift ſtets einer zum Bürgerrechtserwerb verpflichtet. Einigen ſich die 
Miteigentümer nicht, ſo hat nicht etwa der Magiſtrat ein Ernennungsrecht; er 
kann lediglich mit den obrigkeitlichen Zwangsmitteln vorgehen. 

Liegt in Hannover eine Pflicht zum Erwerb des Bürgerrechts vor, ſo bedarf 
es eines Antrages auf Verleihung nicht. Vielmehr können die ſtädtiſchen Kolle⸗ 
gien von Amts wegen die Verleihung beſchließen. Die Ausſtellung eines Bürger⸗ 
briefs verlangt die Städteordnung nicht, ſie iſt in das Belieben des Magiſtrats 
geſtellt. Dagegen iſt kraft geſetzlicher Beſtimmung für den Erwerb des Bürger⸗ 
rechts eine Gebühr, das ſogenannte Bürgergewinngeld, zu entrichten. 
Die Höhe dieſer Gebühr wird durch das Ortsſtatut beſtimmt, das auch eine 
Staffelung und in gewiſſen Fällen eine Freilaſſung von der Abgabe vorſehen 
kann. Das Gewinngeld bewegt ſich in der Praxis zwiſchen 6 und 120 Mk.; 
Ermäßigungen werden in der Regel für Bürgerſöhne und -töchter gewährt, 
auch wohl für Dienſtboten und Arbeiter, die längere Zeit einer und derſelben 
Herrſchaft gedient haben. Gewerbetreibende ſind zur Zahlung der Gebühr 
nur verpflichtet, wenn ſie freiwillig das Bürgerrecht erwerben, nicht aber wenn ſie 
nach Ablauf von drei Jahren ſeit Eröffnung ihres Gewerbes in der Stadt auf 
Verlangen des Magiſtrats Bürger werden. Von gewerblichen Geſellſchaften 
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darf das Gewinngeld nicht gefordert werden, ſondern lediglich von dem verant⸗ 
wortlichen Geſchäfts⸗ oder Werkführer, der Bürger geworden iſt. Für Ehe⸗ 
frauen kann ein Gewinngeld nur feſtgeſetzt werden, wenn ſie geſetzlich zum Bürger⸗ 
rechtserwerb verbunden ſind. Befreit vom Bürgerrechtsgeld ſind kraft Geſetzes 
alle unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, Lehrer und Geiſtlichen 
in der Gemeinde ihres Dienſtwohnſitzes und in der Gemeinde, in die ſie nach 
dem Ausſcheiden aus dem aktiven Dienſt zuerſt ihren Wohnſitz verlegen, ferner 
Militärperſonen, die zwölf Jahre im aktiven Dienſt geweſen find, dieſe bei der erſten 
Niederlaſſung. Die geſetzliche Befreiung vom Gewinngeld wird auch nicht 
dadurch aufgehoben, daß die betreffende Perſon ein Wohnhaus in der Stadt 
erwirbt. Eine Verjährung des Bürgergewinngeldes tritt in vier Jahren nach 
Ablauf des Jahres ein, in dem die Verpflichtung entſtanden iſt. Jedoch iſt die 
Ausübung des Bürgerrechts auch nach Ablauf der Verjährungsfriſt an die Zahlung 
des Gewinngeldes gebunden. 

Eine Folge des Bürgerrechtserwerbes in Hannover iſt die Pflicht, einen 
Bürgereid dahin zu leiſten, „daß der Bürger die ihm nach den Geſetzen 
und der Stadtverfaſſung obliegenden Pflichten als Bürger gewiſſenhaft erfüllen 
und den vorgeſetzten Behörden, namentlich dem Magiſtrat, Gehorſam leiſten 
will.“ Der Eid iſt vor dem Magiſtrat perſönlich oder im Falle der Abweſenheit 
durch öffentlich beglaubigten ſchriftlichen Revers zu leiſten. Befreit vom Eide 
find die in ſtädtiſchen Dienſten befindlichen Perſonen, die den Dienſteid ge- 
leiſtet haben, und die Frauen, die das Bürgerrecht erwerben. Letztere haben 
aber die treue Erfüllung der ihnen obliegenden Bürgerpflichten anzugeloben. 
Wird der Eid verweigert, ſo kann der Magiſtrat die obrigkeitlichen Zwangs⸗ 
mittel anwenden; auch darf bei Eidesverweigerung eine Aufnahme in die Liſte 
der ſtimmfähigen Bürger nicht erfolgen. Die Durchführung der Eidesleiſtung 
wird verſchieden gehandhabt; einige Städte verfahren ſtreng, andere legen 
keinen Wert auf die Ableiſtung. 

Die Vorausſetzungen der Stimmfähigkeit in Hannover, das heißt 
des Rechtes zur Teilnahme an Wahlen und der Befähigung, zum Bürgervorſteher 
gewählt zu werden, gehen über die Vorausſetzungen zum Bürgerrecht hinaus. 
Stimmfähig iſt jeder männliche, mindeſtens 25 Jahre alte, im Beſitze der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte befindliche, im Stadtbezirk wohnende Bürger, der nicht unter 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft, nicht in Koſt oder Lohn eines andern ſteht, 
nicht im Konkurs befangen iſt, keine öffentliche Armenunterſtittzung im letzten 
Jahre erhalten hat, nicht wegen eines „nach der öffentlichen Meinung ent⸗ 
ehrenden Verbrechens oder Vergehens“ beſtraft worden oder in Unterſuchung 
iſt, ohne außer Verfolgung geſetzt oder freigeſprochen zu ſein, und der den Zenſus 
erfüllt. Armenunterſtützungen bleiben außer Betracht, wenn ſie erſtattet find. 
Über die entehrende Beſchaffenheit eines Verbrechens oder Vergehens entſcheiden 
Magiſtrat und Bürgervorſteher. Den ſtädtiſchen Kollegien ſteht auch das weitere 
Recht zu, Perſonen, die ſich durch unſittliche Handlungen der öffentlichen Achtung 
verluſtig gemacht haben oder wegen „eines peinlichen Vergehens“ in Unterſuchung 
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geweſen ſind, ohne außer Verfolgung geſetzt oder freigeſprochen zu ſein, das 
Stimmrecht zu entziehen. Das derartig entzogene Stimmrecht kann durch 
Gemeindebeſchluß wiedergewährt werden. 

Der geſetzliche Zenſus in Hannover iſt ein zweifacher Entweder muß 
der Bürger zur Gebäudeſteuer, oder er muß zu einem Einkommenſteuerſatz 
von mindeſtens vier Mark bzw. zu einem Einkommen von mehr als 660 Mark 
bis 900 Mark veranlagt ſein. Indeſſen iſt es zuläſſig, ortsſtatutariſch den Zenſus 
abweichend zu regeln oder das Stimmrecht an ſonſtige Vorausſetzungen, z B. 
den Beſitz eines Hauſes, zu knüpfen. Ein derartiges Selbſtbeſtimmungsrecht, 
das den Kreis der Stimmfähigen beliebig einſchränken kann, iſt den übrigen 
Städteordnungen unbekannt. 

Das Ehrenbürgerrecht. Das Ehrenbürgerrecht kann nach den Städte⸗ 
ordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Schleswig⸗ 
Holſtein, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. ſolchen ſelbſtändigen und im Beſitze 
der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen Männern verliehen werden, die ſich 
um die Stadt verdient (in Schleswig⸗Holſtein „beſonders“ verdient) gemacht 
haben. Die Hannoverſche Städteordnung läßt die Verleihung des Ehrenbürger⸗ 
rechts „als Zeichen der Ehre und Dankbarkeit“ ſchlechthin, alſo an Männern 
oder Frauen, zu. Die Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, 
die Rheinprovinz und Frankfurt a. M. verlangen ferner die preußiſche Staats⸗ 
angehörigkeit, die Städteordnung für Schleswig-Holſtein die Zugehörigkeit 
zum ehemaligen Norddeutſchen Bund, die Städteordnung für Heffen-Nafjau 
die Reichsangehörigkeit und die Ermangelung einer Armenunterſtützung aus 
öffentlichen Mitteln. Die Verleihung des Ehrenbürgerrechts erfolgt durch den Ma⸗ 
giſtrat mit Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung, in Schleswig-Holſtein 
durch den Magiſtrat nach gemeinſchaftlichem Beſchluß der Kollegien, in Hannover 
durch beide Kollegien, in den rheiniſchen Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung 
durch die Stadtverordnetenverſammlung im Einverſtändnis mit dem Bürger⸗ 
meiſter, in den übrigen Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung durch den Bürger⸗ 
meiſter mit Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung. Infolge der 
Verleihung des Ehrenbürgerrechts entſtehen keine Verpflichtungen. Anderer⸗ 
ſeits gewährt aber auch das Ehrenbürgerrecht keine allgemeine Steuerbefreiung. 
Nach der Hannoverſchen Städteordnung iſt der Ehrenbürger von der Leiſtung 
des Bürgereides befreit. 

Ruhen und Verluſt des Bürgerrechts. Ein Ruhen des Bürger⸗ 
rechts liegt vor, wenn es wegen gewiſſer Hinderniſſe nicht ausgeübt werden 
kann, nach Fortfall der Hinderungsgründe aber von ſelbſt wieder auflebt. Das 
Bürgerrecht ruht — abgeſehen von Hannover — wenn gegen einen Bürger 
die Unterſuchungshaft angeordnet iſt oder wenn gegen ihn wegen eines Ver⸗ 
brechens oder Vergehens, das die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
zur Folge haben kann, das Hauptverfahren eröffnet iſt. Nach der Städteordnung 
für Hannover, die eine ſolche Beſtimmung zwar nicht im Wortlaut, doch dem 
Sinne entſprechend hat, tritt beim Vorliegen der eben erwähnten Voraus 
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ſetzungen nicht ein Ruhen des Bürgerrechts, ſondern der Stimmfähigkeit ein. 
Das Bürgerrecht bzw. die Stimmfähigkeit entſteht wieder, wenn die Unterſuchungs⸗ 
haft aufgehoben, das Verfahren eingeſtellt oder der Bürger außer Verfolgung 
geſetzt oder freigeſprochen wird. Das Bürgerrecht, in Hannover die Stimm⸗ 
fähigkeit, ruht ferner für die Dauer eines Konkursverfahrens. In den Städten, 
die ein Bürgerrechtsgeld verlangen, tritt ein Ruhen des Bürgerrechts bis zur 
Zahlung dieſer Gebühr ein, und dort, wo die Militärperſonen nicht zu den Ein⸗ 
wohnern rechnen, ruht das Bürgerrecht für die Zeit, wo der Bürger ſeiner 
Dienſtpflicht genügt. Die Heſſen⸗Naſſauiſche Städteordnung kennt noch drei 
weitere Gründe für das Ruhen des Bürgerrechts: die Entmündigung, den 
Empfang einer Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln — in dieſem Falle 
ruht das Bürgerrecht während ſechs Monate nach dem Empfang, ſofern nicht Zu⸗ 
rückerſtattung erfolgt iſt — und endlich die Nichtzahlung der ſchuldigen Gemeinde⸗ 
abgaben innerhalb acht zagen nach Mahnung durch den Steuererheber — in 
dieſem Falle ruht das Bürgerrecht vom Ablauf dieſer Friſt bis zur Zahlung —. 

Ein Verluſt des Bürgerrechts tritt ein, ſobald eine der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften für den Erwerb nicht mehr zutrifft, es ſei denn, daß ihr Fortfall 
lediglich ein Ruhen des Bürgerrechts zur Folge hat. Iſt der Eintritt dieſer Voraus⸗ 
ſetzungen an eine Friſt geknüpft, wie dies in der öſtlichen Städteordnung und den 
meiſten übrigen der Fall iſt, ſo wird das Bürgerrecht erſt wieder erworben, wenn 
die Friſt völlig neu erfüllt iſt. Die Hannoverſche Städteordnung kennt auch einen 
Bürgerrechtsverluſt durch Verzicht. Dieſer iſt aber nur zuläſſig, wenn eine Pflicht 
zum Bürgerrechterwerb nicht vorliegt. Endlich erliſcht das Bürgerrecht deſſen, 
der durch rechtskräftiges Strafurteil der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig 
erklärt iſt. Da die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte aber ſtets nur auf 
Zeit erfolgt, iſt nach Ablauf dieſer Zeit der Erwerb des Bürgerrechts wieder 
möglich. Zuchthausſtrafe allein hat die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter zur Folge, nicht alſo des Bürgerrechts ſchlechthin. Ebenſo 
bezieht ſich die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung von öffentlichen 
Amtern nur auf die Befähigung, gewählt zu werden, nicht aber auf das Stimm⸗ 
recht. 

In Hannover iſt es zuläſſig, im Falle des Wegzugs aus dem Stadtgebiet 
den Bürgerrechtsverluſt dadurch abzuwenden, daß eine ortsſtatutariſch zu be⸗ 
ſtimmende jährliche Abgabe gezahlt wird. Dies iſt aber nur dann ſtatthaft, 
wenn das Bürgerrecht durch das Bürgergewinngeld erworben war. Sit die 
Abgabe drei Jahre nicht gezahlt, ſo kann der Magiſtrat unter Zuziehung der 
Bürgervorſteher den Bürgerrechtsverluſt gegen den Säumigen ausſprechen. 
Über Beſchwerden gegen einen ſolchen Beſchluß iſt die Entſcheidung des Bürger⸗ 
vorſteherkollegiums gegeben, die im Verwaltungsſtreitverfahren — auch durch 
den Magiſtrat — anfechtbar iſt. Die Wahrung des Bürgerrechts hat den prak⸗ 
tiſchen Zweck, das Gewinngeld im Falle der Rückkehr zu ſparen und etwaige 
Stipendienrechte für die Kinder oder ſonſtige Vergünſtigungen zu ſichern. 
Die Jahresabgabe wird zumeiſt auf drei Jahre feſtgeſetzt. 
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Ehrenämter. Die Bürger ſind nach allen Städteordnungen verpflichtet, 
ſtädtiſche Ehrenämter anzunehmen. Die Ehrenämter ſind unbeſoldete Stellen in 
der Gemeindeverwaltung oder vertretung, wobei es unerheblich iſt, ob für die 
Stelle Erſatz barer Auslagen oder eine dem gleichſtehende feſte Entſchädigung 
gewährt wird. Die Annahmepflicht bezieht fich nur auf die in den Städteordnungen 
erwähnten Gemeindeämter oder auf die durch andere Geſetze ausdrücklich als 
ſolche beſtimmten Amter. Hierhin gehört das Amt des Stadtverordneten, 
Bürgervorſtehers, Deputationsmitgliedes, Bezirksvorſtehers, Waiſenrats, nicht 
aber die dem ftaatlichen Organismus eingegliederten Amter, wie das des Schöffen 
Geſchworenen, Schiedsmanns, des Mitgliedes einer ſtaatlichen Steuerkommiſſion, 
Vormunds u. dgl. Die Verpflichtung, ein angenommenes Ehrenamt zu ver⸗ 
walten, iſt — abgeſehen von der Hannoverſchen Städteordnung — befriſtet, 
in Schleswig⸗Holſtein auf ſechs Jahre, nach den übrigen Städtegeſetzen auf drei 
Jahre. 

In einer Reihe von Fällen ſind die Bürger befugt, ein Ehrenamt 
abzulehnen, und zwar berechtigen hierzu nach ſämtlichen Städteordnungen, 
abgeſehen von der Hannoverſchen: anhaltende Krankheit; Geſchäfte, die eine 
häufige oder lange dauernde Abweſenheit vom Wohnorte mit ſich bringen; 
ein Alter von ſechzig Jahren; die Verwaltung eines anderen öffentlichen Amtes, 
das in Heſſen⸗Naſſau aber nur unmittelbares Staatsamt ſein darf; ärztliche 
Praxis (dieſe nicht in Heſſen⸗Naſſau) und ſonſtige beſondere Verhältniſſe, die 
nach dem Ermeſſen der Stadtverordnetenverſammlung eine gültige Entſchuldi⸗ 
gung begründen. Auch kann, wiederum abgeſehen von Hannover, derjenige, 
der ein ſtädtiſches Ehrenamt (die Heſſen-Naſſauiſche Städteordnung verlangt, 
„während der vorgeſchriebenen regelmäßigen Amtsdauer)“ verſehen hat, die 
Übernahme einer unbeſoldeten Stelle für die nächſten drei, in Schleswig⸗ 
Holſtein ſechs Jahre ablehnen. Die vorſtehenden Entſchuldigungsgründe ſind 
geſetzlich feſtgelegt, in Schleswig⸗Holſtein indeſſen nur für die Stellen im 
Magiſtrat oder in der Stadtverordnetenverſammlung, während für die übrigen 
Stellen ſowie für einzelne Aufträge die Regelung dem Ortsſtatut überlaſſen iſt. 

In Hannover haben ein Ablehnungsrecht die unmittelbaren Staatsbeamten, 
die aktiven Militärperſonen, Geistliche, Lehrer, Arzte und Apotheker, Bürger 
über ſechzig Jahre und ſolche, die durch Gebrechlichkeit oder anhaltende Krank⸗ 
heit verhindert ſind. Unbeſoldete Senatoren können nach ſechsjähriger Dienſt⸗ 
zeit das Amt niederlegen und eine Wiederwahl ablehnen. Ausſcheidende 
Bürgervorſteher brauchen eine Wiederwahl nur dann anzunehmen, wenn ſeit 
ihrem Austritt eine der Amtsperiode gleiche Zeit, alſo ſechs oder vier Jahre, 
verfloſſen iſt. Bürger, die zwölf Jahre hintereinander das Amt eines Bürger⸗ 
vorſtehers bekleidet haben, ſind dauernd von der Pflicht zur Annahme einer 
ferneren Wahl befreit. 

Tritt eine der Entſchuldigungsmöglichkeiten während der Amtsdauer ein, 
ſo ſind die Gewählten berechtigt, vor Ablauf dieſer Zeit ihr Amt niederzulegen. 
Deshalb kann nach den Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen 
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die Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. jedes Ehrenamt vom Beginne 
des vierten Jahres ab jederzeit niedergelegt werden. Die Städteordnung für 
Schleswig⸗Holſtein geſtattet das Amt eines Magiſtratsmitgliedes oder Stadt⸗ 
verordneten vom Beginne des ſiebenten Jahres, ein ſonſtiges Ehrenamt nach 
Maßgabe der ortsſtatutariſchen Befriſtung niederzulegen. In Hannover ſind 
diejenigen, welche nach der Annahme der Wahl zu einem Ehrenamt unmittelbare 
Staatsbeamten, aktive Militärperſonen, Geistliche oder Schullehrer werden, 
zur Niederlegung des Ehrenamtes verpflichtet; ſie ſind aber wieder wählbar. 
Will ein Inhaber eines Ehrenamts, der zur vorzeitigen Niederlegung berechtigt 
iſt, aus der Stelle ausſcheiden, ſo genügt eine Erklärung an den Gemeinde⸗ 
vorſtand; eine ſolche Erklärung bedarf keiner Annahme oder Zuſtimmung, 
fie iſt unmittelbar wirffam. Nur die Schleswig⸗Holſteinſche ſpricht von dem 
Erfordernis eines genehmigenden Beſchluſſes beider Stadtkollegien, geſtattet 
indeſſen auch eine anderweite ortsſtatutariſche Regelung dieſer Frage. 

Weigert ſich ein Bürger ein Ehrenamt anzunehmen oder während der 
geſetzlichen oder ſtatutariſchen Friſt zu verſehen, jo können, abgeſehen von Han⸗ 
nover, gewiſſe Nachteile gegen den Bürger verhängt werden. 
Hierüber beſchließen die Stadtverordneten allein; ihr Beſchluß bedarf keiner 
Beſtätigung. Die Nachteile ſind: Verluſt der Ausübung des Bürgerrechts 
auf drei bis ſechs Jahre oder eine ſtärkere Heranziehung zu den Gemeindeabgaben 
um ein Achtel bis ein Viertel. Die Nachteile müſſen nicht verhängt werden; viel⸗ 
mehr ſteht es dem Ermeſſen der Beſchlußorgane frei, ob eine Ahndung geſchehen ſoll 
und ob der Bürgerrechtsverluſt oder die Steuerbelaſtung je allein oder zuſammen 
zu verhängen ſind. Auch haben die Stadtverordneten frei zu würdigen, wann 
eine Weigerung des Bürgers vorliegt; ſie ſetzt nicht immer eine ausdrückliche 
Erklärung voraus, kann vielmehr auch aus Handlungen und Unterlaſſungen 
geſchloſſen werden. Der Beſchluß muß die Angabe der Zeitdauer und die ge⸗ 
genaue Beſtimmung der Nachteile enthalten; er iſt auch dann noch vollſtreckbar, 
wenn nach dem Zeitpunkt feines Erlaſſes ein Entſchuldigungsgrund eintritt. 
Unter den Gemeindeabgaben, deren ſtärkere Heranziehung verhängt werden 
kann, ſind nur die direkten zu verſtehen, abgeſehen von Schleswig⸗Holſtein, 
deſſen Städteordnung dieſe Beſchränkung nicht vorſieht. 

Weigert ſich in Hannover ein Bürger, ein Ehrenamt anzunehmen, ſo iſt 
ſeine Beſtrafung nicht möglich. 

Eine Beendigung der ſtädtiſchen Ehrenämter tritt ein 
mit dem Verluſte des Bürgerrechts, der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
oder der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter und mit der Verurteilung 
zu einer Zuchthausſtrafe. Ruht das Bürgerrecht, ſo kann das Ehrenamt nicht 
ausgeübt werden. 

Streitigkeiten über das Bürgerrecht und über Ehrenämter. Die Be⸗ 
rechtigungen, die den Inhalt des Bürgerrechts bilden, genießen einen 
verwaltungsgerichtlichen Schutz. Nach dem Zuſtändigkeitsgeſetz beſchließt die 
Stadtverordnetenverſammlung (das Bürgervorſteherkollegium) auf Be⸗ 
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ſchwerden und Einſprüche, die ſich auf den Beſitz oder Verluſt des Bürgerrechts 
beziehen. Dieſe Beſchwerden und Einſprüche ſind aber nicht ſchlechthin zuläſſig, 
ſondern nur dann gegeben, wenn es ſich um das Wahlrecht, das Recht zur Beklei⸗ 
dung eines Ehrenamts, die Verpflichtung zum Erwerb oder zur Verleihung 
des Bürgerrechts, zur Zahlung von Bürgergewinngeldern, zur Leiſtung des 
Bürgereides, um die Zugehörigkeit zu einer beſtimmter Bürgerklaſſe oder um 
die Richtigkeit der Wählerliſte handelt. Auch beſchließt die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung (das Bürgervorſteherkollegium) über die Berechtigung zur Ab⸗ 
lehnung oder Niederlegung von Ehrenämtern ſowie über die wegen ungerecht⸗ 
fertigter Amtsverweigerung zu verhängenden Nachteile. Eine Einſpruchsfriſt 
iſt hinſichtlich des Bürgergewinngeldes gegeben; ſie beträgt ein Jahr. 

Die Beſchlüſſe der Stadtverordneten (Bürgervorſteher) bedürfen keiner 
Zuſtimmung des Magiſtrats oder Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. Sie ſind 
binnen zwei Wochen mit der Klage bein Bezirksausſchuß anfechtbar, gegen 
deſſen Entſcheidung in gleicher Friſt die Berufung an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht gegeben iſt. Klageberechtigt iſt der durch den Beſchluß Betroffene und 
der Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter. 

Da in Hannover die Verleihung des Bürgerrechts und einige Fälle der 
Entziehung des Bürgerrechts kraft Beſchluſſes beider Stadtkollegien erfolgen, 
tritt dort im Falle einer Beſchwerde oder eines Einſpruchs der eigentümliche 
Rechtszuſtand ein, daß über dieſelbe Sache die Bürgervorſteher allein nochmals 
zu entſcheiden haben. 

Das in nichthannoverſchen Landesteilen zu zahlende Bürgerrechtsgeld iſt 
dem Bürgergewinngeld nicht gleichgeſtellt. Über die Einſprüche gegen jene 
Gebühr beſchließt nicht die Stadtverordnetenverſammlung, ſondern der Ma⸗ 
giſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter. Die 
Einſpruchsfriſt beträgt ein Jahr. Gegen den Beſchluß des Gemeindevorſtandes 
findet binnen zwei Wochen die Klage beim Bezirksausſchuß, gegen deſſen Entſchei⸗ 
dung binnen zwei Wochen die Reviſion an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. 

In allen hier erörterten Fällen haben Beſchwerden, Einſprüche, Klagen 
und Rechtsmittel keine aufſchiebende Wirkung; die Beſchlüſſe oder Entſcheidungen 
können deshalb vorläufig ausgeführt werden. 
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5. Kapitel. 
Die Stadtverordneten (Bürgervorſteher). 


Die Zuſammenſetzung der Stadtverordnetenverſammlung und die Auf⸗ 
gaben der Stadtverordneten. Die Stadtverordnetenverſammlung, in Hannover 
Bürgervorſteherkollegium, in Neuvorpommern und Rügen auch Repräſen⸗ 
tantenkollegium, in Hohenzollern Gemeindevertretung oder Bürgerausſchuß ge⸗ 
nannt, iſt eine politiſche Körperſchaft. Ihre Mitglieder, die Stadtverordneten 
(Bürgervorſteher, Repräſentanten, Gemeindeverordneten), ſind keine Beamten; 
ihre Stellung iſt ein Ehrenamt, das bedeutendſte und verantwortungsvollſte 
Ehrenamt, das eine Stadt zu vergeben hat. Sämtliche Städteordnungen 
heben hervor, daß die Stadtverordneten an keinerlei Aufträge oder Anweiſungen 
gebunden ſind. Sie ſollen ſich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nicht als Ver⸗ 
treter eines Berufs, eines Standes oder eines Bezirks betrachten, ſondern als 
Vertreter der geſamten Bürgerſchaft. Ihr Ziel ſoll das Geſamtwohl ſein. Nun 
wird dieſes Ziel zwar niemals gleichartig aufgefaßt werden können. Aber 
der Hinblick auf das Gemeinſame der Aufgaben wird den Stadtverordneten zu 
der Prüfung zwingen, ob das, was er will, auch dem gemeinſamen Beſten und 
nicht lediglich einem Sonderzweck dient. Damit ift die Richtlinie gegeben, nach 
der er handeln muß. 

Ein völliger Ausſchluß von Gruppen⸗ oder Parteibildungen in den Stadt⸗ 
verordnetenverſammlungen ließe die Werte ungenutzt, die durch das praktiſche 
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Leben geſchaffen werden. Denn die verſchiedenen Gruppen, die ſich in den 
preußiſchen Stadtverordnetenverſammlungen vorfinden, die Vertreter des 
Grundbeſitzes, der Großgewerbe, des Mittelſtandes, der Vermieter und Mieter, 
des Handwerks, der Arbeiterſchaft, von Ortsteilen, ſpiegeln am deutlichſten die 
Beſtrebungen der Bürgerſchaft wieder. Ihre gar oft verſchiedenartige Auffaſſung 
über das dem Stadtwohl Dienliche gibt der Verwaltung die notwendigen aus⸗ 
gleichenden Richtlinien. Ihre mannigfache Erfahrung, richtig benutzt und an⸗ 
gewendet, bewahrt die Verwaltung vor Einſeitigkeit. Vorausſetzung dabei 
iſt jedoch immer, daß nicht die eine oder die andere Fachgruppe ſo überwiegt, 
daß geſunde Keime, die auf anderem Boden wachſen, erſtickt werden. 

Nach einer Richtung iſt die Zuſammenſetzung der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung auf eine Bürgerklaſſe begrenzt. Die Städteordnungen beſtimmen, 
daß die Stadtverordneten zur Hälfte Hausbeſitzer ſein müſſen; das 
ſind Alleineigentümer, nicht Miteigentümer eines Hauſes, ferner Nießbraucher 
und ſolche, die ein erbliches Beſitzrecht an einem Hauſe haben. In den Pro⸗ 
vinzen, wo Abteilungswahl gilt (den öſtlichen, der Rheinprovinz, Weſtfalen, 
Heſſen⸗Naſſau), muß jede Abteilung zur Hälfte aus Hausbeſitzern beſtehen. In 
Hannover iſt es der Feſtſetzung durch die Ortsſtatute überlaſſen, ob ein Teil oder 
welcher Teil der Bürgervorſteher aus der Mitte der Hausbeſitzenden zu wählen 
it. Wenn nun auch durch dieſe Beſtimmungen die Bewegungsfreiheit der 
wählenden Bürger eingeſchränkt iſt, haben ſich doch einſeitige Wirkungen nur 
ſelten gezeigt, zumal es den Parteien und Gruppen auch der Minderbemittelten 
ein Leichtes iſt, Vertreter zu beſtellen, die Hausbeſitzer ſind. 

Die Größe der Stadtverordnetenverſammlungen iſt 
ſehr verſchieden. In den öſtlichen Provinzen ift die geſetzliche Mindeſtzahl bei 
Städten von weniger als 2500 Einwohnern 12, in Heſſen-Naſſau, der Rhein⸗ 
provinz und Weſtfalen bei den Städten von weniger als 2500 Einwohnern 
18, in Schleswig⸗Holſtein iſt die Mindeſtzahl 6, in Hannover 4. Im übrigen 
richtet ſich die Zahl der Stadtverordneten in den öſtlichen Provinzen, Heſſen⸗ 
Naſſau, der Rheinprovinz und Weſtfalen nach einer geſetzlichen Staffelung 
oder nach den Ortsſtatuten, in Schleswig⸗Holſtein und Hannover nur nach den 
Ortsſtatuten, denen in Schleswig⸗Holſtein die Höchſtgrenze von 30, in Hanno⸗ 
ver die Höchſtgrenze von 24 vorgeſchrieben iſt. Indeſſen haben zahlreiche 
Eingemeindungsgeſetze in manchen Orten die Zahl der Stadtverordneten er⸗ 
höht, ſtellenweiſe, z. B. in Hannover, Kiel und Altona, auch über die Grenze 
hinaus, die die Städteordnungen vorſchreiben. Die Höchſtzahl der Stadt⸗ 
verordneten weiſt Berlin mit 144 auf. 

Die Stadtverordnetenverſammlung iſt zwar keine juriſtiſche Perſon, aber 
eine Körperſchaft, die nur als ſolche auftreten kann. Der einzelne Stadt⸗ 
verordnete hat innerhalb der Stadtverwaltung keine Befugniſſe, er müßte 
denn von der Verſammlung oder einer Kommiſſion mit einer beſtimmten Auf⸗ 
gabe betraut ſein, die in die Zuſtändigkeit der Verſammlung oder der Kommiſſion 
fällt. Andererſeits iſt der Stadtverordnete frei in ſeinen Entſchließungen. Er 
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iſt nicht einmal an ſeine bei der Abſtimmung geäußerte Anſicht gebunden, kann 
vielmehr in der Verſammlung anders ſtimmen als in der Kommiſſion, auch in 
der einen Verſammlung anders wie in einer anderen. Doch wird er int 
ſtädtiſchen Intereſſe die Regel haben, die einmal erworbene Anſicht nicht ohne 
zwingenden Grund wieder preiszugeben. Wegen ſeiner Abſtimmung kann 
der Stadtverordnete nicht zum Schadenserſatzoder zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen werden; ein derartiger Rechtsanſpruch könnte ſich nur gegen die 
Verſammlung richten. Wegen der Außerungen in den Sitzungen ift ein Diſ⸗ 
ziplinarverfahren gegen den Stadtverordneten nicht gegeben. Die freie Mei⸗ 
nungsäußerung iſt zwar nicht ſo weitgehend geſchützt wie bei den Abgeord⸗ 
neten, die nach dem Strafgeſetzbuch wegen der in Ausübung ihres Berufs 
getanen Außerung überhaupt nicht zur Verantwortung gezogen werden können. 
Inimerhin iſt aber ein gewiſſer ſtrafrechtlicher Schutz geboten, da die Außerung 
eines Stadtverordneten regelmäßig zur Ausführung oder Verteidigung von Rechten 
oder zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen getan wird und deshalb nur dann 
ſtrafbar, iſt, wenn eine Beleidigung aus der Form der Außerung oder den be- 
gleitenden Umſtänden hervorgeht (8193 StGB.). Eine Pflicht zur Amts⸗ 
verſchwie genheit hat der Stadtverordnete nicht, mit einer Ausnahme: 
als Mitglied einer Verwaltungsdeputation iſt er Beamter; deshalb beſteht 
regelmäßig eine Schweigepflicht über die Vorgänge in der Deputation. Im 
übrigen hat es die Stadtverordnetenverſammlung aber in der Hand, die Geheim⸗ 
haltung einiger ihrer Verhandlungen zu beſchließen oder durch die Geſchäfts⸗ 
ordnung feſtzuſetzen. Dem hat der einzelne, Stadtverordnete nachzukommen; 
er unterliegt auch in dieſem Punkte einer etwa durch die Geſchäftsordnung 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafe. 

Um die Unabhängigkeit der Stellung eines Stadtverordneten beſonders zu 
ſichern, heben faſt ſämtliche Städteordnungen hervor, daß die Stadtverordneten 
ein Gehalt oder eine Vergütung nicht beziehen dürfen, viel⸗ 
mehr nur die Vergütung ihrer baren Auslagen zuläſſig it, und zwar „der not- 
wendigen“ wie die Hannoverſche Städteordnung jagt, oder der Auslagen,, die 
aus der Ausrichtung von Aufträgen entſtehen“, wie die Städteordnungen für 
die öſtlichen Provinzen, die Rheinprovinz, Weftfalen, Frankfurt und Heſſen⸗ 
Naſſau beſtimmen. Auf der andern Seite fordern die Städteordnungen für die 
erwähnten Landesteile, daß bei Verhandlungen, bei der Beratung und Ab⸗ 
ſtimmung über Rechte und Verpflichtungen der Stadtgemeinde derjenige nicht 
teilnehmen darf, deſſen privates Intereſſe mit dem der Gemeinde im 
Widerſpruch ſteht. In Hannover darf kein Bürgervorſteher einer Verhandlung 
beiwohnen, der bei der betreffenden Angelegenheit ein Privatintereſſe hat. In 
der Schleswig ⸗Holſteinſchen Städteordnung wird die Teilnahme an der Be⸗ 
ratung und Beſchlußfaſſung unterſagt, wenn bei einem Beratungsgegenſtande 
das perſönliche Privatintereſſe oder das eines nahen Angehörigen (von Eltern, 
Kindern, Ehegatten, Geſchwiſtern) entgegenſteht. Der intereſſierte Stadtverordnete 
ſoll ſich während der Beratung aus dem Sitzungszimmer entfernen. Seine An⸗ 
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weſenheitgibt die Möglichkeit, den Stadtverordnetenbeſchluß als nichtiganzufechten. 
Übrigens ſchließt nur ein Privatintereſſe aus, nicht etwa ein amtliches Intereſſe 
oder das Intereſſe an einer Korporation, deſſen Mitglied der Stadtverordnete iſt. 
Daher können Stadtverordnete mitberaten und mitbeſtimmen, die einem Verein, 
einer Kirchengemeinde angehören, Provinzial- oder Staatsbeamte find, wenn 
ein Vertrag mit dem Verein, der Kirchengegemeinde, der Provinz oder dem 
Fiskus abgeſchloſſen werden ſoll. Ob ein Stadtverordneter für die Stadt 
Lieferungen oder Arbeiten übernehmen darf, wird in den einzelnen Städten ver⸗ 
ſchieden beurteilt. Geſetzlich ausgeſchloſſen iſt die Lieferungsübernahme nirgends. 
In einigen Städten bedarf es eines Beſchluſſes der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung oder des Magiſtrats, wenn ein Stadtverordneter in vorübergehende oder 
dauernde Geſchäftsverbindung mit der Stadt treten will. Stellenweiſe hat der 
Stadtverordnete aus der betreffenden Fachkommiſſion oder⸗ Deputation aus⸗ 
zuſcheiden. In anderen Städten iſt die Geſchäftsverbindung geſtattet, wenn 
eine allgemeine oder beſchränkte Ausſchreibung für die Arbeiten oder Lieferung 
ſtattfindet. Wieder andere Städte erachten Verbote einer ſolchen Geſchäfts⸗ 
verbindung nicht für erforderlich. 

Wichtig für die Selbſtändigkeit der Stadtverordneten iſt die geſetzliche Feſt⸗ 
legung der Wahlperiode auf einen längeren Zeitraum. Da dieſer aber 
auch nicht allzu reichlich bemeſſen iſt, wird auf der anderen Seite einer Intereſſen⸗ 
wirtſchaft leicht vorgebeugt werden können. Die Wahlperiode beträgt durchweg 
6 Jahre, in Hannover regelmäßig 6, ausnahmsweiſe 4 Jahre, wenn die Zahl der 
Bürgervorſteher nicht durch 3 teilbar iſt. Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel 
— in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, der Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau ein⸗ 
ſchließlich Frankfurt a. M. einer jeden Abteilung — aus, nur in Schleswig⸗ 
Holſtein alljährlich ein Sechstel, in Hannover, da, wo die Amtszeit eine vier⸗ 
jährige iſt, alljährlich ein Viertel, und zwar ſolange nach dem Loſe, bis ein regel⸗ 
mäßiger Wechſel von ſelbſt eintreten kann. 

Die Wählbarkeit. Wählbar zum Stadtverordneten (Bürgervorſteher) iſt 
jeder ſtimmfähige Bürger; jedoch iſt es unerheblich, ob dieſer Bürger tatſächlich 
ſtimmen kann, ob er alſo zur Zeit der Wahl in der Wahlliſte aufgenommen iſt 
oder nicht. Der Bürger muß in der Regel die Wahl annehmen. Die Fälle, in 
denen er das Recht hat, die Wahl auszuſchlagen, ſind Seite 41 erörtert. Nicht 
wählbar ſind juriſtiſche Perſonen. 

In Hannover iſt das Amt eines Bürgervorſtehers unvereinbar mit dem⸗ 
jenigen eines Dienſtuntergebenen des Magistrats; weitere geſetzliche Aus⸗ 
ſchließungsgründe, wie Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft zu Bürgervor⸗ 
ſtehern oder Magiſtratsmitgliedern, ſind dort unbekannt. 

Die Städteordnungen für die übrigen Provinzen führen gewiſſe 
Beamten⸗, Verwandtſchafts- und Schwägerſchafts— 
verhältniſſe auf, die eine Wahl hindern. Hiernach dürfen Vater und Sohn 
ſowie Brüder nicht zugleich Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung ſein, 
dazu gehören auch der Stiefvater und Stiefſohn ſowie Halbbrüder. In Heſſen⸗ 
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Naſſau außer Frankfurt a. M. ſind Schwiegervater und Schwiegerſohn von 
der gleichzeitigen Ausübung des Stadtverordnetenamtes ausgeſchloſſen. Sind 
dergleichen Verwandte oder Verſchwägerte derart zu der nämlichen Zeit gewählt, 
daß die Stadtverordnetenverſammlung gleichzeitig über ihre Wahl befinden muß, 
ſo wird der ältere allein zugelaſſen. Wird ein älterer Verwandter bzw. Ver⸗ 
ſchwägerter mit einem jüngeren Verwandten bzw. Verſchwägerten in derſelben 
Ergänzungswahl gewählt, hat der jüngere die Wahl angenommen, der ältere aber 
in dem Zeitpunkte, wo die Stadtverordnetenverſammlung über die Gültigkeit der 
Wahl beſchließt, die Annahme der Wahl nicht erklärt, ſo zieht der jüngere in die 
Stadtverordnetenverſammlung ein. Denn nach der Rechtſprechung des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts kann vor der Annahmeerklärung das Amt eines Stadtver⸗ 
ordneten nicht erlangt werden. Entſteht in Heſſen⸗Naſſau die Schwägerſchaft 
im Laufe der Wahlperiode, ſo ſcheidet der Schwiegerſohn aus. 

Folgende Beamtenklaſſen dürfen nach ſämtlichen Städteord⸗ 
nungen, von der Hannoverſchen abgeſehen, nicht Stadtverordnete ſein: Die⸗ 
jenigen Beamten und Mitglieder der Behörden, die die Staatsaufſicht über die 
Städte ausüben, alſo die Regierungs⸗ und Oberpräſidenten und der Miniſter 
des Innern ſowie ihre Räte und Hilfsarbeiter, nicht jedoch die Regierungsmittel⸗ 
und unterbeamten. Auch ſind ausgeſchloſſen die ernannten Mitglieder des 
Bezirksausſchuſſes und des Provinzialrats, nicht jedoch die gewählten (dies iſt 
in der Wiſſenſchaft beſtritten, in der Praxis aber Übung, die Heſſen-Naſſauiſche 
Städteordnung ſchließt ausdrücklich nur die ernannten Mitglieder aus). Ferner 
ſind ausgeſchloſſen die Mitglieder des Magiſtrats und alle beſoldeten Gemeinde⸗ 
beamten an ihrem Dienſtort, in der Rheinprovinz auch etwaige unbeſoldete Ge⸗ 
meindebeamte. Stadtverordnete können jedoch ſein die penſionierten Beamten, 
die Beigeordneten in der Rheinprovinz, die Schöffen der Gemeindeverfaſſung 
ohne kollegialiſchen Gemeindevorſtand in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und 
Heſſen-Naſſau ſowie die Ratmänner der Gemeindeverfaſſung ohne kollegialiſchen 
Gemeindevorſtand in Schleswig⸗Holſtein. Zu den ausgeſchloſſenen Beamten 
rechnen nicht die lediglich in einem Privatdienſtverhältnis zur Stadt ſtehenden 
Perſonen, z. B. Betriebsdirektoren, Krankenhausärzte, Armenärzte, ſoweit ſie 
nicht die Eigenſchaft eines Kommunalbeamten erlangt haben, Ausgeſchloſſen 
find ferner die Geiſtlichen der chriſtlichen Kirchengemeinden, wozu auch die 
emeritierten und die Anſtaltsgeiſtlichen ſowie die Superintendenten gehören. 
Wählbar dagegen ſind diejenigen, welche früher Geiſtliche waren und ſpäter ein 
anderes Amt, z. B. ein Seminardirektoriat, oder eine andere Anſtellung, z. B. 
bei einer Miſſionsgeſellſchaft, übernommen haben. Wählbar find auch die 
Rabbiner, die mennonitiſchen, baptiſtiſchen, lutheriſchen Prediger u. dgl. Aus⸗ 
geſchloſſen find ſodann die Kirchendiener, das find die nicht im Ehrenamt ſtehen⸗ 
den Kirchenbeamten, wie Rendanten, Küſter, Organiſten, Kantoren. Ferner 
find ausgeſchloſſen die Volksſchul⸗ oder Elementarſchullehrer, worunter die Lehrer 
an denjenigen Schulen zu verſtehen ſind, die der allgemeinen Schulpflicht dienen 
und deren Beſuch den Kindern gegenüber, die nicht anderweit in zuläſſiger Weiſe 
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unterrichtet werden, erzwingbar iſt. Dahin gehören alſo nicht die Lehrer der 
höheren, Mittel⸗ und Fachſchulen oder der Vorſchulen, ſelbſt nicht, wenn ſie nur 
die Vorbildung für die Lehrtätigkeit an einer Volksſchule haben. Weiter ſind 
ausgeſchloſſen die richterlichen Beamten, das ſind alle Richter und Aſſeſſoren 
an den ordentlichen Gerichten und die ernannten Mitglieder der Verwaltungs⸗ 
gerichte, nicht jedoch die Referendarien, Mittel- und Unterbeamten dieſer Be⸗ 
hörden. Ausgeſchloſſen find endlich die Beamten der Staatsanwaltſchaft und die 
Polizeibeamten, alſo auch die Landräte, Kreisſekretäre, der Kreisdeputierte, der 
den Landrat vertritt, während der Vertretungszeit, die Diſtriktskommiſſare in 
Poſen, die Landbürgermeiſter, die Amts⸗ und Forſtanwälte, Kgl. Förſter und die 
Eiſenbahnpolizeibeamten, wie Stationsvorſteher und Aſſiſtenten, Zugführer, 
Schaffner, Bremſer, Bahnwärter und Pförtner. 

Für Staatsbeamte, die gewählt werden können, iſt durch einen Staats⸗ 
miniſterialbeſchluß (2. März 1851) vorgeſchrieben, die — übrigens jederzeit 
widerrufliche — Genehmigung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde zur Übernahme 
des Stadtverordnetenamtes nachzuſuchen. Für aktive Militärperſonen iſt eine 
gleiche Vorſchrift durch das Reichsmilitärgeſetz (547) gegeben. Die Gültigkeit der 
Wahl oder der Fortbeſtand des Amtes wird aber durch die Verſagung der Geneh⸗ 
migung nicht berührt, ſo daß die Stadtverordnetenverſammlung dieſe Voraus⸗ 
ſetzung nicht zu prüfen braucht. 

Die Wahlverfaſſung. Die Städteordnungen kennen kein allgemeines Wahl- 
recht. Sie knüpfen es vielmehr an die Vorausſetzung des Bürgerrechts. Über 
dieſe Vorausſetzung hinaus geben die Städteordnungen für die öſtlichen Pro⸗ 
vinzen, Weſtfalen und Heſſen⸗Naſſau auch den Forenſen (S. 30) und den 
juriſtiſchen Perſonen das Recht der Stimmfähigkeit, wenn ſie im 
übrigen die Vorausſetzungen des Bürgerrechts in ſich vereinigen und ſie während 
des ganzen der Auslegung der Wählerliſte voraufgehenden Jahres ſowohl an 
direkten, wenn auch nur veranlagten Staatsabgaben als auch an Gemeinde⸗ 
abgaben mehr entrichtet haben als einer der drei höchſtbeſteuerten Einwohner, 
einerlei ob dieſe wahlberechtigte Bürger, Inländer oder Ausländer ſind. Hierbei 
werden Staats- und Gemeindeſteuern nicht zuſammengerechuet, ſondern jede 
dieſer Steuerarten muß in der erwähnten Höhe erreicht ſein. Da der Fiskus 
Staatsſteuern nicht bezahlt, gehört er nicht zu den gegebenenfalls wahlberechtigten 
Perſonen. Indeſſen rechnet ihn die Heſſen⸗Naſſauiſche Städteordnung dazu, 
wenn er ſeit einem Jahre zu den direkten Gemeindeſteuern mit einem höheren 
Betrage herangezogen wird, als einer der drei höchſtbeſteuerten Gemeinde⸗ 
angehörigen an direkten Staats- und Gemeindeſteuern, beide zuſammen⸗ 
gerechnet, entrichtet. 

Wer im übrigen eine juriſtiſche Perſon iſt, beſtimmt ſich nach dem 
Bürgerlichen Recht. Namentlich gehören dazu die eingetragenen Ver⸗ 
eine und die Stiftungen. In der Praxis werden ferner die juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen des Handels⸗ und Gewerberechts eingerechnet, ſoweit ſie der Gemeinde⸗ 
einkommenſteuer unterliegen, alſo die Aktiengeſellſchaften, die Kommandit⸗ 
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geſellſchaften auf Aktien und die Gewerkſchaften des Bergrechts. Die Heſſen⸗ 
Naſſauiſche Städteordnung ſtellt den wahlberechtigten juriſtiſchen Perſonen auch 
die eingetragenen Genoſſenſchaften und die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung gleich, während in den öſtlichen Provinzen und Weſtfalen das Wahlrecht 
der Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung unbedingt und für die Genoſſen⸗ 
ſchaften inſoweit verneint wird, als ſie der Gemeindeeinkommenſteuer nicht unter⸗ 
worfen ſind. Nicht ſtimmfähig ſind die offenen Handelsgeſellſchaften, die ſtillen 
Geſellſchaften und die Kommanditgeſellſchaften. Unerheblich iſt es, ob die 
juriſtiſchen Perſonen ihren Sitz am Ort haben. 

Die Ausübung des Stimmrechts der Nichteingeſeſſenen und der juriſtiſchen 
Perſonen geſchieht durch Bevollmächtigte, die ſtimmfähige Bürger ſein müſſen. 

Nicht zu vergleichen mit dem vorerwähnten Recht der juriſtiſchen Perſonen 
iſt die Beſtimmung der Hannoverſchen Städteordnung, die für gewerbliche Ge⸗ 
ſellſchaften, welche die Rechtsnatur einer juriſtiſchen Perſon haben, vorſchreibt, daß 
ein verantwortlicher Geſchäfts⸗ oder Werkführer zur Gewinnung des Bürger⸗ 
rechts verpflichtet iſt. Denn hier wählt nicht die Geſellſchaft, ſondern der Ge⸗ 
ſchäfts⸗ oder Werkführer. Dieſer it an keinerlei Aufträge gebunden, während die 
oben erwähnten Bevollmächtigten der juriſtiſchen Perſonen etwaigen Aufträgen 
nachzukommen haben. 

Alle Städteordnungen haben ferner die unmittelbare Wahl 
gemeinſam. Auch iſt in der Mehrzahl der Ordnungen die Offentlichkeit 
der Wahl vorgeſchrieben und beſtimmt, daß jeder Wähler dem Wahlvorſtande 
mündlich zu Protokoll erklären muß, wem er ſeine Stimme geben will. Nur die 
Städteordnungen für Frankfurt a. M. und für Hannover kennen eine ab⸗ 
weichende Regelung. In Frankfurt a. M. wird das Wahlrecht geheim 
durch verdeckte, in eine Wahlurne niederzulegende Stimmzettel ohne Unter 
ſchrift ausgeübt; und in Hannover kann die Stimmabgabe durch mündliche Ab⸗ 
ſtimmung zu Protokoll oder durch verſchloſſene Stimmzettel je nach der Ent⸗ 
ſchließung jedes Wählenden geſchehen. 

Die öſtlichen Provinzen ohne den Regierungsbezirk Stralſund, die Rhein⸗ 
provinz, Weſtfalen und Heſſen⸗Naſſau ohne Frankfurt a. M. haben die Drei⸗ 
klaſſenwahl. Es werden drei Abteilungen nach Maßgabe der Steuer⸗ 
leiſtung gebildet und jede Abteilung wählt eine beſtimmte Zahl von Stadt⸗ 
verordneten. Der Grund für eine ſolche Regelung wird daraus hergeleitet, daß 
die Städte eine allgemeine gleiche Laſt, wie etwa der Staat ſie in der Militär⸗ 
pflicht auferlegt, nicht haben, daß vielmehr die auf den Einwohnern ruhende Laſt, 
die Steuerpflicht, die ſtärkeren Schultern ſchwerer belaſtet. Einer abgeſtuften 
Pflicht ſtellt man ein abgeſtuftes Recht gegenüber. Die Auffaſſung über dieſen 
Grundſatz iſt nicht immer eine gleiche geweſen. Im Jahre 1868 hielt die Staats⸗ 
regierung es nicht für zweckmäßig, der Provinz Schleswig⸗Holſtein die in der 
dortigen älteren Städteverfaſſpng unbekannte Dreiteilung aufzudrängen, führte 
ſie aber im Jahre 1897 in Heſſen⸗Naſſau ein, obwohl Kurheſſen bis dahin ein 
gleiches, allerdings zugunſten der Hochbeſteuerten abgeſtuftes Wahlrecht hatte. In 
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den Staatsteilen, welche die Dreiklaſſenwahl nicht haben, iſt dem Grundſatz der 
Abſtufung der Rechte dadurch Rechnung getragen, daß die Bedingungen zum 
Erwerb des Bürgerrechts erſchwert find: Frankfurt a. M. hat einen geſetzlichen 
Zenſus von 1200 Mark; eine Reihe ſchleswig⸗holſteiniſcher Städte hat von dem 
ortsſtatutariſchen Rechte, den geſetzlichen Zenſus zu erhöhen, Gebrauch gemacht; 
und Hannover hat ein äußerſt vorſichtig geſtaltetes Bürgerrecht. 

Die Dreiklaſſenwahlverfaſſung iſt durch das Geſetz betreffend die Bildung 
der Wählerabteilungen bei den Gemeindewahlen v. 30. Juni 1900 geregelt. Das 
Geſetz unterſcheidet zwiſchen Städten, die nach der jeweiligen letzten Volkszählung 
bis zu 10 000 Einwohnern, und ſolchen, die mehr zählen. 

In Städten, die nach der letzten Volkszählung 
10 000 Einwohner undwenigerzählen, — wobei die ſervisberech⸗ 
tigten Militärperſonen nicht mitgerechnet werden — gilt der Grund— 
ſatz der glatten Steuerdrittelung. Die Wähler werden nach den 
von ihnen zu entrichtenden direkten Staats-, Gemeinde, Kreis- und Provinzial⸗ 
ſteuern in drei Abteilungen untergebracht. Sämtliche Wahlberechtigte werden in der 
Reihenfolge der ihnen anzurechnenden Steuern aufgeführt, die Geſamtſumme 
der Steuerbeträge wird ausgerechnet und alsdann durch drei geteilt. Die Wahl⸗ 
berechtigten, die das erſte Drittel der Geſamtſteuerſumme aufbringen, gehören 
zur erſten Abteilung, diejenigen, die das zweite Drittel aufbringen, zur zweiten, 
der Reſt zur dritten Abteilung. Fällt alsdann ein Wahlberechtigter teils in die 
erſte und teils in die zweite oder teils in die zweite und teils in die dritte Abteilung, 
ſo wird er im erſten Falle der erſten, im zweiten Falle der zweiten Abteilung zuge⸗ 
wieſen. Erhöht ſich im erſten Falle das erſte Drittel der Steuerſumme, ſo muß die 
auf die zweite und dritte Abteilung entfallende Steuerſumme nochmals zuſammen⸗ 
gerechnet und halbiert werden; die beiden Hälften bilden nunmehr die zweite 
und dritte Abteilung. Unter mehreren Wählern mit gleichen Steuerbeträgen ent⸗ 
ſcheidet die alphabetiſche Reihenfolge der Familiennamen, bei gleichen Namen 
das Los. Perſonen, die zur Staatssteuer nicht veranlagt find, wählen ſtets in der 
dritten Abteilung. Sind ſie bei der vorerwähnten Berechnung in eine höhere Ab- 
teilung gelangt, ſo werden ſie von dort zurückverſetzt und die erſte und zweite 
Abteilung muß wieder neu abgegrenzt werden, indem die verbleibende Summe 
je zur Hälfte auf die erſte und zweite Abteilung verwieſen wird. Kein Wähler 
kann gleichzeitig zwei Abteilungen angehören. Zahlt ein Wähler zwei Drittel 
der Geſamtſteuerſumme, ſo bildet er die erſte Abteilung; die übrigbleibende 
Steuerſumme wird halbiert und ſo die zweite und dritte Abteilung gebildet. 

Bei dieſem Verfahren werden in den einzelnen Landesteilen die Ehren⸗ 
bürger verſchieden behandelt. In der Rheinprovinz gehören ſie zur erſten 
Abteilung; ihre Steuer kommt aber bei der Einteilung der Abteilungen nicht in 
Anrechnung. Die Städteordnung für Heſſen⸗Naſſau verweiſt fie in die erſte Ab⸗ 
teilung, wenn ſie in der Stadt ihren Wohnſitz nicht haben. Die Städteordnungen 
für die östlichen Provinzen und für Weſtfalen ſchweigen. Dort werden fie alſo 
wie die übrigen Bürger behandelt; jedoch iſt eine anderweite ſtatutariſche Regelung 
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möglich mit der Beſchränkung, daß nicht zur Staatsſteuer veranlagte Ehren⸗ 
bürger ſtets dem Geſetze gemäß der dritten Abteilung zuzuweiſen ſind. 

Nichtangeſeſſene und juriſtiſche Perſonen werden 
in den öſtlichen Provinzen und in Weſtfalen den Bürgern gleichgeſtellt. Ihre 
Steuerbeträge zählen mit und ſie können deshalb unter Umſtänden die erſte 
Klaſſe bilden. Anders in Heſſen⸗Naſſau. Dort ſcheiden bei der Ermittlung der 
Geſamtſteuerſumme die Nichtangeſeſſenen und juriſtiſchen Perſonen aus. Nach 
erfolgter Bildung der Wählerabteilungen werden ſie derjenigen Abteilung zu⸗ 
gewieſen, der ſie nach der Höhe der ihnen anzurechnenden Steuerbeträge an⸗ 
gehören. In der Rheinprovinz wählen die Nichtangeſeſſenen und die juriſtiſchen 
Perſonen überhaupt nicht mit. 

Welche Steuern werden nun bei der Ermittlung 
der Wahlabteilungen berückſichtigt? Zunächſt die ſtaatliche 
Einkommen- und Ergänzungsſteuer, nicht jedoch die ſtaatliche Gewerbeſteuer 
vom Gewerbetriebe im Umherziehen. Ferner werden angerechnet die direkten 
Gemeindeſteuern, alſo die Zuſchläge zur ſtaatlich veranlagten Einkommen-, 
Grund⸗, Gebäude⸗, Gewerbe- und Betriebsſteuer oder an deren Stelle die be⸗ 
ſonderen ſtädtiſchen Einkommen-, Grundbeſitz-, Gewerbeſteuern, ſodann die Auf⸗ 
wands⸗, Miets⸗ und Wohnungsſteuern u. dgl. ſowie die Warenhausſteuer. Endlich 
werden einbezogen die etwa an die Kreiſe zu entrichtende Betriebsſteuer, die 
Kreiszuſchläge zur Einkommenſteuer, zur Betriebsſteuer und zu den ſtaatlich 
veranlagten Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuern. Sind die Kreisſteuern auf 
den Stadtetat übernommen, ſo erfolgt keine Anrechnung. Provinzialſteuern 
werden nur dann berückſichtigt, wenn ſie beſonders erhoben, nicht alſo, wenn ſie 
in den an die Kreiſe zu zahlenden Beträgen enthalten oder auf den Stadtetat 
genommen ſind. Außer Betracht bleiben ſtädtiſche Gebühren und Beiträge, 
Kirchenſteuern, Deich⸗ und Wegeabgaben und ähnliche Laſten. 

Für jeden nicht zur Staatseinkommenſteuer veranlagten Wahlberechtigten 
iſt ein Betrag von drei Mark in Anſatz zu bringen, und zwar neben etwa ſonſt an 
den Staat, die Stadt, den Kreis, die Provinz zu zahlenden Beträgen. Hierdurch 
wird aber das Wahlrecht nicht geändert. Beſteht alſo ein Stimmrecht überhaupt 
nicht, weil z. B. ein Steuerſatz von 4 Mark nicht erreicht wird, fo iſt auch die Ein⸗ 
ſetzung mit einem Betrage von 3 Mark nicht möglich. Iſt andererſeits das 
Stimmrecht gegeben, weil zwar der Steuerſatz von 4 Mark nicht erreicht iſt, 
der Betreffende aber ein Wohnhaus in der Stadt hat, ſo werden 3 Mark als 
Staatsſteuerbetrag eingeſetzt. 

Bei der Staatseinkommenſteuer, der Gemeindeeinkommenſteuer, den 
Steuern für Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb bleiben diejenigen Steuern 
unberückſichtigt, die für Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb in anderen Gemeinden 
entrichtet werden. 

Erhebt eine Stadt eine direkte Gemeindeſteuer nicht, alſo keine Zuſchläge 
zur Staatseinkommenſteuer oder zur Staatsgrund⸗, ⸗gebäude⸗ oder -geiverbe- 
ſteuer, auch keinerlei beſondere direkte Gemeindeſteuer, ſo werden an Stelle der 
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Gemeindeſteuern die vom Staat veranlagten Grund-, Gebäude⸗ und Gewerbe⸗ 
ſteuern angerechnet. 

In denjenigen Städten, die nach der jeweiligen letzten 
Volkszählung mehr als 10000 Einwohner ohne die ſervis⸗ 
berechtigten Militärperſonen zählen, find andere Grundſätze maßgebend. Dort 
gilt entweder der geſetzliche ſogenannte Durchſchnittsgrundſatz oder eine in das 
Belieben der Städte geſtellte ortsſtatutariſche Regelung, wofür es wiederum 
wahlweiſe zwei Wege gibt: den Grundſatz des Überdurchſchnitts und den Grund- 
ſatz der Zwölftelung. a 

Der Durchſchnittsgrundſatz greift dann Platz, wenn der Steuer⸗ 
betrag eines Wählers der dritten Abteilung den Durchſchnitt der auf den einzelnen 
Wähler treffenden Steuerbeträge überſteigt, mag der Wähler vom Staate 
zur Steuer veranlagt ſein oder nicht. Iſt ein ſolcher Wähler nicht in der dritten 
Abteilung, ſo bewendet es bei der glatten Drittelung. Anderenfalls muß jener 
Wähler ſtets der zweiten oder erſten Abteilung zugewieſen werden. Die Ge⸗ 
ſamtſteuerſumme dieſer beiden Abteilungen wird nach ſeiner Zuweiſung erneut 
ermittelt und dann halbiert. Auf die Weiſe werden die beiden Abteilungen 
anderweit gebildet und die Frage, ob jener Wähler der dritten Abteilung, 
deſſen Steuerbetrag den Durchſchnittsbetrag überſchritt, der erſten oder zweiten 
Abteilung zugewieſen wird, regelt ſich nunmehr von ſelbſt nach dem Steuerſatze. 
Indeſſen ift noch eine geſetzliche Beſchränkung zu beachten: eine höhere Abteilung 
darf niemals mehr Wähler zählen als eine niedere. Würde es bei der Verteilung 
der Wähler dahin kommen, ſo müſſen aus der höheren Abteilung ſo viele Wähler 
in die nächſtniedere verſetzt werden, bis dieſe mindeſtens ſo viele Wähler hat 
wie die höhere. 

Eigentümlich ift die Art, wie der Steuerdurchſchnitt nach dem Geſetz er⸗ 
rechnet werden muß. Diejenigen Wähler bleiben außer Betracht, die zur Staats⸗ 
einkommenſteuer nicht veranlagt ſind, und in den Städten, wo das Wahlrecht an 
einen Einkommenſteuerſatz von ſechs Mark geknüpft iſt (wie in einigen Städten 
der Rheinprovinz), auch dieſe Sechsmärker. Ebenfalls die Steuerbeträge der außer 
Betracht bleibenden Wähler werden nicht mitgezählt. Sind z. B. 15 Wähler mit 
800 Mark Steuern zu berückſichtigen, fallen bei der Drittelung in die erſte Ab⸗ 
teilung 1, in die zweite 2, in die dritte 12 Wähler, iſt von den zwölf Wählern der 
dritten Abteilung einer zu dem fingierten Satz von 3 Mark an Staatseinkommen⸗ 
ſteuer berücksichtigt und zahlt er im übrigen 57 Mark ſtädtiſche Steuer, ſo ſcheiden 
dieſe (57 3) 60 Mark bei der zu dividierenden Summe der Steuerbeträge und 
der Wähler bei der dividierenden Summe der Wähler aus; dann iſt alſo der 
Durchſchnittsſteuerbetrag (80060): (15—1), 740: 14 = 52,86 Mark. Da der 
Steuerbetrag des erwähnten Wählers der dritten Klaſſe über dieſen Durchſchnitt 
hinausgeht, ift der Wähler den höheren Abteilungen einzureihen, obwohl er bei 
der Berechnung des Steuerdurchſchnitts ausgeſchieden war. 

Statt des geſetzlichen Durchſchnittsgrundſatzes kann, wie oben ſchon an⸗ 
gedeutet wurde, in den Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern ohne ſervis⸗ 
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berechtigte Militärperſonen eine abweichende ortsſtatutariſche 
Regelung erfolgen. 

Ein ſolches Ortsſtatut bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der ab⸗ 
ſtimmenden Stadtverordneten, und zwar bei der Einführung, Abänderung oder 
Aufhebung. In den Städten mit Magiſtratsverfaſſung iſt bei Beſchlußfaſſung 
des Magiſtrats eine Zweidrittelmehrheit nicht erforderlich, in den Städten mit 
Bürgermeiſtereiverfaſſung ſtimmt naturgemäß der Bürgermeiſter mit. 

Die ortsſtatutariſche Regelung iſt nach zwei Richtungen zuläſſig. Einmal 
kann an die Stelle des geſetzlichen Durchſchnittsſteuerbetrages ein höherer Be⸗ 
trag geſetzt werden, der jedoch den Durchſchnitt höchſtens bis zur Hälfte über⸗ 
ſteigen darf. (Grundſatz des Überdurchſchnitts.) Alsdann wird 
der Durchſchnitt nach den oben angeführten Grundſätzen berechnet, ſelbſt⸗ 
verſtändlich erhöht um den ortsſtatutariſchen Satz (alſo z. B. ein Durchſchnitt von 
100 Mark um 50 auf 150 Mark) und nur diejenigen Wähler, die dieſen höheren 
Satz (in unſerm Beiſpiel 150 Mark) zahlen, werden aus der dritten Abteilung 
verſetzt. Andererſeits kann die Regelung dahin gehen, daß auf die erſte Wähler⸗ 
abteilung 12, auf die zweite / und auf die dritte / der Geſamtſteuerbeträge 
der Wähler entfallen. (Grundſatz der Zwölftelung). Auch in dieſem 
Falle darf eine höhere Abteilung nicht mehr Wähler zählen als eine niedere. Zu⸗ 
nächſt iſt die erſte Abteilung feſtzulegen und alsdann der Reſt nach dem Ver⸗ 
hältnis 4: 3 der Steuerbeträge in die zweite und dritte Abteilung zu verweiſen. 

Die ungleichartige und zum Teil etwas umſtändliche Regelung der Wahl⸗ 
abteilungen hat ihren Grund in dem Werdegang der Steuergeſetzgebung. In 
den Jahren 1891 bis 1893 wurden durch eine geſetzliche Neuerung die Steuerſätze 
und ihr Verhältnis zueinander erheblich geändert. Da nun auf ihnen zum großen 
Teil die Wahl der Stadtverordneten ſich gründete, befürchtete man eine unzweck⸗ 
mäßige Verſchiebung der Beſetzung dieſes ſtädtiſchen Ehrenamtes, namentlich 
zuungunſten des Mittelſtandes. Der Mittelſtand ſollte — gegebenenfalls mit Hilfe 
der auf die Ortsverhältniſſe zuzuſchneidenden Ortsſtatute — feinen Beſitzſtand 
wahren. Dies iſt in einer Reihe von Städten durch den Überdurchſchnittsgrundſatz, 
in anderen Städten durch die Zwölftelung geſchehen. In der Hauptſache wurde 
dabei die Geſtaltung der 2. Abteilung in Rechnung gezogen. Die Zwölftelung 
legt für die zweite Klaſſe ſtets /12, alſo ein Drittel der Steuerbeträge feſt, während 
beim geſetzlichen Durchſchnittsgrundſatz wie auch beim Überdurchſchnitts⸗ 
verfahren der zweiten Klaſſe mehr Wähler von unten herauf zugeführt werden 
können. So iſt es möglich, daß die zweite Klaſſe 5/12 der Steuerbeträge erhalten 
kann, namentlich in den Städten, wo die mittleren Einkommen ſehr vertreten 
ſind und die Wählerzahl eine große iſt. 

Wahl⸗ und Abſtimmungsbezirke. Die Abſtimmungsbezirke ſind lediglich 
zum Zweck der Abſtimmung geſchaffen. Ein und derſelbe Stadtverordnete wird 
durch ſämtliche Abſtimmungsbezirke gewählt. Wahlbezirke dagegen wählen ein 
jeder für ſich ihren Stadtverordneten. Geſetzlich eingeführt iſt die Wahl nach 
Wahlbezirken in der Provinz Hannover und in Frank⸗ 
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furt a. M. In Hannover wird durch Ortsſtatut die Stadt in eine ange⸗ 
meſſene Zahl von Wahlbezirken eingeteilt. Dabei iſt es zuläſſig, ortsſtatutariſch 
für die geſamte Stadt einen Wahlbezirk feſtzuſetzen. Daß der Bürgervorſteher 
in dem Bezirk wohnt, in dem er gewählt wird, it nicht erforderlich. Erledigt 
ſich das Amt eines Bürgervorſtehers, ſo muß der für ihn zu wählende Erſatzmann 
durch den Bezirk gewählt werden, der auch den Ausgeſchiedenen gewählt hatte. 
In Frankfurt a. M. beſtimmt der Magiſtrat die Zahl der Grenzen der 
geſetzlich vorgeſchriebenen Wahlbezirke ſowie die Zahl der von einem jeden Bezirk 
zu wählenden Stadtverordneten, dieſe nach Maßgabe der Zahl der im Bezirk 
wohnenden Wahlberechtigten. Eine Anderung des Magiſtratsbeſchluſſes bedarf 
der Genehmigung des Regierungspräſidenten. 

In den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, der Rhein- 
provinz, Schleswig-Holſtein, Heſſen⸗Naſſau iſt die 
Schaffung von Wahlbezirken ins Belieben geſtellt. Die Regelung er⸗ 
folgt in Schleswig⸗Holſtein durch Ortsſtatut, in den übrigen Provinzen durch 
den Magiſtrat oder in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung durch den Bürger⸗ 
meiſter. In Schleswig⸗Holſtein hängt die Einrichtung der Bezirke von beſtimmten 
geſetzlichen Vorausſetzungen nicht ab. In den anderen Provinzen gilt Folgendes: 
hat eine Wahlabteilung mehr als 500 Wähler oder die Gemeinde mehrere Ort⸗ 
ſchaften, ſo kann in jenem Falle die Abteilung, die mehr als 500 Wähler zählt, 
in Bezirke geteilt und in letzterem Falle eine örtliche Bezirksabgrenzung erfolgen. 
Die Anzahl und die Grenzen der Wahlbezirke ſowie die Anzahl der zu wählenden 
Stadtverordneten werden nach Maßgabe der Zahl der Wahlberechtigten vom 
Magiſtrat (Bürgermeiſter) feſtgeſetzt; die Anzahl der Stadtverordneten darf keine 
ſchwankende, ſondern muß die gleiche bleiben. Die Feſtſetzung bedarf einer Ge⸗ 
nehmigung nicht. Wird fie aber abgeändert, fo iſt die Beſtätigung des Regierungs⸗ 
präſidenten, in Berlin des Oberpräſidenten, in Heſſen-Naſſau des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes erforderlich. Eine Mitwirkung der Stadtverordnetenverſammlung 
findet — abgeſehen von Schleswig⸗Holſtein — nicht ftatt. 

Die Einteilung in Bezirke kann unter den geſetzlichen Vorausſetzungen 
auch derart erfolgen, daß für eine Wahlabteilung mehrere Wahlbezirke ge⸗ 
bildet werden, die anderen Abteilungen in üblicher Weiſe wählen, oder daß 
die Bezirksabgrenzung in der einen Abteilung anders iſt wie in den übrigen. 

Die Stadtverordneten brauchen in dem Wahlbezirk, in dem ſie gewählt 
werden, nicht zu wohnen, weder vor noch nach der Wahl. Doch kann in Ein⸗ 
gemeindungsverträgen und Geſetzen eine dahingehende ausdrückliche Vorſchrift 
aufgenommen werden. Iſt in dieſen Verträgen oder Geſetzen lediglich be⸗ 
Nimmt, daß die Ortſchaft als beſonderer Wahlbezirk einen oder mehrere 
Stadtverordnete zu wählen habe, ſo folgt daraus nicht ohne weiteres, daß der 
betreffende Stadtverordnete auch in der Ortſchaft ſeinen Wohnſitz haben muß. 

Die Einteilung in Wahlbezirke bedarf ſtets einer beſonderen Vorſicht. Sie 
erzeugt leicht einſeitige Klaſſen- oder Ortsvertretungen und kann unbillige Wirk⸗ 
ungen haben, z. B. daß in dem einen Bezirk ein Steuerzahler in der erſten 
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Abteilung wählt, in dem anderen Bezirk ein Steuerzahler in gleichen Verhält⸗ 
niſſen der dritten Abteilung angehört. 

Abſtimmungsbezirke können in Schleswig⸗Holſtein durch Orts⸗ 
ſtatut gebildet werden. In den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, der Rheinprovinz, 
Heſſen⸗Naſſau einſchließlich Frankfurt a. M. iſt rechtens, daß der Magiſtrat, in 
Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter, ohne an die Mit⸗ 
wirkung der Stadtverordnetenverſammlung gebunden zu ſein und ohne der 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde zu bedürfen, Abſtimmungsbezirke feſtſetzen 
und die für die Wahlfeſtſtellung erforderlichen Anordnungen treffen kann. Die 
Abſtimmungsbezirke find zuläſſig, gleichgültig, ob Wahlbezirke vorhanden find 
oder nicht. Wahlbezirke können ganz oder teilweiſe in Abſtimmungsbezirke zerlegt, 
auch können alle oder einige Abteilungen in Abſtimmungsbezirke geteilt werden. 
Die Abſtimmungsbezirke können ſich nach der Ortslage richten oder nach anderen 
Geſichtspunkten, wie der alphabetiſchen Ordnung der Wähler, der Ordnung in 
den Wahlliſten u. dgl. 

Die Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rhein⸗ 
provinz und Heſſen⸗Naſſau kennen noch die Sonderbeſtimmung, daß bei Städten, 
die mehrere Ortſchaften enthalten — mögen dieſe durch Einverleibung zur Stadt 
gelangt oder z. B. als Kolonie ſelbſtändig entſtanden ſein — der Bezirksausſchuß, 
in Berlin der Oberpräſident, feſtſetzen kann, wieviel Stadtverordnete aus jeder 
einzelnen Ortſchaft gewählt werden müſſen. Der Verteilungsmaßſtab iſt das 
Verhältnis der Einwohner; jeder andere Maßſtab iſt ausgeſchloſſen. Die Stadt⸗ 
verordneten müſſen alsdann in der Ortſchaft wohnen, für die ſie gewählt ſind; 
beim Wegzug erliſcht ihr Amt. Eine Pflicht des Bezirksausſchuſſes (Ober⸗ 
präſidenten), derartige Anordnungen zu treffen, beſteht nicht. Etwa erforderliche 
Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Magiſtrat (Bürgermeiſter); er kann auch 
in den Ortſchaften beſondere Wahl- oder Abſtimmungsbezirke einrichten. 

Die Wahl. Eine Wahl von Stadtverordneten (Bürgervorſtehern) erfolgt, 
wenn die Stadtverordnetenverſammlung (das Bürgervorſteherkollegium) neu 
gebildet oder in der Zahl vermehrt wird, wenn Mitglieder im regelmäßigen 
Wechſel ausſcheiden und endlich, wenn ein Amt außergewöhnlich durch Tod, 
Verluſt des Bürgerrechts, freiwillige Aufgabe oder Ungültigkeiterklärung der 
Wahl erledigt wird. Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung nennt man Ergänzungswahlen, nur die Hannoverſche 
Städteordnung bezeichnet fie mit regelmäßigen Erſatzwahlen. Die Ergän- 
zungswahlen finden in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, der Rhein⸗ 
provinz, Heffen-Naffau, Frankfurt a. M alle zwei Jahre, in Schleswig Holſtein 
alljährlich und zwar in dieſen ſämtlichen Landesteilen im November ſtatt. Der 
geſetzliche Wahltermin kann ortsſtatutariſch geändert werden; auch iſt eine Wahl 
zu einer anderen als der vorgeſchriebenen Zeit nicht an ſich ungültig. Für die 
Provinz Hannover, wo die Wahl in der Regel ebenfalls alle zwei Jahre und nur, 
wenn die Amtszeit eine vierjährige iſt, in jedem Jahre ſtattfindet, iſt eine beſtimmte 
Wahlzeit durch das Geſetz nicht vorgeſchrieben, vielmehr dem Ortsſtatut vorbe⸗ 
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halten. In Städten mit Abteilungswahl wählt die dritte Abteilung zuerſt, die 
erſte Abteilung zuletzt. 

Die außergewöhnlichen Wahlen nennt man Erſatzwahlen, nur in 
Hannover heißen ſie Ergänzungswahlen. Dieſe Wahlen müſſen nach der Han⸗ 
noverſchen Städteordnung bei eintretenden Erledigungsfällen ſtets ſtattfinden. 
Die übrigen Städteordnungen verlangen die Anordnung der Erſatzwahlen nur 
für den Fall, daß die Stadtverordnetenverſammlung oder der Magiſtrat, in 
Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter, oder der Bezirks⸗ 
ausſchuß es für erforderlich hält. Dies wird geſchehen müſſen, wenn der aus⸗ 
ſcheidende Stadtverordnete Hausbeſitzer war und nach ſeinem Ausſcheiden die 
geſetzliche Zahl von Hausbeſitzern nicht mehr vorhanden iſt. Gegen den Be⸗ 
ſchluß des Bezirksausſchuſſes findet Beſchwerde an den Provinzialrat, in Berlin 
an den Miniſter des Innern ſtatt. Die Erſatzmänner bleiben nur für die Zeit 
im Amte, für welche die Ausgeſchiedenen gewählt waren. 

Sowohl die Ergänzungs- wie die Erſatzwahlen erfolgen durch die Bezirke 
oder Abteilungen, von denen die Ausgeſchiedenen gewählt waren. Iſt bei Ab⸗ 
teilungswahlen die Zahl der zu wählenden Stadtverordneten nicht durch drei 
teilbar, ſo wird, wenn (z. B. bei vier) nur einer übrig bleibt, dieſer durch 
die zweite Abteilung gewählt. Bleiben zwei übrig (3. B. bei fünf), fo wählt 
die erſte Abteilung den einen, die dritte den andern. Bei Bezirkswahlen kann 
in den Landesteilen, in denen die Zahl der Hausbeſitzer nach dem Geſetz die 
Hälfte der Stadtverordneten betragen muß, der Fall eintreten, daß die Zahl 
der ergänzungs⸗ oder erſatzweiſe zu wählenden Stadtverordneten nicht durch 
die Zahl der Bezirke teilbar iſt. Dann entſcheidet das Los, in Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein der Magiſtrat, der allerdings zweckmäßig dem Los die Entſcheidung geben 
wird. 

Die Stadtverordneten (Bürgervorſteher) ſind wieder wählbar. Wenn ein 
Nichthausbeſitzer im regelmäßigen Wechſel ausſcheidet und nunmehr ein Haus⸗ 
beſitzer zu wählen iſt, weil die Zahl der Hausbeſitzer unter die geſetzliche Zahl 
geſunken it (z. B. weil einige ihre Häuſer aufgegeben haben), kann jener Haus⸗ 
beſitzer nicht wieder gewählt werden. 

Die Grundlage der Wahlen bildet eine Liſte der ſtimmfähigen 
Bürger, in Schleswig ⸗Holſtein Bürgerrolle genannt. Sie ſtellt die Fähig⸗ 
keit feſt, das aktive Wahlrecht auszuüben. Für das Recht, gewählt zu werden, 
iſt fie ohne Belang. Sie wird vom Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung vom Bürgermeiſter, ohne Mitwirkung der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung (des Bürgervorſteherkollegiums) geführt, und zwar da, wo die Wahl 
nach Abteilungen oder Bezirken vorzunehmen iſt, ſtreng nach Abteilungen und 
Bezirken geſondert, andernfalls die Wahl ungültig ſein würde. Perſonen, 
deren Wahlrecht ruht, können in die Liſte nicht aufgenommen werden, in Han⸗ 
nover gleichfalls nicht ſolche, denen das Bürgerrecht verliehen iſt, die aber das 
Bürgergewinngeld noch nicht gezahlt oder den Bürgereid noch nicht geleiſtet 
haben. Die Liſte wird alljährlich berichtigt, zumeiſt wohl neu aufgeſtellt, und 
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zwar in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, der Rheinprovinz, Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein und Frankfurt a. M. vom 1.—15. Juli, in Heſſen⸗Naſſau vom 1.—15. Aug. 
Die Nichteinhaltung der Berichtigungszeit macht die Wahl aber nicht ungültig; 
auch kann die Berichtigungszeit ortsſtatutariſch geändert werden. In Hannover 
muß die Liſte acht Werktage vor dem Termin offengelegt werden, in den übrigen 
Provinzen 15 Tage, und zwar in Heſſen-Naſſau ausſchließlich Frankfurt a. M. 
vom 15.— 30. Auguſt, in den ſonſtigen Landesteilen vom 15.— 30. Juli. Die 
Dauer der Friſt darf nicht gekürzt, die Termine dürfen dagegen ortsſtatutariſch 
anderweit beſtunmt werden. Der Ort, wo die Lifte offen liegt, muß öffentlich 
bekanntgegeben werden. Die Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, 
Weſtfalen, die Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. verlangen, daß 
die Wählerliſte die erforderlichen Eigenſchaften der ſtimmfähigen Bürger nach⸗ 
weiſt. Daher müſſen die Steuerleiſtungen der Bürger angegeben werden, und 
zwar gemäß einer Miniſterialverfügung (vom 27. September 1902) nur nach 
dem Geſamtbetrag aller auf den Wähler entfallenden Steuern. Jeder, der die 
Liſte einſieht, darf ſich Notizen machen. Es iſt unzuläſſig, etwa die Angaben 
der von den Wählern zu zahlenden Steuern zu verdecken. Abſchriften mit den 
Steuerbeträgen ſollen weder zugelaſſen noch veröffentlicht werden, wogegen 
gegen den Druck einer Wählerliſte nach dem Alphabet nichts einzuwenden iſt. 
Die Beſchränkung der Einſicht kann die Wahl ungültig machen. 

In die Wählerliſte werden diejenigen aufgenommen, die zur Zeit der 
Offenlegung das Bürgerrecht beſitzen. Alle anderen Einwohner ſind von der 
Aufnahme ausgeſchloſſen, alſo auch diejenigen, die in der Zeit zwiſchen der 
Auflegung und der Wahl das Bürgerrecht erwerben. Das bedeutet eine Un⸗ 
billigkeit, der nur dadurch begegnet werden kann, daß die Zeit der Offenlegung 
ortsſtatutariſch möglichſt nahe an den Wahltermin herangelegt wird. Von 
Beginn der Offenlegung ab kann der Magiftrat (Bürgermeiſter) Anderungen 
der Liſte nicht mehr vornehmen, ausgenommen in Schleswig⸗Holſtein. Er 
kann keine Perſonen zuſchreiben, die nach dieſer Zeit das Bürgerrecht erwerben, 
und keine Perſonen ſtreichen, die alsdann das Bürgerrecht verlieren In⸗ 
deſſen iſt es für ſolche Perſonen während der Offenlegung noch möglich, im 
Wege des unten zu erörternden Einſpruchsverfahrens die Eintragung oder 
Löſchung in der Liſte zu erwirken. Eine Ausnahme iſt in den Landesteilen, 
wo die Abteilungswahlen ſtattfinden, gegeben: auch während der Offenlegung 
müſſen Anderungen vorgenommen werden, ſoweit die Abteilungen durch Steuer⸗ 
änderungen verſchoben werden. — Im übrigen iſt es ſtatthaft, die geſamte 
Wählerliſte vor Beendigung der Offenlegungfriſt zurückzuziehen und durch eine 
berichtigte zu erſetzen. 

Während der Dauer der Auslegung der Liſte kann jeder Einwohner, mag 
er das Bürgerrecht haben oder nicht, Ein wendungen gegen die 
Richtigkeit der Liſte beim Magiftrat, in Städten mit Bürgermeifterei- 
verfaſſung beim Bürgermeiſter erheben. Eine Form für dieſe Einſprüche iſt 
nicht vorgeſchrieben. Sie ſind alſo mündlich oder ſchriftlich zuläſſig. Über die 
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Einwendungen beſchließt die Stadtverordnetenverſammlung (das Bürgervor⸗ 
ſteherkollegium) allein. In den Städten mit Magiſtratsverfaſſung iſt eine Zu⸗ 
ſtimmung des Magiſtrats nicht erforderlich. Der Beſchluß der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung muß vorbehaltlich anderweiter ortsſtatutariſcher Regelung in den 
öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, der Rheinprovinz, Schleswig⸗Holſtein, Frankfurt 
a. M. bis zum 15. Auguſt, in Heſſen⸗Naſſau außer Frankfurt a. M. bis zum 
15. September erfolgt ſein. 

Gegen den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung iſt binnen zwei 
Wochen die Klage beim Bezirksausſchuß (auch in Berlin) gegeben, gegen deſſen 
Entſcheidung innerhalb 2 Wochen Berufung an das Oberverwaltungsgericht 
möglich iſt. Die Klage ſteht nur dem zu, der Einſpruch erhoben und Abweiſung 
erfahren hat, und dem Gemeindevorſtande, alſo dem Magiſtrat und in Städten 
mit Bürgernieiſtereiverfaſſung dem Bürgermeiſter. Die Klage richtet ſich gegen 
die Stadtverordnetenverſammlung. Dieſe wird einen beſonderen Vertreter 
ſtellen müſſen, der in den Städten mit Magiſtratsverfaſſung in der Regel der 
Stadtverordnetenvorſteher (Wortführer) ſein wird. Der Stadtverordneten⸗ 
vorſteher gilt auch für befugt, ohne beſonderen Auftrag des Kollegiums Be- 
rufung einzulegen. Das Klageverfahren hat keine aufſchiebende Wirkung, die 
Wahl geht ihren Gang. Wird die Klage vor der Wahl nicht erledigt, fo hat die 
denmächſt ergehende Entſcheidung nur die Bedeutung, daß ſie bei der künftig 
aufzuſtellenden Liſte zu beachten iſt. 

Wenn die Liſte infolge der Einſprüche berichtigt wird, iſt es nicht notwendig, 
ſie abermals offen zu legen. Etwaige Streichungen eines in die Liſte aufge⸗ 
nommenen Einwohners ſind dieſem vom Magiſtrat (Bürgermeiſter) acht Tage 
vorher — in Schleswig⸗Holſtein iſt keine Friſt beſtimmt — unter Angabe der 
Gründe mitzuteilen, auch wenn es ſich um Streichung aus der vorjährigen Liſte 
handelt. Dieſe Vorſchrift findet ſich, abgeſehen von Hannover, in allen Städte⸗ 
ordnungen: da ſich aber keine beſonderen Rechtsnachteile an ihre Nichtinnehal⸗ 
tung knüpfen, iſt ſie nicht von beſonderem Belang. 

Die eigentliche Wahlhandlung wird eingeleitet durch die geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebene Bekanntmachung des Wahltermins nach Ort, Tag 
und Stunden. Die Hannoverſche Städteordnung verlangt öffentliche Bekannt⸗ 
machung, ohne daß dieſe an eine beſtimmte Frift geknüpft iſt. Sämtliche übrigen 
Städteordnungen fordern die Berufung der Wähler mindeſtens vierzehn Tage 
vor der Wahl. Findet die Berufung am Montag, den 1. November, ſtatt, ſo 
kann die Wahl früheſtens auf Montag, den 15. November angeordnet werden. 
Für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und die Rheinprovinz iſt ortsübliche Be⸗ 
kanntmachung oder ſchriftliche Einladung zugelaffen, in Schleswig⸗Holſtein, 
Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. nur ortsübliche Bekanntmachung. Es ſteht 
jedoch nichts im Wege, neben der Bekanntmachung die Wähler beſonders ſchrift⸗ 
lich einzuladen. Würde man ſich in den erſtgenannten Landesteilen lediglich 
auf die ſchriftliche Einladung beſchränken, ſo ſetzt man ſich leicht der Ungültig⸗ 
keit der Wahlen aus, da Verſehen kaum zu vermeiden ſind. Die öffentliche Be⸗ 
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kanntmachung erfolgt in Hannover durch die Wahlleitung, das iſt ein Magi⸗ 
ſtratsmitglied und zwei Bürgervorſteher oder ſonſtige Stimmberechtigte; in den 
übrigen Landesteilen werden die Wähler durch den Magiſtrat (Bürgermeiſter) 
berufen. Geſchieht die öffentliche Bekanntmachung durch eine Zeitung, ſo iſt 
nicht das Datum ihrer Nummer, ſondern der Tag entſcheidend, an dem die 
Zeitung ausgetragen wird. 

Sehr wichtig bei der Auswahl des Ortes undder Zeitder Wahl 
iſt, daß eine Verkümmerung des Wahlrechts vermieden wird, da andernfalls 
die Wahl für ungültig erklärt werden kann. Das Lokal darf nicht ſo ungenügend 
ſein, daß beim Wahlakt arge Störungen und Unzuträglichkeiten oder die Un⸗ 
möglichkeit entſteht, zum Wahltiſch zu gelangen. Die Zeit darf nicht ſo gewählt 
werden, daß die Wahlhandlung tief in die Nacht oder gar bis in die Morgen⸗ 
ſtunden des auf den Wahltermin folgenden Tages ſich ausdehnt. Zweckmäßig 
iſt es, anzugeben, wie lange auf das Erſcheinen der Wähler gewartet wird. In⸗ 
deſſen iſt es nicht unzuläſſig, nur einen Anfangstermin zu beſtimmen. Wer 
dann ſpäter erſcheint, hat es ſich ſelber zuzuſchreiben, wenn die Wahlhandlung 
vor ſeinem Erſcheinen bereits abgeſchloſſen wurde. Im übrigen iſt es völlig 
dem Befinden des Magiſtrats (des Bürgermeiſters, der Wahlleitung) überlaſſen, 
wann das Wahlgeſchäft vorzunehmen iſt, ob es an einem oder mehreren Tagen 
oder ob es in den einzelnen Abteilungen und Bezirken zu verſchiedenen 
Zeiten ſtattzufinden hat. 

Die Wahl wird durch den Wahl vorſtand geleitet, der in Hannover, 
wie bereits erwähnt, aus einem Magiſtratsmitgliede als Vorſitzenden und zwei 
von ihm zuzuziehenden Bürgervorſtehern oder ſonſtigen ſtimmfähigen Bürgern 
als Gehülfen beſteht. In Schleswig⸗Holſtein ſetzt ſich die Wahlleitung — Wahl⸗ 
kommiſſion genannt — zuſammen aus zwei vom Bürgermeiſter beſtimmten 
Magiſtratsmitgliedern, und zwar dem älteren als Vorſitzenden mit ausſchlag⸗ 
gebender Stimme bei Stimmengleichheit, und zwei von der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung gewählten Stadtverordneten. Außerdem wird vom Bürger⸗ 
meiſter ein Magiſtratsmitglied und von der Stadtverordnetenverſammlung ein 
Stadtverordneter als Stellvertreter beſtellt. Bei Bezirkswahlen iſt für jeden 
Bezirk ein beſonderer Wahlvorſtand nach näherer ortsſtatutariſcher Regelung 
zu bilden. 

In den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, der Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau 
einſchließlich Frankfurt a. M. wird für jeden Wahl⸗ oder Abſtimmungsbezirk oder 
für jede Gruppe — auch wenn mehrere Gruppen in demſelben Lokal wählen 
— ein beſonderer Wahlvorſtand beſtellt, der aus einem Vorſitzenden und zwei 
Beiſitzern beſteht. Der Vorſitzende iſt der Bürgermeiſter oder ein von ihm er⸗ 
nannter Stellvertreter. Die Beiſitzer werden von der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung gewählt. Eine Mitwirkung des Magiſtrats findet nicht ſtatt. Für 
jedes Vorſtandsmitglied iſt ein Stellvertreter zu beſtimmen, und zwar für den 
Vorſitzenden durch den Bürgermeiſter, für die Beiſitzer durch die Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung. Die Reihenfolge der Vertreter iſt dabei genau feſtzu⸗ 
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legen. Die Mitglieder des Vorſtandes müſſen ſtimmfähige Bürger fein. Eine 
Magiſtratsperſon, die das Bürgerrecht noch nicht erworben hat, oder ein Nicht⸗ 
angeſeſſener iſt alſo ausgeſchloſſen. Ob die Mitglieder des Vorſtandes in einem 
Verwandtſchafts⸗ oder Schwägerſchaftsverhältnis ſtehen, iſt unerheblich. 

Der Vorſitzende des Vorſtandes regelt die Geſchäfts führung, 
beſtimmt namentlich, wer das Protokoll führt und wer die Stimmen zählt. Es 
kann auch ein beſonderer Protokollführer zugezogen werden, der alsdann nur 
die Schreibarbeit verrichten, die Tätigkeit eines Vorſtandsmitgliedes aber 
nicht ausüben darf. Häufig führt ein ſtädtiſcher Beamter das Protokoll. In 
Schleswig⸗Holſtein ernennt die Wahlkommiſſion den Protokollführer. 

Die Ablöſung der Vorſtandsmitglieder durch ihre Vertreter kann jederzeit 
erfolgen. Auch können jederzeit die Vorſtandsmitglieder die Geſchäfte ihrer 
Vertretern wieder übernehmen. Stets iſt aber darauf zu achten, daß der Vorſtand 
in der geſetzlichen Zahl beſetzt iſt und daß er die ihm übertragenen Geſchäfte 
ſelbſt wahrnimmt, nicht aber durch andere — etwa durch ſtädtiſche Beamte — 
verrichten läßt. 

Der Vorſitzende eröffnet und ſchließt den Wahlakt. Er darf jedermann 
den Zutritt zum Wahllokal geſtatten. Nur die Hannoverſche 
Städteordnung beſchränkt den Zutritt auf die in die Wahlliſte eingetragenen 
Perſonen, ſo daß die Zulaſſung anderer Perſonen die Wahl ungültig machen 
würde. In den übrigen Landesteilen iſt es nicht unzuläſſig, daß der Vor⸗ 
ſitzende die Nichtwähler aus dem Lokal verweiſt. Indeſſen kann er eine 
ſolche Maßnahme nur im Intereſſe der Ordnung treffen, muß aber die Offent⸗ 
lichkeit der Wahl nach Möglichkeit wahren. Deshalb darf er nicht etwa jeden 
einzelnen Wähler einzeln eintreten laſſen, ebenſowenig die ruhige Führung von 
Wahlkontrolliſten verbieten. 

Die Wahlberechtigung des Wählenden hat der Vorſtand 
nicht weiter nachzuprüfen. Für ihn ift lediglich die Wahlliſte maßgebend. Führt 
ſie die erſchienene Perſon nicht auf, ſo kann dieſe auch nicht zur Wahl zugelaſſen 
werden, wenn ſie eine ſchriftliche Einladung vorweiſt. Iſt dagegen der zur Wahl 
Erſchienene in der Liſte erwähnt, ſo kann ihn der Vorſtand ſelbſt dann nicht zu— 
rückweiſen, wenn er genau weiß, daß der Wähler inzwiſchen das Bürgerrecht 
verloren hat, verzogen iſt uſw. 

In Schleswig⸗Holſtein beſteht die Beſonderheit, daß nicht die Bürgerrolle, 
ſondern die von der Wahlkommiſſion unterſchriebenen, auf Grund der berich⸗ 
tigten Bürgerrolle — gegebenenfalls bezirksweiſe — geordneten Wahlliſten 
maßgebend ſind. Dieſe Liſten werden vierzehn Tage vor der Wahl auf dem 
Rathauſe offen gelegt. Eine Anfechtung — die aber nur durch den Nachweis 
möglich iſt, daß jemand im Widerſpruch zu der Bürgerrolle oder der Entſchei⸗ 
dung auf einen Einſpruch in die Liſte aufgenommen oder darin übergangen iſt — 
kann ſpäteſtens drei Tage vor der Wahl bei dem Vorſitzenden der Wahlkom⸗ 
miſſion eingereicht werden. Sie wird durch den Vorſitzenden erledigt. 

Während alſo die Prüfung der Wahlfähigkeit dem Vorſtande ſehr erleichtert 
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iſt, macht die Frage, ob die erſchienene Perſon auch tatſächlich der in der Wahl⸗ 
liſte aufgeführte Wähler iſt, bisweilen nicht geringe Schwierigkeiten. Deshalb emp⸗ 
fiehlt es ſich, den Wähler ſchriftlich einzuladen und aufzufordern, die Einladung 
mitzubringen. Fehlt ſie, ſo laſſe man in Zweifelsfällen den Steuerzettel oder 
Militärpapiere vorweiſen. Übergroße Angſtlichkeit iſt nicht vonnöten, da auch 
eine ungültig abgegebene Stimme die Wahl nicht ohne weiteres ungültig macht. 
Kann ſich der Wähler auf Verlangen nicht ausweiſen, ſo muß er ſich eine Zu⸗ 
rückweiſung gefallen laſſen. Offenſichtlich Unzurechnungsfähige ſind ſtets ab⸗ 
zuweiſen. 

In den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, der Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau 
ohne Frankfurt a. M. hat jeder Wähler mündlich zu erklären, wem 
er ſeine Stimme geben will. Dabei genügt es auch, wenn ein anderer die 
Namen verlieſt und der Wähler dem zuſtimmt, was z. B. bei Stummen not⸗ 
wendig ſein wird. Über das Verfahren in Hannover und Frankfurt a. M. 
ſiehe S. 50. 

Eine Stimmabgabe durch Bevollmächtigte iſt unzuläſſig. 
Nur den wahlberechtigten juriſtiſchen Perſonen und Nichtangeſeſſenen in den 
öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und Heſſen⸗Naſſau iſt es geſtattet, durch Be⸗ 
vollmächtigte zu ſtimmen. Dieſe müſſen ſtimmfähige, in die Wahlliſte einge⸗ 
tragene Bürger ſein. Ihre Vollmacht bedarf der Beglaubigung einer Behörde 
oder eines Beamten. Fehlt eine ſolche beglaubigte Vollmacht, ſo entſcheidet 
der Vorſtand endgültig darüber, ob er den Bevollmächtigten zulaſſen will. 
Treten mehrere Bevollmächtigte auf, die nicht einheitlich abſtimmen, ſo wird 
der Vorſtand ſie zurückweiſen müſſen. 

Für die Identität der zu wählenden Berjon iſt die Er⸗ 
wähnung des Vornamens oder Titels nicht erforderlich. Gibt der Wähler einer 
überhaupt nicht vorhandenen Perſon ſeine Stimme, ſo zählt dieſe nicht mit. 
Sit die Abſtimmung protokolliert — oder in Hannover und Frankfurt a. M. 
der Wahlzettel abgegeben — ſo iſt eine Abänderung oder Berichtigung nicht 
mehr ſtatthaft. Nur im Augenblick der Stimmabgabe iſt Verbeſſerung noch 
möglich. 

Werden mit den regelmäßigen Ergänzungswahlen außerordentliche Erſatz⸗ 
wahlen verbunden, ſo hat jeder Wähler getrennt zunächſt diejenigen Perſonen 
zu bezeichnen, die er zur regelmäßigen Ergänzung der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung wählen will, und alsdann diejenigen, die er zum Erſatz der inner⸗ 
halb der Wahlperiode ausgeſchiedenen Mitglieder wählen will. 

Die Protokolle müſſen genau erkenntlich machen, welche Perſonen 
gewählt wurden. Wie das geſchieht, iſt dem Wahlvorſtand überlaſſen. Des⸗ 
halb iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß Abkürzungen, Zahlen oder Striche gebraucht 
werden. Im übrigen muß das Protokoll die Beſchlüſſe enthalten, wenn Per⸗ 
ſonen zurückgewieſen ſind, wenn ſich Zweifel über die Identität des Wählenden 
ergaben, wenn die Anerkennung einer Vollmacht in Frage ſtand oder ſonſtige 
Bedenken auftraten. Da wo Wahl durch Stimmzettel ſtattfindet (Hannover, 
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Frankfurt a. M.) ſind die Stimmzettel ein Teil des Protokolls und müſſen mit 
dieſem aufbewahrt werden. Der Verluſt eines Protokolls macht die Wahl nicht 
ungültig, wenn das Ergebnis ſonſtwie ermittelt werden kann. Auch iſt bei einem 
etwaigen Streitverfahren das Protokoll für die Feſtſtellung des Wahlergeb⸗ 
niſſes nicht unter allen Umſtänden entſcheidend. 

Vor Abſchluß des Protokolls muß der Wahlvorſtand feſtſtellen, ob 
eine Wahl zuſtande gekommen und wer gewählt iſt, und 
zwar mit wieviel Stimmen oder ob eine Stichwahl erforderlich wird. Bei der 
Prüfung iſt auch darauf zu achten, ob der der Stimmenzahl nach Gewählte 
überhaupt wählbar ift. Sit dies offenkundig nicht der Fall (handelt es ſich z. B. 
um einen Nichtbürger, einen Ausländer u. dgl.), ſo iſt die betreffende Perſon 
als nicht gewählte zu bezeichnen. Wenn die Wahl in Abſtimmungsbezirken oder 
nach Gruppen erfolgt, kann natürlich der beſondere einzelne Wahlvorſtand nicht 
feſtſtellen, wer gewählt iſt, ſondern nur wieviel Stimmen die einzelnen auf ſich 
vereinigen. Die eigentliche Feſtſtellung der Wahl erfolgt durch einen Wahl⸗ 
ausſchuß, Hauptvorſtand oder dergl., der vom Magiſtrat, in Städten mit Bür⸗ 
germeiſtereiverfaſſung vom Bürgermeiſter dazu zu beſtellen iſt. In Schleswig⸗ 
Holſtein ift dieſe entſcheidende Stelle die oben erwähnte Wahlkommiſſion. 

Das Wahlprotokoll iſt unterſchriftlich zu vollziehen und an den Magiſtrat 
(Bürgermeiſter) abzugeben. Dieſer hat das Wahlergebnis ſofort 
bekanntzumachen. Eine Unterlaſſung der Bekanntmachung würde 
indeſſen die Wahl nicht ungültig machen. Zweckmäßig wird in der Bekannt⸗ 
machung die Zahl der abgegebenen und der auf die Gewählten fallenden 
Stimmen angegeben. In Hannover iſt eine Bekanntmachung des Wahlergeb- 
niſſes nicht vorgeſchrieben, ſondern nur beſtimmt, daß die Namen der Gewählten 
dann, wenn ſie auf treue Erfüllung ihrer Pflichten vom Magiſtrat beeidigt ſind, 
öffentlich bekanntzumachen find. Jedoch iſt es auch dort ratſam, die ſofortige 
Bekanntmachung der Wahl vorzunehmen, um den Lauf der Einſpruchsfriſt ſo⸗ 
gleich und nicht erſt mit der Bekanntmachung der Beeidigten beginnen zu 
laſſen. 

Wer iſt nun als gewählt anzuſehen? Die Städteordnungen 
für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rhein⸗ 
provinz, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. haben den Grund⸗ 
ſatz der abſoluten Mehrheit: gewählt ſind diejenigen, die bei der 
erſten Abſtimmung die meiſten Stimmen und zugleich mehr als die Hälfte der 
Stimmen erhalten haben, ſollte dieſes Mehr ſelbſt in einem Bruchteil beſtehen. 
Bei der Feſtſtellung der abſoluten Mehrheit entſcheidet die Zahl der ab⸗ 
ſtimmenden Wähler, nicht die der abgegebenen Stimmen, fo daß alſo auch 
die Stimmen mitgezählt werden, die auf nicht wählbare Perſonen fallen. 

Ergibt ſich eine abſolute Mehrheit für ſo viele Perſonen, als zu wählen ſind, 
nicht, fo iſteine zweite Wahl (engere Wahl, Stichwahl) er 
forderlich. Alsdann ſtellt der Wahlvorſtand die Namen derjenigen Per⸗ 
ſonen, die nächſt den gewählten die meiſten Stimmen erhalten haben, 
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zuſammen, und zwar ſoweit, daß die doppelte Zahl der noch zu wählenden 
Mitglieder erreicht wird. Haben einige der Auszuwählenden Stimmen⸗ 
gleichheit, ſo entſcheidet das Los, das nach der Städteordnung von 
Heſſen⸗Naſſau durch die Hand des Vorſitzenden zu ziehen iſt. Die Zu⸗ 
ſammenſtellung des Vorſtandes iſt alsdann die Liſte der Wählbaren. Die 
auf dieſe Weiſe Beſtimmten milffen die Eigenſchaft der Wählbarkeit haben, 
wenn es notwendig ift, auch Hausbeſitzer fein. It letzteres erforderlich, ſo iſt 
aus der Reihenfolge derjenigen, welche die meiſten Stimmen auf ſich vereinigt 
haben, ein Nichthausbeſitzer zu ſtreichen. Wenn dann nicht doppelt ſo viel Haus⸗ 
beſitzer aufgeſtellt werden können, als zu wählen ſind, iſt eine neue erſte Wahl 
notwendig. — Ein Beispiel für die Stichwahl: Drei Perſonen ſind zu wählen, 
600 Wähler find erſchienen; es entfielen an Stimmen auf A 600, B 500, C 300, 
D 200, E 200. A und B find gewählt, da fie mehr als 300 Stimmen in ſich ver⸗ 
einigen. Zwiſchen D und E muß geloſt werden. Der Ausgeloſte kommt mit C 
in die engere Wahl. Sind unter den dreien zwei Hausbeſitzer zu wählen, iſt A 
nicht Hausbeſitzer, B und C Hausbeſitzer, D und E nicht, jo find A und B ge- 
wählt und es muß, da mit C niemand zur Stichwahl kommen kann, eine Neu⸗ 
wahl ſtattfinden, die ſich nur auf Hausbeſitzer richten kann. Hierauf iſt bei der 
Berufung zur Wahl ausdrücklich hinzuweiſen. Sind in dem Beispiel drei Haus⸗ 
beſitzer zu wählen, fo ift nur B gewählt und es muß im übrigen Neuwahl ſtatt⸗ 
finden. 

Zur Stichwahl hat der Wahlvorſtand, nicht wie bei der erſten Wahl 
der Magiſtrat (Bürgermeiſter) aufzufordern. Auf dieſe Form iſt zu achten, um 
die Wahl nicht ungültig zu machen. Die Einladung hat ſofort oder ſpäteſtens 
innerhalb acht Tagen zu geſchehen. Hierbei iſt das Ergebnis der erſten Wahl 
mitzuteilen. Zwiſchen der Einladung und der Wahl muß eine Friſt von min⸗ 
deſtens vierzehn Tagen freibleiben gleichwie bei der erſten Wahl. Im übrigen 
findet die engere Wahl nach denſelben Vorſchriften wie die erſte Wahl ſtatt. 
Jedoch iſt bei jener eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erforderlich; vielmehr 
gilt der als gewählt, der die meiſten Stimmen auf ſich vereinigt. Bei Stimmen- 
gleichheit entſcheidet das Los, das in Heſſen⸗Naſſau durch die Hand des Vor⸗ 
ſitzenden zu ziehen iſt, während in den anderen Provinzen der Wahlvorſtand 
über die Art der Loſung Beſtimmung trifft. 

Die Gewählten werden durch den Magiſtrat, in Städten mit Bürger- 
meiftereiverfaffung durch den Bürgermeiſter von der Wahl in Kenntnis geſetzt 
und befragt, ob fie die Wahl annehmen. Wer in mehreren Ab- 
teilungen oder Wahlbezirken gewählt iſt, hat auch zu erklären, welche der Wahlen 
er annimmt. Eine Ablehnung macht Neuwahl notwendig. Da es nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt, daß der Gewählte ſich auf die Anfrage nicht erklärt, empfiehlt ſich 
die Aufforderung, daß eine Nichterklärung als Annahme und bei Wahlen in 
mehreren Abteilungen oder Bezirken als Annahme der Wahl, welche die meiſten 
Stimmen auf den Gewählten vereinigt, angeſehen werde. 

In Schleswig-Holſtein iſt für die Wahl eine abſolute Mehrheit 
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nicht erforderlich. Dort ſind diejenigen gewählt, welche die meiſten Stimmen 
auf ſich vereinigt haben, auch wenn die einzelnen nicht mehr als die Hälfte der 
Stimmen in ſich vereinigen. (Grundſatz der relativen Mehr⸗ 
heit.) Bei gleicher Stimmenzahl entſcheidet das Los. 

Die Städteordnung von Hanno ver ſchlägt zwiſchen den beiden verſchie⸗ 
denen Grundſätzen der Wahlmehrheit einen Mittelweg ein: Der Gewählte muß 
mindeſtens ein Drittel der abgegebenen Stimmen in ſich vereinigen. Ergibt ſich 
eine ſolche Mehrheit nicht, ſo iſt eine engere Wahl notwendig. Dieſe iſt auch 
erforderlich, wenn die Gewählten Stimmengleichheit erhalten haben; z. B. 
wenn zwecks Wahl eines Bürgervorſtehers 90 Wähler A mit 40, B mit 40, 
C mit 10 Stimmen gewählt hatten; alsdann iſt zwiſchen A und B die Wahl 
zu wiederholen. Erhalten mehr als die doppelte Zahl der zu Wählenden 
Stimmengleichheit — in unſeren Beiſpiel A 30, B 30, C 30 — ſo iſt 
der Ausfallende auszuloſen — in unſerem Beiſpiel wäre einer auszu⸗ 
loſen — und zwiſchen den übrigbleibenden die Stichwahl vorzunehmen. 
Wird auch in der engeren Wahl Stimmengleichheit erzielt, ſo entſcheidet 
das Los. Der zweite Wahlgang muß ſofort ftattfinden; indeſſen ift es 
nicht unzuläſſig, zwiſchen beide Wahlen eine kurze zeitliche Trennung von etwa 
einer halben Stunde zu legen. — Zur Gültigkeit der Wahlen in Hannover iſt 
ferner vorgeſchrieben, daß die Abgabe von wenigſtens einem Drittel der nach 
den Liſten vorhandenen Stimmen erfolgt. Wird dieſe Zahl nicht erreicht, ſo 
ruht das Wahlrecht des Bezirks auf ein Jahr. Hierauf iſt bei der Ladung hin— 
zuweiſen. Nach Ablauf der Frist ift die Wahl zu wiederholen. Indeſſen kann 
auf Antrag des Magiſtrats der Bezirksausſchuß eine frühere Wiederholung der 
Wahl geſtatten. 

Über die Gültigkeit der Wahlen beſchließt die Stadtverord⸗ 
netenverſammlung (das Bürgervorſteherkollegium), die auch in ihrer alten Zu⸗ 
ſammenſetzung dafür zuſtändig iſt. Einſprüche ge gen die Gültig⸗ 
keit ſind innerhalb zwei Wochen nach Bekanntmachung des Wahlergebniſſes 
beim Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung beim Bürger⸗ 
meiſter zu erheben, weshalb mit der Beſchlußfaſſung der Verſammlung zweck⸗ 
mäßig gewartet wird, bis die Einſpruchsfriſt abgelaufen iſt. Iſt in Hannover 
nicht die Bekanntmachung des Wahlergebniſſes, ſondern nur die geſetzlich vor⸗ 
geſchriebene Bekanntmachung des Dienſtantritts erfolgt, ſo beginnt dort die 
Einſpruchsfriſt erſt mit dieſer Bekanntmachung. 

Einſprüche ſind nur zuläſſig, wenn die Wahl beendet iſt; vorher 
eingelegte Proteſte ſind unbeachtlich. Im übrigen braucht aber mit dem 
Einſpruch nicht bis zur Bekanntmachung gewartet zu werden. Eine beftimmte 
Form für den Einſpruch ift nicht vorgeſehen. Berechtigt zur Einſpruchserhebung 
iſt jeder ſtimmfähige Bürger, einerlei wann er die Stimmfähigkeit erlangt hat oder 
ob er in der Wählerliſte ſteht. Auch der Gewählte kann Einſpruch einlegen, nicht 
aber der Magiſtrat, während nichts im Wege ſteht, daß der Bürgermeiſter als 
ſtimmfähiger Bürger Einſpruch erhebt. 

Matthias, Die ſtädtiſche Selbſtverwaltung in Preußen, 5 
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Über die Einſprüche entſcheidet die Stadtverordnetenverſammulng (das 
Bürgervorſteherkollegium) bei Prüfung der Gültigkeit der Wahl. Sie 
kann die Ungültigkeit der Wahl auch feſtſtellen, wenn kein Einſpruch vor⸗ 
liegt, oder aus anderen Gründen, als der Einſprechende anführt. Sie 
hat nachzuprüfen, ob erhebliche Unregelmäßigkeiten vorkommen, und dann 
dahin zu beſchließen, daß ſie die Wahl für gültig oder für ungültig erklärt, den 
Einſpruch verwirft oder ihm ſtattgibt. Den Beſchluß, der, einmal gefaßt, nicht mehr 
abänderlich iſt, hat ſie dem Magiſtrat, dem Gewählten und demjenigen zu⸗ 
zuſtellen, der Einſpruch eingelegt hat. 

Gegen den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung (des Bürger⸗ 
vorſteherkollegiums) iſt binnen zwei Wochen Klage beim Bezirks⸗ 
ausſchuß (auch in Berlin), gegen deſſen Entſcheidung binnen zwei 
Wochen Berufung an das Oberverwaltungsgericht gegeben. Beklagte 
iſt die Stadtverordnetenverſammlung (das Bürgervorſteherkollegium), nicht 
die Stadt. Das Klagerecht hat derjenige ſtimmfähige Bürger, deſſen 
Einſpruch unmittelbar oder mittelbar abgewieſen wurde, der Gewählte, 
deſſen Wahl für ungültig erklärt wurde, und der Magiſtrat, in Stadten 
mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter. Der Magiſtrat (Bürger⸗ 
meiſter) kann auch durch die Aufſichtsbehörde zur Klage angewieſen werden. 
Sonſtige ſtimmfähige Bürger, denen der Beſchluß der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung nicht zuſagt, ſind nicht zur Klage befugt. Beizuladen iſt ſtets der 
Gewählte, ſofern er nicht ſelber klagt, ebenfalls der Einſprechende, der nicht als 
Kläger auftritt, es ſei denn, daß die Klage ſeinen Standpunkt vertritt. Die Bei⸗ 
ladung iſt auch in der Berufungsinſtanz noch möglich. Die Klage bedarf der 
Begründung; dieſe kann ſich in anderer Richtung wie der Einſpruch bewegen. 

Welche Unregelmäßigkeiten die Wahl ungültig 
machen, läßt ſich in einem Grundſatz nicht zuſammenfaſſen. Zum Teil 
genügt zur Ungültigkeitserklärung die Verletzung beſonders bedeutungsvoller 
Formvorſchriften, z. B. Nichtauslegung oder beſchränkte Auslegung der 
Wählerliſte, unvorſchriftsmäßige Beſetzung des Wahlvorſtandes, Unterlaſſung 
der vorgeſchriebenen Bekanntmachung. Zum Teil iſt daneben noch der Nach⸗ 
weis erforderlich, daß die Unregelmäßigkeit das Wahlergebnis beeinträchtigt 
hat. Das iſt namentlich der Fall bei dem beliebten Anfechtungsgrund der 
Wahlbeeinfluſſung. Dieſe wird man in der Regel nur dann annehmen können, 
wenn auf die Wähler ein Druck, eine Nötigung ausgeübt oder ihre freie Willens⸗ 
beſtimmung beeinträchtigt worden iſt. 

Die Ungültigkeitserklärung kann eine Wahl in ihrer Geſamtheit, die Wahl 
eines Bezirks, einer Abteilung oder einer einzelnen Perſon erfaſſen. Die Un⸗ 
gültigkeitserklärung einer Stichwahl beſeitigt auch die erſte Wahl. Stirbt der 
Gewählte während des Verfahrens, ſo kann ſich die Klage nur noch auf die Koſten 
beziehen. Eine Ablehnung des Gewählten dagegen hat nicht ohne weiteres eine 
Beendigung des Verfahrens zur Folge. 

Hat die Stadtverordnetenverſammlung (das Bürgervorſteherkollegium) eine 


3. Kapitel. Die Stadtverordneten (Bürgervoriteher). 67 


Wahl für gültig erklärt, ſo gehört der Gewählte der Verſammlung an, ſelbſt wenn 
ein Klageverfahren ſchwebt. Er ſcheidet erſt aus, wenn die Wahl rechtskräftig für 
ungültig erklärt wird. Wenn andererſeits die Verſammlung die Wahl für un⸗ 
gültig befunden hat, darf der Gewählte bis zur anderweiten endgültigen Ent⸗ 
ſcheidung an der Verſammlung nicht teilnehmen. 

Eine Neuwahl für die ungültige Wahl kann erſt nach rechtskräftiger Ent⸗ 
ſcheidung vorgenommen werden. In Schleswig⸗Holſtein iſt die für dieſe Provinz 
vorgeſehene Auslegung beſonderer Wahlliſten bei der Neuwahl nicht notwendig. 

Eintritt und Ausſcheiden der Stadtverordneten (Bürgervorſteher). In 
den öftlichen Provinzen, Weſtfalen, der Rheinprovinz, Heffen-Naffau einſchließlich 
Frankfurt a. M. beträgt, wie bereits erwähnt wurde, die Wahlperiode des Stadt⸗ 
verordneten ſechs Jahre. Dieſer Zeitraum läuft nicht von Wahl zu Wahl, ſondern 
vom 1. Januar des auf die Wahl folgenden Jahres bis zur Einführung des 
Erſatzmannes. Die Einführung wird vom Magiſtrat angeordnet und erfolgt, 
wenn ein Stadtverordnetenvorſteher vorhanden iſt, zumeiſt durch dieſen, ſonſt 
durch den Bürgermeiſter, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung ſtets durch 
den Bürgermeiſter. Bei der Einführung iſt der Stadtverordnete durch Handſchlag 
an Eides Statt zu verpflichten. Die Einführung kann auch erfolgen, ſolange ein 
Verfahren über die Gültigkeit der Wahl ſchwebt. Vorausſetzung iſt aber, daß die 
Stadtverordnetenverſammlung die Wahl für gültig erklärt hat. 

Der Beginn der ſechsjährigen Wahlperiode läuft ſtets vom 1. Januar, auch 
wenn der Stadtverordnete erſt in den folgenden Monaten gewählt wird. Das 
Amt lebt nach Einführung des Erſatzmannes auch dann nicht wieder auf, wenn 
die Wahl des Erſatzmanns für ungültig erklärt wird. Oft ift es ſchwierig, feſt⸗ 
zuſtellen, wer der Erſatzmann eines Stadtverordneten iſt. Deshalb bleiben im 
Zweifelfalle zweckmäßig alle Stadtverordnete, deren Wahlperiode abgelaufen iſt, 
den Sitzungen nach dem 1. Januar, der auf die Ergänzungswahl folgt, fern. 

In Schleswig⸗Holſtein wird der Zeitpunkt des Amtsantritts des in regel⸗ 
mäßiger Ergänzungswahl neu Gewählten durch Ortsſtatut beſtimmt. Indeſſen 
bleiben auch hier die Ausſcheidenden bis zum Eintritt ihrer Erſatzmänner im Amt. 
Die Einführung unter Handſchlag an Eides Statt nimmt der Bürgermeiſter in 
einer gemeinſchaftlichen Sitzung der ſtädtiſchen Kollegien vor. 

Auch die Städteordnung von Hannover überläßt die Zeit des Dienſtantritts 
der Regelung durch das Ortsſtatut. Dagegen fehlt dort die Beſtimmung, daß die 
Ausſcheidenden bis zur Einführung der neugewählten Mitglieder in Tätigkeit 
bleiben. Die Gewählten werden vom Magiſtrat auf treue Erfüllung ihrer Pflichten 
beeidigt; darauf werden ihre Namen öffentlich bekannt gemacht. 

Die Verſammlungen der Stadtverordneten (Bürgervorſteher). Die 
Verſammlungen der Stadtverordneten (Bürgervorſteher) werden durch die 
Städteordnungen für Hannover und Schleswig⸗Holſtein grundſätzlich anders 
behandelt als durch die übrigen Städteordnungen. In jenen beiden Provinzen 
vereinigen ſich in der Regel die beiden ſtädtiſchen Körperſchaften unter dem Vorſitz 
des Bürgermeiſters zu gemeinſchaftlichen Sitzungen, während in den übrigen 
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Provinzen, abgeſehen von wenigen Ausnahmen, durchweg eine getrennte Be⸗ 
ratung und Beſchlußfaſſung unter verſchiedenen Vorſitzenden rechtens iſt. Dies 
gilt natürlich nur für die Magiſtratsverfaſſung. In Städten mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung wird die Verbindung zwiſchen Stadtvertretung und Stadtverwaltung 
dadurch hergeſtellt, daß der Bürgermeiſter mit Stimmrecht und bei Stimmen⸗ 
gleichheit mit ausſchlaggebender Stimme den Vorſitz in der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung führt. Dieſe unterſchiedliche Behandlung des Bürgermeiſters iſt 
die einzige grundſätzliche Verſchiedenheit zwiſchen der Verſammlung nach der 
Magiſtrats⸗ und nach der Bürgermeiſtereiverfaſſung. 

Betrachten wir zunächſt die Stadtverordnetenverſamm- 
lung in den öſtlichen Provinzen, der Rheinprovinz, 
Weſtfalen, Heſſen-Naſſaueinſchließlich Frankfurta. M. 
Eine geſetzliche Vorſchrift, in welchen Zeiträumen die Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung tagen muß, beſteht nicht. Vielmehr verſammeln ſich die Stadtverordneten, 
ſo oft es ihre Geſchäfte erfordern, und zwar auf Berufung durch den Vorſitzenden, 
der nach pflichtmäßigem Ermeſſen entſcheiden mag, ob eine Sitzung notwendig iſt. 
Die Berufung muß erfolgen, wenn es ein Viertel der Mitglieder oder in 
Städten mit Magiſtratsverfaſſung der Magiſtrat verlangt. Falls der Vorſitzende 
dem nicht nachkommt, kann ihn die Aufſichtsbehörde dazu anhalten. 

Mit Ausnahme dringender Fälle muß die Einladung unter Angabe der 
Gegenſtände der Verhandlung, alſo einer genauen Tagesordnung derart erfolgen, 
daß zwiſchen dem Tage der Einladung und dem Sitzungstage zwei volle Tage liegen, 
wobei es unerheblich ift, ob dieſe Tage Werk- oder Feiertage find. Eine Nicht⸗ 
beachtung jener Vorſchrift würde die gefaßten Beſchlüſſe ungültig machen; auch 
eine Beſtätigung ſolcher Beſchlüſſe durch die ſtaatlichen Inſtanzen würde die 
Ungültigkeit nicht heilen. In Städten mit Magiſtratsverfaſſung muß eine Ein⸗ 
ladung in gleicher Weiſe an den Magiſtrat gehen. Darüber, ob ein dringender Fall, 
der eine Ausnahmebehandlung zuläßt, vorliegt, kann nicht der Vorſitzende, 
ſondern nur die Stadtverordnetenverſammlung entſcheiden. Beſchließt ſie, daß 
eine Angelegenheit dringlich iſt, ſo kann ſie in der Sache ſelbſt beſchließen, auch 
ohne daß die Angelegenheit auf der Tagesordnung geſtanden hat. 

Statt der beliebigen Berufung können auch regelmäßige Sikungstage 
feſtgeſetzt werden; dieſe indes nur durch Beſchluß der Verſammlung, der einer 
Zuſtimmung des Magiſtrats nicht bedarf. Auch für ſolche Sitzungen iſt die 
Vorſchrift zwingend, daß die Tagesordnung mindeſtens zwei freie Tage vor⸗ 
her angeſagt wird. Die Art und Weiſe der Berufung, ob durch ſchriftliche 
Einladung, durch Bekanntmachung oder durch die Ortszeitungen, ſtellt im 
übrigen die Stadtverordnetenverſammlung — unabhängig vom Magiſtrat — feſt. 

Die Sitzungen find öffentlich. Doch find auch geheime Sitzungen 
zuläſſig. Darüber, welche Gegenſtände in die geheime Sitzung verwieſen werden 
ſollen, beſchließt die Verſammlung — unabhängig vom Magiſtrat — in geheimer 
Sitzung. Die Gegenſtände für die geheime Sitzung müſſen indes auf der Tages⸗ 
ordnung angegeben ſein, ſofern es ſich nicht um dringende Fälle handelt. Falls 
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aus der genauen Angabe in der Tagesordnung Bedenken hergeleitet werden, 
empfiehlt ſich eine zuſammenfaſſende Mitteilung, die den Einzelgegenſtand nicht 
erkennen läßt, z. B. „Verkauf von Grundſtücken“, „Abſchluß eines Mietvertrages“, 
„Vergebungen“. Ohne zwingenden Grund iſt es nicht zweckmäßig, Gegenſtände 
von der öffentlichen Beratung auszuschließen. Denn die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung vertritt die Bürgerſchaft und dieſe hat ein gutes Recht darauf, daß 
Sachen, die im letzten Ende ſie betreffen oder gar belaſten, zu ihrer Kenntnis 
kommen. In der Regel werden geheime Sitzungen dann am Platze ſein, wenn 
perſönliche oder geſchäftliche Intereſſen durch eine öffentliche Beratung verletzt 
oder ſchwer in Mitleidenſchaft gezogen würden, was bei Perſonalien, Grund⸗ 
ſtücksgeſchäften oder Vergebungen leicht der Fall fein kann. 

Die Stadtverordnetenverſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mehr 
als die Hälfte der geſetzlich oder ſtatutariſch vorgeſchriebenen Mitglieder — nicht 
etwa nur der tatſächlich vorhandenen — zugegen iſt. Fehlt es überhaupt an einer 
ſolchen Zahl von Mitgliedern, weil die übrigen ausgeſchieden ſind, ſo iſt eine Be⸗ 
ſchlußfaſſung nicht möglich. Hierbei iſt aber zu beachten, daß es nur auf die Zahl, 
nicht auf die Eigenſchaft der Mitglieder ankommt. So kann eine Beſchlußfähigkeit 
auch beſtehen, wenn im Laufe der Zeit die Zahl der Hausbeſitzer weniger als die 
Hälfte der Stadtverordneten beträgt; denn die geſetzliche Forderung, daß die 
Hälfte der Stadtverordneten Hausbeſitzer ſein muß, bezieht ſich nur auf die Zeit 
der Wahl. Wenn eine Sitzung beſchlußunfähig war, obgleich die genügende Anzahl 
von Stadtverordneten tatſächlich beſteht, und die Stadtverordneten zum zweiten 
Male über denſelben Gegenſtand berufen werden, iſt die Verſammlung auf alle 
Fälle beſchlußfähig. Auf dieſe Folge muß aber in der Einladung ausdrücklich 
hingewieſen werden. 

Die Beſchlüſſe müſſen in der Sitzung gefaßt werden. Eine Abſtimmung 
durch Schriftwechſel oder Umlauf ift nicht ſtatthaft. Die Beſchlußfaſſung geſchieht 
nach Stimmenmehrheit, die nach der Zahl der Abſtimmenden feſtgeſtellt wird, 
ſo daß diejenigen, die ſich der Stimme enthalten, nicht mitzählen. Bei der Frage 
der Beſchlußfähigkeit rechnen jedoch dieſe Stadtverordneten mit. Ausnahmsweiſe 
iſt eine Zweidrittelmehrheit vorgeſchrieben, wenn ein Ortsſtatut über die Bildung 
von Wählerabteilungen eingeführt, abgeändert oder aufgehoben wird. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Die Art der Abſtim mung itt geſetzlich nicht feſtgelegt, abgeſehen 
von den mit Stimmzetteln vorzunehmenden Wahlen der Magiſtratsperſonen, 
des Stadtverordnetenvorſtehers, Schriftführers und ihrer Vertreter. Die Ab⸗ 
ſtimmung kann alſo im übrigen je nach beſonderer Regelung durch die Ge⸗ 
ſchäftsordnung durch Händeerheben, Sicherheben, Sitzenbleiben, namentlich 
oder ſtillſchweigend erfolgen. Letzteres muß aber durch den Vorſitzenden feſt⸗ 
geſtellt werden etwa in der Art, daß der Beſchluß als gefaßt gelte, wenn 
niemand widerſpreche. 

Eine Beſchlußunfähigkeit der Stadtverordneten— 
verſammlung kann auch dann entſtehen, wenn mindeſtens die Hälfte 
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der durch Geſetz oder Ortsſtatut vorgeſehenen Geſamtzahl der Stadt⸗ 
verordneten wegen widerſtreitenden Privatintereſſes der Beratung und 
Entſchließung fernbleiben muß. Alsdann hat nach der Magiſtratsverfaſſung 
der Magiſtrat, nach der Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter für das 
Gemeindeintereſſe zu ſorgen und, wenn geſetzlich die Zuſtimmung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung notwendig ſein würde, für dieſe einen Vertreter zu 
beſtellen. Kann auch der Magiſtrat (Bürgermeiſter) wegen Intereſſenwider⸗ 
ſtreit nicht entſcheiden, ſo tritt der Bezirksausſchuß ein. 

Eine Abänderung eines Beſchluſſes iſt an ſich nicht aus⸗ 
geſchloſſen; doch können dadurch nicht ſolche Rechte Dritter, die auf Grund des 
erſten Beſchluſſes entſtanden ſind, beeinträchtigt werden. Soll der Beſchluß in 
derſelben Sitzung geändert werden, in der er gefaßt wurde, ſo iſt dies nur zu⸗ 
läſſig, wenn die Zuſammenſetzung der Stadtverordnetenverſammlung nicht 
durch Entfernen von Mitgliedern gewechſelt hat. Aber auch wenn dies nicht 
der Fall iſt, muß der Vorſitzende feſtſtellen, ob niemand der erneuten Beratung 
widerſpricht. Denn ſie bedeutet eine Erweiterung der Tagesordnung, an welche 
die Verſammlung, abgeſehen von dringlichen Fällen, gebunden iſt. 

Die Stadtverordnetenbeſchlüſſe find in ein Beſchlußbu ch einzutragen, 
das die Namen der bei der Beſchlußfaſſung anweſenden Mitglieder aufführen 
muß. Ob die Anweſenden bei jedem Beſchluß zugegen waren, iſt gleichgültig, 
wenn nur im übrigen die Beſchlußfähigkeit vorhanden iſt. Mit dem Beſchluß⸗ 
buch iſt zweckmäßig das Protokoll zu verbinden, das etwaige Anträge, 
Sondererklärungen u. dgl. aufführt. Das Beſchlußbuch wird von dem Vorſitzenden 
und wenigſtens drei Mitgliedern unterzeichnet. In den öſtlichen Provinzen und 
Heſſen⸗Naſſau genügt in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung die Unterſchrift 
des Vorſitzenden und eines Stadtverordneten. Die Führung des Protokolls 
geſchieht durch einen Protokollführer, in der Regel einen ſtädtiſchen Beamten. 
Wird in den Städten mit Magiſtratsverfaſſung als Protokollführer nicht ein aus 
der Mitte der Verſammlung gewählter Schriftführer beſtellt, jo bedarf es einer 
beſonderen Wahl des Protokollführers durch die Stadtverordnetenverſammlung 
nach dem gleichen Wahlverfahren, das für den Stadtverordnetenvorſteher vor⸗ 
geſehen iſt. Auch muß dieſer Protokollführer durch den Bürgermeiſter in öffent⸗ 
licher Sitzung vereidigt werden. Will die Stadtverordnetenverſammlung einen 
ſolchen Protokollführer feſt anſtellen und beſolden, ſo iſt in den Städten mit 
Magiſtratsverfaſſung die Zuſtimmung des Magiſtrats erforderlich. 

Die Sitzungsordnung wird durch den Vorſitzenden gehandhabt. 
Er eröffnet, leitet und ſchließt die Verſammlung; er kann jeden Zuhörer aus dem 
Sitzungszimmer entfernen laſſen, der die Verhandlungen ſtört, ſei es auch nur durch 
Außerungen des Beifalls oder des Mißfallens. Der Vorſitzende ſtellt ferner die 
Tagesordnung auf und kann dabei unter Umſtänden durch die Aufſichtsbehörde 
genötigt werden, Aufträge der Staatsbehörde zu erledigen, von dieſer zu⸗ 
gewieſene Gutachten einzuholen ſowie Gegenſtände von der Tagesordnung abzu⸗ 
ſetzen, welche die Befugniſſe der Stadtverordnetenverſammlung überſchreiten. 
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Ob und wieweit der Vorſitzende berechtigt iſt, zur Aufrechterhaltung der Ord⸗ 
nung Strafen über die Mitglieder zu verhängen, muß durch die Geſchäfts⸗ 
ordnung feſtgeſtellt werden. Schweigt dieſe, ſo ſteht dem Vorſitzenden eine 
Strafberechtigung nicht zu. 

In den Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung iſt der Bürgermeiſter der 
geſetzliche Vorſitzende der Stadtverordnetenverſammlung. Ohne 
ihn oder in ſeiner Verhinderung ohne ſeinen geſetzlichen Vertreter iſt die Ver⸗ 
ſammlung nicht beſchlußfähig. Sind der Bürgermeister und feine ſämtlichen 
geſetzlichen Vertreter verhindert, ſo kann eine Stadtverordnetenverſammlung 
nicht zuſammentreten; alsdann muß die Aufſichtsbehörde einen Vertreter beſtellen. 

Die Städte mit Magiſtratsverfaſſung haben einen beſonderen Stadt⸗ 
verordnetenvorſteher als Vorſitzenden der Verſammlung. Dieſer 
und fein Stellvertreter werden alljährlich — in Heſſen-Naſſau ohne Frank⸗ 
furt a. M. alle zwei Jahre — durch die Stadtverordnetenverſammlung aus 
ihrer Mitte gewählt. Die Wahl iſt geheim und erfolgt durch Stimmzettel. Wird 
die abſolute Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung nicht erreicht und 
haben vier oder weniger Perſonen Stimmen erhalten, ſo findet eine Stichwahl 
zwiſchen den beiden Perſonen ſtatt, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Beträgt indes die Zahl derjenigen, die Stimmen erhalten haben, 
mehr als vier, ſo werden die vier Perſonen, welche die meiſten Stimmen er⸗ 
reichten, zur engeren Wahl gebracht, und zwar wenn der vierte, fünfte uſw. 
gleiche Stimmenzahl in ſich vereinigten, nach Auswahl dieſer Gleichberechtigten 
durch das Los. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los, ſowohl in der 
Stichwahl wie auch dann, wenn beim erſten Wahlgang nur zwei Kandidaten in 
Frage kommen. Neben dem Stadtverordnetenvorſteher iſt ein Schriftführer 
nebſt Vertreter aus der Mitte der Verſammlung im gleichen Wahlverfahren 
zu wählen, wenn nicht vorgezogen wird, einen beſonderen Protokollführer 
zu beſtelllen. 

Der Stadtverordnetenvorſteher vertritt die Stadtverordnetenverſammlung 
nach außen nicht durchweg. Zwar ift er befugt, in Rechtsſtreitigkeiten, die für oder 
gegen die Stadtverordnetenverſammlung geführt werden, Rechtsmittel ein⸗ 
zulegen. Jedoch ſteht nichts im Wege, daß die Verſammlung zu dieſem Zweck 
einen beſonderen Vertreter beſtellt. Im übrigen erledigt der Stadtverordneten⸗ 
vorſteher in der Regel für die Stadtverordnetenverſammlung gewiſſe formelle 
Angelegenheiten. Er unterzeichnet namens der Verſammlung Ortsſtatute, 
Urkunden, Glückwunſchſchreiben, Nachrufe u. dgl., kurz er repräſentiert in⸗ 
ſoweit, als die Stadtverordnetenverſammlung nicht rechtlich gebunden wird. 
Sodann bereitet er die Sitzungen vor und unterhält den dazu notwendigen 
Schriftwechſel mit dem Magiſtrat. Seiner Sitzungspolizei unterſtehen auch 
der Bürgermeiſter, der Magiſtrat und die ſtädtiſchen Beamten; eine Difzipli⸗ 
nargewalt, ſelbſt gegen Unterbeamte, ſteht ihm nicht zu. Häufig beſtimmen 
ie Geſchäftsordnungen, daß er jedezeit an den Beratungen der durch die 
Stadtverordnetenverſammlung eingeſetzten Ausſchüſſe teilnehmen und den Vorſitz 
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übernehmen kann. Den Zutritt zu den Sitzungen der Verwaltungsdepu⸗ 
tationen hat er indeſſen lediglich als von der Stadtverordnetenverſammlung 
gewähltes Mitglied. Seine Vertretung wird zumeiſt durch die Geſchäftsordnung 
geregelt. Zt weder ein gewählter Vertreter noch ein Schriftführer oder deſſen 
Vertreter zur Geſchäftsführung in der Lage, ſo pflegt der älteſte Stadtverordnete 
die Geſchäfte des Stadtverordnetenvorſtehers zu übernehmen. 

Ob der Stadtverordnetenvorſteher der Staatsaufſichtsbehörde unterſteht 
und von ihr durch Zwangsmittel zur Einberufung von Sitzungen veranlaßt 
werden kann, iſt zweifelhaft. 

Im Bereich der hier behandelten Provinzen ähnelt die Stellung des 
Magiſtrats in den Sitzungen der Stadtverordneten derjenigen der Miniſter 
im Landtage. Der Magiſtrat muß bei Gefahr der Ungültigkeit der Stadtver⸗ 
ordnetenbeſchlüſſe zu allen auch den geheimen Sitzungen eingeladen und zuge⸗ 
fajjen werden. Er kann dort entweder in der Geſamtheit erſcheinen oder ſich durch 
Magiſtratsmitglieder, nicht aber durch ſonſtige Beamte, vertreten laſſen. Die 
Stadtverordnetenverſammlung hat das Recht, die Anweſenheit einer Magiſtrats⸗ 
vertretung zu verlangen. Andererſeits muß der Magiſtrat gehört werden, ſo oft er 
es verlangt, ſelbſt dann, wenn die Beratung geſchloſſen worden iſt. Im letzteren 
Falle wird die Verhandlung zweckmäßig wieder eröffnet werden. Geſchäfts⸗ 
ordnungen machen dies bisweilen zur Pflicht. Alle Beſchlüſſe der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung, auch diejenigen, die einer Zuſtimmung des Magiſtrats 
nicht bedürfen, ſind dem Magiſtrat mitzuteilen. 

Wie bereits mehrfach angedeutet wurde, ift die Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung befugt, eine Geſchäftsordnung zu erlaſſen. Die Ordnung bedarf 
in Städten mit Magiſtratsverfaſſung der Zuſtimmung des Magiſtrats, da auch 
dieſer der Geſchäftsordnung unterworfen iſt. Wird die Zuſtimmung ver⸗ 
ſagt, ſo tritt das Verfahren ein, das bei entgegengeſetzten Beſchlüſſen der beiden 
ſtädtiſchen Körperſchaften üblich iſt (Seite 103). In der Rheinprovinz verlangt 
die Bürgermeiſtereiverfaſſung eine beſondere Zuſtimmung des Bürgermeiſters 
nicht; jedoch bleibt ihm die Möglichkeit, den Beſchluß, welcher der Geſchäfts⸗ 
ordnung zuwider gefaßt iſt, zu beanftanden.. 

In der Geſchäftsordnung können die Zuwiderhandlungen gegen die Ord⸗ 
nungsvorſchriften, z. B. unentſchuldigtes Ausbleiben oder Verlaſſen der Sitzung, 
Verſpätungen und Störungen der Redeordnung, mit Strafen belegt werden. Die 
Beſtrafung iſt nur Stadtverordneten gegenüber zuläſſig. Als Strafen kommen 
in Betracht: Geldſtrafen bis zu 15 Mark (in Frankfurt a. M. bis zum Werte von 
früheren 10 Gulden), ferner bei mindeſtens dreimaliger Zuwiderhandlung die 
zeitweiſe oder bis zur Dauer der Wahlperiode zu verhängende Ausſchließung von 
den Verhandlungen. Über die Beſtrafung beſchließt die Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung unabhängig vom Magiſtrat oder der Aufſichtsbehörde. Gegen den 
Beſchluß findet binnen zwei Wochen die Klage beim Bezirksausſchuß (auch in 
Berlin) mit aufſchiebender Wirkung ſtatt, gegen deſſen Entſcheidung binnen zwei 
Wochen die Berufung an das Oberverwaltungsgericht gegeben iſt. Klageberechtigt 
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iſt der Beſtrafte und der Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der 
Bürgermeiſter. Die Klage richtet ſich gegen die Stadtverordnetenverſammlung. 
Empfehlenswert ſind derartige Beſtrafungen nicht; ein weit ſicheres Heilmittel 
iſt das Urteil der Bürgerſchaft. 

Die Sitzungen der Stadtverordneten bedürfen einer polizeilichen 
Anmeldung nicht. Auch nicht die Vorbeſprechungen, vertraulichen Ver⸗ 
ſammlungen, Parteiſitzungen; denn das Reichsvereinsgeſetz vom 19. April 1908 
(8 5) verlangt — im Gegenſatz zu dem früheren preußiſchen Geſetz — die Anmeldung 
ſolcher politiſcher Verſammlungen nur, wenn ſie öffentlich ſind, nicht aber, wenn 
ſie ſich auf einen beſtimmten Perſonenkreis begrenzen. 

Grundſätzlich finden in den hier behandelten Landesteilen die Stadtver⸗ 
ordnetenſitzungen getrennt von denjenigen des Magiſtrats ſtatt. Doch gibt es 
Fälle, in denen gemeinſchaftliche Sitzungen der beiden 
ſtädtiſchen Körperſchaften notwendig ſind. Hierhin fällt die Wahl 
der Kreistag⸗ und Provinziallandtagabgeordneten ſowie in Berlin die Wahl 
der zu wählenden Mitglieder des Bezirksausſchuſſes und die Beſchlußfaſſung über 
die Abänderung der Dauer der Wahlperiode dieſer Mitglieder, in Berlin 
ferner die Wahl der zu wählenden Mitglieder der Steuerberufungskommiſſion 
in Einkommenſteuerfragen und des Steuerausſchuſſes für die erſte Gewerbe⸗ 
ſteuerklaſſe. Der gemeinſame Beſchluß der Berliner Stadtkörperſchaft tritt alſo 
an die Stelle eines Beſchluſſes des Provinzialausſchuſſes in den übrigen Landes⸗ 
teilen. Die Leitung der gemeinſchaftlichen Sitzungen hat der Bürgermeiſter. Ab⸗ 
geſehen von dieſen geſetzlich erforderten Sitzungen iſt es auch möglich, auf Grund 
beſonderer Vereinbarungen gemeinſchaftliche Beratungen ſtattfinden zu laſſen. 
Eine etwaige Beſchlußfaſſung iſt dann jedoch nach Körperſchaften getrennt 
vorzunehmen, was auch in derſelben Sitzung geſchehen kann. 

In Schleswig-Holſtein müſſen in der Regel die beiden ſtädtiſchen 
Körperſchaften zum Zweck von Gemeindebeſchlüſſen in gemeinſchaftlicher Ver⸗ 
ſammlung beraten und beſchließen. Die Berufung und die Leitung (das Direk⸗ 
torium) der gemeinſchaftlichen Verſammlung liegt dem Bürgermeiſter ob. Die 
Einladung iſt drei Tage vor der Sitzung in der durch die Geſchäftsordnung oder 
das Ortsſtatut beſtimmten Weiſe und unter Angabe der Verhandlungsgegenſtände 
den Mitgliedern zuzuſtellen und nebſt den Vorlagen im Verſammlungszimmer 
auszulegen. Iſt eine Berufung mit kürzerer Friſt notwendig, ſo iſt hierauf in der 
Einladung ausdrücklich hinzuweiſen. Die Berufung muß erfolgen, wenn eine 
der beiden Körperſchaften dies verlangt. 

Zur Beſchlußfähigkeit in Schleswig⸗Holſtein iſt die Gegenwart 
mindeſtens der Hälfte der im Amte befindlichen Magiſtratsmitglieder und 
mindeſtens der Hälfte der ſtatutariſchen Zahl der Stadtverordneten notwendig. 
Wird zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand berufen, 
jo find die Körperſchaften auf alle Fälle beſchlußfähig, worauf die zweite Ein⸗ 
ladung ausdrücklich aufmerkſam machen muß. Ein Beſchluß kommt zu- 
ſtande, wenn ſich in jeder Körperſchaft getrennt eine Mehrheit findet. Zuerſt 
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ſtimmt die Stadtverordnetenverſammlung und dann der Magiſtrat; jedoch kamm 
das Ortsſtatut eine andere Reihenfolge für beſondere Fälle feſtſetzen. Bei 
Stimmengleichheit im Magiſtrat gibt der Bürgermeiſter, bei Stimmengleichheit 
in der Stadtverordnetenverſammlung ihr Vorſteher den Ausſchlag. Wider- 
ſprechen ſich die Beſchlüſſe der Körperſchaften, ſo kann 
ein zweites Mal gemeinſchaftlich beraten werden. Verläuft auch dieſe Beratung 
ergebnislos, ſo bleibt die Sache auf ſich beruhen, es ſei denn, das ein beſonderes 
Verfahren im Einzelfall geſetzlich beſtimmt iſt. Eine Beſchlußfaſſung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes an Stelle der ſtädtiſchen Körperſchaften wegen Meinungsverſchieden⸗ 
heit kennt die Schleswig -Holſteiniſche Stadteordnung nicht. Die Beſchlüſſe werden 
in das Protokoll eingetragen. Protokollführer iſt ein Magiſtratsmitglied 
oder eine beſonders beſtellte Perſon. Das Protokoll muß verleſen, genehmigt und 
vom Bürgermeiſter, Stadtverordnetenvorſteher und Protokollführer beglaubigt 
werden. In Städten mit Vürgermeiſtereiverfaſſung genügt die Unterſchrift des 
Bürgermeiſters und des Protokollführers. Ohne ein vorſchriftsmäßiges Protokoll 
iſt in Schleswig Holſtein ein Beſchluß nicht gültig, während in den vorher behan⸗ 
delten Landesteilen aus dem Mangel einer Eintragung in das Protokoll oder das 
Beſchlußbuch eine Richtigkeit des Beſchluſſes ohne weiteres ſich nicht folgern läßt. 
Neben den gemeinſchaftlichen Sitzungen find in Schleswig⸗Holſtein be⸗ 
ſondere Sitzungen einer jeden Körperſchaft zuläſſig, zum Teil auch 
erforderlich. So bedarf es einer beſonderen Sitzung der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung bei der Außerung über die Anſtellung von Beamten, bei Ab⸗ 
gabe von Gutachten für die Aufſichtsbehörde, bei der Beſchlußfaſſung über 
Bürgerrechtsfragen, über die Gültigkeit der Wahlen u. dgl. Ferner muß die 
Berufung der Stadtverordnetenverſammlung erfolgen, wenn mindeſtens ein 
Drittel der Mitglieder ſie beantragt. Die beſonderen Sitzungen werden vom. 
Stadtverordnetenvorſte her (auch Bürgerworthalter genannt) 
berufen und geleitet Der Vorſteher und ſein Stellvertreter wird in Schleswig⸗ 
Holſtein jährlich nach Einführung der Neugewählten durch die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung aus ihrer Mitte gewählt, und zwar nach abſoluter Stimmenmehr⸗ 
heit der Anweſenden. Bei Stimmengleichheit entſcheidet nach ergebnisloſer 
zweimaliger Abſtimmung das Los. Für die Einladung zur Stadtverordneten⸗ 
verſammlung ſind die gleichen geſetzlichen Vorſchriften gegeben wie für die 
Ladung beider Körperſchaften. Gleichzeitig mit der Einladung ergeht eine 
Anzeige unter Mitteilung der Tagesordnung an den Magiſtrat. Dieſer iſt 
aber nicht berechtigt, zu den Sonderſitzungen einen Vertreter zu entſenden oder 
dort gehört zu werden. Er erhält binnen drei Tagen nach der Sitzung eine 
beglaubigte Abſchrift des Protokolls. Die beſondere Stadtverordneten⸗ 
verſammlung iſt nur bei chlußfähig, wenn mindeſtens die Hälfte 
der ortsſtatutariſchen Mitgliederzahl anweſend iſt. Die Ausnahme von 
dieſer Beſtimmung, die bei einer zweiten Berufung der gemeinſchaftlichen 
Sitzungen gilt, beſteht für die Sonderſitzung nicht. Die Beſchlußfaſſung in der 
Stadtverordnetenverſammlung erfolgt nach abſoluter Mehrheit. 
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Hinſichtlich der Offentlichleit der Sitzung, der Möglichkeit geheimer Sitzungen, 
der Sitzungspolizei und der Geſchäftsordnung gelten in Schleswig Holſtein die 
gleichen Regeln wie für die zuerſt behandelten Landesteile, und zwar ſowohl 
für die gemeinſchaftlichen Beratungen wie für die beſonderen Sitzungen der 
Stadtverordnetenverſammlung. Jedoch bedarf die nur für letztere geltende Ge⸗ 
ſchäftsordnung keiner Genehmigung des Magiſtrats. 

Auch in Hannover beſteht wie in Schleswig⸗Holſtein der Grundſatz der 
gemeinſchaftlichen Beratung des Magiſtrats und des Bürgervorſteherkollegiums 
unter den Vorſitz des Bürgermeiſters mit getrennter Abſtimmung zunächſt 
der Bürgervorſteher und dann des Magiſtrats. Ergibt ſich innerhalb der einzelnen 
Kollegien Stimmengleichheit, jo entſcheiden im Magistrat der Bürgermeiſter, 
unter den Bürgervorſtehern deren Vorſitzender, der Wortführer. Vor der Ab⸗ 
ſtimmung kann jedoch auf Anordnung des Bürgermeiſters oder auf Antrag des 
Wortführers oder dreier Bürgervorſteher eine abgeſonderte Beratung des 
Magiſtrats und der Bürgervorſteher herbeigeführt werden. Die Anträge des 
Wortführers oder der drei Bürgervorſteher ſind aber unbeachtlich, wenn auf 
Verlangen des Bürgermeiſters das Bürgervorſteherkollegium ſich gegen die 
Berückſichtigung der Anträge ausſpricht. Nach der abgeſonderten Beratung 
kann auf Beſchluß beider Körperſchaften eine nochmalige gemeinſchaftliche Be⸗ 
ratung ſtattfinden. Bei auseinandergehender Beſchluß⸗ 
faſſung der beiden Körperſchaften kann vom Magiſtrat oder vom Bürger⸗ 
vorſteherkollegium eine gemeinſchaftliche Kommiſſion zur Erzielung der Ver⸗ 
ſtändigung verlangt werden. Wenn in einer zweiten an einem anderen Tage 
vorgenommenen Verhandlung der Stadtkollegien eine Einigung nicht erreicht 
wird, ift die Anrufung des Bezirksausſchuſſes möglich. Hierzu find beide Teile 
befugt, der Magiſtrat ſogar verpflichtet, wenn die Bürgervorſteher es verlangen 
oder die Sache einer Erledigung notwendigerweiſe bedarf. Der Bezirksausſchuß 
darf aber nur beſchließen, wenn die Angelegenheit nicht auf ſich beruhen kann. 
Der Grundgedanke dieſer Regelung iſt, mit inneren Angelegenheiten die Auf⸗ 
ſichtsinſtanz nach Möglichkeit nicht zu befaſſen. Die Begründung der Hannoverſchen 
Städteordnung vom 1. Mai 1851 bemerkt hierzu: „Dieſer Ausweg, die Sache 
auf ſich beruhen zu laſſen, entſpricht dem Grundſatz der Selbſtverwaltung der 
Gemeinden und wird in den meiſten Fällen dem Gemeindeintereſſe genügen.“ 
Wie ſehr die Praxis das Vertrauen des Geſetzgebers gerechtfertigt hat, beweiſt 
die Tatſache, daß während der Jahre 1880— 1910 in Hannover der Bezirksaus⸗ 
ſchuß nur in dreißig Fällen angerufen wurde. Es entfällt demnach auf die 
42 ſelbſtändigen Städte der Provinz nicht einmal ein Beſchluß in einem Menſchen⸗ 
alter. 

Die Ladung der Bürgervorſteher zu den gemeinſchaftlichen 
Sitzungen geſchieht an den Wortführer. Dieſer fteltt fie den Bürgervorſtehern zu; 
doch iſt ſtatt der Einzelzuſtellung auch die Feſtſetzung beſtimmter Sitzungszeiten 
zuläſſig. Die Einladung muß die Gegenſtände der Beratung angeben. Eine 
beſtimmte Ladungsfriſt iſt nicht vorgeſchrieben; die Berufung hat außer in eiligen 


76 3. Kapitel. Die Stadtverordneten (Bürgervorfteher). 


Fällen zeitig vor dem Tage der Verſammlung zu geſchehen. Für die Be⸗ 
ſchlußfähigkeit der gemeinſchaftlichen Verſammlung iſt nur eine Mindeſt⸗ 
zahl der anweſenden Bürgervorſteher notwendig. Eine ähnliche Vorſchrift für 
den Magiſtrat fehlt (anders in Schleswig-Hofftein). Die Mindeſtzahl der Bürger⸗ 
vorſteher beträgt mehr als die Hälfte der jeweilig vorhandenen Bürgervorſteher, 
nicht wie in den übrigen Landesteilen der geſetzlichen oder ortsſtatutariſchen Zahl. 
Eine geringere Zahl genügt auch in Hannover, wenn nach einmaliger erfolgloſer 
Berufung zum zweiten Male über denſelben Gegenſtand und unter Hinweis auf 
die geſetzlichen Folgen einberufen wird. Eine ſolche wiederholte Einladung ergeht 
an die Bürgervorſteher unmittelbar, nicht auf dem Umwege über den Wortführer. 
Bleiben in einem derartigen Falle alle Bürgervorſteher aus, ſo beſchließt der 
Magiſtrat in der Angelegenheit allein. Eine Beſchlußfaſſung durch Umlauf 
würde geſetzwidrig ſein. 

In den gemeinſchaftlichen Verſammlungen wird ein Protokoll ſeitens 
des Magistrats geführt. Es genügt die Unterſchrift des Protokollführers. 

Neben dieſen Verſammlungen iſt auch eine Sonderverſammlung 
der Bürgervorſteher zuläſſig und in ähnlichen Fällen, wie dies bei dem 
ſchleswig⸗ holſteinſchen Verfahren vermerkt wurde, notwendig. Solche Sonder⸗ 
verſammlungen können durch Einladung des Magiſtrats, und zwar unter Ver⸗ 
mittlung des Wortführers, oder durch Einladung des Wortführers unmittelbar zu⸗ 
ſammenberufen werden. Der Wortführer muß einladen, wenn mindeſtens drei 
Bürgervorſteher es verlangen. Nach jeder unmittelbaren Einladung muß der 
Wortführer den Bürgermeiſter unter Mitteilung der Tagesordnung rechtzeitig 
vorher in Kenntnis ſetzen. Die vom Wortführer unmittelbar berufenen Sonder⸗ 
ſitzungen finden in der Regel in Abweſenheit des Magiſtrats ſtatt. Doch ſteht 
nichts im Wege, daß der Magiſtrat auf Erſuchen der Bürgervorſteher Mitglieder 
zur Erteilung von Auskünften abordnet. Handelt es ſich jedoch um eine ſolche 
Sonderverſammlung, in denen Magiſtratsvorlagen vorläufig vorberaten werden, 
wie es namentlich bei der Etatsberatung ſtattzufinden pflegt, jo iſt der Magistrat 
befugt und auf Antrag der Bürgervorſteher verpflichtet, in der Verſammlung 
ſeine Vorſchläge zu erläutern. Nach erfolgter Erläuterung können die Bürger⸗ 
vorſteher die Beratung in Abweſenheit der Magiſtratsmitglieder fortſetzen. 
Faſſen die Bürgervorſteher in ſolchen Vorberatungen Beſchlüſſe, jo iſt kein Mit⸗ 
glied der Körperſchaft daran gebunden, kann vielmehr in der gemeinſchaftlichen 
Sitzung anderweit ſtimmen. Im übrigen muß jeder Beſchluß der Sonderver⸗ 
ſammlung dem Magiſtrat mitgeteilt werden. Das Protokoll wird durch den 
Schriftführer abgefaßt. 

Wortführer und Schriftführer nebſt ihren Vertretern 
werden jedesmal nach den regelmäßigen Wahlen durch das neue Bürgervorſteher⸗ 
kollegium mit abſoluter Mehrheit gewählt; ihre Namen werden dem Magiſtrat 
angezeigt und von dieſen bekannt gemacht. 

Hinſichtlich der Of fentlichkeit der gemeinſchaftlichen Sitzungen und 
der Sonderverſammlungen der Bürgervorſteher gilt in der Hannoverſchen Städte⸗ 
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ordnung die Beſchränkung, daß zu den gemeinſchaftlichen Sitzungen und zu der 
Sonderverſammlung der Bürgervorſteher Zuhörer zugelaſſen werden „können.“ 
Doch iſt damit eine Verſchiedenheit in der Praxis wohl kaum gegeben. Nament⸗ 
lich die gemeinſchaftlichen Sitzungen ſind durchweg öffentlich. Sie ſind geheim 
abzuhalten, wenn der Magiſtrat oder die Bürgervorſteher es beſchließen. Die 
Vorberatung der Bürgervorſteher muß unter Ausſchluß der Offentlichkeit ſtatt⸗ 
finden, wenn der Gegenſtand der Beratung vom Magiſtrat als vertraulich 
bezeichnet iſt. 

Die Sitzungsordnung übt in Hannover der Sitzungsvorſitzende in 
gleicher Weiſe wie in den übrigen Landesteilen aus. Inſoweit geht die 
Hannoverſche Städteordnung weiter, als ſie die Entfernung der Zuhörer dem 
Vorſitzenden zur Pflicht macht, wenn die verletzte Ordnung auf Erinnerung des 
Vorſitzenden nicht unverzüglich hergeſtellt wird. Eine Geſchäftsordnung 
it im Geſetze nicht vorgeſehen, kann aber beſchloſſen werden. Unentſchul⸗ 
digtes Ausbleiben der Bitrgerborfteher belegt die Hannoverſche 
Städteordnung mit einer Geldbuße, über deren Verhängung und Verwendung 
das Bürgervorſteherkollegium allein beſchließt. 

Die Zuſtändigkeit und der Geſchäftsbereich der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung (des Bürgervorſteherkollegiums). Wie ſchon für die Wahlen 
zur Stadtverordnetenverſammlung andere Grundſätze maßgebend ſind als für die 
Wahlen zu den Körperſchaften des Reichs und des Staates, iſt auch der Geſchäftsbe⸗ 
reich einer Stadtverordnetenverſammlung nicht zu vergleichen mit der Tätigkeit 
der Parlamente. Die Befugniſſe der Parlamente erſtrecken ſich auf die Zu⸗ 
ſtimmung zu Geſetzen, wie zum Staatshaushaltsvoranſchlag, zur Aufnahme 
von Anleihen, zur Einführung von Steuern, auf die Genehmigung gewiſſer 
Verträge, auf die Entlaſtung der Jahresrechnung, auf Interpellationen und 
die Kritik. Dieſe Rechte auf die Stadt verkleinert hat auch die Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung. Ihr Pflichtenkreis geht aber noch weiter: Die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung ſtellt die Grundſätze für die Führung der Stadt⸗ 
geſchäfte auf, ſie nimmt damit tätigen Anteil an der eigentlichen Verwaltung. 

Die Befugniſſe der Stadtverordnetenverſammlung finden nach zwei Seiten 
ihre Begrenzung: gegenüber dem Staate und gegenüber dem Magiſtrate oder 
an deſſen Stelle in den Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung gegenüber dem 
Bürgermeiſter. Der Staat iſt nach dem Staatsrecht allein befugt, die öffent⸗ 
lichen Angelegenheiten zu regeln. Inſoweit er deren Behandlung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung nicht überweiſt, ift fie unzuſtändig und darf ſich nicht 
damit befaſſen. Die Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, 
die Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau und Frankfurt a. M. geben nun der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung die Berechtigung, über „alle Gemeindean« 
gelegenheiten zu beſchließen, ſoweit dieſe nicht ausſchließlich dem 
Magiſtrate (dem Bürgermeiſter) überwieſen ſind“. Die Städteordnung für 
Schleswig⸗Holſtein überträgt „alle inneren Gemeindeangelegenheiten und Ge⸗ 
genſtände der Stadtökonomie“ der Stadtverordnetenverſammlung mit Aus⸗ 
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nahme der dem Magiſtrat allein überwieſenen Geſchäfte. Endlich beſtimmt die 
Städteordnung für Hannover: Das Bürgervorſteherkollegium „hat dem Ma⸗ 
giſtrate gegenüber die Stadtgemeinde in allen Angelegenheiten des Gemein⸗ 
weſens zu vertreten, verbindende Erklärungen in dieſen Angelegenheiten ab⸗ 
zugeben, die zu den Bedürfniſſen der Stadt erforderlichen Geldzuſchüſſe, 
Leiſtungen und Laſten zu bewilligen und bei Verteilung derſelben mitzu⸗ 
wirken“. Inhaltlich decken ſich dieſe Grundſätze der Städteordnungen. Sie 
geben nur Richtlinien und überlaſſen es der Regelung der Praxis, welche Ein⸗ 
zelfälle als Gemeindeangelegenheiten anzuſehen find. Eine alle Fälle deckende 
Begriffsbeſtimmung läßt ſich dafür nicht geben. Indeſſen wird man eine ge- 
wiſſe Grenze finden, wenn man davon ausgeht, daß an den Gegenſtänden die 
Stadt als ein Ganzes beteiligt ſein muß, nicht etwa nur ein Kreis von Bürgern. 
Dabei iſt es aber unerheblich, ob die Angelegenheit eine Stadt allein, mehrere 
Städte oder die Städte in ihrer Geſamtheit berührt, alſo ob nur das Ortsrecht, 
das Ortsintereſſe einer Stadt oder die Städteberechtigungen, Städteintereſſen 
überhaupt in Mitleidenſchaft gezogen werden. Immerhin können Zweifel ent⸗ 
ftehen, z. B. wenn die Anderung der Wahlkreiseinteilung einer Stadt oder der 
Städte insgeſamt, die Einführung von Staatsſteuern und Zöllen, welche das Le⸗ 
bensintereſſe der Stadt oder der Städte berühren, die Anderung der Städte⸗ 
ordnung und ähnliche die Stadtrechte betreffenden Geſetze in Frage ſtehen. 

Die Stellung der Städte im Staatsverbande bringt es mit ſich, daß fie zur 
Erfüllung der Aufgaben, die der Staat ihnen zuweiſt, verpflichtet ſind, wenn 
beſondere Laſten dadurch nicht entſtehen. Demnach muß eine Stadtverord⸗ 
netenverſammlung Aufträge der Aufſichtsbehörde in dieſem 
Rahmen erledigen, auch über Gegenſtände, die ihr die Aufſichtsbehörde zuweiſt, 
ihr Gutachten abgeben. Dieſe aus dem Staatsrecht ohne weiteres ſich erge⸗ 
bende Pflicht wird von der Mehrzahl der Städteordnungen noch ausdrücklich 
hervorgehoben. 

Eine weitere Begrenzung des Geſchäftsbereichs der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung iſt, wie bereits eingangs hervorgehoben wurde, in der Zu⸗ 
ſtändigkeit des Magiſtrats (des Bürgermeiſters) gegeben. 
Eine Reihe von Geſchäften ſind dieſem durch die Geſetze zur ausſchließlichen 
Bearbeitung überwieſen, namentlich die Ausübung der Ortsobrigkeit und die 
laufende Verwaltung der Stadt. Darüber hinaus ift es zuläſſig, dem Magiſtrat 
(Bürgermeiſter) auch ſonſtige Angelegenheiten zur ſelbſtändigen Erledigung zu 
übertragen, die an ſich der Beſchlußfaſſung durch die Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung bedürfen. Namentlich in größeren Städten erweiſt es ſich als not⸗ 
wendig, die Stadtverordnetenverſammlung von dem Ballaſt kleinerer Sachen 
zu erleichtern, die den Stadtverordneten nur die Zeit nehmen, ſich den wichtigeren 
Angelegenheiten zu widmen. Statt des Magiſtrats (Bürgermeiſters) können 
auch die Fachdeputationen mit ſolchen weitergehenden Befugniſſen 
ausgeſtattet werden. Eine derartige Übertragung von Geſchäften der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung an andere ſtädtiſche Dienſtſtellen kann im Wege des 
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Ortsſtatuts erfolgen, was die Städteordnung von Schleswig ⸗Holſtein noch 
beſonders hervorhebt. Es iſt aber auch zuläſſig, hierfür die Form von einfachen 
Gemeindebeſchlüſſen zu wählen. Letzteres iſt zweckmäßiger, weil die Orts⸗ 
ſtatute der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes bedürfen, auch nur mit dieſer 
Genehmigung abgeändert werden dürfen und die Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung deshalb unter Umſtänden gehindert werden kann, einmal abgegebene 
Geſchäfte wieder in ihren Beſchlußbereich zu ziehen. Sachen von geringfügiger 
Bedeutung, die ſich zur Übertragung an den Magiftrat (Bürgermeiſter) oder 
die Deputationen eignen, find unter anderen: Vergebungen, An- und Ver⸗ 
käufe beweglicher Sachen, Pacht⸗ und Mietverträge, Erlaſſe und Niederſchla⸗ 
gungen öffentlicher Abgaben, inſofern es ſich bei allen dieſen Angelegenheiten 
um geringe Werte handelt, auch die Anſtellung von Rechtsſtreiten und die Ein⸗ 
laſſung auf dieſe. Soweit aber die Bürgerſchaft ein Intereſſe daran haben ſollte, 
über derartige Sachen Näheres zu erfahren, ſind ſie zweckmäßig zur Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung zu bringen. Denn es muß auch nur der Anſchein ver- 
mieden werden, als ob durch Geſchäftsübertragung an den Magiſtrat oder die 
Deputation die Sache dem Lichte der Offentlichkeit entrückt werden ſoll. 

Angelegenheiten, die zum Geſchäftsbereich der 
Stadtverordnetenverſammlung gehören, ſind vor allem: 
die Einführung, Abänderung und Aufhebung von Ortsſtatuten, Steuer-, Ge⸗ 
bühren⸗ und Beitragsordnungen; die Feſtſtellung der Verwaltungsgrundſätze; 
die Haushaltungspläne; die Bewilligung von Mitteln, Laſten und Leiſtungen; 
die Veränderung des Stadtgebiets; die Verwendung der Gelder und deren Aus⸗ 
leihung; die Aufnahme von Darlehen und Anleihen; die Erwerbung, Veräuße⸗ 
rung, Belaſtung, Vermietung oder Verpachtung von Grundſtücken; die Ver⸗ 
äußerung oder weſentliche Veränderung nicht geringfügiger Sachen, nament- 
lich derjenigen, die einen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwert haben; 
die Einleitung von Prozeſſen und die Einlaſſung auf Klagen gegen die Stadt; 
der Abſchluß von Vergleichen, einſeitige Verzichtleiſtungen; die Herabſetzung, 
der Erlaß oder die Niederſchlagung von Laſten; Schenkungen und Annahmen 
von Geſchenken; die Benutzung des Gemeindevermögens; die Verleihung 
des Bürger- und Ehrenbürgerrechts. 

In allen dieſen und ähnlichen Angelegenheiten bedarf es in den Städten 
mit Magiſtratsverfaſſung eines zuſtimmenden Beſchluſſes des Magiſtrats, un 
eine Durchführung des Stadtverordnetenbeſchluſſes zu ermöglichen. Einige 
Beſchlüſſe erfordern auch die Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Bei den 
Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung iſt der Beſchluß der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, vorbehaltlich der etwa notwendigen Genehmigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde, endgültig. 

Indeſſen gibt es auch einige Angelegenheiten, in denen die 
Stadtverordnetenverſammlungen der Städte mit Ma⸗ 
giſtratsverfaſſung beſchließen, ohne einer Zuftim- 
mung des Magiſtrats zu bedürfen. Dahin gehören vor allem: die 
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Wahlen des Stadtverordnetenvorſtehers, Wortführers, Schriftführers und ihrer 
Vertreter, der Ausſchuß⸗Kommiſſions⸗ und Deputationsmitglieder; die Wahlen der 
Magiſtratsmitglieder (abgeſehen von Hannover, Schleswig⸗Holſtein und Heſſen⸗ 
Naſſau ohne Frankfurt a. M.) und in Weſtfalen ſowie der Rheinprovinz die 
Wahl des Gemeindeeinnehmers; die Verhängung von Ordnungsſtrafen über 
Stadtverordnete; die Beſchlußfaſſung über die Gültigkeit der Stadtverord⸗ 
netenwahlen; die Beſchlußfaſſung über Beſchwerden und Einſprüche betreffend 
den Beſitz oder Verluſt des Bürger- oder Wahlrechts, die Richtigkeit der 
Wahlliſte oder Bürgerrolle, die Verpflichtung zum Erwerb oder zur Ver⸗ 
leihung des Bürgerrechts, zur Zahlung von Bürgergewinngeldern und zur 
Leiſtung des Bürgereides; ferner die Beſchlußfaſſung über die Berechtigung 
zur Ablehnung oder Niederlegung von ſtädtiſchen Berufs- oder Ehrenämtern; 
endlich die Beſchlußfaſſung über die Verhängung von Nachteilen über Bürger, 
die ihrer Pflicht zur Annahme von Amtern nicht nachkommen. Solche Be⸗ 
ſchlüſſe find aber wie alle anderen Beſchlüſſe dem Magiſtrat mitzuteilen. 

Angelegenheiten, die allein vom Magiſtrat (Bürgermeiſter) zu er⸗ 
ledigen ſind, können der Stadtverordnetenverſammlung vom Magiſtrat (Bür⸗ 
germeiſter) zur gutachtlichen Erklärung überwieſen werden (z. B. 
Polizeiverordnungen, Dienſtanweiſungen an Beamte u. dgl.). Eine ſolche An⸗ 
hörung iſt in gewiſſen Fällen vorgeſchrieben: jo in ſämtlichen Städteordnungen 
bei Anſtellung der Gemeindebeamten, die von der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung nicht gewählt werden (in Hannover ſind die Bürgervorſteher über 
die „Würdigkeit“ der Beamten zu hören); ſodann nach einigen Städteord⸗ 
nungen bei der Beſtimmung der Sicherheitsleiſtung der Beamten (S. 99). 
Auch iſt nach den Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, 
die Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau die Stadtverordnetenverſammlung vor der 
Einteilung der Stadt in Ortsbezirke, die der Magiſtrat, (Bürgermeiſter) 
vornimmt, zu hören. In Frankfurt iſt dieſe Einteilung durch das Geſetz 
angeordnet, in Schleswig⸗Holſtein dem Ortsſtatut überlaſſen. 

Neben der Rechtspflicht der Stadtverordnetenverſammlung (des Bürger⸗ 
vorſteherkollegiums) in den Gemeindeangelegenheiten mitbeſtimmend tätig zu 
ſein, iſt ihr eine nicht minder wichtige Befugnis und Verantwortung über⸗ 
tragen: das Recht und die Pflicht, die Verwaltung des Magiſtrats 
(Bürgermeiſters) zu überwachen, eine Beſtimmung, die allen 
Städteordnungen gemeinſam iſt. Dieſe Überwachungsbefugnis iſt indeſſen 
nicht fo weit ausdehnbar wie etwa eine vormundſchaftliche Gewalt. Sie ſoll 
lediglich die Möglichkeit gewähren, die Befolgung der Stadtverordnetenbe⸗ 
ſchlüſſe zu prüfen, Mißbräuche und Mängel zu verhüten und aufzudecken und 
nötigenfalls die erforderlichen Unterlagen zu erhalten, um im Rechts⸗ oder Be⸗ 
ſchwerdewege gegen die Verwaltung vorzugehen. Namentlich aber ſoll ſich die 
Stadtverordnetenverſammlung die Gewißheit verſchaffen können, daß das ſtäd⸗ 
tiſche Vermögen ordnungs⸗ und beſtimmungsmäßig verwaltet und verwendet, 
ſowie daß hiecüber klare und regelmäßige Rechnung gelegt wird. In dieſer 
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Hinſicht wird das Überwachungsrecht zu einer Pflicht, deren Erfüllung die 
Stadtverordneten gegenüber der Bürgerſchaft ſchuldig find. Die Über⸗ 
wachungsbefugnis richtet ſich nur gegen die Verwaltung als ſolche, niemals 
gegen den einzelnen Beamten. Hat die Stadtverordnetenverſammlung Be⸗ 
denken über die Geſchäftsführung eines Beamten, ſo kann ſie dies dem Ma⸗ 
giſtrat (Bürgermeiſter) mitteilen oder ihn um Auskunft erſuchen. Sie hat es 
aber im übrigen dem Magiſtrat (Bürgermeiſter) zu überlaſſen, welche Schritte 
zur Abſtellung der Mängel er für angebracht erachtet. Außerſtenfalls iſt 
auch eine Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zuläſſig. 

Die Überwachung beſchränkt ſich im übrigen auf die Verwaltung der 
eigentlichen ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten. Als Polizeiverwalter, als 
Verwalter der Geſchäfte des Stadtausſchuſſes, des Kranken⸗, Invaliden⸗, Un⸗ 
fallverſicherungsweſens, des Gewerberechts, des Gerichtsweſens kann der Ma⸗ 
giſtrat (Bürgermeiſter) nur von der Aufſichtsbehörde, nicht aber von der 
Stadtverordnetenverſammlung zur Rechenſchaft gezogen werden. Mag des⸗ 
halb die Stadtverwaltung bei Anfragen der Stadtverordneten über Polizei⸗ 
und ähnliche Angelegenheiten aus Gründen der Zweckmäßigkeit Rede und Ant⸗ 
wort ſtehen, verpflichtet dazu iſt ſie nicht. Sie kann unter Umſtänden auch durch 
die Aufſichtsbehörde angewieſen werden, die Beantwortung ſolcher Fragen ab⸗ 
zulehnen. 

Ein Hilfsmittel für die Überwachung iſt der Einblick in den ſtäd⸗ 
tiſchen Geſchäftsgang. Eine Vernehmung von Beamten oder An⸗ 
geſtellten durch Stadtverordnete iſt unzuläſſig. Indeſſen iſt es nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß die Beamten oder Angeſtellten freiwillig den Stadtverordneten 
Mitteilungen machen. Dies darf aber niemals zu einer Verletzung des Amts⸗ 
geheimniſſes führen, das auch den Stadtverordneten gegenüber gilt, hat ſich 
vielmehr auf ſolche Tatſachen zu beſchränken, die jedermann zugänglich ſind, 
wie z. B. Beſoldungsverhältniſſe u. dgl. Sonſtige Auskünfte von den Stadt⸗ 
beamten zu verlangen, würde dieſe in einen Gegenſatz zu ihrer Pflicht bringen. 

Ferner iſt es zuläſſig, daß die Stadtverordnetenverſammlung — nicht aber 
der einzelne Stadtverordnete ohne beſonderen Auftrag des Kollegiums — die 
Einſicht der ſtädtiſchen Akten verlangt, ſoweit ſie zur Ausübung 
des Überwachungsrechts notwendig iſt. Einer ſolchen Forderung muß der 
Magistrat (Bürgermeiſter) Folge leiſten. Dies wird in ſämtlichen Städteord⸗ 
nungen mit Ausnahme derjenigen für Schleswig⸗Holſtein ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben, gilt aber auch in Schleswig⸗Holſtein als eine Folge des Überwachungs⸗ 
rechts. Die Hannoverſche Städteordnung ſchließt von der Vorlegung aus „der 
Geheimhaltung bedürftige Aktenſtücke, deren Mitteilung bedenklich erſcheint“. 
Eine ſolche Beſtimmung beſteht in den übrigen Landesteilen nicht. Es liegt 
aber in der Natur der Sache, daß Akten, deren Geheimhaltung eine Staatsbe⸗ 
hörde verlangt oder vorausſetzt, nicht mitgeteilt werden, ebenſo Schriftſtücke, 
die nicht eigentliche Gemeindeangelegenheiten behandeln, z. B. die Polizei⸗ 
alten, die Akten der Steuerzahler, Magiſtratsberichte an die Aufſichtsbehörde, 
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ſofern fie zur Zuständigkeit der Ortsobrigkeit gehören, die Akten des Stadtaus⸗ 
ſchuſſes, des Gewerbe- und Kaufmannsgerichts, falls fie nicht zu einer Rech⸗ 
nungsprüfung notwendig ſind, u. dgl. Dagegen dürfen Perſonalakten ſtäd⸗ 
tiſcher Beamter den Stadtverordneten nicht vorenthalten werden. Die Ein⸗ 
ſicht in die Akten wird nur unter der Vorausſetzung ftatthaft fein, daß die Pflicht 
zur Amtsverſchwiegenheit auch durch die Stadtverordneten übernommen wird. 
Stadtverordnete, die amtliche Geheimniſſe, welche ſie aus den Akten erfahren, 
verletzen, ſetzen ſich Schadenserſatzklagen der Verletzten, gegebenenfalls auch der 
Stadt ſelbſt ſowie etwaigen durch die Geſchäftsordnung angedrohten Ordnungs⸗ 
ſtrafen aus. 

Endlich kann die Überwachung der Stadtverordneten durch Ausſchüſſe ge⸗ 
übt werden (darüber ſiehe Seite 128). 

Die Auflöſung der Stadtverordnetenverſammlung (des Bürgervor⸗ 
ſteherkollegiums). Die Städteordnungen mit Ausnahme der Hannoverſchen 
ſehen eine Auflöſung der Stadtverordnetenverſammlung vor, die auf Antrag 
des Staatsminiſteriums durch Königliche Verordnung erfolgt. In Hannover 
könnte eine Auflöſung lediglich durch Staatsgeſetz geſchehen, mittels König⸗ 
licher Verordnung nur, wenn die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
oder die Beſeitigung eines ungewöhnlichen Notſtandes es dringend erfordert, 
die Kammern nicht verſammelt ſind und das Staatsminiſterium die Verant⸗ 
wortung übernimmt; eine ſolche Verordnung muß aber den Kammern bei 
ihrem nächſten Zuſammentritt zur Genehmigung ſofort vorgelegt werden (Art. 63 
der Preuß. Verfaſſungs⸗Urkunde). In den übrigen Landesteilen find beſondere 
Vorausſetzungen für die Königliche Verordnung nicht gegeben; jedoch wird auch 
hier ein Antrag des Staatsminiſteriums erſt dann zu gewärtigen ſein, wenn eine 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder ein ungewöhnlicher Notſtand dazu 
zwingen. 

Die Beſchlußrechte der Stadtverordnetenverſammlung gehen nach der 
Auflöſung auf den Bezirksausſchuß, in Berlin auf den Oberpräſidenten über; 
nur in Schleswig⸗Holſtein hat der Magiſtrat die laufenden Geſchäfte allein fort⸗ 
zuführen. Die Auflöſung der Stadtverordnetenverſammlung tritt mit der Be⸗ 
kanntmachung der Verordnung ſofort ein, wenn nicht ausdrücklich ein anderes 
beſtimmt wird. Sie hat das Erlöſchen des Amtes des einzelnen Stadtverordneten 
ohne weiteres zur Folge. Nach der Auflöſung muß eine Neuwahl ſtattfinden, und 
zwar in Schleswig⸗Holſtein binnen drei Monaten, in den öſtlichen Provinzen, 
Weſtfalen, der Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. binnen ſechs Mo⸗ 
naten ſeit dem Tage der Auflöſungsverordnung. 

Die Einberufung des neugewählten Kollegiums geſchieht in Schleswig⸗ 
Holſtein und Hannover durch den Magiſtrat. In den übrigen Landesteilen 
wird bei Städten mit Magiſtratsverfaſſung das gleiche Recht des Magiſtrats, 
aus feiner Pflicht, „die Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung borzu- 
bereiten“, herzuleiten ſein. Zwar wird die Anſicht vertreten, daß hier der Be⸗ 
zirksausſchuß die Einberufung der Stadtverordnetenverſammlung und der Vor⸗ 
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ſitzende oder ein Kommiſſar des Bezirksausſchuſſes die Leitung der Ver⸗ 
ſammlung bis zur Wahl des Vorſtehers vorzunehmen habe. Jedoch ift zu 
bedenken, daß nach dem Geſetz nur die Beſchlußrechte der Verſammlung, 
nicht aber ſonſtige ſtädtiſche Obliegenheiten auf den Bezirksausſchuß über⸗ 
gehen. In den Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung beruft geſetzmäßig 
der Bürgermeiſter die neu zuſammentretende Stadtverordnetenverſammlung. 
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4. Kapitel. 
Der Magiſtrat. 

Die Zuſammenſetzung des Magiſtrats und die Stellung ſeiner Mitglieder. 
Der Magiftvat iſt die Ortsobrigkeit und der Gemeindevorſtand. Nicht alle Städte 
ru einen Magiſtrat. Wo die Bürgermeiſtereiverfaſſung gilt, nimmt der 
Bürgermeiſter die Aufgaben der Ortsobrigkeit und des Gemeindevorſtandes 
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wahr. Er wie ſeine Vertreter werden zwar auch in Städten mit Bürgermeiſte⸗ 
reiverfaſſung als Magiſtratsperſon bezeichnet. Das ſoll aber nur heißen, daß 
ſeine perſönlichen Verhältniſſe (die Anſtellung, Beſoldung u. dgl.) nach den 
Grundſätzen der Mitglieder eines Magiſtrats zu beurteilen ſind. Inſofern gilt 
in mancher Hinſicht das, was im folgenden über die einzelnen Magiſtratsmit⸗ 
glieder geſagt wird, auch für den Bürgermeiſter und die Beigeordneten der 
Bürgermeiſtereiverfaſſung. 

Die Magiſtratsmitglieder ſind teils beſoldet, teils unbeſoldet. Dieſe 
Unterſcheidung iſt indeſſen eine rein äußerliche; die Stellung im Magiſtrat und 
nach außen iſt eine gleiche. Sämtliche Mitglieder find mittelbare Staats- 
beamte und unterliegen als ſolche dem ſtaatlichen Disziplinarverfahren. Die 
Zugehörigkeit der Magiſtratsmitglieder zur Staatsverwaltung findet ihren äußeren 
Ausdruck in der — mit einigen Ausnahmen — notwendigen ſtaatlichen Be⸗ 
ſtätigung und in der Beeidigung. Letztere wird, wenn nicht bereits ein 
Dienſteid früher geleiſtet war, in Hannover bei der Einführung in das Amt, in 
den übrigen Landesteilen vor dem Amtsantritt in öffentlicher Sitzung der 
Stadtverordnetenverſammlung (in Schleswig⸗Holſtein: der Stadtkollegien) 
durch den Bürgermeiſter oder, wenn dieſer ſelbſt in Betracht kommt, durch einen 
Regierungskommiſſar vorgenommen. 

Der ſtaatlichen Beſtätigung bedürfen in den öſtlichen Pro⸗ 
vinzen, Weſtfalen, der Rheinprovinz und Hannover ſämtliche Magiſtrats⸗ 
mitglieder, in Schleswig⸗Holſtein der Bürgermeiſter und der Beigeordnete, 
in Heſſen⸗Naſſau ohne Frankfurt a. M. der Bürgermeiſter, die Beige⸗ 
ordneten und die beſoldeten Magiſtratsmitglieder, in Frankfurt a. M. nur 
der zweite Bürgermeiſter, während dort der erſte Bürgermeiſter vom Könige 
ernannt wird. Die Beſtätigung iſt dem Könige vorbehalten, wenn es ſich um 
Bürgermeiſter oder Beigeordnete in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern 
handelt. In allen übrigen Fällen ſteht das Beſtätigungsrecht dem Regierungs⸗ 
präſidenten zu. Dieſer darf die Beſtätigung nur unter Zuſtimmung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes verſagen. Lehnt der Bezirksausſchuß die Zuſtimmung ab, ſo 
kann ſie auf Antrag des Regierungspräſidenten durch die Zuſtimmung des 
Miniſters des Innern erſetzt werden. Falls der Regierungspräſident mit Zu⸗ 
ſtimmung des Bezirksausſchuſſes die Beſtätigung verſagt, iſt der Magiftrat 
oder die Stadtverordnetenverſammlung (das Bürgervorſteherkollegium) be⸗ 
fugt den Miniſter des Innern anzugehen. Dieſer entſcheidet dann endgültig, 
ob die Beſtätigung erfolgen ſoll oder nicht. In Berlin tritt an die Stelle des 
Regierungspräſidenten der Oberpräſident; eine Mitwirkung des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes findet dort nicht ſtatt. Die ſtaatliche Beſtätigung it eine endgültige. 
Sie kann nicht an Bedingungen geknüpft oder widerrufen werden. Die Gründe 
für ihre Verſagung können in der Perſon des Gewählten liegen, aber auch 
in der Geſetzlichkeit des Wahlverfahrens, weshalb die Unterlagen für den ord⸗ 
nungsmäßigen Verlauf dieſes Verfahrens dem Beſtätigungsantrage beizufügen 
ſind. Eine Angabe der Verſagungsgründe wird vom Geſetz nicht verlangt. 
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Die Magiſtratsmitglieder führen, wenn man vom Bürgermeiſter und den 
Beigeordneten abfieht, in den einzelnen Landesteilen die verſchiedenſten Amts- 
bezeichnungen. Man nennt fie Magiſtratsräte, Stadträte, Schöffen, 
Ratsherren, Ratsmänner, in Schleswig⸗Holſtein auch Ratsverwandte und Sena⸗ 
toren, in Hannover regelmäßig Senatoren. Daneben hat man für die beſoldeten 
Magiſtratsmitglieder noch die ihrem Sonderfach entſprechenden Titel, wie 
Syndikus, Kämmerer, Schulrat, Baurat. Nur in Hannover iſt das Amt eines 
Kämmerers geſetzlich mit dem eines Magiſtratsmitglieds unvereinbar. Die 
Titelfrage erfordert nach der Kabinettsorder vom 5. Februar 1873 ortsſtatutariſche 
Regelung. Hierzu hat der Miniſter des Innern angeordnet, daß der Titel „Stadt⸗ 
rat“ eine Stadt von mindeſtens 10 000 Einwohnern, der Titel „Ratsherr“ eine 
ſolche von 5000 Einwohnern vorausſetzt, der Titel „Ratmann“ in Städten mit 
weniger Einwohnern verliehen werden kann. Der Titel darf nur während der 
Aintsdauer geführt werden. Die Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen 
und Heſſen⸗Naſſau kennen noch den Ehrentitel eines Stadtälteſten. 
Dieſe Bezeichnung kann der Magistrat in Übereinftimmung mit der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung ſolchen Magiſtratsmitgliedern beilegen, die ihr Amt 
mindeſtens neun Jahre lang in Ehren bekleidet haben. Ununterbrochene neun⸗ 
jährige Dienſtzeit iſt hierbei nicht Erfordernis. Die Verleihung dieſes Ehren⸗ 
rechts pflegt erſt beim Ausſcheiden beſonders verdienter Magiſtratsmitglieder 
zu erfolgen. 

Eine beſondere Berufsvorbildung it weder für die beſoldeten 
noch für die unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder vorgeſchrieben. Die Hannoverſche 
Städteordnung fordert indes, daß ein Teil der Senatoren der Klaſſe der Handel- 
und Gewerbetreibenden anhören oder angehört haben muß. Im übrigen 
werden die Städte in Stadtkreiſen mindeſtens eines zum Richteramt oder 
höheren Verwaltungsdienſte befähigten Magiſtratsmitglieds benötigen, weil 
der Vorſitzende oder ein Mitglied des Stadtausſchuſſes eine dieſer Eigenſchaften 
beſitzen muß. Tatſächlich beſteht in allen größeren Städten die Mehrzahl der 
beſoldeten Magiſtratsmitglieder aus juriſtiſch Vorgebildeten. Daneben finden 
ſich unter den beſoldeten Magiſtratsmitgliedern Baumeiſter, Ingenieure, Philo⸗ 
logen, Mediziner. Wenn die Hannoverſche Städteordnung beſtimmt, daß 
lediglich der Bürgermeiſter, der Syndikus und die rechtskundigen Senatoren 
beſoldet werden, das Amt der übrigen Senatoren aber ein Ehrenamt iſt, ſo 
ſchließt dies die Aufnahme eines techniſchen Mitgliedes in den Magiſtrat nicht 
ats, doch iſt für die Wahl eines ſolchen Mitgliedes erſt die formale Unterlage 
eines Ortsſtatuts notwendig. 

Die Übernahme von Nebenbeſchäftigungund Nebenämtern 
in den Magiſtratsmitgliedern, abgeſehen von Hannover, geſetzlich nicht unterſagt. 
In Hannover dürfen die ſtimmführenden beſoldeten Mitglieder des Magiſtrats 
ohne Genehmigung des Magiſtrats und der Bürgervorſteher weder einen anderen 
Erwerbszweig oder ein Nebengeſchäft betreiben, noch andere Staatsdienſte 
neben ihren ſtädtiſchen Amtern bekleiden. Aber auch in den übrigen Landes⸗ 
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teilen pflegt vielfach durch Ortsſtatut oder beſondere Anſtellungsbedingung 
den beſoldeten Magiſtratsmitgliedern eine ähnliche Beſchränkung auferlegt zu 
werden. 

Das Amt der unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder, 
die von den Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die 
Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau Schöffen genannt werden, iſt ein Ehrenamt. 
Dieſe Magiſtratsperſonen erhalten nach den Städteordnungen für die öſtlichen 
Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Heſſen-Naſſau, Frankfurt a. M. die 
Vergütung barer Auslagen, die ihnen aus der Ausrichtung von Aufträgen ent⸗ 
ſtehen. In Schleswig⸗Holſtein und Hannover iſt es geſtattet, durch Ortsſtatut 
feſte Entſchädigungen für den Dienſtaufwand auszuſetzen. In Schleswig⸗ 
Holſtein iſt von dieſer Befugnis ziemlich allgemein Gebrauch gemacht. 

Die Amtsdauer der Magiſtratsmitgliedſchaft iſt, abgeſehen von 
Hannover, in den Städteordnungen übereinſtimmend geregelt: die beſoldeten 
Magiſtratsmitglieder werden regelmäßig auf 12 Jahre, die unbeſoldeten auf 
6 Jahre gewählt; doch kann die Wahl der beſoldeten Mitglieder — abgeſehen 
von Frankfurt a. M. — auch auf Lebenszeit erfolgen, niemals aber die Wahl 
der unbeſoldeten. Dieſe ſcheiden vielmehr in regelmäßigen Zwiſchenräumen 
aus, die in Schleswig⸗Holſtein durch das Ortsſtatut beſtimmt werden, in den 
übrigen Landesteilen geſetzlich dahin feſtgelegt ſind, daß alle drei Jahre die 
Hälfte der unbeſoldeten Mitglieder, erſtmalig nach Entſcheidung durchs Los, 
austritt. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. Erledigt ſich das Amt 
eines unbeſoldeten Mitgliedes während der Amtsdauer, ſo können außerordent⸗ 
liche Erſatzwahlen nach denſelben Richtlinien, die ſolchen Wahlen für die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung vorgeſchrieben ſind, angeordnet werden. Alsdann 
bleibt der Erſatzmann nur für die Amtsdauer ſeines Vorgängers im Amt. 

In Hannover iſt die Amtsdauer der Magiſtratsmitglieder weniger beweglich 
wie in den übrigen Landesteilen. Dort werden ſowohl die beſoldeten wie die 
unbeſoldeten auf Lebenszeit beſtellt. Dieſer Weg iſt gewählt, um eine fort⸗ 
dauernde Unabhängigkeit von den Wahlberechtigten zu ſichern. Um ungeeignete 
Mitglieder nicht über Gebühr im Kollegium zu behalten, gibt das Geſetz eine 
wenn auch umſtändliche Handhabe: Alle 12 Jahre nach der Wahl kann jedes 
Magiſtratsmitglied auf Antrag des Magiſtrats und der Bürgervorſteher vom 
Miniſterium des Innern in den Ruheſtand verſetzt werden. Die lübereinſtim⸗ 
mung der beiden Kollegien iſt bei beſoldeten Magiſtratsmitgliedern ſtets er⸗ 
forderlich. Liegt bei unbeſoldeten Mitgliedern eine Meinungsverſchiedenheit 
der Kollegien vor, jo kann eine Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes herbei⸗ 
geführt werden. 

Vor Ablauf der Amtszeit dürfen Magiſtratsmitglieder nur mit Geneh⸗ 
migung der Stadtverordnetenverſammlung (des Bürgervorſteherkollegiums) 
und mit Zuſtimmung des Magiſtrats ausſcheiden. Liegt ein Grund vor, der zur 
Ablehnung oder vorzeitigen Aufgabe eines Ehrenamts berechtigt, ſo können die un⸗ 
beſoldeten Mitglieder jederzeit austreten. Über ihre Austrittserflärung, 


4. Kapitel. Der Magiftrat. 87 


die dem Magiſtrate gegenüber abzugeben ift, beſchließt die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung (das Bürgervorſteherkollegium), ohne daß eine Zuſtimmung des 
Magiſtrats erforderlich iſt. Der Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung 
(des Bürgervorſteherkollegiums) iſt im Verwaltungsſtreitverfahren anfechtbar. 
Das Amt endet mit der Rechtskraft des Stadtverordnetenbeſchluſſes oder der 
darauf ergangenen Entſcheidung. Durch die Erklärung, das Amt niederlegen 
zu wollen, erliſcht das Amt noch nicht. Dies würde dem Rechtsverhältniſſe, 
das zwiſchen der Stadt und dem Magiſtratsmitgliede beſteht und einen Amts⸗ 
charakter trägt, widerſprechen. 

Die Beſoldungsverhältniſſe der beſoldeten Magiſtratsmit⸗ 
glieder richten ſich im allgemeinen nach den Beſtimmungen für die Kommunal⸗ 
beamten. Während aber die Aufſichtsbehörde auf die Beſoldung der Beamten 
im allgemeinen nur ein Einwirkungsrecht bei Gelegenheit der Genehmigung 
des Etats und der Statuten, unter Umſtänden auch im Wege der Zwangsetati⸗ 
ſierung hat, weiſen ſämtliche Städteordnungen — mit Ausnahme der Han⸗ 
noverſchen — die Beſonderheit auf, daß die Feſtſetzung der Beſoldungen der 
Magiſtratsmitglieder in jedem Falle der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes 
(in Berlin des Oberpräſidenten) bedarf. Deshalb müſſen die perſönlichen Bezüge 
des Magiſtratsmitglieds jedesmal vor ſeiner Wahl beſchloſſen werden und der 
Beſchluß iſt dem Bezirksausſchuß (Oberpräſidenten) zur Genehmigung zu über⸗ 
reichen. Eine Erhöhung des Gehaltes während der Amtsdauer bedarf nach 
der herrſchenden Meinung der Genehmigung nicht. 

Auch die Penſionierung der beſoldeten Magiſtratsmitglieder richtet 
ſich in den Einzelfragen nach den Beſtimmungen für Kommunalbeamte. Nur 
iſt die Zahlung einer Penſion nicht auf den Fall der Dienſtunfähigkeit beſchränkt. 
Sie hat vielmehr auch dann zu erfolgen, wenn das Mitglied nach Ablauf der 
Dienſtzeit nicht wieder gewählt oder beſtätigt wird, ſelbſt dann, wenn das Mit⸗ 
glied bei Ablauf der Wahlzeit ſich wieder um die Stelle bewirbt oder die wieder, 
aber unter ſchlechteren Bedingungen angebotene Stelle nicht annimmt. Schlägt 
der Gewählte die Wiederwahl unter den früheren Bedingungen aus, ſo fällt 
nach der herrſchenden, aber nicht unbeſtrittenen Anſicht die Penſionsverpflichtung 
fort. Die Penſion beträgt nach ſechsjähriger Dienftzeit ein Viertel, nach zwölf⸗ 
jähriger Dienftzeit die Hälfte des Gehalts. Zwiſchen dem ſechſten und zwölften 
Dienſtjahr findet eine Steigerung nicht ſtatt. Im vollendeten zwölften bis zum 
vierundzwanzigſten Dienſtjahr ſteigt die Penſion alljährlich um ein Sechzigſtel, 
ſo daß die Höchſtpenſion ſich auf zweiundvierzig Sechzigſtel des Gehalts beläuft. 
Als Dienſtzeit kommt, wenn nicht mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes (in 
Berlin des Oberpräſidenten) etwas anderes vereinbart iſt, nur die Dienſtzeit 
als Magiſtratsmitglied der betreffenden Stadt, nicht etwa auch die in einer anderen 
Stelle derſelben Stadt verbrachte Zeit in Betracht. 

Was von der Penſion geſagt ift, gilt auch in Hannover. Da indeſſen hier 
eine Wiederwahl nicht vorkommt, ſondern nur nach je zwölfjähriger Dienſtzeit 
eine Verſetzung in den Ruheſtand möglich iſt, ſo wird eine Penſion, abgeſehen 
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von dem Falle der Dienſtunfähigkeit früheſtens zu dieſem Zeitpunkte fällig. 
Sie beträgt alsdann die Hälfte des Gehaltes. Vom zwölften Dienſtjahr ab ſteigt 
ſie jährlich um ein Sechzigſtel bis zu dem vorerwähnten Höchſtbetrage von 
zweiundvierzig Sechzigſtel. 

Gegenüber der Penſionierung der ſonſtigen Gemeindebeamten iſt in den 
Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, 
Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. inſofern ein Unterſchied vorhanden, als der 
Penſionsberechnung der Magiſtratsmitglieder nur die Beſoldung zugrundezu⸗ 
legen iſt, nicht aber etwaige Naturalbezüge, der Wert einer Dienſtwohnung u. dgl. 
Da aber mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes (in Berlin des Oberpräſi⸗ 
denten) eine Vereinbarung wegen der Penſion möglich iſt, wird ſich eine ver- 
tragliche Anrechnung der Naturalbezüge uſw. empfehlen. 

Die Hinterbliebenenverſorgung der beſoldeten Magiſtrats⸗ 
mitglieder iſt übereinſtimmend mit derjenigen für die übrigen Gemeindebeamten 
geregelt. 

Daß die Magiſtratsmitglieder in der Stadt wohnen müſſen, 
iſt in Hannover geſetzlich beſtimmt; eine Ausnahme wird nur zugelaſſen, wenn 
Magiſtrat und Bürgervorſteher zuſtimmen. Eine ähnliche Beſtimmung kann 
auch in den übrigen Landesteilen durch Ortsſtatut oder Gemeindebeſchluß ge⸗ 
troffen werden; ſie wird dann zweckmäßig in die Anſtellungsbedingungen auf⸗ 
genommen. 

Die Beurlaubung der Magiſtratsmitglieder erfolgt durch den 
Bürgermeiſter; über deſſen Beurlaubung wird im folgenden Kapitel beſonders 
geſpochen. Die Städteordnung für Hannover regelt die Urlaubsverhältniſſe 
geſetzlich. Danach kann der Bürgermeiſter den Magiſtratsmitgliedern auf vier⸗ 
zehn Tage Urlaub erteilen; ein längerer Urlaub erfordert die Bewilligung des 
Magiſtrats. Sofern der Urlaub vier Wochen überſteigt, iſt dem Regierungs⸗ 
präſidenten Anzeige zu machen unter Angabe der für den Urlaub getroffenen 
Anordnungen. Das Magiſtratsmitglied, das nach Beſtimmung der Regierung 
die ſtädtiſche Polizei zu beſorgen hat, bedarf zu einer acht Tage und darüber 
hinaus dauernden Beurlaubung der Genehmigung des Regierungspräſidenten, 
dem auch die für den Urlaub getroffenen Anordnungen anzuzeigen ſind. 

In den übrigen Landesteilen iſt die Urlaubsregelung Aufſichtsſache. Ein für 
die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und die Rheinprovinz ergangener Minifterial- 
erlaß (vom 5. Dezember 1867) beftimmt, daß der Bürgermeiſter den Urlaub zu er⸗ 
teilen hat, einerlei wie lange er dauert und ob das Magiſtratsmitglied beſoldet 
oder unbeſoldet iſt; indeſſen iſt eine länger als vier Wochen dauernde Beur⸗ 
laubung dem Regierungspräſidenten anzuzeigen. Wenn eine andere Magiſtrats⸗ 
perſon als der Bürgermeiſter mit der Handhabung der ſtädtiſchen Polizei be⸗ 
traut iſt, hat der Bürgermeiſter von einer längeren als dreitägigen und einer 
acht Tage nicht überſteigenden Abweſenheit jener Magiſtratsperſon dem Regie⸗ 
rungspräſidenten Anzeige zu machen. Zu einer längeren als achttägigen Ab- 
weſenheit der Magiſtratsperſon iſt die Genehmigung des Präſidenten nachzufuchen. 
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Sit deſſen Urlaubsbewilligung erteilt, jo bedarf das Magiſtratsmitglied nicht 
mehr der Genehmigung des Bürgermeiſters, ſelbſt wenn es auch nicht polizeiliche 
Angelegenheiten zu verwalten hat. Zugleich mit der Anzeige oder dem Ur⸗ 
laubsgeſuch iſt der Regierungspräſident in Kenntnis zu ſetzen, welche Anord⸗ 
nungen wegen Abweſenheit des die Polizei verwaltenden Magiſtratsmitgliedes 
getroffen wurden. 

Ein Dienſtvergehen des Magiſtratsmitgliedes wird unter den 
gleichen Vorausſetzungen und in demſelben Verfahren geahndet wie die Dienſt⸗ 
vergehen der Gemeindebeamten. Die zur Verhängung von Geldſtrafen befugten 
Dienſtvorgeſetzten ſind der Regierungspräſident, der Oberpräſident und die 
Miniſter. Der Landrat hat gegen ein Magiſtratsmitglied einer kreisangehörigen 
Stadt die Befugnis, eine Geldstrafe bis zu IM. feſtzuſetzen; dies aber nur dann, 
wenn das Magiſtratsmitglied die Polizei zu verwalten hat, und auch lediglich 
zwecks Ahndung polizeilicher Dienſtvergehen. — Es iſt zuläſſig, daß gegen den 
Magiſtrat als ſolchen wegen ſäumiger und ungehöriger Dienſtführung eine 
Ordnungsſtrafe verhängt wird. Alsdann werden in erſter Linie der oder die 
Schuldigen die Strafe zu zahlen haben, in der Regel alſo der Dezernent. 

Wahlbefähigung. Wahl, Staatliche Verwaltung unbeſetzter Stellen, 
Während für das Amt eines Stadtverordneten der Beſitz des Bürgerrechts 
vorgeſchrieben iſt, gilt ein gleiches in den öftlichen Provinzen, Weſtfalen, der 
Rheinprovinz, Schleswig⸗Holſtein, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. nur für die 
unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder. Die beſoldeten Magiſtratsmitglieder brauchen 
nicht Bürger zu ſein. Als ſolche ſind alſo auch Perſonen wählbar, die noch nicht 
das für den Beſitz des Bürgerrechts vorgeſchriebene Mindeſtalter oder nicht 
die preußiſche Staatsangehörigkeit beſizen. In Hannover ift für die Wahl der 
unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder Beſitz des Bürgerrechts nicht Vorbedingung. 
Nimmt jedoch dort eine Perſon, die des Bürgerrechts nicht teilhaftig iſt, die 
Wahl an (wozu fie nicht verpflichtet if, auch nicht, wenn fie in der Stadt wohnt), 
ſo muß ſie nunmehr das Bürgerrecht erwerben und das Bürgergewinngeld 
bezahlen. 

Im übrigen verſchließen die Städteordnungen in ähnlicher Weiſe wie bei 
der Wahl zum Stadtverordneten einer Reihe von Klaſſen den Eintritt in das 
Amt eines Magiſtratsmitgliedes, mag es beſoldet werden oder nicht. Aus ge⸗ 
ſchloſſen vom Magiſtratsamt ſind nach den Städteordnungen für 
die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Schleswig⸗Holſtein, 
Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M.: Die Beamten und ernannten Mitglieder der 
Aufſichtsbehörden, die ſtädtiſchen Beamten, Geistliche, Kirchendiener und Lehrer 
an öffentlichen Schulen, die richterlichen Beamten, abgeſehen von den tech⸗ 
niſchen Mitgliedern der Handels, Gewerbe- und ähnlicher Gerichte, die Be⸗ 
amten der Staatsanwaltſchaft und die Polizeibeamten. Auch find in den er- 
wähnten Provinzen die Stadtverordneten ausgeſchloſſen, ferner in den öft- 
lichen Provinzen und Heſſen⸗Naſſau die Gemeindeeinnehmer, ſofern es ſich um 
Städte über 10 000 Einwohner handelt. Über die Frage, wer im einzelnen 
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zu den ausgeſchloſſenen Klaſſen gehört, gilt das nämliche, was (S. 48) zu den 
Stadtverordnetenwahlen bemerkt war. Es mag hervorgehoben werden, daß 
von dem Eintritt in den Magiſtrat nicht nur Elementarlehrer ausgeſchloſſen 
ſind, wie dies bei der Stadtverordnetenverſammlung der Fall iſt, ſondern alle 
Lehrer an öffentlichen Schulen, alſo auch die Lehrer der höheren Schulen, 
Fachſchulen und Hochſchulen. 

Die Städteordnung für Hannover ſchließt beſtimmte Beamtenklaſſen, Geiſt⸗ 
liche, Bürgervorſteher ufw. von der Wahl zum Magiſtratsmitgliede nicht aus, 
beſchränkt ſich vielmehr darauf, alle diejenigen Perſonen für unfähig zum Ein⸗ 
tritt oder Verbleiben im Magiſtrat zu erklären, die das aktive Wahlrecht nicht 
beſitzen. 

Ebenſo wie bei den Stadtverordneten ſind bei den Magiſtratsmitgliedern 
gewiſſe Verwandtſchafts- oder Schwägerſchaftsverhält⸗ 
niſſe ein Hinderungsgrund, das Amt zu erlangen oder zu behalten. Ein Ver⸗ 
bot, gleichzeitig Mitglieder des Magiſtrats zu ſein, beſteht nach den Städte⸗ 
ordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Schleswig⸗ 
Holſtein, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. für Vater und Sohn, Brüder, Schwie⸗ 
gervater und Schwiegerſohn und Schwäger, außerdem in Heſſen⸗Naſſau außer 
Frankfurt a. M. für Großvater und Enkel. In Hannover wird der Eintritt in 
den Magiſtrat durch Verwandtſchaft oder Verſchwägerung in den erſten beiden 
Graden verhindert; es gilt dort alſo dieſelbe Ausſchließung wie in Heſſen⸗Naſſau, 
nur tritt noch der Vater des Schwiegervaters hinzu. Entſteht die Schwäger⸗ 
ſchaft im Laufe der Wahlperiode, ſo ſcheidet das Mitglied aus, durch das das 
Hindernis entſtanden iſt, mit Ausnahme von Hannover, wo eine nach Über- 
nahme der Stelle eingetretene Verſchwägerung nicht ausſchließt. 

Nicht zugleich Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung und des 
Magiſtrats dürfen ſein nach den Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, 
Weſtfalen, die Rheinprovinz und Heſſen⸗Naſſau: Vater und Sohn, Schwieger⸗ 
vater und Schwiegerſohn — im Laufe der Wahlperiode entſtandene Verſchwä⸗ 
gerung ſchließt den Schwiegerſohn aus —, in Schleswig⸗Holſtein: Vater und 
Sohn ſowie Brüder, während die Städteordnungen für Hannover und Frank⸗ 
furt a. M. dahingehende Beſtimmungen nicht kennen. 

In Schleswig⸗Holſtein beſteht noch die Beſonderheit, daß offene Handels⸗ 
geſellſchafter nicht zugleich Mitglieder des Magiſtrats ſein können und daß, 
wenn ein ſolches Geſellſchaftsverhältnis während der Amtszeit entſteht, das 
ältere Mitglied ausſcheiden muß. 

Die Wahl der Magiſtratsmitglieder wird in den öſtlichen Pro⸗ 
vinzen, Weſtfalen, der Rheinprovinz und Frank- 
furt a. M. — hier mit Ausnahme des vom Könige zu ernennenden erſten 
Bürgermeiſters — durch die Stadtverordnetenverſammlung vorgenommen. 
Nach der Städteordnung für Heſſen-Naſſau iſt ebenfalls die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung zuſtändig mit Ausnahme für die Wahl des Bürger⸗ 
meiſters und der Beigeordneten; dieſe werden von der Stadtverordnetenver⸗ 
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ſammlung und den unbeſoldeten Magiſtratsmitgliedern in gemeinſamer Sitzung 
unter Leitung des Stadtverordnetenvorſtehers gewählt; eine ſolche Wahlver⸗ 
ſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten 
anweſend iſt. Die Städteordnung von Schleswig⸗-Holſtein hat die eigen⸗ 
tümliche Regelung getroffen, daß ſämtliche Magiſtratsmitglieder im gleichen Ver⸗ 
fahren wie die Stadtverordneten unmittelbar von den wahlberechtigten Bürgern 
gewählt werden. In Hannover endlich erfolgt die Wahl durch eine be⸗ 
ſondere Wahlverſammlung, die aus den vorhandenen Magiſtratsperſonen und 
einer gleichen Anzahl Bürgervorſtehern, letztere vom Bürgervorſteherkollegium 
gewählt, beſteht und durch ein Magiſtratsmitglied, unterſtützt von zwei durch 
die Wahlverſammlung beigegebenen Gehilfen, geleitet wird. Wenn die Wahl⸗ 
verſammlung hiernach aus vier oder weniger Mitgliedern beſtehen ſollte, iſt 
fie durch den Magiſtrat beziehungsweiſe durch die Bürgervorſteher zu gleichen 
Teilen aus den Bürgervorſtehern auf die Zahl von ſechs zu ergänzen. Als 
Zahl der „vorhandenen“ Magiſtratsperſonen wird nach der herrſchenden, aber 
nicht unbeſtrittenen Meinung die Anzahl derjenigen Magiſtratsmitglieder an⸗ 
geſehen, die zur Zeit der Aufforderung an die Bürgervorſteher, Wahlmänner 
zu wählen, tatſächlich im Amt und nicht durch Krankheit, Abweſenheit, Urlaub 
u. dgl. verhindert ſind. Das Wahlkollegium iſt bei ordnungsmäßiger Ladung 
ſtets beſchlußfähig, auch wenn weniger als die Hälfte der Mitglieder anweſend 
iſt. In letzterem Falle empfiehlt ſich aber, die Sitzung zu vertagen und aufs 
neue anzuberaumen. Die Städteordnung von Hannover geſtattet übrigens 
das Wahlverfahren abweichend dahin zu regeln, daß die Wahl von dem Magiſtrat 
und ſämtlichen Bürgervorſtehern in getrennter Verſammlung geſchehen ſoll. 

Ob die Wahlhandlung in einer öffentlichen oder geheimen 
Sitzung ſtattzufinden hat, richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriſten. 
Dort, wo die Stadtverordnetenverſammlung zuftändig ift, wird der Wahlgang 
regelmäßig in öffentlicher Sitzung ſtattfinden, während bei Vornahme der 
Wahl durch beſtimmte Wahlkollegien in Hannover es der Beſtimmung des 
Magiſtrats überlaſſen bleibt, ob und wieweit Zuhörer zugelaſſen werden ſollen. 

Die Wahl ſelbſt iſt in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, 
der Rheinprovinz, Heſſen-Naſſau, Frankfurt a. M. 
geheim und geſchieht durch Stimmzettel. In Schleswig-Holſtein iſt 
die Wahl öffentlich. Die Städteordnung ſür Hanno ver überläßt es der 
Entſchließung jedes Wählenden, ob er durch mündliche Abſtimmung zu Protokoll 
oder durch verſchloſſenen Stimmzettel ſeine Stimme abgeben will. 

In ſämtlichen Landesteilen, abgeſehen von Schleswig⸗Holſtein, entſcheidet 
abſolute Mehrheit, in Schleswig⸗Holſtein relative Mehrheit. 
Wird in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, der Rhein⸗ 
provinz, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt ea. M. die abſolute Mehr⸗ 
heit bei der erſten Abſtimmung nicht erreicht, ſo werden diejenigen vier Per⸗ 
ſonen, auf welche die meiſten Stimmen gefallen ſind, in die engere Wahl 
gebracht, und zwar wenn der vierte und fünfte eine gleiche Stimmzahl er⸗ 
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halten haben, von dieſen beiden der durch das Los beſtimmte. Wird auch dann 
die abſolute Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo ſindet eine zweite engere Wahl 
unter denjenigen zwei Perſonen ſtatt, die bei der zweiten Abſtimmung die 
meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 
Haben im erſten Wahlgang vier oder drei Kandidaten Stimmen erhalten und iſt 
eine abſolute Mehrheit nicht erreicht, ſo findet die engere Wahl zwiſchen den 
beiden ſtatt, welche die meiſten Stimmen erhielten. 

Die Städteordnung von Hannover läßt bei Unentſchiedenheit der Wahl 
im geſetzlichen Wahlkollegium ebenfalls eine engere Wahl zu. Hier ſcheidet 
ſtets derjenige aus, auf den die geringſte Stimmenzahl gefallen iſt. Sind deren 
mehrere, ſo beſtimmt das Los den Ausſcheidenden. Auf dieſe Weiſe kann 
eine Reihe von Wahlgänge erfolgen. Ergibt ſich aber im letzten Wahlgang 
Stimmengleichheit, ſo wird nunmehr die Entſcheidung nicht dem Loſe, ſondern 
dem Regierungspräſidenten überlaſſen. In gleicher Weiſe hat der Regierungs⸗ 
präſident die Entſcheidung, wenn kraft ortsſtatutariſcher Regelung Magiſtrat und 
Bürgervorſteherkollegium in getrennten Wahlgängen die Wahl vornehmen 
ſollen und trotz Wiederholung der Wahl ſich nicht einigen können. Innerhalb 
der Kollegien wird nach abſoluter Mehrheit entſchieden, die durch engere Wahl 
zu erreichen oder, falls auf dieſe Weiſe ein Ergebnis nicht zu erzielen iſt, durchs 
Los zu erſetzen iſt. 

Umſtändlicher ft die Wahl in Schleswig⸗-Holſtein. Zur 
nächſt wird eine Wahlkommiſſion aus ſämtlichen vorhandenen Mitgliedern des 
Magiſtrats und einer gleichen Zahl von der Stadtverordnetenverſammlung zu 
beſtimmender Stadtverordneten gebildet. Dieſe Kommiſſion wählt drei Kan⸗ 
didaten mittels Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit, gegebenenfalls 
in Stichwahl unter jedesmaligem Ausſcheiden eines Kandidaten und mit Los⸗ 
entſcheidung bei Stimmengleichheit. Nunmehr wählen die ſtimmberechtigten 
Bürger einen der drei Kandidaten. Derjenige gilt als gewählt, der die meiſten 
Stimmen, wenn auch ohne abſolute Mehrheit, erhalten hat. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Los. In Schleswig⸗Holſtein hat ſich bei der Wahl 
beſoldeter Magiſtratsmitglieder die Praxis herausgebildet, daß ein Komitee, 
das aus den Stadtverordneten der Wahlkommiſſion beſteht, die Kandidaten 
einladet, an die Wählerſchaft eine Anſprache zu halten. In der Regel reden 
dann die Kandidaten in einer und derſelben Verſammlung nach einer durchs 
Los beſtimmten Reihenfolge. Nur bei der Wiederwahl iſt es nicht Sitte, daß 
das ausſcheidende Magiſtratsmitglied redet. Dieſer merkwürdige Brauch mag 
hier und dort Formſache ſein, er bietet aber gar leicht Gelegenheit, daß Augen⸗ 
blickserfolge und Augenblicksmißerfolge einen weitgehenden Einfluß auf die 
Zuſammenſetzung des Magiſtrats und damit die Leitung der Gemeindegeſchäfte 
erhalten. — In Schleswig⸗Holſtein können ferner nach näherer ortsſtatutariſcher 
Regelung einzelne Magiſtratsmitglieder von einem Wahlbezirk gewählt werden. 

Iſt die Wahl zum Magiſtratsmitglied erfolgt, ſo iſt dort, wo die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung oder eine beſondere Wahlkörperſchaft wählt, eine 
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Abänderung des Wahlbefchluffes nicht ausgeſchloſſen, ſolange 
der Gewählte nicht der Aufſichtsbehörde zur Beſtätigung mitgeteilt iſt. Doch 
wird die Wahl nicht mehr rückgängig zu machen ſein, wenn der Gewählte auf 
Befragen der Wahlverſammlung oder ihres Vorſitzenden die Wahl angenommen 
hat, da ein ſolcher Vorgang eine beiderſeitige Bindung hervorruft. 

Eine Wiederholung der Wahl wird notwendig, wenn die erforderliche ſtaat⸗ 
liche Beſtätigung verſagt wird. Falls auch die wiederholte Wahl 
nicht beſtätigt oder die Wiederholung der Wahl verweigert oder der nach der 
erſten Wahl Nichtbeſtätigte wiedergewählt wird, iſt der Regierungspräſident, 
in Berlin der Oberpräſident, in Hannover der Miniſter des Innern befugt, 
die Stelle auf Koſten der Stadt mit einem ſtaatlichen Verwalter 
zu beſetzen. Der Stadt ſteht indeſſen das Recht zu, jederzeit die Wahl zu wieder⸗ 
holen. Findet eine Wahl alsdann die Beſtätigung, ſo endet das Amt des ſtaat⸗ 
lichen Verwalters. Nur in der Rheinprovinz kann der ſtaatliche Verwalter 
auf eine beſtimmte Zeit, jedoch höchſtens auf zwölf Jahre beſtellt werden; 
auch gilt hier die Beſonderheit, daß die Ernennung eines Verwalters für eine 
Bürgermeiſter⸗ oder Beigeordnetenſtelle in einer Stadt von mehr als 10 000 Ein- 
wohnern durch den König erfolgen muß. Die Städteordnung von Heffen-Naffau 
bemerkt, daß der ftaatliche Verwalter in der Regel aus der Zahl der Bürger 
zu ernennen iſt. 

Der Geſchäftsgang und die Beſchlüſſe. Der Geſchäftsgang des Magistrats 
wird durch feinen Vorſitzenden, den Magiſtratsdirigenten, geregelt. 
Vorſitzender iſt regelmäßig der Bürgermeiſter. Sein Stellvertreter 
im Vorſitz iſt der zweite Bürgermeiſter oder der Beigeordnete. Wo 
mehrere Beigeordnete vorhanden ſind, muß die Reihenfolge der Stell⸗ 
vertretung durch Gemeindebeſchluß geregelt werden. Sind Bürgermeiſter 
und Beigeordnete verhindert, ſo führt — mangels anderweiter Beſtimmung — 
das dienſtälteſte Magiſtratsmitglied den Vorſitz. Nach der Städteordnung für 
Hannover wird als regelmäßiger Stellvertreter des Bürgermeiſters ein Ma⸗ 
giſtratsmitglied beſtellt. Wer das Recht der Beſtellung hat, iſt nicht be⸗ 
ſtimmt; ſie kann durch Ortsſtatut, die beiden Stadtkollegien oder auch den Ma⸗ 
giſtrat allein erfolgen; letzteres iſt wohl die Regel. Ein Widerruf der Beſtellung 
eines ſolchen regelmäßigen Vertreters wird von der Hannoverſchen Städteord⸗ 
nung nicht erwähnt und wird als unzuläſſig anzuſehen ſein. In hannoverſchen 
Städten mit rechtskundigen Magiſtratsmitgliedern muß ſtets ein rechtskundiger 
Senator zum Vertreter beſtimmt werden. Ein ſolcher Vertreter führt die Amts⸗ 
bezeichnung Syndikus. 

Die Berufung des Magiſtrats geschieht durch den Vorſitzenden 
oder ſeinen Vertreter. Es iſt in deſſen Belieben geſtellt, wann er zu einer Sitzung 
zuſammenrufen will. Nur die Städteordnung für Schleswig⸗Holſtein ſchreibt 
vor, daß der Magiſtrat eingeladen werden muß, wenn die Hälfte der Magiſtrats⸗ 
mitglieder dies beantragt. Zur Beſchlußfähigkeit des Magiſtrats ift 
in den öſtlichen Provinzen, Heſſen-Naſſau, Frankfurt a. M. die Anweſenheit 
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mindeſtens der Hälfte, in den Städten der öſtlichen Provinzen über 100 000 Ein⸗ 
wohner die Anweſenheit mindeſtens eines Drittels der geſetzlich oder ortsſtatu⸗ 
tariſch beſtimmten Zahl der Magiſtratsmitglieder notwendig. Die Städteord⸗ 
nungen für Weſtfalen und die Rheinprovinz fordern die Anweſenheit von mehr 
als der Hälfte der Zahl dieſer Mitglieder, die Städteordnung für Schleswig⸗ 
Holſtein die Gegenwart mindeſtens der Hälfte der im Amte befindlichen Mit⸗ 
glieder, während die Städteordnung für Hannover eine beſtimmte Zahl für die 
Beſchlußfähigkeit nicht verlangt, dort unter Umſtänden alfo ein Magiſtrats⸗ 
mitglied entſcheiden kann. 

Die Beſchlußfaſſung wird nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. Die Art der Abſtimmung iſt 
in das Belieben des Magiſtrats geſtellt. Sollte er die geheime Abſtimmung 
wählen, ſo entſcheidet auch in dieſem Falle bei Stimmengleichheit die Stimme 
des Vorſitzenden. Die Beſchlußfaſſung kann nur in einer Sitzung erfolgen. 
Führt der Bürgernieeiſter der Dringlichkeit halber eine ſchriftliche Zuſtimmung 
der Magiſtratsmitglieder herbei, ſo muß die Sache in einer Sitzung 
nochmals behandelt werden. Übrigens bedürfen nicht alle Angelegenheiten, 
die zur Zuſtändigkeit des Magiſtrats gehören, einer Beſchlußfaſſung. Sachen, 
die ihren beſtimmten Gang zu gehen haben, unerhebliche Gegenſtände und ſolche, 
deren Bearbeitung nach feſtſtehenden Beſtimmungen zu erfolgen hat, können 
ohne Beratung und Beſchlußfaſſung erledigt werden. Welche Sachen dazu 
gehören, beſtimmt der Magiſtrat, ohne daß ein Außenſtehender dagegen Ein⸗ 
wendungen erheben kann. 

Zu den Sitzungen des Magiſtrats können auf deſſen Beſchluß Sach- 
verſtändige zugezogen werden. Gegen den Willen des Magiſtrats hat 
ein Nichtmitglied keinen Zutritt, auch nicht Stadtverordnete oder Vertreter 
der Aufſichtsbehörde. Vielmehr ſind die Sitzungen nichtöffentlich. 
Ausgenommen ſind naturgemäß die Sitzungen des Magiſtrats, die in Schleswig⸗ 
Holſtein und Hannover gemeinſchaftlich mit der Stadtverordnetenverſammlung 
(dem Bürgervorſteherkollegium) ſtattfinden. 

Ahnlich wie für Stadtverordnete, wenn auch zum Teil in etwas 
anderer Weiſe geregelt, beſteht gegenüber Magiſtratsmitgliedern ein Stimm⸗ 
verbot bei Intereſſenwiderſtreit. Die Städteordnungen für die 
öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, 
und Frankfurt a. M. ordnen an, daß ein Magiſtratsmitglied 
ſich der Teilnahme an der Beratung und Abſtinimung zu enthalten hat, 
wenn der Beratungsgegenſtand ſein oder eines Angehörigen Privat⸗ 
intereſſe berührt. Bei der Beratung muß das Mitglied das Sitzungs⸗ 
zimmer verlaſſen, während es bei der Abſtimmung zugegen ſein kann. In 
Schleswig-Holſtein iſt unter gleichen Vorausſetzungen die Teilnahme 
an der Beratung und Beſchlußfaſſung unterſagt. Dort werden unter Ange⸗ 
hörigen Eltern, Kinder, Ehegatten und Geſchwiſter verſtanden. Die Städteordnung 
für Heſſen⸗Naſſau verbietet die Anweſenheit eines Magiſtratsmitgliedes 
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bei der Beratung und Abſtimmung über ſolche Gegenſtände, die das Mitglied, 
ſeine Ehefrau, ſeinen Vater, ſeinen Bruder oder ſeine Schweſter, ſeinen Schwie⸗ 
gervater oder Schwiegerſohn, ſeinen Großvater oder Enkel oder ſeinen Schwager 
berühren. Die Städteordnung für Hannover läßt eine ähnliche Beſtim⸗ 
mung vermiſſen. Doch wird das für Bürgervorſteher beſtehende Verbot, an 
einer Verhandlung beizuwohnen, wenn ein Privatintereſſe beſteht, als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auf die Magiſtratsmitglieder ausgedehnt. Iſt infolge Ausſcheidens 
intereſſierter Mitglieder eine Beſchluß unfähigkeit des Ma— 
giſtrats herbeigeführt, jo wird im Gebiete der Städteordnungen für die 
öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz und Frankfurt a. M. mangels 
beſonderer geſetzlicher Regelung anzunehmen ſein, daß der Regierungspräſident 
als Aufſichtsbehörde einen beſonderen Kommiſſar zu ernennen und dieſen mit 
der Beſchlußfaſſung zu beauftragen hat. In Schleswig⸗Holſtein und Heffen- 
Naſſau ohne Frankfurt a. M. beſtellt der Bezirksausſchuß dieſen beſonderen 
Vertreter. In Hannover kann, wie oben erwähnt, eine Beſchlußunfähigkeit 
überhaupt nicht eintreten, ſofern nur noch ein nichtintereſſiertes Mitglied vor⸗ 
handen iſt. 

Beſchlüſſe des Magiſtrats, die ſeine Befugniſſe 
überſchreiten oder die Geſetze verletzen, hat der Bürger⸗ 
meiſter, gegebenenfalls auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde, unter Angabe 
der Gründe zu beanſtanden. Die Beanſtandung hat aufſchiebende 
Wirkung. Gegen die Beanſtandungsverfügung kann der Magiſtrat binnen zwei 
Wochen die Klage beim Bezirksausſchuß (in Berlin beim Oberverwaltungs⸗ 
gericht) erheben. Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt binnen 
zwei Wochen die Berufung an das Oberverwaltungsgericht gegeben. Der Ma- 
giſtrat kann für das Verfahren einen Vertreter beſtellen. 

Neben dieſem Rechtswege iſt in den Städteordnungen für die öftlichen 
Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Frankfurt a. M. dem Bürgermeiſter 
die Pflicht auferlegt, einen Beſchluß des Magiſtrats nicht 
auszuführen, der das Staatswohl oder das Ge— 
meindeintereſſe verletzt. Die Städteordnung für Heſſen-Naſſau 
ſchreibt dem Bürgermeiſter dasſelbe vor, wenn der Beſchluß das Ge— 
meindewohl oder das Gemeindeintereſſe erheblich verletzt; desgleichen die 
Städteordnung für Schleswig-Holftein, wenn das Staatswohl verletzt wird. 
In einem ſolchen Falle beſchließt der Bezirksausſchuß (in Berlin der 
Oberpräſident), wenn der Bürgermeiſter oder der Magiſtrat es beantragt 
und die Sache nicht auf ſich beruhen kann. Gegen die Entſcheidung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Provinzialrat 
gegeben (in Berlin iſt in zweiter Inſtanz der Miniſter des Innern zuſtändig). 
Der Hannoverſchen Städteordnung iſt eine ſolche Regelung unbekannt. 

Der Magiſtrat als Obrigkeit. Der Magistrat hat als Obrigkeit eine 
öffentlich⸗rechtliche Gewalt, die ihm durch den Staat übertragen und daher 
als abgeleitete Staatsgewalt aufzufaſſen it. Als Ortsobrigkeit iſt der 
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Magiſtrat lediglich den Staatsbehörden gegenüber verantwortlich. Eine 
Verantwortung gegenüber der Stadtverordnetenverſammlung (dem Bürger⸗ 
vorſteherkollegium) beſteht nur in Angelegenheiten, die dem Magiſtrat 
als Gemeindeverwalter obliegen. Dieſe berühren die Geſchäfte der Orts- 
obrigkeit allerdings, wenn die Aufbringung und Verwendung der Geld⸗ 
mittel in Frage ſteht. Dann, aber auch nur dann erfolgt eine Mitwirkung 
der Stadtvertretung, z. B. bei der Aufſtellung des Etats und bei der An— 
ſtellung von Beamten. 

Die obrigkeitliche Stellung des Magiſtrats ſchafft keine eigentlichen Polizei⸗ 
befugniſſe. Dieſe übt vielmehr da, wo es ſtädtiſche Polizei gibt, regelmäßig 
ein einzelnes Magiſtratsmitglied unter eigener Verantwortlichkeit aus. Ab- 
geſehen von Hannover hat der Magiftrat als Körperſchaft auf die poli- 
zeilichen Angelegenheiten nur inſofern einen gewiſſen Ein⸗ 
fluß, als er bei der Bewilligung von Mitteln und der Anſtellung von 
Beamten für Polizeizwecke mitwirkt. Dazu kommt noch eine Ausnahme: 
Ortspolizeiliche Vorſchriften, ſoweit ſie nicht zum Gebiete der Sicher⸗ 
heitspolizei gehören, bedürfen der Zuſtimmung des Magiſtrats. Verſagt 
er fie, jo kann fie auf Antrag der Polizeibehörde durch Beſchluß des Be⸗ 
zirksausſchuſſes (im Landespolizeibezirk Berlin des Oberpräſidenten) ergänzt 
werden. Der Beſchluß iſt im Beſchwerdeverfahren anfechtbar. In Fällen, die 
keinen Aufſchub zulaſſen, kann die Ortspolizeibehörde von der Einholung der 
Zustimmung des Magiſtrats abſehen, muß fie aber innerhalb vier Wochen nach 
der Bekanntmachung erwirken, andernfalls die Polizeivorſchrift außer Kraft 
zu ſetzen iſt. 

Wenngleich ſomit der Magiſtrat als ſolcher eine Polizeigewalt nicht hat, 
ſtehen ihm doch einige Zwangsbefugniſſe zu, die den polizeilichen 
Machtmitteln gleichſtehen. Er iſt berechtigt „die von ihm in Ausübung der 
obrigkeitlichen Gewalt getroffenen, durch feine geſetzlichen Befugniſſe gerecht⸗ 
fertigten Anordnungen durch Anwendung folgender Zwangsmittel durch- 
zuſetzen“: Kann die zu erzwingende Handlung durch einen Dritten ausgeführt 
werden, jo hat der Magiſtrat tunlichſt dies anzuordnen und die Koſten, auch 
wenn ſie nur vorläufig beſtimmt werden können, von dem Verpflichteten im 
Zwangswege einzuziehen. Kann die Ausführung nicht durch einen Dritten 
erfolgen oder ſteht feſt, daß der Verpflichtete außerſtande iſt, die Koſten zu zahlen 
oder ſoll eine Unterlaſſung erzwungen werden, ſo kann der Magiſtrat Geld⸗ 
ſtrafen feſtſetzen, und zwar in einer kreisangehörigen Stadt bis zu 60 M., in 
kreisfreien Städten bis zu 150 M. Gleichzeitig iſt eine Haftſtrafe feſtzuſetzen, 
die für den Fall des Unvermögens an die Stelle der Geldstrafe treten ſoll 
und die in kreisangehörigen Städten bis zu einer Woche, in kreisfreien Städten 
bis zu zwei Wochen beſtimmt werden kann. Der Ausführung durch einen Dritten 
und der Straffeſtſetzung muß ſtets eine ſchriftliche Androhung vorhergehen, die 
eine Friſtbeſtimmung zu enthalten hat, wenn eine Handlung erzwungen werden 
ſoll. Unmittelbarer Zwang iſt zwar auch geſtattet; aber nur dann, wenn die 
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Anordnung ohne einen ſolchen unausführbar iſt. Gegen die Androhung eines 
Zwangsmittels iſt das gleiche Beſchwerde⸗ oder Verwaltungsſtreitverfahren 
gegeben, das im Einzelfalle gegen die Anordnung ſelbſt ſtatthaft iſt. Dagegen 
iſt gegen die Feſtſetzung und Ausführung eines Zwangsmittels nur die Be⸗ 
ſchwerde im Aufſichtswege innerhalb zwei Wochen zuläſſig. Haftſtrafen dürfen 
nicht eher vollſtreckt werden, als bis die Verfügungen, die ihre Grundlage bilden, 
rechtskräftig geworden ſind. 

Gerade die Frage der Anwendung dieſer Zwangsbefugniſſe des Magiſtrats 
macht es erforderlich, daß ſein obrigkeitlicher Geſchäftsbereich von den rein 
kommunalen Angelegenheiten geſchieden wird. So dürfen die Zwangsmittel 
nicht angewendet werden, wenn Gemeindelaſten oder Steuern in Betracht 
kommen oder wenn einer Perſon der Aufenthalt in der Stadt auf Grund 
des Freizügigkeitsgeſetzes unterſagt wird, da ſolche Fälle nicht in den 
Bereich der allgemeinen Landesverwaltung, ſondern der Kommunalver⸗ 
waltung gehören. 

Als einige wichtigere Beiſpiele derjenigen Obliegen— 
heiten, die der Magiſtrat als Ortsobrigkeit zu er— 
ledigen hat, find zu nennen: die Ausführung der Reichs- und Staats⸗ 
wahlen, Geſchäfte auf dem Gebiete des Schulweſens, der ſozialpolitiſchen Ver⸗ 
ſicherungsgeſetze, Geſchäfte auf Grund der Gewerbeordnung, wie die Ent- 
gegennahme der Anmeldung gewiſſer ſtehender Gewerbe, die Beglaubigung 
von Lehrlingszeugniſſen, die Anordnung der Entlaſſung von Lehrlingen und 
die Unterſagung der Annahme von Lehrlingen bei Lehrlingszüchterei. Ferner: 
die Pflicht zur ſofortigen Anzeige an die Staatsanwaltſchaft oder an den Amts⸗ 
richter, wenn Anhaltspunkte dafür vorhanden ſind, daß jemand eines nicht 
natürlichen Todes geſtorben iſt oder der Leichnam eines Unbekannten gefunden 
wird (StPO. 8 157); die Pflicht zur Mitteilung an das Negiftergericht, wenn 
eine unrichtige, unvollſtändige oder unterlaſſene Anmeldung zum Handels⸗ 
regiſter oder Genoſſenſchaftsregiſter bekannt wird (AGz HGB. vom 24. September 
1899); die Aufſtellung der Urliſte für die Auswahl von Schöffen und Ge⸗ 
ſchworenen (GVG. 89 36, 85); die Abgrenzung der Schiedsmannsbezirke (Schieds⸗ 
mannsordnung vom 29. März 1879 5 1); der Antrag auf Unterbringung Minder⸗ 
jähriger zur Fürſorgeerziehung (Geſetz vom 2. Juli 1900 84); die Ausſtellung 
der zur Bewilligung des Armenrechts in Zivilprozeſſen erforderlichen Zeugniſſe, 
dies aber nur in Städten mit Kgl. Polizeiverwaltung, während in Städten 
mit ſtädtiſcher Polizei die Ortspolizeibehörde dazu verpflichtet iſt (MinErl. vom 
11. Oktober 1895, CPO. 8 118); die Verwaltung der Jagd in gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirken (Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850); die Ausübung der der 
Stadt über eine chriſtliche Kirche zuſtehenden Patronatsrechte; endlich nach der 
— allerdings in der Wiſſenſchaft angegriffenen — Rechtſprechung des OVG. 
(85, 92) die Aufbewahrung der ſtädtiſchen Urkunden und Akten, woraus folgt, 
daß der Stadtverordnetenverſammlung ein Kontrollrecht nach diefer Richtung 
nicht zuſteht. 

Matthias, Die ſtädtiſche Selbſtdoerwaltung in Preußen. 7 
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In beſonderem Maße belaſtet die ſoziale Verſicherungsgeſetz⸗ 
gebung den Magiſtrat als „untere Verwaltungsbehörde“. Dieſe Stellung 
nimmt er allerdings nur in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern ein, in 
Hannover auch in den ſelbſtändigen Städten; für die übrigen Städte iſt der 
Landrat zuſtändig. Die ſtädtiſchen Aufgaben auf dieſem Gebiet werden durch 
die zur Zeit im Entwurf vorliegende Reichsverſicherungsordnung verſchoben 
werden. 

In denſelben Städten, die vorher erwähnt wurden, übt der Magiſtrat (in 

den übrigen der Landrat) die Aufſicht über die Innungen aus. Das ſind 
Handwerkskörperſchaften zur Hebung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Ge⸗ 
werbetreibenden, zur Förderung der gewerblichen Ausbildung, insbeſondere 
des Lehrlingsweſens und zur Herbeiführung eines gedeihlichen Verhältniſſes 
zwiſchen Meiſtern, Geſellen und Lehrlingen. Die Auffichtsbehörde überwacht 
die Befolgung der geſetzlichen und ſtatutariſchen Vorſchriften; es ſteht ihr ein 
Ordnungsſtrafrecht zu und fie entſcheidet über die Aufnahme und Ausſchließung 
der Mitglieder, über Wahlen u. dgl. Gegen die Entſcheidungen über die Mit⸗ 
gliedsaufnahme und ausſchließung, über Rechte und Pflichten der Inhaber 
der Innungsämter iſt binnen vier Wochen die Klage beim Bezirksausſchuß ſtatthaft, 
welcher endgültig entſcheidet. Gegen alle übrigen Entſcheidungen iſt nur die Be⸗ 
ſchwerde an den Regierungspräſidenten, in Berlin an den Oberpräſidenten 
gegeben, die bei Streitigkeiten über Entrichtung von Gebühren und Beiträgen 
oder über die Zugehörigkeit zur Innung an eine Friſt von zwei Wochen gebunden 
iſt und in dieſen Fällen eine weitere Beſchwerde nicht zuläßt. Unanfechtbar 
find die Magiſtratsentſcheidungen über die Rechtsgültigkeit der Wahlen und 
über die Ablehnung der Wahl; im erſten Falle muß der Magiſtrat binnen vier 
Wochen, im zweiten Falle binnen zwei Wochen angegangen werden. 
71 Der Magiſtrat als Gemeindeverwalter. Bei der Stellung des Magiſtrats 
als Gemeindeverwalter hat man zu ſcheiden zwiſchen der inneren Verwaltung 
und der Vertretung nach außen. In der inneren Verwaltung treten beſonders 
hervor der laufende Betrieb, die Fürſorge für das Vermögen und die Perſonal⸗ 
angelegenheiten. Im laufenden Betrieb hat der Magiſtrat den 
Haushaltsplan (Etat) zu entwerfen, die Einkünfte einzuziehen, die Einnahmen 
und Ausgaben anzuweiſen, ſofern ſie ſich im Rahmen des Etats oder beſonderer 
Stadtverordnetenbeſchlüſſe halten. Es iſt nicht notwendig, daß der Magiſtrat 
als ſolcher die Anweiſungen vollzieht. Vielmehr kann er fein Anweiſungsrecht 
an einzelne ſeiner Mitglieder, an ſtädtiſche Beamte oder an Mitglieder der 
Deputationen, nicht aber an ſonſtige Stadtverordnete übertragen. Der Ma⸗ 
giſtrat hat ferner für ein ordnungsmäßiges Kaſſen⸗ und Rechnungs- 
weſen zu ſorgen, das zumeiſt durch beſondere Anweiſungen geregelt wird. 
(Im einzelnen ſiehe 10. Kapitel.) 

Die Vermögens verwaltung umfaßt die Verwaltung des ſtäd⸗ 
tiſchen Eigentums, darunter namenklich die Verwaltung und Beaufſichtigung 
der ſtädtiſchen Anſtalten. Hierbei hat ſich der Magiſtrat nach den Grundſätzen 
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zu richten, welche die Stadtverordnetenverſammlung beſchloſſen hat, und wenn 
es ſich um Stiftungen handelt, nach deren Satzungen oder nach den Anord⸗ 
nungen des Stifters. Bei den Stiftungen hat er gegebenenfalls die 
öffentlich-rechtlichen Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts zu beachten, welche 
die Stiftungen unter die Oberaufſicht des Staates ſtellen, zur Veräußerung 
der Immobilien deſſen Genehmigung erfordern und bei milden Stiftungen 
eine mündelſichere Anlage des Vermögens vorſchreiben (ſiehe 10. Kapitel). 
In Hannover ſind die Stiftungsangelegenheiten durch die Städteordnung eben⸗ 
falls der Oberaufſicht des Staates unterſtellt. Auch hier wirkt bei grundſätz⸗ 
lichen Regelungen das Bürgervorſteherkollegium mit und iſt in mancher Be⸗ 
ziehung, namentlich bei Grundſtücksveräußerungen, die Genehmigung des 
Regierungspräſidenten notwendig. Falls die ſtädtiſchen Anſtalten 
unter beſonderen Kuratorien oder Vorſtänden ſtehen, ſchaltet 
dadurch die Verantwortlichkeit des Magiſtrats nicht aus, vielmehr muß dieſer 
auch alsdann ſeine Aufſicht ausüben. 

Über das Vermögen der Stadt hat der Magiſtrat ein Lagerbuch zu 
führen. (Siehe 10. Kapitel). 

Bei der Verwaltung des laufenden Betriebes und des Vermögens Hat 
der Magiſtrat inſonderheit die Rechte der Stadt zu wahren. Ihm liegt die 
Prozeßführung ob. Nach außen iſt er hierzu geſetzlich ohne weiteres 
befugt und er kann, ohne daß dem Gericht eine Nachprüfung über die 
Anſicht der Stadtverordnetenverſammlung zuſteht, einem Mitglied oder einem 
ſonſtigen Beauftragten Vollmachten zur Erledigung des Prozeſſes erteilen. 
Ob er zu ſeiner Entlaſtung der Genehmigung der Stadtverordnetenverſammlung 
für die Anſtrengung eines Rechtsſtreits oder für die Einlaſſung in einen ſolchen 
bedarf, hängt von dem Einzelfalle ab. Handelt es ſich um laufende Geſchäfte, 
wie die Klagen auf Miet-, Pacht- oder Zinsrückſtände, um Durchführung des 
Verwaltungsſtreitverfahrens in Steuer⸗ und Abgabeſachen, fo ift eine beſondere 
Genehmigung der Stadtverordnetenverſammlung unnötig. In ſonſtigen Fällen 
wird zweckmäßig ſtets eine Genehmigung herbeigeführt, wenn nicht die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung grundſätzlich dem Magiſtrat die Prozeßerhebung und 
Prozeßeinlaſſung überlaſſen hat. 

Eine dem Magiſtrat obliegende Angelegenheit der inneren Verwaltung 
iſt endlich die Anſtellung, Beaufſichtigung und Entlaſſung 
der Beamten und Angeſtellten. Vor der Anſtellung der Beamten 
iſt die Stadtverordnetenverſammlung zu hören, ohne daß aber deren Be⸗ 
denken ein rechtlicher Hinderungsgrund für die Anſtellung iſt. Es hat vielmehr nur 
die Bedeutung einer Warnung, die aber der Magiftrat wohl zumeiſt beachten wird. 
Die Hannoverſche Städteordnung fordert eine Anhörung der Birngervorſteher 
über die „Würdigkeit“ der Beamten vor deren Anſtellung. In allen Landes⸗ 
teilen bedarf die Ernennung der Polizeibeamten der Beſtätigung des Regie⸗ 
rungspräſidenten. Ob ein Beamter eine Sicherheit (Kaution) zu hinterlegen 
hat und in welcher Höhe dieſe Sicherheit zu leiſten iſt, beſtimmt in den öftfichen 
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Provinzen, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. der Magiſtrat nach Anhörung der 
Stadtverordnetenverſammlung, während in der Rheinprovinz und Weſtfalen 
die Stadtverordnetenverſammlung ſelbſt die Beſtinunung trifft. In Schleswig⸗ 
Holſtein hat der Stadtkaſſierer nach näherer Feſtſetzung des Ortsſtatuts, in 
Hannover der Kämmerer in angemeſſener Höhe Sicherheit zu leiſten. Ob und 
von welchen weiteren Beamten und in welcher Höhe Sicherheit zu leiſten iſt, 
regelt in Schleswig⸗Holſtein das Ortsſtatut, in Hannover die Beſchlußfaſſung 
beider Kollegien. 

Innerhalb der ſtädtiſchen Verwaltung iſt neben dem Bürgermeiſter auch 
der Magiſtrat Dienſtvorgeſetzter der ſtädtiſchen Beamten. Als ſolcher 
hat er die Befugnis zu Warnungen und Verweiſen, nicht aber zu Geld- und 
Arreſtſtrafen, die der Bürgermeiſter allein verhängen darf. 

Die Städteordnungen — abgeſehen von derjenigen für Hannover — machen 
es dem Magiſtrat zur beſonderen Pflicht, alljährlich vor Beratung — in Schleswig⸗ 
Holſtein vor Feſtſtellung — des Haushaltsetats einen Bericht über 
die Verwaltung und den Stand der Gemeindeange⸗ 
legenheiten der Stadtverordnetenverſammlung in öffentlicher Sitzung 
zu erſtatten. Tag und Stunde müſſen — abgeſehen von Schleswig⸗Holſtein — 
wenigſtens zwei Tage vorher öffentlich bekanntgemacht werden. Dieſe Be⸗ 
richterſtattung iſt aber häufig unausführbar und wird deshalb zumeiſt durch 
einen gedruckten Verwaltungsbericht erſetzt oder ergänzt. In Schleswig⸗Holſtein 
iſt geſetzlich vorgeſchrieben, daß der Bericht nach ſeiner Erſtattung in ortsüblicher 
Weiſe zur öffentlichen Kunde zu bringen iſt. 

Zur Erleichterung der Geſchäfte des Magiſtrats, und zwar nicht nur in 
der eigentlichen Kommunalverwaltung, ſondern auch in obrigkeitlichen Ge⸗ 
ſchäften, ſind für Städte größeren Umfangs Ortsbezirke vorgeſehen. 
In Frankfurt iſt die Bezirkseinteilung geſetzliche Vorſchrift, in Schleswig⸗Holſtein 
und Hannover wird die Einteilung durch das Ortsſtatut geregelt, in den übrigen 
Provinzen durch den Magiſtrat nach Anhörung der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
ſammlung vorgenommen. Eine Pflicht zur Bezirkseinteilung beſteht nur in 
den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und der Rheinprovinz. Den Ortsbezirken 
ſind Bezirksvorſteher vorgeſetzt, die dem Magiſtrat unterſtellt ſind 
und ſeinen Anordnungen nachzukommen haben. Ihre Wahl erfolgt in Han⸗ 
nover nach den Beſtimmungen über die Wahl der Bürgervorſteher. In Schleswig⸗ 
Holſtein wählt die Stadtverordnetenverſammlung die Bezirksvorſteher aus drei 
wahlberechtigten Bürgern des Bezirks, die der Magiſtrat benennt, nach relativer 
Stimmenmehrheit mit der Maßgabe, daß bei zweimaliger Stimmengleichheit 
der Magiſtrat entſcheidet; die Wahl erfolgt auf Lebenszeit. In den übrigen 
Landesteilen werden die Bezirksvorſteher aus den ſtimmfähigen Bürgern des 
Bezirks auf ſechs Jahre gewählt und vom Magiſtrat beſtätigt. Bei Beſchwerden 
über die Wahl beſchließt der Bezirksausſchuß. In gleicher Weiſe wie der Bezirks⸗ 
vorſteher wird ſein Stellvertreter gewählt. Die Bezirksvorſteher gelten als 
Beamte und werden in disziplinarer Hinſicht wie die aus dem Kreiſe der Bürger 
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entſtammenden Deputationsmitglieder behandelt. Der Geſchäftskreis der Be⸗ 
zirksvorſteher umfaßt zumeiſt das Einquartierungsweſen, die Mitwirkung bei 
ſtatiſtiſchen Erhebungen, Volks und anderen Zählungen, die Auswahl geeigneter 
Perſonen zu den Amtern eines Armenpflegers, Waiſenrats, Vormunds, Schieds⸗ 
manns u. dgl. Die wichtigſte Aufgabe, auf die übrigens ihre Tätigkeit in vielen 
Städten beſchränkt ift, liegt auf dem Gebiete der Armenpflege. Eine Beſonder⸗ 
heit beſteht in Hannover. Dort iſt für den Fall, daß ein Bürgervorſteher aus 
dem Kollegium vorzeitig ausſcheidet, der dienſtälteſte Bezirksvorſteher in ſeinem 
Wahlbezirk ſein Stellvertreter; bei gleichem Dienſtalter entſcheidet das Los. 
Dieſe Stellvertretung iſt jedoch nur eine vorübergehende. Sie erliſcht nach 
Erledigung der Wahl des Erſatzmanns für den Bürgervorſteher. 

Dem Magiſtrat liegt die Vertretung der Stadt nach außen 
ob. Im Namen der Stadt verhandelt er mit Privatperſonen und Behörden, 
erledigt er den Schriftwechſel, ſchließt er Verträge, führt er Rechtsſtreite. Durch 
ſeine Handlungen wird die Stadt verpflichtet und erhält ſie Rechte. Ob ein 
Stadtverordnetenbeſchluß vorliegt, iſt für das Rechtsverhältnis der Stadt nach 
außen gleichgültig, ebenſo ob die Aufſichtsbehörde ihre Zuſtimmung gegeben 
hat. Auch iſt es unerheblich, ob der Stadtverordnetenbeſchluß, der den Magiſtrat 
zu ſeinem Vorgehen veranlaßte, ungültig war oder ſpäter aufgehoben wurde, 
weil er über die Befugniſſe der Stadtverordnetenverſammlung hinausging oder 
gegen das Recht verſtieß. Der Dritte, der mit der Stadt ſich einläßt, iſt nicht 
verpflichtet die Grundlagen der Magiſtratserklärung nachzuprüfen. Fehlt es 
an der erforderlichen Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung oder der 
Aufſichtsbehörde, ſo iſt das eine innere Angelegenheit der Stadt. Der Magiſtrat 
kann zur Verantwortung gezogen, das Rechtsverhältnis aber nicht angefochten 
werden. Vorſichtshalber pflegt deshalb der Magiſtrat ſeine Erklärungen häufig 
an den Vorbehalt der Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung oder 
der Aufſichtsbehörde zu knüpfen. Bis zur Herbeiführung der Zuſtimmung iſt das 
Rechtsverhältnis zwar in der Schwebe, aber der Magiſtrat und der Dritte 
gebunden. 

Dieſe Rechtsſtellung hat der Magiſtrat als Körperſchaft, nicht ein einzelnes 
Mitglied des Magiſtrats, auch nicht ſein Vorſitzender. Indeſſen kann der Ma⸗ 
giſtrat den Bürgermeiſter oder ein Mitglied oder auch einen Dritten zur Ver⸗ 
tretung der Stadt gegenüber Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Privat⸗ 
perſonen bevollmächtigen. Alsdann wird der Magiſtrat durch die Handlungen 
der Einzelperſon in gleicher Weiſe gebunden, als ob er ſelbſt aufgetreten wäre. 
In Hannover pflegt zur Vertretung der Stadt, namentlich vor Gericht, der 
Syndikus durch Ortsſtatut beſtellt zu werden. Eine ortsſtatutariſche Bevoll⸗ 
aaa eines Magiſtratsmitgliedes iſt auch in den übrigen Landesteilen 
zuläſſig. 

Der Magiſtrat vollzieht auch die Urſchrift der Gemeindeurkunden. 
Grundſätzlich mußte jede Urſchrift von ſämtlichen Magiſtratsmitgliedern 
unterſchrieben werden. Doch iſt es dem Magiftrat unbenommen, die urſchrift⸗ 
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liche Vollziehung einem Mitglied oder einem Teil der Mitglieder zu übertragen. 
In Hannover müſſen Stadtobligationen vom Wortführer der Bürgervorſteher 
mitunterzeichnet werden. 

Die nach außen abgegebenen Urkunden, die Ausfertigungen, 
unterzeichnet der Bürgermeiſter oder ſein Vertreter. Werden in dieſen Ur⸗ 
kunden Verpflichtungen übernommen, was zum Beiſpiel bei Vollmachten, An⸗ 
geboten und Annahmen von ſolchen, nicht aber bei Quittungen der Fall iſt, ſo 
iſt in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, Heſſen⸗Naſſau einſchließlich Frank⸗ 
furt a. M. die Unterſchrift eines anderen Magiſtratsmitgliedes beizufügen. Die 
Städteordnung für Schleswig⸗Holſtein verlangt in dieſem Falle außer der Unter⸗ 
ſchrift des zweiten Magiſtratsmitgliedes die Unterſchrift des Stadtverordneten⸗ 
vorſtehers und ſeines Stellvertreters. Die Städteordnungen für die Rhein⸗ 
provinz und für Hannover begnügen ſich ſtets mit der Unterſchrift des Bürger⸗ 
meiſters oder ſeines Vertreters. 

In den Fällen, wo die Unterſchrift des Bürgermeiſters gefordert wird, 
iſt es zuläſſig, daß der Bürgermeiſter die Vollziehung einem anderen Magiſtrats⸗ 
mitglied (z. B. dem Dezernenten oder dem Deputationsvorſitzenden) über⸗ 
trägt. Sonſtige ſtädtiſche Beamte ſollen mit der Vollziehung der nach außen 
gehenden Urkunden nicht betraut werden. Jedoch iſt es ſtatthaft, daß ſie ſolche 
Urkunden beglaubigen; in dieſem Falle muß ein Magiſtratsmitglied die Ur⸗ 
ſchrift vollziehen. Auch ſteht nichts im Wege Beamte mit der Unterzeichnung 
von Schriftſtücken zu beauftragen, die ein rechtliches Verhältnis nicht beein⸗ 
fluſſen, wie Anfragen, Mitteilungen, vorbereitende Schriftſtücke innerhalb der 
Verwaltung und dergleichen. 

Wenn Gemeindeurkunden in Verfolg von Stadtverordnetenbeſchlüſſen aus⸗ 
gefertigt werden, iſt es nicht notwendig, eine Ausfertigung der Beſchlüſſe bei⸗ 
zufügen. Jedoch beſtimmen die Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, 
Weſtfalen, die Rheinprovinz, Heffen-Naffau, Frankfurt a. M., daß in Fällen, 
wo die Genehmigung der Aufſichtsbehörde erforderlich iſt, dieſe in beglaubigter 
Form der Ausfertigung der Urkunde beizufügen iſt. Die Städteordnung für 
Schleswig⸗Holſtein verlangt in einem ſolchen Falle lediglich, daß in der Aus⸗ 
fertigung auf die Genehmigung der Aufſichtsbehörde Bezug genommen wird, 
während die Städteordnung für Hannover ein Erfordernis nach dieſer Richtung 
nicht aufſtellt. 

Das Verhältnis des Magiſtrats zur Stadtverordnetenverſammlung (zum 
Bürgervorſteherkollegium). Die Stellung des Magiſtrats im Verhältnis zur 
Stadtverordnetenverſammlung wurde bereits im Kapitel über die Stadtver⸗ 
ordneten eingehend gewürdigt. Sie iſt in denjenigen Landesteilen, wo eine 
gemeinſchaftliche Beratung und Beſchlußfaſſung mit der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung die Regel bildet (Schleswig⸗Holſtein, Hannover), naturgemäß 
anders geregelt wie in den übrigen Provinzen. Dort hat der Magiſtrat innerhalb 
der Sitzung eine beſchließende, hier nur eine beratende Mitwirkung. Indeſſen 
iſt dieſe verſchiedenartige Regelung eine Formſache; ſie betrifft lediglich die 
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Anordnung der Sitzung, die Art und Weiſe der Abſtimmung und dergleichen. 
In der Sache ſelbſt ſtimmen die Städteordnungen grundſätzlich dahin überein, 
daß beide Körperſchaften nur zuſammen den Gemeindeverhältniſſen eine be⸗ 
ſtimmende Richtung zu geben vermögen und daß zur Gültigkeit eines Ge⸗ 
meindebeſchluſſes übereinſtimmende Beſchlüſſe des Magistrats und der 
Stadtverordnetenverſammlung (des Bürgervorſteherkollegiums) notwendig ſind, 
abgeſehen von den bereits erwähnten Fällen, in denen das eine oder das andere 
Kollegium allein zuſtändig iſt. Die Städteordnungen für die öftlichen Provinzen, 
Weſtfalen, die Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. faſſen dieſen Grund⸗ 
ſatz in die Worte: „Die Beſchlüſſe der Stadtverordneten bedürfen, wenn ſie 
ſolche Angelegenheiten betreffen, welche durch das Geſetz dem Magiſtrat zur 
Ausführung überwieſen find, der Zuſtimmung des letzteren“. Wenn die Städte- 
ordnung für Hannover umgekehrt die Zuſtimmung der Bürgervorſteher zu den 
Magiſtratsbeſchlüſſen verlangt, ſo bedeutet dies keinen Gegenſatz zu der Regelung 
in den anderen Landesteilen, zumal in den gemeinſchaftlichen Sitzungen zuerſt 
die Bürgervorſteher und dann der Magistrat abzuſtimmen haben. Auch in 
Schleswig⸗Holſtein iſt eine ſolche Abſtimmungsfolge feſtgeſetzt. 

Bei dieſer Regelung ſind Meinungsverſchiedenheiten der 
beiden Kollegien nicht zu vermeiden. Der Magiſtrat iſt ſogar in gewiſſen Fällen, 
dann nämlich, wenn ein Beſchluß der Stadtverordneten rechts- oder geſetzwidrig 
iſt, das Staatswohl oder Gemeindeintereſſe verletzt, verpflichtet feine Zuſtim⸗ 
mung zu verſagen; die Mehrzahl der Städteordnungen glaubt dies beſonders 
hervorheben zu müſſen. Der Ausgleich der Meinungsverſchiedenheiten iſt in 
Schleswig⸗Holſtein und Hannover, wo regelmäßig gemeinſchaftliche Beratung 
ſtattfindet, vielleicht ſchneller herbeizuführen als in den übrigen Landesteilen. 
In den letzteren iſt in ſolchen Fällen folgendes Verfahren vorgeſchrieben. Ver⸗ 
ſagt der Magiſtrat feine Zuſtimmung, fo hat er die Gründe der Verſagung der 
Stadtverordnetenverſammlung mitzuteilen. Wird hierauf keine Verſtändigung 
erzielt, fo kann ſowohl vom Magiſtrat wie von der Stadtverordnetenverſammlung 
die Einſetzung einer gemeinſchaftlichen Kommiſſion verlangt werden. Führt 
auch dieſer Weg nicht zu einem Ergebnis, ſo kann jede der Körperſchaften auf 
eine Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes antragen. Dieſer muß zunächſt feſt⸗ 
ſtellen, ob die Angelegenheit nicht auf ſich beruhen kann. Iſt das der Fall, fo 
kann der Bezirksausſchuß in der Sache ſelbſt einen Beſchluß nicht faſſen: andern⸗ 
falls muß er entſcheiden. Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt mit 
vierzehntägiger Friſt die Beſchwerde an den Provinzialrat zuläſſig. In Berlin 
tritt an die Stelle des Bezirksausſchuſſes der Oberpräſident. Beſchwerdeinſtanz 
iſt hier der Miniſter des Innern. Eine ſolche Entſcheidung der Staatsbehörde 
herbeizuführen, wird zweckmäßig nach Möglichkeit zu vermeiden ſein. Dem 
geringen Gewinn in einer Einzelſache wird in der Regel eine große Schädigung 
des Vertrauens auf die innere Kraft der Selbſtverwaltung gegenüberſtehen. 
Ausgeſchloſſen iſt die Anrufung des Bezirksausſchuſſes in ſolchen Sachen, für 
die ein beſonderes Verfahren vorgeſchrieben iſt, wie bei Ablehnung einer der 
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Stadt geſetzlich obliegenden Leiſtung, bei der Beſchlußfaſſung über die Deckung 
der Gemeindebedürfniſſe oder über die Etatsaufſtellung. 

In ähnlicher Weiſe iſt in Hannover das Verfahren bei auseinandergehender 
Beſchlußfaſſung beider Kollegien geregelt. Auch dort iſt die Einſetzung einer 
gemeinſchaftlichen Kommiſſion und, wenn in einer zweiten Sitzung der Kollegien, 
die an einem anderen Tage als die erſte ſtattſinden muß, eine Einigung nicht 
erreicht wird, die Anrufung des Bezirksausſchuſſes möglich. Hierzu ſind beide 
Teile befugt, der Magiſtrat ſogar verpflichtet, wenn die Bürgervorſteher es 
verlangen. Der Rechtsgang beim Bezirksausſchuß iſt der gleiche wie in den vor⸗ 
erwähnten Provinzen. 

Nur in Schleswig Holſtein iſt eine Beſchlußfaſſung des Bezirksausſchuſſes 
nicht eingeführt. Iſt dort eine Übereinſtimmung der Beſchlüſſe beider Kollegien 
nicht zu erzielen, ſo kann ein zweites Mal gemeinſchaftlich beraten werden. 
Verläuft auch dieſe Beratung ergebnislos, ſo bleibt die Sache auf ſich beruhen, 
es ſei denn, daß ein beſonderes Verfahren im Einzelfalle geſetzlich beſtimmt iſt. 

Unabhängig von dem Rechte des Magiſtrats, in entgegengeſetztem Sinne 
wie die Stadtverordneten zu beſchließen, iſt das Beanſtandungsrecht 
geregelt. In ſämtlichen Landesteilen iſt der Magiſtrat befugt und verpflichtet, 
Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung (des Bürgervorſteherkollegiums), 
die deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, zu beanſtanden. 
Hierzu kann der Magiſtrat auch durch die Aufſichtsbehörde angehalten werden. 
Die Stadtverordnetenverſammlung überſchreitet ihre Befugniſſe entweder, wenn 
ſie über andere als Gemeindeangelegenheiten beſchließt oder wenn ſie die Zu⸗ 
ſtändigkeitsgrenze gegenüber dem Magiſtrat nicht einhält. Sie verletzt die Ge 
ſetze, wenn ſie gegen deren Beſtimmungen verſtößt, ſie unrichtig anwendet 
oder falſch auslegt. Eine Geſetzesverletzung liegt auch dann vor, wenn der Beſchluß 
in ungeſetzlicher Weiſe zuſtande gekommen, z. B. das durch Geſetz, Statut oder 
die Geſchäftsordnung vorgeſchriebene Verfahren nicht eingehalten iſt. Indeſſen 
können allein ſolche Beſchlüſſe beanſtandet werden, die irgendwelche rechtliche 
Wirkungen äußern, nicht ſolche, die nur Anſichten der Stadtverordneten zum 
Ausdruck bringen oder die im voraus eine gewiſſe Stellung der Stadtverordneten 
(3. B. die Auffaſſung über die Penſionsberechtigung eines Beamten) beſtimmen 
ſollen, aber bis zum Eintritt des praktiſchen Falles noch geändert werden können. 
Ebenſowenig unterliegen Beſchlüſſe der Beanſtandung, für welche die erforder⸗ 
liche Genehmigung einer Behörde noch nicht erteilt oder verſagt iſt. Dagegen 
iſt die Beanſtandung zuläſſig, ſelbſt wenn dieſe Genehmigung erteilt iſt. Un⸗ 
erheblich iſt es endlich, ob der Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung der 
Zuſtimmung des Magiſtrats bedarf oder nicht. Demnach ſind auch die Wahlen 
oder die Beſchlüſſe über Beſchwerden, die den Beſitz oder den Verluſt des Bürger⸗ 
rechts betreffen, der Beanſtandung durch den Magiſtrat unterworfen. 

Die Beanſtandung hat unter Angabe von Gründen zu geſchehen. Eine 
beſtimmte Form iſt nicht vorgeſchrieben, ſo daß auch mündliche Beanſtandung 
ſtatthaft iſt. Die Beanſtandung hat aufſchiebende Wirkung, die Ausführung 
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des Beſchluſſes muß alſo vorläufig unterbleiben. Indeſſen wirkt die Beanſtan⸗ 
dung nicht derart, daß ſie wohlerworbene Rechte Dritter beſeitigen könnte. 
Iſt ein Beſchluß, der beanſtandet werden mußte, ausgeführt, ſo iſt die Bean⸗ 
ſtandung nicht mehr zuläſſig. Ein abgeſchloſſener Vertrag, der auf einem zu 
beanſtandenden Beſchluſſe beruht, bleibt deshalb rechtswirkſam. 

Gegen die Beanſtandungserklärung des Magiſtrats ſteht der Stadtverord⸗ 
netenverſammlung (dem Bürgervorſteherkollegium) binnen zwei Wochen die 
Klage beim Bezirksausſchuß (für die Stadt Berlin beim Oberverwaltungs⸗ 
gericht) zu. Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt binnen zwei 
Wochen die Berufung an das Oberverwaltungsgericht gegeben. Die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung (das Bürgervorſteherkollegium) kann zur Wahrung 
ihrer Rechte einen beſonderen Vertreter beſtellen. Die Koſten des Verfahrens 
fallen ſtets der Stadt zur Laſt. 
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5. Kapitel. 
Der Bürgermeifter. 


Die persönlichen Verhältniſſe. Der Bürgermeiſter iſt mittelbarer ſtaatlicher 
Beamter und ſtädtiſche Magiſtratsperſon. Seine Amtsbezeichnun giſt nach 
den Städteordnungen „der Bürgermeiſter“; die Städteordnung für Frankfurt 
a. M. bezeichnet ihn als den „erſten Bürgermeiſter“ und die Städteordnung für 
Heſſen⸗Naſſau gewährt dem Bürgermeiſter der Städte Kaſſel, Hanau, Marburg 
und Fulda den geſetzlichen Titel „Oberbürgermeiſter“. Dieſer Titel kann auch 
ſonſtigen Bürgermeiſtern durch Königliche Verordnung verliehen werden, was 
in den größeren Städten mit der Beſtätigung, in mittleren Städten nach längerer 
Amtsführung zu geſchehen pflegt. In der Stadt Hannover iſt dem Bürger⸗ 
meiſter der Titel „Stadtdirektor“ verliehen. 

Mit Ausnahme von Frankfurt a. M. wird der Bürgermeiſter gewählt. 
Für die Wahl gelten die nämlichen Grundſätze, die für die Wahl der be- 
ſoldeten Magiſtratsmitglieder maßgebend ſind. Eine Beſonderheit beſteht in 
Heſſen⸗Naſſau (ohne Frankfurt a. M.). Während dort die übrigen Magiftrats- 
mitglieder durch die Stadtverordnetenverſammlung gewählt werden, wird für 
die Wahl des Bürgermeiſters und des Beigeordneten ein Wahlkollegium, be⸗ 
ſtehend aus den Stadtverordneten und den unbeſoldeten Magiſtratsmitgliedern, 
unter dem Vorſitz des Stadtverordnetenvorſtehers gebildet. Für die Bürger⸗ 
meiſtereiverfaſſung gelten gleiche Wahlbeſtimmungen wie für die Magiſtrats⸗ 
verfaſſung. Dort wird der Bürgermeiſter durch die Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung unter dem Vorſitz des im Amte befindlichen Bürgermeiſters oder feines 
geſetzlichen Vertreters gewählt. In Schleswig⸗Holſtein wählt indeſſen in Städten 
mit Bürgermeiſtereiverfaſſung die wahlberechtigte Bürgerſchaft nach den für 
die Wahlen der Stadtverordneten gegebenen Beſtimmungen. 

In Frankfurt a. M. ſowie in Neuvorpommern und Rügen wird der erſte 
Bürgermeiſter vom König ernannt. In Frankfurt g. M. hat die Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung das Recht, dem Könige drei Kandidaten vorzuſchlagen, 
ohne daß aber der König an die Auswahl aus dieſen Kandidaten gebunden iſt. 

Die gewählten Bürgermeiſter bedürfen der ſtaatlichen Beſtätigung, 
die in Städten von mehr als 10 000 Einwohnern dem Könige, in den übrigen 
Städten dem Regierungspräſidenten zuſteht. Verſagt der Regierungspräſident 
die Beſtätigung, ſo iſt das S. 84 erwähnte Verfahren gegeben. 

Wird die Beſtätigung abgelehnt und nach Wiederholung der Wahl wiederum 
verſagt oder wird die Wiederholung der Wahl verweigert oder der nach der 
erſten Wahl nicht Beſtätigte wiedergewählt, ſo iſt der Regierungspräſident, 
in Berlin der Oberpräſident, in Hannover der Miniſter des Innern, in der 
Rheinprovinz in einer Stadt von mehr als 10 000 Einwohnern der König be- 
fugt, die Stelle auf Koſten der Stadt zu beſetzen. Der Stadt ſteht indeſſen 
jederzeit das Recht zu, die Wahl zu wiederholen. Findet eine Wahl alsdann 
die Beſtätigung, ſo endet das Amt des ſtaatlichen Verwalters. Nur in der Rhein⸗ 
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provinz kann der ſtaatliche Verwalter auf eine beſtimmte Zeit, jedoch höchſtens 
auf zwölf Jahre ernannt werden. Nach der Städteordnung für Heſſen⸗Naſſau 
iſt der ſtaatliche Verwalter in der Regel aus der Zahl der Bürger zu wählen. 

Die Amtszeit des Bürgermeiſters beträgt, abgeſehen von Hannover, 
zwölf Jahre. Doch iſt auch eine Wahl auf Lebenszeit zuläſſig, mit Ausnahme von 
Frankfurt a. M., wo die Ernennung ſtets auf zwölf Jahre erfolgt, und mit Aus⸗ 
nahme derjenigen heſſen⸗naſſauiſchen Städte unter 1200 Einwohnern, die 
ehrenamtliche Bürgermeiſter haben, in denen ebenfalls nur Wahl auf Zeit 
zuläſſig iſt. Eine dritte Ausnahme beſteht in den ſchleswig⸗-holſteinſchen Städten 
mit Bürgermeiſtereiverfaſſung; dort können beſoldete Bürgermeiſter imnier 
nur auf zwölf Jahre, unbeſoldete nur auf ſechs Jahre gewählt werden. Die 
Hannoverſche Städteordnung verlangt durchweg eine Wahl auf Lebenszeit. 
Jedoch kann in Hannover der Bürgermeiſter nach Ablauf von jedesmal zwölf 
Jahren auf übereinſtimmenden Beſchluß der beiden Stadtkörperſchaften durch 
das Miniſterium des Innern in den Ruheſtand verſetzt werden. Liegt eine Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit der Kollegien vor, ſo iſt die Verſetzung in den Ruheſtand 
nicht erzwingbar. In Neuvorpommern und Rügen ergeht die Ernennung des 
Bürgermeiſters auf Lebenszeit. 

Der Amtsantritt erfolgt mit der Einführung, die nach den Städte⸗ 
ordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Heſſen⸗ 
Naſſau, Frankfurt a. M. der Regierungspräſident oder ein von ihm ernannter 
Vertreter in öffentlicher Stadtverordnetenverſammlung, nach der Städteord⸗ 
nung für Schleswig⸗ĩHolſtein ein Regierungskommiſſar in öffentlicher Sitzung 
der Stadtkollegien vornimmt. Sämtliche Städteordnungen, auch die Hannover⸗ 
ſche, verlangen bei der Einführung in das Amt die Ableiſtung eines Dienſt⸗ 
eides, ſofern dieſer nicht ſchon früher geleiſtet wurde. 

Eine beſondere Vorbildung wird von dem Bürgermeiſter nicht ver⸗ 
langt. In der Regel werden aber rechtskundige Perſonen gewählt, was in 
Hannover die meiſten Städte durch ihre Ortsſtatute fordern. Ausgeſchloſſen 
von dem Amte eines Bürgermeiſters ſind nach den Städteordnungen für die 
öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau Perſonen, die 
das Gewerbe der Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft betreiben. In Heſſen⸗Naſſau 
kann die Auſſichtsbehörde hiervon Ausnahmen zulaſſen. 

In Hannover beſteht ein geſetzliches Verbot der gleichzeitigen Betrei⸗ 
bung eines anderen Erwerbszweiges oder eines Neben- 
geſchäftes oder der Bekleidung von Staatsdienſten, es ſei denn, daß der Magiſtrat 
und das Bürgervorſteherkollegium dies zulaſſen. In kleineren hannoverſchen 
Städten iſt auch wohl eine ſolche Ausnahme gemacht, insbeſondere dem Bürger⸗ 
meiſter die Ausübung der Rechtsanwaltſchaft oder des Notariats geſtattet. Die 
Städte der übrigen Landesteile pflegen ortsſtatutariſch oder in den Anſtellungs⸗ 
bedingungen ähnliche Beſchränkungen feſtzuſetzen. 

Der Bürgermeiſter bezieht regelmäßig eine Beſoldung. Es ift des⸗ 
halb nicht möglich, das Amt in ein Ehrenamt umzuwandeln. Ausnahmen ſind 
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zuläſſig in Heſſen⸗Naſſau bei Städten unter 1200 Einwohnern, wo von einer 
Beſoldung des Bürgermeiſters entweder ganz abgeſehen werden oder ihm ein 
feſter Entſchädigungsbetrag bewilligt werden kann; ferner in Schleswig ⸗Holſtein, 
wo in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung die Anſtellung eines unbeſoldeten 
Bürgermeiſters zuläſſig iſt. Wie bei den übrigen Magiſtratsperſonen bedarf 
die Feſtſetzung der Beſoldungsverhältniſſe des Bürgermeiſters jedesmal der 
beſonderen Genehmigung des Bezirksausſchuſſes, in Berlin des Oberpräſidenten. 
Im übrigen ſind für die Beſoldungs⸗, Penſions⸗ und Hinterbliebenenverſorgung 
die nämlichen Beſtimmungen maßgebend, die für die Gemeindebeamten ge⸗ 
geben ſind. Deshalb bedarf auch der Bürgermeiſter einer Anſtellungsurkunde, 
um die Rechtsvorausſetzung für die Entſtehung ſeiner Anſprüche zu ſchaffen. 
Wird der Bürgermeiſter nicht wieder gewählt oder beſtätigt, ſo iſt er in dem 
gleichen Maße penſivnsberechtigt wie die übrigen Magiſtratsperſonen. 

Die Beurlaubung des Bürgermeiſters iſt geſetzlich nur in Han⸗ 
nover geregelt. Dort iſt der Bürgermeiſter verpflichtet, in der Stadt zu wohnen, 
wenn nicht Magiſtrat und Bürgervorſteher eine Ausnahme geſtatten. In den 
anderen Landesteilen kann ein Gleiches durch Ortsſtatut oder Gemeindebeſchluß 
beſtimmt werden. Über Nacht darf ſich der hannoverſche Bürgermeiſter nur 
mit Wiſſen ſeines Stellvertreters aus dem Stadtgebiet entfernen. Zu einer 
Abweſenheit, die acht Tage und länger dauert, iſt in Hannover die Zuſtimmung 
des Magiſtrats und die Genehmigung des Regierungspräſidenten erforderlich, 
dem auch die für den Urlaub getroffenen Anordnungen anzuzeigen ſind. In 
den übrigen Landesteilen iſt die Regelung des Urlaubs eine Aufſichtsſache. 
Sie iſt in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und der Rheinprovinz einheitlich 
durch einen Miniſterialerlaß (vom 5. Dezember 1867) erfolgt. Danach bedarf 
der Bürgermeiſter zu einem Urlaub, der länger als acht Tage dauert, der Ge⸗ 
nehmigung des Regierungspräſidenten. Bei einer kürzeren Abweſenheit iſt 
Anzeige an den Präſidenten zu erſtatten, ſofern die Abweſenheit länger als drei 
Tage dauert. Zugleich mit der Anzeige oder dem Urlaubsgeſuch iſt der Regierungs⸗ 
präſident von den Anordnungen in Kenntnis zu ſetzen, die wegen Verſehung 
des Dienſtes während der Abweſenheit getroffen werden. 

Ein Dienſtvergehen des Bürgermeiſters wird unter den gleichen 
Vorausſetzungen und in demſelben Verfahren geahndet wie die Dienſtvergehen 
der Gemeindebeamten. Die zur Verhängung von Geldſtrafen befugten Dienſt⸗ 
vorgeſetzten ſind der Regierungspräſident, der Oberpräſident und die Miniſter. 
Gegen Bürgermeiſter kreisangehöriger Städte, welche die Polizei verwalten, kann 
der Landrat eine Geldſtrafe bis zu 9 M. feſtſetzen, ſofern es ſich um polizeiliche 
Dienſtvergehen handelt. 

Die Leitung der ſtädtiſchen Verwaltung. Der Bürgermeiſter leitet und 
beaufſichtigt den Geſchäftsgang der ſtädtiſchen Verwaltung. Er verteilt die 
Dezernate unter die Beigeordneten und Magiſtratsmitglieder nach freiem Er⸗ 
meſſen. Wenn die Verteilung zu gerechtfertigten Beſchwerden Anlaß gibt, 
können die Betroffenen die Aufſichtsbehörde angehen. Der Bürgermeiſter iſt 
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allein befugt, die erforderlichen Anordnungen und Anweiſungen 
für den Dienſt zu erlaſſen. Weder der Magiſtrat noch die Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung ſind berechtigt in die Regelung der Verwaltungsangelegenheiten 
einzugreifen. Da indeſſen die Stadtverordnetenverſammlung (das Bürger⸗ 
vorſteherkollegium) die Grundſätze feſtzuſtellen hat, nach denen die Verwaltung 
der Gemeindeangelegenheiten zu führen iſt, und es im Einzelfalle bisweilen zwei⸗ 
felhaft erſcheinen mag, ob die Dienſtanweiſungen des Bürgermeiſters mit den 
Grundſätzen der Stadtverordnetenverſammlung übereinſtimmen, iſt es zweck⸗ 
mäßig, Dienſtanweiſungen von größerer Bedeutung auch der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung zur Kenntnis zu bringen und dies im Beſchlußbuch der Verſamm⸗ 
lung eintragen zu laſſen. Erhebt die Stadtverordnetenverſammlung keinen 
Widerſpruch, ſo ſind jegliche Zweifel ausgeſchloſſen und es wird damit vorgebeugt, 
daß die Stadtverordnetenverſammlung ſpäterhin die Dienſtanweiſungen der 
Bürgermeiſters einer Kritik unterzieht, welche die Verwaltungsſtellung des Bürger⸗ 
meiſters unnötig erſchwert. 

Der Birrgermeijter it kraft feines Aufſichtsrechts der Dienſtvorge— 
ſetzte der Beigeordneten, Magiſtratsmitglieder und der Gemeindebeamten. 
Als ſolcher hat er die Befugnis den Beigeordneten, Magiſtratsmitgliedern und 
Gemeindebeamten Warnungen und Verweiſe zu erteilen. Ferner kann er 
gegen die Gemeindebeamten, nicht aber gegen die Magiſtratsperſonen, Geld⸗ 
bußen bis zu 9 M. und gegen die unteren Beamten, wozu Boten, Diener, 
Kaſtellane, Exekutoren und ähnliche zu nur mechaniſchen Funktionen beſtimmte 
Beamten ſowie die Schutzleute zu rechnen ſind, Arreſtſtrafen bis zu drei Tagen 
verhängen. Die Arreſtſtrafe darf nur in ſolchen Räumen vollſtreckt werden, die 
den Verhältniſſen der zu beſtrafenden Beamten angemeſſen ſind. Gegen die Straf⸗ 
verfügungen des Bürgermeiſters ſteht den betroffenen Beamten innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten zu. Gegen deſſen Beſchluß 
iſt innerhalb zwei Wochen die Klage beim Oberverwaltungsgericht gegeben. 

Als Vorgeſetzter der ſtädtiſchen Beamten erteilt der Bürger⸗ 
meiſter den Urlaub, auch an die Magiſtratsperſonen. In Hannover 
erfordert jedoch die Beurlaubung der Magiſtratsmitglieder, welche vier⸗ 
zehn Tage überſchreiten ſoll, die Bewilligung des Magiſtrats. Im 
übrigen iſt der Bürgermeiſter nur hinſichtlich der Beurlaubung derjenigen 
Magiſtratsperſon, welcher die Verwaltung der ſtädtiſchen Polizei übertragen iſt, 
gewiſſen, im vorhergehenden Kapitel (S. 88) erörterten Beſchränkungen unter⸗ 
worfen. Kommt ein Beamter den Urlaubsbeſtimmungen des Bürgermeiſters 
nicht nach, ſo hat er die dem Bürgermeiſter zuſtehenden Strafverfügungen 
ſowie die ſonſtigen im Diſziplinargeſetz geregelten Folgen zu gewärtigen. 

Der Bürgermeiſter und die ſtädtiſchen Körperſchaften nach der Ma⸗ 
giſtratsverfaſſung. Der Bürgermeiſter iſt in Städten mit Magiſtratsverfaſſung 
der Vorſitzende des Ma giſtrats (Magiſtratsdirigent). Er verteilt 
die Geſchäfte, kann ſich alle ein⸗ und ausgehenden Sachen vorlegen laſſen und iſt 
infolgedeſſen in der Regel der einzige, der den geſamten Verwaltungsgang beim 
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Magiſtrat zu überſehen vermag. Seinen Anſichten zuwiderlaufenden Anſchauungen 
der Dezernenten kann er dadurch begegnen, daß er die vom Dezernenten bearbeitete 
Sache zur Magiſtratsſitzung bringt. Er allein ordnet die Sitzungen des Magiſtrats 
an, ohne daß der Magiſtrat hierauf einen anderen Einfluß hat als den Beſchwerde⸗ 
gang zur Aufſichtsbehörde. Nur in Schleswig⸗Holſtein iſt der Bürgermeiſter 
verpflichtet, einem Antrage auf Einberufung einer Sitzung nachzukommen, wenn 
der Antrag von der Hälfte der Mitglieder geſtellt wird. Auch die Anordnung, 
ob die Tagesordnung den Mitgliedern des Magiſtrats vorher zuzuſtellen iſt ſowie 
welche Friſt zwiſchen dieſer Zuſtellung und der Sitzung einzuhalten iſt, ſteht 
allein dem Bürgermeiſter zu. Ein dahingehender Beſchluß des Magiſtrats 
bindet den Bürgermeiſter nicht. 

In den Sitzungen des Magiſtrats führt der Bürgermeiſter den Vorſitz. 
Als Vorſitzender hat er für die Sitzungsordnung zu ſorgen und kann deshalb 
Ordnungsrufe und Verwarnungen erteilen. Ohne ſein Wiſſen und Willen 
erfolgte Sitzungen der Magiſtratsmitglieder ſind keine Magiſtratsſitzungen; etwa 
dort gefaßte Beſchlüſſe ſind rechtsungüllig. Auf die Sache ſelbſt hat der Bürger⸗ 
meiſter in den Sitzungen einen ausſchlaggebenden Einfluß, wenn Stimmen⸗ 
gleichheit erzielt wird; alsdann entſcheidet ſeine Stimme. 

An die Beſchlüſſe des Magiſtrats iſt der Bürgermeiſter gebunden; er muß 
ſie alſo, wenn er überſtimmt iſt, unter Umſtänden gegen ſeine Überzeugung 
in der Stadtverordnetenverſammlung vertreten, wenn er nicht fein Bean- 
ſtandungsrecht zur Geltung bringt. In allen Landesteilen muß dieſe 
Beanſtandung erfolgen, wenn die Beſchlüſſe des Magistrats deſſen Befugniſſe 
überſchreiten oder die Geſetze verletzen. Zu der Beanſtandung kann der Bürger⸗ 
meiſter durch die Aufſichtsbehörde angehalten werden. Die beanſtandeten Be⸗ 
ſchlüſſe darf der Bürgermeiſter nicht ausführen, ſolange nicht im Rechtsweg 
die Beanſtandung aufgehoben iſt. Als Rechtsweg iſt mit einer Rechtsmittelfriſt 
von je zwei Wochen die Klage beim Bezirksausſchuß und die Berufung an das Ober⸗ 
verwaltungsgericht (in Berlin die Klage an das Oberverwaltungsgericht in erſter 
und letzter Inſtanz) gegeben. Neben dieſer allgemeinen Rechtsregelung kennen 
ſämtliche Städteordnungen mit Ausnahme derjenigen für Hannover eine weitere 
Beanſtandungspflicht des Bürgermeiſters; und zwar die Städteordnungen für 
die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz und Frankfurt a. M., 
wenn der Magiſtratsbeſchluß das Staatswohl oder das Gemeindeintereſſe ver⸗ 
letzt, die Städteordnung für Schleswig⸗Holſtein, wenn das Staatswohl verletzt 
wird, die Städterodnung für Heſſen⸗Naſſau, wenn das Gemeindewohl oder das 
Gemeindeintereſſe erheblich verletzt wird. Weigert ſich der Bürgermeiſter auf 
Grund ſeines Beanſtandungsrechts den Beſchluß des Magiſtrats auszuführen, ſo 
kann zwar der Magiſtrat den Bezirksausſchuß anrufen, dieſer darf aber nicht 
entſcheiden, wenn die Sache nicht auf ſich beruhen kann. Gegen die Entſchei⸗ 
dung des Bezirksausſchuſſes iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den 
Provinzialrat gegeben. (In Berlin entſcheidet in erſter Inſtanz der Ober⸗ 
präſident und in zweiter Inſtanz der Miniſter des Innern.) 
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Für die Beanſtandung iſt eine beſtimmte Form nicht vorgeſchrieben, ſie 
kann ſchriftlich oder mündlich erfolgen; jedoch müſſen die Gründe, die zu der 
Beanſtandung führten, mitgeteilt werden, damit dem Magiſtrat die Möglichkeit 
zur Prüfung und Anfechtung gegeben iſt. 

In gewiſſen Fällen iſt der Bürgermeiſter befugt und verpflichtet, in den 
zur Zuſtändigkeit des Magiſtrats gehörenden Angelegenheiten ſelbſtändig 
zu verfügen: dann nämlich — wie ſämtliche Städteordnungen, abgeſehen 
von der für Hannover, übereinſtimmend feſtſetzen — wenn die vorherige Be⸗ 
ſchlußfaſſung durch den Magiſtrat einen nachteiligen Zeitverluſt verurſachen 
würde, oder — wie die Hannoverſche Städteordnung ſich faßt — in eiligen, 
keinen Aufſchub leidenden Sachen. Jedoch muß der Bürgermeiſter in der nächſten 
Sitzung dem Magiſtrat hierüber berichten. Alsdann hat der Magiſtrat zu be⸗ 
ſchließen, ob er die Maßregel beſtätigt oder anderweit beſtimmt; ausgenommen 
von Hannover, wo eine ſolche Beſlußfaſſung nicht vorgeſchrieben iſt, aber 
zur Deckung der Verantwortlichkeit des Bürgermeiſters zweckmäßig herbei⸗ 
geführt wird. 

Der Bürgermeiſter vollzieht die Ausfertigungen der Ma- 
giſtratsbeſchlüſſe. Seine Unterſchrift genügt in Hannover und in der 
Rheinprovinz auf alle Falle. In den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, Heſſen⸗ 
Naſſau ausſchließlich Frankfurt a. M. muß dann, wenn in der Urkunde Ver⸗ 
pflichtungen übernommen werden (z. B. bei Vollmachten, Angeboten, An⸗ 
nahmen von Angeboten, nicht aber bei Quittungen), die Unterſchrift eines 
zweiten Magiſtratsmitgliedes hinzukommen. Unter den gleichen Voraus 
ſetzungen verlangt die Städteordnung für Schleswig⸗Holſtein die Unterſchrift 
eines zweiten Magiſtratsmitgliedes, des Stadtverordnetenvorſtehers und ſeines 
Stellvertreters. Dem Bürgermeiſter ſteht es frei, ſein Unterſchriftsrecht auf 
andere Magiſtratsmitglieder zu übertragen. 

Einen gewichtigen Einfluß hat der Bürgermeiſter in den öſtlichen Provinzen, 
Weſtfalen, der Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau einſchließlich Frankfurt a. M. auf 
die Zuſammenſetzung und den Geſchäftsgang der Verwaltungsdepu— 
tationen. Er ernennt die aus dem Magiſtrat abzuordnenden Mitglieder 
der Deputationen und beſtimmt den Vorſitzenden, kann auch jederzeit ſelbſt 
an den Sitzungen teilnehmen und den Vorſitz übernehmen. Dieſe Befugnis 
iſt um fo bedeutungsvolle, als namentlich in den größeren Städten der Schwer 
punkt der Verwaltung in den Deputationen liegt. Die Städteordnungen für 
Schleswig⸗Holſtein und Hannover kennen ein ſolches Recht des Bürgermeiſters 
nicht, überlaſſen vielmehr die Ernennung der Magiſtratsmitglieder dem Magiſtrat 
und geſtatten dem Bürgermeiſter den Beitritt und Vorſitz nur, wenn ihn der 
Magiſtrat dazu beruft. 

In der Stadtverordnetenverſammlung (dem Bürger⸗ 
vorſteherkollegium) hat der Bürgermeiſter keinerlei unmittelbare Befugniſſe, die 
ſich auf die Sitzungsordnung erſtrecken. Lediglich in den gemeinſchaftlichen 
Sitzungen beider ſtädtiſchen Körperſchaften, die in Hannover und Schleswig⸗Hol⸗ 
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ſtein die Regel bilden und ausnahmsweiſe in den anderen Provinzen vorkommen, 
hat er den Vorſitz. Im übrigen kann er in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, 
der Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau einſchließlich Frankfurt a. M. an jeder öffent⸗ 
lichen und geheimen Sitzung der Stadtverordneten, wozu — wie früher aus⸗ 
geführt — der Magiſtrat ſtets zu laden iſt, teilnehmen und Gehör verlangen. 
In Schleswig⸗Holſtein ſteht ihm dieſes Recht bei den Sonderſitzungen der Stadt⸗ 
verordneten nicht zu, ebenſo in der Regel nicht in Hannover, hier jedoch dann, 
wenn Magiſtratsvorlagen vorberaten werden. Verlangen die Stadtverord⸗ 
neten (Bürgervorſteher) im Rahmen ihrer Befugniſſe die Abordnung eines 
Magiſtratsmitgliedes, ſo kann dies vom Magiſtrat oder vom Bürgermeiſter 
kraft ſeiner Geſchäftsleitung ernannt werden; die Ernennung hat aber nicht 
die Bedeutung, daß außer dem abgeordneten Magiſtratsmitglied ein anderes 
nicht erſcheinen dürfe. Ebenſowenig iſt das vom Bürgermeiſter abgeordnete 
Magiſtratsmitglied verpflichtet, ſich lediglich an den Auftrag des Bürgermeiſters 
zu halten, iſt vielmehr befugt, den Stadtverordneten Rede und Antwort zu 
ſtehen, wie dieſes dem Willen des Magiſtrats entſpricht. Erſcheint der Bürger⸗ 
meiſter in der Stadtverordnetenverſammlung, ſo muß auch er ſich in ſeinen Aus⸗ 
führungen an die Magiſtratsbeſchlüſſe halten. Eine Beanſtandung von 
Stadtverordnetenbeſchlüſſen ſteht nur in Schleswig⸗Holſtein 
auch dem Bürgermeiſter, in den übrigen Landesteilen allein dem Magiſtrat zu. 

Bei den Wahlen zur Stadtverordnetenverſammlung hat der Bürgermeiſter 
ſelbſtändige Befugniſſe. So iſt er in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, 
der Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau einſchließlich Frankfurt a. M. der Vorſitzende 
des Wahlvorſtandes oder er kann den Vorſitzenden ernennen. In Hannover 
und Schleswig⸗Holſtein ernennt er den Vorſitzenden des Wahlvorſtandes aus 
den Magiſtratsmitgliedern und in Schleswig⸗Holſtein auch ein zweites in den 
Vorſtand zu entſendendes Magiſtratsmitglied. 

Die Stellung des Bürgermeiſters nach der Bürgermeiſtereiverfaſſung. 
Der Bürgermeiſter in den Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung hat in der 
inneren ſtädtiſchen Verwaltung und gegenüber den ſtädtiſchen Beamten die 
gleiche Stellung wie der Bürgermeiſter der Magiſtratsverfaſſung. Außerdem 
iſt er der Gemeindevorſtand und vereinigt als ſolcher die Rechte und 
Pflichten, die in den Städten mit Magiſtratsverfaſſung dem Magiſtrat zukommen. 
Ferner nimmt er die Stellung der Orts o brigkeit ein. Die dieſer zu⸗ 
kommenden Geſchäfte (S. 95 ff.) erledigt er regelmäßig unabhängig von der 
Stadtverordnetenverſammlung. Ortspolizeiliche Vorſchriften, ſoweit ſie nicht 
zum Gebiete der Sicherheitspolizei gehören, erfordern feine Zuſtimmung. übt 
er ſelbſt die Polizeigewalt aus, ſo iſt er an der Zuſtimmung verhindert und 
bedarf der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters, da die Intereſſen der 
Stadt gewahrt bleiben müſſen (Urteil des Kammergerichts vom 14. Oktober 1897, 
PrVBl. 19, 489). Wird die Zuſtimmung verſagt, fo kann eine Beſchlußfaſſung 
des Bezirksausſchuſſes herbeigeführt und in zweiter Inſtanz der Provinzialrat 
angegangen werden (S. 96). 
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Als Gemeindeverwalter obliegt dem Bürgermeiſter die felb- 
ſtändige Leitung des laufenden Betriebes, die Anweiſung der Einnahmen und 
Ausgaben, die Regelung des Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens, die Verwaltung 
und Beaufſichtigung der ſtädtiſchen Anſtalten, die Vermögensverwaltung, die 
Führung des Lagerbuchs und die Prozeßführung, worüber das einzelne im 
Kapitel über den Magiſtrat (S. 98 ff.) zu finden iſt. Er allein ſtellt nach An⸗ 
hörung der Stadtverordnetenverſammlung und bei Polizeibeamten nach Be⸗ 
ſtätigung durch den Regierungspräſidenten die Beamten an, beaufſichtigt ſie 
und hat das Entlaſſungsrecht (S. 99). Die Ortsbezirke werden, abgeſehen 
von Schleswig⸗Holſtein, wo ortsſtatutariſche Regelung vorgeſchrieben iſt, von 
ihm feſtgeſetzt, nachdem die Stadtverordneten vernommen ſind. Er beſtätigt 
die Bezirksvorſteher mit Ausnahme von Schleswig⸗Holſtein, wo er der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung drei Kandidaten zur Wahl benennt (S. 100). Er 
erſtattet den Verwaltungsbericht (S. 100). Endlich ſteht ihm die Vertretung 
der Stadt nach außen hin zu; ſeine Vollmacht beruht auf dem Geſetz, ſo daß 
Privaten und Behörden gegenüber ſeine Legitimation als Bürgermeiſter ge⸗ 
nügt (S. 101). Demgemäß unterzeichnet er auch die Gemeindeurkunden in 
Urſchrift und in der Ausfertigung (S. 100 f.); in Schleswig⸗Holſtein müſſen ſolche 
Urkunden, in denen die Stadt eine Verpflichtung übernimmt, außerdem von 
wenigſtens einem Stadtverordneten vollzogen werden. 

Dem Bürgermeiſter ſind Magiſtratsperſonen, die Beigeordneten (zweiter 
Bürgermeiſter, Schöffen, Ratmänner), zur Seite geſtellt. Sie ſind jedoch nur 
ſeine geſetzlichen Vertreter und haben — von geringfügigen Ausnahmen ab⸗ 
geſehen — kein Beſchlußrecht, müſſen vielmehr durchweg nach der Anweiſung 
des Bürgermeiſters handeln. Die Verwaltungsdeputationen und ⸗kommiſſionen 
ſind dem Bürgermeiſter untergeordnet; er oder der von ihm ernannte geſetzliche 
Vertreter iſt ihr Vorſitzender mit ausſchlaggebender Stimme bei Stimmen⸗ 
gleichheit; ohne ſeine Anweſenheit oder ohne Anweſenheit des von ihm er⸗ 
nannten geſetzlichen Vertreters iſt eine Beſchlußfaſſung rechtsunwirkſam. 

Ein bedeutſamer Unterſchied von der Stellung des Bürgermeiſters der 
Magiſtratsverfaſſung beſteht endlich darin, daß der Bürgermeister in Städten 
mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der geſetzliche Vorſitzende der Stadt- 
verordnetenverſammlung iſt. Er beruft alſo die Verſammlung 
nach Ermeſſen; nur in Schleswig⸗Holſtein muß er einladen, wenn ein Drittel 
der Stadtverordneten es verlangen. Er leitet die Sitzungen und gibt bei Stimmen- 
gleichheit mit ſeiner Stimme den Ausſchlag. Da er gleichzeitig Gemeinde⸗ 
behörde iſt, kann er jederzeit unabhängig von der Rednerliſte das Wort ergreifen. 
Die Stadtverordneten können ebenſo jederzeit in Stadtangelegenheiten von 
ihm Auskunft verlangen. Dieſe Doppelſtellung als Sitzungsleiter und als Ver⸗ 
treter der Stadtverwaltung iſt unter Umſtänden eine der ſchwierigſten Aufgaben 
des Bürgermeiſters: die Sitzungsleitung zwingt ihn über der Sache zu ſtehen, 
die Vertretung der Verwaltung erfordert unter Umſtänden Parteinahme. Auf 
der anderen Seite fehlt dem Bürgermeiſter ein Recht, das der Magiſtrat gegen⸗ 

Matthias, Die ſtädtiſche Selbſtverwaltung in Preußen. 8 
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über der Stadtverordnetenverſammlung regelmäßig hat: das Recht der Zu⸗ 
ſtimmung. In den Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung kommt ein gültiger 
Gemeindebeſchluß ſchon in der Stadtverordnetenverſammlung zuſtande. Dem 
Bürgermeiſter bleibt nur die Möglichkeit der Beanſtandung, die nach 
der Magiſtratsverfaſſung außer in Schleswig⸗Holſtein nicht der Bürgermeiſter, 
ſondern nur der Magiſtrat geltend machen kann. Die Beanſtandung muß er⸗ 
folgen, wenn der Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung ihre Befugnis 
überſchreitet oder die Geſetze verletzt. Eine ſolche Beanſtandung regelt ſich nach 
dem S. 95 beſchriebenen Verfahren. Eine Beanſtandung iſt ferner vorge⸗ 
ſchrieben, wenn der Beſchluß das Staatswohl oder das Gemeindeintereſſe ver⸗ 
letzt, wie die Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rhein⸗ 
provinz beſtimmen, oder wenn das Staatswohl verletzt wird, wie es in der 
Schleswig⸗holſteiniſchen Städteordnung heißt, oder wenn das Gemeinwohl oder 
das Gemeindeintereſſe verletzt wird, wie die Heſſen⸗naſſauiſche Städteordnung 
erklärt. In einem ſolchen Falle muß der Bürgermeiſter es ablehnen, den Be⸗ 
ſchluß der Stadtverordnetenverſammlung auszuführen. Hält dieſe bei nochmaliger 
Beratung an ihrem Beſchluſſe feſt, ſo hat der Bürgermeiſter die Entſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes einzuholen, gegen die der Beſchwerdeweg an den Pro⸗ 
vinzialrat offen ſteht. Ein gleiches Verfahren iſt nach der Städteordnung für 
die Rheinprovinz zugelaſſen, wenn der Bürgermeiſter die Wahl des Einnehmers 
beanſtanden zu müſſen glaubt. Da indeſſen dieſe Wahl in der Rheinprovinz 
ſtets der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes bedarf, iſt die Beſtimmung nicht 
von großer Bedeutung. 

Im übrigen kann der Bürgermeiſter nicht, wie dies in der Mehrzahl der 
Städteordnungen dem Magiſtrat zuſteht, ſeine abweichende Meinung dadurch 
vertreten, daß er die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes beantragt. Dies würde 
dem Grundgedanken der Rheiniſchen Städteordnung widerſprechen, die bei den 
Rechten des Bürgermeiſters nur das Beanſtandungsrecht erwähnt ($53 3. 2) 
und von Meinungsverſchiedenheiten erſt bei der Darlegung der Magiſtratsrechte 
(8 74 Abſ. 2) ſpricht. Da die rheiniſche Verfaſſung die Grundlage für die Regelung 
der Bürgermeiſtereiverfaſſung in den anderen Provinzen gebildet hat und in 
den maßgebenden Städteordnungen die Frage unerörtert bleibt, wird man 
ein Gleiches für die übrigen Landesteile annehmen müſſen. 

Im Falle ſeiner Verhinderung wird der Bürgermeiſter in den 
öſtlichen Provinzen und Weſtfalen durch Schöffen, in der Rheinprovinz und 
Heſſen⸗Naſſau durch Beigeordnete (in Heſſen⸗Naſſau iſt bei Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung nur ein Beigeordneter vorgeſehen), in Schleswig⸗Holſtein durch 
Ratmänner vertreten. Sind der Bürgermeiſter und ſeine geſetzlichen Ver⸗ 
treter ſämtlich verhindert, ſo wird im Notfall die Aufſichtsbehörde für eine 
ordnungsgemäße Geſchäftsführung ſorgen und einen Vertreter beſtellen 
müſſen. Jedenfalls würde es unzuläſſig ſein, daß die Stadtverordneten 
ohne geſetzmäßige Wahl einen Vertreter beſtimmten. Sie können dies um 
ſo weniger, als ohne Leitung des Bürgermeiſters oder ſeines geſetzlichen 
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Vertreters eine Stadtverordnetenſitzung nicht ſtatthaft iſt und die desun⸗ 
geachtet gefaßten Beſchlüſſe ungültig ſind. 

Wird die Stadtverordnetenverſammlung durch Königliche Verordnung auf⸗ 
gelöſt, jo wird dadurch der Amtskreis des Bürgermeisters nicht berührt. Als 
Beſchlußkörperſchaft tritt ihm der Bezirksausſchuß zur Seite. Das Recht des 
Bürgermeiſters zur Verſammlungsleitung ruht naturgemäß für dieſen Fall, 
da ein Bürgermeiſter nicht der Aufſichtsbehörde vorgeſetzt werden kann. Die 
neugewählte Stadtverordnetenverſammlung beruft der Bürgermeiſter. 

Die Staatsgeſchäfte. Der Bürgermeiſter hat als mittelbarer Staats⸗ 
beamter das Staatswohl niemals außer acht zu laſſen. Einige Beſtimmungen 
der Städteordnungen und ſonſtigen Geſetze verpflichten ihn noch beſonders, 
eine Reihe von Geſchäften zu beſorgen, die über den Rahmen rein ſtädtiſcher 
Angelegenheiten hinausgehen und an ſich durch eigentliche Staatsbeamte zu 
erledigen wären. Als Regel ſtellen die Geſetze auf, daß der Bürgermeiſter alle 
örtlichen Geſchäfte der Kreis-, Provinzial⸗ und allgemeinen Staatsverwaltung 
zu erledigen hat, wenn nicht ein beſonderer Beamter hierfür beſtellt iſt. Nur 
die Hannoverſche Städteordnung erklärt die Verwaltung der Landesangelegen⸗ 
heiten für eine Obliegenheit des Magiſtrats. 

An erſter Stelle iſt die Polizeiverwaltung zu erwähnen. Dieſe 
ſteht dem Bürgermeiſter zu, ſoweit nicht Königliche Polizei beſtellt iſt. Nur 
die Städteordnung für Hannover weiſt die Polizeiverwaltung dem Magiſtrat 
zu. Da aber auch dort der Bürgermeiſter die Dezernate verteilt, führt er die 
laufenden Polizeigeſchäfte, wenn er ſie nicht einem anderen Magiſtratsmitglied 
überträgt. Für die Beauftragung eines anderen Magiſtratsmitgliedes iſt in 
Hannover eine Genehmigung des Regierungspräſidenten nicht notwendig, 
ſoweit nicht eine beſondere ſtädtiſche Polizeidirektion eingerichtet iſt. Eben⸗ 
ſowenig bedarf der Bürgermeister einer rheinischen Stadt mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung zur Übertragung der Polizeigeſchäfte an einen Beigeordneten einer 
höheren Genehmigung, während in den übrigen Landesteilen und auch in den 
Städten der Rheinprovinz, in denen die Magiſtratsverfaſſung eingeführt iſt, 
die Einholung der Genehmigung des Regierungspräſidenten vorgeſchrieben iſt. 
Indeſſen befindet ſich der Bürgermeiſter in Hannover dennoch in größerer Ab⸗ 
hängigkeit vom Regierungspräſidenten, inſofern als dieſer die Befugnis beſitzt, 
über den Kopf des Bürgermeiſters hinweg die Magiſtratsperſon zu beſtimmen, 
welche die ſtädtiſche Polizei beſorgen ſoll. Ein gleiches Recht ſteht dem Regierungs⸗ 
präſidenten in Schleswig⸗Holſtein zu, doct ſogar in erweitertem Maße, da er 
auch einen nicht dem Magiſtrat angehörigen ſtädtiſchen Beamten die Polizei 
geſchäfte übertragen kann. Die übrigen Städteordnungen dagegen begnügen 
ſich mit dem erwähnten Genehmigungsrecht. Überträgt der Bürgermeiſter 
einer anderen Magiſtratsperſon die Polizeiverwaltung, jo iſt dieſer Dezernent 
in Polizeiſachen völlig unabhängig vom Bürgermeiſter. Jedoch ift es zuläſſig 
und vielfach üblich, daß der Bürgermeister die Polizeiverwaltung in der Hand 
behält, ſich aber von einer mit der Bearbeitung der Polizeiſachen betrauten 
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Magiſtratsperſon vertreten läßt. Für eine derartige Regelung ift gleichfalls die 
vorgeſchriebene Genehmigung des Regierungspräſidenten einzuholen. 

Ein Teil der Polizeiverwaltung iſt die gerichtliche Polizei. Hierbei iſt be⸗ 
ſonders beachtenswert, daß nach dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz die von der 
Landesregierung bezeichneten Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienſtes 
Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft und als ſolche ver⸗ 

pflichtet ſind, den Anordnungen der Staatsanwälte ihres Landgerichtsbezirks 
und deren Vorgeſetzten Folge zu leiſten. Nun benennt ein Miniſterialerlaß 
vom 15. September 1879 als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft unter anderen: 
bei den ſtädtiſchen Polizeiverwaltungen den Bürgermeiſter oder das an feiner 
Stelle mit der Führung der Polizeiverwaltung beauftragte Magiſtratsmitglied, 
die Polizei⸗Inſpektoren und die Polizeikommiſſare. Aber ein weiterer Erlaß 
vom 20. Dezember 1879 ſchränkt das Unterordnungsverhältnis zur Staats⸗ 
anwaltſchaft ein, indem beſtimmt wird, daß in kreisfreien Städten der Bürger⸗ 
meiſter und das ihn vertretende Magiſtratsmitglied zu den Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltſchaft nicht zu rechnen iſt und auch in größeren kreisangehörigen 
Städten der ſtädtiſche Polizeiverwalter von der Stellung eines ſolchen Hilfs⸗ 
beamten entbunden werden kann. Inſoweit das Verhältnis eines Hilfsbeamten 
vorliegt, haben die vorgeſetzten Staatsanwälte die Befugnis, die Erledigung 
eines Amtsgeſchäfts durch Ordnungsſtrafen bis zum Geſamtbetrage von 100 M. 
zu erzwingen. Das Recht iſt jedoch Ehrenbeamten gegenüber nicht gegeben. 

In eine weitere Beziehung zur Staatsanwaltſchaft kommt der Bürger⸗ 
meiſter, wenn er zum Amtsanwalt ernannt iſt. Falls nicht die örtliche 
Polizeiverwaltung Königlichen Behörden überwieſen iſt, muß der Bürger⸗ 
meiſter einer Stadt, die der Sitz eines Amtsgerichts iſt, auf Verlangen der 
Staatsbehörde die Geſchäfte eines Amtsanwalts ſelbſt übernehmen. Seine 
Verpflichtung zur Übernahme dieſes Amtes entfällt nur, wenn die Gemeinde⸗ 
behörde eine andere geeignete Perſon in Vorſchlag bringt, die zur Amtsüber⸗ 
nahme bereit iſt. Neben dem Bürgermeiſter kann auf ſeinen Antrag auch ein 
von ihm vorgeſchlagener Stellvertreter in den Geſchäften eines Amtsanwaltes 
beſtellt werden. Für die perſönliche Mühewaltung und für die Deckung der 
ſachlichen Koſten zahlt die Staatskaſſe eine Entſchädigung. 

Ein Staatsgeſchäft des Bürgermeiſters iſt ferner das Amt eines Stan- 
desbeamten. In denjenigen Standesamtsbezirken, die den Bezirk der 
Stadt nicht überſchreiten, hat der Bürgermeiſter die Geſchäfte des Standes⸗ 
beamten wahrzunehmen, ſofern nicht der Oberpräſident einen beſonderen Be⸗ 
amten beſtellt. Der Bürgermeiſter kann dieſe Geſchäfte aber mit Genehmigung 
des Oberpräſidenten einem anderen Gemeindebeamten widerruflich übertragen. 
Auch iſt die Stadtverordnetenverſammlung, in Magiſtratsſtädten mit Zuſtimmung 
des Magiſtrats befugt, die Anſtellung beſonderer Standesbeamten und ihrer 
Vertreter zu beſchließen, die dann die Stellung von Gemeindebeamten ein⸗ 
nehmen. Ihre Ernennung geſchieht in dieſem Falle in Magiſtratsſtädten durch 
den Magiſtrat, in den übrigen Städten durch den Bürgermeiſter; ſie bedarf 
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der Genehmigung des Oberpräfidenten. Die durch den Oberpräſidenten erfolgte 
Beſtellung und Genehmigung iſt jederzeit widerruflich. Bei Geltendmachung 
des Widerrufs muß die Stadt die Standesbeamten anderweit verwenden. Iſt 
vorauszuſehen, daß dies nicht möglich iſt, werden zweckmäßig die Standes⸗ 
beamten nur auf Kündigung angeſtellt. Auch werden wohl, um eine jederzeitige 
Verſchiebung in den Dezernaten zu ermöglichen, mehrere Magiſtratsperſonen, 
wenn nicht alle, dem Oberpräſidenten als Vertreter des Bürgermeiſters benannt 
und als ſtellvertretende Standesbeamte beſondere Gemeindebeamte beſtellt. 
Die Gehaltsleiſtung iſt eine Sache der Stadt; der Staat oder das Reich 
zahlt keine Entſchädigung. — Beſteht der Standesamtsbezirk aus mehreren 
Gemeinden, ſo ernennt der Oberpräſident den Standesbeamten oder deſſen 
Vertreter. Der Bürgermeiſter und jeder ſonſtige Beamte einer dieſer Ge⸗ 
meinden ſind alsdann verpflichtet, das Amt anzunehmen. Die übrigen Ge⸗ 
meinden müſſen dem Bürgermeiſter oder Gemeindebeamten eine Pauſchent⸗ 
ſchädigung zahlen, die im Streitfall der Bezirksausſchuß endgültig feſtſetzt. 

Der Bürgermeiſter einer kreisfreien Stadt, in den Landkreiſen der Landrat, 
iſt ſtaatlicher Steuerkommiſſar für die Einkommenſteuer und 
Vermögensſteuer, wenn nicht die Regierung einen beſonderen Kommiſſar er⸗ 
nennt. Er it der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion, hat als ſolcher das 
Staatsintereſſe bei Veranlagung der ſtaatlichen Einkommen- und Vermögens⸗ 
ſteuer wahrzunehmen und iſt dafür verantwortlich, daß die Veranlagung in 
der Stadt geſetzmäßig zur Ausführung gelangt. Er ift auch verpflichtet, in dieſen 
Steuerſachen den Aufträgen und Weiſungen des Vorſitzenden der Berufungs⸗ 
kommiſſion, d. i. eines vom Finanzminiſter für jeden Regierungsbezirk zu er⸗ 
nennenden Regierungskommiſſars, nachzukommen. Eine ähnliche Regelung iſt 
in ſtaatlichen Gewerbeſteuerſachen möglich. Für die Veranlagung zur ftaat- 
lichen Gewerbeſteuer beſtehen Steuerausſchüſſe der vier Steuerklaſſen. Der 
Vorſitzende der erſten Klaſſe wird vom Finanzminiſter, die Vorſitzenden der 
übrigen Steuerklaſſen werden von der Bezirksregierung ernannt. In der Regel 
ſoll der Vorſitzende der Einkommenſteuerveranlagungskommiſſion mit dem 
Vorſitz in der dritten und vierten Klaſſe betraut werden. Die Verantwortlichkeit 
des Ausſchußvorſitzenden iſt in ähnlicher Weiſe umgrenzt wie die des Veran⸗ 
lagungskommiſſars. Übrigens kommt es vor, daß der Bürgermeiſter einer 
kreisfreien Stadt mit dem Vorſitz in dieſen Ausſchüſſen beauftragt wird, während 
für die ſtaatliche Einkommen⸗ und Vermögensſteuer ein beſonderer Kommiſſar 
ernannt iſt. 

Sodann ſind hier die Militärgeſchäfte zu erwähnen. In der 
Regel bildet der Bürgermeiſter einer kreisfreien Stadt mit ſtädtiſcher Polizei, 
in Landkreiſen der Landrat, in Städten mit Königlicher Polizeiverwaltung der 
Polizeidirektor zuammen mit dem Bezirkskommandeur die Erſatzkom⸗ 
miſſion, eine Behörde, der die ſtändige Beſorgung der Militärerſatzan⸗ 
gelegenheiten obliegt. 

Endlich tritt der Bürgermeiſter dort in ein gewiſſes unmittelbares Ver⸗ 
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hältnis zum Staate, wo Schulangelegenheiten der Stadt in Be⸗ 
tracht kommen. Zwar die Schulen ſelbſt können Veranſtaltungen der Stadt ſein; 
die Aufſicht wird aber vom Staate geübt. Inſofern die Aufſichtsrechte des 
Staates auf gewiſſe ſtädtiſche Beamte (Schulinſpektoren) übertragen ſind, iſt 
das Dezernatsverteilungsrecht des Bürgermeiſters gebunden. Auch in mancher 
anderen Hinſicht macht ſich hier das Aufſichts⸗ und Anweiſungsrecht des Staates 
geltend, worauf im Kapitel über die Schulen eingegangen werden wird. 

Die dem Bürgermeiſter durch die Geſetze zugewieſene Stellung legt ihm 
in politiſchen Angelegenheiten gewiſſe Schranken auf. Er hat 
alles zu unterlaſſen, was eine Verletzung der Treue gegen das Staatsoberhaupt 
oder die Verfaſſung bedeuten würde. Daher unterliegt er nach dem Beamten⸗ 
diſziplinarrecht der Beſtrafung, wenn er einer die geltende Staatsform be⸗ 
kämpfenden Partei wiſſentlich Vorſchub leiſtet. Eine derartige Handlung wird 
auch darin erblickt, wenn der Bürgermeiſter einer ſolchen Partei einen ſtädtiſchen 
Saal zur Abhaltung politiſcher Verſammlungen überläßt. Im übrigen aber 
ſind der politiſchen Betätigung des Bürgermeiſters geſetzliche Grenzen nicht 
gezogen. 
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6. Kapitel. 
Der zweite Bürgermeiſter. Die Beigeordneten. 


Die Magiſtratsverfaſſung. Sämtliche Städteordnungen mit Ausnahme 
der Hannoverſchen kennen als geſetzlichen Vertreter des Bürgermeiſters in 
Städten mit Magiſtratsverfaſſung den Beigeordneten, die Heſſen⸗naſſauiſche 
Städteordnung mehrere Beigeordnete. Statt des Titels Beigeordneter führen 
die Städteordnungen mit Ausnahme der Heſſen⸗Naſſauiſchen auch die Bezeich⸗ 
nung „zweiter Bürgermeister“, ſodaß in den betreffenden Landesteilen der 
Titel „zweiter Bürgermeiſter“ nicht beſonders verliehen zu werden braucht. 
Der Beigeordnete wird in ſeinen perſönlichen Verhältniſſen als ein Magiſtrats⸗ 
mitglied behandelt. Deshalb gelten alle Beſtimmungen über die Wahl und 
Befugniſſe eines Magiſtratsmitgliedes gleichfalls für den Beigeordneten. Nach 
der Heſſen⸗Naſſauiſchen Städteordnung wählt jedoch dasſelbe Wahlkollegium, das 
den Bürgermeiſter wählt, alſo die Stadtverordnetenverſammlung und die un⸗ 
beſoldeten Magiſtratsmitglieder, auch den Beigeordneten, während die ſonſtigen 
Magiſtratsperſonen in Heſſen⸗Naſſau durch die Stadtverordnetenverſammlung 
allein gewählt werden. In Frankfurt a. M. bedarf der zweite Bürgermeiſter 
im Gegenſatz zu den ſonſtigen gewählten Magiſtratsmitgliedern der Beſtätigung, 
und zwar durch den König. Der Fall der Nichtbeſtätigung wird in den öſtlichen 
Provinzen in der gleichen Weiſe behandelt wie die Nichtbeſtätigung eines Bürger⸗ 
meiſters. Auch in den übrigen Landesteilen bedarf der Beigeordnete wie jedes 
Magiſtratsmitglied der Beſtätigung; jedoch iſt in Städten mit mehr als 10 000 Ein⸗ 
wohnern die Beſtätigung dem Könige vorbehalten, während für die Beſtätigung 
der Magiſtratsräte der Regierungspräſident zuſtändig iſt. 

Die Städteordnung für Frankfurt a. M. ſetzt voraus, daß der zweite Bürger⸗ 
meiſter ſtets beſoldet iſt. Die übrigen Städteordnungen faſſen die Stellung des 
Beigeordneten grundſätzlich als eine unbeſoldete auf, laſſen aber eine Beſoldung 
oder eine feſte Entſchädigung für den Dienſtaufwand zu. Die Bewilligung 
einer ſolchen Entſchädigung bedarf gleichwie die Beſoldungsregelung der Ge⸗ 
nehmigung des Bezirksausſchuſſes (in Berlin des Oberpräſidenten). Nur in 
deen wird die Dienſtunkoſtenentſchädigung durch das Ortsſtatut 
eſtgeſetzt. 
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Die Aintsdauer des Beigeordneten richtet ſich nach der Beſoldung. Der 
unbeſoldete Beigeordnete wird auf ſechs Jahre, der beſoldete auf zwölf Jahre 
gewählt. Letzterer kann aber auch — abgeſehen von Frankfurt a. M. — auf 
Lebenszeit gewählt werden. 

Der Beigeordnete hat, ſolange der Bürgermeiſter nicht verhindert iſt, die 
Dienſtſtellung eines Magiſtratsmitgliedes. Er hat demgemäß auch dann Sitz 
und Stimme im Magiſtrat, wenn er den Bürgermeiſter nicht vertritt. Iſt der 
Bürgermeiſter verhindert, ſo tritt der Beigeordnete kraft Geſetzes in alle Rechte 
und Pflichten des Bürgermeiſters ein. Rechtlich würde er alſo dann befugt 
ſein, Maßnahmen zu treffen, die den bisherigen Anordnungen des Bürgermeiſters 
zuwiderlaufen; ſo würde er auch eine andere Verteilung der Geſchäfte vor⸗ 
nehmen können. Jedoch wird bei Maßnahmen des Beigeordneten, welche aller 
Vorausſicht nach die Billigung des Bürgermeiſters nicht finden und von ihm 
geändert werden, eine Beſchwerde des Betroffenen an die Aufſichtsbehörde 
zuläſſig ſein, da die Stadtgeſchäfte gefährdet werden. Ein ſolcher Weg wird nicht 
notwendig fein, wenn die Vertretung nur eine kurzfriſtige iſt und die Anordnung 
des Beigeordneten alsbald durch den Bürgermeiſter wieder aufgehoben werden 
kann. 

Die Hannoverſche Städteordnung kennt einen geſetzlichen Vertreter des 
Bürgermeiſters nicht. In Hannover muß vielmehr ein Magiſtratsmitglied, und 
zwar in Städten mit rechtskundigen Senatoren ſtets ein ſolcher, zum Vertreter 
beſtellt werden. Iſt der Vertreter rechtskundig, ſo führt er die Amtsbezeichnung 
Syndikus. Der Vertreter des Bürgermeiſters wird auf Lebenszeit beſtellt. 
Dem Syndikus iſt das Vorrecht eingeräumt, daß er durch Ortsſtatut an Stelle 
des Magiſtrats zum Vertreter nach außen, namentlich vor Gericht, beſtimmt 
werden kann. 

Die Bürgermeiſtereiverfaſſung. Die Stellung der Beigeordneten in den 
Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung iſt in der Rheiniſchen Städteordnung 
durch einige Sonderbeſtimmungen geregelt. Die übrigen Städteordnungen, 
welche die Bürgermeiſtereiverfaſſung zulaſſen, erwähnen den Amtskreis der Ma⸗ 
giſtratsperſonen, die ſie in Städten ohne Magiſtrat dem Bürgermeiſter zu⸗ 
geſellen, in einer ſolchen Kürze, daß man in Zweifelsfällen genötigt ſein wird, 
auf das rheiniſche Vorbild zurückzugehen. Auch führen durchaus nicht alle Städte⸗ 
ordnungen für dieſe Amtsperſonen den Titel Beigeordneter, belaſſen es viel⸗ 
mehr regelmäßig bei den für die Mitglieder eines Magiſtrats üblichen Amts⸗ 
bezeichnungen. Die Städteordnung für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und 
Heſſen⸗Naſſau ſprechen von Schöffen; jedoch laſſen die beiden letzteren Geſetze 
auch einen Beigeordneten zu. Die Städteordnung für Schleswig⸗Holſtein 
nennt die dem Bürgermeiſter zur Seite ſtehenden Magiſtratsperſonen Rat⸗ 
männer. Die Schöffen und Ratmänner beziehen keine Beſoldung; doch kann 
den Ratmännern eine Dienſtunkoſtenentſchädigung gewährt werden. 

Nach den Städteordnungen für die öſtlichen Pro⸗ 
vinzen, Weſtfalen, Schleswig-Holftein, Heſſen⸗-Naſſau 
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ſollen die Beigeordneten (Schöffen und Ratmänner) in Städten mit Bürger⸗ 
meiſtereiverfaſſung den Bürgermeiſter unterſtützen und ihn im Verhinderungs⸗ 
falle vertreten; die Heſſen⸗Naſſauiſche Städteordnung gibt nur dem Beige⸗ 
ordneten, nicht aber den Schöffen die Vertretungsbefugnis. Im übrigen be⸗ 
gnügen ſich die erwähnten Städteordnungen, die für die Magiſtratsverfaſſung 
gegebenen Vorſchriften ſinngemäß auf die Bürgermeiſtereiverfaſſung anzu⸗ 
wenden mit der einen, aber wichtigen Ausnahme, daß die Schöffen und Rat⸗ 
männer — nicht aber die Beigeordneten in Weſtfalen und Heſſen⸗Naſſau — 
zugleich Stadtverordnete ſein können. 

Nach der Rheiniſchen Städteordnung dürfen die Bei⸗ 
geordneten in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung ebenfalls zugleich Stadt⸗ 
verordnete ſein. Sie werden in dieſer Städteordnung ebenſo wie der Bürger⸗ 
meiſter als Magiſtratsperſonen bezeichnet und es gilt von ihrer Wahl und ihren 
perſönlichen Verhältniſſen alles das, was oben über die Magiſtratsmitglieder 
ausgeführt wurde. In ihrer Dienſtſtellung unterſcheiden ſich aber die Bei⸗ 
geordneten weſentlich von den Angehörigen des Magiſtrats. Sie bilden kein 
Kollegium mit dem Bürgermeiſter, ſind ihm vielmehr als Vertreter beigeordnet 
und auf ſeine Aufträge angewieſen. Der Bürgermeiſter beſtimmt ihren Ge⸗ 
ſchäftskreis, in dem fie — namentlich in größeren Städten — ſelbſtändig arbeiten 
und verfügen. Einer etwaigen Anordnung des Bürgermeiſters aber haben ſie 
auch in ihren Dezernaten Folge zu leiſten. Ihre abweichende Meinung kann zu 
einem Sondergutachten in den Akten führen, niemals aber nach außen vertreten 
werden. Ebenſowenig iſt eine Entſcheidung von anderer Seite, etwa wie in 
Magiſtratsſtädten des Magiſtrats, in dem Verhältnis zwiſchen Bürgermeiſter 
und Beigeordneten möglich. Hat der Beigeordnete in Vertretung des Bürger⸗ 
meiſters gehandelt, ſo hat der Bürgermeiſter gegenüber einer erfolgten Entſchei⸗ 
dung des Beigeordneten kein Beanſtandungsrecht. Der Bürgermeiſter kann 
jedoch, ſoweit nicht Rechte Dritter entſtanden ſind, die Verfügung des Bei⸗ 
geordneten ohne weiteres aufheben und durch eine andere erſetzen. Nur in 
wenigen Ausnahmefällen hat die neuere Geſetzgebung Bürgermeiſter und Bei⸗ 
geordnete als ein Kollegium behandelt und dem Beigeordneten ein Stimm⸗ 
recht zugewieſen, das auch entgegengeſetzt der Anſicht des Bürgermeiſters aus⸗ 
geübt werden kann. So iſt die Kündigung von Beamten, die auf Kündigung 
angeſtellt ſind, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung nur durch Beſchluß 
eines Kollegiums ſtatthaft, das aus dem Bürgermeiſter und den Beigeordneten 
(Schöffen, Ratmännern) gebildet wird. Ferner tritt für eine Reihe von An⸗ 
gelegenheiten in den kreisangehörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern 
an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Magiſtrat und, ſofern ein ſolcher nicht 
beſteht, der Bürgermeiſter und die Beigeordneten als beſchließendes Kollegium 
(S. 186). Endlich haben in den Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung die 
vom Bürgermeiſter in die Schuldeputattion zu entſendenden Beigeordneten 
volles Stimmrecht neben dem Bürgermeiſter (S. 130). 

Nach zwei Richtungen iſt der Bürgermeiſter in der Verteilung der Ge⸗ 
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ſchäfte an die Beigeordneten beſchränkt, in der Regelung ſeiner Vertretung im 
Verhinderungsfalle und in der Übertragung der Staatsgeſchäfte. Die letzteren 
Angelegenheiten können nur unter den gleichen Vorausſetzungen den Bei⸗ 
geordneten überwieſen werden, wie in den Städten mit Magiſtratsverfaſſung 
den Magiſtratsmitgliedern (S. 115). Jedoch fehlt in der Rheiniſchen Städte- 
ordnung die Beſtimmung, daß zur Übertragung der in der Städteordnung ſelbſt 
erwähnten Staatsgeſchäfte, namentlich alſo der Polizeiſachen, an einen Bei⸗ 
geordneten die Genehmigung des Regierungspräſidenten notwendig iſt, während 
dieſe für die Magiſtratsverfaſſung in der erwähnten Städteordnung vorge⸗ 
ſchrieben iſt. 

Die Ordnung der Reihenfolge, in welcher die Bei⸗ 
geordneten den Bürgermeiſter im Falle ſeiner Ver⸗ 
hinderung oder während der Erledigung ſeines Amtes vertreten, geſchieht 
nicht durch den Bürgermeiſter, ſondern durch die Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung. Ein ſolcher Stadtverordnetenbeſchluß bedarf der Genehmigung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes, in Schleswig⸗Holſtein des Regierungspräſidenten. Übrigens 
wird eine derartige Regelung nur in der Rheiniſchen und Schleswig⸗Holſtei⸗ 
niſchen Städteordnung erwähnt, während die Städteordnung für die öſtlichen 
Provinzen über den Fall ſchweigt und der Weſtfäliſchen und Heſſen⸗Naſſauiſchen 
Städteordnung eine nähere Beſtimmung offenbar um deswillen nicht als not⸗ 
wendig erſchien, weil ſie nur einen Beigeordneten als Stellvertreter des Bürger⸗ 
meiſters kennen. Die Anordnung der Reihenfolge in der Vertretung des Bürger⸗ 
meiſters iſt namentlich in größeren Städten, in denen der Bürgermeiſter häufig 
durch Repräſentationen, Vertretung im Herrenhauſe uſw. verhindert iſt, von 
beſonderer Bedeutung und es hat ſich deshalb im Laufe der Zeit die Stellung 
eines Erſten Beigeordneten herausgebildet. Dem Geſetz iſt eine 
ſolche Bezeichnung unbekannt. Als Titel kann ſie deshalb nicht geführt werden; 
jedoch ſteht nichts im Wege, ſie anzuwenden, um die Vertretungsbefugnis an 
erſter Stelle und damit die beſondere Bedeutung der Amtshandlungen eines 
ſolchen Beigeordneten zu betonen. Unzuläſſig aber würde es ſein, wenn de 
Stelle eines Erſten Beigeordneten durch Wahl bindend beſetzt würde. Um 
das zu ermöglichen, hätte es einer beſonderen geſetzlichen Beſtimmung bedurft, 
wie dies in den meiſten Städteordnungen hinſichtlich des Amtes des zweiten 
Bürgermeiſters und in der Hannoverſchen Städteordnung hinſichtlich der Stellung 
des Syndikus geſchehen iſt. 

Ebenfalls gegenüber der Stadtverordneten verſamm⸗ 
lung und den Deputationen und Kommiſſionen ſtehen 
die hier behandelten Beigeordneten nicht ſo ſelbſtändig wie die Magiſtratsmit⸗ 
glieder. Ein Beigeordneter muß zur Stadtverordnetenverſammlung nur des⸗ 
halb geladen werden, um im Falle der Verhinderung des Bürgermeiſters deſſen 
Vertretung im Vorſitz übernehmen zu können. In der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung hat er nicht einmal beratende Stimme, abgeſehen von den An⸗ 
gelegenheiten, die er im Auftrage des Bürgermeiſters bearbeitet. Da aber 
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der Bürgermeiſter den Auftrag jederzeit entziehen oder beſchränken kann, iſt 
es völlig in den Willen des Bürgermeiſters geſtellt, ob er einem Beigeordneten 
das Wort erteilen will; er kann dem Beigeordneten ſogar das Wort während 
der Beratung entziehen. Anders liegt es, wenn der Beigeordnete zugleich 
Stadtverordneter iſt. Alsdann hat der Beigeordnete die gleichen Rechte wie 
jeder Stadtverordnete, alſo beratende und beſchließende Stimme. In den 
Deputationen und Kommiſſionen ſind die Beigeordneten nur als ſtellvertretende 
Vorſitzende an Stelle des Bürgermeiſters tätig, wenn ſie nicht als Stadtverordnete 
zum Mitglied gewählt ſind. Ein Stimmrecht neben dem Bürgermeiſter ſteht 
den Beigeordneten, die nicht Stadtverordnete ſind, nicht zu, ausgenommen in 
der Schuldeputation. 

Während ſo die Stellung der Beigeordneten in der inneren Verwaltung 
eine rechtlich beſchränkte iſt, iſt die Vertretungsbefugnis nach 
außen ſelbſtändiger geregelt als hinſichtlich der Magiſtratsmitglieder. Die Bei⸗ 
geordneten ſind die geſetzlichen Vertreter des Bürgermeiſters und deshalb nach 
außen hin ohne weiteres berechtigt, den Bürgermeiſter und die Stadt zu ver⸗ 
treten. Ihre Handlungen binden die Stadt in der gleichen Weiſe, wie dies die 
Handlungen des Bürgermeiſters tun würden. Sie können Verträge ſchließen 
und Rechtsſtreite führen, wobei es für die Rechtsgültigkeit der Verträge un⸗ 
erheblich iſt, ob die Stadtverordnetenverſammlung oder die Aufſichtsbehörde 
die erforderliche Genehmigung erteilt hat, es ſei denn, daß die Erteilung dieſer 
Genehmigung bei dem Vertragsabſchluß vorbehalten wurde (ſiehe S. 101). 
Die Beigeordneten bedürfen nicht einmal einer Vollmacht für ihre Amtshand⸗ 
lungen, was in den Städten mit Magiſtratsverfaſſung für die Magiſtratsmit⸗ 
glieder und ſelbſt für den Bürgermeiſter notwendig iſt. Deshalb können weder 
Private noch Gerichte noch ſonſtige Behörden den Nachweis verlangen, daß 
der Beigeordnete zur Vertretung im beſonderen Fall befugt und bevollmächtigt 
iſt; vielmehr genügt es, daß er als Beigeordneter ſich ausweiſt oder bekannt iſt 
und als ſolcher handelt. Verſtößt der Beigeordnete gegen die Geſchäftsverteilung, 
ſo kann daraus Dritten kein Nachteil erwachſen, ſondern nur ein Anlaß zur 
Diſziplinierung hergeleitet werden oder eine Schadenserſatzpflicht des Bei⸗ 
geordneten gegenüber der Stadt entſtehen. 


Geſetze und Literatur. 


Magiſtratsverfaſſung O. W. 29—34, 57 Abſ. 2. Satz 4, 64, 65. Rh. 
68—71, 74, 75. SchH. 2834, 77, 78. HN. 32—37, 62 Ab}. 4, 69, 70. Fr. 38—44, 
64 Abſ. 2 715 72. ZuſtG. 16 Abſ. 35 H. 40 Abſ. 3, 4, 1 Abſ. 2 (Syndikus). 

Bürgermeiſtereiverfaſſung O. W. 72 (Schöffen). Rh. 28—33, 
16 8. 2. Schß. 94 (Ratmänner). HN. 83. KB. 9 Abſ. 2. L. 4 Abſ. 3. Ge. 
betr. die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen vom 28. VII. 1906 et 335) 5 44 

Dazu die Seite 105 aufgeführte Literatur. 


124 7. Kapitel. Kommiſſionen, Deputationen und Ausſchüſſe. 


7. Kapitel. 
Kommiſſionen, Deputatationen und Ausſchüſſe. 


Die Verwaltungsdeputationen. Die gemiſchten Verwaltungskörper⸗ 
ſchaften, die aus Magiſtratsperſonen und Stadtverordneten oder Bürgern ge⸗ 
bildet werden, ſind eine bedeutſame und glückliche Einrichtung in unſerem Städte⸗ 
weſen deshalb, weil ſie ein ausgleichendes Zuſammenarbeiten zwiſchen dem 
eigentlichen Beamtentum und den nicht beamteten Vertretern der Bürgerſchaft 
ermöglichen. 

Sie werden von allen Städteordnungen erwähnt und, abgeſehen von 
Hannover, Deputotionen oder Kommiſſionen genannt. Die Städteordnungen 
für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz gebrauchen beide Be⸗ 
zeichnungen als gleichbedeutend nebeneinander, während die Städteordnung 
für Schleswig⸗Holſtein und Heſſen⸗Naſſau nur die Bezeichnung Kommiſſionen, 
die Städteordnung für Frankfurt a. M. den Ausdruck Deputationen oder Amter 
verwenden. Die Hannoverſche Städteordnung benennt jene Körperſchaften 
Ausſchüſſe, wogegen ſie unter Deputationen Abordnungen bei feierlichen Ge⸗ 
legenheiten verſteht. Allen Städteordnungen iſt der Grundgedanke gemein, 
daß die Deputationen, wie fie hier kurz genannt ſein mögen, dem Magiſtrat 
oder in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung dem Bürgermeiſter untergeordnet 
ſind und ihre Befugniſſe von ihm ableiten. Daraus folgt, daß die Deputationen 
auf dem ihnen zugewieſenen Gebiet die Stellung und Befugniſſe des Magiſtrats 
bzw. des Bürgermeiſters einnehmen. Demnach ſind ſie eine öffentliche Behörde 
und ihre Mitglieder Beamte. Dieſe Rechtsſtellung iſt auch durch die Spruch⸗ 
praxis des Oberverwaltungsgerichts feſtgeſtellt. Als Behörde genießen 
die Deputationen ſtrafrechtlichen Schutz; bei Beleidigungen der Deputation 
kaum außer den unmittelbar Beteiligten der Magiſtrat bzw. Bürgermeiſter als 
Vorgeſetzter Strafantrag ſtellen. Die Beamteneigenſchaft der 
Deputationsmitglieder verpflichtet ſie zur Amtsverſchwiegenheit und fällt unter 
Umſtänden ins Gewicht, wenn die Strafbarkeit einer Handlung eines Depu⸗ 
tationsmitgliedes nachgeprüft wird. So kann die Annahme von Geſchenken 
für eine in das Amt einſchlagende Handlung ein Deputationsmitglied ſtrafbar 
machen, während ein Stadtverordneter als ſolcher ſtrafrechtlich nicht dafür be⸗ 
langt werden könnte. An und für ſich würde auch ein dem Magiſtrat nicht an⸗ 
gehörendes Deputationsmitglied den Beſtimmungen des Ditziplinargeſetzes 
unterworfen ſein. Dies wird aber vom Oberverwaltungsgericht (25, 417) mit 
Rückſicht auf eine Beſtimmung verneint, die ſich jedoch nicht in allen Städte⸗ 
ordnungen, ſondern nur in denjenigen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die 
Rheinprovinz und Heſſen⸗Naſſau vorfindet. Die Beſtimmung geht dahin, daß die 
zu bleibenden Verwaltungsdeputationen oder kommiſſionen gewählten ſtimm⸗ 
fähigen Bürger in Städten mit Magiſtratsverfaſſung durch einen übereinſtimmen⸗ 
den Beſchluß des Magiſtrats und der Stadtverordnetenverſammlung, in Städten 
mit Bürgermeiſtereiverfaſſung von dem Bürgermeiſter in Übereinſtimmung mit 
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der Stadtverordnetenverſammlung auch vor Ablauf ihrer Wahl⸗ 
periode vonihrem Amte entbunden werdenkönnen. Hiermit 
wird bezweckt, ohne Diſziplinarverfahren auf möglichſt einfachem Wege ungeeig⸗ 
nete Deputationsmitglieder zu erſetzen. Ein derartiges Verfahren iſt indeſſen aus⸗ 
geſchloſſen, wenn es ſich um Schöffen handelt. Gegen den Gemeindebeſchluß 
ift ein beſonderes Rechtsmittelverfahren nicht eröffnet, jo daß nur Beſchwerde 
im Aufſichtswege zuläſſig iſt. Eine ſolche zwangsweiſe Entbindung vom 
Amt iſt den Städteordnungen für Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Frank⸗ 
furt a. M. — abgeſehen von den allgemeinen den Verluſt ehrenamtlicher Stellen 
ausſprechenden Beſtimmungen — unbekannt. Daher muß für dieſe Landes⸗ 
teile die Anwendbarkeit des Diſziplinargeſetzes auf ſämtliche Deputationsmit⸗ 
glieder angenommen werden. Übrigens wird in der Literatur die erwähnte, 
für die übrigen Provinzen maßgebende Entſcheidung des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts lebhaft bekämpft und ausgeführt, daß die Beſtimmungen über die 
zwangsweiſe Amtsentſetzung der nicht dem Magiſtrat angehörenden Depu⸗ 
tationsmitglieder die Befugnis zur Verhängung von Ordnumgsſtrafen nicht 
berühren konnten. Dem wird man um jo eher zuſtimmen müſſen, als die Diſzipli⸗ 
narverhältniſſe in Preußen einheitlich geregelt find und Schleswig-Holftein, Han⸗ 
nover und Frankfurt a. M. andernfalls eine Sonderſtellung einnehmen würden. 

Die Verwaltungsdeputationen werden regelmäßig aus Magiſtratsperſonen 
und Nichtmitgliedern des Magiſtrats zuſammengeſetzt. Zwar iſt es nach ſämt⸗ 
lichen Städteordnungen nicht unzuläſſig, in Städten mit Magiſtratsverfaſſung 
die Deputationen allein aus Magiſtratsmitgliedern zu bilden, in Schleswig⸗ 
Holſtein allerdings nur zu vorübergehenden, der gemeinſchaftlichen Beſchluß⸗ 
nahme beider Kollegien nicht unterliegenden Zwecken. Derartig zuſammen⸗ 
geſetzte Deputationen bilden aber eine Ausnahme, zumal ſie allzu leicht den 
Geſchäftsgang erſchweren, ohne beſonderen Nutzen zu bringen. Werden ſie 
eingerichtet, ſo iſt eine Mitwirkung der Stadtverordnetenverſammlung nicht er⸗ 
forderlich. In Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung find fie naturgemäß 
ausgeſchloſſen. 

Zur Bildung gemiſchter Deputationen iſt nach den Städteordnungen für 
die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau und Frank⸗ 
furt a. M. ein übereinſtimmender Beſchluß beider Stadtkolle— 
gien, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung ein Stadtverordnetenbeſchluß 
notwendig. Auch kann für bleibende Deputationen eine ortsſtatutariſche Anord- 
nung getroffen werden, die aber wegen des Erforderniſſes höherer Genehmigung 
weniger üblich iſt. Die Städteordnung für Schleswig⸗Holſtein verlangt ſtets 
eine Regelung durch das Ortsſtatut. Die Städteordnung für Hannover gibt 
dem Magiſtrat die Befugnis, mit Zuſtimmung der Bürgervorſteher Aus⸗ 
ſchüſſe zu bilden und ihnen durch Statut eine Verfaſſung zu erteilen, eine Be⸗ 
ſtimmung, die praktiſch auf dasſelbe hinausläuft, was für die öſtlichen Provinzen 
uſw. rechtens iſt. 

Die Zuſammenſetzung der gemiſchten Deputationen 
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in der Regel zur Hälfte aus Magiſtratsmitgliedern und zur Hälfte aus Bürger: 
vorſtehern; jedoch kommen Ausnahmen vor. 

Die Magiſtrats mitglieder, die den Deputationen angehören 
ſollen, werden — abgeſehen von Schleswig⸗Holſtein und Hannover — vom 
Bürgermeiſter ernannt. Dieſer beſtimmt auch aus den Magiſtratsmitgliedern 
den Vorſitzenden. In Schleswig⸗Holſtein erfolgt die Wahl der Magiſtratsmit⸗ 
glieder durch den Magiſtrat. Die in die Deputation zu entſendenden Stadt⸗ 
verordneten werden, wiederum abgeſehen von Hannover, durch die 
Stadtverordnetenverſammlung gewählt; desgleichen die ſti m mfähigen 
Bürger, ausgenommen in Schleswig⸗Holſtein, wo die Bürger durch Be⸗ 
ſchluß beider Stadtkörperſchaften beſtimmt werden. Über die Gültigkeit der 
Wahlen der Stadtverordneten und Bürger beſchließt der Bezirksausſchuß, gegen 
deſſen Beſchluß Beſchwerde an den Provinzialrat zuläſſig iſt. Sit über die Amts⸗ 
dauer nichts beſtimmt, jo ift anzunehmen, daß die als Stadtverordnete gewählten 
Deputationsmitglieder für die Dauer ihres Hauptamtes, die Bürger auf Lebens⸗ 
zeit gewählt werden. Die Ernennung durch den Bürgermeiſter kann befriſtet 
und widerrufen werden. Dies jolgt aus dem unbeſchränkten Recht des Bürger- 
meiſters, die Geſchäfte innerhalb des Magiſtrats nach eigenem Gutdünken zu 
verteilen. Gegen die Beſtimmung der Magiſtratsperſonen zu Deputations⸗ 
mitgliedern iſt nur Beſchwerde im Aufſichtswege ſtatthaft. 

Eine abweichende Regelung findet ſich in der Städteordnung 
für Hannover. Danach können die Ausſchußmitglieder in einem gleichen 
Verfahren wie die Magiſtratsmitglieder, alſo regelmäßig durch die vorhandenen 
Magiſtratsperſonen und eine gleiche Anzahl von Bürgervorſtehern in vereinigter 
Versammlung oder, wenn das Ortsſtatut dies beſtimmt, durch den Magiſtrat 
und ſämtliche Bürgervorſteher in getrennter Verſammlung gewählt werden. 
Es iſt aber auch zuläſſig, daß die Wahl durch die Bürgerſchaft oder die nächſt 
Beteiligten erfolgt. Im letzten Falle ſteht dem Magiſtrat und den Bürger⸗ 
vorſtehern ein Beſtätigungsrecht zu. 
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Nach der Bürgermeiſtereiverfaſſung hat der Bürgermeiſter 
oder der von ihm beauftragte Beigeordnete (Schöffe, Ratmann) den Vorſitz. 
Die Zuziehung weiterer Beigeordneten (Schöffen, Ratmänner) ſteht dem Bürger⸗ 
meiſter frei. Doch ſind dieſe Beigeordneten nicht ſtimmberechtigte Mitglieder. 
Die Deputationen der Bürgermeiſtereiverfaſſung ſpiegeln in etwa die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung in kleinerem Maßſtabe wieder, allerdings mit dem 
Unterſchiede, daß auch Bürger, die nicht Stadtverordnete ſind, beteiligt ſein 
können. Die Deputationen der Bürgermeiſtereiverfaſſung haben ſomit für die 
Stadtverordnetenverſammlung eine größere maßgebliche Bedeutung als die 
Deputationen der Magiſtratsverfaſſung. Denn in den Deputationen der Ma⸗ 
giſtratsverfaſſung ſtimmen eine Reihe von Magiſtratsmitgliedern mit, deren 
Stimmen in der Stadtverordnetenverſammlung ausſcheiden, während in den 
Deputationen der Bürgermeiſtereiverfaſſung regelmäßig das Stimmenver⸗ 
hältnis in der Deputation mit dem Stimmenverhältnis in der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung übereinſtimmt, wenn man von der meiſtens geringen Zahl der 
Bürger abſieht, die der Stadtverordnetenverſammlung nicht angehören. Jedoch 
iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß die Stadtverordnetenverſammlung abweichend 
von den Beſchlüſſen der Deputationen beſchließt. Kein Stadtverordneter 
iſt durch die in der Deputation abgegebene Stimme derart gebunden, daß er 
in gleichem Sinne in der Stadtverordnetenverſammlung zu ſtimmen hat. 

Die Art der Beſchlußfaſſung in den Deputationen iſt geſetzlich 
nicht feſtgelegt. In der Regel werden die notwendigen Beſtimmungen in Ge⸗ 
ſchäftsordnungen oder Ortsſtatuten getroffen. Iſt dies nicht der Fall, ſo wird 
man annehmen müſſen, daß die Beſchlüſſe nach dem gleichen Verfahren zu 
faſſen find, wie dies in den Magiſtratsſitzungen geſchieht. An der Beſchluß⸗ 
faſſung dürfen nur die ernannten oder gewählten Deputationsmitglieder teil⸗ 
nehmen. Eine eigenmächtige Vermehrung oder Verminderung der Mitglieder⸗ 
zahl iſt unzuläſſig. Dagegen iſt es ſtatthaft, daß zur Beratung ſtädtiſche Beamte 
oder Sachverſtändige zugezogen werden. 

Ein Beanſtandungsrecht gegenüber Deputationsbeſchlüſſen iſt 
— abgeſehen von Hannover — nicht gegeben. Stellen ſich die Deputations⸗ 
beſchlüſſe in einen Gegenſatz zur Verwaltung, ſo bleibt es dem Magiſtrat und 
in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung dem Bürgermeiſter unbenommen, 
die Sache an ſich zu ziehen und gegebenenfalls der Stadtverordnetenverſammlung 
vorzulegen. Dies folgt daraus, daß die Deputationen dem Magiſtrat unterge⸗ 
ordnet ſind. Da der Magiſtrat nicht gebunden iſt, die Beſchlüſſe der Deputationen 
auszuführen, erübrigte ſich, ein Beanſtandungsrecht gegenüber ſolchen Beſchlüſſen 
zu ſchaffen. Iſt ein Beſchluß der Deputation geſetzwidrig oder widerſpricht er 
dem Stadtwohl, ſo tritt das Beanſtandungsrecht des Bürgermeiſters ein, wenn 
der Magiſtrat den Beſchluß ausführen will, ihn alſo zu dem ſeinigen macht; 
alsdann richtet ſich aber die Beanſtandung nicht gegen die Deputation, ſondern 
den Magiſtrat. In Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung wird bei Deputa⸗ 
tionsbeſchlüſſen, die das Geſetz oder das Gemeindeintereſſe verletzen, der Bürger⸗ 
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meiſter von einer Ausführung abſehen. Er wird abwarten, ob die Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung im gleichen Sinne beſchließt, und wenn es geſchieht, 
den Stadtverordnetenbeſchluß beanſtanden. Lediglich die Städteordnung für 
Hannover kennt eine beſondere Beanſtandung von Ausſchußbeſchlüſſen. Dies 
hängt damit zuſammen, daß in den Ausſchüſſen Magiſtratsmitglieder als ſtimm⸗ 
berechtigte Mitglieder nicht erforderlich ſind, auch kein Magiſtratsmitglied den 
Vorſitz zu führen braucht, vielmehr der Magiſtrat nur gehalten ift, ein Magiſtrats⸗ 
mitglied zu den Sitzungen abzuordnen. Dieſes hat auf die Beobachtung der 
Verfaſſung und Erhaltung der Ordnung zu ſehen, kann die Ausführung von 
Beſchlüſſen beanſtanden und hat in ſolchem Falle die Angelegenheit dem Ma⸗ 
giſtrat zur weiteren Anordnung vorzulegen. 

Werden dritte Perſonen durch Deputationsbeſchlüſſe beeinträchtigt, ſo 
können fie eine Beſchwerde an den Magiſtrat bzw. Bürgermeiſter richten. 
Handelt es ſich um eine einfache Verwaltungsangelegenheit, ſo entſcheidet der 
Magiſtrat oder in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter. 
In anderen Sachen wird ein Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung, in 
Schleswig⸗Holſtein und Hannover beider Stadtkollegien herbeigeführt werden 
müſſen. 

Die Zuſtändigkeit der Deputationen richtet ſich nach den ſie be⸗ 
gründenden Gemeindebeſchlüſſen oder Ortsſtatuten. In der Regel grenzen 
ſich die Befugniſſe der Deputation nach beſtimmten Fächern ab. So find Finanz-, 
Bau-, Anſtaltsdeputationen (kommiſſionen oder ausſchüſſe) üblich. Im Rahmen 
ihrer Verwaltungszweige ſind ſie in der Regel zur laufenden Verwaltung und 
zur Überwachung des Fachbetriebes befugt. Doch kann die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung ihnen auch gewiſſe Rechte übertragen, die an und für ſich der 
Stadtverordnetenverſammlung zuſtehen, ſo die Genehmigung von Zuſchlag⸗ 
erteilungen, Miet-, Pacht⸗ und Lieferungsverträgen, die Niederſchlagung von 
Steuern und Abgaben. Immerhin wird eine gewiſſe Vorſicht bei der Über- 
tragung ſolcher Geſchäfte zu walten haben, da ihre Erledigung der Offeutlichkeit 
entrückt und ſomit ein Grundſatz berührt wird, der den Lebensnerv der Selbſt⸗ 
verwaltung bildet. Neben den Angelegenheiten, die ſelbſtändig und endgültig 
erledigt werden, pflegen die Deputationen vielfach mit Sachen befaßt zu werden, 
in denen ſie lediglich ihr Gutachten für den Magiſtrat oder die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung abgeben, in denen ſie alſo nicht beſchließen, ſondern vorſchlagen 
oder empfehlen. 

Beratungskommiſſionen und Überwachungsansſchüſſe. Von den Ver⸗ 
waltungsdeputationen rechtlich grundverſchieden ſind die Kommiſſionen, die 
aus der Mitte der Stadtverordnetenverſammlung (des Bürgervorſteherkolle⸗ 
giums) gewählt werden, um Beratungsgegenſtände der Verſammlung vorzu⸗ 
bereiten oder die Ausführung der Stadtverordnetenbeſchlüſſe durch die Ver⸗ 
waltung zu überwachen. Solche Kommiſſionen ſind keine Behörden und ihre 
Mitglieder als ſolche keine Beamte. Die Städteordnungen für die öſtlichen 
Provinzen, Weſtfalen, die Rheinprovinz, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. er⸗ 
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wähnen derartige Kommiſſionen nur an zwei Stellen. Einmal beſtimmen ſie, 
daß bei Meinungsverſchiedenheiten beider Stadtkörperſchaften ſowohl vom 
Magiſtrat wie von der Stadtverordnetenverſammlung die Einſetzung einer 
gemeinſchaftlichen Kommiſſion verlangt werden kann. Sodann wird der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung das Recht gegeben, Ausſchüſſe aus ihrer Mitte zu 
ernennen, zu denen der Bürgermeiſter eine Magiſtratsperſon abordnen kann, 
wenn er nicht ſelbſt hinzutreten will. Nun iſt es aber nicht ausgeſchloſſen, auch 
zu ſonſtigen Zwecken Ausſchüſſe oder Kommiſſionen einzuſetzen, die z. B. die 
Aufgabe haben, gewiſſe Verhältniſſe zu prüfen oder Beſchlüſſe der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung vorzuberaten. Sie haben dann die Stellung von Re⸗ 
ferenten, die der Stadtverordnetenverſammlung einen Vorſchlag machen. Auch 
in derartigen Kommiſſionen und Ausſchüſſen kann der Bürgermeiſter den Ma⸗ 
giftrat oder ſich vertreten laſſen oder auch ſelbſt erſcheinen. Zwar iſt dies nirgends 
beſtimmt, es folgt aber — nach der Spruchpraxis des Oberverwaltungsgerichts 
(43, 85) — aus der Abſicht des Geſetzgebers, den Magiſtrat in enger Fühlung 
mit der Stadtverordnetenverſammlung zu halten. Wie der Magiſtrat zu allen 
Stadtverordnetenſitzungen einzuladen iſt, ſo muß ſeine Beteiligung auch an 
den Teilverſammlungen geſichert ſein. Übrigens pflegt dieſes Recht des Ma⸗ 
giſtrats in den Geſchäftsordnungen für die Stadtverordnetenverſammlung noch 
beſonders feſtgelegt zu werden; auch kann der Magiſtrat ſeine Zuſtimmung zur 
Geſchäftsordnung von der Aufnahme einer ſolchen Beſtimmung abhängig 
machen. 

Die Zuziehung von Bürgern, die nicht Stadtverordnete find, iſt unzuläſſig, 
die Zuziehung von Beamten oder Sachverſtändigen nur mit Genehmigung 
des Magiſtrats ſtatthaft. Dies folgt aus der Rechtsſtellung der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung und der geſetzlichen Geſtaltung ihres Kontrollrechts 
(vgl. OVG. 25, 329). 

Der Vorſitz in der Kommiſſion muß durch die Geſchäftsordnung oder einen 
beſonderen Stadtverordnetenbeſchluß geregelt werden; auch würde eine 
ortsſtatutariſche Beſtimmung nicht unzuläſſig ſein. In den gemeinſchaftlichen 
Kommiſſionen des Magiſtrats und der Stadtverordnetenverſammlung wird der 
Magiſtrat den Vorſitz beanſpruchen können nach dem Vorbild der gemeinſchaft⸗ 
lichen Vollverfammlungen. In den Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung 
beſtimmen häufig die Geſchäftsordnungen, daß der Bürgermeiſter oder der 
von ihm beſtimmte Beigeordnete den Vorſitz in den Kommiſſionen hat. 
Alsdann ſtimmt die Zuſammenſetzung einer ſolchen Kommiſſion mit derjenigen 
einer Verwaltungsdeputation überein; indeſſen können nur in der Verwaltungs⸗ 
deputation, nicht aber in der Vorberatungskommiſſion Bürgermitglieder, die 
nicht Stadtverordnete ſind, ſitzen. Da die Worte Kommiſſion und Deputation 
als gleichbedeutend gelten und behandelt werden, iſt es bei Städten mit Bürger⸗ 
meiſtereiverfaſſung in der Praxis bisweilen ſchwierig zu unterſcheiden, welcher Art 
die Kommiſſion iſt, ob fie nur eine vorberatende oder auch eine zu endgültigen 
Beſchlüſſen berechtigende Stellung hat. Häufig vereinigt fie beide Befugniſſe. 

Matthias, Die ſtädtiſche Selbſtverwaltung in Preußen. 9 
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Die Städteordnung für Hannover läßt die Bildung von Ausſchüſſen der 
Bürgervorſteher zwecks Vorbereitung von Beratungsgegenſtänden ausdrücklich 
zu. Ihre Mitglieder werden auf Vorſchlag des Wortführers oder durch Ab⸗ 
ſtimmung ernannt und können wie in den übrigen Landesteilen nur aus der 
Mitte des Kollegiums gewählt werden. Daneben kennt die Hannoverſche Städte⸗ 
ordnung Kommiſſionen, die zur Vorbereitung oder Ausführung von Beſchlüſſen 
vom Magiſtrat angeordnet werden. Als Regel ſind dies aber Magiſtratskom⸗ 
miſſionen und es bleibt dem Magiſtrat überlaſſen, ob er die Teilnahme von 
Bürgervorſtehern zulaſſen will. Geſchieht dies, ſo werden die Bürgervorſteher 
vom Bürgervorſteherkollegium gewählt. 

Die Städteordnung für Schleswig⸗Holſtein erwähnt Kommiſſionen, die 
durch die Stadtverordnetenverſammlung allein zuſammengeſetzt werden, nicht. 
Jedoch ſteht nichts im Wege, daß die Stadtverordnetenverſammlung in den An- 
gelegenheiten, welche ſie in Sonderſitzung berät, beſondere vorbereitende Kom⸗ 
miſſionen beſtellt. Dem Magiſtrat ſteht alsdann nicht das Recht zu, in die 
Sitzungen dieſer Kommiſſion einen Vertreter zu entſenden, da er nicht einmal 
befugt iſt, in den Sonderſitzungen der Stadtverordnetenverſammlung zu er⸗ 
ſcheinen. 

Beſondere Deputationen und Kommiſſionen. Neben den bisher behan⸗ 
delten gibt es einige Deputationen und Kommiſſionen, deren rechtliche Grund⸗ 
lage nicht in den Städteordnungen, ſondern in beſonderen Geſetzen gegeben iſt. 
Zum Teil haben ſie Verwaltungsbefugniſſe und ſind alsdann den Verwaltungs⸗ 
deputationen gleichzuſtellen, zum Teil beſteht ihre Aufgabe nur darin, Gutachten 
für die ſtaatliche oder ſtädtiſche Verwaltung abzugeben. 

Die Schuldeputation wird behandelt in dem Geſetz betreffend die Unter⸗ 
haltung der öffentlichen Volksſchulen vom 28. Juli 1906. Ihre Stellung und 
Geſtaltung verdient beſondere Hervorhebung, weil ſie einen engeren Verwal⸗ 
tungskörper darſtellt, der in unmittelbare Beziehung zur Staatsverwaltung 
gebracht iſt. Die Schuldeputation iſt zwar wie die übrigen Deputationen dem 
Magiſtrat oder in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung dem Bürgermeiſter 
unterſtellt und verpflichtet den Anordnungen des Gemeindevorſtandes Folge 
zu leiſten. Dies bezieht ſich aber nur auf die der Verwaltung der Gemeinde 
zuſtehenden Angelegenheiten. Soweit die Geſchäfte der Deputation einen 
Zweig der Schulaufſicht darftellen, ift fie Organ der Schulaufſichtsbehörde und 
verpflichtet deren Anordnungen Folge zu leiſten. Das Nähere über dieſe oft 
ſchwierige Unterſcheidung iſt im ſiebzehnten Kapitel zu finden. 

Den Vorſitzenden der Deputation ernennt der Bürgermeiſter aus 
der Zahl der Magiſtratsperſonen. Er kann auch jederzeit ſelbſt den Vorſitz über⸗ 
nehmen. Alsdann übt er das Stimmrecht aus, ohne daß der von ihm ernannte 
Vorſitzende ſein Stimmrecht verliert. Im übrigen ſetzt ſich die Deputation zu⸗ 
ſammen aus vier Gruppen, nämlich aus Magiſtratsperſonen, auch in 
Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung, aus Stadtverordneten (Bürgervor⸗ 
ſtehern), aus Männern, die des Erziehungs⸗ und Volksſchulweſens kundig ſind, 
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aus Geiſtlichen und unter Umſtänden auch einem Rabbiner. Sofern nicht die 
zuſtändigen Kreisſchulinſpektoren der Deputation als Mitglieder angehören, 
nehmen ſie an den Sitzungen als Kommiſſare der Schulaufſichtsbehörde mit 
beratender Stimme und mit dem Recht jederzeitigen Gehörs teil. Auch iſt es 
zuläſſig, daß Gemeindebeamte, namentlich die Stadtſchulinſpektoren und der 
Stadtarzt, zu Mitgliedern mit beratender Stimme beſtimmt werden. 

Die Magiſtratsperſonen werden vom Bürgermeiſter ernannt, 
die Gemeindebeamten mit beratender Stimme vom Magiſtrat, in Städten mit 
Bürgermeiſtereiverfaſſung vom Bürgermeiſter. Die Mitglieder aus 
der Stadtverordnetenverſammlung werden von dieſer, die 
des Erziehungs- und Volksſchulweſens kundigen Per⸗ 
ſonen von den der Deputation angehörigen Magiſtratsperſonen und Stadt⸗ 
verordneten (Bürgervorſtehern) gewählt. Die Wahl erfolgt auf die Dauer von 
ſechs Jahren. Über die Verpflichtung zur Übernahme der Stellen gelten die 
allgemeinen Vorſchriften für unbeſoldete Gemeindeämter. Nach drei Jahren 
können die Gewählten ihr Amt niederlegen. Über die Amtsdauer der vom 
Bürgermeiſter ernannten Magiſtratsperſonen beſtimmt das Geſetz nichts. Es muß 
daher angenommen werden, daß es im Belieben des Bürgermeiſters ſteht, die Er⸗ 
nennung zu befriſten und zu widerrufen, zumal er die gleiche Befugnis gegen⸗ 
über den von ihm in andere Deputationen entſandten Magiſtratsperſonen hat. 

Die der Deputation kraft Geſetzes angehörenden Geiſtlichen ſind 
der dem Dienſtrange nach vorgehende oder der dem Dienſtalter nach älteſte 
zuſtändige Ortspfarrer der evangeliſchen Landeskirche und der katholiſchen 
Kirche, einerlei ob der Pfarrer in der Stadt wohnt oder nicht. Sonſtige Religions⸗ 
genoſſenſchaften, wie die Altlutheraner, Herrnhuter, Böhmiſche Brüderge 
meinden, die Reformierten in Schleswig⸗Holſtein, Mennoniten, Baptiſten, 
finden keine Berüclſichtigung. Dagegen werden als Zweige der evangeliſchen 
Landeskirche oder der katholiſchen Kirche angeſehen die lutheriſche und refor⸗ 
mierte Kirche in Hannover, die lutheriſche, reformierte und unierte Kirche im 
Konſiſtorialbezirk Kaſſel und die unter einem Geiſtlichen ſtehenden kirchlich 
organiſierten und anerkannten altkatholiſchen Gemeinden. Dieſe Kirchen und 
Gemeinden müſſen alſo in der Deputation vertreten ſein. Statt des zuſtändigen 
dienſtälteſten Ortspfarrers kann ein anderer Geiſtlicher in die Deputation ein⸗ 
treten; hierfür iſt aber eine Verſtändigung zwiſchen der Schulaufſichtsbehörde 
und der kirchlichen Oberbehörde notwendig. Für die Fälle der Verhinderung 
des geiſtlichen Mitgliedes ift — ebenfalls im Wege der Verſtändigung der beiden 
vorerwähnten Behörden — ein anderer Geiſtlicher als Stellvertreter zu be⸗ 
ſtimmen. Die Beſtellung eines ſolchen Stellvertreters iſt zwingende Vorſchrift, 
während für die übrigen Deputationsmitglieder eine Stellvertretung nicht ver⸗ 
langt, aber auch nicht ausgeſchloſſen iſt. Falls ein zweiter Ortsgeiſtlicher nicht 
vorhanden iſt, müßte deshalb ein auswärtiger Geiſtlicher beſtimmt werden, 
der aber Erſatz der Reiſekoſten oder Tagegelder von der Stadt nicht bean⸗ 
ſpruchen kann. 

9* 
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Ein Rabbiner tritt in die Deputation ein, wenn in der Stadt mindeſtens 
zwanzig jüdiſche Volksſchulkinder ſind. Kinder, die höhere Lehranſtalten oder 
deren Vorſchulen beſuchen, zählen nicht mit, jedoch die Kinder beſonderer jüdiſcher 
Volksſchulen. Als Rabbiner tritt der dem Dienſtrange nach vorgehende oder 
der dem Dienſtalter nach älteſte Ortsrabbiner ein, er mag in der Stadt wohnen 
oder nicht. Der auswärts wohnende Rabbiner hat ebenſowenig wie auswärtige 
Geiſtliche der Stadt gegenüber einen Anſpruch auf Unkoſtenerſatz. 

Für die Zuſammenſetzung der einzelnen Gruppen, aus denen die Schul⸗ 
deputation beſtehen muß, gibt das Geſetz beſtimmte Regeln. Die Zahl 
der Magiſtratsperſonen ſoll eins bis drei betragen. An Stelle einer 
Magiſtratsperſon kann auch ein Stadtſchulrat beſtellt werden, der nicht Mit⸗ 
glied des Gemeindevorſtandes iſt; ſeine Beſtellung erfolgt durch den Bürger⸗ 
meiſter. Die Zahl der Stadtverordneten (Bürgervorſteher) 
ſoll der Zahl der Magiſtratsperſonen gleich ſein. Die Zahl der Männer, 
die des Erziehungs- und Volksſchulweſens kundig 
ſind, ſoll der Zahl der Magiſtratsperſonen mindeſtens gleich ſein, kann alſo 
darüber hinausgehen. Unter dieſer Gruppe ſoll ſich mindeſtens ein Rektor 
(Hauptlehrer) oder Volksſchullehrer befinden. Da das Geſetz 
die Wahl von Männern verlangt, iſt die Beſtellung einer Lehrerin in dieſer 
Gruppe nicht ſtatthaft, wenn nicht durch beſonderen Gemeindebeſchluß eine ander⸗ 
weite Regelung der Gruppenzuſammenſetzung beſtimmt wird. Ein ſolcher Ge⸗ 
meindebeſchluß kann nämlich die Zahl innerhalb der bisher erwähnten Gruppen 
und der Geiſtlichen, von denen an ſich je einer von jeder Konfeſſion einzutreten 
hat, anderweit feſtſetzen. Hierbei kann auch von dem Grundſatz der gleichen 
Zahl von Magiſtratsperſonen, Stadtverordneten uſw. abgewichen werden. Wird 
die Zahl der des Erziehungs- und Volksſchulweſens kundigen Männer auf vier 
oder mehr feſtgeſetzt, ſo müſſen darunter wenigſtens zwei Rektoren oder Lehrer 
ſein. In dieſem Falle können an Stelle der Lehrer auch Lehrerinnen, 
die an einer der Schuldeputation unterſtellten Schule angeſtellt find, gewählt 
werden. Die Wahl von Leiterinnen und Lehrerinnen höherer Mädchenſchulen 
iſt nur dann geſtattet, wenn dieſe Schulgattung der Deputation unterſtellt iſt. 
Im letzteren Falle, aber auch nur dann, iſt die Zuziehung ſonſtiger Frauen 
zuläſſig. Der Gemeindebeſchluß, der die Mitgliederzahl innerhalb der Gruppen 
abweichend vom Geſetz feſtſetzt, bedarf der Genehmigung der Schulauffichts- 
behörde. Eine Vermehrung der Zahl der Rabbiner iſt nicht geſtattet. 

Die Mitglieder der Schuldeputation mit Ausnahme der ernannten Ma⸗ 
giſtratsperſonen, des Stadtſchulrats, der Gemeindebeamten mit beratender 
Stimme und der evangeliſchen und katholiſchen Geiſtlichen bedürfen der Be⸗ 
ſtätigung der Schulaufſichtsbehörde. Man hat dies dem 
Staate vorbehaltene Recht damit begründet, daß der Schuldeputation Schul⸗ 
aufſichtsrechte übertragen ſind und daß verfaſſungsgemäß die Auſſicht durch 
vom Staate ernannte Behörden geübt werden ſoll. Man hat das Beſtätigungs⸗ 
recht auf die Stadtverordneten ausgedehnt, obwohl die Deckung der Schullaſten 
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durchweg Aufgabe der Stadtverordnetenverſammlung iſt, ferner auf den Rab⸗ 
biner, weil es für ſeine Befähigung keine ſtaatlichen geſetzlichen Beſtimmungen 
gibt. Das Beſtätigungsrecht ſtellt einen bedeutenden Einfluß des Staates auf 
die Verwaltung der ſtädtiſchen Schulſachen dar und es hat ſeinen gewichtigſten 
Ausdruck darin gefunden, daß nach einem Miniſterialerlaß (vom 29. Auguſt 1898) 
„Perſonen, welche der ſozialdemokratiſchen Partei angehören oder ſich als An⸗ 
hänger und Förderer derſelben betätigen“, als Mitglieder von Schuldeputationen 
nicht beſtätigt werden dürfen, weil die ſozialdemokratiſche Partei die Beſeitigung 
der beſtehenden ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Ordnung erſtrebt und nach 
ihren programmatiſchen Kundgebungen in einem grundſätzlichen Gegenſatz zu 
den Aufgaben der preußiſchen Volksſchulen ſteht. Wird eine nicht beſtätigte 
Perſon wieder gewählt, ſo kann die Schulaufſichtsbehörde eine Friſt zur Erſatz⸗ 
wahl vorſchreiben. Führt auch dieſe Wahl zu keinem Erfolge, ſo iſt die Schul⸗ 
aufſichtsbehörde befugt, einen Erſatzmann zu ernennen, ſalls nicht nach Er⸗ 
meſſen jener Behörde die Stelle unbeſetzt bleiben kann. Ein Beſchwerderecht 
wegen Nichtbeſtätigung iſt nicht gegeben. 

Die Mitglieder der Schuldeputation mit Ausnahme der ernannten Ma⸗ 
giſtratsperſonen, des Stadtſchulrats und der Gemeindebeamten mit beratender 
Stimme, aber einſchließlich der Geiſtlichen können durch die Schulaufſichts⸗ 
behörde von der Zugehörigkeit zur Schuldeputation ausgeſchloſſen werden. 
Vorausſetzung für die Ausſchließung iſt die Verletzung der Pflichten, 
die einem Deputationsmitglied obliegen, oder ein Verhalten, das das Mitglied 
der Achtung, des Anſehens oder des Vertrauens, das die Vorausſetzung für die 
Zugehörigkeit zur Deputation iſt,unwürdig macht oder gemacht hat. Das un⸗ 
würdige Verhalten berechtigt auch zum Ausſchluß, wenn es auf Handlungen 
begründet wird, die vor der Berufung in die Deputation liegen oder die außer⸗ 
halb des Amtes begangen werden. Bei Entfernung von Geiſtlichen wird ein 
vorheriges Benehmen mit den kirchlichen Behörden für zweckmäßig erachtet. 
Gegen die Ausſchließungsverfügung ſteht dem betroffenen Mitglied die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren binnen zwei Wochen zu. Zuſtändig iſt der Be⸗ 
zirksausſchuß, gegen deſſen Entſcheidung binnen zwei Wochen die Berufung 
an das Oberverwaltungsgericht gegeben iſt. Eine Ausſchließung der Magiſtrats⸗ 
perſonen oder Gemeindebeamten iſt deshalb nicht vorgeſehen, weil hier die 
allgemeinen Diſziplinargeſetze ausreichen. . 

Die Beſchlußfaſſung der Deputation geſchieht nach Stimmen⸗ 
mehrheit mit ausſchlaggebender Stimme des Vorſitzenden bei Stimmengleichheit. 
Perſönlich intereſſierte Mitglieder dürfen an den Verhandlungen und Beſchlüſſen 
nicht teilnehmen. Die Beſchlußfähigkeit iſt geſetzlich in ähnlicher Weiſe wie bei 
der Stadtverordnetenverſammlung feſtgeſetzt. Es müſſen mehr als die Hälfte 
der Mitglieder zugegen ſein. Wird die Deputation zum zweiten Male über 
denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, ſo iſt die Deputation auf alle Fälle 
beſchlußfähig; in der Einladung zur zweiten Sitzung iſt hierauf ausdrücklich 
zu verweiſen. 
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Eine Beanſtandung der Deputationsbeſchlüſſe iſt geſetzlich nicht 
näher geregelt. Es gilt hier deshalb das gleiche, was in dieſer Richtung über 
die ſonſtigen Deputationen ausgeführt wurde. Indeſſen ſteht den Kreisſchul⸗ 
inſpektoren als Kommiſſaren der Schulaufſichtsbehörde das Recht zu, in Schul⸗ 
aufſichtsſachen die Beſchlüſſe der Deputation zu beanſtanden und die Entſchei⸗ 
dung der Schulaufſichtsbehörde herbeizuführen (MinéErl. vom 9. Februar 1898). 

Zur Unterſtützung der Schuldeputation können beſondere Schulkom⸗ 
miſſionen eingeſetzt werden. Dieſe ſind in zwei Arten zuläſſig. Einmal 
können ſie zur Erledigung einzelner Geſchäfte, wie Einſchulung, Beaufſichtigung 
des Schulbeſuchs, Bewilligung von freien Lehrmitteln, beſtellt werden. Die 
Bildung ſolcher Kommiſſionen kann durch einen Gemeindebeſchluß erfolgen, 
ohne daß die Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde erforderlich iſt. Ihre 
Mitglieder bedürfen keiner Beſtätigung; doch können ſie in gleicher Weiſe aus⸗ 
geichloffen werden wie die Deputationsmitglieder. Sodann können Schul⸗ 
kommiſſionen für beſtimmte Schulen gebildet werden, welche die Aufgabe haben, 
die beſonderen Intereſſen dieſer Schulen wahrzunehmen und die Verbindung 
zwiſchen Schule und Eltern zu fördern. Der Gemeindebeſchluß, der derartige 
Kommiſſionen einſetzt, bedarf der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. 
Deren Genehmigung iſt gleichfalls einzuholen bei Feſtſetzung der näheren vom 
Gemeindevorſtand zu erlaſſenen Anweiſungen über die Zuſtändigkeit und Ge⸗ 
ſchäftsführung der letzterwähnten Kommiſſionen. Wird ſchon durch die not⸗ 
wendige Einholung der ſtaaklichen Genehmigung die Einſetzung ſolcher Kom⸗ 
miſſionen den Städten wenig genehm ſein, ſo iſt dies noch weniger der Fall 
infolge der Beſtimmung, daß die Aufhebung einer ſolchen Schulkommiſſion 
nur aus erheblichen Gründen mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde er⸗ 
folgen kann. Auch in der Zuſammenſetzung der letztgenannten Kommiſſionen 
ſind die Städte an feſte Vorſchriften gebunden. Den Vorſitz führt der Bürger⸗ 
meiſter oder ein von ihm ernanntes Magiftrats- oder Kommiſſionsmitglied. 
Mitglieder ſind der Ortsſchulinſpektor, der dienſtälteſte evangeliſche und katho⸗ 
liſche Ortspfarrer, bei konfeſſionellen Schulen nur derjenige der betreffenden 
Konfeſſion, ein von der Schuldeputation zu ernennender Rektor oder Haupt⸗ 
lehrer oder Lehrer oder Lehrerin der betreffenden Schule, endlich Einwohner 
des Schulbezirks, die von der Deputation gewählt werden und bei konfeſſionellen 
Schulen der betreffenden Konfeſſion ſein müſſen. Die Kommiſſionsmitglieder 
brauchen nicht beſtätigt zu werden, können aber gleichwie die Deputations⸗ 
mitglieder ausgeſchloſſen werden. 

Das Kuratorium für die höheren Schulen (Verwaltungsrat, Gymnaſial⸗ 
kommiſſion) hat nicht die einheitliche Rechtsgrundlage, wie fie für die Schul- 
deputation geſchaffen iſt. Das Kuratorium iſt zunächſt eine Verwaltungs⸗ 
deputation auf Grund der Städteordnung. Da indeſſen die Befugniſſe des 
Kuratoriums häufig über die rein ſtädtiſchen, äußeren Angelegenheiten hinaus⸗ 
gehen, unterſteht das Kuratorium nicht lediglich dem Magiſtrat bzw. dem Bürger⸗ 
meiſter, ſondern auch dem Provinzialſchulkollegium als der Staatsaufſichts⸗ 
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behörde. Denn $6 der Königlichen Dienſtinſtruktion für die Provinzialkon⸗ 
ſiſtorien vom 23. Oktober 1817 beſtimmt: „Alle gelehrten Schulen der Provinz, 
worunter hier diejenigen verſtanden werden, welche zur Univerſität entlaſſen, 
ſtehen hiergegen unter unmittelbarer Aufſicht und Verwaltung des Konſiſto⸗ 
riums“ und §7 der Inſtruktion erſtreckt die Wirkſamkeit des Konſiſtoriums 
unter anderem auf „die Prüfung der Grundpläne oder Statuten der Schulen 
und Erziehungsanſtalten, inſofern ſie deren innere Einrichtung betreffen“. Dieſe 
Befugniſſe der Konſiſtorien find durch Allerhöchſte Kabinettorder vom 31. De⸗ 
zember 1825 auf die Provnzialſchulkollegien übertragen. Da nun äußere An⸗ 
gelegenheiten und innere Einrichtungen oft ſchwer zu trennen ſind, pflegen die 
Satzungen des Kuratoriums für die höheren Schulen durch die Stadtverord⸗ 
netenverſammlung feſtgeſtellt und vom Provinzialſchulkollegium beſtätigt zu 
werden, wobei im Wege der Vereinbarung rechtliche und tatſächliche Schwierig⸗ 
keiten beſeitigt werden. Die Zuſammenſetzung iſt verſchieden. Durchweg iſt 
der Bürgermeiſter oder die von ihm benannte Magiſtratsperſon der Vorſitzende. 
Stets ſind auch Stadtverordnete (Bürgervorſteher) Mitglieder; ſie werden von der 
Stadtverordnetenverſammlung (dem Bürgervorſteherkollegium) gewählt. Viel⸗ 
fach treten Gemeindemitglieder hinzu, die von der Stadtverordnetenverſammlung 
oder von den übrigen Mitgliedern durch Zuwahl gewählt werden. Seit einiger 
Zeit befinden ſich unter dieſen auch Frauen, und zwar dann, wenn auch die 
Angelegenheiten der höheren Mädchenſchulen von den Kuratorien verwaltet 
werden. Bisweilen ſind Mitglieder Vertreter der ſtaatlichen Schulaufſichts⸗ 
behörden und kirchlicher Körperſchaften, auch Geiſtliche kraft ihres Amtes. Stets 
verlangt in neuerer Zeit die Schulaufſichtsbehörde, daß der Direktor oder die 
Direktoren ſtändige Mitglieder ſind. Es iſt alſo der von den meiſten Städte⸗ 
ordnungen aufgeſtellte Grundſatz, daß, abgeſehen von Magiſtratsperſonen, nur 
ſtimmfähige Bürger Mitglieder von Verwaltungsdeputationen ſein können, 
nicht als Richtſchnur beibehalten. Bezüglich der von der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung (dem Bürgervorſteherkollegium) gewählten Mitglieder des Kura⸗ 
toriums behält ſich das Provinzialſchulkollegium das Recht der Beſtätigung 
vor. Dieſe Befugnis leitet der Staat daraus ab, daß den Kuratorien die Stellung 
einer Schulbehörde zukommt. 

Die Armendeputation kann eingeſetzt werden auf Grund des $ 3 des preußi⸗ 
ſchen Ausfüthrungsgeſetzes zum Unterſtützungswohnſitzgeſetz vom 8. März 1871. 
Dieſes Geſetz verlangt, daß die Deputation aus Mitgliedern des Gemeinde⸗ 
vorſtandes, der Gemeindevertretung und geeignetenfalls aus anderen Orts⸗ 
einwohnern gebildet werden ſoll. In der Beſtimmung der erſten beiden Gruppen 
folgt das Geſetz alſo den Städteordnungen, abgeſehen von der Hannoverſchen; 
bei der Beſtimmung der letzten Gruppe geht das Geſetz aber über jene Städte⸗ 
ordnungen hinaus, da jeder Ortseinwohner gewählt werden kann, mag er 
ſtimmberechtigt ſein oder nicht. Jedoch iſt ein nicht ſtimmberechtigter Ortsein⸗ 
wohner nicht verpflichtet, die Wahl anzunehmen. Ein Ortspfarrer oder deſſen 
Stellvertreter gilt, auch wenn er nicht am Orte wohnt, als Ortseinwohner, falls 
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ſein Pfarrſprengel in die Stadt reicht. Zur Einſetzung einer Armendeputation 
iſt ein Gemeindebeſchluß erforderlich und genügend. Im übrigen richtet ſich 
die Geſchäftsführung nach den Städteordnungen. 

Die Geſundheitskommiſſion iſt nach dem Geſetz vom 16. September 1899 
in Gemeinden mit über 5000 Einwohnern vorgeſchrieben. In Städten mit 
5000 Einwohnern und weniger iſt die Bildung dieſer Kommiſſion freigeſtellt. 
Sie muß auch hier erfolgen, wenn der Regierungspräſident es verlangt. Ihre 
Zuſammenſetzung und Geſchäftsführung regelt ſich nach den Städteordnungen. 
Die Beſtimmungen dieſer Geſetze über die Verpflichtung zur Annahme eines 
ſtädtiſchen Ehrenamtes ſind jedoch dahin eingeſchränkt, daß die Ausübung der 
ärztlichen Praxis nicht als Ablehnungsgrund gilt. Ständiges ſtimmberechtigtes 
Mitglied der Kommiſſion iſt der Kreisarzt. Er iſt befugt, jederzeit die uſammen⸗ 
berufung der Kommiſſion zu verlangen. In größeren Städten können Unter⸗ 
kommiſſionen für einzelne Bezirke gebildet werden. Die Aufgabe der Kommiſſion 
geht nach vier Richtungen. Sie hat ſich von den geſundheitlichen Verhältniſſen 
des Ortes durch gemeinſame Beſichtigung Kenntnis zu verſchaffen. Sie ſoll 
die Maßnahmen der Polizei auf dem Gebiete des Geſundheitsweſens durch Unter⸗ 
ſuchung von Wohnungen, Belehrungen und dergleichen unterſtützen. Sie hat 
ihr Gutachten über alle Fragen abzugeben, die ihr vom Gemeindevorſtande, 
von der Polizeiverwaltung oder in kreisangehörigen Städten vom Landrat vor⸗ 
gelegt werden; und fie ſoll endlich dieſen Behörden Vorſchlage auf dem Ge⸗ 
biete des Geſundheitsweſens machen. Eigentliche Verwaltungsbefugniſſe hat 
die Kommiſſion alſo nicht. 

Die Servis⸗ und Einquartierungsdeputation kann auf Grund des $5 des 
Geſetzes betreffend die Quartierleiſtungen vom 25. Juni 1868 und nach Maß⸗ 
gabe der Städteordnungen eingerichtet werden. Ahnlich wie bei der Armen⸗ 
deputation iſt es zuläſſig, neben den Mitgliedern des Gemeindevorſtandes und 
der Gemeindevertretung Gemeindemitglieder zu wählen, ohne daß dieſe ſtimm⸗ 
fähige Bürger zu ſein brauchen. Der Deputation liegt die dauernde Verwaltung 
der Einquartierungsangelegenheiten ob. 


Geſetze und Literatur. 


O. W. 36, 37, 59, 75 Abſ. 2. Rh. 35, 54, 74 Abſ. 2, 77, 80 Abſ. 2. Schß. 66, 70, 
94 3. 8. HN. 39, 40, 64, 86 Abſ. 2. Fr. 46, 47, 66. H. 76, 77, 111, 112. ZuſtG. 14. Dazu 
die Seite 105 aufgeführte Literatur. Schuldeputation. Gef. betr. die Unter⸗ 
haltung der öffentlichen Volksſchulen vom 28. Juli 1906 (GS. 335) 55 43—45. Dazu 
die Kommentare von Antoni, Belian, von Bremen, Rohrſcheidt und Schiffer. MinErl. 
vom 29. WIII. 1898 betr. die Nichtbeſtätigung von Sozialdemokraten (Zentralbl. 725). 
Kuratorium für die höheren Schulen. Dienſtinſtruktion für die Pro⸗ 
vinzialkonſiſtorien vom 23. X. 1817 (GS. 237) 88 6, 7. Allerh. Kabinettsorder vom 
31. XII. 1825 betr. eine Abänderung in der bisherigen Organiſation der Provinzial⸗ 
verwaltungsbehörden (GS. 1826, 5). Wieſe, Das höhere Schulweſen in Preußen, 
Band IV. Armendeputation. Gef. betr. die Ausführung des Bundesgeſetzes 
über den Unterſtützungswohnſitz vom 8. III. 1871 (GS. 130) 85. Geſundheits⸗ 
kommiſſion. Gel. betr. die Dienſtſtellung des Kreisarztes und die Bildung von 
Geſundheitskommiſſionen vom 16. IX. 1899 (GS. 172) 88 10—12. Geſchäftsanweiſung 
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hierzu vom 13. III. 1901 (Pr Bl. 22 428). Servis⸗ und Einquartierungs⸗ 
Deputation. Geſ. betr. die Quartierleiſtung für die bewaffnete Macht während des 
Friedenszuſtandes vom 25. VI. 1868 (BGBl. 523 ) 8 5. 

Dazu die Seite 27 aufgeführten Kommentare. 


8. Kapitel. 
Die Beamten. 


Das Beamtentum. Mehr als der Begriff der Selbſtverwaltung es er⸗ 
warten läßt, ſpielt das Beamtentum im weiteſten Sinne eine Rolle im preußiſchen 
Städteweſen. Schon in den früheren Kapiteln mußte es auffallen, wie das 
Beamtenverhältnis Stellen umfaßt, die an ſich auch unabhängig vom Be⸗ 
amtentum beſtehen könnten. So wurde erwähnt, daß die unbeſoldeten Ma⸗ 
giſtratsperſonen und die nicht zum Magiſtrat gehörenden Deputationsmitglieder 
und die Bezirksvorſteher Beamte ſeien. Derartige Ehrenſtellungen werden dem 
Beamtentum eingegliedert, weil den Stadtverwaltungen eine Reihe von Be⸗ 
fugniſſen zuſtehen, die nach dem Staatsrecht durch den Staat auszuüben und 
den Städten durch Geſetz oder beſonderen Auftrag übertragbar ſind. Die Ehren⸗ 
beamten müſſen aus dieſem Grunde der gleichen ſtraf⸗ und zivilrechtlichen Ve⸗ 
antwortung unterliegen wie Berufsbeamte. Auch nötigt die obrigkeitliche 
Stellung der Magiſtratsperſonen, die unbeſoldeten wie die beſoldeten den für 
die Beamten maßgebenden Diſziplinarbeſtimmungen zu unterwerfen. Auf der 
anderen Seite genießen die Ehrenbeamten gewiſſe den Berufsbeamten ge⸗ 
bührende Vorrechte, wie erhöhten ſtrafrechtlichen Schutz und das Recht auf 
beſtimmte Titel und Amtszeichen. Im übrigen aber unterſcheidet ſich die Stellung 
der Ehrenbeamten von der der Berufsbeamten in allen Folgen, die aus der 
Beſoldung entſpringen, und in den Vorbedingungen, die zur Begründung des 
Beſoldungsverhältniſſes notwendig ſind. So iſt für Ehrenbeamte kein An⸗ 
ſtellungsvertrag, keine Anſtellungsurkunde notwendig, was nicht ausſchließt, daß 
für die Ausübung ihres Amtes ein beſonderer Staatsakt, wie die Beſtätigung, 
Amtseinführung, Beeidigung, erforderlich ſein kann. Andererſeits iſt, wenn 
man von Hannover abſieht, das Bürgerrecht für das Ehrenamt Vorausſetzung, 
nicht aber für das Berufsamt. Auch haben die Bürger die Pflicht, ein Ehrenamt 
zu übernehmen, wenn nicht die geſetzlichen Gründe davon befreien, während 
die Annahme eines Berufsamts in das Belieben geſtellt iſt. 

Sowohl die Ehren- wie die Berufsbeamten gelten als mittelbare 
Staatsbeamte. Das ſind Beamte ſolcher Körperſchaften, die Staats⸗ 
zwecke erfüllen oder Staatsaufgaben erledigen. Der Begriff des mittelbaren 
Beamten hat eine beſondere Bedeutung im Strafrecht, da unter Beamten im 
Sinne des Reichsſtrafgeſetzbuchs alle im Dienſte des Reichs oder in unmittel- 
barem oder mittelbarem Dienſt eines Bundesſtaats auf Lebenszeit, auf Zeit 
oder nur vorläufig angeſtellte Perſonen verſtanden werden. Der mittelbare 
Staatsdienſt iſt ferner Voraussetzung für die Anwendung der ſtaatlichen Diſzi⸗ 
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plingr⸗ und Penſionsgeſetze und gewiſſer Steuervorrechte. — Der Begriff des 
unmittelbaren Staatsbeamten geht übrigens bisweilen über den Begriff des 
Gemeindebeamten hinaus. So werden die Lehrer an den höheren und Volks⸗ 
ſchulen zu jenen, nicht aber zu dieſen gerechnet. 

Die Ehren⸗ und Berufsbeamten ſind Kommunalbeamte. In der 
Regel faßt man unter dieſen Begriff alle diejenigen, die in einem öffentlich⸗ 
rechtlichen Dienſtverhältnis zu einem Kommunalverbande ſtehen, zur Aus⸗ 
übung kommunaler Geſchäfte beſtimmt ſind und durch einen beſonderen öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Vorgang in ihr Amt eingeſetzt werden. Auf dem großen Be⸗ 
tätigungsgebiet der Städte iſt aber nicht immer eine zweifelsfreie Grenze zwiſchen 
öffentlich⸗rechtlichen und privatrechtlichen Dienſten zu ziehen. Auch kann es 
vorkommen, daß in erſter Linie Staatsgeſchäfte, die über rein kommunale Zwecke 
hinausgehen (Standesamt, Kaufmannsgericht u. dgl.) zu erledigen ſind. Des⸗ 
halb wird man ſich nicht an eine einheitliche Begriffsbeſtimmung halten können, 
ſondern dem folgen müſſen, was die einzelnen Geſetze unter dem Begriff ver⸗ 
ſtehen. Die Städteordnungen kennen die Bezeichnung Kommunalbeamter 
nicht. Ihnen iſt außer Hannover die Bezeichnung Gemeindebeamter (in Schles⸗ 
wig⸗Holſtein Unterbeamter) geläufig. Dahin rechnen ſie die vom Magiſtrat an⸗ 
geſtellten Beamten, nicht aber die Magiſtratsperſonen. Die Hannoverſche Städte⸗ 
ordnung hat keinen einheitlichen Stadtbeamtenbegriff, ſondern ſtellt den Sena⸗ 
toren die Stadtſekretäre, den Kämmerer, die techniſchen Beamten und die 
ſonſtigen Dienſtuntergebenen gegenüber. 

Da die Anſtellung und Beſoldung, Penſionierung, ſowie die Witwen⸗ und 
Waiſenverſorgung der Berufskommunalbeamten in dem Geſetz betr. die An⸗ 
ſtellung und Verſorgung der Kommunalbeamten vom 30. Juli 1899 einheitlich 
für ganz Preußen geregelt ſind, iſt die Begriffserläuterung dieſes Geſetzes von 
beſonderer Bedeutung. Danach gilt als Kommunalbeamter, 
wer als Beamter für den Dienſt eines Kommunal⸗ 
verbandes gegen Beſoldung und durch Aushändigung 
einer Anſtellungsurkunde angeſtellt tft. Hierzu gehören 
auch der Bürgermeiſter ſowie die beſoldeten Beigeordneten und Magiſtrats⸗ 
mitglieder. Das Geſetz nimmt aber ausdrücklich ſolche Perſonen aus, die ein 
Kommunalamt nur als Nebenamt oder als Nebentätigkeit ausüben oder ein 
Kommunalamt führen, das feiner Art oder ſeinem Umfange nach als eine Neben⸗ 
tätigkeit anzuſehen iſt. Ferner gelten nicht als Kommunalbeamte im Sinne 
des Geſetzes Perſonen, deren Rechtsverhältniſſe und namentlich Beſoldungs⸗ 
anſprüche in anderen Geſetzen begründet ſind, ſo die Lehrer an ſtädtiſchen 
Schulen, die Geiſtlichen und Kirchendiener an ſtädtiſchen Kirchen. Endlich 
ſcheiden diejenigen aus, die durch Privatdienſtvertrag verpflichtet ſind, wie 
mancherorts die Armen⸗ und Anſtaltsärzte, die Ratszimmer⸗ und Maurer⸗ 
meiſter. Dagegen iſt es unerheblich, ob der Kommunalbeamte dauernd als 
ſolcher angeſtellt iſt. Vielmehr gelten als Kommunalbeamte auch ſolche Be⸗ 
amte, die auf Probe, zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen oder zur Vorbe⸗ 
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reitung beſchäftigt werden. Nach dem Geſetz iſt es endlich unweſentlich, in 
welchen Zweigen der Stadtverwaltung und in welcher Stellung der Beamte 
beſchäftigt iſt. Auch die Beamten derjenigen Einrichtungen, die mit den eigent⸗ 
lichen Stadtaufgaben nur im loſen Zuſammenhang ſtehen, wie der Standes⸗ 
ämter, Sparkaſſen, ſtädtiſchen Arbeitsnachweiſe, rechnen als Kommunalbeamte. 

Eine Klaſſeneinteilung der Beamten in obere, mittlere und 
Unterbeamten kennen die Städteordnungen oder das Kommunalbeamtengeſetz 
nicht. Indeſſen wird in manchen Städten die ortsſtatutariſche Gehaltsregelung 
der Berufsbeamten auf eine ſolche Einteilung aufgebaut. Auch kommt die 
Klaſſenordnung bei der Anſtellung der Militäranwärter in Betracht, da für dieſe 
nur die Stellen der beiden letzten der drei Gattungen vorbehalten ſind. Unter 
oberen Beamten verſteht man ſolche, die einzelne Verwaltungszweige 
oder Anſtalten zu leiten haben, oder auch ſolche Beamte, deren Tätigkeit eine 
beſondere wiſſenſchaftliche oder techniſche Ausbildung vorausſetzt, z. B. die 
Direktoren der wirtſchaftlichen Betriebe, der ſtatiſtiſchen, Grundſtücks⸗, Ver⸗ 
meſſungs⸗ und ſonſtigen Fachämter, Bauräte, Schulinſpektoren, Magiſtrats⸗ 
aſſeſſoren. Mittlere oder Subalternbeamte ſind ſolche Be⸗ 
amte, deren Dienſt eine beſondere verwaltungsmäßige Ausbildung vorausſetzt. 
Unterbeamte ſind alle übrigen, die vorwiegend zu rein handwerksmäßigen 
Leiſtungen beſtimmt ſind. Die Klaſſe der Unterbeamten muß deshalb genau 
umgrenzt werden, weil gegen fie nach dem Diſziplinargeſetz Arreſtſtrafen ver⸗ 
hängt werden können. Im allgemeinen wird man hierzu Boten, Diener, 
Kaſtellane u. dgl. rechnen. Bisweilen iſt es nicht zweifelsfrei, wo die eine Klaſſe 
aufhört und die andere beginnt. Eine Entſcheidung wird, ſoweit dies nötig iſt, 
der Magiſtrat oder in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter 
zu geben haben. — Die Klaſſeneinteilung hat naturgemäß nur die Bedeutung, 
daß beſtimmte verwaltungsrechtliche Zwecke erfüllt werden ſollen. Irgend⸗ 
welche geſellſchaftliche Folgerungen aus einer derartigen Anordnung ziehen, hieße 
das Weſen der Städteverwaltung völlig verkennen. 

Die Zahl der Beamtenſtellen in den Städten iſt geſetzlich nicht 
feſtgelegt. In der Praxis und Rechtſprechung hat ſich aber der Grundſatz heraus⸗ 
gebildet, daß die obrigkeitlichen Aufgaben ſtets von Beamten zu bearbeiten ſind. 
Kommt dem eine Stadt aus Mangel an geeigneten Stellen nicht nach, ſo kann 
die Aufſichtsbehörde die Errichtung von Beamtenſtellen und die Anſtellung 
beſoldeter Beamter verlangen. Der Weg hierfür iſt die Zwangsetatiſierung, 
ſo daß alſo unter Umſtänden eine Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts 
herbeigeführt werden kann, ob die von dem Beamten zu erledigende Aufgabe 
obrigkeitlicher Natur iſt. 

Im übrigen ſind die Städte in der Wahl, ob ſie Beamte oder Perſonen f 
im Dienſtvertrag anftellen wollen, unbeſchränkt. Dies bezieht ſich insbeſondere 
auf die zu mechaniſchen, techniſchen, künſtleriſchen oder wiſſenſchaftlichen Leiſtun⸗ 
gen notwendigen Kräfte. Das Beſtreben der hierzu benötigten Perſonen geht 
naturgemäß dahin, den Beamtencharakter zu erhalten, namentlich wegen der 
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Verſorgungsverhältniſſe. Ein Entgegenkommen der Städte findet aber regel⸗ 
mäßig ſeine Grenze, weil die Beſorgnis vor einem wirtſchaftlichen Rückgang 
nur ungern den Etat mit einer Gehaltslaſt beſchwert, die den rückgehenden 
Verhältniſſen entſprechend nicht eingeſchränkt werden kann, vielmehr mit dem 
zunehmenden Alter der Beamten noch wachſen muß. Auch hat es ſich als un⸗ 
zweckmäßig erwieſen, Perſonen, die rein handwerksmäßig beſchäftigt werden, 
als Beamte dauernd anzuftellen, da die Arbeitsleiſtung mehr mechaniſcher Natur 
in der Regel nur unter dem Druck der Kündigung auf der Höhe gehalten werden 
kann, die eine ordentliche Verwaltung gewährleiſten muß. 

Der böchſte Dienſtvorgeſetzte der ſtädtiſchen Beamten iſt der 
Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter. Die 
Verteilung der einzelnen Geſchäfte erfolgt in allen Städten durch den Bürger⸗ 
meiſter. Der Magiſtrat bzw. der Bürgermeiſter übt auch die Aufſicht über die 
Beamten aus; eine Mitwirkung der Stadtverordnetenverſammlung oder einer 
Staatsbehörde findet hierbei nicht ſtatt. 

Die Anſtellung der Berufsbeamten. Die Berufsbeamten werden, ſoweit 
ſie nicht Magiſtratsperſonen ſind, durch den Magiſtrat, in Städten mit Bürger⸗ 
meiſtereiverfaſſung durch den Bürgermeiſter angeſtellt. Die Stadtverordneten 
(Bürgervorſteher) ſind vor der endgültigen Anſtellung zu hören. Indeſſen hat 
der Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung (des 
Bürgervorſteherkollegiums) nur eine beratende Bedeutung. Für die Anſtellung 
iſt es kein Hindernis, wenn die Herbeiführung eines ſolchen Beſchluſſes unter⸗ 
laſſen ſein ſollte. In einigen Fällen iſt aber von dem hier aufgeſtellten Grund⸗ 
ſatz abgewichen. Nach der Weſtfäliſchen und der Rheiniſchen Städteo dnung 
wird der Gemeindeeinnehmer, d. i. der Rendant der Kaſſe, von der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung gewählt. In Schleswig⸗Holſtein werden der Stadt⸗ 
kaſſierer und die übrigen Beamten, die Hebungen oder — wie ſich die Städte⸗ 
ordnung ausdrückt — „ſonſtige wichtige Angelegenheiten“ zu beſorgen haben 
und die im Ortsſtatut näher zu bezeichnen ſind, von beiden Stadtkollegien ge⸗ 
wählt. Die Wahl erfolgt in Schleswig⸗Holſtein derart, daß der Magiſtrat drei 
Bewerber vorſchlägt und die Stadtverordneten einen dieſer Bewerber nach 
relativer Stimmenmehrheit wählen. Ergibt ſich bei zweimaliger Abſtimmung 
Stimmengleichheit, jo entſcheidet der Magiſtrat. In Hannover werden der 
Stadtſekretär, der Kämmerer und die techniſchen Beamten von derſelben 
Kommiſſion und nach demſelben Verfahren wie die Magiſtratsperſonen gewählt. 

Der Aufſichtsbehörde ſteht regelmäßig ein Widerſpruchs⸗ oder 
Beſtätigungsrecht bei der Anſtellung der nicht dem Magiſtrat angehörenden 
Berufsbeamten nicht zu. Jedoch beſtehen auch hier einige Ausnahmen. Die 
Anſtellung der ſtädtiſchen Polizeibeamten ſowie der Feld⸗ und Forſthüter bedarf 
der Beſtätigung des Regierungspräſidenten, die Anſtellung beſonderer Standes⸗ 
beamten der Genehmigung des Oberpräſidenten. Bezüglich der Polizeibeamten 
iſt in der Schleswig⸗Holſteiniſchen Städteordnung (§ 89 Abſ. 2) inſofern eine 
abweichende Beſtimmung getroffen, als Polizeibeamte, die nur zu mechaniſchen 
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Dienftleiftungen verwendet werben, nicht beftätigt zu werden brauchen. Die 
Wahl des Gemeindeeinnehmers in der Rheinprovinz erfordert die Beſtätigung 
des Bezirksausſchuſſes. In Hannover unterliegen die Wahlen des Stadtſekretärs, 
des Kämmerers und der techniſchen Beamten der Beſtätigung des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes, wenn dieſen Beamten ein Stimmrecht im Magiſtrat beigelegt werden 
ſoll. Endlich iſt eine Beſtätigung des Regierungspräſidenten vorgeſchrieben 
bei der Ernennung des Gemeindeforſtbeamten im Geltungsbereich der Ver⸗ 
ordnung vom 24. Dezember 1816, betr. die Verwaltung der den Gemeinden 
gehörigen Forſten in den Provinzen Weſtfalen, Cleve, Berg und Niederrhein 
ſowie im Gebiete des Geſetzes vom 12. Oktober 1897, betr. die Forſtſchutzbeamten 
im Regierungsbezirke Wiesbaden. 

Nach dem Kommunalbeamtengeſetz wird die Beamteneigenſchaft durch die 
Aushändigung der Anſtellungsurkunde begründet. Dieſe Urkunde 
muß auch den Magiſtratsperſonen und den auf Probe, zu vorübergehenden 
Dienſtleiſtungen oder zur Vorbereitung angeſtellten Beamten, nicht aber den 
nebenamtlich beſchäftigten Perſonen ausgeſtellt werden. Das Geſetz will durch 
das Erfordernis der Anſtellungsurkunde jeden Zweifel darüber ausſchließen, 
ob und wann das Beamtenverhältnis entſtanden iſt. Namentlich ſoll der un⸗ 
ſichere Begriff des ſtillſchweigenden Vollzugs eines öffentlich rechtlichen Vertrags⸗ 
verhältniſſes, der in der früheren Rechtſprechung eine gewiſſe Rolle ſpielte, 
ausgeſchaltet werden. Die Anſtellungsurkunde iſt ſomit nicht nur ein Beweis⸗ 
mittel, ſondern eine weſentliche Vorausſetzung für die Anſtellung. Falls kein 
ſpäterer Termin in ihr beſtimmt iſt, beginnt das Beamtenverhältnis mit dem 
Tage der Aushändigung. Dieſe muß mit dem freien Willen des Beamten 
erfolgt fein. Daher ift feine Annahme von Bedeutung. Wenngleich die Annahme 
eine ſtillſchweigende ſein, auch aus ſchlüſſigen Handlungen gefolgert werden 
kann, empfiehlt es ſich, ſie ſchriftlich beſtätigen zu laſſen. 

Kommt eine Stadt ihrer Pflicht, die Urkunde auszuhändigen, nicht nach, 
ſo kann ſie durch die Aufſichtsbehörde dazu angehalten werden. Nötigenfalls 
kann dieſe — auf der Grundlage der $$ 132 ff. des Landesverwaltungsgeſetzes — 
die Urkunde durch einen Dritten vollziehen und ſie dem Beamten aushändigen 
laſſen. Ein ſolches Vorgehen der Behörde kann der Beamte im Beſchwerdeweg 
herbeiführen. Weitere Rechte, etwa die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
oder vor den ordentlichen Gerichten, ſtehen ihm nicht zur Seite. 

Die Aushändigung der Anſtellungsurkunde iſt übrigens nicht erforderlich 
bei den Beamten, welche als ſolche beim Inkrafttreten des Kommunalbeamten⸗ 
geſetzes bereits angeſtellt waren. Indeſſen iſt es ratſam, auch dieſen eine Urkunde 
zu übergeben, um Rechtsunſicherheiten zu beſeitigen. 

Die Faſſung der Anſtellungsurkunde ift nicht vorgeſchrieben. 
Sie darf jedoch keinen Zweifel über den Beamtencharakter des Anzuſtellenden 
laſſen. Zweckmäßig ift es, auf das Ortsſtatut, das die Anſtellungsverhältniſſe 
regelt, zu verweiſen oder, ſoweit ein ſolches Ortsſtatut nicht beſteht, die An⸗ 
ſtellungsdauer, das Gehalt, etwaige Kündigungsbedingungen und beſondere 
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Verabredungen zu erwähnen. Jedoch würde folgende Faſſung vollkommen 
genügen: 
a) bei Magiſtratsperſonen: 

Nachdem die Stadtverordnetenverſammlung (bzw. die ſonſtige Wahl⸗ 
körperſchaft) Herrn X am zum Bürgermeiſter (Beigeordneten 
Magiſtratsrat, Senator) der Stadt Y gewählt hat, die Wahl durch Aller⸗ 
höchſten Erlaß (bzw. durch den Herrn Regierungspräſidenten) beſtätigt und 
Herr X am heutigen Tage in fein Amt eingeführt worden iſt, wird Herr X 
hiermit zum Beamten der Stadt Y ernannt. 

Y, den 

Der Magiſtrat (Bürgermeiſter). 
b) bei ſonſtigen Beamten 

Nach Anhörung der Stadtverordnetenverſammlung (des Bürgervorſteher⸗ 
kollegiums) — bei Polizeibeamten, Feld⸗ und Forſthütern: und nach Be⸗ 
ſtätigung durch den Herrn Regierungspräſidenten — wird Herr X zum 
Sekretär (Polizeikommiſſar) der Stadt Y und damit zum ſtädtiſchen Beamten 
ernannt. 

Y, den 

Der Magiſtrat (Bürgermeiſter). 

Bei der Anſtellung haben die Beamten einen Dienſteid abzulegen. 
Dies beruht auf Artikel 108 der preußiſchen Verfaſſungsurkunde, wonach alle 
Staatsbeamten, alſo auch die mittelbaren, dem Könige den Eid der Treue und 
des Gehorſams zu leiſten und die gewiſſenhafte Beobachtung der Verfaſſung 
zu beſchwören haben. Der Eid hat keinerlei Bedeutung für die Begründung 
des Beamtenverhältniſſes, ſoll vielmehr nur eine Bekräftigung des Treueverhält⸗ 
niſſes zum Könige, Staate und zum Dienſtherrn darſtellen. Seine Form iſt durch 
die Verordnung vom 6. Mai 1867 feſtgeſetzt; ſie hält ſich im weſentlichen an die 
Beſtimmung der Verfaſſung, ſetzt zu Beginn und Ende die Beteuerungsformel: 
„Ich ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden .. .. und jo wahr 
mir Gott helfe!“ und überläßt es dem Schwörenden, ob er eine religiöſe Be⸗ 
kräftigungsformel hinzuſetzen will. Bei den mittelbaren Staatsbeamten ſoll 
diejenige Eidesnorm eingeſchaltet werden, mittels derer ſie ſich dem unmittel⸗ 
baren Dienſtherrn zu verpflichten haben. Deshalb werden bisweilen die Worte 
eingeſchoben: „Dem Magiſtrat als meiner vorgeſetzten Behörde jederzeit willige 
Folge leiſten“. In Hannover iſt durch die Städteordnung für die Magiſtrats⸗ 
mitglieder eine beſondere Eidesformel, für die übrigen Beamten die Beeidigung 
auf die vom Magiſtrat zu entwerfende Dienſtanweiſung vorgeſchrieben. 

Auch die auf Probe oder Zeit angeſtellten Beamten haben den Eid zu 
leiſten, es ſei denn, daß ſie nur zur augenblicklichen Aushilfe angenommen ſind. 
(MinErl. vom 21. März 1882.) Hat ein Beamter einen Dienſteid geleiſtet, 
ſo iſt bei etwaigem Amtswechſel eine Erneuerung des Eides nicht notwendig; 
es bedarf nicht einmal einer Verweiſung auf den geleiſteten Eid. (Min Erl. vom 
26. Oktober 1888.) 
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Die unmittelbare Wirkung der Ableiftung eines Dienſteides iſt eine ſehr 
beſchränkte. Einmal rechnet von ihr ab die Dienſtzeit. Sodann gilt ſtrafrechtlich 
die amtliche mündliche oder ſchriftliche Verſicherung eines Beamten unter 
Berufung auf den Dienſteid als Eidesleiſtung, aber nur dann, wenn ein gejeb- 
lich anerkanntes Verfahren beſteht, wonach Beamte, die als Zeugen über amtliche 
Angelegenheiten vernommen werden, ihre Ausſagen auf den Dienſteid zu ver⸗ 
ſichern haben. 

Hinſichtlich der perſönlichen Verhältniſſe der Beamten ftellen die Geſetze 
nur in gewiſſem Maße Vorbedingungen auf. Ein beſtimmtes Lebensalter 
bei den Berufsbeamten wird nicht verlangt, während bei den Ehrenbeamten 
zumeiſt die Wahlfähigkeit und damit ein Mindeſtalter erforderlich iſt. Auch 
ein Minderjähriger kann zum Berufsbeamten beſtellt werden, allerdings nur 
mit Einwilligung feines geſetzlichen Vertreters ($ 107 des BGB). Jedoch pflegen 
manche Städte ortsſtatutariſch ein Mindeſtalter für gewiſſe Beamtenſtellen zu 
beſtimmen. 

Die Reichs⸗ oder Staatsangehörigkeit wird regelmäßig 
nicht gefordert. Auch Ausländer dürfen angeſtellt werden. Ihre Anſtellung unter⸗ 
liegt aber der Genehmigung der Regierung (KO. vom 24. April 1834). Eine 
vom Regierungspräſidenten vollzogene Beſtallung oder beſtätigte Anſtellung 
eines in ſtädtiſche Dienſte aufgenommenen Ausländers gilt als Naturaliſations⸗ 
urkunde, ſoweit es ſich um einen Nichtreichsdeutſchen handelt, oder als Auf⸗ 
nahmeurkunde, wenn ein Angehöriger eines anderen Bundesſtaats in Frage 
kommt (§ 9 des Geſetzes betr. den Erwerb und Verluſt der Reichs⸗ und Staats⸗ 
angehörigkeit vom 1. Juni 1870). 

Dagegen iſt Vorbedingung für die Anſtellung des Beamten die Regelung 
der Militärverhältniſſe (KO. vom 31. Oktober 1872) und der Beſitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte (StGB. $ 31 ff.). Daher müſſen vor 
der Anſtellung die Militärpapiere vorgelegt und nötigenfalls die erforderlichen 
Auskünfte bei der Polizeibehörde eingeholt werden. 

Der Nachweis perſönlicher Befähigung iſt in das Belieben der Städte 
geſtellt, ſoweit nicht wie bei gewiſſen Magiſtratsperſonen eine beſondere Vor⸗ 
bildung geſetzlich gefordert oder wie bei den Polizeibeamten durch die Staats⸗ 
behörde vorgeſchrieben wird. Als ſelbſtverſtändliche Richtſchnur wird hierbei 
der Rechtsſatz des Allgemeinen Landrechts (§ 70 II. 10) zu gelten haben: „Es 
ſoll niemandem ein Amt aufgetragen werden, der ſich dazu nicht hinlänglich 
qualifiziert und Proben feiner Geſchicklichkeit abgelegt hat.“ 

Über beſondere geſetzliche Hinderniſſe, die bei der Anſtellung von Magiſtrats⸗ 
perſonen entſtehen können, iſt in den Kapiteln über Magiſtrat, Bürgermeiſter, 
Beigeordnete im einzelnen geſprochen worden. In Hannover greifen die Be⸗ 
ſtimmungen, wonach die Wahl in den Magiſtrat durch Verwandtſchaft oder 
Verſchwägerung gehindert wird, auch auf die Anſtellung des Kämmerers Platz, 
obwohl dort ſein Amt mit dem eines Magiſtratsmitgliedes unvereinbar iſt. 

Anſtellung auf Probe. Perſonen, die auf Probe, zur Vorbereitung oder 
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zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen in ſtädtiſchen Dienften beſchäftigt werden, 
können im Dienſtvertrag angenommen oder als Beamte angeſtellt werden. 
Letzteres muß geſchehen, wenn die Perſon obrigkeitliche Geſchäfte bearbeiten 
ſoll. Die probeweiſe Beſchäftigung — auch von Nichtbeamten — darf in der 
Regel die Dauer von zwei Jahren nicht überſteigen. Eine Ausdehnung der 
probeweiſen Beſchäftigung über dieſe Zeit hinaus iſt nur mit Genehmigung 
des Regierungspräſidenten zuläſſig. Dieſe Beſtimmungen über die Probezeit 
gelten jedoch nur für Zivilanwärter, während für Militäranwärter eine geringere 
Probebeſchäftigung vorgeſehen iſt (ſiehe S. 176). Sollen Beamte auf Probe, 
zur Vorbereitung oder zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen angeſtellt werden, 
ſo muß die Regelung vor dem Antritt der Beſchäftigung erfolgen, und zwar 
entweder durch Gemeindebeſchluß, der einer beſonderen Genehmigung nicht 
bedarf, oder durch Ortsſtatut. 

Beamte auf Kündigung. Eine Anſtellung von Beamten auf Kündigung 
iſt nach dem Kommunalbeamtengeſetz regelmäßig nur in den ſtädtiſchen Betriebs⸗ 
verwaltungen zuläſſig, ſoweit nicht eine Abweichung beſchloſſen iſt. Bei den 
übrigen Beamten kann eine derartige Anſtellung nur durch Ortsſtatut mit 
Genehmigung des Bezirksausſchuſſes oder in einzelnen Fällen durch Gemeinde⸗ 
beſchluß mit Genehmigung des Regierungspräſidenten feſtgeſetzt werden. Von 
einer ſolchen abweichenden Regelung pflegen die Städte zumeiſt Gebrauch zu 
machen, um jüngeren Beamten gegenüber, etwa bis zum 30. Lebensjahr, oder 
auch bei Beamten, die hauptſächlich mechaniſche Dienſtleiſtungen zu verrichten 
haben, ein Entlaſſungsrecht ausüben zu können. 

Welcher Verwaltungszweig zu den Betriebsverwaltungen zu 
zählen iſt, it gemeinhin nicht feſtzuſtellen. Man geht wohl davon aus, daß 
einer Betriebsverwaltung ein ſolches Unternehmen unterſtehen muß, das auch 
losgelöſt von der ſtädtiſchen Verwaltung als Privatbetrieb gedacht werden 
kann. Hier wird man zu einer klaren Scheidung aber nur gelangen, wenn einem 
etwaigen Benutzungszwang, einem Monopol oder einem Vorwiegen öffent- 
licher Intereſſen keine begrifflich ausſchlaggebende Bedeutung beigemeſſen 
wird. Man hat auch das Unterſcheidungsmerkmal nicht in dem Unternehmen 
ſelbſt, ſondern in ſeiner Verwaltung geſucht, etwa dahin, ob ihr obrigkeitliche 
Befugniſſe zuſtehen, wobei man es aber als unerheblich betrachtet, ob einzelne 
Perſonen der Verwaltung obrigkeitliche Obliegenheiten haben. Indeſſen 
wie man den Begriff auch zu faſſen ſucht, eine unzweifelhafte Grundregel läßt 
ſich nicht aufſtellen, zumal Betriebe mit demſelben Namen in den verſchiedenen 
Städten nicht immer gleich ſind. Um die Schwierigkeiten auszuräumen, empfiehlt 
es ſich, von der geſetzlichen Beſtimmung Gebrauch zu machen und durch orts⸗ 
ſtatutariſche Regelung im einzelnen feſtzuſetzen, welche Verwaltungszweige zu 
den Betriebsverwaltungen zu rechnen ſind. Alsdann iſt die Frage der richter⸗ 
lichen Nachprüfung entzogen. 

Die Kündigung ſeitens der Stadt darf nur auf Grund eines 
Beſchluſſes des Magiſtrats und in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung eines 
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aus dem Bürgermeiſter und den Beigeordneten (Schöffen, Ratmännern) ge⸗ 
bildeten Kollegiums ausgeſprochen werden. Weder der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung noch der Aufſichtsbehörde ſteht ein Mitwirkungsrecht zu. Eine 
Beſchwerde an dieſe Behörde iſt nur inſoweit gegeben, als ſie die rechtliche 
Zuläſſigkeit oder das ordnungsmäßige Zuſtandekommen des Beſchluſſes be⸗ 
mängelt. Bei der Kündigung iſt von beiden Seiten die Kündigungsfriſt ein⸗ 
zuhalten. Iſt eine ſolche nicht vereinbart oder ortsſtatutariſch beſtimmt, fo 
werden die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Dienſt⸗ 
vertrag in Anwendung zu bringen ſein. Hat die Kündigung zur Entlaſſung 
geführt, ſo ſind ſämtliche Rechte aus dem Beamtenverhältnis gegenüber der 
Stadt erloſchen, insbeſondere alſo die Anſprüche auf Gehalt, Penſion und 
Hinterbliebenenverſorgung. 

Beamte auf Lebenszeit. Das Kommunalbeamtengeſetz geht von dem 
Grundſatz aus, daß dauernd beſchäftigte Beamte, die nicht den Betriebs- 
verwaltungen angehören, auf Lebenszeit anzuſtellen ſind, ſoweit nicht, wie 
oben bereits erwähnt, ortsſtatutariſche oder vom Regierungspräſidenten ge⸗ 
nehmigte Ausnahmen beſchloſſen find. Jedoch können auch Beamte der Betriebs⸗ 
verwaltung auf Lebenszeit angenommen werden. Hierzu genügt ein Gemeinde⸗ 
beſchluß (des Magiſtrats und der Stadtverordnetenverſammlung), der einer 
beſonderen Genehmigung nicht bedarf. Der Beſchluß kann ſich auf einen einzelnen 
Beamten, auf eine Klaſſe von Beamten oder auf beſtimmte Betriebsverwaltungen 
beziehen. Eine Verpflichtung, auch Forſtbeamte lebenslänglich anzuſtellen, 
beſteht, abgeſehen von den Gemeinden des Regierungsbezirks Wiesbaden, 
nicht. 

Magiſtratsperſonen werden nur in Hannover auf Lebenszeit angeſtellt, 
in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, der Rheinprovinz, Schleswig⸗Holſtein, 
Heſſen⸗Naſſau ohne Frankfurt a. M. iſt die Wahl auf Lebenszeit bei den be⸗ 
ſoldeten Magiſtratsperſonen zwar zuläſſig, aber in der Praxis die Ausnahme. 

Ruhen und Beendigung des Beamtenverhältniſſes. Ein Ruhen des 
Beamtenverhältniſſes tritt in den Stellen, welche das Bürgerrecht vorausſetzen, 
alſo bei den meiſten Ehrenämtern, dann ein, wenn das Bürgerrecht ruht. Eine 
einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand, die ſogenannte Stellung zur Dis⸗ 
poſition, iſt bei ſtädtiſchen Beamten ausgeſchloſſen. 

Dagegen iſt eine vorläufige Dienſtenthebung in gleicher 
Weiſe möglich wie bei den unmittelbaren Staatsbeamten. Sie tritt kraft Ge⸗ 
ſetzes ein, wenn in einem gerichtlichen Strafverfahren die Verhaftung des 
Beamten beſchloſſen oder wenn ein noch nicht rechtskräftiges Strafurteil er⸗ 
gangen iſt, das den Verluſt des Amtes ausſpricht oder geſetzlich zur Folge hat, 
oder wenn ein noch nicht rechtskräftiger Diſziplinarbeſcheid auf Entlaſſung lautet. 
Wird der Haftbefehl aufgehoben oder das Strafurteil hinſichtlich der bezeichneten 
Strafe rechtskräftig abgeändert, ſo dauert die Amtsenthebung dennoch weitere 
zehn Tage fort, um der Diſziplinarbehörde Zeit zur Einleitung des Diſziplinar⸗ 
verfahrens oder zu ſonſtigen Maßnahmen zu geben. Lautet das Strafurteil 
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auf Freiheitſtrafe, jo währt die Enthebung, bis das Urteil vollſtreckt iſt. Im 
Falle des Diſziplinarbeſcheides dauert ſie bis zur Rechtskraft der Entſcheidung. 
Außer dieſer geſetzlichen Dienſtenthebung iſt eine vorläufige Dienſtenthebung 
auf Verfügung des Regierungspräſidenten oder des Miniſters des Innern 
dann möglich, wenn gegen den Beamten ein Strafverfahren oder eine Difzi- 
plinarunterſuchung eingeleitet iſt. Auch während des Laufes derartiger Ver⸗ 
fahren kann die vorläufige Dienſtenthebung angeordnet werden. 

Endlich kann bei Gefahr im Verzuge ein jeder Vorgeſetzte einem Beamten 
die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig unter⸗ 
ſagen, muß aber darüber ſofort an die höhere Behörde berichten. Ein ſolches 
Verbot der Amtsverrichtung ſteht indeſſen in ſeinen Wirkungen der vorläufigen 
Dienſtenthebung nicht gleich. (Über die Gehaltszahlung bei vorläufiger Dienſt⸗ 
enthebung ſiehe Seite 162.) 

Eine endgültige Beendigung des Beamtenverhältniſſes tritt 
ein durch Tod, durch Zeitablauf bei den befriſtet angeſtellten Beamten, z. B. bei 
den auf Probe angenomnienen Perſonen oder bei den auf Zeit gewählten 
Magiſtratsperſonen, ferner durch Kündigung, durch Verlust des Bürgerrechts, 
ſoweit dieſes Vorausſetzung für das Amt ift, oder durch Eintritt eines ſonſtigen 
geſetzlichen Hinderungsgrundes, etwa durch eingetretene Schwägerſchaft bei 
Magiſtratsperſonen und dergleichen. Ferner endet das Amt kraft Geſetzes, 
wenn ein ſtraf gerichtliches Urteil auf Freiheitsſtrafe von mehr als 
einjähriger Dauer, auf Todesſtrafe, Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, 
zeitige oder dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter oder auf 
Stellung unter Polizeiaufſicht ergangen iſt. Eine beſondere Amtsbeendigung 
iſt im Bereiche der Städteordnung für die östlichen Provinzen, Weſtfalen, die 
Rheinprovinz und Heſſen⸗Naſſau bei Deputationsmitgliedern aus dem Kreiſe 
ſtimmfähiger Bürger möglich; dieſe können durch einen einfachen Gemeinde⸗ 
beſchluß (Seite 125) ihres Amtes entbunden werden. 

Der Rücktritt vom Amt ſteht dem Beamten jederzeit frei. Zwar fehlt 
darüber eine allgemein gültige geſetzliche Beſtimmung, ſo daß dieſer Punkt 
ſtreitig ſein kann und auch ſtreitig iſt. Indeſſen dürften die Richtlinien, die das 
Allgemeine Preußiſche Landrecht (88 94—97 II 10) gibt, maßgeblich ſein: „Bei 
derjenigen Inſtanz, von welcher die Beſetzung eines Amtes abhängt, muß auch 
die Entlaſſung davon gefucht werden. Die Entlaſſung ſoll nur alsdann, wenn 
daraus ein erheblicher Nachteil für das gemeine Beſte zu beſorgen iſt, verſagt 
werden. Einem Beamten, dem aus dieſem Grunde die Entlafjung verſagt wird, 
ſteht dagegen die Berufung auf die unmittelbare landesherrliche Entſcheidung 
offen. In keinem Falle aber darf der abgehende Beamte ſeinen Poſten eher 
verlaſſen, als bis wegen Wiederbeſetzung oder einſtweiliger Verwaltung des⸗ 
ſelben Fürſorge getroffen iſt.“ 

Das Entlaſſungsgeſuch wird hiernach an den Magiſtrat, in Städten mit 
Bürgermeiſtereiverfaſſung an den Bürgermeiſter zu richten ſein. Dies trifft 
auch zu, wenn eine Magiſtratsperſon zurücktreten will, 
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da die Vornahme der Anſtellung als Beamter nicht durch die Stadtverordneten; 
verſammlung, ſondern durch den Magiſtrat bzw. Bürgermeiſter erfolgt. Tritt 
der Bürgermeifter einer Stadt mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung zurück, fo iſt die zuſtändige Stelle fein erſter Vertreter. 
Es empfiehlt ſich indeſſen, vor der Annahme des Rücktrittsgeſuchs eines Be⸗ 
amten die Stadtverordnetenverſammlung zu hören, da 
unter Umſtänden die Grundſätze für die Führung der Stadtgeſchäfte berührt 
werden, die Stadtverordneten auch bei der Anſtellung der Beamten entweder 
als Wahlkörper oder als beratende Körperſchaft mitwirkten. Falls die Ent⸗ 
laſſung irgendwelche finanzielle Folgen hat, z. B. Leiſtung einer Penſion, iſt 
die Stadtverordnetenverſammlung ſtets neben dem Magiſtrat zuſtändig. 
In Hannover iſt durch die Städteordnung die Entlaſſung der Magiſtrats⸗ 
perſonen, ſoweit ſie auf deren Anſuchen erfolgt, dem Magiſtrat übertragen, 
jedoch die vorherige Anhörung der Bürgervorſteher ausdrücklich vorgeſchrieben. 
Bei der Entlaſſung kann eine Friſt beſtimmt werden. Die auf Kündigung 
angeſtellten Beamten haben die Friſt ſchon von Vertrags wegen einzuhalten. 
Einen Anſpruch auf Verſorgung, Titel und Rang hat der vorzeitig gehende, 
noch dienſtfähige Beamte nicht. Doch iſt es zuläſſig, darüber Vereinbarungen 
zu treffen. Nimmt ein Beamter anderwärts eine Stelle auf Probe an, ſo gibt 
er damit ſein lebenslängliches Amt in der Stadt ohne weiteres nicht auf. 
Die Verſetzung in den Ruheſtand unterſcheidet ſich von dem 
Rücktritt darin, daß ſie ſtets eine Penſion zur Folge hat, ſofern im übrigen die 
geſetzlichen Vorausſetzungen erfüllt ſind. Sie iſt deshalb nur bei beſoldeten 
Beamten denkbar. Im Falle der Übereinſtimmung des Beamten und der 
Stadt iſt die Verſetzung in den Ruheſtand jederzeit möglich; ſie ſoll aber nach 
miniſterieller Vorſchrift während eines Straf- oder Diſziplinarverfahrens nicht 
erfolgen. Iſt eine Übereinſtimmung nicht vorhanden, die Verſetzung in den 
Ruheſtand auch nicht die geſetzliche Folge des Amtsablaufs, ſo kann der Beamte 
die Verſetzung in den Ruheſtand fordern oder die Stadt ſie durchſetzen, wenn 
dauernde Dienſtunfähigkeit vorliegt oder der Beamte das fünfundſechzigſte 
Lebensjahr vollendet hat und letztere Möglichkeit ortsſtatutariſch zugelaſſen iſt. 
Die geſetzliche Beſtimmung, daß ein Beamter, der das fünfundſechzigſte 
Lebensjahr vollendet hat, auch dann, wenn er keinen Antrag geſtellt hat, in 
den Ruheſtand verſetzt werden kann, iſt ausdrücklich nicht auf die Kommunal⸗ 
beamten ausgedehnt. Vielmehr iſt es den Gemeinden überlaſſen, ob ſie die Vor⸗ 
ſchrift im Wege des Ortsſtatuts einführen wollen. Weigert ſich im Falle des 
Vorliegens eines ſolchen Ortsſtatuts der fünfundſechzigjährige Beamte, den 
Antrag zu ſtellen, ſo hat der Magiſtrat und die Stadtverordnetenverſammlung 
(das Bürgervorſteherkollegium) nach Anhörung des Beamten über ſeine Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand zu beſchließen. Vorausſetzung hierbei iſt, daß der 
Magiſtrat bzw. Bürgermeiſter als Dienſtvorgeſetzter den Beamten, wozu auch 
die Magiſtratsperſonen gehören, für unfähig hält, ſeine Amtspflichten ferner 
zu erfüllen. Die Anſicht der Stadtverordnetenverſammlung (des Bürger⸗ 
10* 
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vorſteherkollegiums) über die Frage der Dienſtunfähigkeit iſt dagegen uner⸗ 
heblich, da ihre Mitwirkung nur wegen der zu zahlenden Penſion notwendig 
iſt. Gegen dieſen Beſchluß auf Verſetzung in den Ruheſtand iſt ein anderes 
Rechtsmittel als Beſchwerde im Aufſichtswege nicht gegeben. 

Soll ein Beamter, der nicht ortsſtatutariſch auf Grund ſeines Lebensalters 
in den Ruheſtand verſetzt werden kann, wegen Dienſtunfähigkeit ausſcheiden, 
ſo wird die Frage, ob der Beamte dienſtunfähig iſt oder nicht, vom Magiſtrat, 
in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung vom Bürgermeiſter ohne Mitwirkung 
der Stadtverordneten (Bürgervorſteher) entſchieden. Entſteht zwiſchen dem 
Magiſtrat (Bürgermeiſter) und dem Beamten in dieſem Punkte ein Streit, 
ſo entſcheidet auf Klage binnen zwei Wochen der Bezirksausſchuß, gegen deſſen 
Beſcheid binnen gleicher Friſt die Berufung an das Oberverwaltungsgericht ge⸗ 
geben iſt. Das Verfahren iſt das gleiche, wie es für die diſziplinare Amtsent⸗ 
fernung vorgeſchrieben iſt (ſiehe Seite 156). Die Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
behörden über die Frage, ob und wann ein Beamter in den Ruheſtand zu ver⸗ 
ſetzen iſt, iſt auch für die außerordentlichen Gerichte bei Prüfung der Penſions⸗ 
anſprüche bindend. Der ordentliche Rechtsweg ift in dieſer Hinſicht ausge⸗ 
ſchloſſen. 

Dienſtunfähigkeit liegt vor, wenn der Beamte ſeine Dienſt⸗ 
obliegenheit nicht mehr erfüllen kann. Das iſt ſchon dann der Fall, wenn 
er nur in beſchränktem Maße arbeitsfähig iſt. Denn der Gemeinde ſoll 
die Laſt einer Hilfskraft, die lediglich der Perſon des Beamten wegen 
notwendig iſt, gegen ihren Willen nicht auferlegt werden. Andererſeits 
darf ſich die Dienſtunfähigkeit des Beamten nicht gerade auf die von ihm ein⸗ 
genommene Stelle beſchränken; ſie muß vielmehr derart ſein, daß er auch in 
anderen Amtszweigen, die ihm billigerweiſe aufgetragen werden können, nicht 
mehr in vollem Umfange arbeitsfähig iſt. Jedoch bezieht ſich das nur auf Antts⸗ 
zweige, die von einem Durchſchnittsbeamten gleicher Art verwaltet werden 
können. Der Beamte kann nicht etwa verlangen, daß ihm beſonders leichte Auf⸗ 
gaben übertragen werden. 

Vorrechte der Beamten; Die Vorrechte der Beamten liegen zum Teil 
auf vermögensrechtlichen Gebiet, zum Teil betreffen ſie die Perſon des Be⸗ 
amten. In erſter Hinſicht iſt vor allem die geſicherte Verſorgung zu erwähnen, 
die unten eine nähere Behandlung finden wird, ſodann der Genuß gewiſſer 
Steuerprivilegien (Seite 234). Ein Teil des Dienſteinkommens, der Penſionen 
und der Bezuge der Hinterbliebenen ſind vor der Zwangsvollſtreckung gefichert 
(Seite 162, 167, 170). Von der Pfändung ſind die zur Ausübung des Berufs 
erforderlichen Gegenſtände und anſtändige Kleidung, außerdem ein Geldbetrag 
ausgeſchloſſen, der dem der Pfändung nicht unterworfenen Beſoldungs⸗ oder 
Penſionsteil bis zum Tage der nächſten Gehalts⸗ oder Penſionszahlung ent⸗ 
ſpricht. Das gleiche gilt hinſichtlich des Pfandrechts des Vermieters. Im Falle 
der Verſetzung kann der Beamte den Mietvertrag über ſeine Wohnung mit 
der geſetzlichen Friſt kündigen; unter den Begriff Verſetzung fällt auch die 
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Wahl und Berufung eines ſtädtiſchen oder ſonſtigen Beamten in eine andere 
Stadt. 

Die Perſon des Beamten iſt inſofern beſonders geſchützt, als der Widerſtand 
gegen die Staatsgewalt und die Nötigung von Beamten zur Vornahme oder 
Unterlaſſung von Amtshandlungen ſtrafrechtlich geahndet wird. Auch kann 
die Beleidigung eines Beamten amtlich verfolgt werden, da außer dem 
Beleidigten fein Dienſtvorgeſetzter Strafantrag ſtellen kann. Endlich mag 
an dieſer Stelle das Recht des Beamten, einen Titel zu führen, erwähnt 
werden. Verſteht man unter Titel eine vom Amt unabhängige Bezeichnung, 
ſo kann er nur ſtaatlich verliehen werden. Faßt man den Begriff weiter im 
Sinne einer Amtsbezeichnung, ſo iſt ſeine Verleihung eine ſtädtiſche Angelegen⸗ 
heit, über die Magiſtrat und Stadtverordnetenverſammlung zu beſchließen 
haben. In der Auswahl der Titel ſind die Städte unbeſchränkt; doch müſſen 
die Bezeichnungen ſich von denen der Staatsbeamten kenntlich unterſcheiden. 
Mit dieſer Einſchränkung kann auch ein Titel in der Zuſammenſetzung mit den 
Worten „Rat“, „Direktor“, „Inſpektor“, „Aſſeſſor“ gewählt werden. 

Amtspflichten. Ein Geſetz, das die Amtspflichten einheitlich regelt, gibt 
es nicht. Sie finden ihre Grundlage in geſetzlichen Vorſchriften, Kabinettsorders, 
Miniſterialerlaſſen und denjenigen Grundſätzen, welche die Verwaltungsgerichte 
gelegentlich von Diſziplinarverfahren aufgeſtellt haben. Der ſtädtiſche Beamte 
hat danach als mittelbarer Staatsbeamter durchweg die gleichen allgemeinen 
Pflichten wie die unmittelbaren Staatsbeamten. Nicht immer können ſie genau 
umſchrieben werden; vielmehr werden in mancher Hinſicht gewiſſe An⸗ 
forderungen an das Feingefühl des Beamten geſtellt, dann insbeſondere, wenn 
perſönliche Meinung oder ſtaatsbürgerliche Überzeugung in Widerſtreit mit 
Meinungen und Überzeugungen der Vorgeſetzten oder ſtaatlichen Organe 
treten. Hierbei gilt die Regel, daß die Perſon ſich ſtets dem Amte unterzuordnen 
hat, woraus folgt, daß ein Amtsverhältnis nicht beſtehen darf, wenn die perſön⸗ 
liche Überzeugung ſich mit den Amtsaufgaben nicht vereinigen läßt. 

Aus dem Amtsverhältnis entſpringt in erſter Linie eine Treue pflicht 
gegen den König, die Verfaſſung und den Dienſtherrn. 
Zweifel über die Ausübung dieſer Pflicht ergeben ſich wohl bei der politiſchen Be⸗ 
tätigung. Ein Gebot der Treue gegen König und Verfaſſung iſt es, keinerlei 
Richtungen bewußt zu unterſtützen und zu fördern, die aus Grundſatz die be⸗ 
ſtehende Staats⸗ und Rechtsordnung in ihren Grundlagen angreifen. Im 
übrigen aber iſt es keine Amtspflicht, die nämliche politiſche Auffaſſung zu be⸗ 
tätigen wie die herrſchende Richtung der ſtaatlichen oder ſtädtiſchen Organe. 
Stets hat jedoch der Beamte die Würde ſeiner Stellung zu wahren und über 
die äußere Form ſeines politiſchen Auftretens Rechenſchaft zu geben. 

Die Würde der Amtsſtellung wird auch im Verhältnis zum Vorgefehten 
zu beachten ſein. Hierbei muß eine gewiſſe Beobachtung von Formen 
erwartet werden, die den Regeln der Gefittung entſprechen, dieſe Regeln aber 
auch nicht in ein Zerrbild ziehen ſollen. Die ihm aufgetragenen Arbeiten hat 
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der Beamte zu erfüllen. In der Erledigung ſeiner Dienſte darf er ſich nur ſoweit 
vertreten laſſen, als es ihm geſtattet iſt. Die Amtsaufgaben können jederzeit 
erweitert werden, weshalb er auch Vertretungen ſeiner Amtsgenoſſen ohne 
Vergütung zu übernehmen hat. 

Nebengeſchäfte und Nebenämter darf der ſtädtiſche Beamte 
führen, ſoweit nicht ein Ortsſtatut oder die Anſtellungsbedingungen es verbieten. 
Die Hannoverſche Städteordnung geht weiter. Sie unterſagt den beſoldeten 
Magiſtratsmitgliedern, den Stadtſekretären und dem Kämmerer die Betreibung 
eines anderen Erwerbszweiges oder eines Nebengeſchäftes oder die Bekleidung 
von Staatsdienſten, wenn nicht Magiſtrat und Bürgervorſteher es genehmigen. 
Falls die Nebengeſchäfte oder das Nebenamt die Haupttätigkeit beeinträchtigen, 
wird allenthalben der Magiſtrat oder in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung 
der Bürgermeiſter aus Dienſtgründen die Fortführung der Nebenbetätigung 
unterfagen können. Ein gleiches Recht geſteht die herrſchende Meinung der 
Auffichtsbehörde zu; dies iſt jedoch nicht ohne Zweifel und die Anſicht, daß 
die Aufſichtsbehörde nur im Wege der Zwangsetatiſierung die Einſtellung voller 
Arbeitskräfte erzwingen kann, verdient große Beachtung. Ob die Annahme 
eines Mandats zum Reichs- oder Landtage ortsſtatutariſch 
oder durch Verpflichtung ausgeſchloſſen werden kann, ift ſtreitig. Im Intereſſe 
eines geregelten Dienſtes wird man häufig nicht umhin können, zu dieſer Maß⸗ 
regel zu greifen. Zur Übernahme einer Vormundſchaft, Gegen⸗ 
vormundſchaft, Pflegſchaft, einer Stellung als Beiſtand bedarf der beſoldete 
ſtädtiſche Beamte der Erlaubnis der zunächſt vorgeſetzten Behörde. Das Gleiche 
iſt der Fall bei Uebernahme eines Schiedsmannsamts. Sodann hat 
jeder, auch der unbeſoldete Beamte die Erlaubnis für einen Gewerbebetrieb 
einzuholen, ſofern nicht das Gewerbe in der Bewirtſchaftung eines Landgutes 
beſteht oder die Geſetze eine Ausnahme zulaſſen. Die Einholung der Erlaubnis 
iſt auch notwendig für den Gewerbebetrieb der Ehefrau, minderjähriger Kinder, 
der Dienſtboten oder ſonſt im Hausſtand tätiger Perſonen. Bei unbeſoldeten 
Magiſtratsperſonen und ſonſtigen Ehrenbeamten, die einen Gewerbebetrieb 
führen, wird man die ſtillſchweigende Genehmigung in ihrer Wahl, Ernennung 
oder Beſtätigung zu erblicken haben. 

Nach den Beſtimmungen der Oftlichen, Weſtfäliſchen, Rheiniſchen und Heſſen⸗ 
naſſauiſchen Städteordnung darf ein Bürgermeiſter eine Gaſt⸗ oder 
Schankwirtſchaft nicht betreiben; in Heſſen⸗Naſſau kann die Aufſichts⸗ 
behörde Ausnahmen zulaſſen. Im übrigen aber iſt es herrſchende Übung, 
daß der Betrieb einer Schankwirtſchaft einem Beamten niemals geſtattet wird. 

Der Stadtverordnetenverſammlung (dem Bürgervorſteherkollegium) ſteht 
im allgemeinen kein Recht zu, die Uebernahme von Nebenbeſchäftigung und 
Nebenämtern zu genehmigen oder zu beanſtanden. Jedoch kann ſie ſich eine 
ſolche Befugnis bei der Anſtellung vorbehalten. Dies iſt zuläſſig, weil ein Grund⸗ 
ſatz für die Führung der Stadtgeſchäfte in Frage kommt. 

Aus der Pflicht des Beamten, ſeinem Vorgeſetzten jederzeit zur Verfügung 
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zu Stehen, folgt die Regel, daß der Beamte in der Stadt, wo er ſein Amt führt, 
den Wohnort zu nehmen hat. Geſetzlich iſt dies indeſſen nur in der Städte⸗ 
ordnung für Hannover beſtimmt und auch da nicht für alle Beamtenklaſſen, 
ſondern nur für die Magiſtratsmitglieder, Sekretäre und den Kämmerer, ſoweit 
nicht Magiſtrat und Bürgervorſteher eine Ausnahme geſtatten. Um in den 
übrigen Landesteilen Zweifel auszuſchließen, empfiehlt es ſich, durch Orts⸗ 
ſtatut oder Anſtellungsbedingungen den Beamten die Verpflichtung, in der 
Stadt zu wohnen, aufzuerlegen. 

Zum Verlaſſen ſeines Wohnſitzes bedarf der Beamte des Urlaubs. 
Hier wird der Rechtsſatz des Preußiſchen Landrechts (§ 92 II 10) allgemeine 
Geltung zu beanſpruchen haben: „Kein Beamter darf den zur Ausübung ſeines 
Amtes ihm angewieſenen Wohnort ohne Vorwiſſen und Genehmigung ſeiner 
Vorgeſetzten verlaſſen.“ Die Beurlaubung erfolgt durch den Bürgermeiſter, 
in manchen Städten durch den Magiſtrat. Im Bereich der Oeſtlichen Städte⸗ 
ordnung erteilt einen vier Wochen überſteigenden Urlaub der Magiſtrat, kürzeren 
Urlaub der Bürgermeiſter. Für den Bürgermeiſter und die Magiſtratsperſonen 
gelten einige beſondere Beſtimmungen, die früher (Seite 88, 108) behandelt 
wurden. Die Erteilung eines Urlaubs für einen Beamten iſt nicht notwendig 
zum Eintritt in den Reichs- oder Landtag oder zur Erfüllung öffentlicher 
Pflichten, wie zur Vorladung zum Gericht, Einberufung zum Geſchworenen, 
Schöffen u. dgl., zum Militärdienſt oder zu ſonſtigen militäriſchen Obliegen⸗ 
heiten. Jedoch muß auch in dieſen Fällen der Beamte rechtzeitig Anzeige er⸗ 
ſtatten, damit für Vertretung geſorgt werden kann. 

Die Vertretungskoſten hat die Stadt zu zahlen, wenn der Beamte 
wegen Krankheit oder Einberufung zum Militärdienſt beurlaubt iſt. Gehalts⸗ 
abzüge können nur gemacht werden, ſoweit dies durch Ortsſtatut oder An⸗ 
ſtellungsbedingung beſtimmt iſt. Hier werden die für Staatsbeamte geltenden 
Vorſchriften vorbildlich fein, wonach Gehaltsabzug zuläſſig iſt, wenn der Beamte 
länger als 1¼ Monate beurlaubt iſt, und zwar bis zur Hälfte des Gehaltes 
bei Beurlaubung auf weitere 4 Monate, bei Beurlaubung darüber hinaus 
in voller Höhe. Eine Beſonderheit beſteht für ſämtliche, auch ſtädtiſche Beamte, 
die zu militäriſchen Übungen einberufen werden und Offiziersbeſoldung erhalten. 
Ihnen gegenüber kann die Offiziersbeſoldung vom Gehalt abgezogen werden; 
Verheirateten, die Frau und Kind haben und ihren Wohnort verlaſſen müſſen, 
jedoch nur, ſoweit als ihr Zivil- und Militärgehalt 3600 M. jährlich überſteigt. 
Auch die Stellvertretungskoſten für die zum Reichs⸗ oder Landtag gewählten 
Beamten werden die Städte nach dem Vorbild des Staates zu tragen haben. 
Unmittelbare Staatsbeamte, die zu einer Freiheitsſtrafe verurteilt ſind, müſſen 
nach miniſterieller Vorſchrift die Stellvertretungskoſten ſelbſt tragen und beziehen 
bei Gefängnisſtrafe über vier Wochen nur das halbe Gehalt für die Geſamtzeit 
der Strafverbüßung. Eine ähnliche ortsſtatutariſche Beſtimmung für die ſtäd⸗ 
tiſchen Beamten dürfte zweckmäßig ſein. — Über die Stellvertretungskoſten 
bei vorläufiger Dienſtenthebung ſiehe Seite 162. 
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Eine wichtige Amtspflicht ift ferner die Amtsverſchwiegenheit 
über die amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung 
ſich aus der Sache ergibt oder angeordnet iſt. Eine Verletzung dieſer Pflicht 
würde diſziplinare Ahndung zur Folge haben. Außerdem drohen die Steuer⸗ 
geſetze Geld⸗ oder Gefängnisſtrafe an, wenn ein bei der Steuerveranlagung 
beteiligter Beamter Erwerbs-, Vermögens, Einkommensverhältniſſe, Geſchäfts⸗ 
geheimniſſe, den Inhalt einer Steuererklärung oder die darüber gepflogenen 
Verhandlungen unbefugt offenbart und die Regierung oder der Steuerpflichtige 
die Beſtrafung beantragt. Ueber Umſtände, auf die ſich die Pflicht zur Amts⸗ 
verſchwiegenheit bezieht, dürfen Beamte, auch wenn ſie nicht mehr im Dienſt 
ſind, als Zeuge oder Sachverſtändige nur mit Genehmigung der Dienſtbehörde 
vernommen werden. 

Endlich wäre hier die Pflicht der Beamten zu Amtskautionen zu 
nennen. In den öſtlichen Provinzen und Heſſen⸗Naſſau einſchließlich Frank⸗ 
furt a. M. beſtimmt hierüber der Magiſtrat nach Anhörung der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, in Weſtfalen und der Rheinprovinz die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, in Hannover beide Körperſchaften, in Schleswig-Holſtein das 
Ortsſtatut. In Hannover iſt der Kämmerer, in Schleswig⸗Holſtein der Stadt⸗ 
kaſſierer geſetzlich zu einer Kaution verpflichtet. Eine Genehmigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde, und zwar des Bezirksausſchuſſes, iſt außer in Schleswig⸗ 
Holſtein nur in der Rheinprovinz bei der Beſtimmung der Kaution des 
Gemeindeeinnehmers notwendig. Viele Städte nehmen von der Geſtellung 
einer Kaution Abſtand, zumal die Kautionspflicht für die unmittelbaren 
Staatsbeamten aufgehoben iſt. 

Die diſziplinare Ahndung. Eine Verletzung der Amtspflichten, die nicht 
in einer geldlichen Leiſtung, wie Kautionsſtellung, Zahlung von Stellvertretungs⸗ 
koſten, beſtehen, kann eine diſziplinare Ahndung zur Folge haben. Die Grund⸗ 
lage des Diſziplinarverfahrens bildet das Geſetz vom 21. Juli 1852, das die 
Dienſtvergehen aller nichtrichterlichen Beamten behandelt. Es findet auf ſämt⸗ 
liche Beamte, auch die ehrenamtlich tätigen, Anwendung, nicht aber auf ſolche 
ehrenamtlich tätigen Perſonen, deren Stellung keine Beamtennatur hat, alſo 
nicht auf Stadtverordnete. Während die Rechtsſtellung des unbeſoldeten 
Magiſtratsmitgliedes klar iſt, beſtehen Zweifel, inwieweit die aus den Kreiſen 
der Bürger gewählten Deputationsmitglieder und Bezirksvorſteher dem Geſetz 
unterworfen ſind. (Siehe Seite 125.) Beamte, die auf Probe, 
Kündigung oder Widerruf angeſtellt find, können von der 
Anſtellungsbehörde, alſo in der Regel vom Magiſtrat, ohne Einleitung eines 
Diſziplinarverfahrens entlaſſen werden. Nur wenn Beamte, die auf Kündigung 
angeſtellt ſind, ſofort und ohne Gehaltszahlung bis zum Ablauf der Kündigungs- 
friſt entlaſſen werden ſollen, ift ein förmliches Verfahren erforderlich. Abgeſehen 
von dieſem Sonderfall ſteht den auf Probe, Kündigung oder Widerruf an⸗ 
geſtellten Beamten gegen die Entlaſſungsmaßregel als Rechtsmittel nur die 
Beſchwerde im Aufſichtswege zu. Städtiſche Beamte, die zugleich Hilfsbeamte 
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der Staatsanwaltſchaft ſind, unterliegen gleichfalls der Diſziplinargewalt der 
Staatsanwaltſchaft; jedoch ſoll dieſe ihre Strafgewalt nur dann in Anwendung 
bringen, wenn die vorgeſetzte Dienſtbehörde der Beamten vergeblich um Abhilfe 
angegangen iſt. 

Ein diſziplinariſch zu ahnendes Dienſtvergehen liegt vor, wenn 
der Beamte „die Pflichten verletzt, die ihm ſein Amt auferlegt, oder ſich durch 
ſein Verhalten in oder außer dem Amte der Achtung, des Anſehens oder des 
Vertrauens, die ſein Beruf erfordert, unwürdig zeigt.“ Die Beurteilung, wann 
im einzelnen ein ſolcher Verſtoß vorliegt, bleibt dem Ermeſſen der Diſziplinar⸗ 
behörde überlaſſen. Nach der Verwaltungs⸗ und Spruchpraxis gehört hierher 
Ungehorſam gegen Vorgeſetzte, mangelnde Ehrerbietung dieſen gegenüber, 
auch durch Verſagen des üblichen Grußes, Ausnutzung des Amtes zu eigenen 
Zwecken, Trunkenheit, Kreditmißbrauch, leichtfertiges Schuldenmachen, über⸗ 
mäßige Börſenſpekulation u. dgl. Auch werden öffentliche Meinungsäußerungen 
gegen Handlungen der Vorgeſetzten und Behörden als Dienſtvergehen ange⸗ 
ſehen, ſofern ſie die für Beamte gebotene Zurückhaltung verletzen. Endlich 
wird hierher gerechnet die bewußte Unterſtützung und Förderung der Beſtre⸗ 
bungen politiſcher Parteien, die grundſätzlich die Grundlagen der beſtehenden 
Staats- und Rechtsordnung bekämpfen; jo iſt es für ſtrafwürdig angeſehen, 
wenn ein Bürgermeiſter der ſozialdemokratiſchen Partei einen ſtädtiſchen Saal 
zur Abhaltung einer politiſchen Wahlverſammlung überlaſſen hatte. Es gibt 
naturgemäß Grenzfälle, die je nach den Umſtänden bald zur Beſtrafung führen, 
bald eine Ahndung ausſchließen. So kann der Ungehorſam gegen eine An⸗ 
ordnung ſtraflos bleiben, wenn der Vorgeſetzte oder die Aufſichtsbehörde durch 
die Anordnung gegen das Geſetz verſtößt; doch kann auch ein ſolcher Ungehorſam 
Beſtrafung erfordern, wenn bei der Nichtbefolgung die gebührende Form verletzt 
wird. Unter dieſen Geſichtspunkten ſind auch Privatklagen gegen Vorgeſetzte 
zu betrachten, die an und für ſich kein Dienſtvergehen, es durch die Art ihrer 
Verfolgung werden können. Bei jeder Pflichtverletzung, die geahndet werden ſoll, 
iſt zu prüfen, ob ſie von einem Beamten begangen iſt und in 
Beziehung zum Amt gebracht werden kann. Handlungen, die vor Ein⸗ 
gehung des Beamtenverhältniſſes begangen ſind, ſcheiden als Straftat aus. Da⸗ 
gegen iſt es unerheblich, ob der Fall in dem jetzigen Beamtenverhältnis oder 
unter einem früheren ſich ereignet hat, ob der Beamte jetzt in Stadtdienſten 
ſteht und früher unmittelbarer Staatsbeamter war. Auch muß die Vollſtreckung 
der Strafe in das Beamtenverhältnis fallen. Wird der Beamte vor der Voll⸗ 
ziehung entlaſſen, fo unterbleibt dieſe. Fällt die Entlaſſung in das Verfahren, 
ſo wird es damit beendet. Darum kann ein Beamter feiner diſziplinaren Be⸗ 
urteilung entgehen, wenn er ſeine Dienſtentlaſſung mit Verzicht auf Titel, Gehalt 
und Penſion beantragt und erhält. 

Wenn ein Dienſtvergehen gleichfalls ſtrafrechtlich verfolgt werden kann, 
ſo iſt zunächſt die Verurteilung im Strafverfahren abzuwarten. 
Führt das Urteil zu einer Freiſprechung oder zu einer Strafe, die nicht den 
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Amtsverluſt mit ſich bringt, fo iſt ein Diſziplinarverfahren noch ſtatthaft. In⸗ 
deſſen iſt der Tatbeſtand des Urteils auch für die Diſziplinarbehörde bindend. 
Ebenfalls iſt ein disziplinares Einſchreiten zuläſſig, wenn das Verfahren gericht- 
lich eingeſtellt iſt oder die Staatsanwaltſchaft ein Vorgehen abgelehnt hat. 
Das Verfahren wird durch ſtrafrechtliche Verjährungsfriſten nicht berührt, 
wie denn überhaupt für Dienſtvergehen eine Verjährung nicht zugelaſſen iſt. 
Ergibt ſich während eines Diſziplinarverfahrens, daß der Fall für eine ſtraf⸗ 
rechtliche Verfolgung geeignet iſt, ſo iſt dem Staatsanwalt Mitteilung zu machen 
und das Verfahren vorläufig einzuſtellen. 

In einigen Fällen tritt eine Diſziplinarahndung kraft Geſetzes ein. Hier 
muß zunächſt auf das verwieſen werden, was oben über die vorläufige Dienſt⸗ 
enthebung und über die endgültige Amtsbeendigung infolge gewiſſer ſtraf⸗ 
gerichtlicher Urteile ausgeführt wurde (Seite 145, 146). Sodann iſt zu erwähnen 
die unerlaubte Entfernung vom Amt. Beamte, die ohne Ent⸗ 
ſchuldigungsgrund ihr Amt nicht antreten, ohne Urlaub fernbleiben oder den 
Urlaub überſchreiten, gehen für die Zeit der unerlaubten Entfernung ihres 
Dienſteinkommens verluſtig. Die Entziehung des Einkommens 
verfügt die Behörde, die den Urlaub zu erteilen hat. Daneben iſt auch ein 
Diſziplinarverfahren ſtatthaft. Dieſes muß erfolgen, wenn der Beamte der 
Entziehung des Einkommens widerſpricht, und es wird nunmehr im Verfahren 
entſchieden, ob die Verfügung der Behörde aufrecht zu erhalten oder aufzuheben 
iſt. Dauert die unerlaubte Entfernung länger als acht Wochen, ſo trifft den Be⸗ 
amten die Dienſtentlaſſung. Das gleiche tritt ſchon vorher ein, wenn nach der 
dienſtlichen Aufforderung, das Amt anzutreten oder zu ihm zurückzukehren, vier 
Wochen fruchtlos verſtrichen ſind. Der Ausſpruch der Dienſtentlaſſung erfolgt 
im Diſziplinarverfahren nach der Feſtſtellung, daß der Beamte ſchuldhaft fern⸗ 
geblieben iſt. Unter beſonders erſchwerenden Umſtänden iſt die Einleitung 
des Verfahrens ſchon vor Ablauf der erwähnten Friſten zuläſſig. 

Im übrigen beſtehen die Diſziplinarſtrafen gegen ſtädtiſche Beamte in 
Ordnungsſtrafen, nämlich Warnung, Verweis, Geldbuße und Arreſt, ferner 
in der Dienſtentlaſſung. Die Ordnungsſtrafen werden durch Ner- 
waltungsverfügung, die mit Gründen zu verſehen iſt, verhängt. Sie dürfen 
nur einzeln, nicht gleichzeitig nebeneinander feſtgeſetzt werden. Die verhängten 
Ordnungsſtrafen können von der Behörde, die ſie feſtgeſetzt hat, jederzeit ge⸗ 
ändert oder aufgehoben werden, ſelbſt dann, wenn ſie in der Beſchwerdeinſtanz 
für recht beſtehend erklärt wurden. Außerdem ſteht der übergeordneten Behörde 
das Recht zu, die Strafe der Unterbehörde aufzuheben und ſelbſtändig zu ent⸗ 
ſcheiden, ſelbſt wenn jene Strafe nicht angefochten war. Die Geldſtrafen 
können im Unvermögensfalle nicht in Haft umgewandelt werden. Die Ver⸗ 
hängung von Arreſt iſt nur gegen untere Beamten zuläſſig. Hierzu rechnet 
man Boten, Kaſtellane, Diener, Vollziehungsbeamte, Polizeiſergeanten, Polizei⸗ 
wachtmeiſter, Straßenaufſeher u. dgl. Die Vollſtreckung darf nicht in den ge⸗ 
wöhnlichen Polizei⸗ oder Gerichtsgefängniſſen, ſondern nur in beſonders dazu 
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beſtimmten Räumen, die den Verhältniſſen der betreffenden Beamten an⸗ 
gemeſſen ſind, ausge führt werden. 

Diſziplinarbehörde für Ordnungsſtrafen ſind der 
Bürgermeiſter, der Regierungspräſident, der Oberpräſident, die Miniſter, in poli⸗ 
zeilichen Angelegenheiten kreisangehöriger Städte auch der Landrat, ferner in be⸗ 
ſchränktem Maße der Magiſtrat. Der Bürgermeiſter kann Warnungen 
und Verweiſe gegen die Magiſtratsperſonen und ſtädtiſchen Beamten erlaſſen, 
gegen letztere auch der Magiſtrat. Der Bürgermeiſter hat ferner das Recht, gegen 
die ſtädtiſchen Beamten, nicht aber gegen Magiſtratsperſonen eine Geldſtrafe 
bis zu neun Mark und gegen untere Beamte eine Haftſtrafe bis zu drei 
Tagen feſtzuſetzen. Der Landrat hat die Befugnis zu Warnungen, Ver⸗ 
weiſen und Geldſtrafen bis zu neun Mark gegen die Bürgermeiſter oder ſolche 
Magiſtratsperſonen der kreisangehörigen Städte, welche die Polizei zu verwalten 
haben, ſowie gegen deren Beamte für polizeiliche Angelegenheiten. Soweit 
dieſe zu den Unterbeamten gehören, kann er Haftſtrafen bis zu drei Tagen erlaſſen. 
Der Regierungspräſident, der Oberpräſident und die 
Miniſter können dem Bürgermeiſter, den Magiſtratsperſonen und den 
ſtädtiſchen Beamten Warmmgen und Verweiſe erteilen und gegen ſie Geld⸗ 
bußen bis zum Betrage von 90 M., gegen beſoldete Beamte jedoch nicht über 
den Betrag des monatlichen Dienſteinkommens hinaus verhängen, untere 
Beamte mit Haftſtrafen bis zu acht Tagen belegen. 

Das Höchſtmaß der Geldſtrafe iſt für ein und dasſelbe Dienſtvergehen 
beſtimmt, das mit dem übrigen dienſtlichen und außerdienſtlichen Verhalten 
einheitlich beurteilt iſt. Wenn daher wegen eines ſolchen Vergehens mehrere 
Strafen nacheinander erkannt werden, darf die Summe das Höchſtmaß nicht 
überſteigen. Werden mehrere Amter im Haupt⸗ und Nebenamt verwaltet, 
io kann jede vorgeſetzte Behörde eine Strafe feſtſezen. Für die Summe der 
Geldbußen iſt dann das Geſamtgehalt des Haupt- und Nebenamts maßgebend. 

Gegen die Strafverfügung des Bürgermeiſters iſt mit zweiwöchiger Friſt 
Beſchwerde an den Regierungspräſidenten und gegen deſſen Beſchluß innerhalb 
zwei Wochen Klage beim Oberverwaltungsgericht gegeben. Gegen die Straf⸗ 
verfügung des Regierungspräſidenten findet Beſchwerde an den Oberpräſidenten, 
gegen deſſen Beſchluß Klage beim Oberverwaltungsgericht ſtatt; auch hier 
gelten die zweiwöchigen Friſten. Gegen die Straffeſtſetzungen des Ober⸗ 
präſidenten und des Landrats iſt nur Beſchwerde im Dienſtaufſichtswege möglich; 
lediglich in Berlin iſt gegen die Verfügung des erſteren Klage an das Ober⸗ 
verwaltungsgericht binnen zwei Wochen zugelaſſen. Die Entſcheidungen der 
Miniſter ſind unanfechtbar. 

Die Dienſtentlaſſung erfolgt in einem förmlichen Diſziplinar⸗ 
verfahren. Sie hat den Verluſt des Titels und der Penſion zur Folge; hierauf 
iſt nur dann beſonders zu erkennen, wenn die Dienſtentlaſſung wegen der Er⸗ 
ledigung des Amtes infolge Zeitablaufs oder aus ſonſtigem Grunde nicht aus⸗ 
geſprochen werden kann. Bei mildernden Umſtänden kann ein Penſionsteil 


156 8. Kapitel. Die Beamten. 


auf Lebenszeit oder auf Jahre als Unterſtützung zugebilligt werden. Dieſe 
Unterſtützung wird als Penſion behandelt. 

Ein förmliches Diſziplinarverfahren wird nur dann einge- 
leitet, wenn ein Vergehen vorliegt, das eine Entfernung aus dem Amte zur 
Folge haben kann, oder wenn Dienſtentlaſſung wegen unerlaubter Entfernung 
vom Amt herbeigeführt werden ſoll oder wenn bei zeitweiſer unerlaubter 
Entfernung Gehaltsentziehung verfügt wird und der Beamte widerſpricht 
(Seite 154). Die Einleitung des Verfahrens ſowohl gegen Magi- 
ſtratsperſonen wie gegen die ſonſtigen Beamten der Stadt verfügt der Regierungs⸗ 
präſident (in Berlin der Oberpräſident) oder der Miniſter des Innern. Alsdann 
findet eine Vorunterſuchung, nach deren Erledigung eine Entſcheidung des 
Bezirksausſchuſſes ftatt. Berufungsinſtanz iſt das Oberverwaltungsgericht. 

Die Vorunterſuchung führt ein Kommiſſar. Ein weiterer Be⸗ 
amter wird beſtellt, um die Verrichtungen auszuüben, die im ordentlichen 
Strafverfahren dem Staatsanwalt obliegen. Sowohl dieſer Beamte wie der 
Kommiſſar wird vom Regierungspräſidenten oder vom Miniſter des Innern 
ernannt. Zunächſt wird der Angeſchuldigte unter Mitteilung der Anſchuldigungs⸗ 
punkte vorgeladen. Erſcheint er, ſo wird er vernommen. Eine ſchriftliche Auße⸗ 
rung kann zugelaſſen werden. Indeſſen hat der Angeſchuldigte hierauf kein 
Recht und das Verfahren kann auch ohne ihn weitergeführt werden. Ferner 
hat der Kommiſſar die erforderlichen Beweiſe zu erheben und gegebenenfalls 
Zeugen eidlich zu vernehmen. Iſt ein Beamter Zeuge, ſo muß auch er den Zeugen⸗ 
eid leiſten; ſein Dienſteid entbindet ihn hiervon nicht. Der Kommiſſar kann 
ſich zur Vernehmung des Angeſchuldigten oder der Zeugen anderer Beamten 
oder der ordentlichen Gerichte bedienen. Vernimmt er ſelbſt, ſo hat er einen 
Protokollführer zuzuziehen, der, wenn er nicht einen Dienſteid geleiſtet hat, zu 
vereiden iſt. 

Auf Grund der Vorunterſuchung kann der Bezirksausſchuß das Ver⸗ 
fahren einſtellen, aber nur dann, wenn er die Überzeugung gewinnt, 
daß ein Dienſtvergehen überhaupt nicht vorliegt. Iſt er der Anſicht, daß lediglich 
auf eine Ordnungsſtrafe zu erkennen iſt, jo muß er dem Verfahren feinen Gang 
laſſen. Gegen den Einſtellungsbeſchluß iſt Beſchwerde an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht gegeben. 

Wird das Verfahren nicht eingeſtellt, ſo fertigt der Beamte, der die Ob⸗ 
liegenheiten der Staatsanwaltſchaft hat, eine Anſchuldigungsſchrift. 
Dieſe ſtellt der Vorſitzende des Bezirksausſchuſſes in Abſchrift dem Angeſchul⸗ 
digten zu und ladet ihn gleichzeitig zun mündlichen Verhandlung 
vor den Bezirksausſchuß. Die Verhandlung iſt nicht öffentlich. 
Sie beginnt mit dem Vortrage des Referenten, den der Vorſitzende aus den 
Mitgliedern des Bezirksausſchuſſes ernennt. Dann wird der Angeſchuldigte 
vernommen, darauf der Beamte, der die Obliegenheiten der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft hat, gehört. Dieſer hat den ihm billig erſcheinenden Antrag zu ſtellen, 
ohne an die Anſchuldigungsſchrift gebunden zu fein. Erforderlichenfalls folgt 
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eine Beweisaufnahme. Das letzte Wort hat der Angeſchuldigte. Eine Ver⸗ 
teidigung des Angeſchuldigten iſt nur durch einen Rechtsanwalt zuläſſig. Eine 
ſolche Verteidigung iſt auch ſtatthaft, ohne daß der Angeſchuldigte erſcheint. 
Jedoch kann der Bezirksausſchuß das perſönliche Erſcheinen des Angeſchuldigten 
unter der Warnung anordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Verteidiger nicht 
zugelaſſen werde. Die Koſten einer Verteidigung können auch im Falle gänz⸗ 
licher Freiſprechung nicht gegen die Staatskaſſe berechnet werden. 

Die Entſcheidung des Bezirks ausſchuſſes erfolgt in 
freier Beweiswürdigung; ſie kann auch auf eine Ordnungsſtrafe lauten. Sie 
iſt mit Gründen zu verſehen und im Anſchluß an die mündliche Verhandlung 
oder in einer ſpäteren Sitzung zu verkünden. Die Urſchrift der Entſcheidung 
wird vom Vorſitzenden und mindeſtens zwei Mitgliedern des Bezirksausſchuſſes 
vollzogen. Eine Ausfertigung wird dem Angeſchuldigten auf deſſen Verlangen 
erteilt. 

Die Berufung an das Oberverwaltungsgericht ſteht 
dem Angeſchuldigten und dem Beamten, der die Obliegenheiten der Staats⸗ 
anwaltſchaft hat, zu. Die Berufungsfriſt beträgt vier Wochen, fie beginnt mit 
dem Tage der Verkündigung der Entſcheidung und, falls der Angeſchuldigte 
hierbei nicht zugegen war, für ihn mit dem Tage der Zuſtellung. Die Einlegung 
der Berufung geſchieht ſchriftlich oder zu Protokoll beim Bezirksausſchuß. Der 
Angeklagte kann ſich hierzu eines Bevollmächtigten bedienen. Binnen vierzehn 
Tagen oder einer vom Bezirksausſchuß verlängerten Friſt kann die Berufung 
ſchriftlich gerechtfertigt werden und binnen gleicher Friſt kann der Gegner, der die 
Rechtfertigung zur Kenntnis erhält, erwidern. Eine Pflicht zur Einreichung der 
Rechtfertigungsſchrift beſteht nicht. Das Berufungsgericht kann weitere Beweiſe 
anordnen. Auch iſt es zuläſſig, neue Tatſachen zur Unterſtützung der erſtinſtanz⸗ 
lichen Anſchuldigung, nicht aber eine neue Beſchuldigung vorzubringen. Die 
Verhandlung vor dem Berufungsgericht kann nach deſſen Beſtimmung ſchriftlich 
oder mündlich geſchehen. Findet mündliche Verhandlung ſtatt, ſo iſt der An⸗ 
geſchuldigte vorzuladen und ein vom Miniſter des Innern zu ernennender 
Beamter zuzuziehen, der die Obliegenheiten des Staatsanwalts hat. Das 
Berufungsgericht kann die vorinſtanzliche Entſcheidung nur zugunſten deſſen 
abändern, der die Berufung eingelegt hat, nicht zugunſten des anderen. Hat der 
Angeſchuldigte allein Berufung eingelegt, ſo kann auf eine höhere Strafe nicht 
erkannt werden. 

Iſt ein rechtskräftiger Ausſpruch der Dienſtentlaſſung erfolgt, ſo bedarf 
die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes oder des Oberverwaltungsgerichts 
königlicher Beſtätigung, wenn der Beamte vom König ernannt 
oder beſtätigt worden iſt. Einer Beſtätigung ſteht es nicht gleich, wenn dem 
Beamten nur ein Titel (z. B. Kgl. Baurat, Geheimer Regierungsrat) vom 
Könige verliehen wurde. Durch die Dienſtentlaſſung tritt, wie bereits erwähnt, 
ohne weiteres der Verluſt des Titels ein. 

Die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit. Der Beamte unterliegt den all⸗ 
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gemeinen Strafgeſetzen wie jeder übrige Staatsbürger. In der Strafverfolgung 
nimmt er aber in einer Beziehung eine Sonderſtellung ein. Wird gegen ihn 
wegen einer Handlung, die er in Ausübung oder in Veranlaſſung der Ausübung 
ſeines Amtes vorgenommen hat, oder wegen Unterlaſſung einer Amtshandlung 
eine Strafverfolgung eingeleitet, ſo kann der Regierungspräſident (in Berlin 
der Oberpräſident) oder der Miniſter des Innern den ſogenannten Konflikt 
erheben. 

Dieſe Maßnahme iſt zuläſſig, wenn die betreffende vorgeſetzte Behörde 
glaubt, daß dem Beamten eine Ülberſchreitung ſeiner Amtsbefugniſſe oder 
eine Unterlaſſung einer ihm obliegenden Amtshandlung nicht zur Laſt fällt. 
Wenn der Beamte die ſeine Handlung veranlaſſenden tatſächlichen Verhältniſſe 
irrtümlich beurteilt hat, liegt eine Amtsüberſchreitung noch nicht vor; dagegen 
wird eine Amtsüberſchreitung dann angenommen werden müſſen, wenn der 
Beamte in entſchuldbarem Irrtum über ſeine Befugnis oder Verpflichtung 
zum amtlichen Einſchreiten ſich befunden hat. Die Konfliktserhebung iſt auch 
zugunſten eines aus dem Dienſt ausgeſchiedenen Beamten ſtatthaft. Sie kann 
früheſtens erfolgen, wenn in einer durch den Staatsanwalt verfolgten Sache 
die erſten gerichtlichen Handlungen im Vorbereitungsverfahren gegen den 
Beſchuldigten vorgenommen werden oder wenn in einer Privatklageſache die 
Klage dem Privatbeklagten zugeſtellt iſt. An dieſen Zeitpunkt iſt die Konflikts⸗ 
erhebung aber nicht gebunden; vielmehr iſt ſie noch bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung in der Hauptſache ſtatthaft. 

Der zuſtändige Gerichtshof iſt das Oberverwaltungsgericht. Das Verfahren 
gründet ſich auf die ſchriftlichen Erklärungen der Behörden und auf eine münd⸗ 
liche Verhandlung nach Anhörung der Parteien. Hierbei ſind die Grundſätze 
des Verwaltungsſtreitverfahrens maßgebend. Falls noch tatſächliche Ermitt⸗ 
lungen erforderlich werden, können mit dieſen die Verwaltungs⸗ oder Gerichts⸗ 
behörden betraut werden. Die Entſcheidung iſt dahin zu fällen, daß der Rechts⸗ 
weg gegen den Beamten zuläſſig oder unzuläſſig iſt, je nachdem, ob dem Beamten 
eine Ueberſchreitung ſeiner Amtsbefugniſſe oder eine Unterlaſſung einer ihm 
obliegenden Amtshandlung zur Laſt fällt oder nicht. Wird der Rechtsweg für 
unzuläſſig erachtet, ſo iſt jede weitere Verfolgung ausgeſchloſſen. Im anderen 
Falle iſt weder das Gericht an die Entſcheidung gebunden noch der Beamte 
in ſeiner weiteren Verteidigung vor Gericht beſchränkt. 

Gewiſſe Handlungen des Beamten ſind einer ſchärferen ſtraf⸗ 
rechtlichen Beurteilung unterworfen, als dies gegenüber Nicht⸗ 
beamten geſchieht, ſo das vorſätzliche Begehen oder Begehenlaſſen einer Körper⸗ 
verletzung, die Freiheitsentziehung, der Hausfriedensbruch, wenn dieſe Taten 
in Ausübung des Amts begangen werden, die Unterſchlagung amtlich ver⸗ 
wahrter Gelder, das vorſätzliche Beſchädigen, Vernichten oder Beiſeiteſchaffen 
amtlich anvertrauter oder amtlich zugänglicher Urkunden. Ferner ſind gewiſſe 
Handlungen von Beamten als beſondere Vergehen oder Verbrechen ſtrafbar, 
wie der Mißbrauch der Amtsgewalt durch widerrechtliche Nötigung, die Ver⸗ 
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leitung Untergebener zu einer ſtrafbaren Amtshandlung, das wiſſentliche Ge⸗ 
ſchehenlaſſen einer ſolchen Handlung, die vorſätzliche falſche Beurkundung einer 
rechtlich erheblichen Tatſache und endlich das Annehmen, Fordern, Sichver⸗ 
ſprechenlaſſen von Geſchenken oder ſonſtigen Vorteilen für eine Amtshandlung, 
eine Tat, die als Beſtechung ſchwerer beſtraft wird, wenn die Amtshandlung als 
ſolche eine Pflichtverletzung darſtellt. 

Die Haftung. Verletzt ein ſtädtiſcher Beamter in Ausübung der ihm an⸗ 
vertrauten öffentlichen Gewalt vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht, ſo haftet an Stelle des Beamten die Stadt — 
an Stelle eines Standesbeamten der Staat — dem Dritten für den entſtehenden 
Schaden. (Siehe Seite 12.) Die Stadt, beim Standesbeamten der Staat, 
kann ſich an dem Beamten ſchadlos halten. Der Erſatzanſpruch der Stadt gegen 
den Beamten verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkte an, in welchem der 
Erſatzanſpruch von der Stadt anerkannt oder ihr gegenüber rechtskräftig feſt⸗ 
geftellt iſt. Trifft mehrere Beamte nebeneinander die Schuld, jo haften fie 
als Geſamtſchuldner. 

Ein Befehl des Vorgeſetzten oder der Aufſichtsbehörde befreit den Beamten 
von ſeiner Haftung, wenn die Form des Befehls vorſchriftsmäßig war und der 
Vorgeſetzte oder die Aufſichtsbehörde ſowie der Beamte in ihrer Zuſtändigkeit 
handelten. Alsdann haften der Vorgeſetzte oder die Beamten der Aufſichts⸗ 
behörde allein. Es kann ſich hierbei aber auch ereignen, daß Vorgeſetzter, Be⸗ 
amte der Aufſichtsbehörde und der ausführende Beamte nebeneinander haften. 

Auch bei dieſer Haftung der Stadt für ihre Beamten iſt die Erhebung des 
oben erörterten Konflikts zuläſſig, einerlei, ob der Beamte ſich noch im 
Dienſt befindet, ausgeſchieden oder gar geſtorben iſt. Die Konfliktserhebung 
kann früheſtens mit der Klagezuſtellung und ſpäter jederzeit bis zur rechts⸗ 
kräftigen Entſcheidung erfolgen. 

Während unter den vorerwähnten Vorausſetzungen eine unmittelbare 
Haftung des Beamten dem Verletzten gegenüber nicht gegeben ift, iſt dies der 
Fall, wenn der Beamte nach ſonſtigen zivilrechtlichen Grundſätzen zur Verant⸗ 
wortung gezogen wird. Dies kann geſchehen, wenn die Handlung nicht in Aus- 
übung öffentlicher Gewalt geſchah, oder bei Verſtößen gegen das Strafgeſetz 
oder bei widerrechtlichem Eingriff in die Rechte eines andern, was des näheren 
in § 823 des BGB. beſtimmt iſt. In den letzten beiden Fällen hat, wenn gleich⸗ 
zeitig eine Amtspflichtverletzung in Ausübung öffentlicher Gewalt ſtattgefunden 
hat, der Verletzte in der Regel die Wahl, ob er gegen die Stadt oder den Beamten 
vorgehen will. Eine unmittelbare Verantwortlichkeit des Beamten iſt ſtets — 
alſo auch bei Ausübung der öffentlichen Gewalt — gegeben, wenn der Beamte 
ausſchließlich auf den Bezug von Gebühren angewieſen ift, oder bei ſolchen Amts⸗ 
handlungen, für die er eine beſondere Gebühr von den Beteiligten zu be- 
ziehen hat. 

Für Erſatzklagen gegen die Stadt oder ihre Beamten wegen Amtspflicht⸗ 
verletzungen ſind die Landgerichte ausſchließlich zuſtändig. 
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Der Stadtgemeinde gegenüber haftet der Beamte im übrigen für allen 
von ihm angerichteten Schaden wie jeder Dritte. Die Stadt muß ihre der⸗ 
artigen Anſprüche vor den ordentlichen Gerichten geltend machen. Jedoch iſt 
ein vereinfachtes Verfahren zugelaſſen, wenn es ſich um ſogenannte Defekte 
handelt. Ein Defekt liegt vor, wenn ſich in einer ſtädtiſchen Kaſſe oder bei 
ſonſtigem im Amtsgewahrſam befindlichen öffentlichen oder privaten Ver⸗ 
mögen ein Fehlbetrag ergibt. Es kommt aber nur ein ſolcher Fehlbetrag in Frage, 
der ſich gegenüber dem richtigen rechnungsmäßigen Sollbetrag ergibt, während 
eine Schadenszufügung durch Zahlungsanweiſung eines an ſich zuſtändigen 
Beamten hier ausſcheidet. Auch muß der Fehlbetrag durch Vorſatz oder grobes 
Verſehen verurſacht ſein. Ein mäßiges oder geringes Verſehen befreit den 
Beamten zwar nicht von ſeiner Haftpflicht, jedoch findet in ſolchen Fällen das 
vereinfachte Verfahren nicht ſtatt. 

Die Feſtſtellung des Defekts geſchieht durch Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes, der den Betrag des Defekts, und zwar ſtets in Geld um⸗ 
gerechnet, die Perſon des Erſatzpflichtigen und den Grund ſeiner Verpflichtung 
anzugeben hat. Der Beſchluß hat ferner zu beſtimmen, ob und in welcher Weiſe 
der Schaden zu erſetzen und ſein Erſatz ſicherzuſtellen iſt. Erſatzpflichtig iſt der 
Beamte, der den Schaden vorſätzlich verübt hat, und derjenige Beamte, dem 
der Gewahrſam, wenn auch nur zeit- und teilweiſe, oblag, falls ihm ein grobes 
Verſehen zur Laſt fällt. Im erſteren Falle kann auf Erſatz des Schadens in 
ganzer Höhe erkannt werden; im letzteren Falle nur, wenn der Beamte mit 
der Kaſſenverwaltung oder dem Amtsgewahrſam beauftragt war, andern⸗ 
falls kann die Erſatzpflicht lediglich bis zun Höhe des in den Gewahrſam des 
Beamten gekommenen Betrages ausgeſprochen werden. Daneben kann der 
Beſchluß für den Fall, daß der Defekt von dem zunächſt verantwortlichen Beamten 
nicht gedeckt werden kann, auf diejenigen Beamten ausgedehnt werden, denen 
der Gewahrſam zwar nicht oblag, die aber an der Einnahme, der Ausgabe oder 
dem Verſchluß derart unmittelbaren Anteil hatten, daß der Defekt ohne ihr 
grobes Verſchulden nicht hätte entſtehen können. Gegen dieſe Beamten kann 
aber nur auf Beſchlagnahme des Vermögens oder Gehalts zur Sicherung des 
ſtädtiſchen Anſpruchs erkannt werden, und die Erſatzpflicht muß ihnen gegenüber 
ſtets durch den ordentlichen Richter feſtgeſtellt werden. 

Die Vollſtreckung des Beſchluſſes erfolgt durch den Magi⸗ 
ſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung durch den Bürgermeiſter, ſoweit 
dieſe Behörden rechtlich dazu in der Lage ſind; im übrigen ſind die Gerichte 
zu erſuchen. Die Vollſtreckung hat ſich auf das Vermögen des Beamten zu 
beſchränken; Dritte, wie Bürgen, Pfandhalter, dürfen nur im ordentlichen 
Rechtsweg in Anſpruch genommen werden. Gegen den Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes findet binnen einem Jahre die Klage im ordentlichen Rechtswege, 
im Falle der Beſchlagnahme das Arreſtwiderſpruchsverfahren ſtatt. 

Bei Gefahr im Verzuge kann der Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung der Bürgermeiſter, ohne eine Beſchlußfaſſung des Bezirksausſchuſſes 
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abzuwarten, vorläufige Sicherheitsmaßregeln durch Beſchlagnahme 
des Vermögens oder Gehalts des Beamten ergreifen. 
Jedoch muß ungeſäumt die nachträgliche Genehmigung des Bezirksausſchuſſes 
nachgeſucht werden. Dieſes Beſchlagnaymerecht darf nicht gegen die oben⸗ 
erwähnten Beamten ausgeübt werden, auf die das Defektenverfahren vor 
dem Bezirksausſchuß erſt in zweiter Linie ausgedehnt werden kann. 

Das Defektenverfahren greift auch gegenüber ausgeſchiedenen oder ver⸗ 
ſtorbenen Beamten Platz. Die Vollſtreckung kann deshalb in den Nachlaß und 
gegen den Erben ausgeübt werden. 

Das Dienſteinkommen. Das Dienſteinkommen des Beamten beſteht in 
der Hauptſache aus dem Gehalt. Daneben werden unter Umſtänden gewährt 
Dienſtaufwands⸗, Repräſentations⸗, Wohnungsgelder, Dienſtwohnung, Umzugs⸗ 
koſten, Reiſekoſtenentſchädigung, Naturalbezüge, Gebühren und perſönliche 
Zulagen. Auch dieſe Einkünfte rechnet man zum Dienſteinkommen. Hierbei 
iſt von praktiſcher Bedeutung eine Trennung zwiſchen den Beträgen, welche 
bei Berechnung der Penſion zugrunde zu legen ſind, wozu ſtets das Gehalt, 
zumeiſt auch die Wohnungsgelder gehören, und den ſonſtigen nicht penſions⸗ 
fähigen Einkünften, die als Dienſtunkoſtenentſchädigung oder beſondere perſön⸗ 
liche Vergünſtigungen angeſehen werden. Die Dienſtunkoſtenentſchädigung 
kommt bisweilen in beſchränktem Maße auch den unbeſoldeten Beamten zu. 

Das Gehalt iſt eine für die Amtsdauer beſtimmte Rente, die einen 
ſtandesgemäßen Unterhalt gewähren ſoll. Es iſt keine Gegenleiſtung für die 
Amtstätigkeit. Daher iſt es auch im Falle der Nichtbeſchäftigung zu zahlen 
und die Stadt kann in einem ſolchen Falle nicht aus den Rechtsgrundſätzen 
des Schadenserſatzanſpruchs dem Beamten das anrechnen, was er infolge 
Nichtleiſtung ſtädtiſcher Dienſte durch private Tätigkeit zu erwerben vermochte. 
Eine vollſtändige oder teilweiſe Gehaltsentziehung iſt nur auf Grund geſetz⸗ 
licher oder ortsrechtlicher oder bei der Anſtellung vereinbarter Beſtimmungen 
zuläſſig. Deshalb muß die Stadt in der Regel auch die Stellvertretungskoſten 
für abweſende Beamte zahlen; eine geſetzliche Ausnahme gibt es nur für die 
zu einer militäriſchen Uebung eingezogenen Beamten, die Offiziersbeſoldung 
erhalten (ſiehe hierüber Seite 151), ferner bei Vertretungen, die durch vorläufige 
Dienſtenthebung erforderlich werden (ſiehe Seite 162). 

Der Anſpruch auf Gehalt beginnt mit dem feſtgeſetzten Zeitpunkt 
und, wenn eine Abrede oder eine ortsrechtliche Beſtimmung fehlt, mit dem 
Amtsantritt. Der Anſpruch dauert im Todesfalle bis zum Ablauf des Viertel- 
jahres, in dem der Tod eintritt, im übrigen bis zur Penſionierung oder Auf- 
löſung des Beamtenverhältniſſes. Das Gehalt iſt vierteljährlich im voraus zu 
zahlen, wenn nicht durch Anſtellungsbedingung, Gemeindebeſchluß oder Orts⸗ 
ſtatut etwas anderes feſtgeſetzt iſt. Dieſe Regel gilt auch für die Magiſtrats⸗ 
perſonen, nicht aber für die auf Probe, zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen 
oder zur Vorbereitung angeſtellten Beamten. Bei letzteren muß alſo ſtets eine 
beſondere Regelung getroffen werden. 

Matthias, Die ſtädtiſche Selbſtverwaltung in Preußen. 11 
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Ein Fortfall des Gehalts tritt für die Zeit ein, wo der Beamte unent- 
ſchuldigt und ohne Urlaub ſich vom Amte entfernt (Seite 154). Eine Gehalts⸗ 
kürzung kann bei vorläufiger Dienſtenthebung Seite 145) 
vorgenommen werden. Während der vorläufigen Dienſtenthebung erhält der 
Beamte nur die Hälfte ſeines Dienſteinkommens, in das die Dienſtunkoſten⸗ 
entſchädigung nicht eingerechnet wird. Der zurückbehaltene Betrag wird zunächſt 
für etwaige Stellvertretungskoſten, der Reſt zu den Koſten des Verfahrens 
verwendet. Weitere Stellvertretungskoſten hat der Beamte nicht zu leiſten. 
Hat das Verfahren die Entfernung aus dem Amte zur Folge, jo wird das ein- 
behaltene Gehalt nicht nachgezahlt. Das gleiche iſt der Fall, wenn das die vor⸗ 
läufige Dienſtenthebung verurſachende Gerichtsverfahren zur Freiſprechung 
führt, das Diſziplinarverfahren unter Aufrechterhaltung der vorläufigen Dienſt⸗ 
enthebung eingeleitet oder fortgeſetzt wird und mit der Verurteilung zur Ent⸗ 
laſſung endet. In den ſonſtigen Fällen erhält der Beamte den einbehaltenen 
Einkommensbetrag zurück. Wird auf eine Ordnungsſtrafe erkannt, ſo werden 
von dem nachzuzahlenden Dienſteinkommen der Geldbetrag der Strafe und 
der Koſten des Verfahrens, nicht aber der Stellvertretung in Abzug gebracht. 
Dieſe geht alsdann zu Laſten der Stadt. 

Wenn auch die Natur des Anſpruchs auf das Dienſteinkommen eine öffentlich⸗ 
rechtliche iſt, ſind doch einige zivilrechtliche Vergünſtigungen 
und Beſonderheiten zu vermerken. Das Dienſteinkommen, nicht 
alfo nur das Gehalt, ift der Pfändungentzogen, ſoweit es den Betrag 
von 1500 M. nicht überſteigt; von dem Mehrbetrage kann nur der dritte Teil 
gepfändet werden. Eine Ausnahme beſteht lediglich zugunſten der Unterhalts⸗ 
anſprüche der Verwandten, des Ehegatten und der unehelichen Kinder. Was 
nicht gepfändet werden kann, darf auch nicht abgetreten werden; ebenjotvenig 
iſt dem unpfändbaren Betrage gegenüber eine Aufrechnung zuläſſig. In den 
öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und der Rheinprovinz beſtehen noch die weiter⸗ 
gehenden Beſimmungen der Allgemeinen Gerichtsordnung, wonach die 
freiwilligelebertragungund Verpfändungdes Dienſt⸗ 
einkommens überhaupt unzuläſſig iſt. Wenn in den übrigen Provinzen 
ein Beamter den übertragbaren Teil ſeines Dienſteinkommens abtritt, it die 
auszahlende Kaſſe durch Aushändigung einer Urkunde, die von dem Beamten 
ausgeſtellt und öffentlich beglaubigt ſein muß, zu benachrichtigen. Bis zu dieſer 
Benachrichtigung gilt der Kaſſe gegenüber die Abtretung als nicht bekannt. 
Gerät ein Beamter in Konkurs, jo wird nur der bis zur Konkurseröffnung 
fällige Gehaltsbetrag, ſoweit er pfändbar iſt, zur Konkursmaſſe gezogen. Das 
ſpäter fällig werdende Gehalt gehört nicht zur Maſſe, kann aber beſonders ge⸗ 
pfändet werden. 

Rückſtändige Gehaltsforderungen unterliegen einer vierjährigen Ver⸗ 
jährung, die mit dem Schluß des Fälligkeitsjahres beginnt. Auf die Ver⸗ 
jährung finden die allgemeinen Vorſchriften, namentlich hinſichtlich des Ruhens 
und der Unterbrechung, Anwendung. Eine Sonderbeſtimmung gilt hier in⸗ 


8. Kapitel. Die Beamten. 163 


ſofern, als nicht nur die Klage, ſondern ſchon der Antrag auf Vorentſcheidung 
durch den Bezirksausſchuß (ſiehe Seite 170) unterbricht, ſofern binnen drei 
Monaten die Klage vor dem ordentlichen Gericht erhoben wird. 

Hinſichtlich der ſonſtigen Dienſteinkünfte, wie Dienſt wo hnung, 
Wohnungsgeldzuſchüſſe und Umzugskoſten, beſtehen keine 
geſetzlichen Beſtimmungen, die eine grundſätzliche Regelung treffen. Hierüber 
können aber Feſtſetzungen durch Ortsſtatut oder Gemeindebeſchluß ſtattfinden, 
wobei die ſtaatlichen Beſtimmungen in der Regel als Vorbild dienen werden. 

Ob ein allgemeiner Rechtsanſpruch auf Reiſe koſtenentſchädi⸗ 
gung gegeben iſt, hat das Kommunalbeamtengeſetz dahingeſtellt gelaſſen. 
Es hat aber Fürſorge getroffen, um praktiſche Zweifel, die ſich aus dieſer Frage 
ergeben, auszuſchalten. Erläßt eine Stadt keine entſprechenden Vorſchriften, 
ſei es durch Ortsſtatut oder durch Gemeindebeſchluß, ſo kann der Regierungs⸗ 
präſident bis zur anderweiten Regelung durch die Stadt die erforderlichen 
Vorſchriften erlaſſen. Gegen eine ſolche Verfügung iſt Beſchwerde im Aufſichts⸗ 
wege zuläſſig. Erfolgt im Falle der Nichtbefolgung zwangsweiſe Einſtellung 
in den Etat, ſo iſt die Klage beim Oberverwaltungsgericht gegeben, die aber 
nicht zu einer Prüfung der Sache, ſondern nur des geſetzmäßigen Vorgehens 
führen kann. Ein Einſchreiten des Regierungspräſidenten iſt dagegen unſtatt⸗ 
haft, wenn die Frage der Reiſekoſtenentſchädigung ſtadtſeits geregelt iſt, mag 
dies auch nach Anſicht des Regierungspräſidenten in ungenügendem Maße 
geſchehen ſein. Auch muß der Präſident ſeine Vorſchriften wieder aufheben, 
ſobald eine ſtädtiſche Regelung erfolgt iſt. Die Städte werden deshalb gut tun, 
entſprechende Beſtimmungen zu erlaſſen, und, um für die Frage der Ent⸗ 
ſchädigungspflicht eine rechtlich geficherte Grundlage zu ſchaffen, die Ausführung 
der Dienſtreiſe an die Genehmigung des Magiſtrats oder Bürgermeiſters knüpfen. 
Dieſe Ausführungen gelten auch für die auf Probe, zu vorübergehenden Dienſt⸗ 
leiſtungen oder zur Vorbereitung, nicht aber auf die im Nebenamt angeſtellten 
Beamten. 

Die Feſtſtellung der Beſoldung kann durch Ortsſtatut oder 
allgemeinen Gemeindebeſchluß oder durch beſondere Anſtellungsbedingung 
geſchehen. Die Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, die 
Rheinprovinz, Schleswig⸗Holſtein, Heſſen⸗Naſſau, Frankfurt a. M. erwähnen 
auch die Feſtſetzung durch einen Normalbeſoldungsetat, die jedoch 
nicht zwingend, ſondern in das Belieben der Städte geſtellt iſt. Ein ſolcher 
Etat hat die Wirkung, daß der Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung der Bürgermeiſter die erledigte Stelle wieder beſetzen kann, ohne 
vorher die ſonſt erforderliche Bewilligung der Stadtverordnetenverſammlung 
herbeiführen zu müſſen. 

Der Beamte erwirbt einen Anſpruch auf das Gehalt, ſoweit 
es durch die Anſtellungsbedingungen geregelt iſt oder die Stadt in der Anſtellungs⸗ 
urkunde eine entſprechende Verpflichtung übernommen hat. Gleichfalls entſteht 
ein Anſpruch bei etwaiger Feſtſetzung durch Ortsſtatut, da dieſes die Bedeutung 

be 
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eines Ortsgeſetzes hat, dem auch die Stadt unterworfen iſt. Hierbei bleibt es 
aber der Stadt unbenommen, ſich ausdrücklich die Bewilligung von Gehalts⸗ 
erhöhungen oder Zulagen vorzubehalten, wodurch ein Rechtsanſpruch auf ſolche 
Beſoldungsteile nicht entſteht. Im übrigen erhält der Beamte nicht ſchon dadurch 
ein Anrecht auf eine Beſoldung, daß ſie für ihn im Etat vorgeſehen oder ſonſtwie 
beſchloſſen iſt. 

Die Beſoldung der Bürgermeiſter, Beigeordneten und 
Magiſtratsmitglieder muß, wie ſämtliche Städteordnungen außer 
der Hannoverſchen beſtimmen, vor ihrer Wahl feſtgeſetzt ſein, ſofern nicht eine 
Regelung durch den Normalbeſoldungsetat erfolgt iſt. Abgeſehen von Hannover 
unterliegt die Regelung der Beſoldung der Magiſtratsperſonen der Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes, in Berlin des Oberpräſidenten, jedoch, wie die herrſchende 
Meinung annimmt, nur, ſoweit es ſich um die Feſtſetzung vor der Wahl handelt, 
alſo eine ſpätere Gehaltsregelung nicht (ſiehe auch Seite 87). 

Eine Einwirkung der Aufſichtsbehörde auf die Gehaltsfeſt⸗ 
ſetzungen iſt nach dem Kommunalbeamtengeſetz möglich hinſichtlich der ſtädtiſchen 
Beamten mit Ausnahme der Magiſtratsperſonen und der auf Probe, zu vor⸗ 
übergehenden Dienſtleiſtungen oder zur Vorbereitung angeſtellten Beamten. 
Ein Eingreifen der Aufſichtsbehörde iſt indeſſen unzuläſſig, wenn die Beſoldung 
durch Ortsſtatut feſtgeſetzt iſt, da hier eine Prüfung durch den Bezirksausſchuß 
ſtattgefunden hat. Dieſer Umſtand wird für manche Stadt einen Anreiz zum 
Erlaß eines ſolchen Statuts bieten. Vorausſetzung für ein Vorgehen der Auf⸗ 
ſichtsbehörde iſt ferner, daß „ein auffälliges Mißverhältnis zwiſchen der Be⸗ 
ſoldung und den amtlichen Aufgaben der Beamtenſtelle“ beſteht. Alsdann 
kann die Aufſichtsbehörde die Bewilligung von Beſoldungsbeträgen verlangen, 
die einer zweckmäßigen Verwaltung angemeſſen ſind und der Leiſtungsfähigkeit 
der Stadt entſprechen. Dieſes Recht der Aufſichtsbehörde iſt nicht auf die Zeit 
vor der Anſtellung beſchränkt. Gegen die Verfügung der Aufſichtsbehörde kann 
die Stadt Widerſpruch erheben und einen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, 
in Berlin des Miniſters des Innern erwirken. Der Beſchluß des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes iſt durch Beſchwerde an den Provinzialrat anfechtbar. Bei Zwangs⸗ 
etatiſierung iſt Klage an das Oberverwaltungsgericht gegeben. 

Ein weitergehendes Recht hat die Aufſichtsbehörde bei den Polizei⸗ 
ezekutivbeamten, den Polizeiinſpektoren, ⸗kommiſſaren, ⸗ſergeanten 
u. dgl. ſowie den ſtädtiſchen Forſtbeamten der Rheinprovinz und von 
Weſtfalen. Hier iſt der Regierungspräſident nicht an die verſchiedenen vor⸗ 
erwähnten Vorausſetzungen gebunden, auch keine Beſchlußfaſſung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes vorgeſehen. Als Rechtsmittel iſt nur die Beſchwerde im Aufſichtswege 
und bei Zwangsetatiſierung die Klage an das Oberverwaltungsgericht zu⸗ 
gelaſſen. 

Das Ruhegehalt (die Penſion). Die Regelung des Ruhegehaltsanſpruch 
der Magiſtratsperſonen und der ſonſtigen Beamten mußte eine verſchiedene 
ſein, da jene in der Regel auf Zeit gewählt ſind oder — in Hannover — nach 
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gewiſſer Zeit aus dem Amte entlaſſen werden können, die ſonſtigen Beamten 
regelmäßig auf Lebenszeit oder unbeſtimmte Zeit angeſtellt werden. Die Be⸗ 
ſtimmungen über die Penſionierung der Magiſtratsperſonen finden ſich in den 
Städteordnungen und ſind nur in geringem Maße durch das Kommunalbeamten⸗ 
geſetz berührt. Die Regelung der Penſionsverhältniſſe der ſonſtigen Beamten 
iſt dagegen durch das Kommunalbeamtengeſetz in der Weiſe erfolgt, daß die 
für unmittelbare Staatsbeamte geltenden Grundſätze mit wenigen Abweichungen 
maßgebend ſind. Ueber die Penſion der Magiſtratsperſonen iſt in dem Kapitel 
über den Magiſtrat (Seite 87) geſprochen worden. Im folgenden erübrigt 
daher, die Penſionsbeſtimmungen für ſonſtige Beamte zu behandeln. Sie gelten 
auch für die auf Kündigung, nicht aber für die auf Probe, zu vorübergehenden 
Dienſtleiſtungen oder zur Vorbereitung oder im Nebenamt angeſtellten Beamten. 

Um eine wichtige Abweichung von den Penſionsbeſtimmungen für die 
unmittelbaren Staatsbeamten vorwegzunehmen, ſei die Beſtimmung des 
Kommunalbeamtengeſetzes erwähnt, wonach die Feſtſetzung einer 
andernals dergeſetzlichen Penſion für zuläſſig erklärt iſt. Eine 
ſolche Feſtſetzung kann durch Ortsſtatut oder Gemeindebeſchluß oder Anſtellungs⸗ 
bedingung erfolgen, bedarf aber auch in den beiden letzten Fällen der Ge⸗ 
nehmigung des Bezirksausſchuſſes, in Berlin des Oberpräſidenten. Durch 
das Erfordernis dieſer Genehmigung iſt eine Gewähr dafür geſchaffen, daß 
Penſionsvereinbarungen, die ungünſtiger als das Geſetz wirken, nach Möglich⸗ 
keit vermieden werden. Nach der Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts 
(Bd. 31 S. 273) muß auch dann die Genehmigung eingeholt werden, wenn 
Gehaltszulagen, ſelbſt mit Zuſtimmung des Beamten, von der Ruhegehalts⸗ 
berechtigung ausgeſchloſſen werden ſollen. 

Nach dem Geſetz erhält jeder mittelbare Staatsbeamte, der ſein Dienſt⸗ 
einkommen aus der Stadtkaſſe bezieht, e inelebens längliche Penſion 
ohne Rückſicht auf die Dauer der Dienſtzeit, wenn er dienſtunfähig infolge 
einer Krankheit, Verwundung oder ſonſtigen Beſchädigung wird, die er ſich 
bei Ausübung oder aus Veranlaſſung des Dienſtes unverſchuldet zugezogen hat. 
Wird er aus anderen Gründen dauernd dienſtunfähig, ſo erwächſt der Penſions⸗ 
anſpruch erſt nach einer Dienſtzeit von wenigſtens zehn Jahren. Ausnahms⸗ 
weiſe kann, ſoweit kein Penſionsanſpruch vorliegt, bei Dienſtunfähigkeit und 
vorhandener Bedürftigkeit ſchon vor Ablauf der zehn Jahre eine Penſion auf 
beſtimmte Zeit oder lebenslänglich durch Beſchluß der Stadtverordneten (Bürger⸗ 
vorſteher) und — in Städten mit Magiſtratsverfaſſung — des Magiſtrats be⸗ 
willigt werden. Bei den auf Kündigung angeſtellten Beamten muß die Dienſt⸗ 
unfähigkeit eingetreten ſein, ehe die Kündigung erfolgte. Ueber die Frage der 
Dienſtunfähigkeit entſcheidet zunächſt der Magiſtrat, in Städten mit Bürger⸗ 
meiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter; das Verfahren iſt des näheren oben 
(Seite 147ff.) beſchrieben. Hierbei iſt eine Mitwirkung der Stadtverordneten 
(Bürgervorſteher) ausgeſchloſſen; die Entſchließung jedoch, ob und welche 
Penſion zu gewähren iſt, bedarf ihrer Zuſtimmung. 
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Die Höheder Penſion richtet ſich nach den Dienſtjahren. Sie beträgt 
bei Penſionierung vor Ablauf von zehn Dienſtjahren, ſoweit ein Anſpruch auf 
Penſionierung beſteht, 2% und, ſoweit ausnahmsweiſe durch Gemeinde⸗ 
beſchluß Penſion bewilligt wurde, höchſtens 20 des Dienſteinkommens. Wenn 
die Verſetzung in den Ruheſtand nach vollendetem zehnten, aber vor vollendetem 
elften Dienſtjahr eintritt, beläuft ſich die Penſion auf 2ꝰ des Dienſteinkommens 
und fteigt mit jedem weiter zurückgelegten vollen Dienſtjahr bis zum vollendeten 
dreißigſten Dienſtjahr um Yen, von da ab um 1/120 des Dienſteinkommens bis 
zum Höchſtbetrage von 3/0 dieſes Einkommens. Bei der Berechnung der Penſion 
werden überſchießende Talerbrüche auf volle Taler abgerundet. 

Das der Penſionsberechnung zugrunde gelegte 
Dienſteinkommen iſt das zuletzt bezogene Dienſteinkommen. Hierzu 
werden nicht gerechnet Repräſentations⸗ und Dienſtaufwandsgelder, ebenſo⸗ 
wenig zufällige Einkünfte, wie Tantiemen, außerordentliche Remunerationen 
u. dgl. Eine Dienſtwohnung oder die an ihrer Stelle gewährte Mietsentſchädigung 
ſowie Naturalbezüge kommen nur inſoweit in Anrechnung, als ihr Wert im Etat 
oder Ortsſtatut oder in ſonſtiger Weiſe als anrechnungsfähig bezeichnet iſt. 
Schwankende Dienſteinkünfte werden, ſoweit nichts anderes beſtimmt, nach 
dem Durchſchnittsertrage der drei letzten Etatsjahre zur Anrechnung gebracht. 
Das mit Nebenämtern oder Nebenbeſchäftigung verbundene Einkommen be⸗ 
gründet einen Penſionsanſpruch nur, wenn eine etatsmäßige Stelle als Nebenamt 
bleibend verliehen iſt. 

Die Dienſtzeit wird vom Tage der Ableiſtung des Dienſteides gerechnet, 
vom Zeitpunkt des Eintritts in den Stadtdienſt ſchon dann, wenn der Beamte 
nachweiſen kann, daß ſeine Vereidigung erſt nach dieſem Zeitpunkte ſtattgefunden 
hat. Indeſſen gilt dieſe Regel für Kommunalbeamte mit der Einſchränkung, 
daß in Ermangelung anderweiter Feſtſetzung nur die Zeit gerechnet wird, die 
der Beamte in dem Dienſte der betreffenden Gemeinde zugebracht hat. Ander⸗ 
weite Feſtſetzungen hierüber bedürfen nicht der Form eines Ortsſtatuts, auch 
nicht der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. Die im Dienſte derſelben Stadt 
geleiſtete Probe oder Vorbereitungszeit, ebenſo die Zeit der Beurlaubung 
muß angerechnet werden. Soll bei unverhältnismäßig langem Urlaub die An⸗ 
rechnung ausgeſchloſſen werden, ſo kann dies nur ortsſtatutariſch oder durch 
Gemeindebeſchluß mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes, in Berlin des 
Oberpräſidenten geſchehen. Iſt eine ſolche langandauernde Beurlaubung, 
wie bei Ableiſtung der Militärdienſtzeit, vorauszuſehen und erſcheint ihre An⸗ 
rechnung als zuweit gehend, ſo empfiehlt es ſich, die Anſtellung erſt nach Ablauf 
des Urlaubs oder auf Kündigung vorzunehmen. 

Die Dienſtzeit, die vor dem Beginn des achtzehnten Lebensjahres liegt, 
bleibt außer Berechnung. Die Militärdienſtzeit der Gemeindebeamten 
wird nur bei Militäranwärtern angerechnet, im Gegenſatz zu den unmittelbaren 
und ſonſtigen mittelbaren Staatsbeamten, bei denen die Anrechnung ſtets erfolgt. 
Jedoch kann auch bei den nicht zu den Militäranwärtern gehörenden Beamten 
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die Anrechnung der Militärdienſtzeit feſtgeſetzt werden, ohne daß ein folder 
Beſchluß der Form eines Ortsſtatuts oder der Genehmigung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes bedarf. Andererſeits kann gegenüber Militäranwärtern die An⸗ 
rechnung der Militärdienſtzeit ausgeſchloſſen werden; eine ſolche Maßnahme 
iſt aber nur mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes, in Berlin des Ober⸗ 
präſidenten, zuläſſig. Soweit Anrechnung der Milttärdienitzeit ftattfindet, 
kommt die aktive Dienſtzeit, im Kriegsfalle auch diejenige vor dem achtzehnten 
Lebensjahre in Betracht. Bei Kriegsdienſt wird nach näherer Beſtimmung 
des Kaiſers für jeden Krieger ein Jahr der Dienſtzeit hinzugerechnet. Mehrere 
in ein Kalenderjahr fallende Kriege werden als ein Krieg gezählt. 

Die Militärdienſtzeit iſt nicht nur bei der Berechnung des Penſionsbetrages, 
ſondern auch bei der Frage, ob Penſionsfähigkeit vorliegt, zu berückſichtigen. 
Iſt ein Beamter, der eine Militärpenſion bezieht, in den Stadtdienſt getreten, 
ſo erhält er im Falle ſeiner Penſionierung nur einen Zuſatz zur Militärpenſion, 
der zuſammen mit dieſer den Betrag der Zivilpenſion ausmacht. Einem Be⸗ 
amten gegenüber, der eine Zivilpenſion bereits bezieht und bei dieſer bereits 
die Anrechnung der Militärzeit erfahren hat, iſt die nochmalige Anrechnung dieſer 
Zeit geſetzlich nicht ausgeſchloſſen. Da dies aber eine Bevorzugung bedeutet, 
empfiehlt es ſich, eine ſolche Doppelanrechnung auszuſchließen, was allerdings 
die Genehmigung des Bezirksausſchuſſes, in Berlin des Operpräſidenten 
erfordert. 

Die Zahlung der Penſion hat für jedes Kalenderjahr im voraus 
zu erfolgen. Das Recht auf die Penſion kann weder abgetreten noch verpfändet 
werden. Für die gerichtliche Pfändung der Penſion, ihre Zugehörigkeit 
zur Konkursmaſſe, die Zuläſſigkeit der Aufrechnung und die Verjährung 
gilt dasſelbe, was oben (Seite 162) über das Gehalt geſagt wurde. 

Ein Ruhen des Rechts auf Penſionszahlung tritt ein, 
wenn und ſolange der Beamte die Zugehörigkeit zum Deutſchen Reich verloren 
hat. Das gleiche iſt der Fall, ſolange ein Penſionär im Staats- oder Kommunal⸗ 
dienſt ein Dienſteinkommen oder eine neue Penſion bezieht, ſoweit der Betrag 
des neuen Einkommens unter Hinzurechnung der zuvor erdienten Penſion den 
Betrag des vor der Penſionierung bezogenen Dienſteinkommens überſteigt. 
Gegenüber den unmittelbaren und ſonſtigen mittelbaren Staatsbeamten beſteht 
inſofern eine Abweichung, als die Anſtellung im Reichsdienſt das Ruhen der 
Penſion nicht zur Folge hat. Andererſeits iſt aber ein Staats⸗ und Kommunal⸗ 
dienſt auch dann zu berückſichtigen, wenn es ſich um den Dienſt in einem anderen 
deutſchen Bundesſtaat oder in einer außerpreußiſchen Gemeinde des deutſchen 
Reichs handelt. Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penſion 
tritt in den vorerwähnten Fällen mit dem Beginn des nächſten Monats ein. 
Iſt die anderweite Beſchäftigung nur eine vorübergehende, ſo wird die Penſion 
erſt vom ſiebenten Monat dieſer Beſchäftigung an gekürzt. 

Ein Beamter verliert den Penſionsanſpruch, wenn er 
durch gerichtliches Urteil oder Diſziplinarverfahren feines Amtes entſetzt wird. 
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Auch kann diſziplinariſch auf Verluſt der Penſion erkannt werden, wenn das 
Beamtenverhältnis vor Beendigung des Diſziplinarverhältniſſes aufhört (S. 155). 
Dagegen tritt ein Verluſt der Penſion durch Urteil des Strafgerichts, das auf 
Zuchthaus oder Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte lautet, nicht ein, 
wenn zur Zeit der Urteilsfällung der Penſionär bereits aus dem Amt geſchieden 
war. Hierbei iſt auch unerheblich, ob der Penſionär zurzeit der Einleitung des 
Verfahrens noch Beamter war oder nicht. 

Die Hinterbliebenenverſorgung. Die Beſtimmungen über die Verſorgung 
der Hinterbliebenen ſind durch das Kommunalbeamtengeſetz nach den für die 
unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften geregelt, und zwar ein⸗ 
heitlich für die Magiſtratsperſonen und die ſonſtigen ſtädtiſchen Beamten. Unter 
dieſe Beamten fallen aber nicht die auf Probe, zu vorübergehenden Dienſt⸗ 
leiſtungen oder zur Vorbereitung angeſtellten Beamten, ebenſowenig die 
nebenamtlich beſchäftigten. Nach den geſetzlichen Beſtimmungen umfaßt die 
Hinterbliebenenverſorgung die Gewährung des ſogenannten Gnadenvierteljahrs, 
die zeitweiſe Belaſſung der Dienſtwohnung und das Witwen- und Waiſengeld. 

Die Witwe, aber nicht die geſchiedene Ehefrau, ſowie die ehelichen oder 
legitimierten Nachkommen eines Beamten oder Penſionärs haben einen An⸗ 
ſpruch auf das Gnadenvierteljahr, das iſt die Beſoldung — und 
zwar das volle Dienſteinkommen ohne die Dienſtaufwandentſchädigungen — 
oder die Penſion für die auf den Sterbemonat folgenden drei Monate. Das Gnaden⸗ 
viertelſahr kann teilweiſe mit der bereits fälligen Beſoldung oder Penſion zu- 
ſammenfallen. Dann finden auf den bereits fälligen Betrag die Beſtimmungen 
über die Beſoldung oder Penſion Anwendung und die Beſtimmungen über das 
Gnadenvierteljahr nur auf den Reſt; der erſtere Betrag iſt alſo auf alle Fälle 
zum Nachlaß zu rechnen und nur der letztere gilt als Gnadenvierteljahr. Der 
Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter kann, 
ohne der Zuſtimmung der Stadtverordneten (Bürgervorſteher) zu bedürfen, 
verfügen, daß das Gnadenvierteljahr auch dann gezahlt wird, wenn bedürftige 
Verwandte aufſteigender Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflege⸗ 
kinder hinterbleiben, deren Ernährer der Verſtorbene ganz oder überwiegend 
geweſen iſt; auch kann das Gnadenvierteljahr zur Deckung der Koſten der letzten 
Krankheit und der Beerdigung gezahlt werden, ſoweit der Nachlaß nicht aus⸗ 
reicht. In allen Fällen beſtimmt der Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung der Bürgermeiſter, an wen die Zahlung und wie die Verteilung 
des Gezahlten geſchehen ſoll. Die Zahlung muß aber im voraus in einer Summe 
geleiſtet werden. Das Gnadenvierteljahr iſt nur unter denſelben Vorausſetzungen 
pfändbar wie das Dienſteinkommen der Beamten. 

Stirbt ein Beamter, der eine Dienſtwohnung bewohnte, ſo muß 
ſie der zum Hausſtand gehörenden hinterbliebenen Familie nach Ablauf des 
Sterbemonats noch drei weitere Monate belaſſen werden. Wenn keine Familie 
hinterlaſſen wird, iſt den Erben eine vom Todestag rechnende einmonatige 
Friſt zur Räumung zu gewähren. Dieſe Beſtimmungen können durch Gemeinde⸗ 
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beſchluß oder Ortsſtatut geändert werden. Dienſträume müſſen jedoch ſofort 
zurückgegeben werden. 

Witwen⸗ und Waiſengeld erhalten die Witwen und Waiſen 
der penſionsberechtigten Beamten. Die Grundſätze für dieſen Anſpruch können 
durch Ortsſtatut oder Gemeindebeſchluß mit Genehmigung des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes (in Berlin des Oberpräſidenten) feſtgeſetzt werden. In Ermangelung 
ſolcher Beſtimmungen gelten die für unmittelbare Staatsbeamte gegebenen 
Vorſchriften mit einer Abweichung: Der Höchſtſatz des Witwengeldes beträgt 
für Witwen der Kommunalbeamten nach dem Geſetz 2000 Mark, für Witwen 
der unmittelbaren Staatsbeamten 3500 Mark und für Witwen der Staats⸗ 
miniſter und Beamten der erſten Rangklaſſe 5000 Mark. Um den Witwen der 
ſtädtiſchen Beamten eine ähnliche Stellung wie denjenigen der unmittelbaren 
Staatsbeamten zu verſchaffen, muß alſo eine entſprechende Feſtſetzung durch 
Ortsſtatut oder Gemeindebeſchluß mit der erforderlichen Genehmigung erfolgen. 

Das Witwengeld ſteht der Ehefrau des Beamten zu, ſofern die Ehe 
beim Tode des Beamten noch beſtand. Keinen Anſpruch hat die Witwe, wenn 
die Ehe erſt nach der Verſetzung des Beamten in den Ruheſtand geſchloſſen 
wurde. Ebenſo entfällt das Anrecht, wenn die Eheſchließung innerhalb dreier 
Monate vor dem Tode zu dem Zwecke erfolgte, um der Witwe den Bezug des 
Witwengeldes zu verſchaffen. Das Recht auf den Bezug des Witwengeldes 
erliſcht mit dem Ablauf des Monats, in dem die Witwe ſich wieder verheiratet 
oder ſtirbt. Das Witwengeld beträgt vierzig vom Hundert der Penſion, zu 
der der Verſtorbene berechtigt war oder geweſen ſein würde, wenn 
er am Todestage in den Ruheſtand verſetzt wäre. Der Mindeſtſatz iſt 300 Mark. 
War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, ſo wird das 
Witwengeld für jedes angefangene Jahr des Altersunterſchiedes über 15 bis 
einſchließlich 25 Jahre um ½0 gekürzt. Nach fünfjähriger Ehe wird aber für 
jedes angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer ½0 des Witwengeldes dem 
gekürzten Betrag ſolange zugeſetzt, bis der volle Betrag wieder erreicht iſt. 

Das Waiſengeld erhalten die hinterbliebenen ehelichen oder legi⸗ 
timierten Kinder. Es ſteht aber den Waiſen nicht zu, welche aus einer nach 
der Verſetzung des Beamten in den Ruheſtand geſchloſſenen Ehe ſtammen. 
Der Anſpruch erliſcht mit dem Ablauf des Monats, in dem das Kind das 
18. Lebensjahr vollendet, heiratet oder ſtirbt. Das Waiſengeld beträgt für 
jedes Kind ein Fünftel des Witwengeldes, wenn die Mutter lebt und zur Zeit 
des Todes des Beamten zum Bezuge von Witwengeld berechtigt war, ſonſt 
ein Drittel des Witwengeldes. Bei der Berechnung des Waiſengeldes werden 
etwaige Kürzungen des Witwengeldes außer Betracht gelaſſen. 

Witwen⸗ und Waiſengeld dürfen auch nicht zuſammen den Betrag der 
Penſion überſteigen, zu deren Bezug der Beamte am Todestage berechtigt 
war oder geweſen ſein würde, wenn er in dieſem Zeitpunkt in den Ruheſtand 
verſetzt wäre. Alsdann muß das Witwen⸗ und Waiſengeld verhältnismäßig 
gekürzt werden. Die Kürzung wird beim Ausſcheiden eines Witwen⸗ oder 
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Waiſengeldberechtigten mit dem nächſtfolgenden Monat wieder entſprechend 
verringert, ſoweit das nach Maßgabe der vorerwähnten Grundſätze erforderlich 
oder angängig iſt. 

Die Zahlung des Witwen⸗ und Waiſengeldes erfolgt vierteljährlich im 
voraus, erſtmalig nach Ablauf des Gnadenvierteljahres. Das Bezugsrecht 
kann weder abgetreten noch verpfändet werden; die Beſtimmungen über die 
Pfändbarkeit, Zugehörigkeit zur Konkursmaſſe und Verjährung ſind die näm⸗ 
lichen wie die für das Gehalt maßgebenden (Seite 162). Das Recht auf den 
Bezug ruht, ſolange der Berechtigte die Zugehörigkeit zum Deutſchen Reich 
verloren hat. Werden Witwen- und Waiſengeldbezüge von öffentlichen Witwen⸗ 
und Waiſenanſtalten oder Privatgeſellſchaften gezahlt, ſo kommen ſie auf das 
ſtädtiſche Witwen⸗ und Waiſengeld in dem Verhältnis zur Anrechnung, in 
dem die Stadt ſich an den vertraglichen Gegenleiſtungen beteiligt hat. 

Rechtsſtreit über vermögens rechtliche Anſprüche aus dem Beamten⸗ 
verhältniſſe. Entſteht ein Streit über einen vermögensrechtlichen Anſpruch 
eines Beamten oder ſeines Hinterbliebenen, ſo entſcheidet zunächſt der Bezirks⸗ 
ausſchuß, in Berlin der Oberpräſident als Beſchluß behörde. Gegen 
den Beſchluß findet binnen zwei Wochen Beſchwerde an den Provinzialrat, 
in Berlin an den Miniſter des Innern ſtatt. Die Beſchlüſſe ſind vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar. Soweit jedoch die Frage ſtreitig ift, welcher Teil des Dienſteinkommens 
bei Feſtſtellung der Penſionsanſprüche als Gehalt anzuſehen iſt, ſcheidet das 
Beſchwerdeverfahren aus und ſtatt ſeiner findet binnen zwei Wochen die 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren, in erſter Inſtanz 
vor dem Bezirksausſchuß — auch in Berlin — in der Berufungsinſtanz vor 
dem Oberverwaltungsgericht ſtatt. Für dieſe im Verwaltungsſtreit zu erledigende 
Frage iſt der ordentliche Rechtsweg ausgeſchloſſen. 

In allen übrigen Fällen iſt binnen einer Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
nach Zuſtellung des erſt⸗ oder zweitinſtanzlichen Beſchluſſes die Klage vor 
den ordentlichen Gerichten gegeben. Zuſtändig iſt das Amtsgericht, 
ſoweit der Strafgegenſtand 600 M. nicht überſteigt, ſonſt das Landgericht, 
während bei Klagen unmittelbarer Staatsbeamten ähnlicher Rechtsnatur letzteres 
Gericht ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig iſt. Gegen das Urteil des Amtsgerichts iſt Berufung an das Landgericht, 
gegen das erſtinſtanzliche Urteil des Landgerichts Berufung an das Oberlandes⸗ 
gericht zuläſſig. Das Urteil des letzteren Gerichts iſt mit Reviſionsklage an das 
Reichsgericht anfechtbar, wenn der Wert des Beſchwerdegegenſtandes 4000 M. 
überſteigt. Die Klage im ordentlichen Rechtswege erfordert nicht eine völlige 
Durchfechtung des oben erwähnten Beſchlußverfahrens; vielmehr genügt die 
erſtinſtanzliche Entſcheidung der Beſchlußbehörde. Dieſe iſt jedoch notwendige 
Vorausſetzung für die Entſcheidung der ordentlichen Gerichte, wobei es aber 
unerheblich iſt, ob der Beſchluß vor oder nach der Klageerhebung erging. Handelt 
es ſich um einen Streit über Penſionsanſprüche, ſo kann er erſt durchgefochten 
werden, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand tatſächlich erfolgt iſt. 
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Unter vermögensredhtliden Anſprüchen aus dem Be⸗ 
amtenverhältniſſe ſind alle in Geldwert umſetzbaren Anrechte aus 
dem Dienſtverhältniſſe zu verſtehen, fo die Anſprüche auf Gehalt, Dienſtwohnung, 
Umzugskoſten, Reiſekoſtenentſchädigung, Gnadenvierteljahr, Penſion, Witwen⸗ 
und Waiſengeld. Anſpruchsberechtigt ſind die Beamten, auch die Magiſtrats⸗ 
perſonen und die auf Probe, zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen oder zur 
Vorbereitung angeſtellten; ausgeſchloſſen ſind die nebenamtlich tätigen Perſonen. 
Da der zu verfolgende Anſpruch ein vermögensrechtlicher ſein muß, ſind ſonſtige 
Rechte aus dem Beamtenverhältniſſe, wie das Recht auf Ausſtellung einer 
Anſtellungsurkunde, in dieſem Verfahren nicht durchfechtbar. Ebenſowenig gehö⸗ 
ren hierher Feſtſtellungsklagen über die Anſtellungsvorausſetzungen und -folgen, 
ſoweit ſie nicht mit einer Vermögensklage im notwendigen Zuſammenhang 
ſtehen. Endlich muß das Beamtenverhältnis tatſächlich vorliegen, ſodaß Klagen 
auf Anſtellung oder Schadenserſatzklagen wegen verſpäteter Anſtellung hier 
ausſcheiden. 

Wenn nach obigen Ausführungen die Frage, welcher Teil des Dienſtein⸗ 
kommens bei Feſtſtellung der Penſionsanſprüche als Gehalt anzuſehen iſt im 
Verwaltungsſtreitwerfahren erledigt werden muß, fo hindert dieſe Beſtimmung 
nicht, daß über den Penſionsanſpruch ſelbſt, ſeine Höhe, den Wert der Natural⸗ 
bezüge und der Dienſtwohnung im ordentlichen Rechtsweg entſchieden wird. Die 
ordentlichen Gerichte ſind aber an die den Verwaltungsgerichten überlaſſene 
Entſcheidung gebunden. 

Die Anſprüche aus Unfällen. Die Anſprüche der Beamten aus Unfällen, 
die im ſtädtiſchen Dienſte erlitten ſind, gehen an ſich nicht weiter wie diejenigen 
ſonſtiger Perſonen, die eine gleiche Beſchäftigung haben. Es gelten hier die 
allgemeinen Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über vorſätzliche oder 
fahrläſſige Körperverletzung oder Tötung und des Reichshaftpflichtgeſetzes, 
wenn bei dem Betriebe der unter dieſes Geſetz fallenden Anlagen ein Unfall 
erlitten iſt. Die Städte können jedoch die Inanſpruchnahme aus dieſen Geſetzen 
abwehren, wenn fie ein Ortsſtatut gemäß den Beſtimmungen der Reichs- und 
Staatsgeſetze vom 18. Juni 1901 und 2. Juni 1902, betreffend die Fürſorge 
für Beamte infolge von Betriebsunfällen erlaſſen. Das Ortsſtatut darf keine 
geringeren Anſprüche gewähren, als durch die Geſetze gegeben ſind und muß 
mindeſtens die im folgenden dargelegten Unterſtützungen beſtimmen. 

Der infolge eines im Dienſt erlittenen Betriebsunfalles dauernd dienſt⸗ 
unfähig gewordene Beamte hat, auch wenn er nicht penſionsberechtigt iſt, einen 
Penſionsanſpruch auf mindeſtens 66 vom Hundert ſeines Jahreseinkommens, 
ſoweit ihm nicht nach anderweiter geſetzlicher Vorſchrift ein höherer Betrag 
zuſteht. Iſt der Beamte nicht dauernd dienſtunfähig geworden, aber in ſeiner 
Erwerbsfähigkeit beſchränkt worden, ſo erhält er bei ſeiner Entlaſſung eine 
Penſion von mindeſtens 667 vom Hundert im Falle völliger Erwerbsunfähig⸗ 

keit, ſonſt einen Bruchteil nach Maßgabe der verbliebenen Erwerbsfähigkeit, 
außerdem den Erſatz der nach Wegfall des Dienſteinkommens noch erwachſenden 
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Koſten des Heilverfahrens. Für die Zeit völliger Hilfloſigkeit kann die Penſion 
bis auf den vollen Betrag des Dienſteinkommens erhöht werden. 

Hat der Unfall den Tod zur Folge, ſo erhalten die Hinterbliebenen ein 
Sterbegeld im Betrage des einmonatigen Dienſteinkommens oder der ein⸗ 
monatigen Penſion, mindeſtens aber 50 Mark, ſoweit nicht das Gnadenviertel⸗ 
jahr gewährt wird. Außerdem erwerben ſie einen Rentenanſpruch. Die Rente 
beträgt für die Witwe, deren Heirat aber vor dem Unfall liegen muß, bis zum 
Tode oder zur Wiederverheiratung 20 vom Hundert des Dienſteinkommens, 
mindeſtens 216, höchſtens 3000 M., für jedes Kind einen gleichen Bruchteil, 
mindeſtens 160, höchſtens 1600 M., bis zur Vollendung des 18. Jahres oder 
zum Tode oder zur Heirat, für Verwandte aufſteigender Linie, deren Lebens⸗ 
unterhalt ganz oder überwiegend vom Verſtorbenen beſtritten war, bis zum 
Fortfall der Bedürftigkeit insgeſamt den gleichen Bruchteil, mindeſtens 160, 
höchſtens 1600 M., für kinderloſe Enkel dasſelbe unter den Vorausſetzungen 
und zu den Höchſtſätzen wie bei den Verwandten aufſteigender Linie und mit 
der Befriſtung wie bei den Kindern. Sind mehrere Verwandte aufſteigender 
Linie vorhanden, ſo ſind die Eltern vor den Großeltern berechtigt. Der Geſamt⸗ 
betrag der Renten darf 60 vom Hundert des Dienſteinkommens nicht über⸗ 
ſteigen, andernfalls werden in erſter Linie die Witwe und Kinder, in zweiter 
Linie die Verwandten aufſteigender Linie und zuletzt die Enkel berückſichtigt. 

Der Bezug der Penſion beginnt mit dem Wegfall des Dienſteinkommens, 
der Bezug der Hinterbliebenenrente mit dem Ablauf des Gnadenvierteljahres 
und, ſoweit ſolches nicht gewährt wurde, mit dem auf den Todestag folgenden 
Tage. Die Anſprüche werden im übrigen wie die regelmäßigen Penſions⸗ und 
Hinterbliebenenanſprüche behandelt. Für ihre Geltendmachung iſt deshalb 
das für die Verfolgung vermögensrechtlicher Anſprüche gegebene Verfahren 
(Seite 170) maßgebend. Indeſſen muß der Anſpruch binnen einer zweijährigen 
Ausſchlußfriſt beim Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung beim 
Bürgermeiſter angemeldet ſein, es ſei denn, daß eine Feſtſtellung von Amts 
wegen vorgenommen wird. Das Bezugsrecht gelangt nicht zur Entſtehung, 
wenn der Unfall vorſätzlich oder durch ein Verſchulden herbeigeführt iſt, wegen 
deſſen auf Dienſtentlaſſung, Titel- oder Penſionsverluſt erkannt oder die Fähig⸗ 
keit zur Bekleidung eines öffentlichen Amtes aberkannt iſt. Auch wenn kein 
Urteil nach dieſer Richtung ergangen iſt, kann der Anſpruch ganz oder teilweiſe 
abgelehnt werden, ſofern das Verfahren lediglich wegen des Todes oder eines 
ſonſtigen in der Perſon des Verletzten liegenden Grundes nicht durchgeführt 
werden konnte. 

Die ſoziale Verſicherung. Die ſoziale Verſicherung iſt bei den in ſtädtiſchen 
Betrieben beſchäftigten Perſonen die gleiche, ob ſie Beamte ſind oder nicht. 
Es unterliegen der allgemeinen Krankenverſicherungspflicht 
alle diejenigen, die in den Betrieben der Stadt beſchäftigt ſind, mit Ausnahme 
der Beamten und Angeſtellten in gehobener Stellung, die mehr als 2500 M. 
jährlich beziehen. 
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Verſicherungsfrei ſind ferner die in den Gemeindebetrieben Beſchäftigten 
einſchließlich der Lehrer und Erzieher, denen „ein Anſpruch miadeſtens ent- 
weder auf Krankenhilfe in Höhe und Dauer der Regelleiſtungen der Kranken⸗ 
kaſſen oder für die gleiche Zeit auf Gehalt, Ruhegeld, Wartegeld oder ähn⸗ 
liche Bezüge im anderthalbfachen Betrage des Krankengeldes gewährleiſtet 
iſt.“ Als Krankenhilfe iſt nach dem Geſetz bis zur Dauer von 26 Wochen 
zu gewähren: 1. Krankenpflege von Beginn der Krankheit an, einſchließlich 
der ärztlichen Behandlung, Arznei und kleineren Heilmitteln, 2. Kranken⸗ 
geld in Höhe des halben Grundlohns für jeden Arbeitstag bei Arbeitsunfähigkeit, 
und zwar vom Beginn der Arbeitsunfähigkeit, früheſtens aber vom vierten 
Krankheitstage ab. Verſicherungsfrei ſind endlich die ſtädtiſchen Beamten, 
Lehrer und Erzieher, ſolange ſie lediglich für ihren Beruf ausgebildet werden. 

Unfallverſicherungspflichtig find die bei einem (in der 
Reichsverſicherungsordnung näher bezeichneten) ſtädtiſchen Betriebe oder Bau 
beſchäftigten Perſonen einſchließlich der Beamten, Werkmeiſter und Techniker, 
deren Jahreseinkommen 3000 M. nicht überſteigt. Dieſe Verſicherungspflicht 
entfällt jedoch bei den Beamten, für die ein Ortsſtatut auf Grund der Unfall⸗ 
fürſorgegeſetze erlaſſen it (Seite 171), ſowie bei denjenigen, die ein ſeſtes Gehalt 
beziehen und einen Ruhegehaltsanſpruch haben. Dieſer Anſpruch muß nach 
der Spruchpraxis des Reichsverſicherungsamtes bereits erworben ſein. In der 
Regel iſt demnach bis zum zehnten Dienſtjahr Verſicherung notwendig, ſoweit 
nicht das vorerwähnte Ortsſtatut Platz greift. Die Ausnahmen beziehen ſich 
auch auf die Beamten, die auf Zeit, Kündigung, Probe oder vorüber⸗ 
gehend angeſtellt ſind. 

Der Pflicht zur Alters- und Invalidenverſicherung end— 
lich ſind alle von der Stadt beſchäftigten Arbeiter und Gehilfen unterworfen, 
wobei unter letzteren die den Arbeitern wirtſchaftlich und geſellſchaftlich nahe⸗ 
oder gleichſtehenden Hilfsperſonen, wie Boten, Diener, Wächter, Feuerwehr⸗ 
leute, Schreiber zu verſtehen ſind. Gleichfalls verſicherungspflichtig ſind Werk⸗ 
meiſter, Techniker, Lehrer, Erzieher, Betriebsbeamte und Angeſtellte in ge⸗ 
hobener Stellung, die Lohn oder Gehalt nach einem Jahresbetrag bis 2000 M. 
einſchließlich beziehen. Durch die beiden letzten Begriffe werden ziemlich alle 
ſtädtiſchen Beamten getroffen, die nicht in leitender Stellung eine ſelbſtändige 
Verantwortlichkeit haben. Doch iſt dieſe Beſtimmung von geringer praktiſcher 
Bedeutung. Denn einmal iſt die Gehaltsgrenze zu beachten; ſodann aber 
ſind von der Verſicherungspflicht diejenigen ausgenommen, die eine Anwart⸗ 
ſchaft auf Ruhegehalt im Mindeſtbetrage der Invalidenrente nach den Sätzen 
der erſten Lohnklaſſe, das ſind 116 Mark jährlich, ſowie auf Witwenrente 
nach den Sätzen der gleichen Lohnklaſſe und auf Waiſenrente haben. Eine 
weitere Ausnahme beſteht für die Beamten, Lehrer und Erzieher, ſolange 
ſie lediglich für ihren Beruf ausgebildet werden, und endlich für alle 
Perſonen, die eine ie elbe Invaliden⸗ oder Hinterbliebenenrente be⸗ 
ziehen oder invalide ſind. 
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Die Militäranwärter. Das Beamtenanſtellungsrecht der Städte iſt in 
einſchneidendem Maße durch die Beſtimmungen beſchränkt, die Reich und 
Staat zur Verſorgung der Militäranwärter getroffen haben. An und für ſich 
würden dieſe Maßnahmen den Grundſätzen des Selbſtverwaltungsrechts wider⸗ 
ſtreiten. Da aber das Staatswohl die Unterbringung der ehemaligen Militär⸗ 
perſonen, die über die geſetzliche Dienſtzeit hinaus dem Heeresdienſt ſich widmen, 
gebieteriſch erfordert, muß die den Städten durch die Ueberweiſung der Militär⸗ 
anwärter auferlegte geldliche Belaſtung und Beſchränkung der Bewegungs⸗ 
freiheit im gemeinen Intereſſe getragen werden. Erleichtert wird dies dadurch, 
daß Reich und auch Staat und ſonſtige öffentliche Verbände an dieſer Laſt 
teilhaben und die Geſetzgebung ſorglich bemüht geweſen iſt, nur ſolche Stellen, 
denen eine entſcheidende Bedeutung nicht zukommt, für die Verſorgung durch 
Militäranwärter vorzuſehen. Die maßgebenden Beſtimmungen finden ſich 
in den Grundſätzen, die der Bundesrat auf Grund des Militärpenſionsgeſetzes 
erlaſſen hat und die für ſämtliche deutſchen Staaten verbindlich find. In Preußen 
beſteht außerdem ein früher als die Grundſätze erlaſſenes Geſetz, das aber nur 
inſoweit noch Geltung hat, als feine Vorſchriften über diejenigen jener Grund⸗ 
ſätze hinausgehen. 

Militäranwärter iſt der Inhaber eines Zivilverſorgungsſcheines, 
der die preußiſche Staatsangehörigkeit zwei Jahre lang beſeſſen hat. Ob der 
Zivilverſorgungsſchein in Preußen erdient ift, fällt nicht ins Gewicht. Den 
Zivilverſorgungsſchein erlangen Unteroffiziere durch zwölfjährige 
aktive Dienſtzeit bei fortgeſetzt guter Führung, Gemeine nach achtzehnjähriger 
Dienſtzeit bei guter Führung, beide Gattungen ſchon vor der erwähnten Friſt, 
wenn ſie durch eine Dienſtbeſchädigung oder nach achtjähriger Dienſtzeit invalide 
geworden ſind, und zwar Ganzinvalide neben der Penſion, Halbinvalide jedoch 
erſt nach zwölfjähriger Dienſtzeit wahlweiſe ſtatt der Penſion. Der Zivil⸗ 
verſorgungsſchein gibt kein Recht auf eine beſtimmte Stelle, ſondern nur eine 
Anwartſchaft auf vorzugsweiſe Berückſichtigung in einer der geſetzlich vorge⸗ 
ſehenen Stellen. 

Ausſchließlich mit Militäranwärtern zu beſetzen ſind 
die Kanzliften- und Lohnſchreiberſtellen ſowie ſämtliche Stellen, deren Obliegen⸗ 
heiten im weſentlichen in mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtehen und keine 
techniſchen Kenntniſſe erfordern. Zu den Kanzliſten gehören aber nicht die⸗ 
jenigen Perſonen, die in erſter Linie der Stenographie wegen angeſtellt ſind, 
auch nicht ſolche, die ſich in der Hauptſache für ihren ſpäteren Beruf als Mittel⸗ 
beamte vorbereiten wollen. 

Mindeſtens zur Hälfte müſſen mit Militäranwärtern die Stellen 
der mittleren und unteren Beamten im Bureaudienſt beſetzt werden, wozu 
insbeſondere diejenigen der Expedienten, Regiſtratoren, Buchführer und Kaſſen. 
beamten zu rechnen ſind. Es handelt ſich hier nur um Beamtenſtellen, nicht 
um ſolche, die im Privatdienſtvertrag vergeben ſind. Für Militäranwärter 
brauchen aber nicht die Stellen berüdfichtigt zu werden, welche eine beſondere 
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wiſſenſchaftliche oder techniſche Vorbildung erfordern, und diejenigen der Kaſſen⸗ 
vorſteher, die eigene Rechnung zu legen haben, ſowie ſolcher Kaſſenbeamten, 
die Kaſſengelder einzunehmen, zu verwahren oder auszugeben haben. 

Die Entſcheidung darüber, welche Stellen im Rahmen 
der vorerwähnten Grundſätze den Militäranwärtern 
vorzubehalten ſind, ſteht dem Regierungspräſidenten zu, deſſen 
Verfügung mit der Beſchwerde im Aufſichtswege angefochten werden kann. 
Der Regierungspräſident beſtimmt ebenfalls, in welchem Maße Stellen mit 
Militäranwärtern zu beſetzen ſind, die nicht unter die vorerwähnten Gattungen 
fallen, nach dem Sinne der Geſetze aber Militäranwärtern vorzubehalten ſind. 
Die Städte haben zu dem Zweck Verzeichniſſe über die in Frage kommenden 
Stellen zu führen und eingetretene Veränderungen dem Regierungspräſidenten 
anzuzeigen. Für die Berückſichtigung der Stelle iſt es unerheblich, ob ſie dauernd 
oder vorübergehend, etat- oder außeretatmäßig iſt und in welcher Weiſe ihre 
Beſoldung geregelt iſt. 

Bei der Beſetzung der den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen können 
auch Offiziere und Dedoffiziere, denen beim Dienſtausſcheiden die Ausſicht 
auf Anſtellung im Zivildienſt verliehen iſt, Forſtverſorgungsberechtigte und 
geſetzlich den Militäranwärtern gleichgeſtellte Perſonen berückſichtigt werden. 
Nichtverſorgungsberechtigte können in dieſen Stellen nur an⸗ 
genommen werden, wenn es ſich um Hilfsarbeiter oder Vertreter zu vorüber⸗ 
gehender Beſchäftigung oder um ſtädtiſche Beamte oder Angeſtellte handelt, 
die einſtweilen oder dauernd in den Ruheſtand verſetzt werden müßten, wenn 
fie nicht in eine der den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen verſetzt werden. 
Auch iſt die Uebertragung einer Militäranwärterſtelle an eine ſolche Perſon 
ſtatthaft, die die Berechtigung hierzu landesherrlich erlangt hat. 

Die Reihenfolge in der Beſetzung von Stellen, die den Militär⸗ 
anwärtern zur Hälfte vorbehalten ſind, iſt in der Weiſe feſtgeſetzt, daß ſtets ab⸗ 
wechſelnd ein Militäranwärter und eine Zivilperſon anzuſtellen iſt, und zwar 
ohne Rückſicht auf die Zahl der zur Zeit der Anſtellung tatſächlich beſetzten Stellen. 
St nicht die Hälfte, ſondern ein anderer Bruchteil maßgebend, ſo erfolgt 
die Beſetzung in gleicher Weiſe nach dem Verhältnis dieſes Bruchteils. Wird 
eine Stelle mit einem Offizier oder ſonſt dem Militäranwärter Gleichgeſtellten 
beſetzt, ſo rechnet ſie als eine ordnungsmäßig beſetzte Militäranwärterſtelle. 
Die ausnahmsweiſe erfolgte Einſtellung eines ſtädtiſchen Beamten oder An⸗ 
geſtellten oder einer landesherrlich berechtigten Perſon in eine Militäranwärter⸗ 
ſtelle verpflichtet zu einem demnächſtigen Ausgleich. 

Ein Aufrücken in höhere Stellen iſt dem Ermeſſen des Magi⸗ 
ſtrats oder des Bürgermeiſters vorbehalten. Der Beſitz des Zivilverſorgungsſcheins 
gibt kein Anrecht auf Bevorzugung. Andererſeits dürfen grundſätzlich die Militär⸗ 
anwärter nicht ungünſtiger als die Zivilanwärter geſtellt werden. Falls für 
das Aufrücken die Geſamtdienſtzeit maßgebend iſt, muß dieſe mindeſtens vom 
Beginn der Probezeit berechnet werden. Ebenfalls in der Verſetzung auf eine 
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andere Stelle it der Bürgermeiſter nicht beſchränkt. Nur muß beachtet werden, 
daß die den Militäranwärtern ausſchließlich vorbehaltenen Stellen auch nur 
von ſolchen beſetzt werden. 

Zwecks Anſtellung des Militäranwärters iſt deſſen Bewerbung vor 
oder nachder Stellenerledigung erforderlich. Die Bewerbungen 
ſind alljährlich bis zum 1. Dezember eines jeden Jahres, und zwar vor der Stellen⸗ 
erledigung, zu wiederholen, widrigenfalls ſie als erloſchen gelten. Die Be⸗ 
rechtigung zur Bewerbung dauert bis zum Antritt einer etatsmäßigen Stelle, 
mit der ein penſionsfähiges Dienſteinkommen von mindeſtens 900 M. ver⸗ 
bunden it. Der Magiſtrat oder Bürgermeiſter hat ein Bewerberver⸗ 
zeichnis anzulegen, in das die Stellenanwärter in Reihenfolge der Meldung 
oder beim Verlangen einer Prüfung in Reihenfolge des Beſtehens der Prüfung 
einzutragen ſind. In dieſer Reihe ſind die Anwärter zu berückſichtigen, ſoweit 
nicht Dienſtgründe ein anderes erheiſchen; Unteroffiziere mit mindeſtens acht⸗ 
jähriger Dienſtzeit ſind als Vorzugsberechtigte zu behandeln. Liegen keine 
Bewerbungen vor, ſo muß im Falle der Erledigung einer Militäranwärterſtelle 
der Magiſtrat oder Bürgermeister eine Nachweiſung an die zuſtändige Militär⸗ 
behörde einreichen. Iſt innerhalb 6 Wochen nach Veröffentlichung dieſer Stelle 
in der Vakanzenliſte des Kriegsminiſteriums eine Bewerbung nicht 
eingegangen, jo hat die Stadtverwaltungfreie Hand und kann, auch wenn die 
nächſte Stelle abwechſelnd mit einem Militäranwärter beſetzt werden müßte, 
eine Zivilperſon annehmen. 

Eine Berückſichtigung der Bewerbung iſt nur dann Pflicht, wenn der Be⸗ 
werber einegenügende Befähigung für den Dienſtzweig nachgewieſen 
und die etwa hierfür vorgeſchriebene Prüfung beſtanden hat. Darüber, ob 
die Befähigung vorhanden iſt, entſcheidet auf Beſchwerde der Regierungspräſident. 
Auch kann, wenn die Eigentümlichkeit des Dienſtzweiges dies erfordert, mit 
Genehmigung des Regierungspräſidenten eine vorgängige informatoriſche 
Beſchäftigung, in der Regel nicht über drei Monate, verlangt werden, während 
deren Dauer die Stadt den Anwärter nicht zu beſolden braucht. Die Anſtellung 
kann ferner von einer Probedienſtleiſtung, welche die Stadt zu einem 
Gehalt von mindeſtens / des Stelleneinkommens verpflichtet, abhängig gemacht 
werden oder auf Probe gegen Zahlung des ganzen Stelleneinkommens erfolgen. 
Die letztere Art iſt eine vorläufige Anſtellung, die nach erfolgreicher Probezeit 
endgültig wird. Ein Beamtenverhältnis wird nur dann hergeſtellt, wenn der 
Anwärter eine Anſtellungsurkunde erhält. Die Probezeit darf in der Regel 
höchſtens ſechs Monate, für den Dienſt der Straßen⸗ und Waſſerbauverwaltung 
mit Ausnahme der den Militäranwärtern ausſchließlich vorbehaltenen Stellen 
ein Jahr betragen. Für eine Anſtellung im Bureau⸗, insbeſondere Kaſſen⸗ 
dienſt kann die Probezeit mit Genehmigung des Regierungspräſidenten und 
unter Zuſtimmung der zuſtändigen Militärbehörde ausnahmsweiſe auf ein Jahr 
ſeſtgeſetzt werden. Eine Einberufung zur Probedienſtleiſtung iſt nur für offene 
Stellen zuläſſig. Späteſtens bei Beendigung der Probezeit hat der Magiſtrat oder 
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Bürgermeister zu entſcheiden, ob der Anwärter zu übernehmen oder zu ent⸗ 
laſſen iſt. 

Aehnlich wie die Militäranwärter werden Forſtverſorgungs⸗ 
berechtigte behandelt, das ſind Inhaber eines Forſtverſorgungsſcheins 
Dieſer wird an gelernte Jäger bei fortgeſetzt guter Führung und nach Beſtehen 
der Fachprüfungen erteilt, wenn eine zwölfjährige Militärdienſtzeit (drei Jahre, 
bei Einjährig⸗Freiwilligen 1 Jahr aktiver Dienſt, der Reſt in der Reſerve) oder 
eine neunjährige aktive Militärdienſtzeit, darunter mindeſtens 5 Jahre in Unter⸗ 
offizierſtellung, geleiſtet it, vor Ablauf dieſer Dienſtzeiten, wenn der Betreffende 
durch Holz- oder Wildfrevler im Dienſt Ganzinvalide geworden und zum Forſt⸗ 
ſchutzdienſt noch brauchbar iſt, endlich nach Ablauf einer zwölfjährigen Dienſtzeit 
(ohne Rückſicht auf die Dienſtart), wenn der Betreffende dauernd halbinvalide 
oder bei Ausübung des Forſtſchutzdienſtes invalide geworden, zu letzterem Dienſt 
aber noch geeignet iſt. Da die Städte in den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen, 
der Rheinprovinz und im Regierungsbezirk Wiesbaden (mit Ausſchluß des vor⸗ 
mals landgräflich heſſen-homburgiſchen Gebiets und der Stadt Frankfurt) 
geſetzlich verpflichtet ſind, für den Schutz ihrer Waldungen durch genügend 
befähigte Perſonen ausreichende Fürſorge zu treffen, und in den übrigen Städten 
die Aufſichtsbehörde entſprechende Anordnungen treffen kann, werden die 
Stellen der mittleren und unteren Forſtbeamten gemäß den darüber erlaſſenen 
Vorſchriften mit Forſtverſorgungsberechtigten beſetzt werden müſſen. Die 
Stadtverwaltung hat von jeder Erledigung, Beſetzung und Aenderung der 
Stellenverhältniſſe der Regierung Anzeige zu machen. 
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Staatsaufſicht und Rechtsgang. 


Die Staatsaufſicht. Da die Städte wichtige Glieder des Staatskörpers 
ſind, muß ein Zuſammenhang zwiſchen ihrer Verwaltung und der Staats⸗ 
verwaltung beſtehen. Der Staat hat ſich deshalb gewiſſe Aufſichtsrechte gewahrt. 
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Das Weſen der Aufſicht bedeutet kein Unterordnungsverhältnis in der Weiſe, 
daß die an der Stadtverwaltung beteiligten Perſonen Untergebene der ſie 
beaufſichtigenden Staatsbeamten ſind. Der Staat beaufſichtigt nicht die Tätig⸗ 
keit der einzelnen Beamten in der ſtädtiſchen Verwaltung, ſondern die Amts⸗ 
führung der Stadtbehörde, die Ausübung der Gemeinderechte und die Wahrung 
der Gemeindepflichten. Der weſentliche Unterſchied zwiſchen einer Aufſichts⸗ 
behörde und einem Dienſtvorgeſetzten im eigentlichen Sinne beſteht darin, 
daß die Anordnungen des letzteren unbedingt zu befolgen ſind, während die 
Verfügungen der Aufſichtsbehörde dahin nachgeprüft werden können und müſſen, 
ob ſie im Einklang mit den durch das Geſetz gegebenen Befugniſſen ſtehen. 

Die Staatsaufſicht findet ihre Schranke in der Selbſtverwaltung der Städte. 
Soweit das Selbſtbeſtimmungsrecht der Städte beſteht, darf die Selbſtändigkeit 
ihrer Entſchließungen nicht beſchränkt werden. „Unter Strafandrohung kann 
daher verlangt werden, daß über eine Gemeindeangelegenheit überhaupt formell 
Beſchluß gefaßt wird, nicht aber auch, welcher materielle Inhalt dem zu faſſenden 
Beſchluß zu geben ſein möchte. Eine Androhung dieſer Art würde den Gemeinde⸗ 
mitgliedern die Pflichtwidrigkeit zumuten, über die Gemeindeangelegenheiten 
nicht nach ihrem eigenen pflichtmäßigen Ermeſſen, ſondern nach dem ihrer 
vorgeſetzten Dienſtbehörde zu beſchließen. Die Zuwiderhandlung gegen eine 
ſolche Anweiſung ſtellt ſich daher an ſich als nicht ſtrafbarer Ungehorſam dar.“ 
(OVG. Bd. 21 S. 424.) 

Die Staatsaufſicht wird nur in eigentlichen Gemeindeangelegenheiten 
geübt. In Staatsſachen, namentlich dem in Preußen als Staatsobliegenheit 
angeſehenen Polizeiweſen, iſt die höhere Staatsbehörde dem zuſtändigen Be⸗ 
amten der Stadt, alſo regelmäßig dem Bürgermeiſter, unmittelbar vorgeſetzt 
und befugt, Befehle zu erteilen. Akte in ſolchen Angelegenhieten ſind von dem 
Geſchäftskreis der Aufſichtsbehörde ſcharf zu trennen. Daher pflegen die oberen 
Behörden die Form ihrer Erlaſſe abzuwägen, je nachdem es ſich um Polizei⸗ 
oder Gemeindeſachen handelt. In Polizeiſachen kann die Stadtverwaltung 
mit Anweiſung verſehen werden, während in den zur Zuſtändigkeit der ſtädtiſchen 
Körperſchaften gehörenden Angelegenheiten eine Verfügung der Auſfſichts⸗ 
behörde dahin gefaßt zu werden pflegt, daß ein Vorgehen anempfohlen oder 
ein Rat erteilt wird. Die engliſche Sprache hat für Verfügungen letzterer Art 
das unüberſetzbare Wort advice. 

Die Staatsaufſicht im weiteſten Sinne des Wortes wird hinſichtlich der 
Städte nicht durch eine einzige Behörde ausgeübt. Sie iſt vielmehr teils einer 
Körperſchaft, dem Bezirksausſchuß, teils zumeiſt dem Regierungspräſidenten zuge⸗ 
wieſen. Der Bezirksausſchuß nimmt dabei im weſentlichen die Stellung einer 
richterlichen Behörde ein. Er entſcheidet über Streitigkeiten, die ſich in Aus⸗ 
übung der Bürgerrechte oder bei der Tätigkeit der Gemeindeorgane ergeben, 
und er erteilt in wichtigeren, namentlich wirtſchaftlichen Angelegenheiten, die 
ſtaatliche Genehmigung, etwa wie das Amtsgericht in manchen Geſchäften des 
bürgerlichen Rechtslebens zur Beſtätigung berufen iſt. 


9. Kapitel. Staatsaufſicht und Rechtsgang. 181 


In allen übrigen Fällen, wo die Zuſtändigkeit des Bezirksausſchuſſes nicht 
begründet iſt, liegt zumeiſt dem Regierungspräſidenten die Aufſicht ob. Inſoweit 
der Begriff der Staatsaufſicht auf nichtſtreitige laufende Verwaltungsgeſchäfte 
bezogen wird, verſteht man unter der Aufſichtsbehörde der Städte, wenn nicht 
ein anderes erwähnt wird, ſtets den Regierungspräſidenten (in Berlin den 
Oberpräſidenten). 

Der Regierungspräſident iſt ein vom Könige ernannter Staatsbeamter. 
Er ſteht an der Spitze eines Regierungsbezirks. Er handelt in ſeinem Geſchäfts⸗ 
kreis ſelbſtändig unter perſönlicher Verantwortung. Sein Stellvertreter iſt ein 
Oberregierungsrat. Die Regierungsbeamten haben den Anweiſungen des 
Präſidenten Folge zu leiſten. Nur in den beiden Abteilungen für Kirchen⸗ 
und Schulſachen und für direkte Steuern, Domänen und Forſten findet regel⸗ 
mäßig kollegialiſche Bearbeitung ſtatt. 

Die Befugniſſe des Regierungspräſidenten als Aufſichtsbehörde der Städte 
ſind geſetzlich nicht umſchrieben; ſie finden ihre Begrenzung in dem Weſen der 
Aufſicht. Einen gewiſſen Anhalt bietet die Schleswig⸗Holſteiniſche Städteordnung, 
wenn fie jagt: „Die Aufſichtsbehörden des Staates find berechtigt und verpflichtet, 
darauf zu halten, daß die Verwaltung der ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten 
den Geſetzen und namentlich dieſer Städteordnung gemäß geführt werde. Ueber 
die Nützlichkeit oder Zweckmäßigkeit der innerhalb ihrer Kompetenz in der 
ſtädtiſchen Verwaltung getroffenen Maßregeln ſteht im übrigen der Aufſichtsbehörde 
keine Kognition zu.“ Der Regierungspräſident hat darüber zu wachen, daß 
der ſtädtiſche Geſchäftsgang ſeinen vorgeſchriebenen Weg nimmt, daß das Ver⸗ 
mögen der Stadt ordnungsmäßig verwaltet und leichtfertiges Schuldenmachen 
vermieden wird, ferner daß die Geſetze beachtet werden. 

Um ſich zu unterrichten, kann der Präſident über alle Verhältniſſe der 
Stadtverwaltung Auskünfte fordern, die Einſendung der Akten, 
des Haushalts, der Rechnungen und Belege verlangen. Er iſt befugt, die Ver⸗ 
waltung an Ort und Stelle nachzuprüfen und die Kaſſenführung zu unterſuchen. 
Auch iſt er berechtigt, in den Sitzungen der Stadtverordnetenverſammlung ſelbſt 
zu erſcheinen oder einen Kommiſſar zu entſenden. Ein gleiches Recht ſteht ihm 
jedoch hinſichtlich der Magiſtrats⸗ oder Deputationsſitzungen nicht zu, da dieſe 
Sitzungen geheim find und ihr Beſuch durch einen Staatsbeamten einer Aufficht 
über die einzelnen Beamten gleichkommen würde. Endlich unterliegt der Kontrolle 
des Regierungspräſidenten die Einrichtung und Beſetzung ſtädtiſcher Amter; 
namentlich kann er darauf dringen, daß eine genügende Zahl geeigneter Beamten 
angeſtellt wird und daß die Beamten eine auskömmliche Beſoldung erhalten. 

Wenn ein Magiſtrats⸗oder Stadtverordnetenbeſchluß 
die Befugniſſe der Körperſchaftüberſchreitet oder die 
Geſetze verletzt, kann der Regierungspräſident nicht ſelbſt eingreifen. 
Er hat aber das Recht, den Magiſtrat — in Städten mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung den Bürgermeiſter — anzuweiſen, den Beſchluß der Stadtverordneten 
(Bürgervorſteher) zu beanſtanden; bei Magiſtratsbeſchlüſſen ſteht dieſes Recht 
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dem Regierungspräſidenten gegenüber dem Bürgermeiſter zu. Die Bean⸗ 
ſtandungsverfügung darf aber nur unter obigen Vorausſetzungen, niemals in 
ſonſtigen Fällen erfolgen (Siehe Seite 95, 104, 110, 114). 

Der Regierungspräſident iſt befugt, in den zu ſeiner Zuſtändigkeit ge⸗ 
hörenden Sachen von Amts wegen einzugreifen; dies indes nur, ſoweit 
ein ſachlicher Grund dazu vorliegt, da andernfalls eine Widerſtreit mit dem 
Selbſtwerwaltungsrecht der Städte entſtehen würde. Er hat aber auch Be⸗ 
ſchwerden von Privaten oder Behörden über die Verwaltung 
der Städte entgegenzunehmen und zu verfolgen. Das Zuſtändigkeitsgeſetz 
befriſtet das Beſchwerderecht zwar auf zwei Wochen, das hat jedoch nur die 
Bedeutung, daß der Beſchwerdeführer mit einer ſpäter eingelegten Beſchwerde 
abgewieſen werden kann, ohne eine Entſcheidung in der Sache zu erhalten. 
Eine Pflicht zur Abweiſung einer verſpätet erhobenen Beſchwerde beſteht nicht. 
Gegen die Entſcheidung des Regierungspräſidenten iſt binnen einer Friſt von 
zwei Wochen, mit der es die gleiche Bewandnis hat wie mit der eben erwähnten 
Friſt, an den Oberpräſidenten, in Hohenzollern an den Miniſter des Innern 
gegeben. Nicht zum Gebiete des Aufſichtsrechts gehören die Aufgaben des 
Regierungspräſidenten als Diſziplinarbehörde und als Landespolizeibehörde. 
Die Diſziplinargewalt gegenüber den ſtädtiſchen Be- 
amten, über die Seite 152 ff. geſprochen wurde, umfaßt vielmehr gerichts⸗ 
mäßige Befugniſſe. Sie wird nur geübt, wenn eigentliche Dienftvergehen 
vorliegen, und ihre Ausübung unterliegt der verwaltungsgerichtlichen Nachprüfung. 
Als Diſziplinarbehörde iſt der Regierungspräſident zur Verhängung von Ordnungs⸗ 
ſtrafen und zur Einleitung des Diſziplinarverfahrens befugt (Seite 155, 156). 

Die Stellung des Regierungspräſidenten als Landespolizei⸗ 
behörde (19. Kapitel) äußert ſich unmittelbar nur gegenüber der Ortspolizei⸗ 
behörde, gegenüber dem Stadtvorſtand nicht mehr und nicht weniger wie gegen⸗ 
über dem Vertreter einer juriſtiſchen Perſon. 

Die dem Regierungspräſidenten zuſtehenden Beſtätigungsbefugniſſe bei 
der Wahl gewiſſer Magiſtratsperſonen ſowie ſonſtige Beſtimmungsrechte ſind 
gleichfalls beſonders übertragene Aufgaben der Staatshoheit, keineswegs ein 
Teil der Aufſicht über die Städte. Dieſe Befugniſſe ähneln indes inſofern den 
Aufſichtsrechten, als das Rechtsmittel gegen ihre Ausübung die Beſchwerde 
im Aufſichtswege iſt, wenn nicht ein beſonderer Rechtsgang beſtimmt iſt. 

Wird einer Verfügung des Regierungspräſidenten als Auſſichtsbehörde 
nicht Folge geleiftet, jo it er in der Lage, ihnen durch Zwangsmittel 
Nachdruck zu verleihen. Dieſe ſtehen ihm zu, wenn „die von ihm in Ausübung 
obrigkeitlicher Gewalt getroffenen, durch ſeine geſetzlichen Befugniſſe gerecht⸗ 
fertigten Anordnungen“ in Frage ſtehen. Kann die zu erzwingende Handlung 
durch einen Dritten ausgeführt werden, ſo iſt dies auf Koſten des Verpflichteten 
tunlichſt anzuordnen. Iſt eine Ausführung durch einen Dritten nicht möglich 
oder ſoll eine Unterlaſſung erzwungen werden, jo kann der Regierungspräſident 
Geldſtrafen bis zur Höhe von 300 M. feſtſetzen, wobei gleichzeitig eine Haft⸗ 


9. Kapitel. Staatsaufſicht und Rechtsgang. 183 


ſtrafe beſtimmt werden muß, die im Unvermögensfalle zu vollſtrecken iſt und bis 
zu vier Wochen zuläffig iſt. Der Ausführung durch einen Dritten und der Straf⸗ 
feſtſetzung muß ſtets eine ſchriftliche Androhung vorhergehen, die eine Friſt⸗ 
beſtimmung zu enthalten hat, wenn eine Handlung erzwungen werden ſoll. 
Unmittelbarer Zwang iſt nur geſtattet, wenn die Handlung ohne einen ſolchen 
unausführbar iſt. Gegen die Androhung eines Zwangsmittels iſt das Rechts⸗ 
mittel gegeben, das gegen die Anordnung ſelbſt zugelaſſen iſt, in Aufſichtsſachen 
alſo regelmäßig die Beſchwerde im Aufſichtswege. Gegen die Feſtſetzung und 
Ausführung eines Zwangsmittels iſt nur die Beſchwerde im Aufſichtswege 
innerhalb zwei Wochen zuläſſig. Haftſtrafen dürfen nicht eher vollſtreckt werden, 
als bis die Verfügungen, die ihre Grundlage bilden, rechtskräftig geworden ſind. 

Der Oberpräſident leitet die ſtaatliche Verwaltung einer Provinz. Er 
wird vom Könige ernannt. Sein Stellvertreter iſt der Oberpräſidialrat. An den 
Oberpräſidenten gehen die Beſchwerden über die Aufſichtsverfügungen des 
Regierungspräſidenten in Gemeindeangelegenheiten, abgeſehen von den Be⸗ 
ſchwerden über den Regierungspräſidenten der Hohenzollernſchen Lande, die 
an den Miniſter des Innern zu richten ſind. Der Oberpräſident hat als Dis⸗ 
ziplinarbehörde gegenüber den Beamten der Stadt das Recht zur Verhängung 
von Ordnungsſtrafen (Seite 155). Eine Ausnahmeſtelle nimmt der Ober⸗ 
präſident von Berlin ein (Seite 185). Polizeiliche Befugniſſe ſtehen dem 
Oberpräſidenten in der Regel nur für beſtimmte Sondergebiete, Sonderfälle 
und außerordentliche Ereigniſſe zu (19. Kapitel). 

Die oberſte Dienſtaufſicht über den Oberpräſidenten und Regierungs⸗ 
präsidenten führt der Miniſter des Innern. Nach dem Zuſtändigkeitsgeſetz 
ſchließt zwar der Inſtanzenzug regelmäßig mit dem Oberpräſidenten ab. Der 
Miniſter des Innern iſt aber befugt, allgemeine Grundſätze über die Behandlung 
ſtädtiſcher Angelegenheiten durch die ihm unterſtellten Staatsbehörden feſt⸗ 
zuſtellen und auch Einzelfälle zu entſcheiden. Er iſt deshalb rechtlich in der Lage, 
Beſchwerden über den Oberpräſidenten entgegenzunehmen und über ſie zu be⸗ 
finden. Für Berlin und die Hohenzollernſchen Lande iſt er nach dem Geſetz 
die zweite Inſtanz in ſtädtiſchen Aufſichtsangelegenheiten. In Berlin ergehen 
an ihn die Beſchwerden über den Oberpräſidenten, in Hohenzollern die Be⸗ 
ſchwerden über den Regierungspräſidenten, in beiden Fällen binnen einer 
Friſt von zwei Wochen, die aber, wie oben erwähnt, keine Ausſchlußfriſt iſt. 

In beſonderen Fällen nehmen auch ſonſtige Staatsminister die Stellung 
einer beaufſichtigenden oder beſchließenden Behörde gegenüber der Stadt⸗ 
verwaltung ein, fo der Finanzminiſter in Steuerſachen, der Kultus⸗ 
miniſte rin Schulſachen, der Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
in Straßenbahnangelegenheiten und Enteignungsſachen. 

Sämtliche Miniſter haben gegenüber den Beamten der Stadt für ihr 
Zuſtändigkeitsgebiet das Recht zur Verhängung von Ordnungsſtrafen (Seite 155). 
Der Miniſter des Innern hat ferner die Befugnis, gegen die Beamten der 
Stadt die Einleitung des Diſziplinarverfahrens zu verfügen (Seite 156). 
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An dieſer Stelle mag auch der Landrat erwähnt werden, obwohl er als 
Aufſichtsbehörde in ſtädtiſchen Angelegenheiten nur in beſchränktem Maße 
und dann auch lediglich mittelbar in Betracht kommt. Der Landrat iſt der an 
der Spitze eines Landkreiſes ſtehende Staatsbeamte. Er wird vom Könige er⸗ 
nannt. Jedoch hat — mit Ausſchluß der Provinz Poſen und des Regierungs⸗ 
bezirks Hohenzollern — der Kreistag ein Vorſchlagsrecht. Dieſes Recht be⸗ 
ſchränkt ſich auf geeignete Perſonen, die mindeſtens ein Jahr dem Kreiſe durch 
Grundbeſitz oder Wohnſitz angehören. Geeignet zum Landrat ſind die zum 
höheren Verwaltungs- oder Juſtizdienſt befähigten, ferner die dem Kreiſe ſeit 
mindeſtens einem Jahre durch Grundbeſitz oder Wohnſitz angehörigen Perſonen, 
ſofern ſie mindeſtens vier Jahre als Referendare bei den Gerichten und Ver⸗ 
waltungsbehörden oder in Selbſtverwaltungsämtern des betreffenden Kreiſes, 
Bezirks oder der Provinz tätig geweſen ſind. In letzterem Falle kann auf den 
Zeitraum von vier Jahren eine Beſchäftigung bei höheren Verwaltungsbehörden 
bis zur Dauer von zwei Jahren in Anrechnung gebracht werden. In Poſen 
gelten noch die älteren Vorſchriften, wonach in der Regel die Befähigung zum 
höheren Verwaltungs⸗ oder Juſtizdienſt oder eine beſondere Prüfung verlangt 
wird, ſoweit nicht der König eine Ausnahme geſtattet. In Hohenzollern, wo 
der Landrat die Bezeichnung Oberamtmann führt, iſt ſtets die Befähigung für 
den höheren Verwaltungs- oder Juſtizdienſt erforderlich. 

Die Stellvertretung des Landrats haben — abgeſehen von Poſen und 
Hohenzollern — Kreisdeputierte, die vom Kreistage aus der Zahl 
der Kreisangehörigen auf ſechs Jahre gewählt, vom Oberpräſidenten beſtätigt 
und vom Landrat vereidigt werden. Für Fälle bei kürzerer Behinderung kann 
der Kreisſekretär als Stellvertreter eintreten, was jedoch nicht für den 
Vorſitz im Kreistage und Kreisausſchuß oder für Erſatzangelegenheiten und 
Flurabſchätzungen gilt. 

Der Landrat iſt nicht Aufſichtsbehörde über die Städte. Er kann durch 
den Regierungspräſidenten als Hilfsorgan bei der Ausübun g 
der Staatsauffſicht gegenüber den kreisangehörigen Städten heran⸗ 
gezogen werden. Der Regierungspräſident ift aber nicht befugt, ihm die Aus⸗ 
übung der Staatsaufſicht ganz oder zum Teil zu übertragen. Für Städte von 
nicht mehr als 10 000 Einwohnern beſteht nach einer Miniſterialinſtruktion von 
1853 die Pflicht, alle Berichte an den Regierungspräſidenten durch die Hand 
des Lanbrats einzureichen. Da dieſer die Berichte mit Bemerkungen verſehen 
kann, iſt mittelbar ein wirkſamer Einfluß bei der Beaufſichtigung kleinerer 
Städte möglich. In polizeilichen Angelegenheiten ſind die 
kreisangehörigen Städte der Aufſicht des Landrats unterworfen. Er iſt aber 
nur in Städten bis zu 10 000 Einwohnern Beſchwerdeinſtanz gegen ortspolizei⸗ 
liche Verfügungen. 

In Hannover find die in § 27 Abſ. 1 der Kreisordnung erwähnten ſo⸗ 
genannten ſelbſtändigen Städte, auch wenn ſie kreisangehörig ſind, ohne Rückſicht 
auf ihre Einwohnerzahl nicht der Polizeiaufſicht des Landrats, ſondern des 
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Regierungspräſidenten unterſtellt; an dieſen gehen dort auch die Beſchwerden 
über die ortspolizeilichen Verfügungen. — Soweit dem Landrat die Polizeiaufſicht 
zuſteht, hat er gegen die Beamten der Stadt eine Ordnungsſtrafgewalt 
(Seite 155). 

Für Berlin iſt der Inſtanzenzug der Regierungsbehörden beſonders ge⸗ 
ordnet. Berlin ſteht außerhalb der Regierungsbezirke und Provinzen. Der 
Oberpräſident von Brandenburg iſt gleichzeitig Oberpräſident für Berlin. 
Dieſer führt ſtatt des Regierungspräſidenten die Staatsaufſicht in Gemeinde⸗ 
angelegenheiten und nimmt die in anderen Landesteilen dem Provinzialrat 
zugewieſenen erſtinſtanzlichen Sachen wahr. Die obere Inſtanz für den Ober⸗ 
präſidenten ſind die zuſtändigen Miniſter. Dieſe erledigen auch die in anderen 
Landesteilen dem Provinzialrat zugewieſenen zweitinſtanzlichen Sachen. Die 
Landespolizei übt der Polizeipräſident von Berlin aus, der gleichzeitig Landes⸗ 
polizeibehörde für Charlottenburg, Rixdorf, Schöneberg, Wilmersdorf und 
einige andere Nachbargemeinden von Berlin iſt (19. Kapitel). Die Diſziplinar⸗ 
befugniſſe, die in anderen Städten dem Regierungspräſidenten zuſtehen, ins⸗ 
beſondere auch die Einleitung eines Diſziplinarverfahrens, liegen für Berlin 
dem Oberpräſidenten ob. 

Die Beſchlußbehörden und Verwaltungsgerichte. Neben den bisher er- 
wähnten Regierungsbehörden beſtehen eine Reihe von ſtaatlichen Körperſchaften, 
welche die wichtigeren Verwaltungsſachen im Beſchlußverfahren erledigen und 
in Streitſachen des öffentlichen Rechts als Verwaltungsgerichte tätig ſind: der 
Kreisausſchuß, Stadtausſchuß, Bezirksausſchuß, Provinzialrat und das Ober⸗ 
verwaltungsgericht. Die drei zuerſt genannten Behörden entſcheiden ſowohl 
im Beſchluß⸗ wie im Streitverfahren, der Provinzialrat nur im Beſchlußver⸗ 
fahren, das Oberverwaltungsgericht nur im Streitverfahren. Eine allgemeine 
Regel, welche Sachen zur Zuſtändigkeit dieſer Körperſchaften gehören, gibt es 
nicht. Die einzelnen Fälle ſind durch das umfangreiche Zuſtändigkeitsgeſetz vom 
1. Auguſt 1883 und ſonſtige Geſetze geordnet; fie werden im folgenden le⸗ 
diglich nach gewiſſen Grundzügen und nur ſoweit erwähnt, als ſie nicht in 
den einzelnen Kapiteln behandelt werden. 

Der Kreisausſchuß, in Hohenzollern Amtsausſchuß genannt, beſteht in 
jedem Landkreiſe. Er ſetzt ſich zuſammen aus dem Landrat als Vorſitzenden 
und ſechs Mitgliedern, die von dem Kreistage aus der Zahl der Kreisangehörigen 
auf die Dauer von ſechs Jahren gewählt worden. Die Wählbarkeit richtet ſich 
nach den für die Wahlberechtigung, in Weſtfalen und der Rheinprovinz für die 
Wahlfähigkeit zum Kreistage gegebenen Beſtimmungen. Die gewählten Mit⸗ 
glieder des Kreisausſchuſſes können wie die nichtrichterlichen Beamten di⸗ 
ſziplinariſch ihrer Stellung enthoben werden. In Poſen werden die Mitglieder 
des Kreisausſchuſſes auf Grund einer vom Kreistag aufzuſtellenden Vorſchlags⸗ 
liſte vom Oberpräſidenten ernannt. 

Der Kreisausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn mit Einſchluß des Vor⸗ 
ſitzenden drei Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchlüſſe werden nach 
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Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Anweſenheit einer geraden Zahl von Mit⸗ 
gliedern ſcheidet das dem Lebensalter nach jüngſte Mitglied bei der Abſtimmung 
aus; jedoch hat der Berichterſtatter ſtets ein Stimmrecht. 

Der Kreisausſchuß hat die Vermögensangelegenheiten des Kreiſes zu 
verwalten und eine Reihe von Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung 
zu erledigen, darunter manche gegenüber den kreisangehörigen Städten. Seine 
Zuſtändigkeit wird indeſſen in einigen Sachen durch die Einwohnerzahl 
der Städte begrenzt. So gehen Klagen gegen polizeiliche Verfügungen, ferner 
Beſchlußſachen auf dem Gebiete des Armenweſens, der Wege⸗, Waſſer⸗ und 
Gewerbepolizei, auch einige Gegenſtände der Baupolizei in Städten über 
10 000 Einwohnern nicht an den Kreisausſchuß, ſondern an den Bezirksausſchuß. 
In anderen Angelegenheiten tritt in dieſen Städten an die Stelle des Kreis⸗ 
ausſchuſſes der Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürger⸗ 
meiſter und die Beigeordneten als Kollegium. Solche Angelegenheiten ſind nament⸗ 
lich die Beſchlußfaſſung über konzeſſionspflichtige gewerbliche Anlagen, ferner die 
Beſchlußfaſſung oder erſtinſtanzliche mündliche Verhandlung über die Erlaubnis⸗ 
erteilung für Gaft- und Schankwirtſchaften, Branntweinkleinhandel, Pfandleih⸗ 
gewerbe, Gifthandel. Den Städten über 10 000 Einwohnern ſind in Hannover 
die ſogenannten ſelbſtändigen Städte (Seite 184) ohne Rückſicht auf die Ein⸗ 
wohnerzahl gleichgeſtellt. 

Der Stadtausſchuß tritt in Stadtkreiſen an die Stelle des Kreisausſchuſſes. 
Er beſteht aus dem Bürgermeiſter oder feinem geſetzlichen Vertreter als Vor⸗ 
ſitzenden und vier Mitgliedern. Iſt der Bürgermeiſter und ſein geſetzlicher 
Vertreter verhindert, ſo wählt der Stadtausſchuß den Vorſitzenden aus 
ſeiner Mitte; in dieſem Falle bedarf der Vorſitzende der Beſtätigung des 
Regierungspräſidenten, in Berlin des Oberpräſidenten. Der Vorſitzende oder 
ein Mitglied des Stadtausſchuſſes muß zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienſt befähigt ſein. Die Mitglieder werden in Städten 
mit Magiſtratsverfaſſung durch den Magiſtrat aus feiner Mitte für die Dauer 
ihres Hauptamts gewählt. In Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung werden 
ſie von der Stadtverordnetenverſammlung aus der Zahl der Bürger gewählt. 
Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre; alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte, das 
erſtemal durch das Los beſtimmt, aus; die Ausſcheidenden ſind wieder wähl⸗ 
bar; ſie bleiben bis zur Einführung der neu Gewählten in Tätigkeit; bei vor⸗ 
zeitigem Wegfall eines Mitgliedes wird ein Erſatzmann für den Reſt der Amts⸗ 
periode gewählt. Im übrigen gelten in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung 
in betreff der Wählbarkeit, der Wahl, der Einführung und der Vereidigung der 
Mitglieder ſowie des Verluſtes der Stelle die geſetzlichen Vorſchriften, die für 
unbeſoldete Magiſtratsmitglieder gelten. Dies wird nach der Rechtſprechung 
des Oberverwaltungsgerichts dahin aufgefaßt, daß die Beſtimmungen zugrunde 
zu legen ſind, die maßgebend ſein würden, wenn die Magiſtratsverfaſſung 
eingeführt wäre. Daher ſind Stadtverordnete — auch in der Rheinprovinz — 
nicht wählbar. Die gewählten Mitglieder des Stadtausſchuſſes können 
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wie die nichtrichterlichen Beamten diſziplinariſch ihrer Stellung enthoben 
werden. 

Die Beſchlußfähigkeit und Art der Beſchlußfaſſung iſt die gleiche wie beim 
Kreisausſchuß. 

Die Zuſtändigkeit des Stadtausſchuſſes iſt beſchränkter 
als die des Kreisausſchuſſes; fie begrenzt ſich auf die Wahrnehmung der Ge⸗ 
ſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung, wobei aber alle ſtreitigen Polizei⸗ 
angelegenheiten ausſcheiden. Im übrigen iſt der Stadtausſchuß gleichwie 
der Kreisausſchuß beſchließende und erkennende Behörde. Namentlich beſchließt 
er über Anträge auf Konzeſſionierung gewerblicher Anlagen, auf Erteilung 
der Erlaubnis für Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, Branntweinkleinhandel, das 
Pfandleihgewerbe und Gifthandel. Ueber Anträge auf Erteilung der 
Erlaubnis für Gaft- und Schankwirtſchaften fowie zum 
Branntweinkleinhandel iſt zunächſt der Gemeindevorſtand und die Ortspolizei⸗ 
behörde zu hören. Wenn von einer dieſer Behörden Widerſpruch erhoben wird, 
darf die Erlaubniserteilung nur auf Grund mündlicher Verhandlung erfolgen. 
Ferner iſt der Stadtausſchuß als erkennende Behörde zuſtändig gegenüber 
den Verfügungen des Gemeindevorſtandes, durch welche die Befugnis zum 
Halten oder zur Anleitung von Lehrlingen entzogen oder beſchränkt wird; 
die Klage iſt in ſolchen Fällen binnen zwei Wochen beim Stadtausſchuß an⸗ 
zubringen. 

Wenn bei Angelegenheiten, die zur Zuſtändigkeit des Stadtausſchuſſes 
gehören, die Stadtbeteiligt iſt, jo wird ein anderer Kreis- oder Stadt⸗ 
ausſchuß mit der Erledigung beauftragt. Die Beauftragung erfolgt für das 
Beſchlußverfahren durch den Regierungspräſidenten, in Berlin den Ober⸗ 
präſidenten, für das Verwaltungsſtreitverfahren, wenn eine kreisangehörige 
Gemeinde beteiligt iſt, durch den Bezirksausſchuß, wenn ein Stadtkreis in Frage 
kommt, durch das Oberverwaltungsgericht. 

Eine Beteiligung der Stadt an der zu entſcheidenden Sache liegt nur dann 
vor, wenn die Stadt als ſolche gelegentlich der Verwaltung ihrer Angelegen⸗ 
heiten Partei wird. Dies iſt der Fall, wenn ſie als Ortsarmenverband bei einem 
Streit mit einem anderen Verband ein ſchiedsrichterliches Verfahren beantragt 
oder einen Beſchluß gegen die zur Unterſtützung eines Hilfsbedürftigen ver⸗ 
pflichteten Angehörigen erwirkt. Ferner iſt die Stadt beteiligt, wenn ſie als 
Inhaberin von Gasanſtalten, Schlachthäuſern, Werften eine Konzeſſionierung 
beantragt. Dagegen iſt die Tätigkeit eines Stadtausſchuſſes nicht ausgeſchloſſen, 
wenn die Stadt in der Sache nur als Aktionärin einer Aktiengeſellſchaft in 
Betracht kommt oder wenn einem Pächter des Ratskellers eine Schankkonzeſſion 
erteilt werden ſoll oder wenn die Stadt aus allgemeinen Gründen gegen eine 
gewerbliche Anlage Einwendungen erhebt. 

Der Bezirksausſchuß beſteht in jedem Regierungsbezirk. Bei größerem 
Geſchäftsumfang können durch Königliche Verordnung Abteilungen für Teile 
des Regierungsbezirks gebildet werden, was für den Regierungsbezirk Arnsberg 
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und Düſſeldorf geſchehen iſt. Den Vorſitz führt der Regierungspräſident. Die 
Zahl der Mitglieder beträgt ſechs, von denen zwei ernannt und vier gewählt 
werden. Jedes Mitglied hat einen Stellvertreter. 

Die Ernennung der Mitglieder geſchieht durch den König auf Lebens⸗ 
zeit. Eines der Mitglieder muß zum Richteramt, das andere zur Bekleidung 
von höheren Verwaltungsämtern befähigt ſein. Ihnen dürfen weder Ver⸗ 
tretungen noch Hilfeleiſtungen in den Geſchäften des Regierungspräſidenten 
übertragen werden. Die Führung eines anderen Amtes iſt nur geſtattet, wenn 
es ein richterliches iſt oder ohne Vergütung geführt wird. Auch die Stellvertreter 
werden vom Könige ernannt, und zwar aus der Zahl der am Sitze des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes ein richterliches oder höheres Verwaltungsamt bekleidenden Be⸗ 
amten; ſie werden auf die Dauer ihres Hauptamtes am Sitze des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes beſtellt. Eines der ernannten Mitglieder wird vom Könige zum 
dauernden Stellvertreter des Vorſitzenden beſtimmt und führt den Titel Ver⸗ 
waltungsgerichtsdirektor. Dieſer Stellvertreter tritt in Tätigkeit, 
wenn der Regierungspräſident behindert iſt. Eine rechtliche Behinderung liegt 
nur vor, wenn über die Beſchwerde gegen die Verfügung eines Regierungs- 
präſidenten verhandelt wird. Im übrigen iſt alſo der Regierungspräſident 
regelmäßig in der Lage, zu beſtimmen, ob er den Vorſitz übernehmen will. ft 
der Regierungspräſident und der Verwaltungsgerichtsdirektor verhindert, ſo 
geht der Vorſitz auf das zweite ernannte Mitglied und ſodann auf den Stell⸗ 
vertreter des Verwaltungsgerichtsdirektors über. Sind mehrere Abteilungen 
des Bezirksausſchuſſes gebildet, ſo gehören der Vorſitzende und, ſofern nicht 
für die verſchiedenen Abteilungen beſondere Ernennungen erfolgen, die er⸗ 
nannten Mitglieder allen Abteilungen an. 

Die Wahl der vier andern Mitglieder des Bezirksausſchuſſes und ihrer 
Stellvertreter geſchieht durch den Provinzialausſchuß. Dieſes iſt eine 
Selbſtverwaltungsbehörde der Provinz; ſie beſteht aus einem Vorſitzenden 
und ſieben bis dreizehn Mitgliedern, die vom Provinziallandtage gewählt werden 
und in Poſen der Beſtätigung des Miniſters des Innern bedürfen. Für Hohen⸗ 
zollern tritt an die Stelle des Provinzialausſchuſſes der Landesausſchuß, der 
aus einem Vorſitzenden und vier Mitgliedern beſteht. In Heſſen⸗Naſſau iſt ein 
Provinzialausſchuß nicht gebildet; dort werden die Wahlen vom Provinzialland⸗ 
tage vorgenommen. In den Bezirksausſchuß kann jeder Einwohner des Sprengels 
gewählt werden, der die Wählbarkeit zum Provinziallandtage — Kommunal⸗ 
landtage — beſitzt. (Reichsangehörigkeit, dreißig Jahre, Beſitz der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte, keine Beſchränkung in der Verfügung über das Vermögen 
und in deſſen Verwaltung, mindeſtens einjährige Zugehörigkeit zur Provinz — 
in Heſſen⸗Naſſau zum Regierungsbezirk — durch Grundbeſitz oder Wohnſitz.) 
Ausgeſchloſſen ſind der Oberpräſident, die Regierungspräſidenten, die Vor⸗ 
ſteher Königlicher Polizeibehörden, die Landräte, die Beamten des Provinzial⸗ 
verbandes und die Mitglieder des Provinzialrats. Die Wahlperiode der Mit⸗ 
glieder des Bezirksausſchuſſes beträgt, ſofern nicht das Provinzialſtatut ein 
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anderes beſtimmt, ſechs Jahre. Ein Fortfall der Wählbarkeit während der Amts⸗ 
periode hat die Amtsbeendigung zur Folge. Hierüber beſchließt der Provinzial⸗ 
ausſchuß, deſſen Entſcheidung binnen zwei Wochen durch Klage beim Ober⸗ 
verwaltungsgericht angefochten werden kann. Beſtehen beſondere Abteilungen 
des Bezirksausſchuſſes, jo müffen die zu wählenden Mitglieder und ihre Stell⸗ 
vertreter für jede Abteilung beſonders beſtellt werden. 

In Poſen iſt die Wählbarkeit an die gleichen Vorausſetzungen geknüpft, 
die in den übrigen Provinzen die Wählbarkeit zum Provinziallandtage begründen 
(während die Bildung des Provinziallandtages in Poſen aus den drei Ständen: 
Ritterſchaft, Städten und Landgemeinden erfolgt). Die in Poſen zum Bezirks⸗ 
ausſchuß Gewählten bedürfen der Beſtätigung durch den Oberpräſidenten. 

Alle Mitglieder des Bezirksausſchuſſes und ihre Stellvertreter unterliegen 
als ſolche den für Richter maßgebenden Disziplinarbeſtimmungen. Disziplinar⸗ 
gericht iſt das Oberverwaltungsgericht. 

Die Beſchlußfähigkeit des Bezirksausſchuſſes iſt ge⸗ 
geben, wenn fünf, bei Streitſachen unter Armenverbänden drei Mitglieder 
anweſend ſind. Hierunter müſſen ſich mit Einſchluß des Vorſitzenden mindeſtens 
zwei ernannte Mitglieder, darunter ein zum Richteramt befähigtes, ferner ein 
gewähltes Mitglied befinden. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei gerader Stimmenzahl ſcheidet, wenn außer dem Vorſitzenden 
zwei Ernannte anweſend ſind, der dem Dienſtalter nach jüngſte Ernannte, 
wenn außer dem Vorſitzenden nur ein Ernannter anweſend iſt, der dem Lebens⸗ 
alter nach jüngſte Gewählte aus. Das Stimmrecht verbleibt aber dem Bericht⸗ 
erſtatter und unter den Ernannten einem zum Richteramt Befähigten, ſofern 
es deſſen zur Beſchlußfähigkeit bedarf. 

Für Berlin beſteht ein beſonderer Bezirksausſchuß 
mit zwei Abteilungen. Der Vorſitzende iſt ein vom Könige ernannter Präſident. 
Seine Beſtellung kann nebenamtlich auf die Dauer ſeines Hauptamtes in Berlin 
erfolgen. Von dieſer Ernennung ausgeſchloſſen ſind Beamte des Polizei⸗ 
präſidiums. Der Präſident des Bezirksausſchuſſes und die ernannten Mitglieder 
gehören beiden Abteilungen an, ſofern nicht für jede Abteilung beſondere Mit⸗ 
glieder ernannt werden. Die erſte Abteilung ift zuſtändig für die polizeilichen 
Angelegenheiten aus den Städten Berlin, Charlottenburg, Schöneberg, Rixdorf, 
Wilmersdorf und den ſonſtigen zum Landespolizeibezirk Berlin gehörenden 
Gemeinden. Von den zu wählenden Mitgliedern werden zwei und ihre Ver⸗ 
treter durch den Provinzialausſchuß der Provinz Brandenburg gewählt; die 
zu Wählenden müſſen Einwohner der Städte Charlottenburg, Rixdorf und 
Schöneberg ſein. Die beiden übrigen zu wählenden Mitglieder und ihre Ver⸗ 
treter werden durch den Magiſtrat und die Stadtverordneten Berlins unter Vorſitz 
des Bürgermeiſters gewählt. Mitglieder dieſes Wahlkollegiums ſind von der 
Wählbarkeit ausgeſchloſſen. — Die Zuſtändigkeit der zweiten Abteilung umfaßt 
die Verwaltungsſtreitſachen für Berlin, ferner die ihm beſonders zugewieſenen 
Beſchlußſachen für Berlin, während die ſonſtigen Beſchlußſachen in der 
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Regel durch den Oberpräſidenten erledigt werden. Für die zweite Abteilung 
werden die ſämtlichen zu wählenden Mitglieder und ihre Vertreter — in gleicher 
Weiſe wie die zuletzt erwähnten Mitglieder der erſten Abteilung — von den 
Berliner Stadtkörperſchaften gewählt. Dieſes Wahlkollegium beſchließt übrigens 
hinſichtlich aller von ihm zu Wählenden an Stelle des Provinzialausſchuſſes über 
das Aufhören der Wahlbefähigung. 

Der Provinzialrat iſt für jede Provinz (dagegen nicht für Berlin) gebildet. 
Er beſteht aus dem Oberpräſidenten oder deſſen Stellvertreter als Vorſitzenden, 
einem höheren Verwaltungsbeamten und einem Stellvertreter, die vom Miniſter 
des Innern auf die Dauer ihres Hauptamtes am Sitze des Oberpräſidenten 
ernannt werden, und aus fünf gewählten Mitgliedern und deren Stellvertretern. 
Die Wahl nimmt der Provinzialausſchuß, in Heſſen⸗Naſſau der Provinzial⸗ 
landtag, vor. Wählbar ſind die zum Provinziallandtag wählbaren Provinzial⸗ 
angehörigen, in Poſen diejenigen, welche die Vorausſetzungen erfüllen, die 
in den übrigen Provinzen die Wählbarkeit zum Provinziallandtage begründen 
würden. Ausgeſchloſſen von der Wählbarkeit ſind der Oberpräſident, die 
Regierungspräſidenten, die Vorſteher Königlicher Polizeibehörden, die Landräte 
und die Beamten des Provinzialverbandes. Die Wahlperiode beträgt ſechs 
Jahre; im übrigen gelten für die Wahl, das Ausſcheiden und die Diſziplinar⸗ 
verhältniſſe der Mitglieder die für den Bezirksausſchuß maßgebenden Be⸗ 
ſtimmungen. In Poſen bedarf die Wahl der Beſtätigung des Ministers des 
Innern. Die gewählten Mitglieder und ſtellvertretenden Mitglieder werden 
vom Oberpräſident vereidigt und eingeführt. Der Pro vinzialrat 
iſt beſchlußfähig, wenn mit Einſchluß des Vorſitzenden fünf 
Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Die ver⸗ 
wickelte Regelung der Stimmberechtigung beim Bezirksausſchuß iſt auf den 
Provinzialrat alſo nicht übertragen. 

Das Oberverwaltungsgericht hat ſeinen Sitz in Berlin. Seine Zuſammen⸗ 
ſetzung erfolgt nach Grundſätzen, die eine unbedingte Gewähr für richterliche 
Unabhängigkeit bieten. Es beſteht z. Z. aus neun Senaten mit dem Präſidenten 
des Gerichts, ſieben Senatspräſidenten und den Oberverwaltungerichtsräten. 
Die Mitglieder einſchließlich des Präſidenten werden auf Vorſchlag des Staats⸗ 
miniſteriums vom Könige auf Lebenszeit ernannt. Sie müſſen mindeſtens 
dreißig Jahre alt ſein. Die eine Hälfte der Mitglieder muß zum Richteramt, 
die andere Hälfte zur Bekleidung von höheren Verwaltungsämtern befähigt 
fein. Eine Dißziplinierung und zwangsweiſe Verſetzung in den Ruheſtand 
kann allein durch den Gerichtshof ſelbſt erfolgen. Ein beſoldetes Nebenamt 
dürfen die Mitglieder nur nach den für etatsmäßig angeſtellte Richter maß⸗ 
gebenden geſetzlichen Beſtimmungen bekleiden. 

Der Geſchäftsgang und die Geſchäftsverteilung unter die Senate wird 
durch ein Regulativ beſtimmt, welches das Plenum des Gerichts entwirft und das 
Staatsminiſterium beſtätigt. Die Bezeichnung der Mitglieder und ihrer Vertreter 
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für jeden Senat erfolgt bei Beginn eines jeden Geſchäftsjahres und mindeſtens 
auf deſſen Dauer durch das Präſidium. Dieſes beſteht aus dem Präſidenten, 
den Senatspräſidenten und dem dem Dienſtalter nach, bei gleichem Dienſtalter 
dem der Geburt nach älteſten Mitglied. Zur Entſcheidung in den auf eine Ent⸗ 
fernung aus dem Amt gerichteten Diſziplinarunterſuchungen ift ein beſonderer 
Diſziplinarſenat gebildet, während über Klagen, die die Verhängung 
von Ordnungsſtrafen zum Gegenſtand haben, der erſte Senat entſcheidet. 

Beſchlußfähigkeit iſt bei Teilnahme von wenigſtens fünf Mit⸗ 
gliedern gegeben. Die Zahl der entſcheidenden Stimmen muß eine ungerade 
ſein. Bei gerader Stimmenzahl entſcheidet der zuletzt genannte Rat, bei gleichem 
Dienſtalter der der Geburt nach jüngere Rat aus. Der Berichterſtatter behält 
ſein Stimmrecht. 

Will ein Senat in einer Rechtsfrage von einer früheren Entſcheidung eines 
andern Senats oder des Plenums abweichen, jo wird eine Plenarent⸗ 
ſcheidung erforderlich. Hierbei müſſen wenigſtens zwei Drittel aller Mit⸗ 
glieder teilnehmen. Mündliche Verhandlung findet alsdann nicht ſtatt. Jedoch 
iſt vor der Entſcheidung den von den Miniſtern zur Wahrnehmung des öffent⸗ 
lichen Intereſſes beſtellten Kommiſſaren Gelegenheit zur ſchriftlichen Aeußerung 
über die Rechtsfrage zu geben. 

Das Verfahren in Beſchluß⸗ und Streitſachen. Das Beſchlußverfahren 
und das Verwaltungsſtreitverfahren werden nach verſchiedenen Grundſätzen 
behandelt. Gemeinſame Beſtimmungen gelten im weſentlichen nur für die 
örtliche Zuſtändigkeit, den Friſtenlauf, die aufſchiebende Wirkung des Verfahrens 
und die Vollſtreckung. 

Oertlich zuſtändig iſt in Angelegenheiten, die ſich auf Grundſtücke 
beziehen, die Behörde der belegenen Sache. Im übrigen iſt zuſtändig die Behörde 
des Kreiſes, Regierungsbezirks, der Provinz, in der die Perſon wohnt bzw. 
die Körperſchaft oder Behörde ihren Sitz hat, welche im Streitverfahren in An⸗ 
ſpruch genommen wird oder auf deren Angelegenheit ſich die Beſchlußfaſſung 
bezieht. Wenn die Körperſchaft oder Behörde ihren Sitz außerhalb ihres räum⸗ 
lichen Bezirks hat, iſt die Behörde zuſtändig, welcher der räumliche Bezirk angehört. 
Für den Kommunalverband Brandenburg iſt der Bezirksausſchuß zu Potsdam 
zuſtändig. Liegen die Grundſtücke in mehreren Bezirken oder iſt es zweifelhaft, 
zu welchem Bezirk ſie gehören, oder haben die Perſonen oder Körperſchaften, 
welche die Zuſtändigkeit beſtimmen, in mehreren Bezirken ihren Wohnſitz oder Sitz, 
ſo wird die zuſtändige Behörde feſtgeſetzt. Dieſe Feſtſetzung erfolgt endgültig 
für das Streitverfahren durch den Bezirksausſchuß, wenn aber mehrere Regie⸗ 
rungsbezirke in Betracht kommen, durch das Oberverwaltungsgericht, für das 
Beſchlußverfahren durch den Regierungspräſidenten, Oberpräſidenten oder 
Miniſter des Innern, je nachdem die betreffenden Bezirke demſelben Regierungs⸗ 
bezirk, derſelben Provinz, aber verſchiedenen Regierungsbezirken oder ver⸗ 
ſchiedenen Provinzen angehören. — Eine weitere Beſtimmung der Behörde 
wurde oben bei dem Stadtausſchuſſe (Seite 187) für den Fall erwähnt, 
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daß eine Stadt beteiligt iſt. Ein gleiches Verfahren findet gegenüber dem 
Kreisausſchuß ftatt, wenn ein Kreis beteiligt iſt. 

Die Friſten für die Anbringung der Beſchwerde, des Antrags auf münd⸗ 
liche Verhandlung im Streitverfahren und der Klage ſind präkluſiviſch, des⸗ 
gleichen alle Friſten im Verwaltungsſtreitverfahren. Ihre Nichtbeachtung ſchließt 
alſo eine Berückſichtigung des Antrages aus. Sie beginnen, wenn nichts anderes 
beſtimmt iſt, mit der Zuſtellung und werden nach den Vorſchriften der Zivil⸗ 
prozeßordnung berechnet. Bei der Beſchwerde kann die angerufene Behörde 
in Fällen unverſchuldeter Friſtverſäumung Wiederein ſetzung in den 
vorigen Stand gewähren; die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
im Streitverfahren wird unten (Seite 194) behandelt. 

Beſchwerde, Klage und Antrag auf mündliche Verhandlung im Streit⸗ 
verfahren haben, wenn nichts anderes vorgeſchrieben iſt, aufſchie bende 
Wirkung. Doch können Verfügungen, Beſcheide und Beſchlüſſe ausgeführt 
werden, wenn die Ausführung nach dem Ermeſſen der Behörde ohne Nachteil 
für das Gemeinweſen nicht unterbleiben kann. Haftſtrafen dürfen jedoch nur 
nach Rechtskraft vollſtreckt werden. 

Die Vollſtreckung im Streit- und Beſchlußverfahren geſchieht im 
Wege des Verwaltungszwangsverfahrens. Sie wird durch den Vorſitzenden 
der erſtinſtanzlichen Behörde verfügt. Ueber Beſchwerden gegen dieſe Ver⸗ 
fügung entſcheidet die Behörde. Gegen deren Entſcheidung iſt binnen zwei 
Wochen Beſchwerde an die im Inſtanzenzug zunächſt höhere Behörde zuläſſig. 

Das Beſchlußverfahren iſt in der Regel ſchriftlich. Sofern geſetzlich nichts 
anderes beſtimmt ift, wird an Hand der Akten entſchieden. Doch kann mündliche 
Verhandlung angeordnet werden. Zu den Verhandlungen und Beratungen 
können unter Zuſtimmung des Kollegiums techniſche Staats⸗ oder Kommunal⸗ 
beamte zugezogen werden, die alsdann beratende Stimme haben. An der 
Beratung und Abſtimmung darf ein Mitglied nicht teilnehmen, wenn der Gegen⸗ 
ſtand der Verhandlung das Mitglied oder Verwandte oder Verſchwägerte in 
auf⸗ oder abſteigender Linie oder bis zum dritten Grade der Seitenlinie betrifft; 
desgleichen wenn das Mitglied in der Angelegenheit in anderer als öffentlicher 
Eigenſchaft ein Gutachten abgegeben hat oder als Geſchäftsführer, Beauftragter 
oder in anderer als öffentlicher Stellung tätig geweſen iſt. Iſt wegen Aus⸗ 
ſcheidens ſolcher Mitglieder eine Beſchlußfähigkeit nicht zu erzielen, ſo wird, 
je nachdem es ſich um einen Kreis (Stadt-) ausſchuß, Bezirksausſchuß oder 
Provinzialrat handelt, vom Regierungspräſidenten (in Berlin Oberpräſidenten), 
Oberpräſidenten, Miniſter des Innern eine andere Behörde derſelben Art mit 
der Beſchlußfaſſung betraut. 

In Fällen, die keinen Aufſchub zulaffen oder in denen das Sach- und 
Rechtsverhältnis klarliegt und die Zuſtimmung des Kollegiums nicht ausdrücklich 
im Geſetz erfordert ift, kann der Vorſitzende einen vorläufigen Be ſche id 
namens der Behörde erteilen. Jedoch darf der Vorſitzende einer höheren Inſtanz 
den Beſchluß einer niederen Inſtanz nur unter Zuziehung des Kollegiums 
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abändern. Gegen den vorläufigen Beſcheid kann innerhalb zweier Wochen 
die Beſchlußfaſſung durch das Kollegium beantragt oder das ordentliche Rechts⸗ 
mittel eingelegt werden; andernfalls gilt der vorläufige Beſcheid als endgültiger 
Beſchluß. 

Als Rechtsmittel iſt gegen den Beſchluß des Kreis (Stadt⸗)ausſchuſſes 
die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß, gegen den erſtinſtanzlichen Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes die Beſchwerde an den Provinzialrat gegeben, ſofern nicht die 
erſtinſtanzlichen Beſchlüſſe als endgültige bezeichnet find oder eine andere Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz beſtimmtiſt. Die zweitinſtanzlichen Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes 
und die Beſchlüſſe des Provinzialrats ſind endgültig, ſofern nichts anderes feſt⸗ 
geſetzt iſt. Die Beſchwerde iſt bei der Behörde, die den angefochtenen Beſchluß 
erlaſſen hat, einzureichen; jedoch gilt die Beſchwerdefriſt auch als gewahrt, 
wenn die Beſchwerde rechtzeitig bei der zur Entſcheidung zuſtändigen Behörde 
angebracht wurde. 

Die Beſchwerdefriſt beträgt zwei Wochen. Iſt die Friſt nicht gewahrt, 
ſo weiſt der Vorſitzende der Behörde, gegen welche die Beſchwerde ſich richtet, 
das Rechtsmittel zurück. Der Beſchwerdeführer kann hiergegen innerhalb zwei 
Wochen Beſchwerde an diejenige Behörde erheben, welche zur Beſchlußfaſſung 
in der Sache zuſtändig iſt. Die Gegenpartei kann ſich dem Rechtsmittel anſchließen, 
auch wenn ſie die Friſt verſäumt hat. 

Dem Vorſitzenden ſteht aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes die Einlegung der Beſchwerde zu. Das hat er dem Kollegium 
ſofort mitzuteilen. Alsdann bleibt die Zuſtellung des Beſchluſſes einſtweilen, 
langſtens aber drei Tage ausgeſetzt. Erfolgt die Zuſtellung darauf ohne die 
Eröffnung, daß Beſchwerde im öffentlichen Intereſſe eingelegt ift, fo gilt diefe als 
zurückgenommen. Eine vorläufige Vollſtreckung des vom Vorſitzenden ange⸗ 
fochtenen Beſchluſſes ift nicht geftattet. Endgültige Beſchlüſſe des Kreis Stadt-). 
ausſchuſſes kann der Landrat (bzw. der Vorſitzende), ſolche des Bezirksausſchuſſes 
der Regierungspräſident, ſolche des Provinzialrats der Oberpräſident mit auf⸗ 
ſchiebender Wirkung durch Klage beim Oberverwaltungsgericht anfechten, wenn 
die Beſchlüſſe die Befugniſſe der Behörde überſchreiten oder das beſtehende 
Recht verletzen. Die Behörde, deren Beſchluß angefochten wird, kann zur Wahr⸗ 
nehmung ihrer Rechte vor dem Oberverwaltungsgericht einen beſonderen 
Vertreter wählen. 

Die Koſten des Beſchlußverfahrens werden nicht erſetzt, nicht einmal 
die baren Auslagen. Eine Gebühr wird nicht erhoben, ebenſowenig ein Koſten⸗ 
pauſchquantum. Jedoch können die durch Anträge und unbegründete Ein⸗ 
wendungen erwachſenden Zeugen⸗ und Sachverſtändigengebühren dem zur 
Laſt gelegt werden, der den Antrag geſtellt bezw. den Einwand erhoben hat. 
Ueber Beſchwerden, welche die Leitung des Verfahrens und die Koſten betreffen, 
beſchließt die höhere Inſtanz endgültig. 

Das Verwaltungsſtreitverfahren iſt dem Verfahren bei den ordentlichen 
Gerichten nachgebildet, wenn es auch in manchen Punkten erheblich abweicht. 

Matthias, Die ſtädtiſche Selbſtverwaltung in Preußen. 15 


194 9. Kapitel. Staatsaufſicht und Rechtsgang. 


Die Vorſchriften des Zivilprozeſſes find in einigen Fällen ausdrücklich für an⸗ 
wendbar erklärt, im übrigen ſind ſie auf das Verwaltungsſtreitverfahren nicht 
ohne weiteres übertragbar; ſie werden aber bei Lücken des Geſetzes finngemäß 
angewendet, ſoweit ſie allgemeine, aus dem Weſen des Rechtsſtreits zu folgernde 
Grundſätze enthalten. In der Sache haben die Verwaltungsgerichte regelmäßig ſich 
auf die Prüfung der Geſetzmäßigkeit und der rechtlichen Zuläſſigkeit zu beſchränken; 
doch gibt es Fälle, z. B. die wegepolizeilichen Angelegenheiten, in denen auch 
die Zweckmäßigkeit nachgeprüft wird. 

In allen Inſtanzen ſind für die Ausſchließung und Ablehnung 
der Mitglieder der Verwaltungsgerichte die für die ordentlichen Gerichte ge⸗ 
gebenen Beſtimmungen maßgebend. Ein zuſtändiger Landrat oder Regierungs⸗ 
präfident darf aber nicht deshalb als befangen abgelehnt werden, weil er in 
der Sache amtlich tätig war. Ueber das Ablehnungsgeſuch beſchließt das Gericht, 
dem der Abgelehnte angehörte, bei Ablehnung des Vorſitzenden eines Kreis⸗ 
(Stadt-) oder Bezirksausſchuſſes das nächſthöhere Gericht. Der Beſchluß, der 
dem Geſuche ftattgibt, ift endgültig. Ein ablehnender Beſchluß kann binnen 
zwei Wochen mittels Beſchwerde bei der höheren Inſtanz angefochten werden; 
dieſe entſcheidet endgültig. Wird das Gericht durch Ausſcheiden der Mitglieder 
beſchlußunfähig, ſo beſtimmt die höhere Inſtanz das Gericht endgültig. 

Beſchwerden gegen die Leitung des Verfahrens beim Kreis⸗ 
(Stadt-) und Bezirksausſchuſſe entſcheidet das höhere Gericht. Sie werden 
ähnlich wie die Beſchwerden im Beſchlußverfahren behandelt (Seite 193). 

Wiedereinſetzung in den vorigen Stand findet bei Frift- 
verſäumnis auf Antrag ſtatt, wenn der Antragſteller durch Naturereigniſſe oder 
andere unabwendbare Zufälle verhindert worden iſt, die vorgeſchriebenen 
Friſten einzuhalten. Als unabwendbarer Zufall wird auch angeſehen, wenn 
der Antragſteller von einer Zuſtellung ohne ſein Verſchulden keine Kenntnis 
erlangt hat. Ueber den Antrag entſcheidet das Gericht, dem die Entſcheidung 
über die verſäumte Streithandlung zuſteht. Die Streithandlung iſt binnen 
zwei Wochen nach Ablauf des Tages, in dem das Hindernis gehoben ift, nach⸗ 
zuholen; hierbei iſt der Antrag auf Wiedereinſetzung mit Begründung und 
Angabe der Beweismittel zu ſtellen. Nach einem Jahr, vom Ende der verſäumten 
Friſt gerechnet, findet die Wiedereinſetzung nicht mehr ſtatt. Die durch die 
Erörterung des Antrages auf Wiedereinſetzung entſtehenden baren Auslagen 
fallen ſtets dem Antragſteller zur Laſt. 

Das Verfahren in erſter Inſtanz wird durch die Klage eingeleitet. 
Dieſe muß ſchriftlich bei dem zuſtändigen Gericht eingereicht werden; beim 
Kreis (Stadt-) ausſchuß kann fie auch zu Protokoll erklärt werden. In der Klage 
iſt ein beſtimmter Antrag zu ſtellen und ſind der Beklagte, der Gegenſtand des 
Anſpruchs ſowie die den Antrag begründenden Tatſachen genau zu bezeichnen. 
Wenn nicht ein vorläufiger Beſcheid ergeht, wird die Klage dem Beklagten 
mit der Aufforderung zugefertigt, feine Gegenerklärung binnen einer 
Friſt einzureichen, die von einer bis zu vier Wochen beſtimmt, in nicht ſchleunigen 
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Sachen auch auf weitere zwei Wochen verlängert werden kann. Die Gegen⸗ 
erklärung muß ſchriftlich gegeben werden; beim Verfahren vor dem Kreis⸗ 
(Stadt⸗)ausſchuß iſt auch eine Erklärung zu Protokoll zuläſſig. Sie wird dem 
Kläger zugefertigt. Alle Schriftſtücke und Anlagen ſind doppelt einzureichen. Das 
Gericht kann geeignetenfalls geſtatten, daß von der Einreichung der Duplikate 
der Anlagen abgeſehen und dieſe ſelbſt zur Einſicht der Beteiligten im Geſchäfts⸗ 
lokale des Gerichts offengelegt werden. Uebrigens können ſchriftliche Er⸗ 
klärungen auch ohne beſondere Aufforderung abgegeben werden. 

Die Beiladung Dritter kann von Amts wegen oder auf Antrag 
durch das Gericht verfügt werden, wenn das Intereſſe des Dritten durch die 
zu erlaſſende Entſcheidung berührt wird. Die Entſcheidung iſt alsdann auch dem 
Beigeladenen gegenüber gültig. 

Durch vorläufigen Beſcheid kann die Klage abgewieſen werden, 
wenn ſich der erhobene Anſpruch ſofort als rechtlich unzuläſſig oder unbegründet 
herausſtellt, oder kann dem Beklagten die Klaglosſtellung des Klägers auf⸗ 
gegeben werden, wenn der erhobene Anſpruch als rechtlich begründet erſcheint. 
Der Beſcheid kann durch das Kollegium oder deſſen Vorſitzenden erlaſſen werden; 
beim Bezirksausſchuß bedarf der Vorſitzende aber des Einverſtändniſſes der 
ernannten Mitglieder. Gegen den Beſcheid iſt der Antrag auf mündliche Ver⸗ 
handlung oder die Einlegung des ordentlichen Rechtsmittels zugelaſſen; andern⸗ 
falls gilt der Beſcheid als endgültiges Urteil. 

Mündliche Verhandlung findet ſtatt, wenn das Geſetz es aus⸗ 
drücklich vorſchreibt, das Gericht es für erforderlich erachtet oder eine Partei 
es beantragt. Verzichten beide Teile auf die mündliche Verhandlung, ſo kann 
die Entſcheidung ſtets ohne eine ſolche gefällt werden. Das Gericht kann das 
perſönliche Erſcheinen einer Partei zur Aufklärung des Sachverhaltes anordnen. 
In der Regel werden aber die Parteien unter der Verwarnung geladen, daß 
beim Ausbleiben nach Lage der Verhandlungen entſchieden wird. 

Die mündliche Verhandlung iſt öffentlich. Die Oeffentlichkeit kann 
nur durch einen Gerichtsbeſchluß aus Gründen des öffentlichen Wohls oder der 
Sittlichkeit ausgeſchloſſen werden. Störende Zuhörer kann der Vorſitzende 
entfernen laſſen. Parteien, Zeugen, Sachverſtändige können durch Gerichts⸗ 
beſchluß entfernt werden, wenn ſie den zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
erlaſſenen Befehlen des Vorſitzenden nicht nachkommen. 

In der mündlichen Verhandlung ſind die Parteien oder ihre mit Vollmacht 
verſehenen Vertreterzu hören. Als Gemeindevorſteher legitimierte Perſonen 
oder ihre geſetzlichen Vertreter bedürfen einer Vollmacht nicht. In der Wahl 
der Vertreter ſind die Parteien nicht beſchränkt. Das Gericht kann jedoch Ver⸗ 
treter, die, ohne Rechtsanwälte zu ſein, die Vertretung vor Gericht geſchäfts⸗ 
mäßig betreiben, zurückweiſen; eine Anfechtung dieſer Anordnung ift nicht 
zugelaſſen. 

Liegt einer Behörde als Partei die Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes 
ob, ſo kann auf Antrag der Regierungspräſident für die mündliche Verhandlung 
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vor dem Bezirksausſchuß, der Reſſortminiſter für die mündliche Verhandlung 
vor dem Oberverwaltungsgericht einen Kommiſſar zur Vertretung der Behörde 
beſtellen. Auch ohne Antrag kann ein Ko mmi ſſarzur Wahrnehmun g 
des öffentlichen Intereſſes für die mündliche Verhandlung durch 
den Regierungspräſidenten oder Reſſortminiſter ernannt werden; der Kommiſſar 
kann in dieſem Falle aber kein Rechtsmittel einlegen. Bezeichnet das Geſetz 
die Behörde nicht, welche die Rolle der Partei wahrzunehmen hat, ſo hat behufs 
Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes der Vorſitzende des Kreis Stadt⸗)⸗, 
Bezirksausſchuſſes oder der Reſſortminiſter einen Kommiſſar zu beſtellen, der 
alsdann als Parteivertreter anzuſehen iſt. 

Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines Protokoll⸗ 
führers. Das Protokoll muß die weſentlichen Hergänge der Verhandung 
aufweiſen und vom Vorſitzenden und Protokollführer unterzeichnet werden. 

In der Verhandlung hat der Vorſitzende für die Klärung des Sachverhalts 
und die Herbeiführung ſachdienlicher Anträge zu ſorgen. Er kann einem Mitglied 
des Gerichts geſtatten, Fragen zu ſtellen. Eine Frage muß geſtellt werden, 
wenn das Gericht dies für angemeſſen erachtet. Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändige können vernommen und vereidigt werden. Für die Verpflichtung, 
ſich vernehmen zu laſſen, und die im Falle des Ungehorſams zu verhängenden 
Strafen kommen die Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung in Anwendung; 
jedoch darf eine Geldſtrafe den Betrag von 150 M. nicht überſteigen. Gegen 
die Entſcheidung, die eine Strafe oder Nichtverpflichtung des Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen ausspricht, iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an das Gericht 
höherer Inſtanz, gegen die zweitinſtanzliche Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes 
die weitere Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zuläſſig. 

Die Beweiserhebung kann in der mündlichen Verhandlung durch 
ein Mitglied oder erforderlichenfalls eine zu erſuchende Behörde erfolgen. Zur 
Beweiserhebung ſind die Parteien zu laden. Die Beweisverhandlungen ſind 
unter Zuziehung eines vereidigten oder von der Behörde durch Handſchlag 
zu verpflichtenden Protokollführers aufzunehmen. Das Gericht kann ferner 
Unterſuchungen an Ort und Stelle veranlaſſen, auch bereits vor der mündlichen 
Verhandlung. 

Den Parteien iſt eine Ergänzung und Berichtigung ihrer 
tatſächlichen und rechtlichen Ausführungen in der mündlichen Verhandlung 
geſtattet. Sie ſind befugt, Zeugen zur Vernehmung vorzuführen. Auch eine 
Klageänderung iſt zuläſſig, ſofern hierdurch nach dem Ermeſſen des 
Gerichts die Verteidigung der Gegenpartei nicht geſchmälert oder eine erhebliche 
Verzögerung des Verfahrens nicht herbeigeführt wird. 

Die Entſcheidung wird nach freier Ueberzeugung auf Grund der 
Verhandlung und Beweiſe gefällt. Beim Ausbleiben einer Partei oder bei 
Nichtabgabe einer Erklärung kann das Vorbringen der Gegenpartei als zu⸗ 
geſtanden angeſehen werden. Die Entſcheidung darf ſich nur auf die Parteien 
und Beigeladenen und die vorgebrachten Anſprüche beziehen. Die Ver⸗ 
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fünduna erfolgt in der Regel in öffentlicher Gerichtsſitzung, iſt aber 
nicht zwingendes Recht. Eine mit Gründen verſehene Ausfertigung wird den 
Parteien und dem et'va beſtellten Konnmiſſar zugeſtellt. . 

Gegen die Endurterle und vorläufigen Beſcheide des Kreisausſchuſſes 
findet Berufung an den Bezicksausſchuß, gegen derartige erſtinſtanzliche 
Entſcheidungen des Bezirksausſchuſſes Berufung an dos Oberverwaltungsgericht 
ftatt, ſoweit nicht die Geſetze ein anderes beſtimmen. Die Berufungsfriſt beträgt 
zwei Wochen. Auch nach Ablauf dieſer Friſt kann der Berufungsbeklagte ſich 
der Berufung anſchließen. Berechtigt zur Einlegung der Be 
rufung ſind die Parteien und aus Gründen des öffentlichen Intereſſes der 
Vorſitzende des erſtinſtanzlichen Gerichts. Will der Vorſitzende Berufung ein. 
legen, ſo hat er es ſofort zu erklären. Alsdann bleibt die Verkündung der Ent⸗ 
ſcheidung einſtweilen, jedoch längſtens drei Tage ausgeſetzt; ſie erfolgt mit der 
Eröffnung, daß die Berufung im öffentlichen Intereſſe eingelegt iſt. Iſt die 
Verkündung ohne dieſe Eröffnung geſchehen, jo ift eine Berufung im öffentlichen 
Intereſſe nicht mehr zuläſſig. Die Vertretung der aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes eingelegten Berufung erfolgt vor dem Bezirksausſchuß durch einen 
vom Regierungspräſidenten, vor dem Oberverwaltungsgericht durch einen vom 
Reſſortminiſter zu ernennenden Kommiſſar. 

Die Anmeldung der Berufung hat bei dem Gerichte zu ge⸗ 
ſchehen, deſſen Entſcheidung angefochten wird. Dieſes Gericht ſorgt für die 
Herbeiführung der Rechtfertigung und Gegenerklärung. Bei Friſtver⸗ 
ſäumnis hat das erſtinſtanzliche Gericht die Berufung zurückzuweiſen; 
namens des Bezirksausſchuſſes ſteht das Recht auch dem Vorſitzenden im Ein⸗ 
verſtändnis mit den ernannten Mitgliedern zu. Gegen die Zurückweiſung der 
Berufung wegen Friſtverſäumnis iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an 
das Berufungsgericht zuläſſig. Im übrigen finden die Vorſchriften für das 
erſtinſtanzliche Verfahren Anwendung. Jedoch iſt eine Abänderung der erſt⸗ 
inſtanzlichen Entſcheidung nur nach Anberaumung der mündlichen Verhandlung 
zuläſſig. Eine Klageänderung iſt in der Berufungsinſtanz nicht mehr 
ſtatthaft. Die Entſcheidung wird durch das erſtinſtanzliche Gericht zugefertigt. 

Gegen die zweitinſtanzlichen Entſcheidungen des Bezirksausſchuſſes iſt 
das Rechtsmittel der Reviſion an das Oberverwaltungsgericht gegeben, 
ſoweit nicht die Geſetze ein anderes beſtimmen. Die Einlegung der Reviſion 
ſteht den Parteien und aus Gründen des öffentlichen Intereſſes dem Vor⸗ 
ſitzenden des Bezirksausſchuſſes zu. Die Reviſionsfriſt beträgt zwei Wochen. 
Für das Verfahren gelten die für die Berufung maßgeblichen Beſtimmungen. 
Die Reviſion iſt jedoch nicht gemeinhin zugelaſſen. Sie kann nur darauf geſtützt 
werden, daß die angefochtene Entſcheidung aufder Nicht- 
anwendung oderun richtigen Anwendung des beſtehen⸗ 
den Rechts beruhe oder daß das Verfahren an weſent⸗ 
lichen Mängeln leide. Wenn das Oberverwaltungsgericht die Reviſion 
für begründet erachtet, hebt es das angefochtene Urteil auf. In der Sache ſelbſt 
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entſcheidet es nur, wenn ſie ſpruchreif erſcheint; andernfalls erfolgt Zurück⸗ 
weiſung an die geeignete Inſtanz zur anderweiten Entſcheidung oder zur Wieder⸗ 
holung des mangelhaften Verfahrens. Das Oberverwaltungsgericht iſt bei 
ſeiner Entſcheidung nicht an die von den Parteien vorgebrachten Gründe ge⸗ 
bunden. 

Eine Klage auf Wiederaufnahme des Verfahrens gegen 
rechtskräftige Entſcheidungen findet nach den Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung ſtatt. Zuſtändig iſt ausſchließlich das Oberverwaltungsgericht. 

An Gerichtskoſten für das Streitverfahren kommt ein Pauſch⸗ 
quantum zur Hebung, das beim Kreis (Stadt⸗) ausſchuß und Bezirksausſchuß 
60 M., beim Oberverwaltungsgericht 150 M. nicht überſteigen darf und im 
einzelnen in einem von den Miniſtern der Finanzen und des Innern aufge⸗ 
ſtellten Tarif geregelt iſt. Das Pauſchquantum wird nicht erhoben, wenn der 
unterliegende Teil eine Behörde iſt, es ſei denn, daß ihre Verfügung nur das Haus⸗ 
haltsintereſſe eines von ihr vertretenen Kommunalverbandes betraf. Auch 
unterbleibt die Koſtenerhebung, wenn die Entſcheidung ohne mündliche Ver⸗ 
handlung oder auf Berufung des Vorſitzenden des Kreis (Stadt⸗)⸗ oder Bezirks⸗ 
ausſchuſſes ergangen iſt. Ferner ſind Streitigkeiten zwiſchen Armenverbänden 
im ſchiedsrichterlichen Vermittlungsverfahren vor dem Kreis⸗(Stadt⸗)ausſchuß 
koſtenfrei. Endlich ſind die Perſonen von den Koſten befreit, welchen Gebühren⸗ 
freiheit in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten zuſteht, wobei aber ausdrücklich 
Gemeinden hinſichtlich der ſonſt gebührenfreien Armenangelegenheiten aus⸗ 
genommen find. — Für die Zeugen- und Sachverſtändigengebühren gelten die 
Vorſchriften des Zivilprozeſſes. 

Der unterliegenden Partei ſind die Koſten und baren Auslagen 
des Verfahrens und die erforderlichen baren Auslagen des Gegners, ſoweit 
ſie nicht durch deſſen Verſchulden entſtanden ſind, aufzuerlegen. Die Gebühren 
eines Rechtsanwalts beſtimmen ſich nach den vor den ordentlichen Gerichten 
gegebenen Vorſchriften. Doch ſind ſie nur ſoweit zu erſtatten, als ſie für Wahr⸗ 
nehmung der mündlichen Verhandlung vor dem Bezirksausſchuſſe oder Ober⸗ 
verwaltungsgericht zu zahlen ſind. Die baren Auslagen einer Partei für die 
perſönliche Wahrnehmung eines Termins vor dem Bezirksausſchuß oder Ober⸗ 
verwaltungsgericht dürfen die gegebenenfalls zu zahlenden Rechtsanwalts⸗ 
gebühren nicht überſteigen, es ſei denn, daß das perſönliche Erſcheinen der Partei 
angeordnet war. 

Die der obſiegenden Partei zu erſtattenden Koſten werden durch einen 
Beſchluß der erſten Inſtanz feſtgeſetzt. Hiergegen iſt Beſchwerde an die höhere 
Inſtanz binnen zwei Wochen zuläſſig, eine weitere Beſchwerde aber ausge⸗ 
ſchloſſen. Beim Unvermögen oder aus beſonderem Anlaß kann Koſtenerlaß 
oder Stundung gewährt werden. 

Im übrigen iſt eine Entſcheidung über den Koſtenpunkt nur gleichzeitig 
mit der Entſcheidung in der Hauptſache durch Berufung oder Reviſion an⸗ 
fechtbar. 
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Der Kompetenzkonflikt. Die Richtung der neueren Geſetzgebung geht 
dahin, alle mit dem öffentlichen Recht zuſammenhängenden Rechtsfragen an 
die Verwaltungsgerichte zu überweiſen. Da nun in ein und derſelben Sache 
öffentliches und privates Recht zur Geltung kommen kann, iſt es möglich, 
daß ordentliche Gerichte und Verwaltungsbehörden ſich in derſelben Sache für 
zuſtändig oder für unzuſtändig erklären. In jenem Falle ſpricht man von poſi⸗ 
tivem, in dieſem Falle von negativem Kompetenzkonflikt. Zur Entſcheidung über 
ſolche Streitigkeiten iſt in Preußen ein beſonderer Gerichtshofzur Ent⸗ 
ſcheidung der Kompetenzkonflikte mit dem Sitz in Berlin 
eingeſetzt. Er beſteht aus elf vom Könige auf Vorſchlag des Staatsminiſteriums 
ernannten Mitgliedern, von denen ſechs dem Kammergericht angehören und 
die anderen fünf zum Richteramt oder höheren Verwaltungsdienſt befähigt 
ſein müſſen. Der Gerichtshof entſcheidet in der Beſetzung von ſieben Mitgliedern. 

Zu Erhebung des poſitiven Kompetenzkonfliktes ſind 
nur die ſtaatlichen Zentral- und Provinzialverwaltungsbehörden befugt. Ein 
dahingehender Antrag iſt alſo beim Regierungspräſidenten zu ſtellen. Lehnt 
er den Antrag ab, ſo iſt nur Beſchwerde im Aufſichtswege möglich. Der Konflikt 
kann nicht mehr erhoben werden, wenn ein rechtskräftiges Urteil vorliegt. 

Die Konfliktserhebung erfolgt bei dem Gerichte, bei dem die Sache an⸗ 
hängig iſt, durch die Erklärung des Regierungspräſidenten oder der ſonſtigen 
Staatsbehörde, daß der Rechtsweg für unzuläſſig erachtet werde. Alsdann wird 
das Verfahren unterbrochen. Die Parteien können in dem Konfliktsverfahren 
binnen einem Monat Schriftſätze einreichen. Dieſe müſſen von einem Anwalt 
unterzeichnet ſein, ſoweit ſie nicht von Behörden oder zum Richteramt befähigten 
Perſonen herrühren. 

Die Entſcheidung des Gerichtshofs erfolgt auf Grund mündlicher Ver⸗ 
handlung in öffentlicher Sitzung. Ein Erſcheinen der Parteien oder ihrer Ver⸗ 
treter iſt nicht erforderlich. Vertretung iſt mit den ſoeben erwähnten Ausnahmen 
nur durch einen Rechtsanwalt geſtattet. Koſten werden nicht erſtattet, bare 
Auslagen nicht in Anſatz gebracht. Eine Erhebung von Gerichtskoſten und Koſten⸗ 
erſtattung in dem für unzuläſſig erklärten Verfahren findet nicht ſtatt. 

Der Antrag auf Entſcheidung eines negativen Kompetenz⸗ 
konflikts kann von den Parteien bei dem erſtinſtanzlichen Gericht geſtellt 
werden. Dies iſt nicht mehr zuläſſig, wenn das Reichsgericht die Unzuläſſigkeit 
des Rechtswegs ausgeſprochen hat. Alsdann dürfen die Verwaltungsbehörden 
ſich nicht deshalb für unzuſtändig erklären, weil ſie den Rechtsweg für zuläſſig 
erachten. Haben ſie dies vor der Reichsgerichtsentſcheidung getan, ſo können 
die Parteien eine anderweite Entſcheidung verlangen. 

Iſt eine Sache im Verwaltungsſtreitverfahren anhängig, 
ſo findet eine Konfliktserhebung nicht auf Grund der Behauptung ſtatt, daß 
eine andere Verwaltungsbehörde zuſtändig ſei. Haben ſich ein Verwaltungs⸗ 
gericht und eine andere Verwaltungsbehörde in derſelben Sache für zuſtändig 
oder unzuſtändig erklärt, jo entſcheidet das Oberverwaltungsgericht. 
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Der ſtaatlichen Genehmigung bedürftige Stadtgeſchäfte. Das Über⸗ 
wachungsrecht der Staatsbehörden iſt bei dem Erlaß von Ortsſtatuten ſowie 
bei einer Reihe wichtiger Stadtgeſchäfte, namentlich ſolchen, die das Vermögen 
und die Kreditfähigkeit der Städte beeinfluſſen, zu einer Genehmigungsbefugnis 
verſtärkt. Insbeſondere bedarf die Erhebung der Steuern von einer 
gewiſſen unteren Grenze ab, der Beiträge und Gebühren der ſtaatlichen Zu⸗ 
ſtimmung; hierüber iſt im 11. Kapitel das Nähere zu finden. Ferner iſt de 
Genehmigung des Bezirksausſchuſſes zur Aufnahme von Anlei hen 
(10. Kapitel) erforderlich, ſoweit ſie den Schuldenbeſtand belaſten oder den bereits 
vorhandenen vergrößern. 

Auch unterliegt der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes die Ver⸗ 
äußerung von Grundſtücken, denen die Hannoverſche Städte- 
ordnung die Gerechtigkeiten, die Rheiniſche die Immobiliarrechte, die übrigen 
Städteordnungen ſolche Gerechtſame anreihen, die den Grundſtücken geſetzlich 
gleichgeſtellt ſind. Es kommt hier aber lediglich die freiwillige Veräußerung 
in Betracht, nicht eine ſolche im Wege der Zwangsvollſtreckung. Zu den Ver⸗ 
äußerungen gehören in erſter Linie Verkaufs-, Tauſch⸗, Schenkungsverträge. 
Dagegen iſt eine Verpfändung, Vermietung, Verpachtung keine Veräußerung. 
Zu den Immobiliargerechtſamen ſind zu rechnen die Grunddienſtbarkeiten, 
der Nießbrauch an einem Grundſtück, das dingliche Vorkaufsrecht, die dingliche 
Reallaſt, das Erbbaurecht, Bergwerks- und Abbaugerechtigkeiten, Fähr⸗ und 
Fiſchereigerechtſame u. dgl. Zu beachten iſt, daß nicht ſchon die Beſtellung, 
ſondern erſt die Veräußerung der Gerechtigkeiten die Genehmigung erfordert. 
In Schleswig⸗Holſtein iſt die Genehmigung nicht notwendig zu der im Wege 
der öffentlichen Lizitation erfolgten Wiederveräußerung von Grundſtücken, die 
im Konkurs oder Zwangsverfahren wegen rückſtändiger Gemeindeabgaben 
erworben ſind. — Die Grundſtücksveräußerungen ſind in allen Provinzen, ab⸗ 
geſehen von Hannover, gewiſſen Formvorſchriften unterworfen, die teils geſetz⸗ 
lich beſtimmt, teils durch den Bezirksausſchuß angeordnet oder abgeändert 
werden können (16. Kapitel). 

Ferner hat der Bezirksausſchuß, abgeſehen von Hannover, die Ver⸗ 
änderung in dem Genuß von Gemeindenutzungen, wie Wald, Weide, 
Heide, Torfſtich, zu genehmigen. Dies ift aber nur der Fall, wenn die Vorteile, 
die ein Kreis von Perſonen aus den Erträgen der Nutzungen zieht, erhöht oder 
gemindert werden ſollen, nicht wenn die Kulturart geändert werden ſoll. Un⸗ 
abhängig von dieſer Vorſchrift iſt in allen Landesteilen die Benutzung und 
Bewirtſchaftung der Holzungen unter ſtaatliche Oberaufſicht geſtellt, inſonderheit 
bedürfen die Betriebspläne regelmäßig der Genehmigung der Regierung (S. 207). 

Schenkungen der Städte ſind in der Rheinprovinz ſchlechthin der 
Genehmigung des Bezirksausſchuſſes unterworfen, in Schleswig⸗Holſtein, wenn 
ſie die Subſtanz des Stadtvermögens, nach den übrigen Städteordnungen, 
wenn ſie den Beſtand des Grundvermögens verringern. Den Schenkungen 
ſtehen einſeitige Verzichtleiſtungen gleich. 
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In der Rheinprovinz iſt das Genehmigungsrecht des Bezirksausſchuſſes 
ausgedehnt auf die Anſtellung von Prozeſſen über Berechtigungen 
der Stadtgemeinden oder über die Subſtanz des Gemeindevermögens, ferner 
auf den Abſchluß von Vergleichen über Gegenſtände dieſer Art. Die Genehmigung 
iſt nicht erforderlich, wenn es ſich um Prozeſſe gegen den Fiskus und um Regreß⸗ 
klagen gegen Mitglieder der Staatsbehörden handelt. Den übrigen Städte⸗ 
ordnungen iſt eine ähnliche Beſtimmung fremd. 

In der Schleswig⸗Holſteiniſchen Städteordnung ſind als genehmigungs⸗ 
pflichtig ferner aufgeführt: außerordentliche Benutzungen des Stadtvermögens, 
welche die Subſtanz ſelbſt angreifen, und in der Heſſen⸗Naſſauiſchen Städteordnung: 
jede neue Belaſtung der Gemeindeangehörigen ohne geſetzliche Verpflichtung. 

Endlich iſt für ganz Preußen die Beſtimmung getroffen, daß Gemeinde⸗ 
beſchlüſſe über die Veräußerung oder weſentliche Veränderung beweglicher oder 
unbeweglicher Sachen, die einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, 
hiſtoriſchen oder Kunſtwert haben, der Genehmigung des Ne- 
gierungspräſidenten unterliegen. Hierher gehören Archive und ihre Teile, 
Stadtmauern, Tore, Wälle, Türme, vorgeſchichtliche Gräber, Waffen und 
Urnen, Denkmäler, Brunnen und Gebäude. Alle dieſe Gegenſtände müſſen 
die Gemeinden, ſofern ſie Eigentümer ſind, unterhalten. Sie können dazu 
durch die Aufſichtsbehörde angehalten werden, allerdings nicht zur Wieder⸗ 
herſtellung verfallener oder vernichteter Gegenſtände. Unter Umſtänden iſt 
neben der Genehmigung des Regierungspräſidenten diejenige des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes notwendig, dann nämlich, wenn es ſich um eines der oben auf- 
geführten Geſchäfte, wie Grundſtücksveräußerungen u. dgl., handelt. 

In Berlin tritt bei den der Genehmigung bedürftigen Fällen an die Stelle 
des Bezirksausſchuſſes und Regierungspräſidenten der Oberpräſident. 

Die Zwangs vollſtreckung gegen die Stadt. Die Zwangsetatiſierung. Die 
Stadt unterliegt als Körperſchaft der Zwangsvollſtreckung wie jede 
juriſtiſche Perſon. Die Zwangsvollſtreckung kann nicht in die öffentlichen Gebäude 
und zum öffentlichen Gebrauch beſtimmten Gegenſtände vorgenommen werden. 
In Altpreußen galt eine Beſtimmung der Allgemeinen Gerichtsordnung, wonach 
die Gerichte über die Art der Zwangsvollſtreckung gegen Gemeinden ſich mit 
der Regierung in Verbindung zu ſetzen hatten. Dieſe Beſtimmung iſt durch das 
Zuſtändigkeitsgeſetz mit der Maßgabe aufrechterhalten, daß über die Art der 
gerichtlichen Zwangsvollſtreckungen wegen Geldforderungen gegen Stadt⸗ 
gemeinden der Bezirksausſchuß beſchließt. Unter ſolchen gerichtlichen Zwangs⸗ 
vollſtreckungen ſind nicht nur Entſcheidungen der ordentlichen Gerichte, ſondern 
auch der Verwaltungsgerichte zu verſtehen. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
kann ſich nur auf Zwangsvollſtreckungen wegen Geldforderungen beziehen. 
Über die Feſtſetzung der Vollſtreckung beſtehen keine geſetzlichen Grundſätze. 
Die Anordnung des Bezirksausſchuſſes wird zumeiſt auf die Bewilligung au- 
gemeſſener Raten zu richten ſein. Ob die altpreußiſchen Beſtimmungen auch 
für die neu erworbenen Landesteile Geltung haben, iſt nicht geklärt. Doch 
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wird anzunehmen ſein, daß ſie als Beſtimmungen allgemein geltenden öffent⸗ 
lichen Rechts in ganz Preußen anzuwenden ſind. 

Für die Erzwingung von Leiſtungen, zu denen die Gemeinden nach dem 
Geſetz verpflichtet ſind, iſt ein beſonderes Zwangsverfahren eingerichtet: die 
Zwangsetatiſierung. F 19 des Zuſtändigkeitsgeſetzes beſtimmt: 
„Unterläßt oder verweigert eine Stadtgemeinde, die ihr geſetzlich obliegenden, 
von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Lei⸗ 
ſtungen auf den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, 
ſo verfügt der Regierungspräſident — in Berlin der Oberpräſident — unter 
Anführung der Gründe die Eintragung in den Etat bzw. die Feſtſtellung der 
außerordentlichen Ausgabe“. Die Leiſtung, die zu einer Zwangsetatiſierung 
führen kann, muß eine der Stadt geſetzlich obliegende ſein, ſo daß alſo die im 
Wege des Privatvertrages übernommenen nicht hierher gehören. Es iſt nicht 
erforderlich, daß das Geſetz die Leiſtung genau umſchreibt. Vielmehr ſind ge⸗ 
ſetzlich obliegende Leiſtungen auch ſolche, die eine dazu berufene Behörde nach 
den Vorſchriften des Geſetzes der Gemeinde auferlegt. Als Beiſpiele geſetzlicher 
Leiſtungen mögen erwähnt werden: die Armenlaſten, die Schullaſten, Deich⸗ 
koſten; auch entſtehen geſetzliche Leiſtungen aus der Pflicht, die ſtädtiſchen 
Beamten und Lehrer angemeſſen zu beſolden, ebenſo aus der Pflicht, für eine 
ausreichende Zahl von Beamten und Lehrern zu ſorgen. 

Die Zwangsetatiſierung kann nicht erfolgen, wenn über die Leiſtung 
ein anderweit erlangter vollſtreckbarer Titel vorliegt. Indeſſen ſchließt 
die bloße Möglichkeit, einen vollſtreckbaren Titel durch ein Verfahren vor 
den Gerichten oder Verwaltungsbehörden zu erlangen, die Zwangsetati⸗ 
ſierung nicht aus. Unter vollſtreckbaren Titeln ſind nur ſolche zu ver⸗ 
ſtehen, die eine unmittelbare Umſetzung in Geldwerte ermöglichen, nicht alſo 
Polizeiverfügungen. 

Das Verfahren, nach dem die Zwangsetatiſierung vor ſich geht, zerfällt 
in zwei Abſchnitte: die Feſtſtellung der Leiſtung durch die zuſtändige Behörde 
und die Eintragungsverfügung des Regierungspräſidenten (in Berlin des 
Oberpräſidenten). Die zur Feſtſtellung der Leiſtung berufene 
Behörde richtet ſich nach der Art der Leiſtung; ſo kommt in Schulſachen 
die Schulaufſichtsbehörde, in Wegeſachen die Wegepolizei, in Angelegenheiten 
des Feuerlöſchweſens, der Desinfektion, der Kehrrichtabfuhr und der Kanali⸗ 
ſation die Sicherheits⸗ und Geſundheitspolizei in Betracht. In ſonſtigen Fällen 
wird die Feſtſtellung der Kommunalaufſichtsbehörde obliegen. Dieſe Behörde 
entſcheidet auch, ob die zu Polizeizwecken notwendigen ſachlichen und perſönlichen 
Koſten zu Laſten der Stadt gehen. Das Rechtsmittelverfahren richtet ſich nach 
den für den Einzelfall maßgebenden Vorſchriften. 

Die Feſtſtellungsverfügung iſt auf die Zahlung einer be⸗ 
ſtimmten Geldſumme zu richten. Sie kann ſich deshalb nicht auf Einnahmen 
oder die Streichung von Ausgaben beziehen. Auch muß die Verfügung voll⸗ 
ſtreckbar ſein; eher kann das Verfahren ſeinen Fortgang nicht nehmen. Dabei 
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iſt es aber nicht notwendig, daß die Verfügung rechtskräftig iſt; es genügt 
vorläufige Vollſtreckbarkeit, ſoweit dieſe zuläſſig iſt. 

Nach Erlaß der Feſtſtellungsverfügung erfolgt die Eintragungs⸗ 
verfügung des Regierungspräſidenten (in Berlin des Ober⸗ 
präſidenten). Sie kann mit der Feſtſtellungsverfügung nicht verbunden, auch 
nicht gleichzeitig erlaſſen werden, da das Rechtsmittelverfahren für beide Maß⸗ 
regeln verſchieden geordnet iſt. Gegen die Eintragungsverfügung iſt binnen 
zwei Wochen die Klage an das Oberverwaltungsgericht ge⸗ 
geben. Klageberechtigt iſt der Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung der Bürgermeiſter. Daneben hat die Rechtſprechung ein Klagerecht 
der Stadtverordnetenverſammlung anerkannt; doch läuft auch für dieſe die 
Klagefriſt von der Zuſtellung der Eintragungsverfügung an den Gemeinde 
vorſtand ab. In Hannover wird eine Beſchlußfaſſung beider Kollegien erforderlich 
ſein; die Klage erhebt alsdann der Magiſtrat. 

Das Oberverwaltungsgericht hat die Rechtmäßigkeit der Eintragungsver⸗ 
fügung nachzuprüfen. Eine Nachprüfung der Feſtſtellungsverfügung findet 
nur inſoweit ſtatt, als ſie nicht in einem beſonders geregelten, einem gericht⸗ 
lichen Verfahren ſich nähernden Rechtsgang anfechtbar iſt. Deshalb kann mit 
der Klage die Feſtſtellungsverfügung des Regierungspräſidenten als Aufſichts⸗ 
behörde bemängelt werden, nicht aber eine Verfügung des Regierungspräſidenten 
als Landespolizeibehörde, da gegen jene nur eine formloſe Beſchwerde, gegen 
dieſe Beſchwerde und Klage gegeben iſt. Fragen der Zweckmäßigkeit ſowohl 
der Feſtſtellungs⸗ wie der Eintragungsverfügung ſind der Nachprüfung durch 
das Oberverwaltungsgericht entzogen. 

Eine Eintragungsverfügung ohne vorhergehende Feſtſtellungsverfügung iſt 
ſtets unzuläſſig. Dem Regierungspräſidenten ſteht ein Rechtsweg, auf dem er 
die Feſtſtellung der Leiſtung erzwingen könnte, nicht offen. Er kann ſich nur im 
Aufſichtswege beſchweren. Erlangt er auch auf dieſem Wege die Feſtſtellung 
nicht, ſo unterbleibt die Zwangsetatiſierung. 

Im übrigen werden durch die Zwangsetatiſierung Rechte der Stadt aus 
der erzwungenen Leiſtung in keiner Weiſe beeinflußt. Namentlich kann ſie 
Anſprüche gegen Dritte verfolgen, ohne daß in der Zwangsetatiſierung ein 
Hinderungsgrund entſteht. 
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(Min Bl 17). OVG. Bd. 13 18. Miniſterial⸗Inſtruktion vom 20. I. 1853 (Min Bl. 143) 
Art. XVI. — Hohenzollern LVG. 5. — Behörden für Berlin LV. 1, 
41—47. ZuſtG. 7 Abſ. 2. 

Kreisausſchuß. LVG. 4, 36, 39, 40, öſtl. Kr O. 130 ff., Kr. für Weſtfalen, 
die Rheinprovinz 75 ff., Hannover 87 ff., Heſſen⸗Naſſau 88 ff., Schleswig⸗Holſtein 118 ff. 
Für Poſen Geſetz vom 19. V. 1889 (GS. 1108) Art. IV., Hohenzollern, Geſ. vom 2. VII., 
9. X. 1900 (GS. 323). LVG. 5. Seine Unzuſtändigkeit in Städten über 10 000 Ein⸗ 
wohnern: LVG. 4 Abſ. 2, 128. ZuſtG. 41, 56, 66, 116, 119, 145, 146. Zuſtändigkeit des 
Magiſtrats in Kreisausſchußſachen bei Städten über 10 000 Einwohnern: ZuſtG. 109, 
114, KV. v. 31. XII. 1883 (GS. 1884, 7), 30. VII. 1900 (GS. 308). Städte mit Bürger⸗ 
meiſtereiverfaſſung LVG. 4 Abſ. 3, für Hannover MD. 27, 28. Stadtaus ſchu ß 
LVG. 4, 37—40, 59. Zu 8 38: OVG. Bd. 17 79. Aufzählung der Zuſtändigkeit Oertel, 
Kommentar zur O. 4. Aufl. 290-91. 

Bezirksausſchuß LVG. 4, 28—35. Für Heſſen⸗Naſſau Gef. vom 8. VI. 1885 
(GS. 242) Art. IV., Poſen Gef. v. 19. V. 1889 (GS. 108) Art. II, III. Berlin LVG. 43 
Gef. vom 13. VI. 1900 (GS. 247) $ 4, 27. III. 1907 (GS. 37), 7. III. 1908 (GS. 21), 
23. VI. 1900 (GS. 533). 

Provinzialrat LVG. 4, 10—15, Heſſen⸗Naſſau Geſ. vom 8. VI. 1885 
(GS. 242) Art. V. Poſen Gef. v. 19. V. 1889 (GS. 108) Art. II, III. Berlin LVG. 43. 

Oberverwaltungsgericht. Gef. vom 2. VIII. 1880 (GS. 315), Art. 
IV, 27. V. 1888 (GS. 226), 8. V. 1889 (GS 107), 26. III. 1893 (GS. 60). 

8 Beſchluß⸗ und Verwaltungsſtreitverfahren LG. 7, 50 
bis 126. 

Kompetenzkonflikte KV. vom 1. VIII. 1879 (GS. 573). Geſ. vom 
22. V. 1902 (GS. 145). LVG. 113. 

Der ſtaatlichen Genehmigung bedürftige Stadtge⸗ 
ſchäfte O. 50, 51. W. 49, 50. Rh. 46, 47. Sch. 71. HN. 56, 57. Fr. 60. H. 119, 
128. Zust. 1217. KAG 77. 

ZJwangsvollſtreckung gegen die Städte und Zwangs⸗ 
etatifierung. Allgemeine Preußiſche Gerichtsordnung $ 153, EG. z. CPO. 15 
Nr. J. HN. 82 Abſ. 1, 89. Zuſtc. 17 Nr, 4, 19. LVG. 42, 43. 

Dazu die Seite 27 aufgeführten Kommentare zu den Städteordnungen; ferner 
v. Brauchitſch, die neueren preußiſchen Verwaltungsgeſetze; Jebens, die Stadtver⸗ 
ordneten; Hue de Grais, Handbuch der Verfaſſung und Verwaltung; Schmieder, das 
Recht der Kommunalaufſicht PrVBl. Bd. 25 483 und die dort angegebene Literatur; 
Stier⸗Somlo, Kommentar zum LVG. — lber das Verwaltungsſtreitverfahren die von 
Stier⸗Somlo in Verwaltungsarchiv Bd. 12 359 ff. angegebene Literatur. 


10. Kapitel. 
Vermögen und Haushalt. 


Das Vermögen. Das ſtädtiſche Vermögen läßt ſich mit dem Vermögen 
des Privatwirtſchaftsverkehrs gemeinhin nicht vergleichen. Eine Reihe von 
Gegenſtänden, in manchen Städten ſogar die Mehrzahl, iſt unveräußerlich 
oder wirft keinen Ertrag ab, wie die Straßen, Plätze u. dgl. Daher läßt ſich 
eine allgemeine ſtädtiſche Bilanz niemals ziehen und eine unterſchiedloſe Gegen⸗ 
überſtellung des ſtädtiſchen Vermögens und der Schulden würde zu bedenk⸗ 
lichen Fehlſchlüſſen führen. Auch die an ſich nicht unveräußerlichen Gegenſtände 
können durchaus verſchiedenen Vermögensklaſſen angehören und unter Um⸗ 
ſtänden erheblichen Veräußerungs⸗ oder Verwertungsbeſchränkungen unter⸗ 
liegen. So ſind Stiftungen, auch wenn ſie im Eigentum der Stadt ſtehen, 
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nur zu den ſtiftungsmäßigen Zwecken zu verwenden. Ferner gibt es Gegenſtände, 
deren Erträge nur einem Kreiſe der Gemeindemitglieder zukommt; man pflegt 
fie unter der Bezeichnung Bürgervermögen (Allmenden, Gemeinheiten, 
Gemeindegliedervermögen) zuſammenzufaſſen, z. B. das Nutzungsrecht an 
Waldungen, das Hüterecht auf Gemeindeweiden, das Recht zum Lehm⸗ und 
Torfſtich u. dgl. Regelmäßig iſt vom Gemeindevermögen völlig zu trennen 
das ſogenannte Intereſſentenvermögenz dieſes kommt den Be⸗ 
teiligten auf Grund privatrechtlicher oder beſonderer öffentlich⸗rechtlicher Titel 
zu; als Beiſpiel ſind die Jagdnutzungen der Grundbeſitzer zu nennen oder 
das Vermögen der Separationsintereſſenten (Wege, Gruben, Steinbrüche), 
welches auf Grund eines ſtaatlichen Auseinanderſetzungsverfahrens der Geſamt⸗ 
heit der Beteiligten gehört und dem Gemeindevorſtand zur Verwaltung über⸗ 
wieſen werden kann. 

Dem Bürgervermögen gegenüber ſteht das Kämmereivermögen, 
an dem der Stadt das unbeſchränkte Eigentum und Nutzungsrecht zuſteht. Es 
bildet den Hauptteil des ſtädtiſchen Vermögens und umfaßt ſowohl das gebundene 
Vermögen, wie Straßen, Schulgebäude, Friedhöfe u. dgl., auch Verwaltungs⸗ 
vermögen genannt, als auch das freie oder Finanzvermögen. Dieſes allein läßt 
ſich dem Vermögen des Privatwirtſchaftsverkehrs zur Seite ſtellen. Übrigens 
haftet auch das Bürgervermögen für die Kämmereiſchulden. Dieſe einigermaßen 
unklare Rechtsfrage läßt es erſtrebenswert erſcheinen, das Bürgervermögen 
in Kämmereivermögen umzuwandeln. Eine ſolche Umwandlung kann durch 
Gemeindebeſchluß geſchehen, der, abgeſehen von Hannover, der Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes bedarf. Vorausſetzung iſt, daß private Rechte oder, wie 
die Heſſen⸗Naſſauiſche Städteordnung jagt, „Nutzungsrechte, welche nicht ſänt⸗ 
lichen, ſondern nur einzelnen Bürgern oder Gemeindeangehörigen als ſolchen 
zuſtehen,“ nicht entgegenſtehen. 

Über die Benutzung des Gemeindevermögens beſchließen in Stadten 
mit Magiſtratsverfaſſung beide Kollegien. Zwar erklären die öſtlichen und 
einige andere Städteordnungen die Stadtverordnetenverſammlung für zuſtändig, 
indeſſen muß das Zuſtimmungsxrecht des Magiſtrats anerkannt werden, da 
dieſem die Verwaltung gebührt. Eine Mitwirkung der Aufſichtsbehörde findet 
nicht ſtatt, ſoweit nicht eine Genehmigung der Einzelgeſchäfte (3. B. der Grund⸗ 
ſtücksveräußerungen) erforderlich iſt. Für die Vermögensverwendung ſtellt 
die Heſſen⸗Naſſauiſche Städteordnung den auch in den übrigen Landesteilen 
beachtenswerten Grundſatz auf: „Die Stadtverordneten haben darüber zu 
wachen, daß das Grundvermögen in ſeinem Beſtande erhalten und nicht zur 
Beſtreitung laufender Bedürfniſſe verwendet werde. Hat eine Verminderung 
des Grundvermögens durch Verwendung zu laufenden Ausgaben ausnahms⸗ 
weiſe ſtattgefunden, ſo iſt für ſeine alsbaldige Ergänzung Sorge zu tragen“. 

Die Vermögens verwaltung ſteht dem Magiſtrat, in Städten 
mit Bürgermeiſtereiverfaſſung dem Bürgermeiſter zu. Die Verwaltung iſt nach 
den Richtlinien zu führen, die für die Benutzung des Vermögens gegeben ſind. 


206 10. Kapitel. Vermögen und Haushalt. 


Nach allen Städteordnungen — in Schleswig⸗Holſtein indes nur hinſichtlich 
der Immobilien — hat der Magiſtrat bzw. der Bürgermeiſter ein Lager⸗ 
buch zu führen. Dieſes iſt in Hannover dem Bürgervorſteher⸗Kollegium offen⸗ 
zulegen und in Schleswig⸗Holſtein mit dem Gemeindehaushaltsentwurf und 
der Jahresrechnung den Stadtverordneten vorzulegen. In den übrigen Landes⸗ 
teilen brauchen nur etwaige Veränderungen den Stadtverordneten bei der 
Rechnungsabnahme mitgeteilt zu werden. 

Für die Teilnahme an den Gemeindenutzungen kann ein Einkaufs- 
geld und ſtatt deſſen oder daneben eine jährliche Abgabe erhoben werden. 
Hierfür iſt ein Gemeindebeſchluß mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes, 
nach der Schleswig⸗Holſteiniſchen und Heſſen⸗Naſſauiſchen Städteordnung ein 
Ortsſtatut erforderlich. Für das Einkaufsgeld muß dem Beteiligten ein be⸗ 
ſtimmter perſönlicher Nutzen erwachſen. Der Vorteil, der aus den allgemeinen 
ſtädtiſchen Anſtalten entſteht, z. B. aus der Benutzung der höheren Schulen, 
der Krankenanſtalten, rechlfertigt die Erhebung des Einkaufsgeldes nicht, eben⸗ 
ſowenig die Tatſache, daß zur Deckung der Gemeindebedürfniſſe keine oder 
nur geringe Steuern erhoben werden. Von der Entrichtung des Einkaufsgeldes 
oder der beſonderen Abgaben kann die Ausübung des Bürgerrechts nicht abhängig 
gemacht werden. Verzichtet der Beteiligte auf die Teilnahme an den Gemeinde⸗ 
nutzungen, ſo ruht die Verpflichtung zur Zahlung des Einkaufsgeldes oder der 
entſprechenden Abgabe. Das Einkaufsgeld hat ſich für die Praxis als wenig 
brauchbar erwieſen. 

Der Hannoverſchen Städteordnung iſt das Einkaufsgeld nicht bekannt, 
da dort das weitergehende Bürgergewinngeld (Seite 37) beſteht. Zu bemerken 
iſt jedoch hier, daß Beamte, Kirchendiener und Lehrer, die von der Zahlung 
des Bürgergewinngeldes befreit ſind, dieſes entrichten müſſen, wenn ſie an den 
Gemeindenutzungen teilnehmen wollen. 

Das Recht zur Teilnahme an den Nutzungen und Erträgen des Gemeinde⸗ 
vermögens kann nicht zum Gegenſtand eines Rechtsſtreits vor den ordentlichen 
Gerichten gemacht werden. Über Beſchwerden und Einſprüche 
entſcheidet der Gemeindevorſtand. Gegen den Beſchluß findet die Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren binnen zwei Wochen ſtatt. Im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren werden auch ſolche Streitigkeiten entſchieden, die zwiſchen den Ge⸗ 
meindegliedern untereinander über ihre öffentlich⸗rechtliche Berechtigung zum 
Bezug der Nutzungen und Exträge des Gemeindevermögens entſtehen. Die 
auf privatrechtliche Grundlage geſtützte Inanſpruchnahme von Nutzungen 
kann vor den ordentlichen Gerichten geltend gemacht werden. Dahin gehört 
aber nicht der Fall, wenn Bürgervermögen in Kämmereivermögen umgewandelt 
wird. 

Beſondere Nutzungsvorſchriften unterliegen mit Rückſicht auf ihre große 
Bedeutung für die Bodenkultur die Gemeindewaldungen. Für die 
Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien 
und Sachſen iſt ein Geſetz vom 14. Auguſt 1876 über die Verwaltung der Ge⸗ 
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meindeforſten erlaſſen. In Rheinland und Weſtfalen beiteht noch die Ver⸗ 
ordnung vom 24. Dezember 1816. In den neueren Provinzen ſind die alten 
Beſtimmungen, abgeſehen von der Regelung der Wahl und Beſoldung der 
Forſtbeamten, aufrechterhalten; jedoch ſteht auch hier den Reſſortminiſtern 
die Abgrenzung der Inſpektions⸗, Verwaltungs⸗ und Schutzbezirke für die 
Gemeindeforſten in gleichem Maße zu wie hinſichtlich der Staatsforſten in den 
älteren Provinzen. Für das ganze Gebiet des Staates gilt ſodann das Geſetz 
betr. Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften vom 6. Juli 1875. Danach 
können dort, wo die forſtmäßige Benutzung von Waldgrundſtücken, öden Flächen 
oder Heideländereien nur durch Zuſammenwirken aller Beteiligten zu erreichen 
iſt, die Eigentümer auf Grund eines Mehrheitsbeſchluſſes zu einer Waldgenoſſen⸗ 
ſchaft vereinigt werden. Dieſe kann den Zweck haben, die Forſten genoſſenſchaftlich 
zu beſchützen oder zu bewirtſchaften. Ferner unterſtehen Holzungen, die auf 
Grund öffentlichen Rechts im Eigentum von Genoſſenſchaften oder im gemein⸗ 
ſamen Eigentum mehrerer ſtehen (3. B. in Hannover die Realgemeinden) nach 
einem Geſetz vom 14. März 1881 hinſichtlich des Forſtbetriebes und der Forſt⸗ 
benutzung der Staatsaufſicht gemäß den für die Gemeindeholzungen geltenden 
Beſtimmungen. 

In den öſtlichen Provinzen, Weſtfalen und der Rheinprovinz ſind auf 
Grund der erwähnten Geſetze die Gemeinden verpflichtet, ihre Forſtländereien 
nach den vom Regierungspräſidenten genehmigten Voranſchlägen zu bewirt⸗ 
ſchaften und außerordentliche Holzſchläge und Rodungen nur mit Genehmigung 
des Regierungspräſidenten auszuführen. Grundſatz für die Aufſtellung des 
Wirtſchaftsplans ſoll ſein, daß die Holzungen ſich innerhalb der Grenzen der 
„Nachhaltigkeit“ bewegen, d. h. daß der Zuwachs des Waldes in regelmäßiger 
Weiſe erfolgt und nicht durch Nebennutzungen gefährdet wird. Der Regierungs⸗ 
präſident kann nötigenfalls die erforderliche Zwangsetatiſierung herbeiführen. 
In den öſtlichen Provinzen iſt dem Regierungspräſidenten das weitergehende 
Recht eingeräumt, die zur Durchſetzung ſeiner Anordnungen erforderlichen 
Handlungen gegebenenfalls durch einen Dritten ausführen zu laſſen, den Betrag 
der Koſten zu beſtimmen und zwangsweiſe einzuziehen. Gegen dieſe Maß⸗ 
nahmen iſt für die öſtlichen Provinzen ein beſonderer Rechtsmittelweg angeordnet. 
Danach iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Oberpräſidenten und 
gegen deſſen Beſcheid — unter denſelben Vorausſetzungen wie bei der An⸗ 
fechtung polizeilicher Verfügungen (19. Kapitel) — die Klage beim Oberver⸗ 
waltungsgericht gegeben. 

Bemerkenswert iſt die in den öſtlichen Provinzen geltende Beſtimmung, 
wonach die Gemeinden unkultivierte Grundſtücke, die zu dauernder landwirt⸗ 
ſchaftlicher oder gewerblicher Nutzung ungeeignet, dagegen mit Nutzen zur 
Holzzucht verwendbar ſind, aufzuforſten verpflichtet ſind. Vorausſetzung iſt 
aber, daß die Gemeinde finanziell in der Lage iſt, dieſe Verpflichtung zu erfüllen, 
und daß ein dringendes Bedürfnis der Landeskultur vorliegt. Die erforderlichen 
Anordnungen erläßt der Bezirksausſchuß, deſſen Beſchluß binnen zwei Wochen 


208 10. Kapitel. Vermögen und Haushalt. 


mit der Beſchwerde an den Provinzialrat angefochten werden kann. Gemeinden, 
die derartige unkultivierte Grundſtücke aufforſten, wird der zwanzigfache Betrag 
der auf den Grundſtücken ruhenden Jahresgrundſteuer zu den Koſten der erſten 
Anlage aus Staatsmitteln überwieſen. 

Endlich können in ſämtlichen Provinzen die Gemeinden von Aufſichts 
wegen angehalten werden, für die Anſtellung geeigneter Forſtbeamten zu 
ſorgen. 

In manchen Städten kommt als gewichtiger Teil des Gemeindevermögens 
das Stiftungsvermögen in Betracht. Es kann ſich dabei aber nur um 
ſolche Stiftungen handeln, die keine beſondere juriſtiſche Perſon darſtellen, die 
vielmehr als Sondervermögen der Stadt mit beſtimmten Auflagen zuge⸗ 
wendet ſind. Derartige Stiftungen ſind keine rechtsfähigen Stiftungen im Sinne 
des Privatrechts. Wenn ſie von Dritten gemacht werden, ſind ſie Schenkungen 
oder Zuwendungen von Todes wegen; alsdann bedürfen ſie gegebenenfalls 
der Genehmigung (Seite 12). Gründet die Stadt eine ſolche Stiftung, ſo 
iſt dies nur als eine Ausſonderung ſtädtiſchen Vermögens zu betrachten. 

Bei der Verwendung des Stiftungsvermögens iſt eine Mitwirkung der 
Stadtverordnetenverſammlung begründet, ſoweit nicht der Stifter ein anderes 
beſtimmt hat. Aber auch wenn nach dem Stiftungswillen beſtimmten Organen 
(Kuratorien, Magiſtrat u. dgl.) ein unbeſchränktes Verfügungsrecht übertragen 
iſt, wird das Aufſichtsrecht der Stadtverordnetenverſammlung nicht ausge⸗ 
ichloffen, da ein ſtädtiſches Vermögen vorliegt. 

Anders liegt es mit den ſelbſtändigen Stiftungen, die eine beſondere 
juriſtiſche Perſon bilden. Ihr Vermögen wird nicht ſtädtiſches Vermögen, ihre 
Verwaltung iſt der ſtädtiſchen Verwaltung zumeiſt nur angegliedert, ſei es, 
weil der Magiſtrat oder eine Kommiſſion oder die Stadtverordnetenverſammlung 
das Verwaltungsrecht hat, oder ſei es, weil eines dieſer Organe die Aufſicht 
ausübt. Soll eine rechtsfähige Stiftung im Sinne des Privatrechts begründet 
werden, ſo iſt nach dem bürgerlichen Recht ein ſchriftliches Stiftungsgeſchäft 
und die ſtaatliche Genehmigung, die in Preußen der König erteilt, erforderlich. 

Auf die öffentlich⸗rechtlichen Stiftungen, d. h. ſolche, die aus öffentlichen 
Mitteln oder zu öffentlichen Zwecken begründet ſind, finden die Vorſchriften 
des öffentlichen Rechts Anwendung. Inſonderheit kommen hier die Beſtimmungen 
des Allgemeinen Landrechts (II 6 88 25 ff.) in Betracht. Danach iſt (II 6 8 73) 
die Stadt nicht befugt, von demjenigen, was ihr von dritter Seite zu einem 
beſtimmten Zweck zugewendet iſt, ohne Genehmigung des Spenders einen andern 
Gebrauch zu machen. Sie wird aber ein unſelbſtändiges Zweckvermögen, das 
ſie ſelbſt ausgeſondert hat, durch Gemeindebeſchluß anderen Zwecken oder dem 
Kämmereivermögen wieder zuführen können. 

Wird der Zweck einer Stiftung unmöglich oder gefährdet er das Gemein⸗ 
wohl, ſo kann, ſofern es ſich um eine öffentliche Stiftung handelt, der König 
ſie aufheben und über ihre Verwendung beſtimmen. Eine privatrechtliche 
rechtsfähige Stiftung kann durch Vorſtandsbeſchluß mit Königlicher Genehmigung 
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aufgehoben werden. Das Vermögen einer erloſchenen privatrechtlichen Stiftung 
fällt, wenn ſie von einer Gemeinde oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts errichtet oder verwaltet war, an die Körperſchaft, in den übrigen 
Fallen an den Fiskus. Es iſt tunlichſt in einer dem Stiftungszweck entſprechenden 
Weiſe zu verwenden. 

Schulden. Anleihen. Aus den Schulden einer Stadt läßt ſich regelmäßig 
die Wirtſchaftlichkeit der Verwaltung und die Stärke oder Schwäche ihrer Finanz⸗ 
lage beurteilen. Weit gefehlt iſt aber der Schluß, daß diejenige Stadt, welche 
die wenigſten Schulden hat, auch die erfolgreichſte oder geſündeſte Entwicklung 
gewährleiſtet. Vielmehr kommt es weſentlich darauf an, welcher Art dieſe 
Schulden ſind und welche Werte ihr gegenüberſtehen. Dient z. B. die Schuld 
der Begründung oder Erweiterung wirtſchaftlicher Unternehmungen, ſo ſtellt 
ſie werbendes Kapital dar, vorausgeſetzt, daß die Einkünfte des Unternehmens 
die Tilgung und den Zinſendienſt der Schuld übernehmen und darüber hinaus 
einen Gewinn abwerfen. Dagegen verdienen ſolche Schulden der vorſichtigſten 
Behandlung, deren Gegenwert nur in dem allgemeinen Vermögen der Stadt 
und in der Steuerkraft der Bürger beſteht. Denn ein gewichtiger Teil des 
Stadtvermögens läßt ſich niemals in Geld umſetzen und die Steuerkraft iſt ein 
ſchwankendes Gut, das weſentlich von der Gunſt der Zeiten abhängt und dann 
beſonders ſchwer zu ſchätzen iſt, wenn die Bevölkerung nur eine geringe Neigung 
zur Seßhaftigkeit beſitzt. 

Am 31. März 1906 betrug die Geſamtſchuldenlaſt der preußiſchen Städte rund 
24/, Milliarden Mark. Davon waren etwa 60 Millionen kurzfriſtige Darlehen, 
Vorſchüſſe und Ausgabenreſte. Die übrigen Schulden entfielen auf langfriſtige 
Anleihen, Hypotheken und Grundſchulden ſowie auf Reſtkaufgelder. Von 
dieſen langfriſtigen Schulden waren etwa 38% in gewerblichen Anlagen ein- 
ſchließlich von Häfen und etwa 27% in Gemeindeanſtalten untergebracht; 
10% waren in Straßen, Wegen, Brücken u. dgl., etwa 11% in Baugrundſtücken, 
Miethäuſern, Forſten und ſonſtigem eigenen Grundbeſitz verwendet; der Reſt 
entfiel auf die verſchiedenſten Zwecke, unter anderem auch auf die Beteiligung 
an wirtſchaftlichen Unternehmungen. Danach ſind die bedeutendſten Schulden⸗ 
betrage für werbendes Vermögen aufgewendet, und wenn eine jo hohe 
Summe in den Gemeindeanſtalten ſteckt, fo iſt zu berücksichtigen, daß ein Gutteil 
dieſer Anſtalten Aufgaben dient, welche die Gemeinden dem Staate abgenommen 
haben. 

In der Eingehung von Schuldverhältniſſen ſind die Städte grundſätzlich 
nicht beſchränkt. Doch iſt nach ſämtlichen Städteordnungen die Genehmi⸗ 
gung des Bezirksausſchuſſes erforderlich „zu Anleihen, durch 
welche die Gemeinde mit einem Schuldenbeſtand belaſtet oder der bereits vor⸗ 
handene vergrößert wird“. Wenn die Hannoverſche Städteordnung die Ge⸗ 
nehmigung erfordert „bei Aufnahme von Geldanleihen, wodurch der Schulden⸗ 
beſtand vergrößert wird“, jo bedeutet dies für die Praxis keinen Unterſchied 
von der Beſtimmung der übrigen Städteordnungen. 276019 
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Unter Anleihen iſt ausſchließlich die Anleihung von Geld zu verſtehen, 
während das Darlehen des bürgerlichen Rechts auch in der Erborgung ſonſtiger 
vertretbarer Sachen beſtehen kann. Mit dem Weſen der Anleihe iſt eine beſtimmte 
Form nicht verbunden. Vielmehr kann eine Anleihe auch formlos durch Geld⸗ 
entnahme geſchehen. Ebenfalls die Geldaufnahme bei der eigenen Sparkaſſe 
wird im öffentlichen Recht als Anleihe angeſehen, obgleich Sparkaſſe und Stadt⸗ 
kaſſe demſelben Rechtsſubjekt angehören. — Nicht jede Anleihe bedarf der 
Genehmigung des Bezirksausſchuſſes, ſondern nur eine ſolche, die den Schulden⸗ 
beſtand belaſtet. Wann dieſe Vorausſetzung erfüllt iſt, wird die Stadt oder 
der Bezirksausſchuß im Einzelfalle zu beurteilen haben. Jedenfalls gehören 
nicht hierher Schulden, die eine vorübergehende Geldverlegenheit beheben 
ſollen. 

Beſondere Vorſchriften beſtehen, weun die Anleihe in Form von Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber oder, wie es im Wirtſchaftsverkehr heißt, unter 
Ausſtellung von Stadtobligationen, begeben wird. 

Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche (§ 795) dürfen im Inland ausgeſtellte 
Schuld verſchreibungen auf den Inhaber, in denen die Zahlung 
einer beſtimmten Geldſumme verſprochen wird, nur mit ſtaatlicher Genehmigung 
in den Verkehr gebracht werden. Dieſe Genehmigung erteilen in Preußen 
die Miniſter des Innern und der Finanzen auf Grund vorher eingeholter Er⸗ 
mächtigung des Königs. Da die Ausſtellung von Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber der übliche Weg für die Geldaufnahme der Städte iſt, erhält ſomit 
die ſtaatliche Zentralinſtanz einen maßgebenden Einfluß auf die ſtädtiſche 
Finanzgebarung. Die Erteilung der Genehmigung und die Beſtimmungen, 
unter denen ſie erfolgt iſt, ſollen im Deutſchen Reichsanzeiger bekannt gemacht 
werden. 

Im einzelnen beſteht die Stadtobligation aus der eigentlichen Schuld⸗ 
verſchreibung, dem ſogenannten Mantel, welcher die Verpflichtungserklärung 
der Stadt und die Hauptpunkte der Anleihebedingungen zu enthalten pflegt, 
und dem Zinsbogen. Der Zinsbogen ſetzt ſich zuſammen aus einer Reihe 
von Zinsſcheinen und dem Erneuerungsſchein (Talon). Die Zinsſcheine 
beziehen ſich regelmäßig auf ein halbes Jahr und geben die für dieſen Zeitraum 
zu zahlenden Zinſen an. Sie können ohne Vorlegung des Mantels eingelöſt 
werden und haben deshalb im Verkehr den Wert von Bargeld. Der Er⸗ 
neuerungsſchein (Talon) gibt die Berechtigung auf einen neuen Zins⸗ 
bogen, wenn der Zeitraum, auf den ſich der bisherige Bogen bezieht, abge⸗ 
laufen iſt. 

Eine abhanden gekommene oder vernichtete Schuld⸗ 
verſchreibung kann im Wege des Aufgebotsverfahrens durch das Amtsgericht 
für kraftlos erklärt werden. Alsdann hat derjenige, welcher das Ausſchlußurteil 
erwirkt hat, einen Anſpruch gegen die Stadt auf Ausſtellung einer neuen Ur⸗ 
kunde. Für abhanden gekommene oder vernichtete Zinsſcheine iſt ein derartiges 
Verfahren nicht eröffnet. Hier hat der bisherige Inhaber keinen Anſpruch 
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gegen die Stadt. Er kann ſich im Falle des Abhandenkommens nur dadurch 
helfen, daß er feſtſtellen läßt, wer den Schein bei der Kaſſe einlöſt, und dann 
gegen dieſe Perſon oder ihren Rechtsvorgänger vorgeht. Iſt der Zinsſchein völlig 
vernichtet, ſo entfällt jede Möglichkeit, im Rechtswege Erſatz zu verlangen. 
Doch iſt es zuläſſig und wird in den Anleihebeſtimmungen regelmäßig zugeſichert, 
daß die Stadt bei glaubhaftem Nachweis der Vernichtung Erſatz bietet. Sie 
wird dies aber erſt dann tun, wenn die geſetzliche Friſt für die Vorlegung des 
Zinsſcheines verſtrichen iſt. Dieſe Vorlegungsfriſt beträgt vier Jahre nach Schluß 
des Fälligkeitsjahres. 

Neue Zinsſcheine dürfen an den Inhaber des Erneuerungsſcheines nicht 
ausgegeben werden, wenn der Inhaber der Schuldverſchreibung widerſprochen 
hat. Vielmehr hat alsdann die Aushändigung an den letzteren zu geſchehen, 
wenn er die Schuldverſchreibung vorlegt. 

Der Anſpruch aus einer Schuldverſchreibung erliſcht in dreißig Jahren 
nach dem Rückzahlungstermin, wenn nicht die Verſchreibung vorher zur Ein⸗ 
löſung vorgelegt iſt. Geſchieht letzteres, ſo verjährt der Anſpruch in zwei Jahren 
von dem Ende der Vorlegungsfriſt. Der Anſpruch aus dem Zinsſchein erliſcht 
mit dem Ablauf der oben erwähnten vierjährigen Vorlegungsfriſt. 

Geſetzliche Form für Stadtobligationen iſt die vor⸗ 
ſchriftsmäßige Ausfertigung der Schuldverſchreibung. „Die Ausfertigung er⸗ 
folgt .. durch eigenhändige Unterzeichnung des Vermerks „Ausgefertigt“ 
ſeitens des damit beauftragten Beamten, bei Zins- und Erneuerungsſcheinen 
durch den Aufdruck eines Trockenſtempels, der . bei den Schuldverſchreibungen 
eines Kommunalverbandes das dieſem zuſtehende Siegel enthalten muß“. 
In der Regel wird der Rendant der Stadtkaſſe oder ein ſonſtiger leitender 
Kaſſenbeamte mit der Ausfertigung der Schuldverſchreibungen beauftragt. 
Bei Gelegenheit der Ausfertigung wird genau nachzuprüfen fein, wieviel Stücke 
ausgefertigt find. Zu dieſem Zwecke werden die einzelnen Stücke mit fort- 
laufenden Nummern verſehen und die Nummern in einer Kontrolle vermerkt. 
Der Nennwertder Stücke lautet meiſtens auf 200, 500, 1000 und mehrere 
tauſend Mark. 

Eine Sonderart der Schuldverſchreibung iſt die Einrichtung von Stadt- 
ſchuldbüchern nach dem Vorbild der Staatsſchuldbücher. Der Gläubiger 
wird in das Stadtſchuldbuch eingetragen und erhält keine briefliche Schuld⸗ 
verſchreibung auf den Inhaber. Der Vorteil für den Gläubiger beſteht darin, 
daß er vor dem Verluſt ſeiner Papiere geſichert iſt. Für die Städte entſteht 
allerdings eine Mehrarbeit, zumal außer dem Vermerk im Stadtſchuldbuch 
die Aufbewahrung der entſprechenden Obligation notwendig iſt, da die jeder⸗ 
zeitige Möglichkeit beſteht, daß der Gläubiger die Ausantwortung einer Ob⸗ 
ligation verlangt. 

Übrigens kann der Inhaber einer Stadtobligation auch die Umſchrei⸗ 
bung der Obligation auf ſeinen Namen oder auf den Namen 
eines von ihm bezeichneten Dritten verlangen, desgleichen die Rückverwandlung 
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in eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber und die Erteilung einer neuen 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber. Die Anträge ſind unter Einreichung 
der Schuldverſchreibung mündlich zu Protokoll oder ſchriftlich zu erklären. Der 
Antrag auf Umſchreibung oder Rückverwandlung einer auf den Namen um⸗ 
ſchriebenen Schuldverſchreibung kann in gleicher Weiſe geſtellt werden. Doch 
muß, wenn er ſchriftlich erklärt wird, die Unterſchrift durch eine ein Dienſtſiegel 
führende öffentliche Behörde (bzw. Beamten) beglaubigt ſein; dies iſt nicht 
erforderlich, wenn der Antrag in Form einer öffentlichen Urkunde geſtellt iſt. 
Iſt die Schuldverſchreibung auf den Namen umgeſchrieben und der Antragſteller 
nicht der benannte Gläubiger, ſo hat er ſeine Berechtigung zur Verfügung 
bei dem Umwandlungsantrug durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Ur⸗ 
kunden nachzuweiſen. Der Vermerk für die Umſchreibung hat zu lauten: 
„Umgeſchrieben auf . . . und für die Umwandlung in eine Schuldverſchreibung 
auf den Inhaber: „Wieder an den Inhaber zahlbar.“ Die Koſten der Um⸗ 
ſchreibung uſw. hat der Antragſteller zu zahlen und vorzuſchießen. 

Die hohen Werte, die eine Anleihe umfaßt, erfordern große Sorgfalt, 
Erfahrung und Geſchick bei der Ausgeſtaltung ihrer Bedingungen und bei ihrer 
Begebung. Beide Umſtände können einen beſtimmenden Einfluß auf den 
inneren Wert der Anleihe haben, der ſich regelmäßig in dem Kurſe auszu⸗ 
drücken pflegt, unter dem die einzelnen Stücke gehandelt werden. 

Schon die Wahl des Zinsfußes bedarf ſorgſamſter Erwägung. 
In der Regel überläßt die miniſterielle Genehmigung die Wahl der Gemeinde, 
beſtimmt aber einen Höchft- und Mindeſtſatz. Beliebt ift der 3½0/ ige und der 
4% ige Zinsſaz. Es kennen auch zu gleicher Zeit verſchiedene Zinsformen 
gewählt werden derart, z. B. daß eine Abteilung einer Anleihe zu 3 / %, die 
andere zu 33/4%, die dritte zu 4% ausgegeben wird. Im Handel werden 
alsdann die einzelnen Stücke einen verſchiedenen Wert erfahren, ſo kann der 
Kurs eines 4%ũ igen Stückes auf 102 ſtehen, während er bei einem 3 ½ %igen 
Stück 94 ausmacht. 

Indeſſen beſtimmt nicht allein der Zinsfuß den verſchiedenen Kurswert. 
Sehr ins Gewicht fällt auch, zu welchem Zeitpunkt eine Kündigung der 
Schuld verſchreibung durch die Stadt möglich iſt. Denn die 
Kündigungsbefugnis enthält die Berechtigung, ein Stück zum Nennwert zurück⸗ 
zuverlangen, gleichgültig, wie der Tageskurs ſteht. Wird z. B. ein Stück über 
dem Nennwert angeboten, ſo wird ſich kein Käufer finden, wenn zu erwarten 
iſt, daß in kurzer Friſt das Stück zum Nennwert von der Stadt zurückverlangt 
wird. Andererſeits werden Stücke, die weit unter dem Nennwert gekauft ſind, 
nur ungern abgegeben werden, wenn gewiß iſt, daß die Stadt ſie demnächſt 
zum Nennwert annehmen muß. 

Das Recht oder die Pflicht der Stadt, Stücke zum Nennwert hereinzu⸗ 
nehmen, kann durch zwei Ereigniſſe eintreten, einmal im Falle der Auslosung 
des Stückes und zweitens bei der Geſamtkündigung der Anleihe. Eine Aus- 
loſun g. wird durch die Pflicht zur Tilgung der Anleihe bedingt. Dieſe kann, 
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wenn die Anleihe vollſtändig begeben iſt, nur dadurch geſchehen, daß in regel⸗ 
mäßigen Zeiträumen ein beſtimmter Teil der Anleihe dem Verkehr entzogen 
wird. Wenn nun freihändiger Rückkauf nicht möglich iſt, bleibt nur der Weg 
über, daß das Los die Stücke beſtimmt, welche zurückzugeben ſind. Die Aus⸗ 
loſung pflegt zumeiſt durch eine ſtädtiſche Schuldentilgungskommiſſion vorge⸗ 
nommen und ihr Ergebnis in den Blättern bekanntgegeben zu werden, welche 
in den Anleiheſcheinen angegeben ſind. 

Die Geſamtkündigung einer Anleihe geſchieht in der Regel nur zu Zwecken 
der Konvertierung. Hierunter verſteht man die Umwandlung einer 
Anleihe in eine neue Anleihe mit anderen Bedingungen, die insbeſondere eine 
Herabſetzung des Zinsfußes enthalten können. Werden mehrere Anleihen 
konvertiert, ſo ſpricht man von Konſolidation. Die Konvertierung 
bedarf eines Gemeindebeſchluſſes. Der Beſchluß hat ſich auch darüber aus⸗ 
zufprechen, ob die Umwandlung in Form der Abſtemplung der alten Anleihe⸗ 
ſtücke oder durch Begebung neuer Anleiheſcheine unter Einziehung der alten 
vorgenommen werden ſoll. Die Konvertierung kann dauernd oder zeitweiſe 
ausgeſchloſſen werden. Dies braucht indeſſen nicht in den Anleihebeſtimmungen 
vorgeſehen zu ſein; es iſt auch zuläſſig, eine beſondere Vereinbarung zu treffen, 
etwa mit der Bankgruppe, welche den Anleihevertrieb übernimmt. Selbſt⸗ 
verſtändlich beſteht für den Obligationsinhaber keine Pflicht, die neuen Stücke 
zu übernehmen; er kann ſich darauf beſchränken, die alten Stücke zum Nennwert 
abzugeben. 

Wenn die Inhaber der Anleiheſcheine ein großes Intereſſe daran haben, daß 
die Konvertierung möglichſt lange ausgeſchloſſen iſt, ſo hat die Gemeinde ein 
entgegengeſetztes Intereſſe. Steht z. B. ein 4% iges Papier im Kurſe zu 105 
und iſt anzunehmen, daß ein 3½⅜ iges Papier zum Nennwert untergebracht 
wird, fo würde die Umwandlung einer 4% igen Anleihe von 10 000 000 M. 
in eine 3½ ige den Zinſendienſt um jährlich 50 000 M. entlaſten. Dieſe 
Entlaſtung entſpricht bei 3½ %iger Verzinſung einem Kapital von etwa 
1 429 000 M. So verlockend ein ſolcher Gewinn iſt, jo iſt doch zu beachten, daß 
Konvertierungen das Vertrauen der großen Maſſe der Gläubiger untergraben 
müſſen, daß deshalb gar zu leicht die Abſetzung ſpäterer Anleihen erſchwert wird 
und hierbei durch niedrige Kurſe viel von dem verloren geht, was die Konver⸗ 
tierung eingebracht hat. 

Eine ſtarke Tilgung der Anleihe kann, wie geſagt, ebenfalls deren 
Kurs beeinfluſſen, da ſie umfangreiche Ausloſungen zur Folge hat. Anderer⸗ 
ſeits iſt eine Tilgung nicht zu entbehren, weil regelmäßig die Werte, für welche 
die Anleihe aufgenommen iſt, ſich abnutzen und weil ferner nur eine beſtimmte 
Reihe von Generationen mit einer Anleihe belaſtet werden darf. Ewige An⸗ 
leihen ſind bedenklich, weil niemand zu überſehen vermag, ob überhaupt eine 
ſpäte Zeit die Laſt, welche ihr auferlegt wird, noch zu tragen vermag. 

Die heutigen Anleihen belaſten höchſtens zwei Generationen. Der Staat 
ſchreibt z. Z. einen Tilgungsſatz von mindeſtens 1¼ %% vor. In gewiſſen Fällen, 
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beſonders dann, wenn der Zweck der Anleihe ſchon vor dem Zeitpunkt der Tilgung 
bei einem Satz von 1¼% erſchöpft fein würde, ſoll ein höherer Tilgungsſatz 
gewählt werden, ſo bei Kanaliſationsanlagen 2%, bei Straßenbauten und 
ähnlichen Unternehmungen 2/%. Dient die Anleihe verſchiedenen Zwecken, 
fo iſt ein angemeſſener Durchſchnittsſatz zu errechnen. Da der Tilgungsſatz 
jährlich gleich bleibt, andererſeits aber der Zinſendienſt immer geringer wird 
und die erſparten Zinſen gleichfalls zur Tilgung verwendet werden, jo ver⸗ 
größern ſich die in den einzelnen Jahren zur Tilgung gelangenden Beträge 
ſehr raſch. Eine 4% ige Anleihe iſt bei einem Tilgungsſatz von 1%ͤ unter Zuwachs 
der erſparten Zinſen in 41 Jahren getilgt, bei 1¼% in 36 Jahren, bei 1½ / 
in 33 Jahren, bei 2% in 28 Jahren, bei 2% in 24 Jahren und bei 3% in 
21 Jahren. Die Tilgungszeit einer 3½% igen Anleihe beträgt in denſelben 
Fällen 43, 38, 34, 29, 25 und 22 Jahre. 

& Die Tilgung durch Ausloſung oder Ankauf iſt die übliche. Doch hat die 
Aufſichtsbehörde bisweilen auch eine andere Rückzahlungsart zugelaſſen. Danach 
wird durch Anſammlung eines beſtimmten Prozentſatzes der Schuldſumme 
für jedes Jahr ein Tilgungsfonds gebildet, der nach der üblichen Tilgungs⸗ 
zeit zur Rückzahlung der Geſamtſchuld auf einmal verwendet wird. Die Anlage 
des Fonds hat nach beſtimmten Anweisungen der Aufſichtsbehörde zu geſchehen 
und unterliegt ihrer Nachprüfung. Der Fonds kann unter Umſtänden zu be⸗ 
ſonderen Zwecken, etwa zur Förderung des Realkredits durch Ausleihung von 
Hypotheken, verwendet werden, allerdings nur bis zu dem Zeitpunkt der Rück⸗ 
zahlung der Anleihe. 

Außer den Anleihebeſtimmungen beeinfluſſen den Wert einer Anleihe die 
Bedingungen, unter denen die Begebung ſtattfindet. Die Begebung 
(Emiſſion) kann unmittelbar oder durch Vermittlung geſchehen. Im erſten Falle 
wendet ſich die Stadt ſogleich an das Publikum, indem in freihändigem Verkehr 
(durch die Stadtkaſſe oder Sparkaſſe) verkauft wird; im zweiten Falle wird 
die Vermittlung von Banken in Anſpruch genommen. In der Regel übernimmt 
ein Bankkonſortium die Anleihe zu einem beſtimmten Kurswert und es ver⸗ 
pflichtet ſich, die Anleihe zu einem beſtimmten Kurſe aufzulegen. Der Unter⸗ 
ſchied der Kurſe ſtellt den Bankgewinn dar. Naturgemäß ſind die Städte beſtrebt, 
einen möglichſt hohen Abnahmekurs zu erhalten, andererſeits können die Banken 
den Begebungskurs nur nach der Lage des Geldmarktes geſtalten. Die Ver⸗ 
handlungen zwiſchen Stadt und Konſortium drehen ſich außerdem häufig um 
die Frage, ob und für welche Zeitdauer die Stadt ſich verpflichten wird, die 
Geſamtkündigung oder die verſtärkte Tilgung auszuschließen oder ob ſie die 
Verpflichtung übernehmen wird, innerhalb einer gewiſſen Zeit eine Anleihe 
oder Anleiheteile nicht zu begeben. 

Die Unkoſten, welche eine Anleihe mit ſich bringt, entſtehen einmal 
durch die Begebung (3. B. die Proviſion, den Kursverluſt, den reichsrechtlichen 
Schlußnotenſtempel), ſodann aber durch die reichsrechtliche Schuldverſchreibung⸗ 
und Talonſteuer. Dieſe macht etwa 52 Pfennig auf das Hundert aus. 
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Eine wichtige Aufgabe für Staat und Stadt iſt es, den Anleihemarkt nicht 
zu überſättigen. Der Staat kann dem vorbeugen, indem er die Zwecke, für 
welche Anleihen aufgenommen werden können, beſchränkt und auch im übrigen 
die Anleihebeſtimmungen ſcharf umgrenzt. 

Um die Gemeinden über die Stellung der Staatsregierung nach dieſer 
Richtung aufzuklären, ſind in Miniſterialerlaſſen Grundſätze für die 
Erteilung der Genehmigung von Anleihen bekanntgegeben. 
Aus dieſen mag Folgendes hervorgehoben werden: „Die Erteilung eines 
Privilegiums zur Ausgabe von Inhaberpapieren darf nur dann nachgeſucht 
werden, wenn es ſich um die Beſchaffung der Mittel für außerordentliche Aus⸗ 
gaben zu gemeinnützigen, nicht bloß der Gegenwart, ſondern auch der ferneren 
Zukunft zugute kommenden Zwecken handelt. Unzuläſſig erſcheint hiernach die 
Aufnahme einer Anleihe für Zwecke, die erſt ſpäterhin des näheren beſtimmt 
werden ſollen, ſodann auch für Zwecke, welche entweder nur die Unterhaltung 
bereits beſtehender Anlagen oder zwar die Herſtellung neuer Anlagen betreffen, 
jedoch ſolcher, die alljährlich oder doch in ganz kurzen Zwiſchenräumen von 
neuem erforderlich werden. In dieſen letzteren Fällen handelt es ſich um regel⸗ 
mäßige Ausgaben, für welche mittels der ordentlichen Einnahmen des kommu⸗ 
nalen Haushalts Vorſorge getroffen werden muß.“ So ſollen die Ausgaben 
für die Schulbauten regelmäßig durch Anſammlung von Baufonds gedeckt 
werden. „Handelt es ſich um die Mittel zur Ausführung von Unternehmungen, 
welche, wie die Erbauung von Theatern, Konzerthallen und Ratskellergebäuden 
in der Regel über den engeren Kreis der ſtädtiſchen Verwaltungsaufgaben 
hinausgehen und mehr oder minder die Befriedigung von Luxusbedürfniſſen 
bezwecken, ſo iſt nachzuweiſen, daß entweder die Verzinſung und Tilgung des 
aufzuwendenden Kapitals in den Exträgniffen der Anlagen genügende Deckung 
findet oder die Leiſtungsfähigkeit der betreffenden Stadtgemeinde eine ſolche 
iſt, daß ihre Finanzlage nicht gefährdet und eine Steigerung der Anforderungen 
an die Steuerkraft ihrer Bewohner unbedenklich erſcheint“. Für kleinere Beträge 
ſollen Anleihen mit Ausgabe von Inhaberpapieren nicht aufgenommen werden, 
für größere Beträge auch nur dann, wenn ſie anderweitig und unter gleich 
günſtigen Bedingungen nicht zu erlangen ſind. Die Abänderung der Beſtim⸗ 
mungen eines Anleiheprivilegs kann nur mit ſtaatlicher Genehmigung erfolgen. 

Die Städte ſind lebhaft bemüht, die Ausgabe von Anleihen durch einen 
Ausgleich der Geldmittel untereinander zu beſchränken. Es beſteht bereits eine 
Geldvermittlungsſtelle, auch hat ſich der Deutſche Städtetag 
wiederholt mit der Frage der Errichtung einer Kommunalbank befaßt. Um 
kleinere Anleihen zu vermeiden, werden bisweilen Ausgleichsfonds 
gebildet, welche die Überſchüſſe guter Wirtſchaftsjahre aufnehmen. Eine der⸗ 
artige Geldmittelanſammlung kann auch durch Einſetzung beſonderer Mittel 
in den ſtädtiſchen Haushaltsplan erzielt werden. Dies iſt insbeſondere in Übung, 
wenn aus dem Fonds beſtimmt zu erwartende größere Ausgaben (z. B. für 
Schulbauten) gedeckt werden ſollen. 
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Der Haushaltsplan. Der ſtädtiſche Haushalt wird nach Rechnungsjahren 
geführt. Als Rechnungsjahr gilt gleichwie im Staatshaushalt der Zeit⸗ 
raum vom 1. April bis zum 31. März. Durch Gemeindebeſchluß kann an die 
Stelle eines Rechnungsjahres ein Zeitraum von zwei oder drei Rechnungs⸗ 
jahren geſetzt werden. Von dieſer Befugnis wird aber meiſt nur für kleinere 
Sondergebiete des Haushalts Gebrauch gemacht. 

Für jedes Rechnungsjahr wird ein Haushaltsplan oder Etat 
feſtgeſtellt. Der Etat iſt der Voranſchlag deſſen, was die Stadt im nächſten 
Jahre einnehmen und ausgeben wird. Darüber hinaus hat der Etat noch die 
verwaltungsrechtliche Bedeutung, daß er gegenüber dem Magiſtrat (Bürger⸗ 
meiſter) die Richtlinien für die Verwaltung feſtſetzt und im einzelnen die Summen 
beſtimmt, über die der Magiſtrat (Bürgermeiſter) zu verfügen berechtigt iſt. 
Um dieſe Summen genau feſtzulegen, wird der Etat in Sonderetats, Titel und 
Poſitionen oder ſonſtige Unterabteilungen zerlegt. Der Etat iſt alſo in dieſer 
Beziehung ein aus mancherlei Beſchlüſſen zuſammengeſetztes Ganzes und ſeine 
Einteilung kann nur durch Gemeindebeſchluß abgeändert werden. 

Wenn nun auch der Haushaltsplan die Grundlage für die Verwaltung 
bildet, ſo laſſen ſich Abweichungen nicht vermeiden, namentlich ſoweit die Poſi⸗ 
tionen allgemein gefaßt ſind oder ſich auf ſachliche Ausgaben beziehen. Dagegen 
werden die perſönlichen Ausgaben der Hauptſache nach im voraus ſicher geſchätzt 
und während des Rechnungsjahres eingehalten werden können. Grundſätzlich 
bedarf jede Aus gabenabweichung eines neuen Gemeindebeſchluſſes. 
Da aber die ſtarre Beobachtung dieſes Grundſatzes häufig mit großen Umſtänd⸗ 
lichkeiten, bisweilen auch mit Nachteilen für die Stadt verbunden iſt, wird mit⸗ 
unter der Magiſtrat (Bürgermeiſter) auf eigene Gefahr handeln und die nach⸗ 
trägliche Genehmigung der Stadtverordnetenverſammlung herbeiführen müſſen. 
Zweckmäßig iſt es, allgemein durch Gemeindebeſchluß zu beſtimmen, daß inner⸗ 
halb eines gewiſſen Prozentſatzes der Hauptſumme Etatsüberſchrei⸗ 
tungen ftatthaft find. Vielfach iſt auch Übung, daß während des Rechnungs- 
jahres die Stadtverordnetenverſammlung zu beſtimmten Zeitpunkten auf 
nachträgliche Anträge des Magiſtrats (Bürgermeiſters) ſogenannte Nach⸗ 
tragskredite bewilligt. 

Die Feſtſtellung der Einnahmen im Etat bekundet den Willen der 
ſtädtiſchen Körperſchaften, daß die zu den einzelnen Verwaltungsangelegenheiten 
erzielten Einkünfte getrennt — wenn auch nur buchmäßig — geſammelt werden. 
Der Magiſtrat (Bürgermeiſter) iſt deshalb nicht befugt, über die Einnahmen zu⸗ 
gunſten des betreffenden Verwaltungszweiges zu verfügen, wenn nichts beſon⸗ 
deres beſtimmt iſt. Auch wenn die Einnahmen den Voranſchlag überſteigen, bleiben 
fie der einſeitigen Verwendung durch den Magistrat (Bürgermeiſter) entzogen. 

Der Etat gibt einen Abſchnitt für den ſtädtiſchen Haushalt. Deshalb darf 
ohne beſondere Beſtimmung kein Einnahme- oder Ausgabepoſten in das folgende 
Etatsjahr hinübergenommen oder, wie es etatstechniſch heißt, in Reſtein⸗ 
nahme oder Reſtausga be geſtellt werden. 
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Über die Form des Etats beſtehen keinerlei geſetzliche Vorſchriften. 
Ebenſowenig hat die Praxis ein einheitliches Etatsmuſter herausgebildet. Viel⸗ 
mehr iſt die äußere Aufſtellung des Etats in den einzelnen Städten durchaus 
verſchieden. Die meiſten Städte haben aber das wohl gemein, daß ſie ſogenannte 
Bruttoetat3 führen; d. h. der Hauptetat weiſt die Einnahmen und Aus⸗ 
gaben der einzelnen Verwaltungszweige getrennt auf, während ein Netto— 
etat im Hauptetat nur diejenigen Zuſchuß⸗ und Überſchußſummen führt, 
welche in den einzelnen Unteretats entſtehen. Der Bruttogrundſatz greift auch 
regelmäßig in den Unteretats Platz, indem die Einnahmen und Ausgaben 
in den einzelnen Poſitionen gegenübergeſtellt werden und nicht etwa eine Ausgabe 
deshalb geringer eingeſtellt wird, weil dieſelbe Poſition auch Einnahmen er⸗ 
fahren wird. Der Unterſchied zwiſchen Einnahmen und Ausgaben tritt infolge⸗ 
deſſen erſt am Schluſſe eines jeden Etats in die Erſcheinung, entweder als Be- 
dürfnis (Zuſchuß oder dgl.) oder als Überſchuß oder als Ausgleichung. Dieſes 
etwas umſtändliche Verfahren iſt notwendig, um die Bewilligungen der Stadt⸗ 
verordneten im einzelnen in die Erſcheinung treten zu laſſen. 

Sehr zu empfehlen iſt die Trennung in ordentliche und außer- 
ordentliche Etats oder in Unterabſchnitte für ordentliche und außer⸗ 
ordentliche Einnahmen und Ausgaben. Denn dadurch wird am eheſten ein 
Überblick darüber gewährt, welche einmalige oder beſondere Einnahmequellen 
oder Bedürfniſſe entſtehen. Werden dieſe in dem Etat nicht geſondert geführt, 
ſo iſt die Gefahr nahe, daß ſpätere Etats, für die das Rechnungsergeb⸗ 
nis gemeinhin eine Richtſchnur bildet, auf falſcher Grundlage aufgebaut 
werden. 

Zumeiſt enthalten die Etats mehrere Spalten, welche die Voranſchläge 
und das tatſächliche Ergebnis eines Rechnungsjahres aufführen. Dies iſt zweck⸗ 
mäßig, um die Schätzung zu erleichtern und den ſtädtiſchen Körperſchaften einen 
ſicheren Einblick in die Finanzlage zu gewähren. 

Die Aufſtellung des Etats geht in den einzelnen Städten ver- 
ſchiedene Wege. Stets wird der Entwurf durch den Magiſtrat (Bürgermeiſter) 
bearbeitet. Während nun in einigen Städten der Etat zunächſt in den Fach⸗ 
kommiſſionen und darauf von der Stadtverordnetenverſammlung beraten wird, 
werden in anderen Städten die Fachkommiſſionen erſt gehört, wenn die Stadt- 
verordnetenverſammlung die erſte Leſung vorgenommen hat. In Frankfurt a. M. 
3. B. wird der Haushaltplan nach Erledigung im Magiſtrat durch den Ober- 
bürgermeiſter der Stadtverordnetenverſammlung mit mündlicher Erläuterung 
überreicht. Hier findet eine allgemeine Erörterung und alsdann die Überweiſung 
an die zuſtändigen Ausſchüſſe ſtatt. Dieſe berichten ſpäter der Verſammlung, 
machen gegebenenfalls Abänderungsvorſchläge und nunmehr erfolgt nach 
etwaiger Sondererörterung der endgültige Stadtverordnetenbeſchluß. In den 
größeren hannoverſchen Städten, um ein anderes Beiſpiel zu nehmen, berät 
erſt die Fachkommiſſion, dann die Finanzkommiſſion, dann erfolgt ein Vortrag 
des Bürgermeiſters in der gemeinſchaftlichen Sitzung der Stadtkollegien, darauf 
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Sonderberatung im Bürgervorſteherkollegium und endlich eine gemeinſame 
Schlußberatung beider Kollegien. 

Nach allen Städteordnungen iſt für die Aufſtellung des Etatsentwurfs 
durch den Magiſtrat (Bürgermeiſter) eine beſtimmte Friſt vorgeſehen. 
Dieſe Friſt iſt ſpäteſtens der dritte Monat vor Beginn des Rechnungsjahres, 
alſo der Januar. Die Städteordnung von Hannover begnügt ſich mit der Vor⸗ 
ſchrift, daß der Haushaltsplan im letzten Viertel eines jeden Rechnungsjahres 
durch den Magiſtrat zu entwerfen iſt. Abgeſehen von der Hannoverſchen Städte⸗ 
ordnung beſtimmen die Städteordnungen ferner, daß der Entwurf des Etats, 
ehe er von der Stadtverordnetenverſammlung feſtgeſtellt iſt, zur Einſicht aller 
Einwohner offengelegt wird. Die Dauer der Offenlegung hat acht, 
in Schleswig⸗Holſtein vierzehn Tage zu betragen. Zweck der Beſtimmung iſt, 
der Bürgerſchaft einen Einblick in die wirtſchaftliche Lage der Stadt zu gewähren. 
Die Schleswig⸗Holſteiniſche Städteordnung ſtellt den Gemeindeangehörigen 
ausdrücklich frei, binnen der Offenlegungsfriſt „Bemerkungen über den Anſchlag 
bei dem Magiſtrat ſchriftlich einzubringen.“ Ein gleiches Recht wird den Ein⸗ 
wohnern auch in den übrigen Landesteilen zuzugeſtehen ſein. 

In Städten mit Magiſtratsverfaſſung hat die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung ſich an die Grenzen des vom Magiſtrat vorgelegten Ent⸗ 
wurfs zu halten. Sie kann zwar einzelne Poſten aus dem Entwurf ſtreichen, 
aber nicht ohne Zuſtimmung des Magistrats Poſten, die einen Gemeindebeſchluß 
erfordern, erhöhen oder hinzufügen. Erfolgt eine Einigung nicht, ſo iſt ein 
Gemeindebeſchluß nicht zuſtande gekommen. Wenn es ſich aber lediglich um 
die Schätzung der vorausſichtlichen Einnahmen oder Ausgaben handelt, ſo iſt 
ein Gemeindebeſchluß nicht notwendig. Hier wird man der Stadtverord— 
netenverſammlung das entſcheidende Wort zugeſtehen müſſen, es ſei denn, 
daß ſie einen ungeſetzlichen, der Beanſtandung des Magiſtrats unterliegenden 
Beſchluß faſſen würde. 

In Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung iſt die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung nicht an den vom Bürgermeiſter aufgeſtellten Entwurf gebunden. 
Dort kann ſie auch gegen die Stimme des Bürgermeiſters Erhöhungen oder 
Neueinſtellung von Poſten beſchließen. 

Die Deckung des Defizits muß mangels verfügbarer Mittel durch 
Einführung neuer oder Erhöhung vorhandener Steuern geſchehen. Hier tritt 
das im folgenden Kapitel behandelte Steuerbewilligungsrecht der ſtädtiſchen 
Körperſchaften in die Erſcheinung. Kommt ein gültiger Beſchluß nicht rechtzeitig 
zuſtande, ſei es, weil die ſtädtiſchen Körperſchaften ſich nicht einigen können, 
ſei es, daß ſonſtige Hinderniſſe ſich in den Weg ſtellen, jo greift das Seite 230 
behandelte Verfahren Platz. Die danach zu erhebenden Steuern hat der Magiſtrat 
(Bürgermeiſter) einzuziehen, auch wenn der Etat nicht feſtgeſtellt iſt. Ebenſo 
hat der Magistrat (Bürgermeiſter) bei nicht rechtzeitiger Etats⸗ 
feſtſtellung die aus zivilrechtlichen oder öffentlich⸗rechtlichen Gründen 
feſtſtehenden Einnahmen zu erheben und diejenigen Ausgaben zur Anweiſung 
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zu bringen, auf die ein Anſpruch befteht; fo find die Gehälter, Mieten, Löhne 
u. dgl. zu zahlen. Auch werden ſonſtige Ausgaben zu leiſten ſein, die zur Auf⸗ 
rechterhaltung der Ordnung in den ſtädtiſchen Verwaltungszweigen und Be⸗ 
trieben erforderlich ſind. Dagegen können Ausgaben, die nicht unbedingt not⸗ 
wendig ſind, nicht gemacht werden. Gegebenenfalls wird das Zwangsetati⸗ 
ſierungsrecht des Staates (Seite 201) einzutreten haben. 

Eine Veröffentlichung des feſtgeſtellten Etats iſt nicht 
vorgeſchrieben. Lediglich die Schleswig⸗Holſteinſche Städteordnung ſieht vor, 
daß der weſentliche Inhalt des Haushaltsplans „auf die in jeder Stadt übliche 
Weiſe durch den Druck zu veröffentlichen“ iſt. Ein gleiches Verfahren iſt in 
den meiſten Städten ſämtlicher Landesteile zur Übung geworden. 

Die Aufſichtsbehörde wirkt bei der Feſtſtellung des Haushalts⸗ 
plans nicht mit. Der Bezirksausſchuß hat jedoch einen gewichtigen Einfluß 
auf ſeine Geſtaltung durch die Genehmigungsbefugnis, die ihm bei der Er⸗ 
hebung gewiſſer Gebühren, Beiträge und Steuern zuſteht. Auch die Zwangs⸗ 
etatiſierung gibt den Staatsbehörden die Möglichkeit, den Etat anders zu ge⸗ 
ſtalten, als die Gemeindekörperſchaften beſchloſſen haben. Im übrigen aber 
fann die Aufſichtsbehörde Einnahmen und Ausgaben nur zur Abſetzung ge- 
langen laſſen, wenn durch ihre Einſtellung in den Etat die Befugniſſe der Stadt- 
verordnetenverſammlung überſchritten oder die Geſetze verletzt werden; ſie kann 
alsdann, wie Seite 181 ausgeführt, den Gemeindevorſtand anweiſen, die Be⸗ 
ſchlüſſe zu beanſtanden. 

Um der Aufſichtsbehörde die rechtzeitige Einficht des Etats zu ermöglichen, 
muß nach den Geſetzen eine Abſchrift des feſtgeſtellten Etats ſofort dem Regierungs⸗ 
präſidenten, in Berlin dem Oberpräſidenten, eingereicht werden. Die Hanno⸗ 
verſche Städteordnung erfordert die Einſendung des Etats an die Aufſichts⸗ 
behörde nach vorgängiger Beratung der ſtädtiſchen Körperſchaften, aber noch 
vor der Feſtſtellung; auch beſtimmt ſie, daß ſpätere Abweichungen vom Haus⸗ 
haltsplan gleichfalls der Aufſichtsbehörde anzuzeigen find, allerdings erſt dann, 
wenn ſie beſchloſſen ſind. 

Rechnungslegung, Buchführung und Kaſſenweſen. Die Jahres⸗ 
rechnung iſt die rechnungsmäßige Zuſammenſtellung der Einnahmen und 
Ausgaben eines abgeſchloſſenen Haushaltsjahres. Über die formelle Erledigung 
einer Jahresrechnung geben die Städteordnungen einige bindende Vorſchriften. 
Danach hat binnen einer beſtimmten Friſt der Einnehmer (nach der Oſtlichen, 
Weſtfäliſchen und Rheiniſchen Städteordnung) oder die Stadtkaſſe (nach der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Städteordnung) oder der Stadtrechner (nach der 
Heſſen⸗Naſſauiſchen Städteordnung) oder die betreffende Verwaltungsſtelle 
(nach dem Frankfurter Stadtgeſetz) oder endlich der Rechnungsführer (nach 
der Hannoverſchen Städteordnung) die Jahresrechnung dem Magiſtrat (Bürger⸗ 
meiſter) einzureichen. Die Friſt wird nach den Städteordnungen für Schleswig⸗ 
Holſtein und Hannover durch Ortsſtatut beſtimmt. Eine gleiche Regelung kennen 
die übrigen Städteordnungen; doch haben dieſe für den Fall des Fehlens eines 
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Ortsſtatuts geſetzliche Friſten feſtgeſetzt, und zwar die Oſtliche, Weſtfäliſche 
und Frankfurter Städteor dnung den 1. Mai, die Rheiniſche Städteordnung 
den 1. Juni, die Heſſen⸗Naſſauiſche Städteordnung den 1. Auguſt. 

Der Magiſtrat (Bürgermeiſter) hat die Rechnung zu prüfen und mit den 
gezogenen Erinnerungen den Stadtverordneten (Bürgervorſtehern), in Schleswig⸗ 
Holſtein den Stadtkollegien vorzulegen. In der letztgenannten Provinz iſt noch 
eine beſondere Vorprüfung durch eine von beiden Stadtkollegien einzuſetzende 
Reviſionskommiſſion geſetzlich vorgeſchrieben. Auch in anderen Landesteilen 
werden mitunter derartige Kommiſſionen beſtellt, welche die Arbeit des Magiſtrats 
oder der Stadtverordnetenverſammlung erleichtern ſollen. 

Die Feſtſtellungder Jahresrechnung und die Entlaſtung 
des Rechnungslegers geſchieht in Städten mit Magiſtratsverfaſſung 
durch Beſchlüſſe beider Kollegien, die in Schleswig⸗Holſtein und Hannover in 
gemeinſchaftlicher Sitzung gefaßt werden. In Städten mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung genügt die Beſchlußfaſſung der Stadtverordnetenverſammlung. 
Auch für die Feſtſtellungsbeſchlüſſe find — abgeſehen von Hannover — Friſten 
vorgeſehen, die in Schleswig⸗Holſtein durch Ortsſtatut (ſpäteſtens bis zum 
nächſtfolgenden 31. März) beſtimmt werden, nach den übrigen Städteordnungen 
ortsſtatutariſch feſtgeſtellt werden können und in Ermangelung eines Ortsſtatuts 
für die öſtlichen Provinzen und Frankfurt a. M. bis zum 1. Oktober, für Weſtfalen 
und die Rheinprovinz bis zum 1. September, nach der Heſſen Naſſauiſchen 
Städteordnung bis zum 1. Januar laufen. 

Eine Veröffentlichung der Rechnung iſt in Hannover, Weſtfalen 
und der Rheinprovinz vorgeſchrieben. In den beiden letzteren Provinzen iſt 
die Rechnung während vierzehn Tagen nach erfolgter Feſtſetzung den Einwohnern 
zur Einſicht aufzulegen. In Hannover hat der Magiſtrat einen dem Haushalts- 
plan entſprechenden Auszug aus der Rechnung binnen vierzehn Tagen nach 
dem Eingang, alſo noch vor der Feſtſtellung durch die Körperſchaften, bekannt⸗ 
zumachen. 

In allen Landesteilen — abgeſehen von Hannover — iſt der Aufſichts⸗ 
behörde eine Abſchrift des Feſtſtellungs⸗, in Heſſen⸗Naſſau auch des Ent⸗ 
laſtungsbeſchluſſes ſofort vorzulegen. In Hannover iſt dagegen binnen vierzehn 
Tagen nach dem Rechnungseingang der oben erwähnte bekanntzumachende 
Auszug der Aufſichtsbehörde einzureichen. 

In der Regel werden der Feſtſtellungs⸗ und Entlaſtungs⸗ 
beſchluß miteinander verbunden. Jedoch haben ſie rechtlich eine durchaus 
verſchiedene Bedeutung. Jener will einen endgültig feſtſtehenden Abſchnitt 
des ſtädtiſchen Rechnungsweſens ſchaffen und die Grundlage für die ſpäteren 
Jahresrechnungen geben. Der Beſchluß kann auch vorbehaltlich der Erledigung 
einzelner Erinnerungen erfolgen. Nicht immer ſchließt er die Kaſſenführung 
des vergangenen Wirtſchaftsjahres ab. Vielmehr werden oft Poſten als Reſte 
in das folgende Jahr übernommen werden müſſen. Der Entlaſtungsbeſchlußz 
bedeutet die Erklärung, daß Anſprüche gegen die Verwaltung nicht mehr zu 
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erheben ſind. Dieſer Beſchluß ſchließt indes eine jpätere Inanſpruchnahme 
von Beamten wegen vorſätzlicher oder fahrläſſiger unerlaubter Handlungen 
nicht aus, ebenſowenig eine ſtrafrechtliche oder difziplinare Ahndung. 

Von großer Bedeutung für die Rechnungslegung ift eine geordnete Buch⸗ 
führung. Hierfür beſtehen geſetzliche Vorſchriften nicht. Jedoch hat ſich 
in der Praxis nach dem Muſter der Staatsverwaltung ein ſogenanntes kamera⸗ 
liſtiſches Buchführungsweſen herausgebildet, das eine gänzlich andere Form 
wie die kaufmänniſche Buchführung angenommen hat. Die Urſache liegt darin, 
daß der Kaufmann aus ſeinen Büchern jederzeit die Einnahmen, die Ausgaben, 
den Zu- und Abgang feiner Handelsgegenſtände, den Einkaufs- und Verkaufs⸗ 
preis, die Forderungen und Schulden erſehen muß, während die ſtädtiſchen 
Bücher in erſter Linie ausweiſen ſollen, wieviel auf eine beſtimmte Etatsſtelle 
vereinnahmt und verausgabt iſt. Die kaufmänniſche Buchführung dient in 
ihrem Endzweck der Aufſtellung der Bilanz und der Gewinn- und Verluſt⸗ 
rechnung, die ſtädtiſche Buchführung dem Nachweis, daß die Verwaltung ihre 
Ausgaben im Rahmen der erteilten Vollmacht gehalten hat, daß die Einnahmen 
ordnungsmäßig abgeführt ſind, ſowie der Feſtſtellung, welchen Überſchuß der 
betreffende Verwaltungszweig am Jahresſchluß bringt oder in welcher Höhe 
er ſtädtiſche Mittel beanſprucht hat. Dieſe verſchiedenartigen Zwecke des Kauf⸗ 
manns und einer Verwaltung laſſen die Übertragung des kaufmänniſchen Syſtems 
auf eine behördliche Kaſſe nicht ohne weiteres zu. Nur da iſt kaufmänniſche 
Buchführung am Platze und auch erſtrebenswert, wo ein ſtädtiſcher Betrieb 
ein gewerbliches Unternehmen darſtellt. Aber auch dann wird die gleichzeitige 
Führung kameraliſtiſcher Bücher ſolange nicht vermieden werden können, als 
die Stadtverordnetenverſammlung ihr Bewilligungs⸗ und Nachprüfungsrecht 
bis ins einzelne ſich wahren will. 

Was die Form der kaufmänniſchen Buchführung angeht, 
ſo hat man zwiſchen einfacher und doppelter Buchhaltung zu unterſcheiden. 
Die einfache Buchführung kennt in der Regel ein Kaſſabuch, in dem alle Geld⸗ 
einſchreibungen ſtattfinden, ein Einkaufs⸗ und ein Verkaufsbuch, ferner ein 
Merkbuch oder Memorial, in dem alles gebucht wird, was in die drei erſtge⸗ 
nannten Bücher nicht paßt (z. B. Annahme eines akzeptierten Wechſels für 
gelieferte Waren), ſodann ein Hauptbuch (Kontobuch, Kreditoren und Debitoren⸗ 
buch), welches die auf die gleiche Perſon ſich beziehenden, in den bisher erwähnten 
Büchern der Zeitfolge nach vermerkten Vorgänge ſammelt, und endlich ein 
Inventarienbuch für die Geſchäftseröffnung und den Jahresabſchluß. Mitunter 
werden Einkaufs- und Verkaufsbücher nicht geführt und die erforderlichen 
Buchungen nur im Kaſſabuch und Merkbuch vorgenommen. 

Die doppelte Buchführung unterſcheidet ſich von der einfachen Buchführung 
dadurch, daß das Hauptbuch nicht nur Perſonenkonten (das Kontokurrentkonto), 
ſondern auch Sachkonten umfaßt, ſowie dadurch, daß jeder Geſchäftsgang doppelt 
vermerkt wird, und zwar wird dieſelbe Summe eines Poſtens, welche auf einem 
Konto in das Soll (Debet) geſtellt wird, auf einem andern Konto in das Haben 
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(Kredit) gebracht. Zu dieſem Zweck müſſen eine Reihe von Sachkonten gebildet 
werden, z. B. das Warenkonto, bei den Banken das Effekten⸗ und Wechſelkonto, 
ferner das Gewinn- und Verluſtkonto und das Bilanzkonto. Die Sachkonten 
werden als eine Perſon behandelt, die empfängt und ausgibt. Ein Beiſpiel: 
A liefert eine Ware, er wird für 1000 M. Gläubiger. Im Hauptbuch wird gebucht 
unter Soll: an A 1000 M., unter Haben: bei Warenkonto 1000 M.; im Waren⸗ 
konto wird gebucht unter Soll: an Hauptbuch 1000 M., unter Haben: bei Konto⸗ 
kurrentkonto 1000 M.; im Kontokurrentkonto wird gebucht unter Soll: an 
Warenkonto 1000 M., unter Haben: bei Bilanzkonto 1000 M.; im 
Bilanzkonto wird gebucht unter Soll: an Kontokurrentkonto 1000 M., unter 
Haben: bei Privatkonto 1000 M. Eine entſprechende nur umgekehrte Buchung 
findet bei Ausgang der Ware ſtatt. Der etwaige Gewinn und Verluſt läuft 
ebenfalls durch die Bücher und endet ſchließlich im Gewinn- und Verluſtkonto. 
Hier ergibt ſich beim Abſchluß des Kontos auf der Soll⸗ und Haben-Geite eine 
verſchiedene Summe, der Saldo. Dieſer wird auf die Seite der kleineren Summe 
geſetzt. Steht er unter Soll, ſo bedeutet dies Gewinn, ſteht er unter Haben, 
ſo liegt ein Verluſt vor. 

Die kameraliſtiſche Buchhaltung baut ſich in der Regel auf 
die Kaſſenbücher und die Einnahme⸗ und Ausgabeanweiſungen des Bürger⸗ 
meiſters oder des Magiſtrats auf. Die Kaſſenbücher führt der Kaſſierer. Neben 
ihm ſteht der Buchhalter, der in zeitlicher Folge ein Gegenbuch, das Journal, 
und außerdem ein Hauptbuch, das Manual, führt. Letzteres iſt nach den Etats⸗ 
ſtellen eingeteilt; es läßt daher jederzeit erkennen, wieviel auf eine Etatsſtelle 
vereinnahmt oder verausgabt iſt. 

Die Überwachung der Kaſſenbuchführung geſchieht dadurch, daß die einzelnen 
Dienſtſtellen Einnahme⸗ und Ausgabekontrollen mit vorgetragenem Etatsſoll 
führen. Zur Ergänzung der Ausgabekontrollen dienen Verzeichniſſe über die 
übernommenen, aber noch nicht erfüllten Verpflichtungen aus Verträgen, 
Beſtellungen u. dgl. Eine Ergänzung der Einnahmekontrollen bilden die Fallig⸗ 
keitsregiſter für ſtändige und Verzeichniſſe für unſtändige Einnahmen. In regel⸗ 
mäßigen Zwiſchenräumen werden Auszüge aus den Einnahme⸗ und Ausgabe⸗ 
kontrollen oder dieſe ſelbſt zur Nachprüfung der Kaſſenführung verwendet. 

Sehr wichtig zur Kaſſenüberwachung iſt die geordnete Sammlung der 
Belege, d. |. die Einnahme⸗ und Ausgabeanweiſungen. Letztere werden vielfach 
auf den Rechnungen, Lohnliſten u. dgl. verfügt. Die Belege müſſen die Angabe 
der Verbuchung bei der Kaſſenſtelle und bei der Einnahme⸗ oder Ausgabe⸗ 
kontrolle enthalten, auch müſſen ſie im übrigen vorſchriftsmäßig vollzogen, 
3. B. mit Quittung in rechtsgültiger Form verſehen ſein. 

Dies ſind die Grundzüge der ſtädtiſchen Buchführung. Im einzelnen ent⸗ 
wickelt ſie ſich naturgemäß durchaus verſchieden; auch werden bisweilen nicht 
ſämtliche Arten von Büchern geführt. So ift es bei Sparkaſſen üblich, für die 
einzelnen Konten nicht Bücher, ſondern Karten (fliegende Konten) aufzuſtellen. 
Ferner beſtehen neben der eigentlichen kaſſenmäßigen Buchhaltung noch eine 
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Reihe von Büchern, die nicht die Einnahme⸗ und Ausgabebewegung, ſondern 
den Beſtand an Gegenſtänden innerhalb der betreffenden Verwaltungsſtelle 
anzeigen, z. B. die Inventarienbücher, die Materialienverzeichniſſe u. dgl. 

Ebenſowenig wie die Buchführung iſt die Kaſſenverwaltung 
durch geſetzliche Vorſchriften gebunden. Meiſtens beſtehen beſondere Kaſſen⸗ 
ordnungen. Zu beachten iſt hierbei, daß nach den Städteordnungen in Städten 
mit Magiſtratsverfaſſung der Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung der Bürgermeiſter die Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen hat 
und für ein geordnetes Kaſſenweſen verantwortlich iſt. Das Kaſſenanweiſungs⸗ 
recht kann der Magiſtrat auch auf beſtimmte Magiſtratsperſonen, auf Depu⸗ 
tationen oder ihre Mitglieder wie auch an ſonſtige in der Stadtverwaltung 
tätige Perſonen übertragen. Das gleiche Recht hat in Städten mit Bürger⸗ 
meiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter; jedoch iſt hier ein beſonderer Über⸗ 
tragungsakt an die geſetzlichen Vertreter des Bürgermeiſters (die Beigeordneten 
u. dgl.) nicht erforderlich. In größeren Städten mit Magiſtratsverfaſſung 
wird mancherorts das ſtädtiſche Rechnungs⸗ und Kaſſenweſen dem Kämmerer 
zugewieſen. Dieſer iſt regelmäßig eine Magiſtratsperſon. In Hannover iſt 
ein Kämmerer ſtets zu beſtellen. Indeſſen darf er hier nicht Magiſtratsmitglied 
ſein. Zu bemerken iſt noch, daß der Hannoverſche Kämmerer geſetzlich eine 
angemeſſene Sicherheit zu leiſten hat. 

Über die Kaſſenreviſionen enthalten die Geſetze einige bindende 
Beſtimmungen. Nach allen Städteordnungen, abgeſehen von der Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen, iſt von jeder regelmäßigen Reviſion den Stadtverordneten 
(Bürgervorſtehern) Kenntnis zu geben, damit ſie einen oder mehrere Stadt⸗ 
verordnete zur Teilnahme abordnen können. Außerordentliche Reviſionen 
werden von den Städteordnungen, mit Ausnahme der Hannoverſchen und 
Schleswig⸗Holſteiniſchen, erwähnt. Hierzu kann in der Rheinprovinz ein 
Stadtverordneter zugezogen werden, während in den übrigen in Betracht 
kommenden Landesteilen der Vorſitzende der Stadtverordnetenverſammlung 
oder ein von dieſer ein für allemal bezeichneter Stadtverordneter zugezogen 
werden muß. In Schleswig⸗Holſtein iſt die Zuziehung eines oder mehrerer 
Stadtverordneter zu jeder Reviſion erforderlich; zu dieſem Zweck hat die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung beim Jahresbeginn die betreffenden Stadtverordneten 
und ihre Vertreter zu wählen. Die Stadtverordneten (Bürgervorſteher) können 
niemals ſelbſtändig eine Kaſſe nachprüfen. Jedoch kann die Stadtwerordneten⸗ 
verſammlung (das Bürgervorſteherkollegium) kraft ihres Kontrollrechts verlangen, 
daß eine außerordentliche Reviſion vorgenommen wird. 

Bei den Kaſſenreviſionen werden regelmäßig die Beſtände aufgenommen 
und mit dem aus den Büchern erſichtlichen Beſtande verglichen: auch werden 
Stichproben zwiſchen den Büchern und Belegen vorgenommen. In größeren 
Städten werden hierbei meiſt geſchulte Rechnungsbeamte zugezogen, bisweilen 
auch mit der vollſtändigen Nachprüfung der Bücher und ihrer Unterlagen be⸗ 
auftragt. 
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Neben den Kaſſenreviſtonen find auch beſondere Bure aureviſionen, 
Materialien⸗ und Inventarreviſionen in Übung. Hierbei wird feſtgeſtellt, ob 
die gegen die Kaſſe zu führenden Einnahme- und Ausgabekontrollen, Termin⸗ 
kalender, Akten uſw. ordnungsmäßig angelegt und geführt werden und ob 
die Materialien u. dgl. vorhanden ſind. Die ordentliche Führung einer von 
dem Kaſſenweſen getrennten anordnenden Verwaltung und in den Betrieben 
eine abgeſonderte Lagerung der Waren und ſonſtigen Beſtände bietet eine gute 
Sicherheit gegen Kaſſenverluſte. 
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11. Kapitel. 
Die Gemeindeabgaben. 


Die Grundlagen des Beſteuerungsrechts. Die Beſteuerung entſpringt 
dem ſtaatlichen Finanzhoheitsrecht. Daher ſteht ſie den Städten nur ſo 
weit zu, als ſie ihnen durch Geſetz verliehen iſt. Dies iſt durch das Kommunal⸗ 
abgabengeſetz vom 14. Juli 1893 und einige Sondergeſetze geſchehen. Das 
Kommunalabgabengeſetz gibt gewiſſe Grundſätze, an welche die Städte gebunden 
ſind. Im Rahmen dieſer Beſtimmungen haben die Städte Bewegungsfreiheit. 
Wenn es ihnen aber auch überlaſſen iſt, welchen Gebrauch ſie von dieſer Freiheit 
machen, ſo hat ſich doch eine gewiſſe Steuerpolitik herausgebildet. Dieſe iſt 
naturgemäß im einzelnen je nach dem Gepräge der Einwohnerſchaft und der 
ſtädtiſchen Körperſchaften verſchieden. Im allgemeinen aber iſt ſie dahin gerichtet, 
daß nach Möglichkeit die Vorteile abgewogen werden, die der einzelne oder 
eine beſtimmte Klaſſe von den Einrichtungen der Gemeinde hat, daß die Steuern 
möglichſt gerecht auf Beſitz, Erwerb und Genuß verteilt werden und daß die 
Erhebung der Abgaben ſo einfach und billig wie möglich und in einer Weiſe 
geſtaltet wird, die am wenigſten läſtig wirkt. Das Streben nach ſteuerlicher 
Gerechtigkeit wird allerdings ſtets Stückwerk bleiben, ſchon deshalb, weil es ein 
faum erreichbares Maß uneigennützigen Empfindens auf ſeiten des Belaſteten 
vorausſetzt. Aber dennoch iſt dieſe ſteuerliche Gerechtigkeit mehr als ein Begriff, 
fie ift eine fittliche Grundlage der Selbſtverwaltung und es würde einen Schritt 
zum Niedergang bedeuten, wenn man dieſe Grundlage aus Willkür oder auch 
nur aus Gleichgültigkeit verlaſſen würde. Für die Ausübung des Beſteuerungs⸗ 
rechts wie für die Beſteuerten iſt eine gewiſſe Erkenntnis des Steuerweſens 
notwendig, die in edelſter Form wohl von Montesquieu (Vom Geiſt der Geſetze, 
dreizehntes Buch, erſtes Kapitel) wiedergegeben iſt: „Die Einkünfte des Staates 
ſind ein Teil, welchen jeder Bürger von ſeinem Vermögen gibt, um den anderen 
Teil in Sicherheit zu haben oder ihn in Ruhe und Frieden zu genießen. Um 
dieſe Einkünfte wohl zu beſtimmen, muß man ſowohl auf die Notwendigkeit 
des Staates als auf die Notwendigkeiten der Bürger ſehen. Man muß dem 
Volke nichts von ſeinen wirklichen Bedürfniſſen für eingebildete Bedürfniſſe 
des Staats entziehen. Zur Beſtimmung keiner Sache wird mehr Weisheit und 
Klugheit erfordert als zur Beſtimmung des Teils, den man den Untertanen 
nimmt, und des Teils, den man ihnen läßt. Man muß die öffentlichen Einkünfte 
nicht nach dem abmeſſen, was das Volk geben kann, ſondern nach dem, was es 
zu geben ſchuldig iſt. Und mißt man ſie nach dem ab, was es geben kann, ſo 
muß es wenigſtens nach dem geſchehen, was es immer geben kann“. 

Die vom Kommunalabgabengeſetz behandelten Abgaben ſind Steuern, 
Gebühren, Beiträge und Naturaldienſte. Die Steuern werden zur Beſtreitung 
der allgemeinen Bedürfniſſe, Gebühren und Beiträge als Gegenleiſtung für 
beſtimmte Maßnahmen der Gemeinde erhoben. Steuern, Gebühren und Bei⸗ 
träge gehen lediglich auf Geldleiſtungen. Die Befugnis, Abgaben in Natur 
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zu fordern, haben die heutigen Städte nicht mehr und nur noch in geringem 
Maße beſteht das Recht auf Dienſtleiſtungen. 

Die Steuern werden in direkte und indirekte Steuern ge- 
ſchieden. Die Abgrenzung iſt nicht immer genau feſtzuſtellen. Als Regel wird 
angenommen, daß jene die Einnahme, dieſe die Ausgabe belaſten, daß jene 
ſich auf das Einkommen oder auf Einkommenszweige gründen, Perſonen oder 
Sachen treffen, dieſe an Vorgänge des Verkehrs oder des Verbrauchs anknüpfen. 
Die Geſetze ſehen als direkte Steuern an die Einkommen-, Miet-, 
Wohnungs⸗, Vermögensſteuer und die Ertrag⸗ oder Realſteuern. Als Real⸗ 
ſteuern gelten die Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer. Unterarten der 
Gewerbeſteuer find die Wandergewerbeſteuer, die Wanderlagerſteuer, die Waren 
hausſteuer und die Betriebsſteuer für den Betrieb der Gaſtwirtſchaft, der 
Schankwirtſchaft und des Kleinhandels mit Branntwein oder Spiritus. In 
direkte Steuern ſind insbeſondere die Steuer vom Umſatz der Grundſtücke 
(die Umſatzſteuer) mit der Unterart der Wertzuwachsſteuer, die Schlacht- und Mahl⸗ 
ſteuer, Bierſteuer, Schankerlaubnisſteuer, Luſtbarkeitsſteuer und die Hundeſteuer. 

Welche Steuerart die gerechtere iſt, wird immer zweifelhaft bleiben. Die 
direkte Steuer hat vor der indirekten den Vorzug, daß ſie leichter zu überwachen iſt, 
verhältnismäßig ſtetige Erträge liefert und den trifft, den ſie treffen ſoll. Die 
indirekte Steuer andererſeits hat den Vorteil, daß fie nicht unmittelbar fo ſchwer 
empfunden wird wie die direkte Steuer, weil ihre Fälligkeit regelmäßig nicht 
kalendermäßig eintritt, weil die Mittel für die Steuer durch Preiserhöhung 
des umgeſetzten Gegenſtandes aufgebracht oder auf breite Schultern verteilt 
werden können und weil endlich ihre Zahlung mitunter durch Unterlaſſen des 
ſteuerpflichtigen Vorgangs vermieden werden kann. Dahingegen ſind die 
mittelbaren Wirkungen der indirekten Steuern in wirtſchaftlicher Hinſicht oft 
ſo bedeutend, es iſt ſo ſchwierig, die äußerſten Folgen zu überblicken und zu 
erkennen, wer der tatſächlich Belaſtete iſt, daß die Einführung indirekter Steuern 
äußerſt vorſichtiger Erwägungen bedarf. Insbeſondere gilt dies für die Beſteue⸗ 
rung der Lebensmittel und des Grundſtücksverkehrs, während Steuern, die 
als Abwehrmaßregel gedacht ſind, eine weniger peinliche Behandlung vertragen. 

Das Kommunalabgabengeſetz hat ſich für den Grundſatz entſchieden, daß 
zunächſt Gebühren und Beiträge, dann indirekte Steuern und erſt an letzter 
Stelle direkte Steuern zu erheben ſind. Indeſſen werden Hunde⸗, Luſtbarkeits⸗ 
ſowie „ähnliche, durch beſondere Rückſichten gebotene Steuern“ von dieſer 
Reihenfolge ausgenommen, offenſichtlich in der Erwägung, daß Steuern, die 
polizeiliche und ſoziale Geſichtspunkte berückſichtigen, beſonders empfehlenswert, 
jedenfalls aber vom Geſetzgeber zu erleichtern ſind. Die direkten Steuern werden 
auf alle Steuerpflichtigen gleichmäßig verteilt. Doch iſt mit Genehmigung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes eine Vor⸗ oder Minderbelaſtungvoncemeindebezirken 
oder von Klaſſen der Pflichtigen geſtattet, wenn ſie durch Veranſtaltungen in 
beſonders hervorragendem Maße betroffen und für die Veranſtaltungen Bei⸗ 
träge nicht erhoben werden. 
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Da ſowohl Reich und Staat wie die Kommunen auf öffentliche Gefälle 
angewieſen ſind, war eine AbgrenzungdeskommunalenSteuer⸗ 
rechts gegenüberdemjenigendes Reichs und des Staats 
erforderlich. Das Reich und der Staat haben die Ausübung ihres Finanzhoheits⸗ 
rechts gegeneinander dahin abgeſteckt, daß das Reich in der Regel die indirekten, 
der Staat die direkten Steuern erfaßt. Die kommunale Beſteuerung mußte 
daher hinſichtlich der indirekten Steuern auf diejenigen Arten beſchränkt werden, 
die von der Reichsbeſteuerung nicht getroffen werden. Indeſſen ift dieſer Grund⸗ 
ſatz nicht klar durchgeführt worden; vielmehr kommt es vor, daß ein und derſelbe 
Vorgang von der Reichs⸗ und Kommunalſteuer, bisweilen auch von der Staats⸗ 
ſteuer erfaßt wird. Schärfer begrenzt ift die Zuftändigfeit auf dem Gebiete 
der direkten Steuern, wo Staat und Stadt ſich begegnen. Hier iſt als Regel 
zu erkennen, daß die Realſteuer den Städten belaſſen und die übrigen Steuern 
geteilt ſind. 

Im einzelnen iſt der Rechtszuſtand folgender: Nein ftaatlich iſt die durch 
das Ergänzungsſteuergeſetz behandelte Vermögensſteuer und die Wander⸗ 
gewerbeſteuer. Die Einkommenſteuer wird vom Staat erhoben und kann daneben 
von den Gemeinden regelmäßig in Form von Zuſchlägen zur Staatseinkommen⸗ 
ſteuer in Anſpruch genommen werden. Die Grund-, Gebäude⸗, Gewerbe⸗ 
und Betriebsſteuer iſt ſeit dem 1. April 1895 für den Staat außer Hebung geſetzt, 
wird aber von ihm noch veranlagt, da das Veranlagungsergebnis als Grundlage 
für die Ausübung gewiſſer politiſcher Rechte (4. B. des Wahlrechts nach der 
Dreiklaſſenordnung, des Wahlrechts zum Kreistage im Verbande der größeren 
Grundbeſitzer und Gewerbetreibenden) oder für die Berechnung gewiſſer öffent⸗ 
licher Abgaben (z. B. der Provinzial⸗ und der Kreisumlage, von Gemeinde⸗ 
abgaben, der Handelskammerbeiträge) dient. Die Grund-, Gebäude⸗ und 
Gewerbeſteuer kann von den Gemeinden in Prozenten der Staatsſteuer oder 
als beſondere Steuer erhoben werden. Die Betriebsſteuer ſowie die Wander⸗ 
lager⸗ und die Warenhausſteuer find zwar Staatsſteuern, doch fließt die Wander⸗ 
lagerſteuer in Orten über 2000 Einwohnern den Gemeinden, die Warenhaus- 
ſteuer ſtets den Gemeinden und die Betriebsſteuer den Kreiſen, alſo auch den 
kreisangehörigen Städten zu. Dieſe eigentümliche Regelung hängt damit 
zuſammen, daß die Wanderlager⸗ und Warenhausſteuer ſozialpolitiſche und 
die Betriebsſteuer polizeiliche Zwecke verfolgt. Die Betriebsſteuer kann auch 
für die Gemeinden nutzbar gemacht werden, dadurch, daß ſie Zuſchläge erheben. 

Bei der Erfaſſung der Steuerſubjekte können mehrere Gemeinden 
beteiligt ſein, nämlich dann, wenn das gemeindeſteuerpflichtige Einkommen 
ſich über mehrere Gemeinden erſtreckt oder verſchiedene Wohnſitzgemeinden 
vorliegen und die Einkommenſteuer von dieſen Gemeinden beanſprucht wird, 
ſowie dann, wenn verſchiedene Gemeinden ein und denſelben Gewerbebetrieb, 
der ſich über ihren Bezirk erſtreckt, zur Gewerbeſteuer heranziehen. Hierüber wird 
bei den betreffenden Steuerarten geſprochen werden. 

Das Kommunalabgabengeſetz hat darüber hinaus einen Ausgleich ge⸗ 
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ſchaffen für ſolche Fälle, in denen zwar das Beſteuerungsrecht nur einer Ge⸗ 
meinde zuſteht, infolge dieſer Befugnis aber einer anderen Gemeinde Nachteile 
entſtehen. Dies liegt vor, wenn in einer Gemeinde Betriebe entſtehen, die 
eine große Anzahl von Perſonen beſchäftigen, und dieſe Perſonen in einer 
Nachbargemeinde ihren Wohnſitz nehmen, wo ſie hohe kommunale Mehr⸗ 
ausgaben verurſachen. Erwachſen die Mehrausgaben für Zwecke des öffent⸗ 
lichen Volksſchulweſens oder der öffentlichen Armenpflege oder für polizeiliche 
Zwecke und nehmen ſie einen ſolchen Umfang an, daß ſie eine unbillige Mehr⸗ 
belaſtung der Steuerpflichtigen herbeiführen, ſo kann die Wohnſitzgemeinde 
einen Zuſchuß von der Betriebsgemeinde verlangen. Das 
Kommunalabgabengeſetz umgrenzt für ſolche Fälle den Begriff des Betriebes 
auf Berg⸗, Hütten⸗, Salzwerke, Steinbrüche, Ziegeleien, Fabriken und Eiſen⸗ 
bahnen. Höchſtgrenze der Zuſchüſſe iſt die Hälfte der geſamten in der Betriebs⸗ 
gemeinde von den betreffenden Betrieben zu erhebenden direkten Gemeinde⸗ 
ſteuern. In dieſem Rahmen beſtimmt ſich der Zuſchuß je nach der Höhe der der 
Wohnſitzgemeinde entſtehenden Mehrausgaben auf den oben genannten Ge⸗ 
bieten; hierbei ſind aber die der Wohnſitzgemeinde durch die geſteigerte Steuer⸗ 
kraft erwachſenden Vorteile abzuziehen. Als ſolche Vorteile kommen in Betracht 
die Steuern der Arbeiter und Angeſtellten, des etwa in der Gemeinde wohnenden 
Betriebsleiters und Unternehmers, des Betriebes ſelbſt, ſoweit er auch auf die 
Wohnſitzgemeinde ſich erſtreckt, und die mittelbare Wirkung des Betriebes auf 
die Steuern der Wohnſitzgemeinde, z. B. die Grundſteuer, die Umſatzſteuer, 
die Gewerbeſteuer. Die Beſchlußfaſſung über den Zuſchuß liegt, ſofern eine 
Stadt beteiligt iſt, dem Bezirksausſchuß ob, gegen deſſen Beſchluß innerhalb 
zwei Wochen Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren 
ſtattfindet. Der Anſpruch muß vor Ablauf des Rechnungsjahres, für das er 
erhoben, bei der Betriebsgemeinde ſchriftlich geltend gemacht und im Falle 
der Ablehnung binnen drei Monaten ſeit Zuſtellung des ablehnenden Beſcheides 
durch Antrag beim Bezirksausſchuß aufrechterhalten werden. Andernfalls erliſcht 
der Anſpruch. 

Das Ortsſteuerrecht gründet ſich auf Gemeindebeſchlüſſe und 
Steuerordnungen. Nur die Wanderlager⸗,Warenhaus⸗ und in kreisfreien Städten 
die Betriebsſteuer ſowie Teile der Wertzuwachsſteuer fließen den Städten kraft 
Geſetzes zu, ohne daß es eines beſonderen Willensaktes der Gemeinden bedarf. 

Gemeindebeſchlüſſe genügen zur Erhebung von Gebühren, 
Beiträgen, Naturaldienſten und von Prozenten und Zuſchlägen zu den Staats⸗ 
ſteuern. Sie bedürfen der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes bei Erhebung 
von Beiträgen ſtets, bei Gebührenerhebung in verſchiedenen Fällen und bei 
den Naturaldienſten, wenn die geſetzlichen Regeln verlaſſen werden ſollen. 
Die Beſchlußfaſſung über die Erhebung von Prozenten und Zuſchlägen zu 
den Staatsſteuern unterliegt der Genehmigung, wenn von den geſetzlichen 
Verteilungsregeln abgewichen werden ſoll oder Zuſchläge über den vollen 
Satz (100%) der Staatseinkommenſteuer oder der Betriebsſteuer hinaus an⸗ 
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geordnet werden ſollen. Auch dieſe Genehmigung erteilt der Bezirksausſchuß; 
außerdem bedürfen die Beſchlüſſe — abgeſehen von denjenigen, die ſich auf 
die Betriebsſteuer bezeihen — der Zuſtimmung der Miniſter des Innern und 
der Finanzen oder des von ihnen dazu beauftragten Oberpräſidenten. 

Die geſetzlichen Verteilungsregeln für die Belaſtung der 
verſchiedenen Arten direkter Kommunalſteuern ſind deshalb gegeben, um ent⸗ 
gegenſtehende Intereſſen der Gemeindeangehörigen auszugleichen und nament⸗ 
lich eine ſteuerliche Inanſpruchnahme der Grundbeſitzer und Gewerbetreibenden 
zu ſichern, denen die wirtſchaftlichen Veranſtaltungen der Gemeinde beſondere 
Vorteile bringen. Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer dürfen in der Regel 
nur bei gleichzeitiger Heranziehung der vom Staate veranlagten Realſteuern 
erhoben werden. Werden die Realſteuern bis 100% erfaßt, fo kann die ſtaatliche 
Einkommenſteuer freigelaſſen werden oder einen Zuſchlag bis 100% erfahren. 
Geht der Prozentſatz der Realſteuern bis 150%, jo ſollen die Zuſchläge zur Ein- 
kommenſteuer ſich zwiſchen 100% und 150% bewegen. Doch ſoll bis zu dieſer 
Grenze der jeweilige Prozentſatz der Einkommenſteuer nicht höher ſein als der 
jeweilige Prozentſatz der Realſteuern. Haben ſowohl die Realſteuern wie die 
Einkommenſteuer 150% erreicht, jo kann der Prozentſatz der Einkommenſteuer 
denjenigen der Realſteuern überſteigen. Als Regel gilt hierbei, daß für jedes 
weitere erforderliche Prozent der Realſteuern 2% der Einkommenſteuer erhoben 
werden. Z. B. würden 160 % Realſteuern 170% Einkommenſteuern ent⸗ 
ſprechen. Für die Realſteuern iſt als Höchſtgrenze 200% beſtimmt, während 
das Geſetz eine obere Grenze für die Einkommenſteuer nicht kennt. Eine Ab- 
weichung von dieſen Grundſätzen iſt mit Genehmigung der Aufſichtsbehörden 
zugelaſſen. Hierfür gibt das Geſetz die Richtſchnur, daß Aufwendungen der 
Gemeinde, die überwiegend dem Grundbeſitz und Gewerbebetriebe zum Vorteil 
gereichen (z. B. Ausgaben für den Bau und die Unterhaltung von Straßen 
und Wegen, für Ent⸗ und Bewäſſerungsanlagen), inſoweit in der Regel durch 
Realſteuern gedeckt werden ſollen, als ſie nicht durch beſondere Gebühren, 
Beiträge oder ſteuerliche Vorbelaſtung einen Ausgleich finden. 

Unter die Realſteuern, die bei den Verteilungsvorſchriften zu berückſichtigen 
ſind, werden die beſonderen Bauplatzſteuern und die Betriebsſteuern nicht 
gerechnet. Im übrigen find die Grund⸗ und Gebäude⸗ ſowie die Gewerbeſteuern 
einzubeziehen, einerlei, ob ſie in Prozenten zu den Staatsſteuern oder als be⸗ 
ſondere Steuern erhoben werden. Deshalb iſt in letzterem Falle ſtets eine 
Umrechnung der Steuer auf den Prozentſatz zur Staatsſteuer erforderlich, damit 
die Aufſichtsbehörde überſehen kann, ob die geſetzlichen Verteilungsregeln 
eingehalten find. Die Grund-, Gebäude und Gewerbeſteuern ſind regelmäßig 
mit gleichem Prozentſatze heranzuziehen. Jedoch kann mit Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes die Grund- und Gebäudeſteuer bis zum doppelten Betrage 
der Gewerbeſteuer und umgekehrt die Gewerbeſteuer bis zum doppelten Betrage 
der Grund- und Gebäudeſteuer herangezogen werden, je nachdem die Grund- und 
Hausbeſitzer oder die Gewerbetreibenden beſondere Vorteile von den Gemeinde⸗ 


230 11. Kapitel. Die Gemeindeabgaben. 


anſtalten haben oder der Gemeinde beſondere Koſten verurſachen, ſofern nicht ein 
Ausgleich durch Gebühren, Beiträge oder ſteuerliche Vorbelaſtung ftattfindet. In 
gleicher Weiſe kann die Grundſteuer und die Gebäudeſteuer voneinander abge⸗ 
grenzt werden. Ausnahmen von den Grundſätzen für die Unterverteilung 
der Realſteuern können die Miniſter des Innern und der Finanzen zulaſſen. 

Über die Verteilung des Steuerbedarfs iſt bis zum Ablauf der 
erſten drei Monate des Rechnungsjahres Beſchluß zu 
faſſen. Andernfalls werden die Realſteuern um die Hälfte höher als die 
Einkommenſteuer, unter ſich nach gleichen Sätzen herangezogen; indeſſen 
behalten Steuerordnungen ſo lange Geltung, bis ſie rechtsgültig abgeändert 
oder beſeitigt ſind. Auch kann der Regierungspräſident, für Berlin der Ober⸗ 
präſident die Deckung des Steuerbedarfs nach den obigen Verteilungsregeln 
anordnen. Dieſer geſetzliche oder von der Aufſichtsbehörde angeordnete Maßſtab 
bleibt ſo lange in Geltung, als nicht bis zum Ablauf der erſten drei Monate des 
jeweiligen Rechnungsjahres Beſchluß gefaßt iſt. 

Steuerordnungen ſind notwendig für die Einführung neuer und 
die Veränderung beſtehender indirekter Gemeindeſteuern und ſolcher direkten 
Gemeindeſteuern, die nicht in Prozenten der vom Staate veranlagten Steuern 
beſtehen. Sie unterliegen bei Stadtgemeinden der Genehmigung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes ſowie der Zuſtimmung der Miniſter des Innern und der Finanzen 
oder des von ihnen dazu beauftragten Oberpräſidenten. Im übrigen iſt eine 
Form für die Steuerordnungen nicht vorgeſchrieben; insbeſondere bedürfen 
ſie nicht der Veröffentlichung, es ſei denn, daß die Steuerordnung ſelbſt ihr 
Inkrafttreten auf den Tag ihrer Verkündigung feſtſetzt. Immerhin iſt die Ver⸗ 
öffentlichung empfehlenswert. Die Steuerordnung beſtimmt regelmäßig ſelbſt 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens. Iſt dies nicht geſchehen, ſo gilt ſie vom Zeit⸗ 
punkt des erteilten Einverſtändniſſes. Rückwirkende Kraft dürfen ſich Steuer⸗ 
ordnungen, welche indirekte Steuern einführen oder verändern, nicht beilegen, 
weil die ſpäter erlaſſene Ordnung ein vor ihr liegendes Ereignis nicht erfaſſen 
kann. Anders liegt es mit den direkten Steuern, die nicht Ereigniſſe, ſondern 
Perſonen oder Sachen treffen. Der Inhalt der Steuerordnungen umfaßt zumeiſt 
die Regelung der Rechte der Steuerveranlagungsbehörde und der Obliegenheiten 
des Steuerpflichtigen. Kraft beſonderer geſetzlicher Vorſchrift können in den 
Steuerordnungen Strafen gegen Zuwiderhandlungen bis zur Höhe von 30 M. 
angedroht werden, die der Gemeindevorſtand feſtzuſetzen hat. Damit iſt ein 
Zwangsmittel gegeben, was den ſonſtigen Ortsgeſetzen, den Ortsſtatuten, ge⸗ 
meinhin nicht zukommt. 

Wenn für genehmigungspflichtige Gemeindebeſchlüſſe oder Steuerordnungen 
die Genehmigung verſagt wird, iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde 
an den Provinzialrat zuläſſig. Gegen deſſen Beſchluß hat der Vorſitzende 
des Provinzialrats das Recht der weiteren Beſchwerde an die Miniſter des 
Innern und der Finanzen, ſofern Gründe des öffentlichen Intereſſes die weitere 
Beſchwerde rechtfertigen. 
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Die Aufſichtsbehörde der Städte, das iſt der Regierungs⸗ 
präſident, für Berlin der Oberpräſident, iſt nicht befugt, genehmigte Gemeinde⸗ 
beſchlüſſe, Steuer⸗ und Gebührenordnungen, abgeſehen von der unten behan⸗ 
delten Ausnahme, abzuändern oder aufzuheben. Dagegen kann ſie anordnen, 
daß Gemeindebeſchlüſſe und Ordnungen, die vor dem Inkrafttreten des Kommu⸗ 
nalabgabengeſetzes ergangen ſind, ſowie nach dieſem Zeitpunkt gefaßte, der 
Genehmigung nicht unterliegende Gemeindebeſchlüſſe abgeändert oder ergänzt 
werden, ſofern ſie dem Geſetz zuwiderlaufen. Eine gleiche Befugnis ſteht der 
Aufſichtsbehörde hinſichtlich der Grundſteuerordnungen auch dann zu, wenn 
die Abſtufungen des Grundbeſitzes, nach denen die Steuer umgelegt wird, 
wegen weſentlicher Veränderung der Beſitzverhältniſſe keine geeignete Steuer⸗ 
grundlage mehr bieten und die Mehrheit der Steuerpflichtigen einen Antrag 
auf Abänderung oder Ergänzung Stellen. Gegen die Anordnung der Auſſichts⸗ 
behörde findet binnen vier Wochen die Klage beim Oberverwaltungsgericht ſtatt. 
Bis zur Eutſcheidung kann der Bezirksausſchuß das Steuerverhältnis vorläufig 
ordnen. Wird nicht geklagt oder die Klage abgewieſen, ſo kann der Regierungs⸗ 
präſident die Steuererhebung ſelbſt feſtſtellen. 

Ein Verzicht auf das Beſteuerungsrecht iſt nicht zuläſſig, da dieſes 
Recht ein übertragenes Staatshoheitsrecht iſt. Indeſſen ſteht nichts im Wege, 
daß die Gemeinde im Einzelfalle auf ihre Forderung verzichtet. Denn eine 
geſetzliche Verpflichtung, in jedem Einzelfall von dem Steuerrecht Gebrauch 
zu machen, liegt der Gemeinde nicht ob. Einem Mißbrauch wird indes die Auf⸗ 
ſichtsbehörde abzuhelfen haben. 

Vereinbarungen mit den Steuerpflichtigen über den 
Umfang der Abgabenpflicht find, ſoweit es ſich um direkte Steuern handelt, 
nur in einem Falle ſtatthaft: Wenn ein Steuerpflichtiger in der Gemeinde 
lediglich Einkommen aus fabrikmäßigem Betriebe oder aus Bergwerken hat, 
ſo kann mit ihm abgeredet werden, daß ſtatt der Einkommen- und Gewerbeſteuer 
ein für mehrere Jahre im voraus zu beſtimmender feſter jqährlicher Steuerbeitrag 
zu entrichten iſt. Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes. Auf dem Gebiete der indirekten Steuern beſteht eine größere Bewegungs⸗ 
freiheit für Sonderverträge. Hier ſind mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes 
gemeinhin Vereinbarungen zuläſſig, wonach der Jahresbetrag der Steuer für 
mehrere Jahre im voraus feſt beſtimmt wird. 

Steuerjahr it ſtets das Rechnungsjahr, alfo der Zeitraum vom 1. April 
bis zum folgenden 31. März. 

Die Eintkommenſteuer. Die Gemeindeeinkommenſteuer ſchließt ſich der 
Staatseinkommenſteuer an, die durch das Einkommenſteuergeſetz zuletzt vom 
19. Juni 1906 geregelt iſt. Grundſatz ift, daß Zuſchläge zur Staatseinkommen⸗ 
ſteuer erhoben werden. Nur bei Vorliegen beſonderer Gründe geſtattet das 
Kommunalabgabengeſetz die Erhebung beſonderer Gemeinde— 
ſteuern, für die alsdann eine Steuerordnung aufzuſtellen iſt. Die Steuer⸗ 
ordnung hat den Steuertarif feſtzuſetzen, deſſen Stufen jedoch mit den Stufen 
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des Staatsſteuertarifs übereinſtimmen müſſen. Der Tarif darf ferner die Be⸗ 
ſteuerung des Einkommens in den unteren Stufen nicht höher geſtalten als in 
den oberen und das im Staatsſteuertarif enthaltene Steigerungsverhältnis 
nicht zuungunſten der oberen Stufen ändern. Auch bei beſonderen Gemeinde⸗ 
ſteuern iſt das nach der Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer feſtgeſtellte 
Einkommen maßgebend. 

Das Kommunalabgabengeſetz läßt ferner zu, daß die Einkommenſteuer 
zum Teil durch Aufwandsſteuern erſetzt werden, das ſind Steuern, 
die nicht den Erwerb des Einkommens, ſondern ſeine Verwendung treffen. 
Dieſe Steuern dürfen die geringeren Einkommen nicht verhältnismäßig höher 
als die größeren belaſten, jedoch die Belaſtung gleichmäßig ordnen. Die Auf⸗ 
wandſteuer iſt aber kaum praktiſch geworden, da ihr Ziel eher auf dem Wege 
der indirekten Beſteuerung zu erreichen iſt. 

Wenn Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer erhoben 
werden, müſſen ſie gleichmäßig ſein Denn die notwendige unterſchiedliche 
Behandlung der höheren und geringeren Einkommen iſt bereits durch den 
Staatsſteuertarif erfolgt. 

Der Staatsſteuertarif ſetzt eine Reihe von Stufen feſt, von denen 
die unterſte mit einem Einkommen von mehr als 900 M. beginnt und mit 6 M. 
Staatseinkommenſteuer belaſtet wird. Doch kann die Kommunalbeſteuerung 
auch die geringeren Einkommen erfaſſen. Alsdann werden dieſe Einkommen 
zur Staatsſteuer veranlagt, wenngleich dieſe nicht erhoben wird. Die Steuer⸗ 
ſätze für ſolche Einkommen werden fingierte Normalſteuerſätze 
genannt und betragen bei einem Einkommen bis 420 M. // des fteuer- 
pflichtigen Einkommens bis zum Höchſtbetrag von 1,20 M., bei einem Einkommen 
von mehr als 420 M. bis 660 M. 2,40 M., bei einem Einkommen von 
mehr als 660 M. 4 M. Die Einkommen von 900 M. und darunter können 
durch Gemeindebeſchluß, welcher der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes unter⸗ 
liegt, von der Gemeindeſteuer freigelaſſen oder zu einem geringeren Prozentſatze 
herangezogen werden, vorausgeſetzt, daß die Deckung des Gemeindebedarfs 
ohnehin geſichert iſt. Die Freilaſſung muß ſtets erfolgen, ſofern es ſich um 
Perſonen handelt, die eine fortlaufende öffentliche Armenunterſtützung 
empfangen. 

Der Staatsſteuertarif belaſtet, wie erwähnt, die unterſte Stufe mit / % 
des Einkommens und ſteigt nach oben bis zu einer Belaſtung von 4%. Z. B. be⸗ 
trägt die Einkommenſteuer bei einem Einkommen von mehr als 900 bis ein⸗ 
ſchließlich 1050 M. 6 M., von mehr als 9500 bis einſchließlich 10 500 M. 300 M., 
von mehr als 100 000 bis einſchließlich 105 000 M. 4000 M. und ſteigt bei höheren 
Einkommen in Stufen von 5000 M. um je 200 M. Für Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung beſteht ein beſonderer Tarif. Ein Geſetz vom 26. Mai 1909 
betreffend die Bereitſtellung von Mitteln zu Dienſteinkommenverbeſſerungen 
ſetzt Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer feſt, welche die Steuerſtufen von 
1200 M. aufwärts treffen und zwiſchen 5% bis 25% bei phyſiſchen, 7,5% 
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bis 40% bei Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und 10% bis 50% bei 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Berggewerk⸗ 
ſchaften aufwärts ſteigend ſich bewegen. Dieſe Zuſchläge können aber z. Z. 
noch nicht von der Kommunalbeſteuerung erfaßt werden. 

Eine perſönliche Befreiung von der Staats- und Gemeinde⸗ 
einkommenſteuerpflicht genießen die Mitglieder des Königlichen und Hohen⸗ 
zollernſchen Hauſes; ferner die Vertreter fremder Mächte und die Bundesrats⸗ 
bevollmächtigten, die Beamten der beiden letzten Gruppen ſowie die aus⸗ 
ländiſchen Bedienſteten der beiden letzten Gruppen und ihrer Beamten; 
ferner die auf Grund des Völkerrechts und auf Grund von Staatsverträgen 
befreiten Perſonen, wie z. B. die Konſuln mancher Länder. Außerdem ſind 
von der Staatseinkommenſteuer befreit die Mitglieder der vormaligen Hanno⸗ 
verſchen, Kurheſſiſchen und Naſſauiſchen Herrſcherhäuſer; auch ſind bezüglich 
der Gemeindelaſten die geſetzlichen Befreiungen der Standesherren und deren 
Familien aufrechterhalten. Die Befreiung der erwähnten Fürſtenhäuſer, 
Standesherren und deren Familien iſt eine allgemeine. Die übrigen Perſonen 
(Vertreter fremder Mächte uſw.) find jedoch nicht befreit, wenn Gegenſeitigkeit 
in ihrem Heimatſtaat nicht verbürgt iſt. Sie ſind ebenfalls nicht befreit hin⸗ 
ſichtlich des Einkommens aus Grundbeſitz ſowie aus Handels- und gewerblichen 
Anlagen, ſofern dieſe Einkommensquellen (für die Staatseinkommenſteuer) 
in Preußen bzw. (für die Gemeindeeinkommenſteuer) in der Gemeinde liegen. 
Auch werden etwaige preußiſche Beſoldungen, Penſionen und Wartegelder 
dieſer Perſonen von der Staatseinkommenſteuer erfaßt. Gegenüber den be⸗ 
freiten Standesherren und deren Familien haben die Gemeinden ein Ablöſungs⸗ 
recht, das ſich aber nur auf das Einkommen aus Grund- und Gewerbebeſitz 
bezieht. 

Ferner nehmen Militärperſonen und Beamte eine bevorzugte Stellung 
ein. Staatsſteuerfrei ſind hinſichtlich ihres Militäreinkommens die Militär⸗ 
perſonen des Unteroffizier⸗ und Gemeinenſtandes ſowie im Mobilmachungs⸗ 
falle alle Militärperſonen. Von der Gemeindeeinkommenſteuer ſind alle ſervis⸗ 
berechtigten Militärperſonen (alſo auch die Offiziere und die Mitglieder der 
Gendarmerie) befreit; jedoch haben ſie das aus Grundbeſitz und Gewerbe 
entſpringende Einkommen zu verſteuern, die im Offiziersrange ſtehenden 
Militärperſonen auch das ſonſtige außerdienſtliche ſelbſtändige Einkommen 
unter Hinzurechnung des Einkommens der zum Haushalt gehörigen Familien⸗ 
mitglieder und die Militärärzte das Einkommen aus der Zivilpraxis. Inaktive 
oder zur Dispoſition geftellte Offiziere bleiben hinſichtlich ihres Gehaltes ge⸗ 
meindeſteuerfrei. Ebenſo werden Witwen-, Waiſen⸗ und Gnadenbezüge, ferner 
die Dienſtbezüge, die als Erſatz barer Auslagen gelten, ſowie die Verſtümmelungs⸗ 
zulagen freigelaffen, desgleichen Militärpenſionen unter 750 M. Die kommunale 
Abgabepflicht der im Offizierrang ſtehenden Militärperſonen hinſichtlich des 
außerdienſtlichen, nicht aus Grundbeſitz und Gewerbe entſpringenden Ein⸗ 
kommens ruht im Mobilmachungsfall. Das gleiche tritt ein, wenn dieſe Perſonen 
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ſich auf einem zum auswärtigen Dienſt verwendeten Kaiſerlichen Schiffe be⸗ 
finden; in dieſem Falle kommt auch die Staatsſteuer vom Dienſteinkommen 
der Beamten und Offiziere nicht zur Hebung. Perſonen des Beur⸗ 
laubtenſtandes, die zum Dienſt einberufen ſind, werden während ihrer 
Dienſtzeit hinſichtlich der Kommunalbeſteuerung den aktiven Militärperſonen 
gleichgeſtellt. Auch wird die Staatsſteuer nicht erhoben, wenn es ſich um Unter⸗ 
offiziere und Mannſchaften handelt, welche zu einem Einkommen von nicht mehr 
als 3000 M. veranlagt ſind. 

Die Gemeindebeſteuerung des Dienſteinkommens der unmittelbaren und 
mittelbaren Staatsbeamten wird verſchieden behandelt, je nachdem die 
Beamten vor oder nach dem 1. April 1909 angeſtellt ſind. Ini erſteren Falle 
wird das Dienſteinkommen nur halb ſo hoch wie ein gleich hohes perſönliches 
Einkommen und höchſtens mit 1 bis 2% des geſamten Dienſteinkommens 
veranlagt. Die nach dem 1. April 1909 angeſtellten Beamten werden mit ihrem 
Dienſteinkommen unbeſchränkt zur Gemeindeſteuer veranlagt, ſoweit dieſe 125% 
der Staatsſteuer nicht überſteigt. Zu den Beamten gehören auch die Hofbeamten 
und Elementarlehrer. Ebenfalls werden ihnen die unteren Kirchendiener gleich⸗ 
geſtellt, wenn ſie durch Spezialgeſetz dieſes Vorrechts teilhaftig geworden ſind. 

Geiſtliche ſind hinſichtlich ihrer Dienſtbezuge kommunalſteuerfrei, 
einerlei, ob ſie vor oder nach dem 1. April 1909 angeſtellt ſind. Ebenſo werden 
freigelaſſen die Ruhegehälter der Geiſtlichen, Elementarlehrer und der bevor⸗ 
rechtigten Kirchendiener, auch die Ruhe- und Wartegehälter der Beamten 
unter 750 M. ſowie die entſprechenden Witwen- und Waiſengelder, die Sterbe⸗ 
und Gnadenbezüge ſowie Dienitbezüge, die als Erſatz barer Auslagen gelten. 

Die Staatsſteuerpflichtder Preußen tritt kraft ihrer Staats⸗ 
angehörigkeit ein. Ausgenommen ſind die nicht in Preußen Wohnenden, wenn 
jie in einem andern deutſchen Bundesſtaat oder in einem deutſchen Schutzgebiete 
wohnen oder ſich aufhalten oder wenn fie länger als zwei Jahre im Auslande 
dauernd ſich aufhalten; im letzteren Falle abgeſehen von den im Auslande 
dienſtlich wohnenden Beamten, die dort keine direkten Staatsſteuern zahlen. 
Ausgenommen ſind ferner diejenigen Preußen, welche neben ihrem Wohnſitz 
in Preußen einen Dienſtſitz in einem andern Bundesſtaate oder in einem deutſchen 
Schutzgebiet haben. Ausnahmslos ſind aber die Preußen hinſichtlich ihres 
Einkommens aus preußiſchem Grundbeſitz, Gewerbebetrieb oder Staatsbezügen 
ſteuerpflichtig. Im einzelnen ändert ſich die Steuerpflicht während des Steuer⸗ 
jahres durch Zuzug und Abzug, durch Austritt aus einer beſteuerten Haushaltung, 
durch Eintritt in den Militärdienſt und Austritt aus dieſem u. dgl., endlich 
durch den Tod. 

Die Gemeindeſteuerpflicht wird einmal durch den Wohnſitz in 
der Gemeinde begründet. Alsdann iſt das geſamte ſtaatsſteuerliche Einkommen 
der Gemeindeſteuer unterworfen mit Ausnahme desjenigen Einkommens, 
welches außerhalb des Gemeindebezirks aus Grundvermögen, Handels⸗ und 
Gewerbebetrieb ſowie aus der Beteiligung an dem Unternehmen einer Geſell⸗ 
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ſchaft mit beſchränkter Haftung gewonnen wird. Andererſeits begründet ein 
Einkommen der letzterwähnten Art (aus Grundvermögen uſw.), wenn es im 
Gemeindebezirk liegt, die Gemeindeſteuerpflicht auch dann, wenn der Bezugs⸗ 
berechtigte nicht in der Gemeinde wohnt. Indeſſen iſt die Wohnſitzgemeinde 
berechtigt, mindeſtens ein Viertel des Geſamteinkommens für ſich in Anſpruch 
zu nehmen, wenn das dort ſteuerpflichtige Einkommen weniger als dieſes Viertel 
beträgt. 

Sind mehrerepreußiſche Wohnſitzgemeinden vorhanden, 
fo wird das Einkommen verteilt. Die Belegenheits⸗ oder Betriebsgemeinde 
erhält das Einkommen aus dem Grundvermögen bzw. dem Gewerbebetrieb 
vorweg, muß aber, wenn das vorweg erfaßte Einkommen mehr als drei Viertel 
des Geſamteinkommens beträgt, ein Viertel den übrigen Gemeinden belaſſen. 
Wohnſitzgemeinden, in denen ſich der Steuerpflichtige im vergangenen Rechnungs⸗ 
jahre überhaupt nicht oder weniger als drei Monate aufgehalten hat, bleiben 
außer Betracht. Über die Verteilung beſchließt der Bezirksausſchuß, und zwar 
auf Antrag des Steuerpflichtigen, der binnen vier Wochen ſeit Bekanntgabe 
der Forderung einer zweiten oder weiteren Gemeinde zu ſtellen iſt. Gegen den 
Beſchluß kann binnen zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung 
im Verwaltungsſtreitverfahren geſtellt werden. Antragsberechtigt ſind in 
dieſem Falle der Steuerpflichtige und jede betroffene Gemeinde. 

Durch Gemeindebeſchluß können auch ſolche Perſonen, die ſich in der Ge— 
meinde lediglich aufhalten, zu den Gemeindeſteuern herangezogen 
werden, ſofern der Aufenthalt im Steuerjahr drei Monate überſteigt; alsdann 
wirkt die Steuerpflicht auf den Beginn des Aufenthalts zurück. Derartige Ge⸗ 
meinden werden wie Wohnſitzgemeinden behandelt. 

Im einzelnen ſchließt ſich die Gemeindeſteuerpflicht der Staatsſteuerpflicht 
an mit den Abweichungen, die durch das Erfordernis des Wohnſitzes, Aufent⸗ 
halts, das Eigentum am Grundvermögen oder an einem Gewerbebetrieb be⸗ 
dingt find. Der Beginn und das Erlöſchen der Gemeinde- 
ſteuerpflicht tritt mit dem Erſten des auf die Begründung oder die Be⸗ 
endigung des Wohnſitzes folgenden Monats ein. Der gleiche Zeitpunkt iſt für 
den Fall maßgebend, daß die Steuerpflicht vom Aufenthalt abhängt; alsdann 
beginnt die Verpflichtung zwar erſt mit dem Erſten des auf den Friſtablauf 
folgenden Monats, doch wird die Höhe der Steuerſumme von dem Erſten des 
auf die Aufenthaltnahme folgenden Monats berechnet. Iſt die Steuerpflicht 
durch Grundvermögen oder Gewerbebetrieb bedingt, ſo beginnt und erliſcht 
ſie mit dem erſten Tage des Monats, der auf den Erwerb bzw. die Veräußerung 
85 Grundeigentums oder den Beginn bzw. die Einſtellung des Gewerbebetriebes 
olgt. 

Ausländer werden den Inländern grundſätzlich gleichgeſtellt, ſofern 
ſie in Preußen einen Wohnſitz haben oder ſich in Preußen des Erwerbes wegen 
oder länger als ein Jahr aufhalten. Ohne Rückſicht auf dieſe Voraussetzungen 
ſind ſie hinſichtlich der aus der preußiſchen Staatskaſſe gezahlten Beſoldungen, 
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Penſionen und Wartegelder und des Einkommens aus preußiſchem Grundbeſitz 
und Gewerbebetrieb ſteuerpflichtig. Andererſeits iſt das Einkommen des Aus- 
länders aus ausländiſchem Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb der Steuer nur 
unterworfen, wenn der Ausländer ſich des Erwerbes wegen in Preußen 
aufhält. 

Angehörige anderer Bundesſtaaten werden gleichfalls den 
Preußen gleich behandelt, wenn ſie außerhalb Preußens keinen Wohnſitz haben, 
ſich aber in Preußen aufhalten oder zwar außerhalb Preußens, aber nicht in 
ihrem Heimatſtaat und gleichzeitig in Preußen einen Wohnſitz haben. Sie 
werden ferner den Preußen gleich behandelt, wenn ſie in Preußen ihren Dienſt⸗ 
wohnſitz haben oder ſoweit ſie dort ein Einkommen aus Grundbeſitz, Gewerbe⸗ 
betrieb oder Staatsbezügen genießen. 

Die Gemeinden können Ausländern und Angehörigen anderer Bundes- 
ſtaaten ein Vorzugsrecht einräumen, indem ſie ſie zur Gemeindeſteuer nicht 
oder zu einem ermäßigten Prozentſatz heranziehen. Dieſes Vorrecht iſt jedoch 
nur auf die Dauer von höchſtens drei Jahren und lediglich zugunſten ſolcher 
Ausländer zugelaſſen, die in der Gemeinde einen Wohnſitz, aber nicht des Er⸗ 
werbes wegen haben. Dieſe Beſtimmung will den Gemeinedn den Zuzug 
von Fremden erleichtern. Der betreffende Gemeindebeſchluß bedarf der Ge⸗ 
nehmigung des Bezirksausſchuſſes. 

Diejenigen nichtphyſiſchen Perſonen, welche in den Steuer- 
geſetzen benannt ſind, ſind den natürlichen Perſonen in der Steuerpflicht gleich⸗ 
geſtellt. Danach ſind ſtaats⸗ und gemeindeſteuerpflichtig die Aktiengeſellſchaften, 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewerkſchaften, eingetragenen Ge⸗ 
noſſenſchaften, deren Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mitglieder 
hinausgeht, und ſolche Vereine und eingetragene Genoſſenſchaften, die 
den gemeinſamen Einkauf von lebens⸗ oder hauswirtſchaftlichen Be⸗ 
dürfniſſen im großen und Abſatz im kleinen bezwecken, auch wenn ihr 
Geſchäftsbetrieb nicht über den Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht. Außer⸗ 
dem ſind kommunalſteuerpflichtig der Staatsfiskus, Gemeinden, Kommunal⸗ 
verbände und ſonſtige juriſtiſche Perſonen. Zu letzteren gehören beiſpielsweiſe 
die Kirchengemeinden, die Reichsbank, die außerpreußiſchen Staaten und die 
Berufsgenoſſenſchaften, nicht aber die eingetragenen Genoſſenſchaften mit be- 
ſchränkter oder unbeſchränkter Haftpflicht und die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung, da dieſe Gemeinſchaften zwar in mancher privatrechtlicher Beziehung 
die Eigentümlichkeiten juriſtiſcher Perſonen aufweiſen, dieſen aber nicht völlig 
gleichſtehen, weil ein Rückgriff auf die Mitglieder möglich iſt. 

Eine eigentümliche Regelung hat die Steuerpflicht der Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung erfahren. Sie ſind ſtaats⸗, aber nicht gemeindeſteuer⸗ 
pflichtig. Von der Staatsſteuerpflicht ſind außerdem ausgenommen ſolche 
Geſellſchaften m. b. H., deren Geſellſchafter ausſchließlich öffentliche Korpo⸗ 
rationen in Preußen find, und ſolche, deren Einkünfte ſatzungsgemäß ausſchließlich 
zu gemeinnützigen, wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Zwecken zu verwenden 
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ſind. Von der Gemeindeſteuer werden lediglich die Anteile der Geſellſchafter 
erfaßt in gleicher Weiſe, wie dies bei offenen Handelsgeſellſchaften der Fall iſt. 
Dieſe Anteile werden zwar gleichfalls zur Staatsſteuer veranlagt, aber nicht 
erhoben, wenn es ſich um eine in Preußen befindliche Geſellſchaft handelt und 
dieſe in dem letzten Steuerjahr zur Einkommenſteuer herangezogen iſt. Auch 
iſt Vorbedingung für die Abſetzung des Geſellſchaftsanteils, daß der Steuer⸗ 
pflichtige eine Steuererklärung abgegeben und darin ſeinen Gewinn aus der 
Geſellſchaft beſonders bezeichnet hat. Der außer Hebung zu ſetzende Betrag 
wird durch den Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion beſtimmt. Gegen 
deſſen Entſcheidung iſt binnen vier Wochen Beſchwerde an die Regierung, in 
Berlin an die Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern zuläſſig. Weitere 
Beſchwerde iſt binnen vier Wochen an den Finanzminiſter gegeben. 

Das Reich kann der Staats- oder Gemeindeſteuer nur inſoweit unter- 
worfen werden, als dies durch Reichsgeſetz zugelaſſen iſt. Denn das Reich iſt 
ſouverän und kann deshalb zur Beſteuerung nicht gezwungen werden, vielmehr 
nur ſich freiwillig dazu erbieten. Dies iſt durch das Reichsbeſteuerungsgeſetz 
vom 15. April 1911 hinſichtlich der Grund-, Umſatz⸗, Malz⸗ und Bierſteuer 
geſchehen; auch iſt das Reich verpflichtet, für gewiſſe Reichsbetriebe Zuſchüſſe 
an die Gemeinden zu zahlen. 

Die Steuerpflicht der nichtphyſiſchen Perſonen 
wird hinſichtlich der Staatsſteuer begründet, wenn ſie ihren Sitz in Preußen 
haben, und hinſichtlich der Gemeindeſteuer — abgeſehen vom Staatsfiskus —, 
wenn fie im Gemeindebezirk Grundvermögen, einen Handels- oder Gewerbe⸗ 
betrieb haben oder Geſellſchafter einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
ſind. Die Gemeindeſteuerpflicht des Staatsfiskus umfaßt das Einkommen aus 
den von ihm betriebenen Eifenbahn-, Bergbau- und ſonſtigen gewerblichen 
Unternehmungen ſowie aus Domänen und Forſten. 

Ein Handels- und Gewerbebetrieb wird in derjenigen 
Gemeinde erfaßt, wo der Sitz, eine Zweigniederlaſſung, eine Betriebs-, Werk⸗ 
oder Verkaufsſtätte oder eine Agentur, welche Rechtsgeſchäfte im Namen und 
für Rechnung des Unternehmers abzuſchließen befugt iſt, ſich befindet. Der 
Staatsfiskus wird hinſichtlich jedes ſteuerpflichtigen Grundſtückskomplexes und 
jeder ſteuerpflichtigen Unternehmung als ſelbſtändige Perſon angeſehen. 

Die Staatseiſenbahnen gelten als ein Unternehmen. Der 
Geſamtbetrag ihres ſteuerpflichtigen Reineinkommens wird durch den Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten alljährlich endgültig feſtgeſtellt und öffentlich bekannt 
gegeben; er wird berechnet aus dem Überſchuß der Einnahmen über die Aus⸗ 
gaben unter Berückſichtigung einer 3 ½ prozentigen Verzinſung des ſtatiſtiſchen 
Anlage- oder Erwerbskapitals. Die Verſteuerung erfolgt in jeder Gemeinde, 
wo der Sitz einer Eiſenbahnbehörde, eine Station, eine für ſich beſtehende Be⸗ 
trieb3- oder Werkſtätte oder eine ſonſtige gewerbliche Anlage liegt. 

Das Reineinkommen aus fiskaliſchen Domänen und Forſten 
wird für die einzelnen Liegenſchaften nach einem Verhältnis berechnet, in dem 
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der provinzielle Überſchuß aus den Domänen und Forſtgrundſtücken zum Grund⸗ 
ſteuerreinertrag ſteht. Das Verhältnis wird vom Landwirtſchaftsminiſter all⸗ 
jährlich endgültig feſtgeſtellt und öffentlich bekanntgegeben. 

Erſtreckt ſich ein Gewerbebetrieb über mehrere 
preußiſche Gemeinden, ſo ſollen die beteiligten Gemeinden zunächſt 
verſuchen, im Wege der Vereinbarung einen Verteilungsmaßſtab zu finden. 
Gelingt dies nicht, ſo ſoll bei Banken, Verſicherungs⸗ und Kreditgeſchäften die 
Gemeinde des Hauptſitzes 10% des Geſamteinkommens voraberhalten und 
der Reſt nach Verhältnis der in den einzelnen Gemeinden erzielten Brutto⸗ 
einnahmen verteilt werden. In den übrigen Fällen erfolgt die Verteilung nach 
dem Verhältnis der in den einzelnen Gemeinden ausgegebenen Gehälter, Löhne 
und Tantiemen, bei den Eiſenbahnen mit der Maßgabe, daß dieſe Ausgaben 
hinſichtlich des Perſonals der allgemeinen Verwaltung mit der Hälfte und hin⸗ 
ſichtlich des Werkſtätten⸗ und Bahndienſtperſonals nur mit zwei Dritteln in 
Anſatz kommt. Erſtreckt ſich eine Eiſenbahnbetriebsſtätte, Station u. dgl. über 
mehrere Gemeinden, ſo erfolgt die Unterverteilung nach dem Flächenverhältnis 
und der Höhe der durch die Betriebsſtätte u. dgl. verurſachten Kommunallaſten. 
Die Bruttoeinnahmen und Ausgaben an Gehältern u. dgl. werden nach einem 
dreijährigen Durchſchnitt berechnet. Hierüber haben die Unternehmer oder 
Vorſtände ſowie die Eiſenbahndirektionen für jeden Direktionsbezirk einen Ver⸗ 
teilungsplan aufzuſtellen. Über die Verteilung beſchließt der Bezirksausſchuß 
in gleicher Weiſe wie beim Vorhandenſein mehrerer Wohnſitzgemeinden (ſiehe 
Seite 235). 

Die Ermittelung des Einkommens geſchieht nach Grund⸗ 
ſätzen, die in der Hauptſache für die Staats⸗ und Gemeindeſteuer gleichmäßig 
geſtaltet find. Als Einkommen gelten die geſamten Jahreseinkünfte — einſchließ⸗ 
lich derjenigen der Ehefrau und der minderjährigen Kinder —, die in Geld oder 
Geldeswert beſtehen, mit Ausnahme der außerordentlichen Einnahmen aus Erb⸗ 
ſchaften, Schenkungen, Lebensverſicherungen und nicht gewerbsmäßigen Grund⸗ 
ſtücksverkäufen. Man unterſcheidet Einkünfte aus Kapitalvermögen, Grund⸗ 
vermögen, Handel und Gewerbe ſowie gewinnbringender Beſchäftigung. 

Einkommen aus Kapitalvermögen ſind insbeſondere 
Zinſen, Renten und geldwerte Vorteile aus Kapitalforderungen jeder Art, 
auch vereinnahmte Gewinne aus Wertpapierverkäufen. 

Einkommen aus Grundvermögen ſind die Erträge ſämt⸗ 
licher Grundſtücke, an welchen dem Steuerpflichtigen das Eigentum oder eine 
ſonſtige Berechtigung zuſteht; bei ſelbſtbewohnten oder benutzten Gebäuden 
iſt das Einkommen nach dem Mietwerte zu bemeſſen. 

Einkommen aus Handel und Gewerbe iſt der Geſchäfts⸗ 
gewinn. Bei deſſen Berechnung ſollen einerſeits die Vermehrung des Anlage- 
kapitals, andererſeits angemeſſene jährliche Abſchreibungen ihre Berückſichtigung 
finden. Als Geſchäftsgewinn gelten auch die Zinſen des eingelegten Kapitals 
des Steuerpflichtigen. 
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Einkommen aus gewinnbringender Beſchäftigung 
iſt beiſpielsweiſe der Arbeitsverdienſt, die Beſoldung, Gewinn aus künſtleriſcher, 
wiſſenſchaftlicher oder erziehender Tätigkeit. Das Einkommen aus Dienſt⸗ 
wohnnungen iſt nach dem ortsüblichen Mietwerte, jedoch höchſtens mit 15% 
des Bargehalts in Anſatz zu bringen. Außer Anſatz bleibt bei Militärperſonen, 
Beamten, Geiſtlichen und Lehrern an öffentlichen Schulen der zur Beſtreitung 
des Dienſtaufwands beſtimmte Teil des Dienſteinkommens. Dem Einkommen 
aus gewinnbringender Beſchäftigung werden Rechte auf periodiſche Hebungen 
oder Vorteile, wie Penſionen, Rentenbezüge, gleichgeſtellt. 

Steuerfrei bleibt das Einkommen aus dem außerhalb 
Preußens, aber im Deutſchen Reich oder in den Schutzgebieten belegenem Grund⸗ 
beſitz und den daſelbſt betriebenen Gewerben, ferner Bezüge von Militärperſonen, 
Beamten und deren Hinterbliebenen aus der Kaſſe eines anderen deutſchen 
Bundesſtaats, ferner der das Gehalt überſteigende Teil des Dienſteinkommens 
der im Auslande kraft Dienſtpflicht wohnenden Offiziere und Beamte und 
gleichfalls ihr Gehalt, falls es im Ausland zu direkten Staatsſteuern heran 
gezogen wird; ferner geſetzliche Unterſtützungen der Kriegs- und Friedens 
invaliden, ferner Einkünfte aus der Krankenverſicherung und endlich die Zinſen 
gewiſſer Amortiſationsfonds öffentlicher Kreditinſtitute. Von der Gemeindeſteuer 
bleibt auch befreit das Einkommen aus gemeindegrundſteuerfreien Grundſtücken. 

Abzugsfähig von dem Rohertrage der Einkommensquelle ſind die 
Werbungskoſten, das heißt die Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und 
Erhaltung des Ertrags, z. B. Abſchreibungen für Abnutzung der Gebäude und 
des Inventars, die indirekten Abgaben, auch die vom Grundbeſitz und Ge— 
werbebetrieb zu entrichtenden direkten Kommunalſteuern; im letzten Falle iſt 
aber der Abzug nur ſtatthaft bis zur Höhe der ſtaatlich veranlagten Grund-, 
Gebäude- und Gewerbeſteuern. Abzugsfähig ſind in der Regel ferner die 
Schuldenzinſen, dauernde Laſten, Beiträge auf Grund der ſozialen Geſetzgebung 
bis zum Geſamtbetrag von 600 M., Lebensverſicherungsprämien bis zum Be⸗ 
trage von 600 M. und Tilgungsbeiträge für Grundbeſitzſchulden, ſoweit ſie auf 
rechtlicher Verpflichtung beruhen, 1 des Kapitals und 600 M. jährlich nicht 
überſteigen. Dagegen können Verwendungen für Vermögensverbeſſerung 
einſchließlich der Kapitalabtragungen, Haushaltsausgaben und Angehörigen⸗ 
unterſtützungen, ſelbſt wenn ſie bindend zugeſichert ſind, nicht abgezogen werden. 

Das Einkommen der Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung wird wie dasjenige der natürlichen Perſonen berechnet. Bei den 
Aktiengeſellſchaften, Genoſſenſchaften uſw. gelten als 
Überſchüſſe die Aktienzinſen, Dividenden u. dgl. Doch werden einerſeits hinzu⸗ 
gerechnet die Auſwendungen für Schuldentilgung, Geſchäftsverbeſſerung oder 
erweiterung und die Überweiſungen an Reſervefonds und andererſeits ab⸗ 
gezogen 3½ % des eingezahlten Aktienkapitals, der eingezahlten Geſchäfts⸗ 
anteile u. dgl. Bei der Kommunalbeſteuerung dagegen findet dieſer Abzug 
der 3½ % nicht ſtatt. 
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Der für die Einkommensberechnung maßgebende 
Zeitraum iſt bei natürlichen Perſonen regelmäßig das dem Steuerjahr 
vorhergehende Kalender- oder Wirtſchaftsjahr, falls ſich aber die Einkommens⸗ 
quelle ändert, der Beginn des Steuerjahrs. Der Geſchäftsgewinn der natür⸗ 
lichen Perſonen aus Handel und Gewerbe wird, wenn vorſchriftsmäßige Handels⸗ 
bücher geführt werden, nach dem Durchſchnitt der drei letzten Wirtſchaftsjahre 
berechnet. Die gleiche Berechnung iſt für nichtphyſiſche Perſonen maßgebend. 

Die Grund⸗ und Gebäudeſteuer. Grund⸗ und Gebäudeſteuern werden 
entweder in Prozenten der ſtaatlich veranlagten Steuern oder als beſondere 
Gemeindeſteuern erhoben. Die Staatsgrundſteuer iſt gemäß dem Grund- 
ſteuergeſetz vom 21. Mai 1861 in ihren Einzelbeträgen dauernd feſtgeſtellt, und 
zwar derart, daß eine Summe von 39 600 000 M. nach Maßgabe des Rein⸗ 
ertrags auf die einzelnen Grundſtücke der ganzen Monarchie verteilt iſt, 
unter einer Belaſtung des Reinertrages mit etwa 910 %%. Die Staatsge⸗ 
bäudeſteuer wird nach dem Geſetz vom 21. Mai 1861 vom Nutzungswert mit 
4% bei Wohngebäuden und 2% bei ſonſtigen Gebäuden berechnet. Der 
Nutzungswert wird in den Städten nach dem dort üblichen mittleren durch⸗ 
ſchnittlichen Mietwert der letzten 10 Jahre, ſonſt durch Einteilung der Gebäude 
in beſtimmte Klaſſen feſtgeſtellt. Eine Neuberechnung des Nutzungswerts findet 
bei Errichtung von Neubauten und Vornahme von Verbeſſerungen ſtatt. Im 
übrigen werden die Nutzungswerte alle 15 Jahre, zuletzt im Jahre 1910, einer 
Nachprüfung unterzogen. Die Beſteuerung von Neubauten und die Steuer⸗ 
erhöhung infolge von Verbeſſerungen beginnt mit Ablauf desjenigen Rechnungs⸗ 
jahres, in welchem die Bewohnbarkeit oder Nutzbarkeit eingetreten oder die 
Verbeſſerung vollendet iſt. Mit Eintritt der Gebäudeſteuerpflicht endet die 
Grundſteuerpflicht. 

In der Wahl der Unterlagen für die beſonderen Steuern vom 
Grundbeſitz haben die Gemeinden freie Hand. Insbeſondere kann der 
Reinertrag, der Nutzungswert, der Pacht- oder Mietwert zugrunde gelegt und 
es können alsdann für die Ermittelung dieſer Werte beſtimmte Grundſätze auf⸗ 
geſtellt werden, die von den Veranlagungsbeſtimmungen für die Staatsſteuern 
abweichen dürfen. Sehr beliebt ift eine Umlegung nach dem ge- 
meinen Wert. Hierunter verſteht man den Wert, den das Grundſtück 
oder das Gebäude für jeden Beſitzer hat. Seine Ermittelung geſchieht in erſter 
Linie nach dem Preis, der für die Sache ſelbſt unter normalen Verhältniſſen 
gezahlt ift, und in zweiter Linie durch Vergleich mit den Preiſen, die für weſent⸗ 
lich gleichartige Grundſtücke oder Gebäude gezahlt ſind. 

Die Steuern vom Grundbeſitz müſſen nach gleichen Normen und Sätzen 
verteilt werden. Das bedeutet: eine individuell verſchiedenartige Behandlung 
ift unzuläſſig. Dagegen ſteht nichts im Wege, die Grundſtücke in verſchiedene 
Steuerklaſſen (3. B. in bebaute und unbebaute, Grundſtücke mit Kleinwohnungen, 
Grundſtücke gemeinnütziger Unternehmungen u. dgl.) einzuteilen oder die 
Steuerſätze allmählich ſteigend zu geſtalten. Das Geſetz kennt auch eine be⸗ 
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ſondere Bauplatzſteuer, die indeſſen nicht als einzige Steuer vom 
Grundbeſitz, ſondern nur neben einer ſonſtigen Grundſtücksſteuer erhoben werden 
darf. Da ihr aber nur die Werterhöhung zugrunde gelegt wird, die durch 
die Feſtſetzung der Fluchtlinien entſteht, und eine ſolche Werterhöhung ſchwer 
zu ſchätzen iſt, hat ſich die Steuer nicht eingebürgert. Überhaupt iſt eine Grund⸗ 
ſteuer, welche die verſchiedenen Grundſtücksarten verſchieden erfaſſen will, ſchwer 
durchführbar. Ihre Abſicht wird beſſer erreicht mittels Umlegung nach dem 
gemeinen Wert, ſofern dieſer regelmäßig in kurzen Zwiſchenräumen und 
gewiſſenhaft geſchätzt wird. 

Von der Steuer vom Grundbeſitz ſind verſchiedene Gattungen unbebauter 
wie bebauter Grundſtücke befreit, darunter insbeſondere die Königlichen 
Schlöſſer, Geſandtſchaftsgebäude, die zum öffentlichen Dienſt oder Gebrauch 
beſtimmten Grundſtücke des Staates, der Städte, Kreiſe, Provinzen und ſonſtigen 
Kommunabverbände, Brücken, Kunſtſtraßen, Schienenwege, Deichanlagen, 
Kirchen, Armen-, Waiſen⸗, Krankenhäuſer, Gefängniſſe, Beſſerungs⸗ und Be⸗ 
wahranſtalten ſowie die Gebäude milder Stiftungen, ſofern ſie für deren Zwecke 
unmittelbar benutzt werden. Andere Gebäude ſolcher Stiftungen können durch 
Gemeindebeſchluß freigelaſſen werden, vorausgeſetzt, daß die Stiftungen nicht 
zugunſten beſtimmter Perſonen und Familien beſtehen. 

Die Steuerpflicht beginnt mit dem erſten Tage des auf den 
Erwerb des Grundeigentums folgenden Monats und erliſcht mit dem Ablauf 
des Monats, in welchem die Veräußerung erfolgt. Nach den Staatsſteuer⸗ 
geſetzen bleibt indes der frühere Eigentümer noch haftbar, bis die Anzeige vom 
Eigentumswechſel erſtattet wird. 

Die Gewerbeſteuer, Betriebsſteuer, Wanderlagerſteuer, Warenhaus: 
ſteuer. Die Beſteuerung der Gewerbebetriebe kann entweder in Prozenten 
der ſtaatlich veranlagten Gewerbeſteuer oder auf Grund beſonderer Gewerbe⸗ 
ſteuerordnungen geſchehen. Die ſtädtiſche Gewerbeſteuer beſchränkt ſich aber 
nur auf die ſtehenden Gewerbe, zu denen jeder Betrieb gehört, der nicht ledig⸗ 
lich die Beſchaffung der eigenen Wirtſchaftsbedürfniſſe des Unternehmers be⸗ 
zweckt und eine Niederlaſſung am Orte beſitzt. Als ſteuerpflichtiges Gewerbe 
werden nicht angeſehen die Ausübung eines amtlichen Berufs, einer Kunſt oder 
einer wiſſenſchaftlichen, ſchriftſtelleriſchen oder erziehenden Tätigkeit, z. B. als 
Arzt, Rechtsanwalt, vereideter Landmeſſer. Eine Reihe von Betrieben ſind 
gewerbeſteuerfrei, insbeſondere diejenigen des Deutſchen Reichs, der 
landſchaftlichen Kreditverbände und der öffentlichen, nicht aber der privaten 
Verſicherungsanſtalten, ferner von den kommunalen Veranſtaltungen die Spar⸗ 
kaſſen, Landeskreditkaſſen und ähnliche gemeinnützige Kreditanſtalten, die 
Schlachthäuſer, Viehhöfe, Markthallen, Volksbäder, Leihanftalten, die Kana⸗ 
liſationswerke und, ſofern ſich der Betrieb auf den Gemeindebezirk beſchränkt, 
auch die Waſſerwerke. Dagegen unterliegen der Gewerbeſteuerpflicht die Ge⸗ 
werbebetriebe des Staates mit Ausnahme der Eiſenbahnen, der Kommunen 
und anderer öffentlicher Verbände ſowie der Reichsbank. Sind die gewerb⸗ 
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lichen Betriebe der Kommunen im öffentlichen Intereſſe unternommen, ſo kann 
der Finanzminiſter Steuerfreiheit gewähren. Sodann ſind gewerbeſteuerfrei 
die Land- und Forſtwirtſchaft (abgeſehen von den landwirtſchaftlichen Bren⸗ 
nereien, dem gewerbsmäßigen Viehkauf zu Zwecken des Verkaufs oder des 
Milchhandels und der gewerbsmäßigen Erpachtung der Milch einer Herde), 
ferner die Jagd, der Obſt⸗ und Weinbau (abgeſehen von der gewerbsmäßigen 
Erpachtung des Obſtes eines Gartens), die Fiſchzucht (abgeſehen von der ge⸗ 
werbsmäßigen Erpachtung des Fiſchfangs) ſowie der Gartenbau mit Aus⸗ 
nahme der Kunft- und Handelsgärtnereien. Ferner bleibt ſteuerfrei der Handel 
außerpreußiſcher Gewerbetreibender auf Meſſen und Jahrmärkten, auch auf 
Wochenmärkten, ſoweit es ſich um Verzehrungsgegenſtände handelt, ſowie 
die Tätigkeit der Konſumvereine u. dgl., wenn ſie ihren Verkehr auf die Mit⸗ 
glieder beſchränken und keinen Gewinn unter dieſe verteilen, nicht dagegen 
Konſumvereine mit offenem Laden und Konſumanſtalten gewerblicher Unter⸗ 
nehmen. Anderen Vereinen u. dgl. kann der Finanzminiſter Steuerfreiheit ge⸗ 
währen, wenn ſie nur wohltätige oder gemeinnützige Zwecke unter Ausſchluß 
eines Gewinns für den Unternehmer verfolgen. 

Für die Umlegung der ſtaatlichen Gewerbeſteuer werden 
ſämtliche Gewerbebetriebe nach der Höhe ihres Jahresertrages oder ihres An⸗ 
lage⸗ und Betriebskapitals in vier Klaſſen eingeteilt. Hierbei werden überwieſen 
der Klaſſe I die Betriebe mit mindeſtens 50 000 M. Ertrag oder mindeſtens 
1000 000 M. Kapital, der Klaſſe II die Betriebe mit mindeſtens 20 000 bis 
50 000 M. Ertrag oder mindeſtens 150 000—1 000 000 M. Kapital, der Klaſſe III 
die Betriebe mit mindeſtens 4000 —20 000 M. Ertrag oder mindeſtens 30 000 
bis 150 000 M. Kapital, der Klaſſe IV die Betriebe mit mindeſtens 15004000 M. 
Ertrag oder mindeſtens 3000 —30 000 M. Kapital; Betriebe mit geringerem 
Ertrage oder Kapitale bleiben ſteuerfrei. Die II. bis IV. Klaſſe werden zu je 
einer Steuergeſellſchaft vereinigt. Dieſe hat eine feſte Summe aufzubringen, 
welche ſich dadurch ergibt, daß die Zahl der zur Klaſſe gehörigen Betriebe 
vervielfältigt wird mit 300 M. in Klaſſe II, 80 M. in Klaſſe III und 16 M. 
in Klaſſe IV. 

Für Klaſſe I ift eine ſolche zahlenmäßige Begrenzung nicht vorgeſehen. 
Die ſtaatliche Steuer beträgt hier 1% des Ertrages und der niedrigſte Satz 
300 M.; die Sätze ſteigen in Stufen um je 48 M. Die Verteilung der Gewerbe⸗ 
ſteuer in den übrigen Klaſſen geſchieht in der Weiſe, daß bei jedem Betriebe 
1% des Ertrages nicht überſchritten wird und beſtimmte Steuerſätze zur An⸗ 
wendung gelangen. Maßgebend iſt der Ertrag des letzten Jahres bzw. das 
Anlage- und Betriebskapital nach ſeinem mittleren Stand im abgelaufenen 
Jahre. Betriebe, die den Mindeſtertrag ihrer Klaſſe nicht erreicht haben, werden 
mit dem niedrigſten Steuerſatz ihrer Klaſſe veranlagt. Iſt 2 Jahre lang der 
Ertrag eines Betriebes in Klaſſe J unter 30 000 M., in Klaſſe II unter 15 000 M., 
in Klaſſe III unter 3000 M. geblieben, ſo iſt der Betrieb in die Klaſſe zu ver⸗ 
ſetzen, welche ſeinem Ertrage entſpricht. Kann das Steueraufkommen einer 


11. Kapitel. Die Gemeindeabgaben. 243 
Klaſſe nicht aufgebracht werden, ſo hat der Finanzminiſter die Herabſetzung 
der Steuerſumme zu verfügen. 

Bei Ermittelung des ſteuerpflichtigen Ertrages 
kommen die Betriebskoſten und Abſchreibungen in Abzug, letztere aber nur 
ſoweit, als fie die Wertminderung angemeſſen berückichtigen. Abſchreibungen, 
die den Buchwert der Aktiva unter ihren wirklichen Wert herabſetzen, ſind als 
Rücklagen aufzufaſſen und ſteuerpflichtig. Nur in einem Falle iſt eine Abſchrei⸗ 
bung nach dem Buchwert ohne Rückſicht auf den wirklichen Wert zuläſſig: wenn 
Gegenſtände ausſcheiden. Nicht abzugsfähig ſind die Zinſen für das Anlage⸗ 
und Betriebskapital ſowie für Schulden, die zu Geſchäftserweiterungen und Ver⸗ 
beſſerungen aufgenommen ſind. Werden die Ausgaben für Erweiterungen und 
Verbeſſerungen aus den Betriebseinnahmen gedeckt, ſo ſind ſie dem Ertrage 
zuzurechnen. In gleicher Weiſe find zuzurechnen die aus den Einnahmen be- 
ſtrittenen Aufwendungen für den Unterhalt des Gewerbetreibenden und feiner 
Angehörigen. Vertragsmäßig bedungene Ausgaben für Verwandte, die dem 
Haushalt nicht angehören, ſind jedoch abzugsfähig. 

Das Anlage- und Betriebskapital umfaßt ſämtliche „dem 
Gewerbebetrieb dauernd gewidmeten Werte“, ohne Unterſchied, ob der Betrieb 
mit eigenem Kapital des Unternehmers oder mit fremdem arbeitet. 

Mehrere Betriebe werden als ein ſteuerpflichtiges Gewerbe an⸗ 
geſehen, desgleichen gemeinſchaftliche Betriebe ſowie die Gewerbebetriebe von 
Eheleuten, die nicht dauernd getrennt leben. Befinden ſich Betriebsſtätten 
(Zweigniederlaſſungen, Fabrikationsſtellen, Ein⸗ und Verkaufsſtellen, Nieder⸗ 
lagen, Kontore u. dgl.) in mehreren Bundesſtaaten, ſo iſt nur eine anteilige 
Heranziehung in den verſchiedenen Bundesſtaaten ſtatthaft. 

Die ſtaatliche Gewerbeſteuer hat unverkennbare Mängel. Als Realſteuer 
ſoll die Gewerbeſteuer einen ftetigen Steuerertrag abwerfen und damit ein Gleich- 
gewicht bieten gegenüber den ſchwankenden Ergebniſſen der Einkommenſteuer. 
Dies wird aber nicht erreicht, wenn lediglich nach dem Ertrage umgelegt wird, 
zumal dieſer zu gleicher Zeit ſteigen und ſinken wird wie ein Hauptteil der von 
der Einkommenſteuer erfaßten Einkommen. Auch läßt die Beſteuerung des 
Ertrages, wie ſie vom Gewerbeſteuergeſetz gewählt iſt, die ſtärkere Erfaſſung 
der höheren und eine geringere Inanſpruchnahme der niederen Einkommen 
nicht zu. Zwar iſt mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes eine verſchiedene 
Abſtufung der Prozente zuläſſig. In der Regel wird dieſe Abſtufung aber nur 
nach Klaſſen erfolgen, ſo daß innerhalb der Klaſſen eine fortſchreitende Stei⸗ 
gerung nicht ſtattfindet. Daher iſt die Einführung beſonderer Gewerbeſteuern 
durchaus zweckmäßig. 

Die Umlegungsgrundlagen der beſonderen Gewerbeſteuern 
ſind nicht begrenzt. Beliebt ſind der Ertrag nach dem Durchſchnitt mehrerer 
Jahre, das Anlagekapital, der Umſatz oder die Zahl der beſchäftigten Arbeiter. 
Bisweilen werden verſchiedene dieſer Maßſtäbe miteinander verbunden, etwa 
in der Art, daß vom Extrage ausgegangen wird und bei Überſchreitung eines 
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gewiſſen Umſatzes eine Zuſatzbeſteuerung nach Maßgabe des Umſatzes vor⸗ 
genommen wird, oder umgekehrt in der Weiſe, daß der Umſatz Ausgangspunkt 
iſt und als Höchſtbetrag der Steuer ein gewiſſer Prozentſatz des Ertrages feſt⸗ 
geſetzt wird. Den Umſatz allein zugrunde zu legen, iſt nicht empfehlenswert; 
denn einmal kann er infolge der Konjunktur ſprungartig ſich ändern und dann 
werden mitunter ungleichartige Betriebe ungleichmäßig getroffen, da der eine 
Betrieb — z. B. eine Bank — bei hohem Umſatz einen verhältnismäßig niedri⸗ 
geren Gewinn abwirft als der andere. Endlich iſt es zuläſſig, verſchiedene Gruppen 
Gewerbetreibender zuſammenzufaſſen und einzelne von ihnen ſtärker zu be⸗ 
ſteuern. 

Erſtreckt ſich ein Gewerbebetrieb über mehrere Ge- 
meinden, ſo wird die Verteilung des Beſteuerungsrechts verſchieden ge⸗ 
handhabt, je nachdem Prozente der Staatsſteuer oder beſondere Gewerbeſteuern 
erhoben werden. Im erſteren Falle zerlegt der Steuerausſchuß der Gemeinde, 
in welcher die Geſchäftsleitung ſich befindet, den Steuerſatz auf die einzelnen 
Betriebsorte nach dem Maßſtabe des Ertrages. Dieſer Maßſtab darf auch dann 
nicht verlaſſen werden, wenn an einzelnen Betriebsorten Verluſte entſtanden 
ſind. Nur wenn das Geſamtgeſchäft keinen Ertrag abgeworfen hat, iſt die Ver⸗ 
teilung nach dem Anlage- und Betriebskapital zuläſſig. Iſt eine Verteilung 
nach dem Extrage nicht möglich, jo ſind geeignete Aushilfsmittel zu wählen. 
Gegen den Beſchluß des Steuerausſchuſſes ſtehen den Gemeinden und dem 
Steuerpflichtigen binnen vier Wochen die Berufung an die Regierung und 
gegen die Berufungsentſcheidung binnen gleicher Friſt die Beſchwerde an das 
Oberverwaltungsgericht zu. 

Werden beſondere Gewerbeſteuern umgelegt, ſo veranlagt die betreffende 
Gemeinde für ſich, und zwar nach Maßgabe des in ihr liegenden Teiles des 
Gewerbebetriebes. Iſt hierbei der Ertrag der Beſteuerungsmaßſtab, ſo findet 
eine Verteilung auf die verſchiedenen Gemeinden wie bei der Verteilung zu 
Zwecken der Einkommenſteuer (Seite 235) ſtatt. 

Hat ein gewerbliches Unternehmen außerha lb Preußens ſeinen 
Sitz, in Preußen aber eine Zweigniederlaſſung u. dgl., ſo iſt es in Preußen am 
Orte der Zweigniederlaſſung u. dgl. ſteuerpflichtig. Auf Erfordern iſt das Unter⸗ 
nehmen verpflichtet einen in Preußen wohnenden Vertreter zu beſtellen, der 
für die Erfüllung der Verpflichtungen des Inhabers als Geſamtſchuldner haftet. 

Der Beginn der Gewerbeſteuerpflicht tritt nach dem 
Gewerbeſteuergeſetz mit dem Anfang des auf die Eröffnung des Betriebes 
folgenden Kalenderviertelſahrs ein. Die Steuerp flicht erliſcht am 
Ende des Kalendervierteljahrs, in dem das Gewerbe abgemeldet wird. Er⸗ 
öffnet aber der Gewerbetreibende im Laufe desſelben oder nächſtfolgenden 
Steuerjahres den Betrieb wieder und lag die Unterbrechung in der Natur des 
Gewerbes (Bauhandwerk, Gaſtwirtſchaft in Badeorten), ſo wird der Betrieb 
nachträglich für die Zeit von der Abmeldung bis zum Wiederbeginn des Be⸗ 
triebes herangezogen. Wird ein Gewerbebetrieb von einer anderen Perſon, 
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3. B. dem Erben, Pachter, Käufer fortgeſetzt, ſo hat nach dem Gewerbeſteuer⸗ 
geſetz der neue Gewerbetreibende die Steuer bis zum Ablauf des Steuerjahres 
fortzuentrichten; Pächter und Verpächter haften in dieſem Falle als Geſamt⸗ 
ſchuldner. 

Schließt ſich die Gewerbeſteuer nicht der Staatsſteuer an, fo beginnt die 
Steuerpflicht nach dem Kommunalabgabengeſetz mit dem Erſten des auf den 
Betrieb folgenden Monats und erliſcht ſie mit dem Ablauf des Monats, in 
welchem der Betrieb eingeſtellt wird. 

Vom Gewerbebetriebe im Umherziehen kann eine 
Kommunalſteuer nicht erhoben werden. Die Wandergewerbeſteuer iſt vielmehr 
rein ſtaatlich und wird in der Regel bei Löſung des Wandergewerbeſcheins 
erhoben. 

Dagegen kann die Betriebsſteuer, die an die Kreiſe fließt, mit 
Kommunalzuſchlägen belaſtet werden. Dieſe Steuer wird erhoben für den 
Betrieb der Gaſtwirtſchaft, Schankwirtſchaft und des Kleinhandels mit Brannt⸗ 
wein oder Spiritus. Sie iſt in einer Summe zu entrichten und wird auch nicht 
erſtattet, wenn der Betrieb im Laufe des Steuerjahres eingeſtellt wird. Sie 
beträgt für jeden Gewerbetreibenden, der wegen zu geringen Ertrages oder 
Anlage⸗ und Betriebskapitals ſteuerfrei geblieben iſt, 10 M., ſonſt je nach den 
Gewerbeſteuerklaſſen 15, 25, 50, 100 M. Erſtreckt ſich der Betrieb auf mehrere 
Kreiſe, ſo iſt für jeden Kreis die Hälfte zu entrichten. Hat ein Betrieb mehrere 
Ausſchankbetriebsſtätten, jo wird für jede derartige Betriebsſtätte die Steuer 
in voller Höhe beſonders erhoben; dies gilt auch für den Fall, daß der Betrieb 
ſich über mehrere Kreiſe erſtreckt. Entſteht die Steuerpflicht lediglich infolge 
einer vorübergehenden, außergewöhnlichen Angelegenheit (3. B. eines Feſtes), 
jo kann auf Antrag der Steuerbetrag von der Veranlagungsſtelle bis auf 5 M. 
herabgeſetzt werden. 

Eine Unterart der Gewerbeſteuer iſt die Wanderlagerſteuer und die Waren⸗ 
hausſteuer, für die beſondere Geſetze erlaſſen find, und zwar für jene das Geſetz 
vom 27. Februar 1880 und für dieſe das Geſetz vom 18. Juli 1900. 

Die Wanderlagerſteuer wird neben und unabhängig von der 
Gewerbeſteuer kraft Geſetzes von jedem erhoben, der außerhalb ſeines Wohn⸗ 
ortes und ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaſſung die Waren eines 
Wanderlagers von einer feſten Verkaufsſtätte aus feilbietet. Steuerfrei bleiben 
der Markt⸗ und Meßverkehr, der Verkauf von Ausſtellungsobjekten auf öffent⸗ 
lichen, genehmigten Ausſtellungen, der Verkauf in feſten Stätten an Bade⸗ 
und ähnlichen Orten, das Feilbieten von Lebensmitteln und ſolche Betriebe, 
denen der Finanzminiſter Steuerfreiheit gewährt hat. Die Steuer iſt in jedem 
Orte, wo das Geſchäft betrieben wird, und für jedes einzelne Verkaufslofal zu 
entrichten. Sie beträgt für jede angefangene Woche in Städten über 50 000 Ein⸗ 
wohnern 50 M., in ſolchen von 2000 bis 50 000 Einwohnern 40 M., in kleineren 
Orten 30 M. In Orten über 2000 Einwohnern wird ſie den Gemeinden, in 
kleineren Orten den Kreiſen überwieſen. 
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Durch die Warenhausſteuer wird der Kleinhandel belaſtet, der 
ſich an ein und demſelben Orte oder auch an mehreren unmittelbar benach⸗ 
barten Orten mit mehr als einer der geſetzlichen Warengruppen befaßt und mit 
einem Jahresumſatz von mindeſtens 400 000 M. betrieben wird. Die vier ge- 
feßlichen Warengruppen enthalten insbeſondere: 1. Lebens- und Genußmittel, 
Apothekerwaren, Droguen, 2. Bekleidungsgegenſtände, Betten, Möbel, Garne, 
Stoffe, Teppiche, 3. Gerätſchaften und Möbel, 4. Wertſachen, Kunft-, Papier-, 
Spielwaren, Bücher, Nähmaſchinen, Inſtrumente. Die Steuer beträgt 1 2 % 
vom Umſatze und richtet fich regelmäßig nach dem Umſatz des abgelaufenen Jahres. 
Die Warenhausſteuer iſt kraft Geſetzes zu erheben. Beſteht eine Gewerbeſteuer, 
ſo erfolgt die Einziehung der Warenhausſteuer nur inſoweit, als ſie die auf 
dem Betrieb laſtende Gewerbeſteuer überſteigt. Das Aufkommen an Waren⸗ 
hausſteuer iſt zur Erleichterung der von der III. und IV. Gewerbeſteuerklaſſe 
zu erhebenden Gewerbeſteuer und, falls dieſe Klaſſen keine Gewerbeſteuer zu 
zahlen haben, vorzugsweiſe im Intereſſe des kleineren Gewerbetreibenden zu 
verwenden. 

Die indiretten Steuern. Bei Gegenüberſtellung der direkten und indirekten 
Steuern wurde bereits darauf hingewieſen, daß die indirekten Steuern an Vor⸗ 
gänge des Verkehrs und des Verbrauchs anknüpfen. Auch wurde erwähnt, 
daß die Einführung indirekter Kommunalſteuern an die durch die Reichsgeſetze 
gezogenen Grenzen gebunden iſt. Der gewichtigſten Beſchränkung nach dieſer 
Richtung unterliegen die Verbrauchsſteuern, da die Steuern und 
Zölle des Reichs die Verbrauchsgegenſtände in beſonderem Maße in Anſpruch 
nehmen. Einmal find durch das Zolltarifgeſetz vom 25. Dezember 1902 § 13 
ſämtliche Kommunalabgaben auf Getreide, Hülſenfrüchte, Mehl und andere 
Mühlenfabrikate, desgleichen auf Backwaren, Vieh, Fleiſch, Fleiſchwaren und 
Fett, insbeſondere alſo die ſogenannten Schlacht⸗ und Mahlſteuern aufgehoben. 
Sodann verordnet J 7 des Artikels Ii des Zollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 
1867, daß Kommunalabgaben nur für Gegenſtände, die zum örtlichen Verbrauch 
beſtimmt ſind, erhoben werden dürfen und daß hierbei die Erzeugniſſe der 
anderen Bundesſtaaten mit den einheimiſchen gleichmäßig zu behandeln ſind. 
Als Gegenſtände, die für die Kommunalabgaben geeignet ſind, bezeichnet der 
Vertrag: Bier, Eſſig, Malz, Brennmaterialien, Marktoiftualien, Fourage, Obſt⸗ 
wein, Wein und Branntwein. Indeſſen wird eine Weinabgabe nur in den 
eigentlichen Weinländern bis zu einer beſtimmten Höchſtgrenze und eine Brannt⸗ 
weinſteuer nur fo weit geſtattet, als ſie beim Inkrafttreten des Vertrages er⸗ 
hoben wurde und ſeitdem ununterbrochen erhoben worden iſt. Eine weitere 
Beſchränkung gibt das Kommunalabgabengeſetz ſelbſt, indem es verbietet, daß 
neue Steuern auf den Verbrauch von Kartoffeln und Brennſtoffen aller Art 
weder neu eingeführt noch in ihren Sätzen erhöht werden dürfen. Damit be⸗ 
ſchränken ſich die ſtädtiſchen Verbrauchsſteuern im weſentlichen auf Bier, Eſſig 
und Malz, ferner — wie das Geſetz ausdrücklich zuläßt — auf Wildbret und 
Geflügel und endlich auf Kartoffeln und Brennſtoffe, ſoweit dieſe beiden Gat⸗ 
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tungen beim Inkrafttreten des Kommunalabgabengeſetzes beſteuert wurden. 
Dagegen werden für unzuläſſig gehalten Steuern auf Gas und Elektrizität, 
weil ſie im Zollvereinigungsvertrag nicht freigegeben ſind oder, wenn man ſie 
als Brennſtoff anſieht, weil das Kommunalabgabengeſetz die Neueinführung 
von Brennſtoffſteuern verbietet. Desgleichen ſteht der Zollvereinigungsvertrag 
einer Beſteuerung alkoholfreier Getränke entgegen. 

Bei der Bierſteuer iſt zu beachten, daß nach den Grundſätzen des 
Zollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 das einheimiſche Bier vor dem 
eingeführten nicht bevorzugt werden darf. Als Höchſtgrenze der Kommunal⸗ 
beſteuerung ſetzt das Brauſteuergeſetz vom 15. Juli 1909 65 Pfennig für ein 
Hektoliter Bier und, ſofern das Bier nur einen Alkoholgehalt von höchſtens 
1¾ % der Menge hat, 30 Pfennig für ein Hektoliter feſt. Wird die Steuer nicht 
nach der Raummenge, ſondern nach dem zur Biererzeugung verwendeten Malz 
erhoben, ſo iſt ſie auf den Doppelzentner ungeſchrotenen Malzes in einem 
ſolchen Verhältnis zu beſtimmen, daß die Höhe der Steuer der Höhe der Abgabe 
vom eingeführten Bier entſpricht. Die Feſtſetzung des Verhältniſſes bedarf der 
Genehmigung. Die Kommunalſteuer iſt zu erſtatten, ſofern das verſteuerte 
Bier nach anderen Orten weitergeht oder ausgeführt wird. 

Abgeſehen von den Verbrauchsgegenſtänden können die indirekten Steuern 
noch ſonſtige Vorgänge des täglichen Wirtſchaftslebens erfaſſen, ſo insbeſondere 
das Halten von Gegenſtänden. Indeſſen läßt die Aufſichtsbehörde die Erhebung 
von Abgaben für das Halten von Luxusgegenſtänden nicht zu, weil dieſe Be⸗ 
ſteuerung ungeeignet ſeien, ebenfalls nicht die Steuer auf Tiere, wie Tauben, 
Gänſe und Katzen. Wohl aber ſind Steuern auf das Halten von Ziegenböcken 
und namentlich auf das Halten von Hunden genehmigt worden. 
Derartige Steuern find indirekte, weil fie nicht das Eigentum erfaſſen, ſondern 
lediglich die Tatſache des Haltens. 

Eine gewiſſe Bedeutung haben ferner die Luſtbarkeitsſteuern. 
Dieſe dürfen ſich nur auf Luſtbarkeiten erſtrecken. Doch wird der Begriff der 
Luſtbarkeit in der Verwaltungspraxis verhältnismäßig weit gefaßt. Man ver⸗ 
ſteht darunter alle Veranſtaltungen, die zur Ergötzung und Unterhaltung be⸗ 
ſtimmt und geeignet find. Hierbei bleibt es unerheblich, ob künſtleriſche, wiſſen⸗ 
ſchaftliche oder wohltätige Zwecke verfolgt werden, desgleichen ob die Veran⸗ 
ſtaltung entgeltlich oder unentgeltlich iſt. Dagegen ſind rein belehrende Ver⸗ 
anſtaltungen, worunter auch der Unterricht in techniſchen Fertigkeiten, ſelbſt 
der Tanzunterricht gerechnet wird, keine Luſtbarkeit. Die Pflicht zur Zahlung 
der Steuer kann dem Veranſtalter, dem Teilnehmer, dem Lokalbeſitzer einzeln 
oder in Geſamtſchuldhaftung auferlegt werden. 

Die wichtigſten indirekten Steuern ſind aber diejenigen, die auf den Handel 
mit Grundſtücken und den unverdienten Vermögensgewinn gelegt ſind, die 
Umſatzſteuer, die Wertzuwachsſteuer und die Schankerlaubnisſteuer. 

Die Schankerlaubnisſteuer erfaßt die Erlangung der Erlaubnis 
zum ſtändigen Betrieb der Gaſtwirtſchaft, der Schankwirtſchaft und des Klein⸗ 


248 11. Kapitel. Die Gemeindeabgaben. 


handels mit Branntwein oder Spiritus. Der Kreis der Steuerpflichtigen iſt 
der nämliche, auf den die Betriebsſteuer zur Anwendung gelangt. Die Auf⸗ 
ſichtsbehörde achtet bei dieſer Steuer beſonders darauf, daß ſie ſich nicht lediglich 
auf die Neueinrichtung von Wirtſchaften beſchränkt, vielmehr auch auf Wirt⸗ 
ſchaftsübertragungen ausgedehnt wird, da anderenfalls eine Monopoliſierung 
beſtehender Wirtſchaften zu befürchten iſt. 

Die Umſatzſteuer wird bei Gelegenheit des Erwerbs von Grund⸗ 
ſtücken und den Grundſtücken gleichſtehenden Gerechtigkeiten erhoben. In der 
Regel wird der Erwerbspreis als Unterlage für die Steuer benutzt. Daraus 
folgt ſchon, daß dieſe Beſteuerungsart eine rohe iſt. Denn die Abgabe wird 
erhoben gleichgültig, ob der Eigentumswechſel auf irgendeiner Seite einen 
Gewinn erzeugt oder nicht. 

Gerechter wird der Beſteuerungsvorgang durch die Wertzuwachs⸗ 
ſteuer erfaßt. Auch ſie wird bei Gelegenheit des Umſatzes veranlagt, aber 
nur nach Maßgabe der Wertſteigerung, die das Grundſtück erfahren hat. Die 
Zuwachsſteuer iſt eine Reichsſteuer (Geſetz vom 14. Februar 1911). Jedoch 
erhält das Reich nur 50% vom Ertrage der Steuer; 10% erhalten, ſofern nicht 
die Landesgeſetzgebung ein anderes beſtimmt, die Bundesſtaaten als Ent⸗ 
ſchädigung für die Verwaltung und Erhebung der Steuer und 40% fließen 
den Gemeinden zu, in deren Bezirk das Grundſtück liegt. Nach dem Entwurf des 
preußiſchen Ausführungsgeſetzes erhalten die Städte für die ihnen zugewieſene 
Veranlagungsgeſchäfte 3/4 des ſtaatlichen Anteils, alſo weiter 7.5%. Denjenigen 
Gemeinden, in denen eine Zuwachsſteuer vor dem 1. April 1909 beſchloſſen und 
vor dem 1. Januar 1911 in Kraft getreten iſt, wird der bisherige Durchſchnitts⸗ 
ertrag bis zum 1. April 1915 geſichert, ſoweit die in ihrem Bezirk aufkommende 
Geſamtſteuer dazu ausreicht. Ferner können alle Gemeinden ortsſtatutariſch 
zu ihrem Anteil Zuſchläge bis zu 100% erheben. Jedoch dürfen Reichsſteuer 
und Zuſchlag zuſammen 30% der Wertſteigerung nicht überſteigen. Im übrigen 
können die Zuſchläge für die verſchiedenen Grundſtücksarten und nach der Dauer 
des für die Steuererhebung maßgebenden Zeitraums verſchieden feſtgeſetzt 
werden. 

Steuerpflichtig iſt derjenige, dem das Grundſtück vor dem die 
Steuerpflicht begründenden Rechtsvorgange gehörte. Der Erwerber haftet 
niemals im Falle der Zwangsverſteigerung, im übrigen dann, wenn die Steuer 
vom Veräußerer nicht beigetrieben werden kann; doch erſtreckt ſich die Haftung 
nur bis zu 2% des Veräußerungspreiſes. 

Steuerfrei ſind das Reich, die Bundesſtaaten, Gemeinden, in deren 
Bezirk das Grundſtück ſich befindet, gewiſſe gemeinnützige Geſellſchaften ſowie 
der Landesfürſt und die Landesfürſtin. Ferner ſind von der Steuer freigeſtellt 
Grundſtücke, deren Verkaufspreis nicht über 5000 M. und, wenn ſie bebaut ſind, 
nicht über 20 000 M. hinausgeht, falls der Veräußerer und ſeine Ehegattin 
im letzten Jahre nicht mehr als 2000 M. Einkommen gehabt haben und den 
Grundſtückshandel nicht gewerbsmäßig betreiben. Endlich wird die Zuwachs⸗ 
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ſteuer auch nicht erhoben beim Übergang der Grundſtücke durch Erbanfall und 
ähnliche Rechtsvorgänge; in dieſen Fällen wird bei künftigem Verkauf die Wert⸗ 
ſteigerung auf den früheren Erwerb zurückberechnet. 

Als ſteuerpflichtiger Wertzuwachs gilt der Unterſchied 
zwiſchen dem Erwerbspreiſe und dem Veräußerungspreiſe. Auf die Preiſe 
ſind aber gewiſſe Anrechnungen ſtatthaft. Die Beſtimmungen hierüber ſind 
äußerſt verwickelt. Das Gerippe iſt etwa folgendes: I. Als Einſtandspreis 
gilt der Erwerbspreis zuzüglich 4% für Koſten des Erwerbs, ferner zuzüglich 
der Straßenbaukoſten, deren 49% ige Verzinſung auf höchſtens 15 Jahre, der 
Baukoſten nebſt 5% (bei Bauhandwerkern 15%) Zuſchlag, endlich zuzüglich 
der Verzinſung des Erwerbspreiſes und der Anrechnungen, die ſich zwiſchen 
2½ % und 1½ % bewegt. II. Vom Veräußerungspreis werden abgezogen 
die Koſten der Veräußerung und des Betrages, um den der Jahresertrag hinter 
3% des Erwerbspreiſes zuzüglich der Koſten, des Hypothekenausfalls und der 
Bauten zurückgeblieben iſt, jedoch auf höchſtens 15 Jahre. Hat der Eigentümer 
für eine nach dem 1. Januar 1911 entſtandene Wertminderung eine Entſchädi⸗ 
gung erhalten (infolge Enteignung, Bergſchäden, Feuer), ſo wird deren Betrag, 
ſofern er nicht zur Beſeitigung der Schäden verwendet iſt, hinzugerechnet. Hat 
der Erwerber die Zuwachsſteuer übernommen, ſo wird der Veräußerungswert 
um den Steuerbetrag erhöht. Bei ſolchen Grundſtücken, die ſeit langer Zeit 
einer Veräußerung nicht unterworfen waren, würde der nach dem Geſetz berech⸗ 
nete Wertzuwachs eine unverhältnismäßige Höhe erlangen. Daher iſt beſtimmt, 
daß in den Fällen, in denen der maßgebende Erwerbsvorgang vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1885 liegt, an Stelle des Preiſes der an jenem Tage vorhandene Wert 
eingeſetzt wird, wenn nicht ein vorher gezahlter höherer Erwerbspreis nach⸗ 
gewieſen wird. 

Für die vom Wertzuwachs zu zahlende Steuer iſt ein Stu fentarif 
aufgeſtellt. Bei einem Wertzuwachs bis zu 10%, des Erwerbspreiſes zuzüglich 
der Anrechnungen beträgt die Steuer 10% vom Wertzuwachs. Geht der Zu⸗ 
wachs bis zu 30 9% des Erwerbspreiſes mit Anrechnungen, ſo beträgt die Steuer 
11% vom Zuwachs. Bei einer Steigerung des Wertzuwachſes um je 20 % 
des Erwerbspreiſes nebſt Anrechnungen erhöht ſich die Steuer um je 1% des 
Zuwachſes bis zur Höchſtgrenze von 30%, wenn der Wertzuwachs mehr als 
290 9% des Erwerbspreiſes nebſt Anrechnungen ausmacht. Dieſe Steuerſätze 
ermäßigen ſich aber für jedes vollendete Jahr des für die Steuerberechnungen 
maßgebenden Zeitraums um 1% ihres Betrages. Bei Erwerbungen vor dem 
1. Januar 1910 wird bis zum 1. Januar 1911 eine Ermäßigung um 1½ % 
jährlich angeſetzt. — 

Allgemein iſt zu den indirekten Steuern zu ſagen, daß ſie in der Haupt⸗ 
ſache nach miniſteriellen Muſterordnungen erhoben werden. Die Miniſter 
ſchreiben auch häufig beſtimmte Höchſtſätze vor und tragen Fürſorge für eine 
gerechte Abgrenzung des zuſammentreffenden Steuerrechts der Landkreiſe und 
der kreisangehörigen Städte. Für etwaige Befreiungen von der indirekten 
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Steuer gibt das Kommunalabgabengeſetz keine Vorſchrift. Die Gemeinden 
haben alſo in dieſer Richtung bei Erlaß der Stenerordnungen grundfäßlich freie 
Hand, ſie ſind jedoch mit Rückſicht auf das Genehmigungsrecht des Staates 
an die miniſteriellen Anweiſungen gebunden. 

Gebühren. Gebühren werden als Verwaltungs- und Benutzungsgebühren 
erhoben, jene als Entgelt für einzelne Handlungen der Behörde, dieſe als Ent⸗ 
gelt fuͤr die Benutzung einer Gemeindeveranſtaltung. 

Die Rechtsgrundlage für die Erhebung von Verwaltungsgebüh—⸗ 
ren bildet $6 des Kommunalabgabengeſetzes, wo es heißt: „Die Gemeinden 
. . ſind berechtigt, für die Genehmigung und Beaufſichtigung von Neubauten, 
Umbauten und anderen baulichen Herſtellungen ſowie für die ordnungs⸗ und 
feuerpolizeiliche Beaufſichtigung von Meſſen und Märkten, von Muſikauf⸗ 
führungen, Schauſtellungen, theatraliſchen Vorſtellungen und ſonſtigen Luſt⸗ 
barkeiten Gebühren zu erheben.“ In der Praxis wird die Befugnis zur Er⸗ 
hebung von Verwaltungsgebühren zumeiſt nur ausgeübt, ſoweit es ſich 
um baupolizeiliche Gebühren handelt, worüber im 15. Kapitel geſprochen werden 
wird. Für die ſonſtige Anwendung des Paragraphen iſt die Beſtimmung hinder⸗ 
lich, wonach die Gebühren ſo zu bemeſſen ſind, „daß deren Aufkommen die Koſten 
des bezüglichen Verwaltungszweiges nicht überfteigt“. Daher ſind Markt⸗ 
ſtandsgelder (19. Kapitel) beliebter als Marktgebühren und Luſtbarkeitsſteuern 
den entſprechenden Gebühren vorzuziehen. Für den letzteren Fall iſt noch zu 
bemerken, daß die Erhebung der Luſtbarkeitsſteuer neben der Gebühr unzu⸗ 
läſſig iſt. 

Verwaltungsgebühren, die in dem erwähnten $6 nicht beſonders auf- 
geführt ſind, unterliegen den für den Einzelfall gegebenen Beſtimmungen. 
Gemäß Artikel 102 der Verfaſſungsurkunde iſt für ihre Erhebung ſtets ein Geſetz 
erforderlich. Auf beſondere geſetzliche Beſtimmungen gründen ſich beiſpiels⸗ 
weiſe die Gebühren in Verwaltungsſtreitſachen, im Verwaltungszwangsver⸗ 
fahren, in Eichamtsangetegenheiten, die Jagdſcheingelder und die Paßaus⸗ 
fertigungsgebühren. Im Geltungsgebiet der Sporteltaxordnung vom 25. April 
1825 können, ſoweit nicht anderweite geſetzliche Beſtimmungen beſtehen, Ge⸗ 
bühren für die Ausſtellung von Zeugniſſen, Beſcheinungen, Beglaubigungen 
und für Auskunftserteilungen nur erhoben werden, wenn ſie vor Erlaß der 
Sporteltaxordnung beſtanden haben oder herkömmlich waren. Die Taxordnung 
läßt im übrigen die Sportelerhebung nur in ſolchen Angelegenheiten zu, die 
nicht allein das öffentliche Wohl, ſondern auch ganz oder teilweiſe das Privat⸗ 
intereſſe betreffen. Als unzuläſſig gilt namentlich die Gebührenerhebung für 
Auskünfte eines Einwohnermeldeamts, ſofern nicht ihr Rechtsgrund aus der 
Zeit vor Erlaß der Sporteltaxordnung hergeleitet werden kann. Nicht gleich⸗ 
zuſtellen mit der Gebührenforderung iſt der Anſpruch auf Erſtattung barer 
Auslagen. Dieſe kann ohne beſonderes Formerfordernis, unter Umſtänden auch 
in Pauſchalſätzen verlangt werden. 

Weit wichtiger als die bisher behandelten Gebühren find für den Gemeinde- 
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haushalt die Beuutzungsgebühren, die man auch gemeinhin als 
Gebühren im engeren Sinne aufzufaſſen pflegt. Für fie iſt $4 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes maßgebend, deſſen Abſatz 1 lautet: „Die Gemeinden können 
für die Benutzung der von ihnen im öffentlichen Intereſſe unterhaltenen Ver⸗ 
anſtaltungen (Anlagen, Anſtalten und Einrichtungen) beſondere Vergütungen 
(Gebühren) erheben.“ Dieſe Gebühren ſind gleichfalls öffentlichrechtliche Ab⸗ 
gaben. Sie unterſcheiden ſich von den Steuern begrifflich dadurch, daß ſie einen 
Entgelt für eine beſonders beanſpruchte öffentliche Leiſtung der Gemeinde 
darſtellen und ſtets in Beziehung zu einer von der Gemeinde unterhaltenen 
Veranſtaltung ſtehen müſſen. Die Veranſtaltung muß tatſächlich benutzt werden; 
die bloße Möglichkeit zur Benutzung genügt nicht. Vorausſetzung für die Erhebung 
der Gebühr iſt ferner, daß die Veranſtaltung im öffentlichen Intereſſe unterhalten 
wird. Gewerbliche Unternehmungen berechtigen nicht zur Gebührenerhebung, 
ebenſowenig ſonſtige Einrichtungen, die auf privatrechtlicher Grundlage ge- 
troffen ſind. Die Grenze, wann eine zur Gebührenerhebung berechtigende An⸗ 
ſtalt vorliegt, läßt ſich allgemein nicht beſtimmen. Es wird vielmehr im Einzel⸗ 
fall zu unterſcheiden ſein, ob in erſter Linie gewerbliche Zwecke oder öffentliche 
Zwecke verfolgt werden, ob die Benutzung der Veranſtaltung freiſteht oder ob 
die Gemeindeangehörigen zur Bentzung der Anſtalt gezwungen oder allein auf 
die Anſtalt angewieſen ſind. Ein Beiſpiel bieten die Markthallen. An und für 
ſich ſind ſie Unternehmungen der kommunalen Privatwirtſchaft. Sie werden 
aber zur öffentlichen Anſtalt, wenn die Märkte auf öffentlichen Plätzen und 
Straßen aufgehoben ſind und keine anderen Märkte als in den Markthallen 
zugelaſſen werden. 

Bisweilen werden auch ſolche Vergütungen als Gebühren bezeichnet, die 
tatſächlich nur privatrechtliche Leiſtungen darſtellen. So wird vielfach die For⸗ 
derung von Gebühren für Begräbnisplätze ſich als ein aus dem Eigentum 
an dem Friedhof entſpringender Anſpruch darſtellen. Da für die öffentlichen 
Gebühren beſtimmte Formvorſchriften beſtehen, empfiehlt es ſich, die privat⸗ 
rechtlichen Vergütungen nicht als Gebühren zu bezeichnen. Auch iſt die ſcharfe 
Unterſcheidung deshalb notwendig, weil die öffentlichen Gebühren int Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren, die privatrechtlichen nur mit den Mitteln des Zivil⸗ 
rechts eintreibbar ſind, wenn ſie nicht nach einem von der Aufſichtsbehörde 
feſtgeſtellten Tarif erhoben werden. 

Die Erhebung der hier behandelten Gebühren iſt regelmäßig in das Be⸗ 
lieben der Gemeinden geſtellt. Doch beſteht eine Pflicht zur Erhebung, 
wenn die Veranſtaltung einzelnen Gemeindeangehörigen oder einzelnen Klaſſen 
von ſolchen vorzugsweiſe zum Vorteile gereicht und ſoweit nicht die Ausgleichung 
des Vorteils durch Beitragserhebung oder durch ſteuerliche Mehr- oder Minder⸗ 
belaſtung erfolgt. Dies iſt beiſpielsweiſe der Fall, wenn eine Stadt Kanaliſation 
hat, aber — wie dies ſtets vorkommen dürfte — nicht jedes Grundſtück ent⸗ 
wäſſert. Ein Zwang zur Erhebung von Chauſſee⸗, Wege-, Pflafter- und Brücken⸗ 
geldern findet aber nicht ſtatt. Ebenſo iſt es bei Unterrichts- und Bildungs- 
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anftalten, Kranken-, Heil⸗ und Pflegeanſtalten ſowie bei ſolchen Veranſtaltungen, 
die vorzugsweiſe den Bedürfniſſen der unbemittelten Volksklaſſen dienen, dem 
Ermeſſen der Gemeinde überlaſſen, ob und in welcher Höhe fie Gebühren feſt⸗ 
ſetzen will. Lediglich bei höheren Lehranſtalten und Fachſchulen muß ein an⸗ 
gemeſſenes Schulgeld erhoben werden. 

Abgeſehen von den eben erwähnten Ausnahmen hat die Bemeſſun g 
der Gebührenſätze in der Regel derart zu geſchehen, daß die Ver⸗ 
waltungs⸗ und Unterhaltungskoſten der Veranſtaltung einſchließlich der Aus⸗ 
gaben für die Verzinſung und Tilgung des aufgewendeten Kapitals gedeckt 
werden. Damit iſt eine untere, keine obere Grenze gegeben. Deshalb iſt es 
nicht unzuläſſig, daß die Gebühren die Verwaltungsunkoſten überſteigen. Jedoch 
iſt zu beachten, daß die Gebühr eine Gegenleiſtung darſtellt und daß dieſes Merk- 
mal nicht beachtet wird, wenn die Gebühr nicht mehr in einem angemeſſenen 
Verhältnis zur Leiſtung ſteht. Deshalb dürfen mittels der Gebühr nicht ſolche 
erhebliche Gewinne erzielt werden, die der Veranſtaltung nicht allein zugute 
kommen. Daher eignet ſich die öffentlich⸗rechtliche Gebühr nicht für Gemeinde⸗ 
anſtalten, die neben öffentlichen Zwecken auch der Gewinnerzielung dienen ſollen. 

Der Maßſtab für die Erhebung der Gebühr wird je nach der Veranſtaltung 
ein verſchiedener ſein. Häufig wird ein Maßſtab gewählt werden müſſen, der 
auf einer überſchlägigen Schätzung der vorausſichtlichen Benutzung beruht. Es 
iſt nicht notwendig, daß der tatjächliche Umfang der Benutzung zugrunde gelegt 
wird. Beiſpielsweiſe werden Kanaliſationsgebühren nach Frontlängen, Flächen⸗ 
größen oder Nutzungswerten der angeſchloſſenen Grundſtücke bemeſſen werden 
können. 

Von der Regel, daß die Gebühren die Unkoſten der Veranſtaltung zu decken 
haben, kann abgewichen werden, wenn eine Verpflichtung zur Benutzung der 
Veranſtaltung für alle Gemeindeangehörigen oder einzelne Klaſſen beſteht oder 
wenn die Gemeindeangehörigen in ihrer Geſamtheit oder in den einzelnen 
Klaſſen auf die Benutzung der Anſtalt angewieſen ſind. Alsdann können die 
Gebühren in geringeren Beträgen feſtgeſetzt werden oder es kann die Erhebung 
überhaupt unterbleiben. Beiſpiele ſolcher Veranſtaltungen ſind die Kanaliſation, 
Hafenanlagen, die Straßenreinigung. 

Sowohl für die Verwaltungsgebühren wie für die Benutzungsgebühren 
beſteht der geſetzliche Grundſatz, daß fie „im voraus nach feſten Normen 
und Sätze n“ zu beſtimmen find. Diefe Beſtimmung will beſagen: die Gebühr 
iſt derart feſtzuſetzen, daß der Gebührenpflichtige im voraus mittels einfacher 
Berechnung ſelbſt die Gebühr ausrechnen kann. Dagegen iſt eine Staffelung 
der Gebührenſätze nicht ausgeſchloſen. Namentlich iſt eine Abſtufung nach 
Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit bis zur gänzlichen Freilaſſung zuläſſig. Zweck⸗ 
mäßig werden deshalb die Gebührenſätze durch Gebührenordnungen 
feſtgeſtellt. Dieſe ſind auch für die Gemeinde bindend. Eine ungleichartige 
Behandlung des Einzelfalls würde unſtatthaft fein. Soll die Verwaltung in die 
Lage verſetzt werden, in geeigneten Fällen einen Erlaß oder eine Ermäßigung 
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der Gebühr eintreten zu laſſen, jo müßte die Gebührenordnung dies vorſehen. 
Es empfiehlt ſich, die Gebührenordnung öffentlich bekanntzugeben. Ihre Rechts⸗ 
gültigkeit hängt aber von der Bekanntmachung nicht ab. 

Die Gebührenfeſtſetzung unterliegt der Genehmigung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes, ſoweit es ſich um Verwaltungsgebühren handelt, ſtets, 
im Falle der Erhebung von Benutzungsgebühren dann, wenn alle Gemeinde⸗ 
angehörigen oder einzelne ihrer Klaſſen zur Benutzung der Veranſtaltung ver⸗ 
pflichtet oder auf ſie angewieſen ſind oder wenn Abweichungen von der Regel 
vorgeſehen ſind, wonach die Gebühren die Unkoſten der Veranſtaltung decken 
ſollen. Im letzteren Falle iſt die Genehmigung jedoch nicht notwendig, ſoweit 
das Geſetz ſelbſt die Abweichungen geſtattet. Die Aufhebung einer genehmigten 
Gebührenordnung bedarf keiner Genehmigung. 

Über die Erhebung von Schulgeld, Schlachthausgebühren und Marktſtand⸗ 
geldern beſtehen beſondere Vorſchriften, die in den einzelnen Sachkapiteln be⸗ 
handelt werden. 

Bei allen Arten von öffentlich-rechtlichen Gebühren iſt endlich zu beachten, 
daß ihre Erhebung auf dem Finanzhoheitsrecht der Gemeinden beruht. Ein 
Verzicht auf die Ausübung dieſes Rechts durch Privatvertrag iſt rechtlich 
unwirkſam. Auch läßt das Geſetz keine beſonderen Vereinbarungen zu, wie ſie 
bei direkten und indirekten Steuern ftatthaft find. 

Ein Mittelding zwiſchen Gebühren und privatrechtlichen Vergütungen ſind 
die Kurtaxen. Dieſe können in Badeorten, klimatiſchen und ſonſtigen 
Kurorten für die Herſtellung und Unterhaltung der von den Gemeinden zu Kur⸗ 
zwecken getroffenen Veranſtaltungen erhoben werden. Derartige Veranſtal⸗ 
tungen ſind beiſpielsweiſe Kurhäuſer, Badeanſtalten, Trinkhallen, Luftbäder, 
Milchkuranſtalten, Kurwege, Waldanlagen, nicht aber Sportanlagen, Theater, 
Konzerthäuſer u. dgl. Die Kurtaxen dürfen ſo hoch bemeſſen werden, daß die 
Unkoſten der Veranſtaltung gedeckt werden. Einen Gewinn ſollen ſie nicht ab⸗ 
werfen. Die Kurtaxen werden öffentlich⸗rechtliche Abgaben, wenn der Tarif 
vom Bezirksausſchuß genehmigt iſt. Alsdann unterliegen ſie wie die Gebühren 
der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren. Streitigkeiten über die 
Kurtaxen werden jedoch nicht im Verwaltungsſtreitverfahren, ſondern im ordent⸗ 
lichen Rechtswege erledigt. 

Beiträge. Die Erhebung von Beiträgen gründet ſich auf $9 des Kom⸗ 
munalabgabengeſetzes oder, ſoweit es ſich um Straßenbaubeiträge handelt, auf 
§ 15 des Fluchtliniengeſetzes. Der erſterwähnte Paragraph beſtimmt: „Die 
Gemeinden können behufs Deckung der Koſten für Herſtellung und Unterhaltung 
von Veranſtaltungen, welche durch das öffentliche Intereſſe erfordert werden, 
von denjenigen Grundeigentümern und Gewerbetreibenden, denen hierdurch 
beſondere wirtſchaftliche Vorteile erwachſen, Beiträge zu den Koſten der Ver⸗ 
anſtaltung erheben.“ Die Beiträge ſtellen eine öffentlich⸗rechtliche Laſt dar. 
Ihr Unterſchied von den Steuern beſteht darin, daß ſie wie die Gebühren eine 
Gegenleiſtung bedeuten. Von den Gebühren wiederum unterſcheiden ſie ſich 
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dadurch, daß nur Grundbeſitzer oder Gewerbetreibende belaſtet werden dürfen, 
während jene von den Benutzern einer Veranſtaltung erhoben werden. Der 
Begriff der zur Beitragserhebung berechtigenden Veranſtaltung iſt der 
gleiche wie bei der Gebühr. Vorausſetzung für die Anwendung des $9 iſt aber 
weiter, daß die Veranſtaltung den Grundſtückseigentümern oder den Gewerbe⸗ 
treibenden einen wirtſchaftlichen Vorteil bringen. Hierzu gehören Straßen⸗ 
anlagen, ſoweit nicht eine Beitragserhebung auf Grund des Fluchtliniengeſetzes 
ſtattfindet, ſowie Beleuchtungs⸗, Bewäſſerungs⸗ und Entwäſſerungseinrichtungen. 
Letztere werden zwar auch vom Fluchtliniengeſetz erfaßt, aber nur, wenn es 
ſich um Straßenentwäſſerung handelt. Da nun die Straßenentwäſſerung zu⸗ 
meiſt mit der Grundſtücksentwäſſerung vereinigt iſt, werden die ſogenannten 
Kanalbaubeiträge zweckmäßig insgeſamt gemäß §9 des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes erhoben, wenn auch das Fluchtliniengeſetz die Beitragserhebung für 
die Straßenentwäſſerung inſofern günſtiger geſtaltet, als wirtſchaftliche Vor⸗ 
teile nicht vorausgeſetzt werden und die Beiträge den tatſächlichen Koſten⸗ 
bedarf erreichen dürfen. 

Der Begriff der Veranſtaltung hat durch das Oberverwaltungs⸗ 
gericht allerdings eine einſchränkende Auslegung erfahren. Danach muß die 
Veranſtaltung eine einheitliche ſein und einheitlich behandelt werden. Teil⸗ 
veranſtaltungen dürfen der Beitragserhebung nicht zugrunde gelegt werden. 
Dies führt namentlich bei der Beitragserhebung für Straßenzwecke zu der 
Folge, daß zunächſt durch Ortsſtatut das ſtädtiſche Straßennetz als einheitliche 
Veranſtaltung erklärt werden muß. 

Unerheblich iſt es, ob die Veranſtaltung beſteht oder erſt ausgeführt werden 
ſoll. Daher können auch bereits beſtehenden Anſtalten durch Beitragserhebung 
Einnahmen zugeführt werden. 

Eine Pflicht zur Beitragserhebung nach §9 beſteht regelmäßig, „wenn 
andernfalls die Koſten einſchließlich der Ausgaben für die Verzinſung und Tilgung 
des aufgewendeten Kapitals durch Steuern aufzubringen wären“. Dies wird 
ſtets in ſolchen Gemeinden der Fall ſein, die überhaupt Steuern erheben. Es 
ſteht aber nichts im Wege, die Unkoſten ſtatt durch Beiträge durch Gebühren 
zu decken. Auch können Beiträge neben den Gebühren erhoben werden. Dies 
pflegt insbeſondere bei Kanaliſationsanlagen zu geſchehen, indem ihr Bau 
teilweiſe durch Beiträge, der Betrieb durch Gebühren gedeckt wird. Dagegen 
würde eine Beitragserhebung neben einer ſteuerlichen Mehrbelaſtung unzu⸗ 
läſſig fein, weil durch letztere regelmäßig vie wirtſchaftlichen Vorteile ausge⸗ 
glichen werden. 

Die Bemeſſung der Beiträge hat nach Maßgabe der erzielten 
Vorteile zu geſchehen. Dies iſt praktiſch nicht immer durchführbar. Deshalb 
läßt die Verwaltungs⸗ und Gerichtspraxis Verteilungsmaßſtäbe zu, die durch⸗ 
ſchnittlich die wirtſchaftlichen Vorteile berückſichtigen, zum Beispiel die Front⸗ 
länge von Grundſtücken. Unerheblich iſt es für die Bemeſſung der Beiträge, 
ob der wirtſchaftliche Vorteil durch den Beitragspflichtigen in Geld umgeſetzt 
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werden kann. Eine Höchſtgrenze für die Beiträge iſt dadurch gegeben, daß ſie 
niemals eine Deckung für den geſamten Koſtenbedarf bieten ſollen. Vielmehr 
ſind die Ausgaben für den Teil der Anlage, welcher dem öffentlichen Intereſſe 
entſpricht, aus allgemeinen Mitteln aufzubringen. 

Regelmäßig wird der Beitrag in Geſtalt einer einmaligen, wenn auch in 
Teilen fälligen Abgabe erhoben. Doch ſind Beiträge für fortlaufende Leiſtungen 
nicht unzuläſſig, z. B. bei der Straßenreinigung. 

Wenn die Beiträge den Grundſtückseigentümern auferlegt ſind, laſten ſie 
auf dem Grundſtück, ſind alſo dinglicher Natur und gewähren als dingliche 
gemeine Laſt ein Vorrecht in der Zwangsverſteigerung, ähnlich wie die 
Anliegerbeiträge auf Grund des Fluchtliniengeſetzes. Eine geſetzliche Befreiung 
von der Beitragspflicht zugunſten gewiſſer Grundeigentümer, wie ſie bei der 
Heranziehung zur Grundſteuer beſteht, gibt es nicht. 

Die Erhebung der Beiträge beruht ebenſo wie die Erhebung von Gebühren 
auf dem Finanzhoheitsrecht der Stadt. Ein allgemeiner Verzicht auf die 
Ausübung dieſes Rechts würde deshalb unzuläſſig ſein. Auch ſind beſondere 
Vereinbarungen, wie ſie bei Steuern ſtatthaft ſind, dem Geſetze unbekannt. 
Doch würde im Einzelfall eine Vereinbarung wirkſam ſein, nach der die Bei⸗ 
tragspflicht durch gewiſſe andere Leiſtungen (3. B. Grundabtretungen) aus⸗ 
gegolten ſein ſoll. 

Überaus umſtändlich iſt das Verfahren für die Erhebung 
der Beiträge. Der Plan der Veranſtaltung nebſt einem Koſtennachweis 
iſt offenzulegen. Ferner iſt der Gemeindebeſchluß, der die Beitragserhebung 
zum Gegenſtande hat, in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. In der Be⸗ 
kanntmachung iſt anzugeben, wo und während welcher Zeit der Plan und Koſten⸗ 
nachweis zur Einſicht offenliegen; auch iſt zu bemerken, daß Einwendungen 
gegen den Beſchluß binnen einer beſtimmt zu bezeichnenden Friſt von min⸗ 
deſtens vier Wochen bei dem Gemeindevorſtand anzubringen iſt. Falls nur 
einzelne Grundeigentümer oder Gewerbetreibende in Frage kommen, genügt 
eine Mitteilung mit der Angabe der Friſt, innerhalb welcher der Einſpruch 
eingelegt werden kann. Nach Ablauf der Friſt iſt der Beſchluß dem Bezirks⸗ 
ausſchuß zwecks Genehmigung vorzulegen. Hierbei find die Vorverhandlungen 
einzureichen und iſt mitzuteilen, ob und welche Einwendungen erhoben ſind. 
Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt in gleicher Weiſe bekanntzugeben wie 
der Gemeindebeſchluß. Eine Bekanntgabe dem Wortlaut nach iſt aber nicht 
notwendig; es genügt ein Auszug, der den weſentlichen Inhalt erkennen läßt. 
Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ſteht den Beteiligten einſchließlich 
der Gemeinde binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Provinzialrat zu, 
die ſtets aufſchiebende Wirkung hat. 

Erſt wenn dieſes Verfahren feine Erledigung gefunden, it die Heran⸗ 
ziehungsverfügung zuläſſig, die wiederum angefochten werden kann, 
und zwar mit den üblichen Rechtsmitteln, dem Einſpruch und der nachfolgenden 
Klage vor dem Bezirksausſchuß. Nach der Rechtſprechung des Oberverwaltungs⸗ 
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gerichts kann in dieſem Klageverfahren nicht mehr nachgeprüft werden, ob die 
Beiträge den Vorteilen der Herangezogenen entſprechen. Ein darauf zielender 
Einwand muß in dem vorerwähnten Genehmigungsverfahren geltend gemacht 
werden. Indeſſen kann das Gericht im Klageverfahren unterſuchen, ob im 
Genehmigungsverfahren eine Prüfung der Vorteilsabmeſſung ſtattgefunden hat 
und, falls dies nicht geſchehen iſt, die Genehmigung als mit weſentlichen Mängeln 
behaftet für rechtsunwirkſam erachten. 

Naturaldienſte: Naturaldienſte find perſönliche Dienſtleiſtungen, umfaſſen 
alſo nicht Abgaben von Naturalien, wie Korn, Kies u. dgl. Sie ſind nur in 
geringem Maße in Übung, da ſie eine meiſt nicht unerhebliche Beläſtigung der 
Einwohner bedeuten und eine gleichmäßige und mangelfreie Ausführung nicht 
verbürgen. 

Das Kommunalabgabengeſetz ſcheidet die Naturalleiſtungen in Hand⸗ und 
Spanndienſte. Handdienſte ſind perſönliche Leiſtungen, für die jedoch 
mit Ausnahme von Notfällen ein Stellvertreter beſtellt werden kann, z. B. 
Botengänge, Nachtwachen. Künſtleriſche, handwerksmäßige, geiſtige Arbeiten 
fallen nicht in dieſes Gebiet, ebenſowenig die nach den Polizeibeſtimmungen 
zu erfüllenden Leiſtungen, wie die Hilfeleiſtung bei Bränden. Spanndienſte 
ſind Dienſte, die mit Zugtieren geleiſtet werden, z. B. das Anfahren von Wege⸗ 
baumaterial. 

Die Einführung der Naturaldienſte kann durch Gemeindebeſchluß erfolgen, 
der einer Genehmigung nicht bedarf, ſofern der geſetzliche Vertei⸗ 
lungsmaßſtab eingehalten wird. Dieſer Maßſtab iſt derart geregelt, 
daß Handdienſte von den Steuerpflichtigen gleichmäßig, Spanndienſte von den 
Grundbeſitzern nach dem Verhältnis der Anzahl derjenigen Zugtiere zu leiſten 
ſind, welche die Bewirtſchaftung des im Gemeindebezirk belegenen Grund⸗ 
beſitzes des Pflichtigen erfordert, gleichgültig, ob der Grundbeſitzer die Zahl 
der Zugtiere tatſächlich hält oder nicht. Eine Abweichung vom geſetzlichen Maß⸗ 
ſtab iſt mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes zuläſſig. So kann beſchloſſen 
werden, daß die Spanndienſte allen Steuerpflichtigen oder allen Gewerbe⸗ 
treibenden obliegen ſollen. 

Wenn die Naturaldienſte von den Steuerpflichtigen zu leiſten ſind, ſo iſt 
damit der Kreis derer umſchrieben, die zur Gemeindeeinkommenſteuer heran⸗ 
gezogen werden. Über dieſen Kreis hinaus können auch denjenigen, welche 
wegen ihres geringen Einkommens von den Gemeindeabgaben ganz oder teil⸗ 
weiſe befreit ſind, die Dienſte auferlegt werden. Die im übrigen von der Ge⸗ 
meindeeinkommenſteuer Befreiten (Mitglieder des Königlichen Hauſes, Be⸗ 
amte u. dgl.) ſind von den Naturaldienſten jedoch nicht entbunden, ſoweit ſie 
auf den Grundſtücken laſten. Kirchendiener find nur frei, wenn ihnen dieſes 
Recht bei Inkrafttreten des Kommunalabgabengeſetzes zuſtand. 

Es iſt ſtatthaft und empfehlenswert, daß zur Abgeltung des Naturaldienſtes 
die Zahlung eines angemeſſenen Geldbeitrages zugelaſſen wird. Andererſeits ift 
es der Gemeinde nicht verwehrt, für die Dienſtleiſtung ein Entgelt auszuſetzen. 
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Die Leiſtung der Naturaldienſte kann nur mit Hilfe der dem Gemeinde⸗ 
vorſtand als Ortsobrigkeit zuſtehenden Zwangsbefugniſſe durchgeſetzt werden, 
alſo mittels Leiſtung durch einen Dritten und Beitreibung der entſtehenden 
Unkoſten. Die Androhung und Feſtſetzung einer Geldſtrafe iſt nicht zuläſſig. 
Es ſteht aber nichts im Wege, daß die gleiche Angelegenheit durch Polizei⸗ 
verordnung geregelt und bei deren Nichtbefolgung mit Beſtrafung vor⸗ 
gegangen wird. 

Die Veranlagung. Rechtsmittel. Die Veranlagung zu den ſtädtiſchen 
Abgaben liegt teils in den Händen ſtaatlicher Organe, dann nämlich, wenn Zu⸗ 
ſchläge zu den Staatsſteuern oder Prozente von dieſen erhoben werden, teils 
in den Händen des Gemeindevorſtandes oder einer ihm beigegebenen Steuer⸗ 
kommiſſion. Die Gemeinde iſt aber auch bei der Veranlagung zu den Staats⸗ 
ſteuern weſentlich beteiligt, ſei es, weil der Bürgermeiſter Staatskommiſſar ſein 
kann, ſei es, weil die Gemeindevertretung bei der Bildung von Steueraus⸗ 
ſchüſſen mitwirkt, oder ſei es endlich, weil die Stadtverwaltung als Beauftragte 
des Staates Mithilfe bei der Heranziehung zu den Staatsſteuern zu leiſten hat. 
Daher iſt an dieſer Stelle auch die Staatsſteuerveranlagung darzuſtellen. 

Für die Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer werden drei Kom⸗ 
miſſionen gebildet, die Voreinſchätzungs⸗, die Veranlagungs⸗ und die Beru⸗ 
fungskommiſſion. 

Die Geſchäftsordnung und Zuſammenſetzung dieſer 
Kommiſſionen regeln ſich nach geſetzlichen Beſtimmungen, die in gleichem Maße 
für die weiter unten erwähnten ſtaatlichen Gewerbeſteuerausſchüſſe und kom⸗ 
munalen Steuerausſchüſſe Geltung haben. Wählbar ſind Perſonen, die 
das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben und ſich im Beſitze der 
bürgerlichen Ehrenrechte befinden. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. Wenn über 
die Einſchätzung oder das Rechtsmittel eines Kommiſſionsmitgliedes — ein⸗ 
ſchließlich des Vorſitzenden — oder ſeiner Verwandten oder Verſchwägerten 
in auf- oder abſteigender Linie oder bis zum dritten Grade der Seitenlinien 
beraten oder abgeſtimmt wird, hat das Mitglied abzutreten. 

Die Kommiſſionsmitglieder find zur Geheimhaltung der zu ihrer 
Kenntnis gelangenden Verhältniſſe der Steuerpflichtigen verpflichtet und haben 
dies dem Vorſitzenden mittels Handſchlag an Eidesſtatt zu geloben. Eine Ver⸗ 
letzung dieſer Pflicht wird auf Antrag des Steuerpflichtigen ſtrafrechtlich ge⸗ 
ahndet. Antragsberechtigt iſt auch die Regierung, für Berlin die Direktion für 
die Verwaltung der direkten Steuern und hinſichtlich der Gewerbeſteueraus⸗ 
ſchüſſe der Klaſſe I der Finanzminiſter. 

Verweigern die Kommiſſionsmitglieder ihre Mitwirkung oder kommt eine 
Kommiſſion nicht zuſtande, weil eine Wahl unterlaſſen wird, fo gehen ihre Be⸗ 
fugniſſe für das betreffende Steuerjahr auf den Vorſitzenden über. Um dies 
feſtzuſtellen, iſt — abgeſehen von den Gewerbeſteuerausſchüſſen — eine Ver⸗ 
fügung der Aufſichtsbehörde erforderlich. 

Matthias, Die ſtädtiſche Selbſtverwaltung in Preußen. 17 
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Die Voreinſchätzungskommiſſion beſteht aus „dem Ge⸗ 
meindevorſtande“, d. i. dem Bürgermeiſter oder der von ihm beſtellten Magiſtrats⸗ 
perſon, als Vorſitzenden und einer von der Regierung, in Berlin von der Direk⸗ 
tion für die Verwaltung der direkten Steuern zu beſtimmender Anzahl von 
Mitgliedern. Dieſe werden teils von der Regierung, in Berlin von der Steuer⸗ 
direktion ernannt, teils — und zwar in der Mehrzahl — von der Gemeinde⸗ 
vertretung auf die Dauer von drei Jahren gewählt. Benachbarte Gemeinden 
und ſelbſtändige Gutsbezirke können nach Anhörung der Beteiligten im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Bezirksausſchuß durch die Regierung und bei mangeln⸗ 
dem Einvernehmen dieſer beiden Behörden durch den Oberpräſidenten zu 
einem Voreinſchätzungsbezirk vereinigt werden; in dieſem Falle wird die Mit⸗ 
gliederzahl auf die Gemeinden nach Verhältnis der Einwohnerzahl verteilt; 
jede Gemeinde und jeder Gutsbezirk müſſen mindeſtens ein Mitglied ent⸗ 
ſenden. Die Voreinſchätzungskommiſſion hat die Aufgabe, die Veranlagung 
der Steuerpflichtigen vorzuſchätzen. Vorbereitet wird die Vorſchätzung durch 
die Einkommensnachweiſung, die der Gemeindevorſtand aufzuſtellen hat. 
Dieſe Nachweiſung prüft die Kommiſſion und ſie trägt alsdann die Ein⸗ 
kommensbeträge bis zu 3000 M. ſowie die dafür vorzuſchlagenden Steuerſätze 
ein. Eine Veranlagung nimmt ſie nur hinſichtlich der fingierten Normal⸗ 
ſteuerſätze für Jahreseinkommen bis zu 900 M. vor. 

Die Veranlagungskommiſſion wird für jeden Kreis, aus⸗ 
nahmsweiſe auch für Teile eines Kreiſes gebildet. Vorſitzender iſt der Landrat 
oder ein von der Regierung, in Berlin von der Direktion für die Verwaltung 
der direkten Steuern zu ernennender Kommiſſar. Die Mitglieder werden 
teils von der Regierung, in Berlin von der erwähnten Steuerdirektion 
ernannt, teils von der Kreisvertretung, in Stadtkreiſen von der Stadtverord⸗ 
netenverſammlung (dem Bürgervorſteherkollegium) auf ſechs Jahre gewählt. 
Die Zahl der Mitglieder beſtimmt die Regierung — in Berlin die Steuer⸗ 
direktion —. Die Zahl der Ernannten einſchließlich des Vorſitzenden darf die 
Zahl der Gewählten nicht überſchreiten. 

Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion hat 
die Geſchäftsführung des Vorſitzenden der Voreinſchätzungskommiſſion zu beauf⸗ 
ſichtigen und das Veranlagungsgeſchäft zu leiten. Gemeindevorſtände und 
ſonſtige Verwaltungsbehörden haben ſeiner Aufforderung zur Mitwirkung 
Folge zu leiſten. Auch müſſen die Staats⸗ und Kommunalbehörden die Ein⸗ 
ſicht der die Einkommensverhältniſſe des Steuerpflichtigen betreffenden Akten 
u. dgl. geſtatten. Lediglich die Sparkaſſen ſind von dieſer Pflicht entbunden. 

Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion ſetzt die von der Vorein⸗ 
ſchätzungskommiſſion vorgeſchlagenen Steuerſätze über die Einkommen bis zu 
3000 M. feſt, ſofern er damit einverſtanden iſt. Alle anderen Steuerſätze werden 
durch die Veranlagungskommiſſion feſtgeſtellt. Dieſe entſcheidet auch, wenn 
der Vorſitzende die Beſchlüſſe der Voreinſchätzungskommiſſion hinſichtlich der 
Einkommen bis zu 900 M. beanftandet. 


11. Kapitel. Die Gemeindeabgaben. 259 

Die Veranlagungskommiſſion hat ähnliche Ermittelungsbefugniſſe wie der 
Vorſitzende. Sie kann außerdem die uneidliche Vernehmung von Zeugen 
oder Sachverſtändigen veranlaſſen und — in der Regel durch ein 
Kommiſſionsmitglied — die Geſchäftsbücher einſehen ſowie 
ſonſtige für die Prüfung der Einkommensverhältniſſe weſentlichen Schriftſtücke 
ſeitens des Pflichtigen ſich vorlegen laſſen. 

Ortlich zuſtändig iſt die Kommiſſion, wenn der zu Veranlagende 
in ihrem Bezirk zur Zeit der Perſonenſtandsaufnahme durch den Gemeinde⸗ 
vorſtand ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines ſolchen ſeinen Aufenthalt 
hatte. Bei mehrfachem Wohnſitz hat der Steuerpflichtige das Recht, den Ort 
der Veranlagung zu wählen. Macht er hiervon keinen Gebrauch und iſt die 
Veranlagung an mehreren Orten erfolgt, ſo gilt die höchſte Veranlagung. Für 
Geſellſchaften und Genoſſenſchaften iſt der Sitz der Geſellſchaft maßgebend. 

Die wichtigſte Grundlage für die Veranlagung bilden die Steuer⸗ 
klärungen. Dieſe hat jede bereits mit einem Einkommen von mehr als 
3000 M. veranlagte Perſon und jeder ſonſtige Steuerpflichtige, der dazu von dem 
Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion aufgefordert wird, abzugeben. Geſchieht 
dies nicht innerhalb der geſetzten Friſt von mindeſtens zwei Wochen, ſo iſt ein 
Zuſchlag von 5% zur Steuer zu zahlen. Hierzu kommt ein weiterer Zuſchlag 
vom 25 %, wenn die Steuererklärung nicht innerhalb zwei Wochen nach einer 
nochmaligen Aufforderung abgegeben wird. Die Feſtſetzung der Zuſchläge ſteht 
der Regierung, in Berlin der Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern 
zu, gegen deren Entſcheidung binnen vier Wochen die Beſchwerde an den Finanz⸗ 
miniſter gegeben iſt. 

Das Ergebnis der Veranlagung wird jedem Pflichtigen durch 
den Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion mit einer Zuſchrift bekannt ge⸗ 
geben, die eine Rechtsmittelbelehrung enthalten muß. Für Steuerpflichtige, 
die bis zu 3000 M. veranlagt ſind, kann die Ausfertigung der Zuſchrift mit dem 
Steuerzettel überſandt und dieſe Zuſtellung dem Gemeindevorſtand unter 
Lieferung der erforderlichen Formulare übertragen werden. 

Gegen das Ergebnis der Veranlagung zu einem Einkommen bis zu 3000 M., 
die der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion vornimmt, iſt binnen vier 
Wochen der Einſpruch an die Veranlagungskommiſſion gegeben. Im 
Wege des Einſpruchs hat auch der Vorſitzende der Kommiſſion vorzugehen, 
wenn er die von der Voreinſchätzungskommiſſion vorgeſchlagenen Steuerſätze 
beanſtanden will. Hat die Voreinſchätzungskommiſſion Einkommen bis zu 900 M. 
unbeanſtandet feſtgeſetzt, ſo hat der Steuerpflichtige gegen dieſe Feſtſetzung 
das Recht der Berufung an die Veranlagungskommiſſion. Veranlagungen zu 
einem Einkommen von mehr als 3000 M. ſowie die Entſcheidungen der Ver⸗ 
anlagungskommiſſion über die an ſie eingelegten Einſprüche ſind binnen vier 
Wochen mittels Berufung an die Berufungskommiſſion anfechtbar. Auch 
der Vorſitzende der Kommiſſion hat das Berufungsrecht. Eine Berufung an 
die Berufungskommiſſion iſt ferner — in dieſem Falle jedoch nur dem Steuer⸗ 
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pflichtigen — gegeben, wenn die Feſtſetzung eines Steuerſatzes für Einkommen 
bis zu 900 M. infolge Beanſtandung durch den Vorſitzenden der Veranlagungs⸗ 
kommiſſion durch dieſe ſtattgefunden hat. 

Die Berufungskommiſſion wird für jeden Regierungsbezirk 
ſowie für Berlin gebildet. Den Vorſitzenden ernennt der Finanzminiſter. Ein 
Teil der Mitglieder wird von der Regierung, für Berlin vom Finanzminiſter 
ernannt, der andere Teil von dem Provinzialrat, für Berlin vom Magiſtrat und 
der Stadtverordnetenverſammlung in gemeinſamer Sitzung auf 6 Jahre ge⸗ 
wählt. Die Geſamtzahl beſtimmt der Finanzminiſter. Die Zahl der ernannten 
Mitglieder einſchließlich des Vorſitzenden darf die Hälfte der gewählten Mit⸗ 
glieder nicht überſchreiten. Die Berufungskommiſſion hat ähnliche Befugniſſe 
wie die Veranlagungskommiſſion. Darüber hinaus ift fie ſowie ihr Vorſitzender 
befugt, die Beeidigung der Zeugen und Sachverſtändigen vor dem Amtsgericht 
zu fordern. 

Gegen die Entſcheidung der Berufungskommiſſion, welche die Veranlagung 
zu einem Einkommen von mehr als 3000 M. betrifft, ſei es, weil die Veranla⸗ 
gungskommiſſion erſtinſtanzlich das Einkommen fo hoch feſtgeſetzt hat, oder ſei 
es, weil die Berufungskommiſſion es auf dieſe Höhe hinaufgeſetzt hat, iſt die 
Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht gegeben. 
Dieſe ſteht dem Steuerpflichtigen ſtets, dem Vorſitzenden der Berufungskom⸗ 
miſſion dann zu, wenn die Veranlagungskommiſſion erſtinſtanzlich entſchieden 
hatte. Die Beſchwerde kann ſich nur darauf ſtützen, daß die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung auf der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen Anwendung des 
beſtehenden Rechts beruhe oder daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln 
leide. Das Oberverwaltungsgericht entſcheidet in nichtöffentlicher Sitzung. 
In ſeinem Ermeſſen ſteht es, ob dem Steuerpflichtigen eine perſönliche Ver⸗ 
handlung gewährt wird. Ein Anſpruch auf Erſatz von Anwaltsgebühren wird 
nicht gewährt. Andererſeits wird ein Koſtenpauſchquantum auch dann erhoben, 
wenn mündliche Verhandlung nicht erfolgt iſt. 

Die Veranlagung zur ſtaatlichen Grundſteuer iſt, wie erwähnt, ein für 
allemal erfolgt. Ihr Ergebnis iſt in den Flurbüchern, welche die Grund⸗ 
ſtücke nach der Lage, und den Mutterrollen, welche die Grundſtücke nach 
den Eigentümern aufführen, niedergelegt. Veränderungen finden nur ſtatt, 
wenn Steuerfreiheit, Heranziehung zur Gebäudeſteuer, bleibende Ertragsun⸗ 
fähigkeit oder eine erhebliche, bleibende, durch Überſchwemmungen verurſachte 
Ertragsminderung eintritt, wenn das Grundſtück ganz oder teilweiſe untergeht 
oder wenn Grundſtücke neu hinzukommen. 

Die ftaatliche Gebäudeſteuerveranlagung geſchieht durch eine Kommiſſion, 
deren Mitglieder von den Kreistagen, in den einen beſonderen Veranlagungs⸗ 
bezirk bildenden Städten von der Stadtwerordnetenverſammlung gewählt und 
deren Vorſitzender ſtaatlich ernannt werden. 

Für die ſtaatliche Gewerbeſteuerveranlagung find vier Veranlagungs⸗ 
bezirke eingerichtet, und zwar für die Klaſſe I die Provinzen, für die Klaſſe II 
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die Regierungsbezirke, für die Klaſſen III und IV die Kreiſe. Die Stadt Berlin 
bildet für jede Klaſſe einen Veranlagungsbezirk. Beſondere Veranlagungs⸗ 
bezirke können durch Erlaß des Finanzminiſters gebildet werden. Die Be⸗ 
ſteuerung erfolgt in dem Bezirke, in welchem das Gewerbe betrieben wird. 
Erſtreckt ſich der Betrieb über mehrere Bezirke oder hat eine Perſon mehrere 
Betriebe, ſo findet die Veranlagung am Sitze der Geſchäftsleitung ſtatt. Er⸗ 
forderlichenfalls beſtimmt der Finanzminiſter den Bezirk. Die Gewerbebetriebe 
des preußiſchen Staats werden in Berlin veranlagt. 

In jedem Bezirk beſteht ein Steuerausſchuß, deſſen Mitgliederzahl der 
Finanzminiſter beſtimmt. Den Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes für die 
Klaſſe I ernennt der Finanzminiſter, Vorſitzende der übrigen Ausſchüſſe find 
Kommiſſare der Regierung. Die Mitglieder des Steuerausſchuſſes für die Klaſſe I 
werden zu einem Drittel vom Finanzminiſter ernannt, im übrigen auf drei 
Jahre aus den Gewerbetreibenden des Bezirks nach relativer Stimmenmehr⸗ 
heit gewählt, und zwar von dem Provinzialausſchuſſe, in Berlin vom Magiſtrat 
und der Stadtverordnetenverſammlung in gemeinſchaftlicher Sitzung. Die 
Mitglieder der übrigen Ausſchüſſe werden von den Steuerpflichtigen der be⸗ 
treffenden Klaſſe, der ſogenannten Steuergeſellſchaft, aus ihrer 
Mitte für drei Jahre nach relativer Stimmenmehrheit gewählt. Bei der Wahl 
der Ausſchußmitglieder haben auch Geſellſchaften, Frauen und Minderjährige 
ein Wahlrecht. Sie wählen durch einen Beauftragten. Von mehreren Ge⸗ 
ſchäftsinhabern iſt nur einer wahlberechtigt. Ebenſo iſt in dieſem Falle nur ein 
Inhaber wählbar. Aus Geſellſchaften kann nur ein Vorſtandsmitglied gewählt 
werden. 

Die Vorſitzenden der Steuerausſchüſſe haben ähnliche Befugniſſe wie die 
Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion. In den Ausſchüſſen für die Klaſſe II 
bis IV hat der Kommiſſar der Regierung bei der Verteilung der Steuerſumme 
nur im Falle der Stimmengleichheit ein Stimmrecht. 

Die Steuerausſchüſſe haben mit Rückſicht darauf, daß ihre Mitglieder 
häufig im geſchäftlichen Wettbewerb mit den Einzuſchätzenden ſtehen, beſchränk⸗ 
tere Befugniſſe wie die Veranlagungskommiſſionen. Zwar können ſie Sach⸗ 
verſtändige und Auskunftsperſonen vernehmen und dieſe durch den Vorſitzenden 
oder das Amtsgericht vereiden laſſen. Aber ein ſonſtiger zwangsweiſe herbei⸗ 
geführter Einblick in den Gewerbebetrieb iſt den Ausſchußmitgliedern verwehrt. 
Die Vorlegung von Geſchäftsbüchern kann nur im Einverſtändnis mit dem Ge⸗ 
werbetreibenden herbeigeführt werden. Jedoch ſind die zu öffentlicher Rech⸗ 
nungslegung verpflichteten Unternehmungen, wie die Aktiengeſellſchaften und 
eingetragenen Genoſſenſchaften, verpflichtet, ihre Geſchäftsberichte und Jahres⸗ 
abſchlüſſe einzureichen. Die Beſichtigung der Anlagen, Betriebsſtätten und 
Vorräte braucht der Gewerbetreibende lediglich Staatsbeamten zu geſtatten. 

Während die Veranlagung regelmäßig durch den Steuerausſchuß erfolgt, 
werden Zugänge im Laufe des Jahres durch den Vorſitzenden der Klaſſe IV 
der entſprechenden Steuerklaſſe zugewieſen. Hier werden fie in Klaſſe II bis IV 
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nach dem Mittelſatz, in Klaſſe I nach Beſtimmung des Vorſitzenden vorbehaltlich 
der Feſtſtellung durch den Steuerausſchuß veranlagt. 

Aus den Steuerliſten der einzelnen Steuerklaſſen wird die Gewerbe⸗ 
ſteuerrolle zuſammengeſtellt. Dieſe iſt zur Einſicht der Steuerpflichtigen 
des Veranlagungsbezirks während einer Woche öffentlich auszulegen, was eine 
Woche vor der Auslegung bekannt zu machen iſt. 

Das Ergebnis der Veranlagung teilt der Ausſchußvorſitzende durch eine 
Zuſchrift mit, die eine Belehrung über die Rechtsmittel enthalten muß. Als 
Rechtsmittel ſteht dem Steuerpflichtigen binnen vier Wochen der Ein⸗ 
ſpruch an den Steuerausſchuß zu. Die während des Steuerjahrs zugegangenen 
Betriebe der Klaſſe II bis IV können den Einſpruch nur damit begründen, daß 
fie einer unrichtigen Steuerklaſſe zugewieſen ſind. Gegen die Entſcheidung des 
Steuerausſchuſſes iſt binnen der gleichen Friſt die Berufung an die Regie⸗ 
rung, bei Klaſſe I an die Regierung am Sitze des Steuerausſchuſſes, für Berlin 
an die Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern gegeben. Zur 
Einlegung dieſes Rechtsmittels iſt der Steuerpflichtige und der Ausſchußvor⸗ 
ſitzende berechtigt. Gegen die Entſcheidung über die Berufung hat der Steuer⸗ 
pflichtige das weitere Rechtsmittel der Beſchwerde an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht mit derſelben Begrenzung wie bei der Einkommenſteuer. 

Die Betriebsſteuer wird in den Landkreiſen vom Landrat, in den Stadt⸗ 
kreiſen vom Gemeindevorſtand, in Berlin von der mehrfach erwähnten Steuer⸗ 
direktion feſtgeſetzt. Zur Anfechtung dieſer Feſtſtellung iſt binnen drei Monaten 
die Beſchwerde an die Regierung, in Berlin an die Steuerdirektion gegeben 
und gegen die Entſcheidung der Beſchwerdeinſtanz binnen ſechs Wochen die 
weitere Beſchwerde an den Finanzminiſter. 

Die Wanderlagerſteuer wird durch den Gemeindevorſtand, in Berlin durch 
die Steuerdirektion für die Verwaltung der direkten Steuern feſtgeſtellt. Das 
Beſchwerdeverfahren iſt in gleicher Weiſe, wie vorſtehend bei der Betriebsſteuer 
erörtert, geordnet. 

Die Veranlagung der Warenhausſteuer erfolgt für alle Gewerbeſteuer⸗ 
klaſſen durch den Steuerausſchuß der I. Gewerbeklaſſe. Hinſichtlich der Rechts⸗ 
mittel wird ſie wie die ordentliche Gewerbeſteuer behandelt. 

Die Veranlagung zur Gemeindeſteuer iſt dann nicht erforderlich, wenn 
Prozente der ſtaatlichen Realſteuern oder Zuſchläge zu der Staatseinkommen⸗ 
ſteuer erhoben werden. Jedoch iſt in dieſem Falle die Veröffentlichung der 
zu erhebenden Prozentſätze notwendig. Im übrigen erfolgt die Veranlagung 
je nach Beſtimmung der betreffenden Steuerordnung durch den Gemeinde⸗ 
vorſtand oder einen Steuerausſchuß, deſſen Zuſammenſetzung und Geſchäfts⸗ 
ordnung ſich nach der Steuerordnung und den eingangs mitgeteilten Grund⸗ 
ſätzen für die Kommiſſionen des Einkommenſteuergeſetzes regelt. Der ſtädtiſchen 
Veranlagungsbehörde haben die Staatsbehörden die ſtaatlichen Beſteuerungs⸗ 
merkmale auf Erſuchen mitzuteilen. Auch ſind die kommunalen Steuerbehörden 
zur Auskunft über Steuermerkmale verpflichtet. Das Fragerecht der ſtädtiſchen 
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Veranlagungsbehörde gegenüber den Steuerpflichtigen iſt in der Steuerordnung 
zu regeln. Eine Pflicht des Steuerpflichtigen, Auskunft zu erteilen, erſtreckt 
ſich nur auf die Beantwortung von Fragen über beſtimmte Tatſachen, nicht 
aber auf Schätzungen. Die Veranlagungen erſtrecken ſich auf die Rechnungs⸗ 
jahre. Doch kann durch Steuerordnung beſtimmt werden, daß die Veranlagung 
von Realſteuern für mehrere aufeinanderfolgende Rechnungsjahre ſtattzufinden 
hat. Die Bekanntmachung der zu erhebenden beſonderen Gemeindeſteuern 
geſchieht durch den Gemeindevorſtand. Für die phyſiſchen Perſonen genügt 
die öffentlich bekannt zu gebende Auslegung der Hebeliſte während zwei Wochen; 
für andere Perſonen ſowie bei Zugängen im Laufe des Steuerjahres iſt beſondere 
Mitteilung notwendig. Dieſe kann auch im übrigen an Stelle der Bekanntmachung 
durch Gemeindebeſchluß angeordnet werden. Die zuläſſigen Rechtsmittel brauchen 
in der Bekanntmachung oder Mitteilung nicht erwähnt zu werden; doch iſt dies 
empfehlenswert. 

Gegen die Heranziehung zu den veranlagten Steuern ſteht dem Abgabe⸗ 
pflichtigen der Einſpruch zu. Das gleiche Rechtsmittel kann er gegen die 
Heranziehung zu den ſonſtigen Gemeindelaſten, den Gebühren, Beiträgen und 
Naturaldienſten geltend machen. Die Einſpruchsfriſt beträgt vier Wochen; ſie 
beginnt bei Auslegung durch Hebeliſten mit dem erſten Tage nach Ablauf der 
Auslegungsfriſt, ſoweit eine beſondere Mitteilung vorgeſchrieben iſt, mit 
dem erſten Tage nach der Mitteilung, im übrigen mit dem erſten Tage 
nach der Aufforderung zur Zahlung und Leiſtung. Der Einſpruch iſt bei 
dem Gemeindevorſtande einzulegen. Eine beſondere Form für den Einſpruch 
iſt nicht vorgeſchrieben; vielmehr genügt jede Eingabe, welche die Unrechtmäßig⸗ 
keit der Heranziehung behauptet und die Beſeitigung ihrer Rechtsfolgen be⸗ 
anſprucht. Auch in denjenigen Fällen iſt der Einſpruch ſtatthaft, in denen der 
Staat lediglich für die Zwecke der kommunalen Beſteuerung die Veranlagung 
vornimmt, ebenſo bei der Heranziehung zu den Zuſchlägen zur Staatseinkommen⸗ 
ſteuer. Jedoch iſt es unzuläſſig, den Einſpruch gegen den Steuerſatz und bei 
beſonderen Gemeindeeinkommenſteuern gegen die Höhe des zur Staatsein⸗ 
kommenſteuer veranlagten Einkommens zu richten. Regelmäßig hat ſich deshalb 
bei den in Zuſchlägen und Prozenten von Staatsſteuern erhobenen Gemeinde⸗ 
ſteuern der Einſpruch auf die ſubjektive Steuerpflicht zu beſchränken. — Wird 
ein Antrag auf Verteilung der Steuer unter mehrere Gemeinden (Seite 235) 
geſtellt, ſo gilt dieſer Antrag als Einſpruch über die Heranziehung zur Steuer 
in jeder einzelnen Gemeinde. 

Über den Einſpruch beſchließt — abgeſehen von dem letzterwähnten Fall 
des Verteilungsantrages (hierzu ſiehe Seite 235) — der Gemeindevorſtand. 
Der Beſch lu ß braucht als ſolcher nicht bezeichnet zu werden. Jede Verfügung 
gilt als Beſchluß, ſofern ſie über den Einſpruch eine abſchließende Erklärung 
abgibt. Gegen den Beſchluß ſteht dem Abgabepflichtigen binnen einer Friſt 
von zwei Wochen, die mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung beginnt, 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren offen. Zuſtändig 
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für Städte iſt der Bezirksausſchuß. Deſſen Entſcheidung iſt binnen zwei Wochen 
durch Reviſion vor dem Oberverwaltungsgericht anfechtbar. Im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren find auch Streitigkeiten zwiſchen den Abgabenpflichtigen unter⸗ 
einander über ihre öffentlich rechtliche Verpflichtung zur Leiſtung der Kommunal 
abgaben zu erledigen. Die ordentlichen Gerichte ſind für Streitigkeiten wegen 
öffentlicher Abgaben nur ſoweit zuſtändig, als dieſe Gegenſtand eines privat⸗ 
rechtlichen Vertrages, z. B. eines Kaufvertrages, geworden ſind. 

Beſondere Veranlagungsbeſtimmungen gelten für Offiziere und im 
Range gleichſtehende Perſonen des Militärſtandes. Die Feſtſtellung des der 
Kommunalabgabe unterliegenden Betrages des außerdienſtlichen Einkommens 
und der Steuerſtufe nimmt der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion vor. 
Gegen die Feſtſtelung ſteht dem Abgabepflichtigen und der Gemeinde binnen 
zwei Monaten die Beſchwerde an die Regierung, in Berlin an die Direktion für 
die Verwaltung der direkten Steuern zu. 

Die Koſten der Veranlagung und Erhebung der Kommu⸗ 
nalabgaben fallen der Gemeindekaſſe zur Laſt. Die Koſten der Veranlagung 
zu den Staatsſteuern, einſchließlich der nicht zur Hebung gelangenden, gehen 
zu Laſten der Staatskaſſe; jedoch tragen ſowohl bei der Staatseinkommen⸗ und 
Ergänzungsſteuer wie auch bei der Gewerbe-, Betriebs⸗, Grund und Gebäude⸗ 
ſteuer die Gemeinden die Koſten ſolcher Geſchäfte, die ihnen bei der Veranlagung 
überwieſen find. Der Steuerpflichtige hat diejenigen Koſten zu erſtatten, welche 
nach Einlegung von Rechtsmitteln durch Ermittlungen veranlaßt werden, wenn 
ſich ſeine Angaben in weſentlichen Punkten als unrichtig erweiſen. Die Koſten 
werden beim kommunalen Veranlagungsverfahren in der Entſcheidung über 
den Einſpruch, beim Staatsſteuerveranlagungsverfahren durch die Regierung 
(in Berlin durch die Steuerdirektion) feſtgeſetzt. Für den letzteren Fall iſt die 
Beſchwerde an den Finanzminiſter zugelaſſen. 

Fälligkeit, Ermäßigung, Nachforderung und Verjährung der Abgaben. 
Die Fälligkeit der Gebühren, Beiträge und indirekten Steuern richtet 
ſich nach den ihnen zugrunde liegenden Gebührenordnungen, Gemeinde⸗ 
beſchlüſſen und Steuerordnungen. Für die direkten Gemeindeſteuern beſtimmt 
das Kommunalabgabengeſetz, daß die Steuer in den erſten acht Tagen eines 
jeden Monats zu entrichten iſt. Jedoch kann durch Gemeindebeſchluß auch eine 
zwei⸗ oder dreimonatliche und, wenn die Prozentſätze der ſtaatlichen Realſteuern 
oder die Zufchläge zur Einkommenſteuer 50 vom Hundert nicht überſteigen, 
eine halb- und ganzjährliche Hebeperiode eingeführt werden. Zweckmäßig 
wird die Hebung der Kommunalſteuern mit der Einziehung der Staatsein⸗ 
kommenſteuer verbunden. Dieſe iſt nach dem Geſetz in vierteljährlichen Beträgen 
in der erſten Hälfte des zweiten Monats eines jeden Vierteljahres abzuführen. 
Die Steuerpflichtigen können ſowohl die Staats- wie die Gemeindeſteuern in 
mehreren Raten bis zum Jahresbetrag im voraus zahlen. Bei der Betriebs⸗ 
ſteuer iſt die Bezahlung in Jahresraten Pflicht. Durch die Einlegung von Rechts⸗ 
mitteln wird die Pflicht zur Abgabenleiſtung jeglicher Art nicht aufgeſchoben. 
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Iſt eine Rechtsmittelfriſt verſäumt worden, ſo iſt ein Rückerſtattungs⸗ 
anſpruch auch dann nicht gegeben, wenn die Abgabe ſachlich unberechtigt 
gefordert war. Ja, ſelbſt die auf Grund ungültiger Steuerordnungen rechts⸗ 
kräftig veranlagten Steuern brauchen von den Gemeinden nicht zurückgezahlt 
zu werden. 

Eine Steuerermäßigung kann bei der ſtaatlichen Einkommenſteuer 
beanſprucht werden, wenn das Einkommen des Steuerpflichtigen während 
des laufenden Steuerjahres infolge Wegfalls einer Einnahmequelle oder durch 
außergewöhnliche Unglücksfälle um mehr als den fünften Teil herabgemindert 
wird. Ferner findet eine Steuerermäßigung ſtatt, wenn ein Einkommen wegfällt 
und dieſes anderweit zur Einkommenſteuer veranlagt wird. Die Ermäßigung 
ſetzt ein mit dem Beginn des auf den Eintritt folgenden Monats. Der Antrag 
auf Ermäßigung iſt nur zuläſſig bis zum Ablauf des dritten Monats nach dem 
Schluſſe des Steuerjahres, in welchem die Einkommensminderung eingetreten 
iſt. Über den Antrag befindet die Regierung, in Berlin die Steuerdireklion. 
Gegen ihre Entſcheidung ſteht dem Steuerpflichtigen binnen vier Wochen die 
Beſchwerde an den Finanzmimniſter offen. Die Staatsſteuerermäßigung hat die 
Ermäßigung der Gemeindeſteuer, die in Form von Zuſchlägen erhoben wird, 
ohne weiteres zur Folge. 

Eine weitere Steuerermäßigung gewährt das ſogenannte Kinder- 
privileg. Danach erhalten Steuerpflichtige, deren Einkommen den Betrag 
von 6500 M. nicht überſteigt, dann Ermäßigungen, wenn ſie Kindern oder 
anderen Familienangehörigen auf Grund geſetzlicher Verpflichtung Unterhalt 
gewähren. Bei Vorhandenſein von zwei derartigen Familienmitgliedern wird 
die Steuer um eine Stufe ermäßigt, bei Vorhandenſein von drei oder 
vier um zwei Stufen, bei Vorhandenſein von fünf oder ſechs um drei Stufen 
und für je zwei weitere ſolcher Familienmitglieder um je eine weitere 
Stufe. Bei Einkommen von 6500 bis 9500 M. wird ſie um eine Stufe 
ermäßigt, wenn der Steuerpflichtige drei, um zwei Stufen, wenn er vier 
oder fünf, um je eine weitere Stufe, wenn er je zwei weitere ſolcher 
Familienmitglieder unterhält. Es zählen aber in allen Fällen nicht mit 
die Ehefrau und ſolche Kinder und Angehörige, die über 14 Jahre alt 
ſind und entweder für den Steuerpflichtigen dauernd tätig ſind oder ein eigenes 
Einkommen von mehr als der Hälfte des ortsüblichen Tagelohns haben. Im 
übrigen iſt bei beſonderen wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
eine Ermäßigung um höchſtens drei Stufen zuläſſig, ſofern ein Einkommen von 
nicht mehr als 12 500 M. vorhanden iſt. Die Ermäßigungen auf Grund des 
Kinderprivilegs und beſonderer wirtſchaftlicher Verhältniſſe bleiben außer 
Betracht, ſoweit die Steuerbeträge für Wahlzwecke berechnet werden. 

Die als Zuſchlag erhobene Gewerbeſteuer kann die Kommunal 
veranlagungsbehörde, alſo der Gemeindevorſtand oder Steuerausſchuß, für 
die folgenden Vierteljahre ermäßigen oder erlaſſen, wenn der Betrieb durch 
Tod oder Krankheit des Inhabers, Brandunglück, Überſchwemmung oder 
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ſonſtige Ereigniſſe weſentlich geſchädigt wird. Dieſelbe Behörde kann die als 
Zuſchlag erhobene Grundſteuer ganz oder teilweiſe auf ein oder mehrere 
Jahre erlaſſen, wenn der Ertrag infolge von Überſchwemmung für ein oder 
mehrere Jahre ganz oder zum Teil verloren geht. Ferner muß die als Zuſchlag 
erhobene Gebäudeſteuer ganz oder teilweiſe erlaſſen werden, wenn 
durch Brand, Überſchwemmung oder ſonſtige Naturereigniſſe der Jahresertrag 
eines Gebäudes ganz oder teilweiſe verloren geht und der erlittene Verluſt 
ein Drittel des Jahresnutzungswertes des Gebäudes erreicht oder überſteigt. 
Auch hat der Erlaß des Jahresbetrags der Gebäudeſteuer zu erfolgen, wenn 
das Gebäude während eines ganzen Jahres unbenutzt geblieben iſt. 

Eine Niederſchlagung veranlagter Steuerbeträge läßt das Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz und das Gewerbeſteuergeſetz zu, wenn 
die Zwangsbeitreibung den Steuerpflichtigen in ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz 
gefährden oder wenn das Beitreibungsverfahren vorausſichtlich ohne Erfolg 
ſein würde. Das Niederſchlagungsrecht ſteht in Staatseinkommenſteuerſachen 
der Regierung, für Berlin der Steuerdirektion zu; dieſe Behörden bedürfen der 
Genehmigung des Finanzminiſters, wenn die Niederſchlagung wegen Gefähr⸗ 
dung der wirtſchaftlichen Exiſtenz erfolgen ſoll. Die Niederſchlagung iſt 
kein Erlaß von Steuern, auf den der Steuerpflichtige einen Anſpruch hat. Sie 
bedeutet vielmehr einen Verzicht auf die Einziehung einer beſtehenden Forderung. 
Daher wird in Gemeindeſteuerſachen der Gemeindevorſtand oder 
der Steuerausſchuß die Niederſchlagung nur dann ohne Befragung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung (des Bürgervorſteherkollegiums) vornehmen dürfen, 
wenn dieſe ihn dazu ermächtigt hat. 

Eine Nachbeſteuerung findet hinſichtlich der direkten Gemeinde⸗ 
ſteuern ſtatt, wenn ein Steuerpflichtiger entgegen den geſetzlichen Vorſchriften 
übergangen oder ſteuerfrei geblieben iſt oder wenn der Steuerpflichtige ſich der 
Hinterziehung ſchuldig gemacht hat. Das Oberverwaltungsgericht hält eine 
Nachveranlagung zur Gemeindeſteuer indes nur ſo lange für zuläſſig, als das Band, 
welches den Pflichtigen mit der Gemeinde verbindet (Wohnſitz, Aufenthalt, 
Grundbeſitz, Gewerbebetrieb) noch beſteht. Dieſe Anficht wird in der Wiſſenſchaft 
ſehr bekämpft. Das Einkommenſteuergeſetz erfordert eine Nachbeſteuerung 
ferner, wenn nachträglich neue Tatſachen oder Beweiſe ermittelt werden, die 
eine höhere Veranlagung eines veranlagten Steuerpflichtigen begründen. 
Dies gilt bei direkten Kommunalſteuern nur für den Fall der Steuerhinterziehung. 
Steuerhinterziehung liegt dann vor, wenn der Steuerpflichtige 
auf die an ihn gerichteten Fragen oder zur Begründung eines Rechtsmittels 
wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben gemacht hat, welche geeignet 
ſind, die Steuer zu verkürzen. Die Steuerhinterziehung iſt ſtrafbar. 

Die Nachbeſteuerung im Falle der Steuerhinterziehung liegt in Staats⸗ 
einfommen- und Gewerbeſteuerſachen der Regierung, für Berlin der Steuer⸗ 
direktion ob. Gegen deren Entſcheidung iſt Beſchwerde an den Finanzminiſter 
zuläffig, die in Einkommenſteuerſachen an eine Friſt von vier Wochen gebunden 
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iſt. Für die übrigen ſtaatlichen Nachbeſteuerungen ift die Veranlagungskommiſſion, 
in Gewerbeſteuerſachen die Regierung, für Berlin die Steuerdirektion zuständig. 
Soweit ſich die Staatseinkommenſteuer durch Nachbeſteuerung ändert, ſind 
auch die Gemeindezuſchläge und Prozente nachzuzahlen, mit Ausnahme des 
Falles, wenn für die Staatskaſſe eine Einkommennachſteuer wegen zu niedriger 
Veranlagung feſtgeſetzt wird. Bei den ſelbſtändigen Gemeindeſteuern nimmt 
bei Steuerhinterziehung der Gemeindevorſtand, in den übrigen Fällen die 
Kommunalveranlagungsbehörde (Gemeindevorſtand, Steuerausſchuß) die Nach⸗ 
beſteuerung vor. Dieſe kann im Wege des Einſpruchs und des nachfolgenden 
Verwaltungsſtreitverfahrens angefochten werden. 

Eine Vermehrung des Einkommens während des laufenden 
Steuerjahres begründet eine neue Staatsſteuerveranlagung nur bei dem Anfall 
eines Erbes, Fideikommiſſes, Vermächtniſſes, bei einem Überlaſſungsvertrag 
zwiſchen Eltern und Kindern, bei einer Schenkung ſowie im Falle der Ver⸗ 
heiratung. Hier wird die Steuer mit dem Beginne des auf den Anfall folgenden 
Monates fällig. Dieſe Steuerveranlagung während des Steuerjahres ſetzt der 
Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion feſt. Die Erhöhung der Staatsſteuer 
berechtigt die Gemeinde zu einer entſprechenden Nachforderung; dies jedoch 
nur innerhalb eines Jahres ſeit der endgültigen Entſcheidung über die Steuer⸗ 
erhöhung. Das gleiche iſt der Fall, wenn die Staatsſteuer infolge Einlegung 
von Rechtsmitteln erhöht wird. 

Die Pflicht zur Nachzahlung einer direkten Gemeindeſteuer verjährt 
— ebenſo wie die Staatseinkommenſteuer —, wenn es ſich um Steuerhinter⸗ 
ziehung handelt, in zehn Jahren nach Ablauf des Rechnungsjahres, in dem 
die Hinterziehung begangen wurde. Hat eine ſtrafbare Steuerhinterziehung 
nicht ſtattgefunden, ſo erſtreckt ſich die Nachzahlungsverpflichtung auf die drei 
Rechnungsjahre zurück, die dem Rechnungsjahre, in dem die Verkürzung feſt⸗ 
geſtellt worden iſt, voraufgehen. Für die Nachbeſteuerung haften auch die Erben 
in Höhe ihres Erbteils; doch verringert ſich im Falle der Steuerhinterziehung 
ihnen gegenüber die Verjährungsfriſt auf fünf Jahre unter Anrechnung der 
zu Lebzeiten des Erblaſſers abgelaufenen Friſt. 

Das Recht der Gemeinde zur Nachforderung von indirekten Steuern — 
mit Ausnahme der Wertzuwachsſteuer und der Verbrauchsabgaben — von Ge⸗ 
bühren, Beiträgen und Koſten iſt auf drei Jahre nach Ablauf desjenigen Rech⸗ 
nungsjahres begrenzt, in welchem das Forderungsrecht entſtanden iſt. Der 
Anſpruch auf die Zuwachsſteuer verjährt in zehn Jahren ſeit dem Schluſſe des 
Jahres, in dem der Anſpruch erwachſen iſt. Verbrauchsabgaben können ein Jahr, 
vom Tage der Zahlungsverpflichtung an gerechnet, nachgefordert werden. Das 
Nachforderungsrecht bei den indirekten Steuern, Gebühren und Beiträgen beſteht 
ohne Unterſchied, ob die Abgaben gar nicht oder mit einem zu geringen Betrage 
erhoben worden iſt. Naturaldienſte und die an ihrer Stelle zu leiſtenden Geldbei⸗ 
träge können nur während des laufenden Rechnungsjahres nachgefordert werden, 
ſofern überhaupt nach dem erſtrebten Zweck die Nachleiſtung noch möglich iſt. 
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Zur Hebung geſtellte, d. h. angeforderte Staatsſteuern und 
Gemeindeabgaben, die im Rückſtande verblieben oder befriſtet ſind, verjähren 
in vier Jahren nach Ablauf des Rechnungsjahres, in das der Zahlungstermin 
fällt. Eine Unterbrechung der Verjährung wird durch Zahlungsaufforderung, 
Stundung und Verfügung der Zwangsvollſtreckung bewirkt. Alsdann beginnt 
eine neue Verjährungsfriſt nach Ablauf desjenigen Rechnungsjahres, in welchem 
die letzte Zahlungsaufforderung zugeſtellt, die Stundungsfriſt abgelaufen oder 
die Zwangsvollſtreckung verfügt iſt. 

Das Verwaltungszwangs verfahren. Staats⸗ und Gemeindeſteuern, 
Gebühren, Beiträge, Koſten, auch die Unkoſten, welche entſtehen, wenn Natural⸗ 
dienſte bei Säumnis des Pflichtigen durch Dritte geleiſtet werden, ferner ſolche 
Vergütungen, die nach einem von der Auſſichtsbehörde feſtgeſtellten Tarif 
erhoben werden (z. B. Vergütungen für die Leiſtungen gewerblicher Unter⸗ 
nehmungen, Kurtaxen), unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren. Maßgebend hierfür iſt die Verordnung vom 19. November 1899 
(geändert durch Geſetz vom 18. März 1904). Abgaben, die ſich auf priwatrechtliche 
Titel gründen, wie Pächte, Mieten und ſonſtige vertragliche Leiſtungen, müſſen 
dagegen im Rechtswege eingezogen werden. 

Das Verwaltungszwangsverfahren iſt in ähnlicher Weiſe geordnet wie 
die bürgerliche Zwangsvollſtreckung, indeſſen mit der weſentlichen Erleichterung, 
daß diejenigen Behörden und Beamten, welchen die Einziehung der Abgaben 
zuſteht, gleichzeitig die zur Anordnung und Leitung des Zwangsverfahrens 
zuſtändigen Vollſtreckungsbehörden ſind. Als Vollſtreckungsſtellen 
kommen alſo insbeſondere in Betracht, ſoweit es ſich um Reichs⸗ oder Staats⸗ 
abgaben handelt, die Reichs⸗ oder Staatskaſſen und in ſtädtiſchen Angelegen⸗ 
heiten die Stadtkaſſen, Einziehungsämter, Steuerzahlſtellen u. dgl. Bei 
Verſtößen gegen die Vorſchriften und wegen vermeintlicher Mängel des 
Zwangsverfahrens findet unter Ausſchluß des Rechtsweges und des Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahrens nur die Beſchwerde bei der vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde desjenigen Beamten ſtatt, deſſen Verfahren angefochten iſt. Die 
Zuſtändigkeit der Vollſtreckungsbehörde kann geändert werden durch die Ent⸗ 
ſchließung der zuſtändigen höheren Verwaltungs⸗ und der Aufſichtsbehörden, 
die Vollſtreckung ſelbſt zu übernehmen. In welchen Fällen dieſe Behörden 
von der Ermächtigung Gebrauch machen wollen, iſt ihrem Ermeſſen an⸗ 
heimgeſtellt. 

Die Vollſtreckungsbehörde iſt zur Ausführung der Zwangsvollſtreckung 
nur für ihren eigenen Geſchäftsbezirk zuſtändig. Muß eine Vollſtreckungs⸗ 
handlung außerhalb dieſes Bezirks vorgenommen werden, insbeſondere wenn 
der Schuldner ſeinen Wohnſitz oder Aufenthaltsort in einem andern Bezirke 
hat, ſo hat auf Erſuchen der Vollſtreckungsbehörde die Behörde desjenigen 
Bezirks, in welchem die Ausführung erfolgen ſoll, das Zwangsverfahren durch⸗ 
zuführen. 

Die Ausführung des Zwangsverfahrens liegt beſonderen Vollzie⸗ 
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hungsbeamten ob, die eidlich zu verpflichten ſind, ſofern ſie nicht den 
Amtseid geleiſtet haben. Die Vollziehungsbeamten vertreten alſo die Stelle 
der Gerichtsvollzieher. Jedoch kann die Vollſtreckungsbehörde auch den Gerichts⸗ 
vollziehern die Ausführung der Zwangsvollſtreckung übertragen. 

Der Zwangsvollſtreckung ſoll regelmäßig ein Mahnverfahren 
vorausgehen, in welchem dem Schuldner eine dreitägige Zahlungsfrist zu geſtatten 
iſt. Die Mahnung darf ausnahmsweiſe unterlaſſen werden, wenn durch die 
hiermit verbundene Verzögerung ein Mißerfolg der Vollſtreckung zu befürchten 
iſt oder wenn die Mahnung wegen eines in der Perſon des Schuldners liegenden 
Hinderniſſes nicht durchführbar iſt. Ein Miniſterialerlaß vom 15. März 1888 
geſtattet ferner die Unterlaſſung der Mahnung bei Vollſtreckung von Geldſtrafen, 
die durch Polizeiverfügung oder in Ausübung obrigkeitlicher Zwangsbefugnis 
feſtgeſetzt ſind. 

Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen erfolgt durch Pfän⸗ 
dung. Der Vollziehungsbeamte hat die im Gewahrſam des Schuldners be⸗ 
findlichen beweglichen Sachen in Beſitz zu nehmen. Dies geſchieht bei Geld, 
Koſtbarkeiten und Wertpapieren durch Fortnahme aus dem Gewahrſam des 
Schuldners, im übrigen durch Anlegung von Siegeln. Die Wegnahme des 
Geldes gilt als Zahlung. Die übrigen gepfändeten Sachen ſind auf ſchriftliche 
Anordnung der Vollſtreckungsbehörde öffentlich zu verſtei gern, und zwar 
in der Regel durch den Vollziehungsbeamten. Zwiſchen Pfändung und Ver⸗ 
ſteigerung muß eine Friſt von einer Woche liegen. Eine frühere Verſteigerung 
iſt zuläffig, wenn der Schuldner einverſtanden iſt oder eine erhebliche Wert⸗ 
minderung der Sache zu befürchten iſt oder wenn eine längere Aufbewahrung 
unverhältnismäßige Koſten verurſachen würde. Die Verſteigerung erfolgt in 
der Gemeinde, in der die Pfändung geſchehen iſt. Zeit, Ort und eine allge⸗ 
meine Bezeichnung der zu verſteigernden Sachen ſind öffentlich bekanntzu⸗ 
machen. Auf Erſuchen der Vollſtreckungsbehörde hat der Vorſteher der Ge⸗ 
meinde der Verſteigerung beizuwohnen oder einen Gemeinde- oder Polizei⸗ 
beamten dorthin zu entſenden. Von den für die Verſteigerung gegebenen Vor⸗ 
ſchriften kann auf Antrag des Schuldners oder aus beſonderen Zweckmäßig⸗ 
keitsgründen abgewichen werden. 

Die Pfändung und Befriedigung aus einer dem Schuldner zustehenden 
Forderung geſchieht durch Pfändungs- und Überweiſungs⸗ 
beſchluß. Zuſtändig für deſſen Erlaß iſt die Vollſtreckungsbehörde. Ahnlich 
lich wie im Zivilrecht kann die für die Einziehung zuſtändige Stelle ein vor⸗ 
läufiges Zahlungsverbot an den Drittſchuldner erlaſſen. Doch 
ſind derartige Maßnahmen weniger im Gebrauch, da ſie nur dann zur An⸗ 
wendung kommen ſollen, wenn kein vollſtreckbarer Titel vorliegt, dies aber in 
Abgabenangelegenheiten kaum vorkommt. 

Die Unpfändbarkeit iſt für gewiſſe Sachen und Rechte nach dem Vorbilde 
der Zivilprozeßordnung vorgeſehen. Dritte haben ihre etwaigen Rechte an 
den gepfändeten Gegenſtänden der Vollſtreckungsbehörde gegenüber geltend 
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zu machen. Erkennt dieſe die Rechte nicht an, ſo muß der Dritte eine Wider⸗ 
ſpruchsklage vor den ordentlichen Gerichten erheben. 

Die zur Einziehung zuſtändige Stelle kann im Falle unvollkommener Be⸗ 
friedigung die Leiſtung des Offenbarungse ides vor demjenigen 
Amtsgericht verlangen, in deſſen Bezirk der Schuldner ſeinen Wohnſitz oder in 
Ermangelung deſſen ſeinen Aufenthalt hat. 

Sofern feſtſteht, daß die Beitreibung des Geldbetrages durch Pfändung 
nicht durchführbar iſt, kann die Vollſtreckungsbehörde den Antrag auf Zwangs- 
verſteigerung oder Zwangsverwaltung des unbeweglichen 
Vermögens des Schuldners bei dem Amtsgericht ſtellen. Wegen der Rückſtände 
der Zuwachsſteuer iſt die Zwangsverſteigerung gegenüber einem Deutſchen 
nur mit deſſen Zuſtimmung zuläſſig. Im übrigen iſt der Antrag auf Zwangs⸗ 
verſteigerung wegen Rückstände von Steuern und Abgaben an die Geneh⸗ 
migung der Aufſichtsbehörde gebunden. Auf die Zwangsverſteigerung finden 
die Vorſchriften des Reichsgeſetzes vom 24. März 1897 Anwendung. Bei Ber- 
teilung des Kaufgeldes eines verſteigerten Grundſtücks haben ein Vorrecht an 
dritter Stelle die Anſprüche auf Entrichtung der öffentlichen Laſten des Grund⸗ 
ſtücks wegen der laufenden und der aus den letzten zwei Jahren rückſtändigen 
Beträge. Zu dieſen Laſten gehören unter anderem die Grundſteuern, die An⸗ 
liegerbeiträge für die Herſtellung von Straßen und die Kanalgebühren. Die 
laufenden Beträge wiederkehrender Leiſtungen nehmen ihren Anfang von dem 
letzten Fälligkeitstermine vor der Beſchlagnahme des Grundſtücks; von dieſem 
Zeitpunkte werden die Rückſtände zurückgerechnet. Fehlt es an einem Fällig⸗ 
keitstermine innerhalb der letzten zwei Jahre, ſo iſt der Zeitpunkt der Beſchlag⸗ 
nahme maßgebend. Der Erſteher haftet für Rückſtände an dinglichen öffentlichen 
Laſten nur, ſoweit er ſie in Anrechnung auf das Kaufgeld im geringſten Gebot 
übernommen hat. 

Bei der Zwangsverwaltung hat der Verwalter die laufenden Beträge der 
öffentlichen Laſten ohne weiteres zu berichtigen und die Überſchüſſe nach der 
geſetzlichen Rangordnung zu verteilen. Indeſſen werden rückſtändige öffentliche 
Laſten nur ſoweit beglichen, als die Zwangsverwaltung von der betreffenden 
Behörde beantragt iſt; ſie werden alsdann in der Rangordnung an fünfter 
Stelle berückſichtigt. 

Im Konkurſe des Schuldners haben die Gemeinden wegen öffent⸗ 
licher Abgaben, worunter Steuern, Gebühren im engeren Sinne, Beiträge, 
nicht aber Verwaltungsgebühren zu verſtehen ſind, ein Vorrecht an zweiter 
Stelle. Ein Vorrecht an dritter Stelle iſt den Forderungen der Schulen wegen 
der nach dem Geſetz oder der Verfaſſung zu entrichtenden Abgaben eingeräumt. 
Die Ausübung des Vorrechts iſt jedoch in allen erwähnten Fällen auf die im 
letzten Jahre vor der Eröffnung des Verfahrens rückſtändigen Abgaben begrenzt. 
Die laufenden Gefälle hat der Verwalter als Maſſekoſten vorweg zu berichtigen. 

Die Koſten der Zwangsvollſtreckung einſchließlich des Mahnverfahrens 
fallen dem Schuldner zur Laſt. Für die Gebühren der Vollziehungsbeamten 
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iſt in der Verordnung betreffend das Verwaltungszwangsverfahren ein Tarif 
feſtgeſetzt. Dieſe Gebühren ſind aus den eingegangenen Geldern zunächſt zu 
decken. Alsdann werden die übrigen Koſten der Zwangsvollſtreckung berichtigt, 
und erſt der Reſt des eingetriebenen Betrages wird auf die Schuldſumme ver⸗ 
rechnet. 
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Öffentliche Gemeindeanſtalten find Einrichtungen und Veranſtaltungen 
der Gemeinde, die im öffentlichen Intereſſe unterhalten werden. Sie erſchöpfen 
ſich nicht in Anſtalten, die als bauliche Anlagen in die Erſcheinung treten; man 
zählt vielmehr ihnen auch ſolche Einrichtungen zu, welche ihrer Geſtaltung nach 
einen in ſich abgeſchloſſenen Zweig der Verwaltung bilden. Ferner iſt es nicht 
notwendig, daß die Anſtalten auf Grund eines geſetzlichen Zwangs errichtet 
werden; ihre Gründung und Geſtaltung kann auch auf durchaus freiem Ent- 
ſchluß der Gemeinde beruhen. So rechnet man zu den Gemeindeanſtalten die 
Armenanſtalten, Krankenanſtalten, Leihanſtalten, Schlachthäuſer, Kanaliſations⸗ 
anlagen, Begräbnisplätze, Abfuhr⸗ und Straßenreinigungsanſtalten u. dgl. 
Die Gemeindeanſtalten können gewerbliche Zwecke verfolgen oder nicht. Doch 
iſt es erforderlich, daß wenn derartige Zwecke vorhanden ſind, ſie vorwiegend 
ſich dem öffentlichen Intereſſe zuwenden. Gewerbliche Unternehmungen da⸗ 
gegen, die in erſter Linie auf einen Gewinn abzielen, ſind keine öffentlichen Ge⸗ 
meindeanſtalten, ſondern Privatanſtalten der Gemeinde, die dieſe als juriſtiſche 
Perſon betreibt. Solche Unternehmen unterſtehen alsdann nicht dem öffent⸗ 
lichen Recht, ſondern dem Zivilrecht. Ob eine Einrichtung eine öffentliche Ge⸗ 
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meindeanſtalt oder ein privatrechtliches Unternehmen iſt, wird meiſt daraus 
erkennbar ſein, ob ein Zwang zur Benutzung der Einrichtung beſteht. Iſt dies 
der Fall, ſo wird ſie als eine Privatanſtalt nicht mehr angeſehen werden können. 
Doch kommt es auch vor, daß gewerbliche Unternehmungen infolge der günſti⸗ 
geren Bedingungen, unter denen die Gemeinde arbeitet, regelmäßig benutzt 
werden müſſen, wenn auch die Möglichkeit, ein ähnliches Unternehmen zu 
gründen und zu benutzen, nicht ausgeſchloſſen iſt. In ſolchen Fällen wird 
man aus der Art des Aufbaues dieſes Unternehmens folgern müſſen, ob 
es ſich um eine Gemeinde- oder um eine Privatanſtalt handelt. Dies 
wird am eheſten geſchehen können, wenn man die Geſtaltung der Vergütung 
für die Benutzung des Unternehmens prüft. Iſt ſie als Gebühr auf Grund 
öffentlichen Rechts feſtgeſetzt, ſo iſt damit der Wille der Gemeindeorgane kund⸗ 
getan, die Anſtalt in erſter Linie dem öffentlichen Intereſſe dienen zu laſſen. 
Anders liegt es, wenn Tarife feſtgeſetzt werden, über deren Anwendung die 
Gemeinde und der Benutzer der Anſtalt einen ausdrücklichen oder ſtillſchwei⸗ 
genden privatrechtlichen Vertrag ſchließen. 

Eine beſondere Art von Gemeindeanſtalten bilden die ſogenannten poli⸗ 
zeilichen Gemeindeanſtalten, das ſind ſolche, deren Benutzung 
auch im polizeilichen Intereſſe liegt, wie Müllabfuhreinrichtungen, Desinfektions⸗ 
anſtalten, Begräbnisplätze, Schlachthäuſer u. dgl. Meiſtens beſteht eine durch 
Polizeiverordnung geſchaffene Verpflichtung, dieſe Anſtalten zu benutzen. Die 
Gemeinden ſelbſt können zwar polizeilich nicht gezwungen werden, die An⸗ 
ſtalten einzurichten oder zu unterhalten. In der Mehrzahl der Fälle ſteht dem 
Staate aber das Recht der Zwangsetatiſierung zu. Auch kann die Polizei ein⸗ 
greifen, wenn die Gemeinde die Anſtalt in einem ſolchen Zuſtand erhält, daß 
eine unmittelbare Gefahr für das Publikum zu befürchten iſt. 

Die Städteordnungen gehen von dem Grundſatze aus, daß jeder Ein⸗ 
wohner eines Stadtbezirks berechtigt iſt, eine Gemeindeanſtalt zu benutzen. 
Hiermit iſt aber ein unbeſchränktes Benutzungsrecht nicht geſchaffen. 
Vielmehr kann die Gemeinde die Bedingungen und die Art der Benutzung vor⸗ 
ſchreiben; nur darf ſie nicht gewiſſe Klaſſen der Einwohner grundſätzlich von 
der Anſtaltsbenutzung ausſchließen. Auch kann die Gemeinde Gebühren für die 
Benutzung erheben; in gewiſſen Fällen beſteht ſogar eine Erhebungspflicht 
(Seite 251). 

Das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Gemeindeanſtalten iſt unter 
verwaltungsgerichtlichen Schutz geſtellt. Jeder Einwohner hat 
die Befugnis, beim Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung beim 
Bürgermeiſter Beſchwerde zu erheben. Die Beſchwerde iſt an eine Friſt nicht 
gebunden. Gegen die Entſcheidung des Gemeindevorſtandes, einerlei, ob ſie 
das Recht zur Mitbenutzung verſagt oder ob ſie ſonſtwie den Inhalt, den Um⸗ 
fang, die Art und die Grenzen der Ausübung betrifft, findet Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren ſtatt. Die Klage iſt binnen einer zweiwöchigen Friſt 
zu erheben. Erſte Inſtanz iſt der Bezirksausſchuß, Beruf ungsinſtanz das Ober⸗ 
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verwaltungsgericht. Klageberechtigt iſt der Einwohner, der eine Beeinträch⸗ 
tigung ſeiner öffentlichen Berechtigungen durch den Beſchluß des Gemeinde⸗ 
vorſtandes behauptet. Ein Nichteinwohner hat, da ihm ein Benutzungsanſpruch 
gegenüber Gemeindeanſtalten nicht zuſteht, auch keine Klagebefugnis. Be⸗ 
klagter ift der Gemeindevorſtand. Weder die Beſchwerde noch die Klage hat auf- 
ſchiebende Wirkung. Im ordentlichen Rechtsweg kann das Recht zur Mitbe⸗ 
nutzung öffentlicher Gemeindeanſtalten nicht geltend gemacht werden, auch 
nicht mittels Einwendung in einem Rechtsſtreit zwiſchen Gemeindevorſtand 
und Einwohner. 

Unter Umſtänden kann eine Pflicht zur Anſtaltsbenutzung 
beſtehen, dann nämlich, wenn eine Polizeiverordnung die Benutzung vorſchreibt. 
Eine derartige Vorſchrift ſetzt aber regelmäßig voraus, daß auch die Gemeinde 
zur Unterhaltung der Anſtalt verpflichtet iſt. Iſt eine ſolche Pflicht nicht durch 
das Geſetz auferlegt, ſo muß ſie durch Ortsſtatut geſchaffen werden. Infolge⸗ 
deſſen ſind für gewiſſe Anſtalten in der Regel ein Ortsſtatut und eine Polizei⸗ 
verordnung nebeneinander erlaſſen. So kann die Stadt die Fäkalien⸗ und 
die Müllabfuhr ortsſtatutariſch zur Gemeindeangelegenheit machen und es 
wird alsdann den Eigentümern, Nutznießern oder Bewohnern der Grundſtücke 
durch Polizeiverordnung und unter Strafandrohung zur Pflicht gemacht, das 
ſtädtiſche Unternehmen zu benutzen. Unerheblich iſt es dabei, ob die Stadt das 
Unternehmen in eigener Verwaltung betreibt oder durch einen vertragsmäßig 
angenommenen Unternehmer betreiben läßt. 

Die Aufhebung einer Gemeindeanſtalt kann durch Ge⸗ 
meindebeſchluß erfolgen. Ein öffentliches Recht auf den Fortbeſtand ſteht nie⸗ 
mandem zu. Privatrechte bleiben aber unberührt, auch das Zwangsetatiſierungs⸗ 
recht des Staates. 

Bisweilen gibt es Gemeindeanſtalten, die als Erſatz von Staats- 
anſtalten anzuſehen ſind und entweder in einer gewiſſen Abhängigkeit vom 
Staate ſtehen oder von beſonderer ſtaatlicher Genehmigung abhängig find. 
Hierhin gehören die höheren Schulen, Fachſchulen und Hochſchulen, während 
die Volksſchule als eine Veranſtaltung des Staates gilt, zu deren Einrichtung 
die Gemeinde verpflichtet iſt. Hierhin ſind ferner zu zählen die Eichämter und 
die Leihanſtalten. 

Eichämter üben die Eichung aus. Sie beſtehen aus einem Vorſteher, dem 
die Verwaltung des Antes obliegt, und einem Eichmeiſter, der im Eichungs⸗ 
weſen ſachverſtändig iſt. Die Eichämter find regelmäßig ſtaatlich. Doch kann 
den Gemeinden, welche zur Zeit des Inkrafttretens der Maß und Gewichts⸗ 
ordnung vom 30. Mai 1908 eigene Eichämter beſaßen, ihre Beibehaltung wider⸗ 
ruflich geſtattet werden. Zuftändig für die Erteilung der Genehmigung iſt der 
Handelsminiſter. Bei kommunalen Eichämtern fallen der Gemeinde die Koſten 
des Amtes zur Laſt und fließen ihr die Eichgebühren zu. Die oberſte Reichs⸗ 
aufſichtsinſtanz iſt die Normaleichungskommiſſion in Berlin, die das Eichungs⸗ 
weſen in techniſcher Beziehung regelt und im Intereſſe des Verkehrs überwacht. 


12. Kapitel. Offentliche Gemeindeanſtalten. 275 


Leihauſtalten können private oder ſtädtiſche Anftalten fein. In Berlin 
beſteht ein Königliches Leihamt, in Heſſen einige kommunalſtändiſche Anſtalten. 
Der Betrieb des privaten Pfandleihgewerbes oder des gewerbsmäßigen An⸗ 
kaufs beweglicher Sachen mit Gewährung des Rückkaufsrechts ſetzt eine polizei⸗ 
liche Erlaubnis voraus. Ortsſtatutariſch kann beſtimmt werden, daß dieſe Er⸗ 
laubnis von dem Nachweiſe eines vorhandenen Bedürfniſſes abhängig ſein ſoll. 
Die Errichtung kommunaler Pfandleihanſtalten bedarf der Genehmigung, für 
die der Regierungspräſident, in Berlin und hinſichtlich der Leihanſtalten der 
Provinzialverbände der Oberpräſident zuſtändig iſt. Die Genehmigung kann 
nur mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes und, ſoweit dem Oberpräſidenten 
die Genehmigung obliegt, mit Zuſtimmung des Provinzialrats verſagt werden. 
Die Geſchäftsordnung der kommunalen Pfandleihanſtalten unterliegt der Be⸗ 
ſtätigung der vorgenannten Behörden. Die Kommunen haften für alle Ver⸗ 
bindlichkeiten der von ihnen errichteten Anſtalten. Etwaige Überſchüſſe ſind zu 
Zwecken der Armenpflege zu verwenden. Die Kommunalverbände ſind wegen 
der von ihnen betriebenen Pfandleihanſtalten von der Gewerbeſteuer befreit. — 

Ihrer Bedeutung wegen mögen drei häufig wiederkehrende Arten von 
Gemeindeanſtalten beſonders behandelt werden: die Begräbnisplätze, die 
Kanaliſationsanſtalten und die Schlachthäuſer. Ferner ſei auf das folgende 
Kapitel verwieſen, in dem Betriebe behandelt werden, die einen gewerblichen 
Charakter tragen, deshalb jedoch nicht immer aus dem Gebiete der öffentlichen 
Gemeindeanſtalten ausſcheiden, z. B. die Waſſerwerke. 

Begräbnisplätze können im Eigentum der kirchlichen oder der politiſchen 
Gemeinden ſtehen. Ob eine Stadt zur Anlegung eines Begräbnisplatzes ver⸗ 
pflichtet ift, richtet ſich nach dem Ortsrecht. Eine für die ganze Monarchie gültige 
Beſtimmung hierüber fehlt. Die Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der An⸗ 
legung gehört zur Zuständigkeit der Ortspolizei. Nach miniſterieller Beſtimmung 
iſt aber für die Neuanlage oder die Erweiterung von Begräbnisplätzen die vorher 
einzuholende Zuſtimmung des Regierungspräſidenten erforderlich. Der Polizei 
liegt es ferner ob, die Erhaltung eines Begräbnisplatzes in polizeimäßigem 
Zuſtande zu überwachen und zu erzwingen. Soweit hierbei rein polizeimäßige 
Anforderungen zu ſtellen ſind, iſt die Ortspolizeibehörde zuſtändig. Der Schutz 
der äußeren kirchlichen Ordnung dagegen iſt Sache der Landespolizeibehörde. 
Aufgabe des Kreisarztes iſt es, die Begräbnisplätze in bezug auf Einrichtung 
und Ordnungsmäßigkeit des Betriebes von Zeit zu Zeit zu beſichtigen. Bei 
ungünſtig gelegenen älteren Begräbnisplätzen ſoll er eine Verlegung anſtreben, 
insbeſondere wenn geſundheitsſchädliche Einflüſſe auf die Umgebung zu be⸗ 
fürchten ſind. Die Ausführung von Bauten in der Nähe von Begräbnisplätzen 
wird durch die Polizeiverordnungen häufig nur geſtattet, wenn ſie einen ge⸗ 
wiſſen Mindeſtabſtand von den Begräbnisplätzen einhalten. Außer Gebrauch 
geſetzte Friedhöfe dürfen erſt nach 40 Jahren verkauft oder anderweit benutzt 
werden. Ausnahmen kann der Regierungspräſident, für katholiſche Begräbnis⸗ 
plätze der Oberpräſident geſtatten. 

18 * 
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Das Leichenbeſtattungsweſen auf ſtädtiſchen Begräbnisplätzen kann orts⸗ 
ſtatutariſch geregelt werden. Unter anderem ſind Anordnungen darüber zu⸗ 
läſſig, wie und durch wen die Beſtattung vorzunehmen iſt. Dieſe Befugnis folgt 
aus dem Eigentumsrecht der Gemeinde. Ebenſo iſt die Gemeinde als Eigen⸗ 
tümerin des Begräbnisplatzes berechtigt, Tarife über die Veräußerung oder 
Verpachtung von Plätzen zu Begräbnisplätzen feſtzuſetzen und die Art und Weiſe 
der Gräberausſchmückung vorzuschreiben. Auch kann fie eine Kommunalgebühr 
für die Herſtellung der Gräber erheben, ſofern fie dieſe Herſtellung ſelbſt oder 
für ihre Rechnung durch einen Unternehmer vornehmen läßt. Soll die Leichen⸗ 
beförderung zum Begräbnisplatz geregelt werden, ſo iſt eine Polizeiverordnung 
erforderlich, die unter Strafandrohung auch die Benutzung ſtädtiſcher oder im 
Auftrage der Stadt von Unternehmern geſtellter Wagen vorſchreiben kann. 

Kanaliſationsanſtalten. Die ſtädtiſchen Abwäſſer werden in den größeren 
Gemeinden durchweg, bisweilen auch in kleineren Gemeinden auf dem 
Wege der Kanaliſation abgeführt. Die Kanaliſation nimmt entweder alle Ab- 
wäſſer auf oder nur teilweiſe oder getrennt. Dabei pflegt man Aborts-, Wirt- 
ſchafts⸗, Fabrik- und Tage- oder Regenwaſſer zu unterſcheiden. Die Ableitung 
von Schmutzwäſſern geſchieht regelmäßig unter Benutzung von Reinigungs- 
anſtalten. Die Reinigung kann mechaniſch bewirkt werden, indem die unge⸗ 
löſten Stoffe etwa durch eine Rechenanlage beſeitigt werden, oder chemiſch⸗ 
bakteriologiſch dadurch, daß ſchädliche Beſtandteile, namentlich Krankheitskeime, 
vernichtet werden. Dies geſchieht insbeſondere durch Beimiſchung von Kalk oder 
anderen chemiſchen Stoffen, die ſich mit den unreinen Beſtandteilen vereinigen 
und als Schlamm zurückbleiben. Die beſte Wirkung wird der Reinigung durch 
Berieſelung beigemeſſen. Die Abwäſſer werden auf geneigt angelegte Felder 
geleitet. Hier bleiben die Schmutzſtoffe zurück und können als Dünger ver⸗ 
wertet werden. 

Umfangreiche, zur Abführung von unreinen Abgängen beſtimmte Kanali⸗ 
ſationsunternehmungen bedürfen aus geſundheitspolizeilichen Gründen der vor⸗ 
herigen Zuſtimmung der Miniſter des Innern, der öffentlichen Arbeiten und 
gegebenenfalls des Landwirtſchaftsminiſters. Eine ortspolizeiliche Genehmigung 
iſt dagegen nur erforderlich, ſoweit die Errichtung von Gebäuden in Betracht 
kommt. Wird für die Kanaliſierung Gelände in Anſpruch genommen, das 
Straßenzwecken dienen ſoll, fo kann eine Enteignung auf Grund des Flucht⸗ 
liniengeſetzes durchgeführt werden; anderenfalls muß die Verleihung des Ent- 
eignungsrechtes mittels Königlicher Verordnung nachgeſucht werden. Von der 
Gewerbeſteuer ſind ſtädtiſche Kanaliſationswerke befreit. 

Die Ausgaben für den Bau ſtädtiſcher Kanaliſationsanlagen können durch 
Beiträge auf Grund des $9 des Kommunalabgabengeſetzes (Seite 253) teilweiſe 
wieder eingebracht werden. Hierbei iſt das umſtändliche Verfahren des 99 
einzuhalten. Auch kann eine Deckung durch Anliegerbeiträge auf Grund des 
$15 des Fluchtliniengeſetzes (15. Kapitel) herbeigeführt werden. Da aber dieſe 
Geſetzesbeſtimmung nur eine Beitragserhebung für die Straßenentwäſſerung, 
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nicht aber für die Entwäſſerung der anliegenden Grundſtücke zuläßt, iſt die Deckung 
auf Grund des Fluchtliniengeſetzes weniger zweckmäßig. Bisweilen laſſen ſich 
die Städte die Auslagen für die Kanaliſierung ſolcher Straßen, die ſie gemäß 
Verträgen ausbauen, von den Vertragsgegnern vorlegen und erſtatten ſie bis 
zur Höhe der Vorlage inſoweit zurück, als Beiträge auf Grund der vorerwähnten 
geſetzlichen Beſtimmungen erhoben werden und eingehen. 

Unabhängig von derartigen Beiträgen für den Kanalbau pflegen die Städte 
eine kommunale Gebühr für den Betrieb der Kanaliſation feſtzuſetzen. Als 
Maßſtäbe werden in der Regel die Frontlängen oder die Flächengrößen oder die 
Nutzungswerte der angeſchloſſenen Grundſtücke genommen; auch iſt eine Ver⸗ 
bindung mehrerer dieſer Maßſtäbe beliebt. 

Der Anſchluß an die Kanaliſationsanlage kann durch Polizeiverordnung 
vorgeſchrieben werden. Dabei iſt die Polizei befugt, die Einzelheiten dieſes 
Anſchluſſes, z. B. die ausſchließliche Benutzung von Spülaborten anzuordnen. 
Ein Zwangsrecht gegenüber der Gemeinde ſteht indeſſen der Polizei nicht zu. 
Daher kann ſie gegen dieſe nicht einſchreiten, wenn der Kanal für ein Grund⸗ 
ſtück wegen rückſtändiger Gebühr geſchloſſen wird. Unter Umſtänden muß ſie 
in ſolchen Fällen die Räumung des Gebäudes verlangen, in dem durch den 
verweigerten Kanalanſchluß geſundheitswidrige Zuſtände entſtehen. 

Schlachthäuſer. Die Schlachtvieh⸗- und Fleiſchbeſchau iſt 
durch Reichsgeſetz vom 3 Juni 1900 geregelt. Danach unterliegen Rindvieh, 
Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde und Hunde, deren Fleiſch zum Genuſſe für 
Menſchen verwendet werden ſoll, vor und nach der Schlachtung einer amt⸗ 
lichen Unterſuchung. Durch Bundesratsbeſchluß kann die Unterſuchungspflicht 
auch auf andere Tiere ausgedehnt werden. Dies iſt hinſichtlich der Eſel, Maul- 
tiere und Mauleſel geſchehen. Bei Hausſchlachtungen kann, ſofern die Schlacht⸗ 
tiere keine Merkmale einer die Genußtauglichkeit des Fleiſches ausſchließenden 
Erkrankung zeigen, die Unterſuchung vor der Schlachtung und, ſofern ſich ſolche 
Merkmale auch bei der Schlachtung nicht ergeben, ebenfalls die Unterſuchung 
nach der Schlachtung unterbleiben; dies gilt nicht in Gemeinden mit Schlacht⸗ 
hauszwang, ſofern auch die Hausſchlachtungen in den Schlachthäuſern vor⸗ 
genommen werden müſſen. Unter Hausſchlachtungen ſind Schlachtungen 
zu verſtehen, deren Fleiſchertrag nicht zu gewerblichen Zwecken und aus⸗ 
ſchließlich im eigenen Haushalt des Beſitzers verwendet werden ſoll. Zur Vor⸗ 
nahme der Unterſuchung find Beſchaubezirke gebildet. Für jeden wird 
mindeſtens ein Beſchauer und ein Stellvertreter beſtellt. Die Beſchauer müſſen 
entweder approbierte Tierärzte ſein oder ſolche Perſonen, welche durch das 
Beſtehen einer Prüfung vor einer hierzu eingeſetzten Prüfungskommiſſion ge⸗ 
nügende Kenntniſſe nachgewieſen haben. In Gemeinden mit Schlachthaus- 
zwang iſt die Beſtellung von Beſchauern, die nicht approbierte Tierärzte ſind, 
eingeſchränkt. 

Die reichsrechtlichen Vorſchriften werden durch ein preußiſches Ausfüh⸗ 
rungsgeſetz vom 28. Juni 1902 ergänzt. Das Geſetz begründet insbeſondere 
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den Zwang der Unterſuchung von Schweinen und Wildſchweinen auf Tridi- 
nen. Für Hausſchlachtungen, die nicht in Schlachthäuſern mit Schlachthaus⸗ 
zwang stattfinden, und in Hohenzollern gilt dies nur, ſoweit es durch Polizei⸗ 
verordnung angeordnet iſt. Ferner erläßt das Geſetz Vorſchriften über die Fleiſch⸗ 
beſchau in Gemeinden mit Schlachthäuſern und über den Vertrieb von bedingt 
tauglichem und minderwertigem Fleiſch. Dieſe Beſtimmungen wiederum finden 
ihre Ergänzung in dem Schlachthausgeſetz vom 9. März 1881, das durch ein 
Geſetz vom 29. Mai 1902 geändert iſt. 

Wenn für eine Gemeinde, ſei es innerhalb oder außerhalb ihres Bezirks, 
ein öffentliches Schlachthaus beſteht, ſo kann durch Gemeindebeſchluß der 
Schlachthauszwang eingeführt werden. Alsdann dürfen innerhalb 
des ganzen Gemeindebezirks oder eines genau umſchriebenen Teiles des Be⸗ 
zirks Schlachtungen aller oder einzelner Viehgattungen und gewiſſe mit dem 
Schlachten unmittelbar zuſammenhängende, beſtimmt zu bezeichnende Hand⸗ 
lungen nur in dem Schlachthauſe vorgenommen werden. Vom Schlachthaus⸗ 
zwang können Schlachtungen, die in Schlachthäuſern von Innungen oder 
ſonſtigen Korporationen vorgenommen werden, ſowie die Hausſchlachtungen 
ausgenommen werden. 

Für die Einführung des Schlachthauszwanges ſind 
beſondere Formvorſchriften gegeben. Der Gemeindebeſchluß bedarf 
der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes, gegen deſſen Beſchluß die Beſchwerde 
an den Handelsminiſter zuläſſig iſt. Der genehmigte Beſchluß iſt zu veröffent⸗ 
lichen. Innerhalb ſechs Monaten, ſoweit nicht im Beſchluß eine längere Friſt 
beſtimmt iſt, können die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Privat⸗ 
ſchlachtanſtalten etwaige Entſchädigungsanſprüche gegen die Gemeinde beim 
Bezirksausſchuß anmelden. Eine Friſtverſäumnis hat den Verluſt des An⸗ 
ſpruchs zur Folge. Der Bezirksausſchuß ernennt einen Kommiſſar. Dieſer 
gibt unter Zuziehung von zwei Beiſitzern, von denen der Widerſprechende und 
die Gemeinde je einen wählen, ein Gutachten ab. Alsdann beſchließt der Be⸗ 
zirksausſchuß über die zu zahlende Entſchädigung. Der Beſchluß wird rechts⸗ 
kräftig, ſofern nicht binnen vier Wochen der ordentliche Rechtsweg beſchritten 
wird. Die Erſatzpflicht der Gemeinden iſt geſetzlich auf den erweislichen, wirk⸗ 
lichen Schaden begrenzt, den die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der in 
dem Gemeindebezirk vorhandenen Privatſchlachtanſtalten dadurch erleiden, daß 
die zum Schlachtbetrieb dienenden Gebäude und Einrichtungen infolge des 
Schlachthauszwanges ihrer Beſtimmung entzogen werden. Hierbei iſt der 
Mietwert dieſer Gebäude und Einrichtungen zugrunde zu legen und der Ertrag 
in Abzug zu bringen, der von den Grundſtücken und Einrichtungen bei ander⸗ 
weiter Benutzung erzielt werden kann. Ausdrücklich iſt aber eine Entſchädigung 
für ſolche Nachteile ausgeſchloſſen, welche aus Erſchwerungen oder Störungen 
des Geſchäftsbetriebs hergeleitet werden. Ebenſowenig darf der Schadens⸗ 
anſpruch auf die Einnahme ausgedehnt werden, die durch eine perſönliche Tätig⸗ 
leit des Eigentümers oder Nutzungsberechtigten erzielt wird. Es ſoll eben 
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lediglich das wohlerworbene Recht geſchützt werden, das in dem Eigentum oder 
der Nutzungsberechtigung wurzelt. 

Der Schlachthauszwang tritt ſechs Monate nach der Veröffentlichung des 
genehmigten Gemeindebeſchluſſes in Kraft. Doch kann der Beſchluß auch eine 
längere Friſt für das Inkraſttreten beſtimmen. Vom Tage der Veröffentlichung 
an dürfen neue Privatſchlachtanſtalten nicht mehr errichtet werden. Miet- und 
Pachtverträge, welche die Benutzung von Privatſchlachtanſtalten zum Gegen⸗ 
ſtande haben, enden kraft Geſetzes ſpäteſtens mit dem Ablauf der vorerwähnten 
Friſt. 

Zur Errichtung und Veränderung eines Schladt- 
hauſes iſt ferner die gewerbepolizeiliche Genehmigung des Kreis(Stadt)⸗ 
ausſchuſſes notwendig. In Gemeinden mit Schlachthauszwang ift das öffentliche 
Schlachthaus den örtlichen Bedürfniſſen entſprechend einzurichten und zu er⸗ 
halten, was gegebenenfalls im Wege der Zwangsetatiſierung erzwungen werden 
kann. Wenn ein öffentliches Schlachthaus aufgehoben werden ſoll, ſo iſt der 
Zeitpunkt der Aufhebung von der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes 
abhängig. 

Für Gemeinden mit Schlachthauszwang beſtehen einige geſetzliche Sonder⸗ 
vorſchriften. Alle in das öffentliche Schlachthaus gelangenden Schlachttiere 
unterliegen vor und nach der Schlachtung einer amtlichen Unter» 
ſuchung, auch wenn ſonſt ein geſetzlicher Unterſuchungszwang nicht be⸗ 
ſteht. Die reichsrechtlich angeordnete Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau darf im 
öffentlichen Schlachthaus nur durch approbierte Tierärzte aus⸗ 
geübt werden. Jedoch können zur Ausführung der Trichinenſchau und zur 
Unterſtützung bei der Finnenſchau auch andere Perſonen zu Beſchauern beſtellt 
werden, die genügende Kenntniſſe nach beſonderen miniſteriellen Vorſchriften 
nachgewieſen haben. In Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern kann 
nach Genehmigung der Landespolizeibehörde die Schlachtvieh⸗ und Fleiſch⸗ 
beſchau, ſoweit ſie nicht reichsrechtlich den approbierten Tierärzten vorbehalten 
iſt, ausnahmsweiſe Fleiſchbeſchauern übertragen werden, die nicht approbierte 
Tierärzte ſind, aber den vorgeſchriebenen Befähigungsnachweis erbracht haben 
Endlich kann die Landespolizeibehörde in Gemeinden mit mehr als 10 000 Ein- 
wohnern anordnen, daß die Unterſuchung vor und nach der Schlachtung auch 
in anderen als den reichsrechtlich vorgeſchriebenen Fällen nur durch approbierte 
Tierärzte erfolgen darf. 

Auch bei Einführung des Schlachthauszwanges darf der Vertrieb 
von euswärts geſchlachtetem Fleiſch nicht unterſagt werden. 
Indeſſen kann durch Gemeindebeſchluß, welcher der Genehmigung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes unterliegt, angeordnet werden, daß die einheimiſchen Schlächter 
und Fleiſchverkäufer das Fleiſch von ſolchem Schlachtvieh, welches fie ſelbſt 
nicht in dem Schlachthauſe, ſondern in einer anderen innerhalb eines ſeſtgeſetzten 
Umkreiſes liegenden Schlachtſtätte geſchlachtet haben oder haben ſchlachten 
laſſen, nicht feilbieren dürfen. Dagegen dürfen ſie nicht gehindert werden, aus⸗ 
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wärtiges Fleiſch anzukaufen. Ferner kann durch genehmigungspflichtigen Ge⸗ 
meindebeſchluß beſtimmt werden, daß in öffentlichen, im Eigentum und in der 
Verwaltung der Gemeinde ſtehenden Fleiſchverfaufshallen friſches Fleiſch von 
Schlachtvieh nur feilgehalten werden darf, wenn es im öffentlichen Schlachthaus 
geſchlachtet iſt. Endlich iſt es möglich, das einheimiſche Fleiſch beſonders zu kenn⸗ 
zeichnen, indem durch genehmigungspflichtigen Gemeindebeſchluß die Be⸗ 
ſtimmung getrofſen wird, wonach ſowohl auf öffentlichen Märkten als in den 
Privatverfaufsſtätten das nicht im öffentlichen Schlachthauſe geſchlachtete friſche 
Fleiſch von dem dort geſchlachteten geſondert ſeilzubieten iſt. 

Unzuläſſig ſind beſondere Unterſuchungsbeſchräntungen für die Einfuhr 
auswärtigen Fleiſches, das ordnungsmäßig geprüft iſt Insbeſondere iſt friſches 
Fleiſch, welches einer amtlichen Unterſuchung durch approbierte Tierärzte nach 
Maßgabe der reichsrechtlichen Beſtimmungen unterlegen hat, einer abermaligen 
Unterſuchung nur dann unterworfen, wem feſtgeſtellt werden foll, ob das 
Fleiſch inzwiſchen verdorben iſt oder ſonſt eine geſundheitsſchädliche Veränderung 
ſeiner Beſchaffenheit erlitten hat. Vorausſetzung auch für eine ſolche Unter- 
ſuchung iſt ein genehmigungspflichtiger Gemeindebeſchluß. Die doppelte Unter⸗ 
ſuchung auf Trichinen iſt ſtets ausgeſchloſſen. Inſoweit aber auswärtiges friſches 
Fleiſch nicht durch approbierte Tierärzte anitlich unterſucht iſt, kann ein ge⸗ 
nehmigungspflichtiger Gemeindebeſchluß eine Unterſuchung des Fleiſches vor 
ſeiner Feilhaltung vorſchreiben. Das von dem Konſumenten ſelbſt bezoge ne 
Fleiſch unterliegt einer ſolchen Unterſuchungspflicht nicht. 

Die geſetzlichen Vorſchriften über die Unterſuchung unterſcheiden vier Arten 
von Fleiſch: taugliches, untaugliches, bedingt taugliches und minderwertiges. 
Tauglich iſt das Fleiſch, das unbedenklich in Verkehr gebracht werden kann, 
untauglich dasjenige, welches wegen Geſundheitsgefährdung keinesfalls 
als Nahrungsmittel für Menſchen verwendbar iſt, bedingt taugliches 
ſolches Fleiſch, welches an ſich geſundheitsſchädlich iſt, aber unter entſprechender 
Behandlung zum Genuſſe für Menſchen brauchbar gemacht werden kann, min⸗ 
derwertiges Fleiſch endlich dasjenige, welches zwar zum Genuß von 
Menſchen tauglich, jedoch in feinem Nahrungs⸗ und Genußwert erheblich herab- 
geſetzt iſt. Untaugliches Fleiſch hat die Polizeibehörde in unſchädlicher Weiſe 
zu beſeitigen, ſoweit nicht ſeine Verwendung zu anderen Zwecken zugelaſſen 
wird. Bedingt taugliches Fleiſch wird durch einen Stempel als ſolches gekenn⸗ 
zeichnet. Fleiſchhändler, Gaſt⸗, Schank⸗ und Speiſewirte dürfen das Fleiſch 
nur mit Genehmigung der Polizeibehörde verwenden und vertreiben. Auch 
darf an ſie bedingt taugliches Fleiſch nur abgegeben werden, ſoweit die poli⸗ 
zeiliche Genehmigung erteilt iſt. Die Genehmigung iſt jederzeit widerruflich. 
In den Geſchäftsräumen jener Perſonen muß durch Anſchlag erkennbar gemacht 
werden, daß bedingt taugliches Fleiſch vertrieben oder verwendet wird. Fleiſch⸗ 
händler haben den Vertrieb des bedingt tauglichen Fleiſches in Räumen vor⸗ 
zunehmen, in denen kein taugliches Fleiſch verkauft und feilgehalten wird. 
Minderwertiges Fleiſch iſt nach dem preußiſchen Ausführungsgeſetz durch Stem⸗ 
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pelaufdruck kenntlich zu machen. Für den Vertrieb und die Verwendung ſolchen 
Fleiſches kann die Landespolizeibehörde ähnliche Beſchränkungen anordnen, wie 
ſie nach Reichsrecht für bedingt taugliches Fleiſch beſtehen. 

Gemeinden mit Schlachthauszwang müſſen in Preußen für bedingt taug⸗ 
liches und minderwertiges Fleiſch beſondere Verkaufsſtellen, ſogenannte Frei⸗ 
bänke errichten. Ausnahmen werden nur in Gemeinden mit weniger als 
5000 Einwohnern durch die Landespolizeibehörde zugelaſſen. In Gemeinden ohne 
Schlachthauszwang kann die Freibankerrichtung entweder freiwillig beſchloſſen 
oder nach Anhörung des Gemeindevorſtandes landespolizeilich angeordnet 
werden. Mehrere Gemeinden können vereinbaren, daß in einer Gemeinde 
Freibänke für die anderen Gemeinden eingerichtet werden. Dies kann auch auf 
Antrag emer Gemeinde durch die Landespolizei beſtimmt werden. 

In Gemeinden, für die Freibänke beſtehen, darf bedingt taugliches und 
minderwertiges Fleiſch nur auf der Freibank feilgehalten oder verkauft werden. 
Der Verkauf darf nur zum Verbrauch im eigenen Haushalt oder an ſolche Gaſt⸗, 
Schank⸗ oder Speiſewirte erfolgen, denen die polizeiliche Genehmigung erteilt 
iſt. Durch Gemeindebeſchluß oder nach Anhörung des Gemeindevorſtandes 
durch die Landespolizeibehörde kann ferner vorgeſchrieben werden, daß auf der 
Freibank Fleiſch nur in Stücken von beſtimmtem Höchſtgewicht und an einen 
Käufer an ein und demſelben Tage nur bis zu einem Höchſtgewicht verkauft 
werden darf. Die auf die Freibank ſich beziehenden Gemeindebeſchlüſſe unter⸗ 
liegen der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. Der Beſchluß iſt durch Be⸗ 
ſchwerde an den Handelsminiſter anfechtbar. 

Für die Benutzung des Schlachthauſes können Gebühren erhoben 
werden. Der Gebührentarif wird durch Genteindebejchluß, der einer Geneh⸗ 
migung nicht bedarf, auf mindeſtens einjährige Dauer feſtgeſetzt. Er iſt öffentlich 
bekanntzumachen. 

Die Gebühren für die Schlachthausbenutzung ſind nach oben begrenzt. 
Ihr jährliches Aufkommen darf die Koſten der Unterhaltung der Anlage und des 
Betriebes ſowie einen Betrag von acht Prozent des Anlagekapitals und der 
etwa gezahlten Entſchädigungsſumme decken. In Städten, welche eine Ver⸗ 
brauchsſteuer auf Fleiſch haben, mindert ſich der Prozentſatz auf fünf. Als 
Anlagekapital und Entſchädigungsſumme ſind die tatſächlich aufgewendeten 
Mittel anzurechnen, auch wenn ſie inzwiſchen ganz oder zum Teil getilgt ſind, 
ebenfalls auch dann, wenn die Summen nicht geliehen, ſondern aus ſtädtiſchen 
Betriebsmitteln genommen ſind. 

Unabhängig von der Schlachthausbenutzungsgebühr iſt die Gebühr für die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchunterſuchung zu behandeln. In Gemeinden mit 
Schlachthauszwang ſind die Koſten dieſer Unterſuchung an und für ſich Ge⸗ 
meindelaſten. Jedoch kann zur Deckung der Koſten eine Gebühr erhoben werden, 
welche die Koſten der Unterſuchung nicht überſteigen ſoll. Der Gebührentarif 
wird durch einen nicht genehmigungspflichtigen Gemeindebeſchluß auf mindeſtens 
ein Jahr feſtgeſetzt und iſt öffentlich bekanntzumachen. 
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Auch für die Unterſuchung des nicht im Schlachthauſe geſchlachteten Fleiſches 
kann eine Gebühr erhoben werden, es ſei denn, daß das Fleiſch bereits von 
einem approbieten Tierarzt unterſucht war. In dieſem Falle iſt die Unter⸗ 
ſuchung gebührenfrei. 

In Gemeinden ohne Schlachthauszwang ſind die Koſten der Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchau Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung. Zu ihrer Deckung 
können Gebühren erhoben werden; die Gebührentarife werden alsdann von 
der Landespolizeibehörde feſtgeſetzt. 

Endlich iſt die Gebührenerhebung zuläſſig für die Benutzung der Freibank 
und für die etwa angeordnete Unterſuchung des nicht im Schlachthauſe ge⸗ 
ſchlachteten Fleiſches, das in dem Gemeindebezirke feilgeboten oder in Gaſt⸗ 
oder Speiſewirtſchaften verwendet wird. Derartige Gebührentarife ſind durch 
Gemeindebeſchluß feſtzuſetzen. Sie bedürfen der Genehmigung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes und ſind zu veröffentlichen. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
iſt durch Beſchwerde an den Handelsminiſter anfechtbar. 

Das Schlachthausgeſetz gilt auch in den Fällen, in denen die Errichtung 
des Schlachthauſes einem Unternehmer überlaſſen wird. Das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Gemeinde und Unternehmer iſt alsdann durch einen Vertrag zu 
regeln, welcher der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes unterliegt. Auch gegen 
dieſe Beſtätigung iſt die Beſchwerde an den Handelsminiſter zuläſſig. 

Die Gemeinden ſind wegen der von ihnen betriebenen Schlachthäuſer und 
Viehhöfe von der Gewerbeſteuer befreit. 
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15. Kapitel. 
Gewerbliche Unternehmungen und Kreditanſtalten. 


Gewerbliche Unternehmungen der Stadt ſind diejenigen Einrichtungen, 
durch welche eine Stadt am Privatwirtſchaftsverkehr teilnimmt. Die Unter⸗ 
nehmungen können in einer Beteiligung an Privatbetrieben beſtehen oder als 
eigene Betriebe geführt werden. 

Die Beteiligungen finden meiſtens in den Formen des allgemeinen 
Wirtſchaftsverkehrs ftatt, ſei es, daß die Stadt als Verpächter eigener oder als 
Pächter fremder Werke auftritt oder daß fie als Geſellſchafter, insbeſondere durch 
Übernahme von Aktien oder Geſchäftsanteilen, einen Einfluß auf das Unter⸗ 
nehmen erhält und ſich an ſeinem Gewinn beteiligt. Auch können die 
Gemeinden ſtatt der privatrechtlichen Grundlage die öffentlich⸗rechtliche 
Form des Zweckverbandes wählen. 

Die eigenen gewerblichen Betriebe der Stadt bringen dieſe 
in die Rolle eines Kaufmanns. Doch nehmen die Städte den privaten Kauf- 
leuten gegenüber eine Ausnahmeſtellung ein inſofern, als die handelsgeſetzlichen 
Bilanz⸗ und Inventurgrundſätze keine Anwendung finden und eine Eintragung 
in das Handelsregiſter nicht erforderlich iſt. Im übrigen haben ſie aber die handels⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen zu beachten. Auch genießen ſie den für Kaufleute 
gegebenen Firmenſchutz, wenn ſie eine Firma eintragen laſſen. 

Allgemeine geſetzliche Begrenzungen der Gründung der 
ſtädtiſchen gewerblichen Unternehmungen find, abgeſehen von den Straßen⸗ 
bahnen und von den Sparaſſen, ſofern dieſe hierhin zu rechnen ſind, nicht 
gegeben. Jedoch ſind ſolche Geſchäfte der Städte, die an ſich der ſtaatlichen 
Genehmigungspflicht unterliegen, von dieſer Einſchränkung nicht frei, wenn 
ſie für Rechnung der wirtſchaftlichen Betriebe erledigt werden. Ein weitgehendes 
Einwirkungsrecht auf die gewerblichen Beſtrebungen der Städte erhält der 
Staat dann, wenn zur Ermöglichung der Beteiligung an Privatbetrieben oder 
zwecks Gründung eigener Betriebe die Aufnahme einer Anleihe notwendig 
wird. Bei Gelegenheit der Genehmigung ſolcher Anleihen kann der Staat 
die Art ihrer Verwendung und dadurch mittelbar die Geſtaltung der Beteiligung 
oder des Betriebes beſtimmen. 

Von den öffentlichen Gemeindeanſtalten unterſcheiden fich die gewerb⸗ 
lichen Unternehmungen dadurch, daß ſie ganz oder überwiegend Erwerbszwecken 
dienen. Ein Recht auf Mitbenutzung des Unternehmens wie bei den An- 
ſtalten ſteht den Einwohnern nicht zu. 

Für die Verwaltung der gewerblichen Unternehmungen gibt das 
Kommunalabgabengeſetz eine Vorſchrift, die allerdings nur dahin geht, ein 
Mindeſtmaß für die Gewinnerzielung feſtzuſetzen, während darüber hinaus 
die Ausnutzung der Betriebe in das Belieben der Gemeinde geſtellt iſt. § 3 des 
Geſetzes beſtimmt: „Gewerbliche Unternehmungen der Gemeinden find grund⸗ 
ſätzlich ſo zu verwalten, daß durch die Einnahmen mindeſtens die geſamten 
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durch die Unternehmung der Gemeinde erwachſenden Ausgaben einſchließlich 
der Verzinſung und der Tilgung des Anlagekapitals aufgebracht werden. Eine 
Ausnahme iſt zuläſſig, ſofern die Unternehmung zugleich einem öffentlichen 
Intereſſe dient, welches andernfalls nicht befriedigt wird“. Würde die Gemeinde 
Beſchlüſſe faſſen, die dem hier aufgeſtellten Grundſatz widerſprechen, ſo würden 
die Beſchlüſſe beanſtandet werden müſſen (Seite 181). Allerdings ſoll durch die 
geſetzliche Beſtimmung nur eine allgemeine Richtſchnur gegeben und nicht 
etwa ausgeſchloſſen werden, daß aus beſonderen Gründen zeitweilig Zuſchüſſe 
aus allgemeinen Gemeindemitteln geleiſtet werden; z. B. wenn ein Hafen 
neu angelegt wird und ſein Betrieb erſt im Laufe von Jahren zu einer 
Rentbarkeit führen wird. 

Die Feſtſetzung der Vergütungen für die Leiſtungen des 
gewerblichen Unternehmens unterliegt dem Ermeſſen der Ge⸗ 
meinde. Eine Genehmigung der Aufſichtsbehörde iſt, abgeſehen von den Straßen⸗ 
bahnen, nicht erforderlich. Wird aber für einen Tarif die Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes erwirkt, jo hat dies immerhin den Vorteil, daß die Ver⸗ 
gütungen nicht im ordentlichen Rechtsweg eingeklagt zu werden brauchen, ſondern 
im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden können. Dieſe Ver⸗ 
günſtigung greift jedoch nur Platz bei ſolchen Unternehmungen, die zugleich dem 
öffentlichen Intereſſe dienen. 

Die am häufigſten vorkommenden Gemeindebetriebe ſind die Gas⸗ und Elek⸗ 
trizitätswerke, die Waſſerwerke und Badeanſtalten. Eine Sonderſtellung nehmen 
die Straßenbahnen ein. Für ihre Gründung und Verwaltung gelten geſetzliche 
Vorſchriften, die zwar das Selbſtbeſtimmungsrecht der Gemeinden ſtark einſchrän⸗ 
ken, dafür aber auch den Straßenbahnunternehmungen eine gewiſſe Monopol⸗ 
ſtellung verſchaffen, wie ſie für andere Betriebe nicht beſteht. Ferner ſind hier 
einige Kreditinſtitute, die Sparkaſſen, Hypotheken⸗ und Grundrentenanſtalten zu 
erwähnen. Bei dieſen laufen aber regelmäßig neben den auf Gewinn gerichteten 
Zielen gemeinnützige Beſtrebungen, die den Gewinn herabdrücken oder ihn ganz 
beſeitigen. Bisweilen liegt ein gleiches bei den zuerſt erwähnten Betrieben vor. 

Wenn die Gas⸗ und Elektrizitätswerke häufig eine monopol⸗ 
artige Stellung einnehmen, ſo liegt dies nicht, wie bei den Straßenbahnen, 
in einem beſonderen geſetzlichen Schutz, ſondern lediglich darin, daß die Ge⸗ 
meinde durchweg die Eigentümerin des Wegenetzes iſt. Dieſer Umſtand er⸗ 
möglicht es ihr, zu verhindern, daß Wettbewerbsbetriebe von größerem Umfang 
entſtehen. Es beſtehen aber keine geſetzlichen Machtmittel, durch welche Privat⸗ 
werke verhindert werden könnten, deren Leitungsnetz einen Weg nicht zu kreuzen 
braucht. Gleiches gilt von den Waſſerwerken. In ſteuerlicher Hinſicht ſind die 
ſtädtiſchen Gas⸗ und Elektrizitätswerke den mit Gewinnabſicht errichteten Privat⸗ 
werken inſofern gleichgeſtellt, als auch jene der Gewerbeſteuer unterliegen. 
Nur ſoweit die Herſtellung der für den eigenen Bedarf erforderlichen Beleuchtung, 
namentlich alſo der Straßenbeleuchtung, betrieben wird, ſind die ſtädtiſchen 
Betriebe von der Gewerbeſteuer frei. 
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Waſſerwerke ſind nur dann als gewerbliche Unternehmungen an⸗ 
zuſehen, wenn ſie zu dem Zweck errichtet ſind, Überſchüſſe abzuwerfen; andern⸗ 
falls ſind ſie eine rein öffentliche Gemeindeanſtalt. Im erſteren Falle iſt das 
Waſſergeld eine privatrechtliche Vergütung, im letzteren Falle kann eine öffentlich⸗ 
rechtliche Gebühr erhoben werden. Eine polizeiliche Pflicht der Gemeinde, 
die Einwohner mit Trinkwaſſer zu verſorgen, beſteht nicht. Ebenſowenig kann 
ortsſtatutariſch die Verpflichtung der Einwohner begründet werden, das benötigte 
Waſſer von dem Waſſerwerk zu beziehen. Dagegen kann durch Polizeiverordnung 
der Anſchluß an eine ſtädtiſche Waſſerleitung vorgeſchrieben werden. Alsdann 
wird das Werk ſtets zur öffentlichen Gemeindeanſtalt. Aber auch in dieſem 
Falle iſt ein polizeilicher Zwang gegenüber der Gemeinde nicht gegeben. Wenn 
3. B. die Gemeinde wegen Nichtzahlung des Waſſergeldes den Anſchluß ſchließt, 
kann die Polizei nur gegen den Hausbeſitzer vorgehen und dieſem nötigenfalls 
das Bewohnen oder Bewohnenlaſſen des Grundſtücks unterſagen. Der Gewerbe⸗ 
ſteuerpflicht iſt eine Gemeinde wegen ihres Waſſerwerkes nur dann unterworfen, 
wenn ſich die Waſſerabgabe über den Gemeindebezirk hinaus erſtreckt und durch 
dieſen Nebenbetrieb ein Gewinn von mindeſtens 1500 M. erzielt wird. 

Badeanſtalten ſind regelmäßig gewerbliche Unternehmungen, wenn 
ihre Benutzung von einem Entgelt abhängig gemacht iſt und wenn ſie dadurch 
Gewinn bringen. Verfolgt die Badeanſtalt lediglich geſundheitliche Zwecke, 
ſo kann ſie als Gemeindeanſtalt behandelt werden. Die Gewerbeſteuerpflicht 
entfällt, ſofern Unbemittelten Gelegenheit zu billigen Bädern geboten wird, 
wobei es unerheblich iſt, ob gleichzeitig an einzelne Perſonen gegen höhere Ver⸗ 
gütung Bäder abgegeben werden. Meiſt erfordern derartige Anſtalten einen 
Zuſchuß, ſo daß die Frage der Steuerpflicht überhaupt nicht entſteht. 

Straßenbahnen. Die ſtädtiſchen Straßenbahnen ſind Unternehmungen, 
die teils im eigenen Betriebe der Stadt teils von beſonderen Unternehmern 
geführt werden. In letzterem Falle pflegt die Stadt an dem Gewinn des Unter⸗ 
nehmens beteiligt zu ſein oder gewiſſe Vorrechte, namentlich ein Mitbeſtimmungs⸗ 
recht hinſichtlich des Betriebsplanes, zu beſitzen. Der Bahnunternehmer iſt auf 
ein Zuſammenarbeiten mit der Stadt angewieſen, da in der Regel ſtädtiſche 
Straßen gekreuzt oder benutzt werden. Nach dem Kleinbahngeſetz vom 
28. Juli 1892 hat hinſichtlich der öffentlichen Wege der Unter⸗ 
nehmer die Zuſtimmung des nach öffentlichem Recht zur Unterhaltung des 
Weges Verpflichteten einzuholen. Die Zuſtimmung des Unterhaltungspflichtigen 
kann ergänzt werden, ſoweit eine Stadtgemeinde oder ein Kreis beteiligt iſt 
oder es ſich um einen mehrere Kreiſe berührenden Weg handelt, durch Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes, gegenüber ſonſtigen Gemeinden durch Beſchluß des 
Kreisausſchuſſes, gegenüber Provinzialverbänden durch Provinzialratbeſchluß. 
Die Beſchlüſſe ſind im üblichen Beſchwerdewege anfechtbar; Beſchwerdeinſtanz 
für den Provinzialrat iſt der Minifter der öffentlichen Arbeiten. Im Beſchluß⸗ 
verfahren werden auch die Entſchädigungsanſprüche des Unterhaltungspflichtigen 
unter Ausſchluß des Rechtswegs erledigt. Das erwähnte Geſetz gibt einen 
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Anſpruch auf ein angemeſſenes Entgelt und ferner das bedeutſame Recht, „ſich 
den Erwerb der Bahn im ganzen nach Ablauf einer beſtimmten Friſt gegen 
angemeſſene Schadloshaltung des Unternehmers vorzubehalten“. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften gelten aber nur bei öffentlichen Wegen. Kommt die Stadt als Eigen⸗ 
tümerin eines Privatweges in Frage oder ift die Stadt Eigentümerin des öffent⸗ 
lichen Weges, aber öffentlich-rechtlich nicht zur Wegeunterhaltung verpflichtet, 
ſo hat der Bahnunternehmer mit der Stadt als Eigentümerin einen beſonderen 
Benutzungsvertrag abzuſchließen oder, falls ein ſolcher nicht zuſtande kommt, 
im Enteignungswege vorzugehen. Die Anlieger einer Straße haben weder ein 
Recht, die Benutzung einer Straße durch ein Bahnunternehmen zu verſagen, 
noch einen Schadenserſatzanſpruch wegen Störungen oder Schädigungen durch 
den Bahnbetrieb, es ſei denn, daß dieſer den Verkehr mit dem Grundſtück un⸗ 
möglich macht. Ebenſowenig iſt der Bahnunternehmer auf die Genehmigung 
einer Gemeinde angewieſen, wenn er Wege benutzt, die weder in der Unterhaltung 
noch im Eigentum der Gemeinde ſtehen. 

Soweit die Stadt eine Straßenbahn ſelbſt betreibt, iſt ſie an die Beſtim⸗ 
mungen des eben erwähnten Kleinbahngeſetzes gebunden. Denn die Straßen⸗ 
bahn gilt als Kleinbahn. Unter Kleinbahnen verſteht das Geſetz die dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Eiſenbahnen, die wegen ihrer geringen Bedeutung 
für den allgemeinen Eiſenbahnverkehr dem Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838 
nicht unterliegen. Im Zweifelsfalle entſcheidet auf Anrufen der Beteiligten 
das Staatsminiſterium. 

Für die Herſtellung und den Betrieb der Kleinbahn ſowie für weſentliche 
Anderungen der Anlage und des Betriebes iſt ein beſonderes Genehmigungs- 
verfahren vorgeſehen. Genehmigungsbehörde iſt für Bahnen, 
die ganz oder teilweiſe mit Maſchinenkraft betrieben werden, der Regierungs⸗ 
präſident (in Berlin der Polizeipräſident) im Einvernehmen mit der vom Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten bezeichneten Eiſenbahnbehörde, regelmäßig der Eiſen⸗ 
bahndirektion. Bei Inanſpruchnahme mehrerer Landespolizeibezirke bezeichnet 
der Oberpräſident, falls verſchiedene Provinzen in Frage kommen oder Berlin 
beteiligt iſt, der Miniſter der öffentlichen Arbeiten im Einvernehmen mit dem 
Miniſter des Innern die zuſtändige Behörde. Die Genehmigungsbehörde übt 
zugleich die Aufſicht über die Erfüllung der Genehmigungsbedingungen 
und der Vorſchriften des Kleinbahngeſetzes aus. Der Eiſenbahnbehörde ſteht 
die eiſenbahntechniſche Aufſicht zu. Dieſen Zweig der Aufſicht kann der Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten auch einer anderen Eiſenbahnbehörde übertragen, 
die bei der Erteilung der Genehmigung nicht mitwirkt. Beſchwerdeinſtanz für 
die Beichlüffe und Verfügungen der Behörden iſt der Minifter der öffentlichen 
Arbeiten. Soweit es ſich um polizeiliche Verfügungen handelt, ſind die allgemein 
hierfür maßgebenden Rechtsmittel (19. Kapitel) gegeben. 

Die Genehmigungsbehörde hat den Bau- oder Betriebsplan polizeilich 
zuprüfen. Dieſe Prüfung erſtreckt ſich auf die betriebsſichere Beſchaffenheit 
der Bahn und der Betriebsmittel, den Schutz gegen ſchädliche Einwirkungen 
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der Anlage und des Betriebes, die techniſche Befähigung und Zuverläſſigkeit 
der im äußeren Betriebsdienſt anzuſtellenden Perſonen und endlich die Wahrung 
der Intereſſen des öffentlichen Verkehrs. Hiernach bleibt kaum etwas anderes 
als die innere Verwaltung des Straßenbahnweſens der landespolizeilichen 
Einwirkung entzogen. Übrigens iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß die Genehmigungs⸗ 
behörde ſich nicht auf die polizeiliche Prüfung beſchränkt, wenngleich die weiter⸗ 
gehende Prüfung nicht zu beſonderen Auflagen führen darf, abgeſehen von 
den unten behandelten Ausnahmen (Rechnungsführung, Anlagen). Vor 
der Erteilung der Genehmigung iſt die Wegepolizeibehörde, bei Annäherung 
an eine Reichstelegraphenanlage die Telegraphenbehörde, bei Annäherung an 
den Bereich einer Feſtung die Feſtungsbehörde, bei Kreuzung einer Vollbahn 
die Eiſenbahnbehörde, ſofern ſie nicht ſchon an ſich bei der Genehmigung mitwirkt, 
zu hören. In den beiden letzten Fällen iſt das Einverſtändnis der betreffenden 
Behörden notwendig, ſodaß bei ihrem Widerſpruch der Betrieb in der Nähe 
des Feſtungsbereichs oder die Schienenkreuzung nicht durchgeführt werden 
kann. Zur Anlegung von Bahnen in den Straßen von Berlin und Potsdam iſt 
königliche Genehmigung erforderlich. 

Die Genehmigung kann dauernd oder auf Zeit erteilt werden. Rechte 
Dritter werden durch ſie nicht berührt. Für die Bauausführung und die Betriebs⸗ 
eröffnung kann eine Friſt geſetzt werden. Auch kann angeordnet werden, über 
jede Bahn, für welche eine beſondere Genehmigung erteilt iſt, dergeſtalt Rechnung 
zu führen, daß daraus ihr Reinertrag mit Sicherheit zu entnehmen iſt. 

Dem Bahnbau hat die Feſtſtellung des Bauplans durch die 
Genehmigungsbehörde vorauszugehen. Plan nebſt Beilagen ſind während 
vierzehn Tagen zu jedermanns Einſicht aufzulegen. Zeit und Ort der Offen⸗ 
legung iſt in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. Jeder Beteiligte, auch der 
Gemeindevorſtand, kann im Umfange ſeines Intereſſes Einwendungen erheben, 
über die in einem Verfahren vor einem Kommiſſar verhandelt und durch die 
Genehmigungsbehörde Beſchluß gefaßt wird. Gleichzeitig wird der Plan feſt⸗ 
geſtellt und werden die Anlagen beſtimmt, zu deren Errichtung und Unter⸗ 
haltung der Unternehmer verpflichtet iſt. Dieſe Anlagen ſind ſolche Einrichtungen, 
die zur Sicherung der benachbarten Grundſtücke gegen Gefahren und Nachteile 
oder im öffentlichen Intereſſe erforderlich werden. Der Beſchluß der Behörde 
wird dem Unternehmer und den Beteiligten zugeitelit. 

Die Bauplanfeſtſtellung iſt nicht erforderlich, ſoweit eine Planfeſtſetzung 
bei Gelegenheit einer Enteignung erfolgt. Ferner kann der Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten den Baubeginn, auch auf ſtädtiſchen Straßen, nicht aber auf 
ſonſtigen öffentlichen Wegen ohne vorgängige Planfeſtſtellung geſtatten, wenn 
Nachteile oder erhebliche Beläſtigungen der benachbarten Grundbeſitzer und des 
öffentlichen Verkehrs nicht zu erwarten ſind. 

Die Genehmigung kann durch Beſchluß der Aufſichtsbehörde für erloſchen 
erklärt werden, wenn die Bauausführung oder die Betriebseröffnung nicht 
nnerhalb der feſtgeſetzten Friſt ſtattfindet. Eine Zurücknahme der 
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Genehmigung iſt zuläſſig, wenn der Bau oder Betrieb grundlos unter⸗ 
brochen wird oder der Unternehmer wiederholt und weſentlich gegen die Ge⸗ 
nehmigungsbedingungen oder die durch das Kleinbahngeſetz gegebenen Ver⸗ 
pflichtungen verſtößt. Die Zurücknahme ſteht jedoch nicht der Genehmigungs⸗ 
behörde zu. Sie wird vielmehr auf Klage dieſer Behörde durch das Ober⸗ 
verwaltungsgericht ausgeſprochen. 

Die Betriebseröffnung iſt nur nach Erlaubnis der Genehmigungs⸗ 
behörde geſtattet. Die Erlaubnis iſt zu verſagen, wenn weſentliche Genehmigungs⸗ 
bedingungen nicht erfüllt ſind. Die Betriebsmaſchinen ſind vor der Einſtellung 
in den Betrieb, nach Vornahme erheblicher Anderungen und auch ſonſtwie 
zeitweilig durch die eiſenbahntechniſche Auſſichtsbehörde zu prüfen. 

Von beſonderer Bedeutung iſt die Beſtimmung des Kleinbahngeſetzes, 
wonach die Genehmigungsbehörde bei der Genehmigung „im Intereſſe des 
öffentlichen Verkehrs über den Fahrplan und die Beförderungs⸗ 
preiſe das Erforderliche ſeſtzuſtellen“ hat. Von der Feſtſtellung des Fahr⸗ 
plans kann die Behörde für einen Zeitraum abſehen, der bei der Genehmigung 
feſtzuſetzen iſt und verlängert werden kann. Die Beſtimmung der Beförderungs⸗ 
preiſe ſteht dem Bahnunternehmer binnen einer bei der Genehmigung feſtzu⸗ 
ſetzenden, mindeſtens fünfjährigen Friſt frei. Alsdann hat die Genehmigungs⸗ 
behörde das Recht, nicht die Pflicht, den Höchſtbetrag der Fahrpreiſe zu be⸗ 
ſtimmen. Hierbei hat fie aber auch die Finanzlage des Unternehmers zu beachten 
und auf eine angemeſſene Verzinſung und Tilgung des Anlagekapitals Rückſicht 
zu nehmen. Die Preiſe ſind gleichmäßig für alle Perſonen oder Güter zu be⸗ 
ſtimmen. Ermäßigungen ſind zwar nicht ausgeſchloſſen; jedoch müſſen ſie „unter 
Erfüllung der gleichen Bedingungen jedermann zugute kommen“, können alſo 
nicht zugunſten einzelner Reiſender oder Abſender von Gütern feſtgeſetzt werden. 
Z. B. dürfen arme Perſonen, Wohltätigkeitsvereine nicht ohne weiteres die 
Vergünſtigung ermäßigter Sätze oder Fahrtfreiheit erhalten, vielmehr nur dann, 
wenn der Tarif hierfür beſtimmte Grundſätze feſtſtellt. Aufſichtsperſonen genießen 
ſtets freie Fahrt. Die erſtmalige Feſtſetzung wie auch die Anderungen des 
Fahrplanes und der Beförderungspreiſe ſind vor der Einführung öffentlich bekannt⸗ 
zumachen. 

Die allgemeine Verkehrsbedeutung der Kleinbahnen und ihre privilegierte 
Stellung bringt es mit ſich, daß dem Kleinbahnunternehmer gewiſſe öffentlich 
rechtliche Pflichten obliegen, die teilweiſe eine nicht unerhebliche Einſchränkung 
des an ſich dem Eigentümer zuſtehenden freien Verfügungsrechtes bedeuten. 
So beſtehen beſtimmte Verpflichtungen gegenüber der Poſtverwaltung. 
Auf Verlangen dieſer Behörde ſind in jeder regelmäßigen Fahrt ein Poſtunter⸗ 
beamter mit Briefſack und, ſoweit der Platz reicht, auch ſonſtige dienſttuende 
Unterbeamte gegen Zahlung der Abonnementsgebühr oder, falls ſolche nicht 
beſteht, gegen Zahlung des halben Tarifpreiſes zu befördern. Umfaßt das 
Bahnunternehmen nicht auschließlich die Perſonenbeförderung, jo kann die 
Poſtbehörde die Mitnahme von Poſtſendungen durch Vermittlung des Zug⸗ 
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perſonals und, wenn die Züge regelmäßig aus mehreren Wagen beſtehen, die 
Überlaſſung einer Wagenabteilung zur Aufnahme der Poſtſäcke und des Begleit⸗ 
perſonals gegen eine im Geſetz beſtimmte Vergütung verlangen. Ferner iſt 
die Poſtverwaltung berechtigt, auf ihre Koſten an dem Bahnwagen einen Brief⸗ 
kaſten anbringen und deſſen Leerung an beſtimmten Halteſtellen bewirken 
zu laſſen. 

Zu den öffentlich⸗rechtlichen Pflichten des Bahnunternehmers gehört ferner 
die Verpflichtung, den Anſchluß an andere Bahnen ſich gefallen zu 
laſſen, ſofern die Genehmigungsbehörde dies für zuläffig erachtet. Bei mangelnder 
Einigung regelt die Behörde die Beziehungen der Unternehmer und ſetzt die 
etwa zu zahlende Vergütung feſt, dies jedoch vorbehaltlich des Rechtswegs. 
Jener Pflicht ſteht naturgemäß das Recht des Unternehmers gegenüber, den 
Anſchluß an eine andere Bahn zu verlangen. Dieſe Befugnis gilt auch gegenüber 
Vollbahnen, ſoweit der Miniſter der öffentlichen Arbeiten es für angängig 
erklärt. Dem Miniſter ſteht in dieſem Falle die Entſcheidung darüber zu, wo 
und wie der Anſchluß herzuſtellen iſt, wie die gegenſeitigen Verhältniſſe der 
beiden Unternehmer zu regeln ſind und — unter Vorbehalt des Rechtswegs —, 
welche Vergütung zu zahlen iſt. Vorausſetzung für die Bahnanſchlüſſe jeder 
Art iſt ſtets, daß die Konſtruktion und der Bahnbetrieb den Anſchluß zulaſſen. 
Bei Bahnen mit Güterbeförderung kann in die Genehmigungsbedingungen 
aufgenommen werden, daß jederzeit die Einführung von Anſchlußgeleiſen für 
den Privatverkehr geſtattet werden muß. Das gegenſeitige Verhältnis des Unter- 
nehmers und des Anſchließenden ſowie die Benutzungsvergütung ſetzt die Ge⸗ 
nehmigungsbehörde feſt, letztere unter Vorbehalt des Rechtswegs. 

Die einſchneidendſte Einſchränkung der Eigentumsgewalt des Unternehmers 
iſt das Ubernahmerecht des Staates. Dieſes tritt ein, wenn die 
Kleinbahn nach Entſcheidung des Staatsminiſteriums eine ſolche Bedeutung 
für den allgemeinen Verkehr gewonnen hat, daß ſie als Teil des allgemeinen 
Eiſenbahnnetzes zu behandeln iſt. Die Übernahme ift erſt ein Jahr nach An⸗ 
kündigung zuläſſig. Sie verpflichtet den Staat, eine Entſchädigung zu zahlen, 
die nach den im Geſetz gegebenen Grundſätzen zu berechnen iſt. Die Ent- 
ſchädigung ſetzt der Bezirksausſchuß feſt in gleicher Weiſe, wie dies im Enteignungs⸗ 
verfahren geſchieht. Gegen den Feſtſtellungsbeſchluß kann binnen ſechs Monaten 
nach Zuſtellung der Rechtsweg beſchritten werden. Die Vollziehung der Über- 
gabe an den Staat liegt ebenfalls dem Bezirksausſchuß ob. In die Verträge 
mit den Beamten und Arbeitern und ſolche Abkommen, welche zur Beſchaffung 
des für das Unternehmen erforderlichen Materials abgeſchloſſen find, tritt der 
Staat als geſetzlicher Rechtsnachfolger ein. Im übrigen iſt der Übergang der 
Forderungen und Schulden der Vereinbarung der Beteiligten überlaſſen. 

Eine Veräußerung und Verpfändung des ſtädtiſchen Klein⸗ 
bahnunternehmens ift ſtatthaft. Zu dieſem Zwecke muß aber die Stadt zunächſt 
die Eintragung des Unternehmens als eine Bahneinheit in das Bahngrundbuch 
beantragen und ſie bedarf, da die Bahneinheit als eine immobile Gerechtigkeit 
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angeſehen wird, gemäß der Vorſchrift der Städteordnung zur Veräußerung der 
Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. 

Die Beſtimmungen über die Bahneinheiten ſind in dem Geſetz 
vom 8. Juli 1902 enthalten. Danach wird unter einer Bahneinheit die Geſamtheit 
der einem Bahnunternehmer gewidmeten Sachen und Rechte angeſehen. Hierzu 
gehören insbeſondere der Bahnkörper und die ſonſtigen von dem Bahnunter⸗ 
nehmen benutzten Grundſtücke, die zum Betriebe und zur Verwaltung erforder⸗ 
lichen Fonds und Kaſſenbeſtände, die Betriebsforderungen, die Anſprüche auf 
Zuſchüſſe und die dem Bahnunternehmer gehörigen, zum Bau oder Betrieb 
dienenden beweglichen Sachen. Letztere gelten als Beſtandteile der Bahneinheit 
ſolange ſie ſich auf den Bahngrundſtücken befinden, rollendes Betriebsmaterial 
auch außerhalb dieſer Grundſtücke, ſofern ſie Zeichen der Zugehörigkeit zum 
Unternehmen tragen und dem Bahnbetriebe nicht dauernd entzogen ſind. 

Die Bahneinheit entſteht mit der Genehmigung; wird die Bahn vorher 
in das Bahngrundbuch eingetragen, fo tritt die Entſtehung mit der Eintragung 
ein. In der Regel kann der Eigentümer die Eintragung aber erſt verlangen, 
wenn die Genehmigung für das Unternehmen erteilt iſt. Eine Pflicht, den 
Antrag auf Eintragung zu ſtellen, beſteht für den Eigentümer nur dann, wenn 
er das Unternehmen veräußern oder belaſten will. Die Bahneinheit endet, 
wenn die Genehmigung für das Unternehmen erliſcht, falls aber die Bahn 
im Bahngrundbuch eingetragen iſt, erſt mit der Schließung des Grundbuch⸗ 
blattes. 

Das Bahngrund buch wird regelmäßig von dem Amtsgericht geführt, 
in deſſen Bezirk die Hauptverwaltung des Bahnunternehmens ihren Sitz hat. 
Die für die Grundſtücke vorhandenen Grundbücher bleiben beſtehen, werden 
aber mit einem auf die Bahneinheit verweiſenden Vermerk verſehen. 

Die Bahneinheit iſt, wie erwähnt, eine den Grundſtücken gleichſtehende 
Berechtigung. Die Veräußerung und Belaſtung einzelner zu einer 
Bahneinheit gehörenden Grundſtücke iſt rechtsunwirkſam, 
wenn nicht die Aufſichtsbehörde beſcheinigt, daß die Betriebsfähigkeit des Unter⸗ 
nehmens durch die Verfügung nicht beeinträchtigt wird. Eine gleiche Beſcheini⸗ 
gung der Aufſichtsbehörde iſt erforderlich, wenn die Verfolgung dinglicher 
Rechte an einzelnen zu einer Bahneinheit gehörenden Grundſtücken oder die 
Zwangsvollſtreckung in einzelne zu einer Bahneinheit gehörende Gegenſtände 
durchgeführt werden ſoll. Fahrbetriebsmittel ſind überhaupt unpfändbar. Wird 
die Unſchädlichkeitsbeſcheinigung der Aufſichtsbehörde verſagt, fo kann der 
dinglich Berechtigte unter Aufgabe ſeines Rechts eine Entſchädigung fordern, 
die im ordentlichen Rechtswege unter Zugrundelegung der materiell-vechtlichen 
Entſchädigungsgrundſätze des Enteignungsgeſetzes geltend gemacht werden kann. 

Hypotheken, Grund⸗ und Rentenſchulden an einer 
Bahneinheit entſtehen nur durch Eintragung im Bahngrundbuch. Zu ihrer 
Eintragung iſt weder die Genehmigung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
noch der unmittelbaren Aufſichtsbehörde erforderlich. Wird eine Hypothek für 
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Teilſchuldverſchreibungen auf den Inhaber beſtellt, ſo iſt die öffentliche Bekannt⸗ 
machung der Eintragung notwendig, um den Teilſchuldverſchreibungen die 
Eigenſchaft einer Pfandurkunde zu verſchaffen. 

Die Zwangsvollſtreckun gin die Bahneinheit wird ähnlich behandelt 
wie die regelmäßige Immobiliarzwangsvollſtreckung. Zu ihrer Durchführung 
iſt die Eintragung in das Bahngrundbuch nur erforderlich, wenn auf Grund 
eines vollſtreckbaren Titels eine Sicherungshypothek für die Forderung eines 

läubigers oder wenn im Zwangsverſteigerungsverfahren eine Sicherungs⸗ 
hypothek für die Forderung gegen den Erſteher eingetragen werden ſoll. 

Im täglichen Betriebe der Straßenbahnen ſpielen die Transport- 
ſchäden eine beträchtliche Rolle. Während nach dem Eiſenbahngeſetz vom 
3. November 1838 der Unternehmer einer Vollbahn für den bei der Beförderung 
entſtehenden Perfonen- und Sachſchaden regelmäßig haftet und von der Haftung 
nur bei eigener Schuld des Beſchädigten und bei unabwendbarem äußeren 
Zufall befreit iſt, werden bei Kleinbahnen Perſonen⸗ und Sachſchäden ver⸗ 
ſchieden behandelt. Für Perſonenſchäden haftet der Kleinbahnunternehmer 
nach dem Reichshaftpflichtgeſetz ähnlich wie der Vollbahnunternehmer. Bei 
Sachſchäden treten dagegen die gewöhnlichen Grundſätze des bürgerlichen 
Rechts ein, und zwar gelten bei Beſchädigung beförderter Sachen die Regeln 
des Frachtvertrags, bei ſonſtigen Sachſchäden die Beſtimmungen über unerlaubte 
Handlungen. Vorſätzliches und fahrläſſiges Beſchädigen und In⸗Gefahr⸗Setzen 
von Eiſenbahnanlagen, Beförderungsmitteln und ſonſtigem Zubehör unterliegt 
als Transportgefährdung der ſtrafrechtlichen Ahndung. Dieſe trifft 
auch die zur Leitung der Eiſenbahnfahrten und zur Aufſicht über die Bahn und 
den Beförderungsbetrieb angeſtellten Perſonen, wenn ſie durch Vernachläſſigung 
der ihnen obliegenden Pflichten einen Transport in Gefahr ſetzen. 

Die Kleinbahnen unterliegen der Gewerbeſteuer. 

Sparkaſſen. Sparkaſſen ſind das wichtigſte Kreditinſtitut der größeren 
Gemeinden und der Kreiſe. Regelmäßig ſind ſie Veranſtaltungen dieſer kommu⸗ 
nalen Verbände, ausnahmsweiſe Gründungen größerer Verbände, ſo in der 
Altmark, der Ober- und Niederlauſitz, Oſtfriesland, Naſſau und Hohenzollern. 
Wo die Sparkaſſe eine kommunale Einrichtung iſt, ſtellt ſie keine eigene juriſtiſche 
Perſönlichkeit dar, ſondern ift ein beſonders verwaltetes Zweckvermögen der 
Kommune. Die Verleihung der Rechtsfähigkeit, alſo die Geſtaltung als juriſtiſche 
Perſönlichkeit, könnte nur durch Erlaß des Königs erfolgen. Wenn eine Gemeinde 
eine Sparkaſſe gegründet hat, ſo übernimmt ſie damit für den Fall des Unvermögens 
der Kaſſe die Haftung den Gläubigern gegenüber. Hieraus ergibt ſich die Pflicht, 
die Kaffe während ihres Beſtehens mit den erforderlichen Mitteln auszuſtatten, 
damit ſie imſtande iſt, ihre Geſchäfte zu erledigen und ihren Verpflichtungen 
nachzukommen. Die Erfüllung dieſer Aufgabe kann im Wege der Zwangs⸗ 
etatiſierung durchgeſetzt werden. Einer Glewerbeſteuer unterliegen die Spar⸗ 
kaſſen nicht. 

Der Zweck der Sparkaſſe ift, in gemeinnütziger Weiſe den Sparſinn, nament⸗ 
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lich der unteren Bevölkerungsſchichten, zu fördern. Dies geſchieht insbeſondere 
durch Annahme auch der kleinſten Beträge als Guthaben gegen ange⸗ 
meſſene Verzinſung und möglichſt erleichterte Rückzahlungsbedingungen. Über 
das Guthaben wird regelmäßig ein Sparkaſſenbuch ausgeſtellt. Dieſes 
Buch bildet zunächſt nur eine Beweisurkunde über den Empfang der Einlage 
und über die Ein- und Rückzahlungen. Soll das Buch als Ausweispapier gelten 
dergeſtalt, daß zur Kündigung, Rückforderung und Empfangnahme eines Gut⸗ 
habens jeder Vorzeiger als berechtigt gilt, ſo muß dies durch die Satzung beſonders 
beſtimmt werden. Alsdann findet § 808 des Bürgerlichen Geſetzbuches An⸗ 
wendung, in dem es heißt: „Wird eine Urkunde, in welcher der Gläubiger 
benannt iſt, mit der Beſtimmung ausgegeben, daß die in der Urkunde ver⸗ 
ſprochene Leiſtung an jeden Inhaber bewirkt werden kann, ſo wird der Schuldner 
durch die Leiſtung an den Inhaber der Urkunde befreit“. Doch beſteht in einem 
ſolchen Falle nicht die Pflicht der Sparkaſſe, nun auch ohne weiteres an jeden 
Inhaber zu leiſten; vielmehr kann die Berechtigung des Inhabers nachgeprüft 
werden. Andererſeits iſt die Sparkaſſe nur gegen Aushändigung des Buches 
zur Zahlung verpflichtet. Vernichteteoderabhandengekommene 
Bücher müſſen, wenn nicht die Satzung ein anderes vorſchreibt, im Wege 
des öffentlichen Aufgebots für kraftlos erklärt werden. In der Regel beſtimmt 
die Satzung, daß ein neues Quittungsbuch ausgefertigt wird, wenn die gänzliche 
Vernichtung des bisherigen Buches überzeugend dargetan wird, und daß in 
ſonſtigen Fällen das gerichtliche Aufgebots verfahren einzuleiten iſt. 
Für dieſes Verfahren iſt das Amtsgericht zuſtändig. Erforderlich iſt die einmalige 
Einrückung des Aufgebots im Amtsblatt und die Anheftung an die Gerichtstafel; 
auch kann das Gericht die Veröffentlichung in anderen Blättern und zu mehreren 
Malen anordnen. Nach Ablauf einer Aufgebotsfriſt, die mindeſtens drei Monate 
betragen muß, erfolgt die Kraftloserklärung durch Ausſchlußurteil. — Bisweilen 
laſſen die Sparkaſſen eine Verſicherung gegen Abhebung durch 
Unbefugte nach Zahlung einer mäßigen Gebühr zu; alsdann erfolgt 
die Rückzahlung nur an den Einleger oder ſeinen mit beglaubigter Vollmacht 
verſehenen Beauftragten. Auch werden geſperrte Sparkaſſen⸗ 
bücher geführt, auf welche Auszahlungen nur gewährt werden, wenn die 
näher bezeichnete Friſt oder Tatſache eingetreten iſt oder die Unmöglichkeit des 
Eintritts der Tatſache bewieſen wird. 

Neuerdings it in manchen Kaſſen neben dim Spareinlagebetrieb auch der 
Depoſiten⸗ und Kontokurrentverkehr unter Benutzung des 
Schecks und der Giroüberweiſung eingerichtet. Dies iſt zuläſſig, wenn die Spar⸗ 
kaſſe die tägliche Verzinſung eingeführt, für ordnungsmäßige Buch⸗ und Gegen⸗ 
buchführung und für ſachverſtändige, regelmäßige Reviſionen geſorgt hat. 
Derartige Guthaben müſſen gemäß miniſterieller Anordnung von den Spar⸗ 
guthaben getrennt gehalten werden. Auch beſteht die Vorſchrift, daß die im 
Depoſiten⸗ und Kontokurrentverkehr geführten Guthaben den zehnten Teil 
des Geſamtbetrages der Einlagen auf Sparkaſſenbüchern nicht überſteigen dürfen. 
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Damit iſt Vorſorge getroffen, daß die Sparkaſſen ſich nicht zu einem Bankinſtitut 
entwickeln, dem Bankgewerbe keine ungeſunde Konkurrenz bieten und ihr 
Hauptaugenmerk nach wie vor auf den kleinen Sparbetrieb richten. Bisweilen 
iſt auch bei Sparkaſſen, die eine tägliche Verzinſung, ordnungsmäßige Buch⸗ 
und Gegenbuchführung und ſachverſtändige regelmäßige Reviſionen haben, 
eine Einrichtung zugelaſſen, die ein Mittelding zwiſchen dem eigentlichen Spar⸗ 
einlagenbetrieb und dem Depoſitenverkehr darſtellt, nämlich der S check⸗ 
verkehr auf Sparguthaben. Alsdann find Ein- und Auszahlungen 
wie beim Depoſitenverkehr ohne Vorlegung eines Guthabenbuches ſtatthaft. 
Das Sparkaſſenbuch beſteht zwar fort, dient aber nur gewiſſermaßen als Merk⸗ 
buch. Auch kann die Sparkaſſe auf Wunſch des Sparers deſſen Guthaben ſtatt 
in einem Buche oder neben dem Buche in mündelſicheren Wertpapieren anlegen. 
Die Verzinſung der Sparguthaben mit Scheckverkehr muß der Verzinſung der 
ſonſtigen Spareinlagen entſprechen, während der Zinsfuß beim Depoſiten⸗ und 
Kontokurrentverkehr unter dem Spareinlagenzins bleiben, ihn aber nicht über- 
ſchreiten darf. 

Durch die Spareinlagen fließen der Sparkaſſe bedeutende Geldmittel zu, 
die z. B. 1906 bei den 1606 beſtehenden Sparkaſſen einen Beſtand von 8788 Mil⸗ 
lionen Mark und eine Höhe der Reſervefonds von 538 Millionen Mark erreicht 
hatten. Die Verfügung über dieſe Beſtände ermöglicht den Sparkaſſen in 
weitgehendſtem Maße die FörderungdesReal⸗unddesPerſonal⸗ 
kredits, indem die Beſtände als Hypothekendarlehen, als Lombarddarlehen 
gegen Verpfändung und Hinterlegung ſolcher Effekten, welche die Reichsbank 
beleiht, oder auch auf bloße Schuldſcheine, in letzterem Falle regelmäßig unter 
Beſtellung von Bürgſchaften, gegen einen zeitgemäßen Zinsfuß ausgeliehen werden 
können. Allerdings findet die Vergebung derartiger Darlehen ihre Grenze in 
der Pflicht, für die Darlehensrückzahlungen genügende Mittel in Bereitſchaft 
zu haben oder mit andern Worten für eine genügende Liquidität zu 
ſorgen. Dieſer Anforderung wird Rechnung getragen durch Ankauf leicht ver⸗ 
käuflicher Wertpapiere, durch Niederlegung bei der Reichsbank, der Zentral⸗ 
genoſſenſchaftskaſſe oder einer ſonſtigen preußiſchen öffentlichen Bankanſtalt 
und durch Erwerb von inländiſchen reichsbankfähigen Wechſeln. Über die 
Liquidität der Sparkaſſe beſtehen miniſterielle Vorſchriften, die bei der 
Satzungsaufſtellung zu beachten find. Die Sparkaſſen mit Scheckverkehr auf 
Sparguthaben müſſen mindeſtens 30 Prozent der im Scheckverkehr befindlichen 
Sparguthaben in jeder Zeit liquiden Werten unterbringen; die im Depoſiten⸗ 
und Kontokurrentverkehr eingehenden Beträge ſind ſogar mindeſtens in Höhe 
von 75 Prozent liquide anzulegen. 

Auch die Pflege des Kredits öffentlicher Körper— 
ſchaften können ſich die Sparkaſſen angedeihen laſſen. Sie ſind befugt, 
bis zu einem Viertel des Geſamtbeſtandes (der Einlagen und Zinſen) an Provinzen, 
Kreiſe, Stadt⸗ und Landgemeinden, an ſonſtige leiſtungsfähige, mit Korporations⸗ 
rechten ausgeſtattete kommunale Verbände und an Kirchengemeinden gegen 
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vorſchriftsmäßige Schuldverſchreibungen auszuleihen. Darunter fällt auch die 
Überlaſſung von Geldmitteln an die eigene Gemeinde; dieſe unterliegt aber 
der Genehmigung des Regierungspräſidenten. Eine derartige Geldüberlaſſung 
an die eigene Gemeinde wird im Geſchäftsverkehr als Darlehen bezeichnet und 
durch eine Schuldverſchreibung belegt. Ein Darlehen im Rechtsſinne ift dieſes 
Geſchäft aber nicht, da Geldgeber und nehmer dieſelbe Perſon iſt. Daher beſteht 
für ein ſolches Geſchäft keine Stempelpflicht. 

Die Anlegung von Mündelgeldern in einer Sparkaſſe kann 
erfolgen, wenn dieſe durch den Regierungspräſidenten im Einvernehmen mit 
dem Landgerichtspräſidenten hierzu für geeignet erklärt worden iſt. Die Er⸗ 
klärung iſt im Amtsblatt bekannt zu machen, ebenfalls die jederzeit mögliche 
Rücknahme der Erklärung. Der Vormund ſoll in einer mündelſicheren Sparkaſſe 
das Mündelgeld nur mit der Beſtimmung anlegen, daß zur Erhebung des Geldes 
die Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts 
erforderlich iſt. Um den Anforderungen der Mündelſicherheit zu genügen, muß 
die Sparkaſſe bei der Anlegung ihrer Beſtände die geſetzlichen Vorſchriften 
beachten. Danach ift die Anlegung zuläſſig in deutſchen Reichs⸗ und Staats⸗ 
papieren bzw. ⸗ſchuldbüchern, in Forderungen mit Zinsgarantien des Reiches 
oder eines Bundesſtaates, in den vom Bundesrat oder im preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche für geeignet erklärten Forderungen 
oder Wertpapieren und endlich in ſicheren Hypotheken, Grundſchulden oder 
Rentenſchulden. Mündelſicher iſt nach dem letzterwähnten preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetz eine Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld bei einem ſtädtiſchen 
Grundſtück innerhalb 50 9%, bei einem ländlichen Grundſtück innerhalb 66¼ 9% 
des Grundſtückswertes; desgleichen, wenn fie innerhalb des Fünfzehn 
fachen, oder falls ſie erſtſtellig iſt, innerhalb des Zwanzigfachen des 
ſtaatlich ermittelten Grundſteuerreinertrages ſteht. Dieſes Vielfache des 
Grundſteuerreinertrages kann in einigen geſetzlich zugelaſſenen Fällen über⸗ 
ſchritten werden. Beſondere Vorſicht iſt bei der Taxierung der Grundſtückswerte 
geboten. Hierüber finden ſich zwar ſtets ſcharfe Satzungsbeſtimmungen vor. 
Jedoch iſt die verſchiedene Handhabung des Taxweſens namentlich in kleineren 
Gemeinden eine Tatſache, die zu einer ftändigen Beobachtung durch die Aufſichts⸗ 
behörden Anlaß gibt. 

Der Unterſchied zwiſchen der Summe der Einlagezinſen und der Ver⸗ 
waltungsunkoſten einerſeits ſowie der Zinsforderungen für die untergebrachten 
Beſtände andererſeits ergeben den Uberſchuß der Sparkaſſe. Die Über⸗ 
ſchüſſe ſind zunächſt dem Reſervefonds zu überweiſen, der zur Aus⸗ 
gleichung etwaiger Ausfälle zu dienen hat. Nach den minifteriellen Beſtimmungen 
ſoll der Reſervefonds mindeſtens gleich 5% des am Schluſſe des Geſchäfts⸗ 
jahres vorhandenen Einlagekapitals einſchließlich der Zinſen ſein, ehe die ander⸗ 
weite Verwendung des Überſchuſſes ſtatthaft iſt. Auch nach Erreichung dieſer 
Grenze iſt die Hälfte des Überſchuſſes und der Fondszinſen dem Fonds zu⸗ 
zuſchlagen, bis dieſer 10 % des Einlagekapitals und der Zinſen beträgt. Die 
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andere Hälfte des Überſchuſſes und der Fondszinſen kann mit Genehmigung 
des Regierungspräſidenten zu außerordentlichen ſtädtiſchen Bedürfniſſen ver⸗ 
wendet werden. Mit der gleichen Genehmigung und zu demſelben Zweck kann 
der geſamte Überſchuß ſowie das Zinsergebnis des Reſervefonds verbraucht 
werden, wenn der Reſervefonds jene 10%, erreicht hal. Eine Verlangſamung 
der Anſammlung des Reſervefonds wird zugelaſſen, wenn die Sparkaſſe einen 
beſtimmten Prozentſatz — regelmäßig 30% — des verzinslich angelegten 
Vermögens in Inhaberpapieren, davon die Hälfte in Reichs⸗ und Staatspapieren, 
anlegt. Auch in ſolchem Falle muß der Fonds mindeſtens 5 % der Geſamteinlagen 
betragen und um beſtimmte Sätze bis zu 10% ſteigen. Legt eine Stadt Wert 
darauf, einen Überſchuß der Sparkaſſe zur Verfügung zu erhalten, ſo wird ſie 
darauf Bedacht nehmen, daß das Einlagekapital der Sparer ſich innerhalb einer 
gewiſſen Grenze hält. Dies wird ſie jedoch nur tun dürfen, wenn anderweit 
(durch Kreisſparkaſſen u. dgl.) für die Befriedigung des Sparbedürfniſſes Sorge 
getragen iſt. 

Die Verwaltung der Sparkaſſe richtet ſich nach einer Satzung, die 
der Beſtätigung des Oberpräſidenten unterliegt. Die Beſtätigung darf, ab- 
geſehen von Berlin, nur mit Zuſtimmung des Provinzialrats verſagt werden. 
In gleicher Weiſe ſind Satzungsänderungen der Genehmigung unterworfen. 
Regelmäßig pflegen die Satzungen zu beſtimmen, daß den Einlegern gegenüber 
die Anderungen der Sparbedingungen durch öffentliche Bekanntmachung in 
Wirkſamkeit treten und daß Satzungsänderungen für die Einleger verbindlich 
find, wenn fie nicht innerhalb einer beſtimmten Friſt ihr Guthaben zurückgezogen 
haben. Die eigentliche Verwaltung führt zumeiſt ein Kura⸗ 
torium, das als Verwaltungsdeputation anzuſehen iſt. Da dieſe eine öffent⸗ 
liche Behörde ift, find die Kuratoriumsmitglieder öffentliche Beamte und bedürfen 
als ſolche in Grundbuchſachen keiner notariellen oder gerichtlichen Unterſchrifts⸗ 
beglaubigung. Die Aufſich t über die ſtädtiſchen Sparkaſſen führt der Regie⸗ 
rungspräſident, in Berlin der Oberpräſident. Wo die Aufſichtsbehörde zur 
Genehmigung berufen ift (3. B. bei Verwendung des Reſervefonds), darf dieſe, 
abgeſehen von Berlin, nur unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes ver⸗ 
ſagt werden. 

Die Aufhebung der Sparkaſſe kann durch die ſtädtiſchen Körperſchaften 
beſchloſſen werden. In den Satzungen findet ſich wohl die Einſchränkung, daß 
ein ſolcher Beſchluß der Zuſtimmung des Oberpräſidenten bedarf. Doch iſt es 
zweifelhaft, ob das Selbſtbeſtimmungsrecht der Gemeinden in dieſer Weiſe 
beſchränkt werden darf. 

Hypotheken⸗ und Grundrentenanſtalten. Wenn auch die Sparkaſſen in 
weiteſtem Maße der Förderung des Realkredits dienen können, ſo ſind ſie doch, 
wenn ſie als Anlageſtellen für Mündelgelder berufen ſind, in der Beleihung 
von Grundſtücken an die oben näher bezeichneten Grenzen gebunden. Ins⸗ 
beſondere iſt es den Sparkaſſen nicht möglich, ſogenannte Baudarlehen zu 
geben, da die Sparkaſſenſchätzungen ſich nur auf unbebaute oder mit fertigen 
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Häuſern beſetzte Grundſtücke beziehen, es bei dem Baudarlehen dem Bauherrn 
aber gerade darauf ankommt, für den Wert des noch zu erbauenden Hauſes 
eine Darlehenszuſicherung zu erhalten. Dieſem Zweck dienen in großem Stile 
die Hypothekenbanken. Allerdings zahlen ſie regelmäßig das bewilligte Darlehen 
erſt nach der Bauvollendung aus und die Bauherren können alsdann Raten⸗ 
zahlungen nur in der Weiſe erlangen, daß ſie bei einer Bank die zugeſagte 
Hypothek verpfänden und Ratenzahlungen gegen hohe Zinſen und Neben⸗ 
unkoſten erhalten. Einmal, um dieſer Erſcheinung des Bauweſens abzuhelfen, 
dann aber auch, um in Zeiten der Geldknappheit und auf Grundſtücken, die von 
den Banken und von Privaten nicht beliehen werden, das Bauen zu ermöglichen, 
ſind in einigen Städten Hypothekenanſtalten als Zweige der Stadtverwaltung 
eingerichtet. 

Die Hypothekenanſtalten geben Darlehen gegen Beſtellung 
einer Hypothek innerhalb einer beſtimmten Wertgrenze des Grundſtücks und 
des auszuführenden Baues. Meiſt hält ſich die Wertgrenze zwiſchen 50 und 75 9%. 
Die Darlehen werden teils als einfache teils als tilgbare Darlehen gegeben, 
letzteres insbeſondere dann, wenn es ſich um zweite Hypotheken handelt. Die 
Auszahlung der Darlehensſumme pflegt bis zur Höhe eines beſtimmten Prozent⸗ 
ſatzes des Grundwerts ſofort und im übrigen ratenweiſe mit dem Fortſchreiten 
des Baues gewährt zu werden. Der Zinsfuß wird regelmäßig nur in einer ſolchen 
Höhe gewählt, daß die Einnahmen aus den Zinſen die Ausgaben der Anſtalt 
(Verzinſung ihrer eigenen Schuld und Verwaltungsunkoſten) decken. Die Mittel 
für die Aufwendungen der ſtädtiſchen Hypothekenanſtalten werden meiſt im 
Wege der Anleihe, tei‘3 bei der eigenen Sparkaſſe teils durch Ausgabe von 
Schuldverſchreibungen aufgebracht. Bei Gelegenheit der Anleihegenehmigung 
erhält der Staat ein Einwirkungsrecht auf die Geſtaltung der Hypothekenanſtalt, 
welches er regelmäßig dahin geltend macht, daß er die Ausnutzung der Anſtalt 
zu reinen Gewinnzwecken unterſagt. Insbeſondere kann dabei ein Höchſtſatz 
für die Zinſen der auszugebenden Darlehen feſtgeſetzt werden. Da die Anleihen 
einer Tilgung unterliegen und die Tilgungsſumme aus den laufenden Einnahmen 
zu decken iſt, iſt die Stadt am Schluſſe der Tilgung im Beſitz von Hypotheken⸗ 
forderungen, denen eine Schuld nicht mehr gegenüberſteht. Hierdurch wird 
das ſtädtiſche Vermögen beträchtlich vermehrt, ſo daß die Hypothekenanſtalten 
auch für die eigentlichen Stadtfinanzen von großem Werte ſind. Die Aufnahme 
einer Anleihe gegen Schuldverſchreibung hat noch den weiteren Vorteil, daß 
den Hypothekenſchuldnern die jederzeitige Rückzahlung ihres Darlehens gegen 
Übernahme einer entſprechenden Anzahl von Schuldverſchreibungen geſtattet 
werden kann. Dadurch wird einmal den Hypothekennehmern die Möglichkeit 
geboten, ihr Grundſtück hypothekenfrei zu machen oder mit Hypotheken zu 
beſſeren Bedingungen zu belaſten, und andererſeits wird der Markt für die 
ſtädtiſche Anleihe günſtiger geſtaltet. 

Die Hypothekenanſtalten werden in der Regel durch beſondere Deputationen 
verwaltet. Deren Hauptaufgabe iſt es, daß die Bewertung der Grundſtücke 
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und Häufer nach den Vorſchriften und ſtets in vorſichtiger Weiſe erfolgt. Un⸗ 
vorſichtige Wertſchätzungen und nicht ſorgfältige Prüfung der Kreditfähigkeit 
des Darlehenſuchers können die Stadt der Gefahr ausſetzen, bei Zwangsver⸗ 
ſteigerung auszufallen oder in den Beſitz zweifelhafter Werte zu gelangen. 

Ahnlichen Zielen wie die Hypothekenanſtalt kann die Grundrenten⸗ 
anſtalt folgen, indem ſtatt eines tilgbaren Hypothekendarlehens eine Grund⸗ 
rente vereinbart wird. Dieſe Rente ſetzt ſich alsdann zuſammen aus einem 
Zins- und Tilgungsſatze. In der Regel dienen aber die Rentendarlehen weniger 
dem Zweck, Baugelder zu beſchaffen. Vielmehr ſollen ſie meiſtens die Grund⸗ 
beſitzer in den Stand ſetzen, die Mittel für ihre öffentlich⸗rechtlichen Abgaben, 
3. B. für die Anlieger⸗ und Kanalbaubeiträge und die Umſatzſteuern, oder auch 
für Grundſtückszuſammenlegungen zu erlangen. Soweit die öffentlich⸗rechtlichen 
Abgaben dinglicher Natur ſind, kann das nämliche Ziel im Wege der Stundung 
erreicht werden, da das Grundſtück haftet. Indeſſen verliert die Stadt in ſolchen 
Fällen ihre Vorrechtsforderung bei der Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung, wenn die Stundung ſich derart hinzieht, daß die Beiträge nicht mehr 
zu den laufenden und den aus den letzten zwei Jahren rückſtändigen gehören. 
Aus dieſem Grunde ſind auch bei öffentlich-rechtlichen Beiträgen dinglicher Art 
Grundrentenanſtalten am Platze. Da die Grundrenten ſich tilgen, bilden ſie 
keine ſich gleichbleibende, dauernde Forderung der Stadt. Daher können Grund⸗ 
rentenanſtalten der Stadt niemals den Vermögenszuwachs bringen, der bei 
einer Hypothekenanſtalt nach Tilgung der Anleiheſumme erlangt wird. 
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14. Kapitel. 
Wege, Straßen, Fluchtlinien. 


Die öffentlichen Wege. Die in den bebauten oder unbebauten Teilen einer 
Stadt gelegenen Wege ſind öffentliche oder nicht öffentliche. Jene können 
in den von der Polizei geſetzten Grenzen durch jedermann, dieſe nur von den 
privatrechtlich dazu Befugten benutzt werden. Häufig ſind jedoch auch nicht⸗ 
öffentliche Wege in den öffentlichen Verkehr einbezogen; alsdanm unterſcheiden 
ſie ſich von den öffentlichen Wegen namentlich dadurch, daß ihre Schließung 
nicht nach den polizeigeſetzlichen Formen zu geſchehen braucht, vielmehr jeder⸗ 
zeit — indeſſen unter Beachtung etwa privatrechtlich beſtehender Anſprüche 
Dritter — durch den Eigentümer ader anderweit dazu Berechtigten möglich iſt. 
An den nichtöffentlichen Wegen haben die Gemeinden zumeiſt nur das Intereſſe, 
daß ſie keine verkehrs⸗ oder ſicherheitswidrigen Zuſtände hervorrufen. Tritt 
ein ſolcher Zuſtand ein, ſo unterliegt ſeine Regelung der Sicherheitspolizei. 

Die Eigenſchaft als öffentlicher Weg wird nicht durch die Eigentumsver⸗ 
hältniſſe des Wegelörpers beſtimmt; Eigentümer können die Gemeinden, Kreiſe, 
Provinzen, der Staat oder Private fein. Ein Weg iſt erſt dann ein öffent⸗ 
licher, wenn er dem öffentlichen Verkehr gewidmet iſt. Ob dies der Fall iſt, 
muß im Streitfalle in dem unten behandelten verwaltungsgerichtlichen Ver⸗ 
jahren entſchieden werden. Eine Bewidmung für den öffent⸗ 
lichen Verkehr legt vor, wenn der Weg von dem Wegebaupflichtigen 
mit Zuſtimmung der Wegepolizeibehörde dem öffentlichen Verkehr überlaſſen 
und gleichzeitig die Pflicht zur Unterhaltung des Weges geregelt iſt. Ein förm⸗ 
licher Widmungsakt iſt nicht erforderlich; es genügt auch eine ſtillſchweigende 
Beſtimmung des Wegebaupflichtigen und ein ſtillſchweigendes Einverſtänd nis 
der Wegepolizei. Bei vorhandenen Wegen wird zumeiſt aus der dauernden 
und ungeſtörten Benutzung durch das Publikum die öffentliche Eigenſchaft des 
Weges gefolgert werden können. Auch kann die Eintragung des Weges als ſteuer⸗ 
frei im Grundſteuerkataſter als Beweismittel dienen, da in dieſem Kataſter 
die dem Staate, einem Kreiſe, einer Gemeinde, einem ſelbſtändigen Guts⸗ 
bezirk zugehörenden zum öffentlichen Gebrauch beſtimmten Wege als ſteuerfrei 
aufgenommen werden ſollen. Die Kraft des öffentlichen Glaubens hat aber 
das Kataſter nicht, denn es iſt nur zu Steuerzwecken aufgeſtellt. Die Stadt hat 
bei der Bewidmung lediglich dann mitzuwirken, wenn ſie Eigentümerin des 
Wegekörpers oder wegebaupflichtig iſt oder ihr aus der Bewidmung die Unter⸗ 
haltung oder ſonſtige Laſten erwachſen ſollen. 

Offentliche Plätze werden den Wegen gleichbehandelt. Deiche und 
Dämme ſind in der Regel nicht öffentlich; ihre Benutzung und die Pflicht 
zu ihrer Unterhaltung wird durch Strom- und Deichordnungen geregelt. Ebenſo⸗ 
wenig iſt der Leinpfad als ſolcher öffentlicher Weg. Leinpfad iſt der Teil 
des Ufers eines öffentlichen Fluſſes, der zur Fortbewegung von Schiffen durch 
Menſchen oder Tiere benutzt wird. Nach dem Allgemeinen Landrecht (57—60 
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II 15) iſt jeder Eigentümer eines Ufergrundſtücks an einem öffentlichen Fluſſe 
verpflichtet, den Leinpfad den Schiffern, nicht aber jedermann zu überlaſſen. 

Es gibt verſchiedene Arten öffentlicher Wege. Man unter⸗ 
ſcheidet Chauſſeen, Landſtraßen, Kommunikations (Vizinal)wege und Gemeinde⸗ 
wege je nach ihrer Bedeutung; ferner Provinzialſtraßen, Kreisſtraßen, Ge⸗ 
meindewege, Anliegerwege, je nach dem Unterhaltungspflichtigen; endlich Fahr-, 
Reit⸗ und Fußwege, je nach der Benutzung. 

Chauſſeen ſind kunſtgerecht ausgebaute Wege, die den hierfür erlaſſenen 
geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterſtellt ſind. Man nennt 
ſie auch Kunſtſtraßen. Sie werden von den Provinzen, Kreiſen oder Gemeinden 
zur Aufnahme eines größeren Verkehrs gebaut. Für den Bau ſind regelmäßig 
die Normen bindend, welche die Provinziallandtage feſtſetzen. 

Landſtraßen ſind Wege, die über den rein örtlichen Verkehr hinaus⸗ 
gehen und zumeiſt der Verbindung von Städten dienen. Auch ſtädtiſche Straßen 
können Landſtraßen ſein; doch hört eine Landſtraße in der Regel beim Eintritt 
in eine größere Stadt auf. Urſprünglich war der Bau und die Unterhaltung 
der Landſtraßen Sache des Staates. Nunmehr iſt die Mehrzahl der Land⸗ 
ſtraßen von den Provinzen übernommen. 

Kommunikations- oder Vizinalwege find zur Verbindung 
zweier oder mehrerer Gemeinden beſtimmt und werden regelmäßig von dieſen 
angelegt und unterhalten. 

Gemeindewege dienen dem öffentlichen Verkehr innerhalb einer 
Gemeinde oder eines Gutsbezirks. Werden ſie von der Gemeinde oder dem 
Gutsbezirk nicht unterhalten, ſo ſind meiſtens die Anlieger unterhaltungspflichtig. 
Alsdann bezeichnet man ſie als Anliegerwege oder Adjazentenwege. 

Intereſſentenwege ſind in der Regel keine öffentlichen Wege, 
ſondern nichtöffentliche, die einem beſtimmten, privatrechtlich dazu befugten 
Kreiſe von Benutzern offen ſtehen. 

Zu den Wegen werden auch ihre Zubehörungen gerechnet, wie 
Banketts, Böſchungen, Entwäſſerungsanlagen und Brücken. 

Die Benutzung des Wegekörpers zu anderen als Verkehrs⸗ 
zwecken iſt nur mit Zuſtimmung des Wegebaupflichtigen, des Privateigentümers 
und der Polizei zuläſſig. Dieſe Genehmigung iſt alſo namentlich einzuholen 
bel Errichtung von Verkaufsſtänden, Anlagen für den Straßenbahnbetrieb, 
Gas-, Waſſer⸗ und elektriſchen Leitungen. Die zwangsweiſe Herbeiführung 
der Benutzung iſt jedoch hinſichtlich der Kleinbahnen (Seite 285) möglich. 
Der Wegeeigentümer und der Unterhaltungspflichtige kann ſeine Zuſtimmung 
von Gege nleiſtungen abhängig machen; der Polizeibehörde ſteht ein gleiches 
Recht nicht zu. 

Wegepolizei und Wegebaulaſt. Den Beſtand der öffentlichen Wege hat 
die Wegepolizei zu wahren. Sie iſt berufen die Wegebaulaſt vorbehaltlich der 
verwaltungsgerichtlichen Entſcheidung zu regeln und namentlich dann einzu⸗ 
greifen, wenn ein Dritter Rechte geltend macht, die eine Einſchränkung oder Be⸗ 
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ſeitigung des öffentlichen Verkehrs zur Folge haben. Die Ordnung des Ver⸗ 
kehrs iſt ebenfalls Sache der Polizei, jedoch nicht der Wegepolizei, ſondern der 
Verkehrs⸗ und Sicherheitspolizei. Die Unterſcheidung iſt wichtig, weil unter 
Umſtänden die Zuſtändigkeit verſchiedener Behörden in Frage kommt, auch der 
Rechtsmittelweg unterſchiedlich geordnet iſt und endlich weil das, was die Wege⸗ 
polizei zu fordern berechtigt iſt, zu Laſten des Wegebaupflichtigen geht, während 
Forderungen der Sicherheitspolizei in der Regel durch denjenigen zu erfüllen 
ſind, welcher die Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung trägt. Bei Privat⸗ 
wegen kann die Wegepolizei niemals, wohl aber die Sicherheitspolizei ein⸗ 
greifen. Ebenfalls iſt es der Regel nach Sache der Ordnungspolizei, die öffent⸗ 
lichen Wege zu benennen. Dieſe Benennung bedarf keiner Zuſtimmung 
der Gemeinde oder höherer Behörden. 

Wegepolizeibehörde iſt in Städten durchweg die Ortspolizei. 
Für die Wahrnehmung der Wegepolizei über die Chauſſeen iſt die Landespolizei⸗ 
behörde zuſtändig, jedoch nur ſoweit es ſich um den Bau und die Unterhaltung 
der Chauſſen handelt, während der polizeiliche Schutz der Chauſſeen und der 
Zollerhebung in den Städten der Ortspolizei obliegt. Hinſichtlich der Land⸗ 
ſtraßen iſt die Zuſtändigkeit der Landespolizeibehörde gegeben, wenn die Leiſtung 
von Spann⸗ oder Handdienſten angeordnet wird. Im übrigen kann die Landes⸗ 
polizeibehörde durch Anweiſungen an die Ortspolizeibehörde auf dieſem Gebiet 
einen wirkſamen Einfluß betätigen. Keine Angelegenheit der Wegepolizei iſt 
es, wenn der Regierungspräſident die Ordnung auf dem Leinpfad, den Treidel⸗ 
verkehr, regelt, da der Leinpfad ein öffentlicher Weg nicht iſt. 

Abgeſehen von der Verkehrs⸗ und Sicherheitspolizei können auch andere 
Behörden neben oder an Stelle der Wegepolizei in Wegeſachen in Tätigkeit 
treten. Wird die Überbrückung oder Benutzung öffentlicher Gewäſſer oder 
ihrer Ufer erforderlich, ſo tritt die Zuſtändigkeit der Strombaupolizei, 
zumeiſt des Oberpräſidenten, ein. Hinſichtlich der Neuanlage oder Veränderung 
von Wegen innerhalb von Feſtungsrayons bedürfen Anordnungen der 
Wegepolizei der Genehmigung der Kommandantur, während ſonſtige Ver⸗ 
fügungen, die ſich auf vorhandene Wege beziehen, unbeſchränkt auch gegen den 
Reichsmilitärfiskus erlaſſen werden können. 

Bei dem durch die Generalkommiſſionen vorzunehmenden 
Zuſammenlegungsverfahren kann die Anlegung und Unterhaltung öffentlicher 
und privater Wege mittels Separationsrezeſſes geregelt werden. 

Ferner unterſtehen die Eiſenbahnanlagen nicht der Wege⸗ 
polizei. Die Genehmigung der Bahnlinien in ihrer vollſtändigen Durchführung 
iſt dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten vorbehalten. Der Landespolizei⸗ 
behörde liegt es ob (entweder bei Gelegenheit des Enteignungsverfahrens ge⸗ 
mäß § 14 des Enteignungsgeſetzes oder andernfalls auf Grund des § 14 des 
Eiſenbahngeſetzes), die Einrichtung und Unterhaltung von Wegen, Triften. 
Überfahrten, Einfriedigungen, Bewäſſerungs⸗ oder Vorflutsanlagen anzuordnen. 
Dies iſt außerhalb des Enteignungsverfahrens zuläſſig, um die benachbarten 
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Grundbeſitzer gegen Gefahren und Nachteile in der Benutzung ihrer Grundſtücke 
zu ſichern, im Enteignungsverfahren, wenn die Anlagen für die benachbarten 
Grundſtücke oder im öffentlichen Intereſſe zur Sicherung gegen Gefahren und 
Nachteile notwendig werden. Die Unterhaltung der Anlagen kann aber 
im Enteignungsverfahren nur inſoweit dem Unternehmen auferlegt werden, 
als ſie über den Umfang der beſtehenden Verpflichtungen zur Unterhaltung 
vorhandener, demſelben Zweck dienender Anlagen hinausgeht. Hiernach vermag 
die Landespolizeibehörde die Eiſenbahn mit der Wegeunterhaltung eines ver⸗ 
legten Weges nur belaſten, wenn und ſoweit die Wegebaulaſt durch die Eiſen⸗ 
bahnanlage vermehrt wird. Im übrigen iſt es unſtatthaft, daß der Eiſenbahn des⸗ 
halb Laſten auferlegt werden, weil die Bahnhofszufahrtswege einen ſtärkeren 
Verkehr aufweiſen. 

Die Unterhaltung des eigentlichen Bahnkörpers und der auf ihm vorhan⸗ 
denen Wegeſtrecken ſteht ausſchließlich der Eiſenbahn zu. In der Regel werden 
die in das Bahngelände einbezogenen Wege Privatwege der Eiſenbahn. Iſt 
ein Bahnhofszufuhrweg ein Privatweg, ſo kann ſeine Umwandelung in einen 
öffentlichen Weg nur mit miniſterieller Genehmigung geſchehen. 

Sind durch die Eiſenbahn öffentliche Wege geſchaffen, ſo unterſtehen ſie 
der Wegepolizeibehörde. Dieſe iſt aber nur in den Grenzen des landespolizeilich 
feſtgeſtellten Projekts zuftändig. Deshalb kann fie das Rangieren von Zügen 
nicht verbieten, auch keine Wegeüber⸗ oder unterführungen verlangen. Im 
Streit⸗ und Notfalle muß ſie ſich an die Aufſichtsbehörde wenden. Die Wege 
und Plätze andererſeits, die das Bahnhofsgebäude oder die Güterſchuppen mit 
ihren Vorplätzen, die Viehhöfe und dgl. mit der nächſten öffentlichen Straße 
verbinden, ſind, auch wenn ſie einen öffentlichen Verkehr erfahren, regelmäßig 
nicht öffentliche Wege und Plätze im Sinne des Wegerechts und ſind lediglich 
nach den für die Eiſenbahnanlagen und den Eiſenbahnverkehr gegebenen Be⸗ 
ſtimmungen zu beurteilen. 

In der dargelegten Begrenzung iſt die Wegepolizei berechtigt die Wege⸗ 
baulaſt zu ordnen. Die Wegebaulaſt erſtreckt ſich auf die Anlegung und Unter⸗ 
haltung, nötigenfalls auch auf die Erbreiterung oder die Verlegung eines Weges. 
Sie umfaßt ferner die erforderlichen Entwäſſerungen, Durchläſſe, Brücken und 
Fähren, ſoweit nichtſchiffbare Gewäſſer in Betracht kommen, Schutzgeländer, 
Stützmauern, Baumpflanzungen, ſofern ſie das Abkommen vom Wege ver⸗ 
hüten oder die Entwäſſerung unterſtützen ſollen, Prellſteine und Wegweiſer. 
Unter Umſtänden kann die Polizei die Umwandelung von Privatwegen in 
öffentliche Wege, von Fußwegen in Fahr⸗ oder Reitwege fordern. Voraus⸗ 
ſetzung iſt, daß der Wegeverkehr, der nicht Durchgangsverkehr zu fein braucht, 
dies erfordert. Der Mangel eines öffentlichen Weges als Zugang zu einem 
Grundſtück berechtigt aber an ſich nicht zur Forderung eines ſolchen, da Privat⸗ 
zuwege genügen. 

Der Umfang der Wegebaulaſt iſt geſetzlich nicht einheitlich geregelt; 
in einzelnen Provinzen gibt es ſtaatliche Wegeordnungen, in anderen 
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provinzielle oder landespolizeiliche Normen. Soweit ſolche fehlen, Tann die 
Wegepolizei alles fordern, was im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs not⸗ 
wendig iſt. Dies wird je nach dem Einzelfalle oft verſchieden ſein. Die wege⸗ 
polizeilichen Anforderungen können durch Polizeiverordnungen, auch 
der Landespolizeibehörde geregelt werden. In den Provinzen Sachſen und 
Hannover find in Landkreiſen die Kreisausſchüſſe, in Stadtkreiſen und den jelb- 
ſtändigen Städten „die ſtädtiſchen Behörden“ (alſo beide Kollegien) befugt, 
nähere Beſtimmungen über die Wegebeſchaffenheit durch Regulative zu 
treffen. 

Die Verfügung der Wegepolizei hat ſich gegen den Wegebaupflichtigen, 
nicht etwa gegen den Eigentümer als ſolchen, zu wenden. Die Wegebau⸗ 
pflicht richtet ſich nach dem öffentlichen Recht, den Geſetzen, dem Provinzial⸗ 
oder Ortsrecht. Sie iſt oft nach verſchiedenen Wegeklaſſen verſchieden geordnet. 
Je nachdem ſind die Provinzen, Kreiſe, Gemeinden oder Private, dieſe in 
der Regel als Anlieger, wegebaupflichtig. In den Städten wird davon aus⸗ 
zugehen ſein, daß die Städte wegebaupflichtig ſind, wenn ein anderes nicht 
feſtſteht. 

Im einzelnen überträgt das Zuſtändigkeitsgeſetz 
(855) der Wegepolizeibehörde „die Sorge dafür, daß den Be— 
dürfniſſen des öffentlichen Verkehrs in bezug auf das Wegeweſen Genüge ge⸗ 
schieht. Sind dazu Leiſtungen erforderlich, jo hat die Wegepolizeibehörde den 
Pflichtigen zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit binnen einer angemeſſenen 
Friſt aufzufordern und, wenn die Verbindlichkeit nicht beſtritten wird, erforder⸗ 
lichenfalls mit den geſetzlichen Zwangsmitteln anzuhalten. Auch iſt die zu⸗ 
ſtändige Wegepolizeibehörde befugt, das zur Erhaltung des gefährdeten oder 
zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Verkehrs Notwendige, auch ohne 
vorgängige Aufforderung des Verpflichteten, für Rechnung desſelben in Aus⸗ 
führung bringen zu laſſen, wenn dergeſtalt Gefahr im Verzuge iſt, daß die Aus⸗ 
führung der vorzunehmenden Arbeit durch den Verpflichteten nicht abgewartet 
werden kann.“ Vorausgeſetzt wird alſo, daß die Verbindlichkeit unſtreitig üt. 
Wird ſie beſtritten, ſo kann der in Anſpruch Genommene entweder den unten 
(Seite 305) behandelten Weg des Einſpruchs mit folgender Klage wählen oder 
den Inſtanzenzug begehen, der allgemein gegen polizeiliche Verfügungen ge- 
geben iſt (19. Kapitel). Die Einlegung der Rechtsmittel hat aufſchiebende Wir⸗ 
kung, es ſei denn, daß die Ausführung nach dem Ermeſſen der Behörde ohne 
Nachteil für das Gemeinweſen nicht ausgeſetzt werden kann. Gegen eine der⸗ 
artige Anordnung iſt nur die Beſchwerde an die Auſſichtsbehörde zuläſſig. 

Auch die Einziehung und Verlegung öffentlicher Wege gehört zu den Ob⸗ 
liegenheiten der Wegepolizei. Hierfür iſt ein beſonderes Verfahren vorgeſchrieben, 
das unten behandelt wird. 

In den neueren Provinzen unterliegt die Zuſtändigkeit der Wegepolizei 
einigen Einſchränkungen. In Schleswig⸗Holſtein erfolgt die An⸗ 
legung, Verlegung und Einziehung von Neben- und Fußwegen (im Kreise 
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Lauenburg von Landwegen) auf Grund von Gemeindebeſchlüſſen, die der Be⸗ 
ſtätigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen des Bezirksausſchuſſes bedürfen. 
Die Beſtätigungsbehörden ſind befugt, auch gegen den Willen der Gemeinden 
die Anlegung, Verlegung und Einziehung ſolcher Wege anzuordnen. 

In Hannover beſchließt die Gemeinde über die Anlegung, Ver⸗ 
legung, Einziehung eines öffentlichen Weges ſowie über die Verſetzung von 
Privatwegen in die Klaſſe der Gemeindewege, in letzterem Falle nach Einigung 
über die Geländefreigabe oder nach Enteignung. Eine Beſtätigung dieſes Be⸗ 
ſchluſſes durch die Aufſichtsbehörde ift nicht notwendig. Jedoch iſt der Beſchluß 
vom Magiſtrat in ortsüblicher Weiſe ſowie durch das Kreisblatt und das 
Amtsblatt bekanntzugeben. Einſprüche ſind binnen vier Wochen beim Kreis⸗ 
ausſchuß, in kreisfreien und ſelbſtändigen Städten beim Bezirksausſchuß zu 
erheben. Bei dieſen Behörden können auch ſonſtige Beſchwerden in den er⸗ 
wähnten Wegeſachen eingebracht werden. 

In den ehemaligen Landesteilen des Großherzogtums Heſſen be⸗ 
ſchließt der Kreisausſchuß über die Erteilung der Genehmigung neuer Orts⸗ 
ſtraßen und Vizinalwege. Im Regierungsbezirk Kaſſel kann der Landes⸗ 
ausſchuß mit Zuſtimmung des Regierungspräſidenten Gemeinde-, Orts⸗ und 
anzulegende Wege zu Landwegen, dieſe zu Orts⸗ und Gemeindewegen, Land⸗ 
wege zu Landſtraßen und umgekehrt erklären. Ferner beſchließt der Landes⸗ 
ausſchuß über die Anlegung eines neuen Weges und die Umwandelung eines 
Privatweges in einen öffentlichen; die Wegepolizei iſt hier unzuſtändig; Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz ſind die Reſſortminiſter. 

Beſondere Beſtimmungen über die Entnahme von We gebau⸗ 
materialien enthält das Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. Danach 
iſt jeder Beſizer von landwirtſchaftlichen und Forſtgrundſtücken verpflichtet, 
dem Wegebaupflichtigen die zum Bau und zur Unterhaltung öffentlicher Wege 
(ausſchließlich der Eiſenbahnen) erforderlichen Steine, Erde u. dgl. nach An⸗ 
ordnung der Behörde aus ſeinem Lande oder ſeinen Gewäſſern entnehmen 
zu laſſen und das Aufſuchen zu geſtatten. Vorausſetzung iſt, daß der Wegebau⸗ 
pflichtige dieſe Materialien nicht in brauchbarer Beſchaffenheit und angemeſſener 
Nähe auf eigenen Grundſtücken fördern kann. Vorausſetzung iſt ferner, daß 
der Eigentümer nicht ſelber die Materialien gebraucht oder in nächſter Zeit 
benötigen wird. Der Eigentümer iſt berechtigt, die Aufſuchungsarbeiten zu 
überwachen. 

Der Wegebaupflichtige hat dem Eigentümer den Wert der entnommenen 
Materialien oder den zugefügten Schaden, fofern dieſer jenen Wert überſteigt, 
zu erſetzen. Der Erſatz des Schadens neben dem Werterſatz wird nicht gewährt. 
Dauert die Eigentumsbeſchränkung durch die Wegebaumaterialien länger als 
drei Jahre, ſo kann der Eigentümer die Abtretung des Grundſtücks an den Wege⸗ 
baupflichtigen gegen Werterſatz fordern. Das gleiche kann geſchehen, wenn das 
Grundſtück zur Gewinnung der Materialien hauptſächlich beſtimmt iſt und die 
Materialien für den Wegebau derart beanſprucht werden, daß das Grundſtück 


304 14. Kapitel. Wege, Straßen, Fluchtlinien. 


ſeiner Beſtimmung gemäß nicht mehr ergiebig benutzbar iſt. Wird das Grund⸗ 
ſtück abgetreten, ſo gehen auch die Realgerechtigkeiten mit über; ſie erlöſchen 
nicht wie im Falle der Enteignung. 

In Ermangelung gütlicher Einigung entſcheidet über den Umfang der Be⸗ 
rechtigung des Wegebaupflichtigen und über die Entſchädigung der Kreis (Stadt)⸗ 
ausſchuß, deſſen Entſcheidung innerhalb zwei Wochen mit der Beſchwerde beim 
Bezirksausſchuß angefochten werden kann. Gegen die Entſchädigungsfeſtſtellung 
iſt binnen 90 Tagen nach der Zuſtellung des Beſcheides des Kreis-, Stadt⸗, 
oder des Bezirksausſchuſſes der Rechtsweg zuläſſig. Der Wegebaupflichtige darf im 
Streitfalle ſeine Rechte nur nach der Einweiſung ausüben. Der Einweiſung muß 
Zahlung oder Sicherſtellung (dieſe, ſofern ſie nach dem bürgerlichen Recht zu⸗ 
gelaſſen iſt) auf Grund mindeſtens vorläufiger Entſchädigung vorausgehen. 

Nach ergangener Entſcheidung kann der Eigentümer den Antrag auf Grund⸗ 
ſtücksübernahme nicht mehr zurückziehen und der Unternehmer von der Grund⸗ 
ſtücksübernahme oder »beſchränkung nicht mehr abſtehen. 

Beſondere Wegebaulaſt der gewerblichen Betriebe. Durch ein Geſetz 
vom 18. Auguſt 1902 iſt den gewerblichen Betrieben, welche die Abnutzung eines 
Weges oder einer Brücke beſonders beeinfluſſen, eine außerordentliche Wege⸗ 
baulaſt auferlegt, die neben derjenigen des Wegebaupflichtigen beſteht. Das 
Geſetz geſtattet die Heranziehung von Fabriken, Bergwerken, Steinbrüchen, 
Ziegeleien, Kohlen⸗ und ſonſtigen Lagern und ähnlicher Unternehmungen. 
Dagegen gehören landwirtſchaftliche Betriebe, wozu aber Zuckerfabriken und 
Mühlen regelmäßig nicht zu rechnen ſind, die Eiſenbahn⸗, Poſt⸗, Telegraphen⸗ 
betriebe nicht zum Kreiſe der außerordentlich Verpflichteten. Die Verpflichtung 
iſt eine perſönliche, ſie ruht nicht auf dem Grundſtück. Unerheblich iſt es, ob der 
Betrieb innerhalb oder außerhalb der Gemeinde liegt. 

Heranziehungsberechtigt iſt der Wegebaupflichtige, der Staat indeſſen nur, 
ſofern er als Gutsherr in Betracht kommt. 

Die Heranziehung erfolgt in Form eines Beitrages zur Unterhaltung, als 
ſogenannte Voraus leiſtung. In der Regel wird die Beitragsleiſtung 
durch Vertrag geregelt, was auch durchaus zweckmäßig iſt, da beide Teile zu⸗ 
meiſt ein gleiches Intereſſe an der Ordnungsmäßigkeit des Weges haben. Iſt 
eine Einigung nicht zu erzielen, fo iſt Klage zuläſſig. Zuständig zur Entſcheidung 
in erſter Inſtanz iſt bei Wegen, die von den Provinzialverbänden oder Kreiſen 
unterhalten werden, ferner bei Wegen in Stadtkreiſen und Städten über 
10 000 Einwohnern, in Hannover auch in den ſelbſtändigen Städten der Be⸗ 
zirksausſchuß, im übrigen der Kreisausſchuß. Zur Klagebegründung iſt erforder⸗ 
lich, daß durch die Anlegung des Betriebes eine vorübergehende oder dauernde 
erhebliche Abnutzung des Weges oder der Brücke entſteht, welche die Unter⸗ 
haltungslaſt vermehrt, und daß der geforderte Beitrag zu den Unterhaltungs⸗ 
koſten im richtigen Verhältnis ſteht. Die Klage iſt nicht ſtatthaft, ſoweit die 
Mehrbelaſtung durch die Erhebung von Chauſſee⸗, Wege⸗, Pflaſter⸗ oder Brücken⸗ 
geld gedeckt wird. 


14. Kapitel. Wege, Straßen, Fluchtlinien. 305 


Schwierig iſt die Feſtſetzung des Beitragsverhältniſſes. Sie iſt dem freien 
billigen Ermeſſen anheimgeſtellt. Ein Maßſtab iſt häufig der Fuhrverkehr oder 
die Belaſtung der Straße durch das Gewicht der beförderten Betriebserzeugniſſe. 
So iſt eine erhebliche Abnutzung in der Verwaltungsgerichtspraxis da noch 
angenommen, wo ſich der Einzelverkehr des Betriebes zum Geſamtverkehr 
wie 1:70 verhält. 

Die geſetzlichen Vorausleiſtungen dürfen nur vom Beginne des Kalender⸗ 
jahres in Anſpruch genommen werden, welches dem Jahre, in dem die Klage 
erhoben wird, unmittelbar vorausgeht. Rückſtändige oder geſtundete Beiträge 
verjähren in vier Jahren von dem Ablauf des Jahres, in das der Zahlungs⸗ 
termin fällt. 

Die Anderung einer verwaltungsgerichtlichen Beitragsfeſtſetzung kann be⸗ 
antragt werden, wenn die taſächlichen Vorausſetzungen, von denen bei der Bei⸗ 
tragsfeſtſetzung ausgegangen ift, eine weſentliche Anderung erfahren haben. 

Rechtsſtreit über die Wegebaulaſt, Rechtsmittel gegen Verfügungen der 
Wegepolizei. Zwiſchen mehreren Beteiligten, etwa zwiſchen der Stadt und 
den Anliegern, kann darüber Streit entſtehen, wem von ihnen die öffentlich 
rechtliche Verpflichtung zur Anlegung oder Unterhaltung eines Weges obliegt. 
Hierüber kann eine Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren herbeigeführt 
werden. Zuſtändig iſt in erſter Inſtanz der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen, 
in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern und, ſofern es ſich um Chauſſeen 
handelt oder ein Provinzial-, Landeskommunal⸗, Kreiskommunalverband oder 
in Hannover ein Wegeverband beteiligt iſt, der Bezirksausſchuß. Die Klage 
kann auf Anerkennung der oben umſchriebenen Verpflichtung, nicht aber auf 
Feſtſtellung der Offentlichkeit des Weges oder auf die Art einer Leiſtung ge⸗ 
richtet ſein. Die Klärung über die letzten beiden Punkte iſt nur durch eine Ver⸗ 
fügung der Wegepolizeibehörde und das darauf folgende, unten behandelte Ver⸗ 
fahren möglich. Andererſeits ift die Klage nicht auf die Verpflichtung zu einer 
polizeilich geforderten Einzelleiſtung beſchränkt, ſie kann auch die öffentlich⸗ 
rechtliche Unterhaltungspflicht im allgemeinen zum Gegenſtand haben und ſich 
auf Erſatzanſprüche für Wegeverbeſſerungen, die ohne polizeiliche Anordnung 
ausgeführt wurden, erſtrecken. 

Ein beſonderes Verfahren iſt gegen Anordnungen der 
Wegepolizeibehörde gegeben, „die den Bau und die Unterhaltung 
der öffentlichen Wege oder die Aufbringung und Verteilung der dazu erforder⸗ 
lichen Koſten oder die Inanſpruchnahme von Wegen für den öffentlichen Ver⸗ 
kehr betreffen.“ Gegen derartige Verfügungen ſteht binnen zwei Wochen der 
Einſpruch an die Wegepolizeibehörde offen; die Einſpruchsfriſt gilt auch als 
gewahrt, wenn der Einſpruch binnen zwei Wochen an die höhere Inſtanz ge⸗ 
richtet wurde. Über den Einſpruch hat die Wegepolizeibehörde zu beſchließen. 
Gegen den Beſchluß findet binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren ſtatt. Zuſtändig ift in erſter Inſtanz der Kreis- oder Bezirksausſchuß 
nach gleicher Abgrenzung, wie ſie für die Fälle des 1. Abſatzes dieſes Abſchnittes 
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geregelt iſt, außerdem der Bezirksausſchuß ſtets, wenn die Klage gegen einen 
Beſchluß des Landrats gerichtet iſt. Hält der polizeilich in Anſpruch Ge⸗ 
nommene aus Gründen des öffentlichen Rechts ſtatt ſeiner einen anderen 
für verpflichtet, ſo hat er dieſen mit zu verklagen. 

Für die Verfügung der Wegepolizeibehörde iſt eine Form nicht vor⸗ 
geſchrieben. Sie hat ſich aber ſtets gegen eine beſtimmte Perſon zu richten und 
kann nicht durch öffentliche Bekanntmachung erſetzt werden. 

In dem aus dem Einſpruchsverfahren entſtehenden Verwaltungsſtreit iſt 
gegebenenfalls auch darüber zu entſcheiden, ob der Weg ein öffentlicher iſt. 
Die Beweislaſt hat die Polizei. Erklärt die Wegepolizei einen Weg durch In⸗ 
anſpruchnahme des Wegebaupflichtigen für öffentlich, bleibt ihre Verfügung 
unbeſtritten und wird ſie rechtskräftig, fo iſt damit eine endgültige Entſcheidung 
nicht gegeben. Dieſe kann aber herbeigeführt werden, wenn ein neuer Fall 
zum Streit gelangt. Schreitet die Wegepolizei nicht ein, ſo kann das Verfahren 
nicht in Lauf gelangen. Den Beteiligten erübrigt nur ein Anrufen der Auf⸗ 
ſichtsbehörde. Weiſt dieſe die Polizeibehörde nicht zum Einſchreiten an, ſo bleibt 
die Sache auf ſich beruhen. 

Hat ein in Anſpruch Genommener die Einſpruchs⸗ oder Klagefriſt verſäumt, 
ſo kann er gegen einen Dritten immer noch die eingangs im 1. Abſatz dieſes 
Abſchnittes erwähnte Verwaltungsſtreitklage auf Erſatz des Geleiſteten ein⸗ 
leiten, da dieſe Klage nicht an eine Friſt gebunden iſt. 

Die verſchiedenen hier behandelten Verfahren können ſich nur auf öffentlich 
rechtliche Gründe ſtützen. Will jemand privatrechtliche An ſprüche 
auf den Weg geltend machen, ſo hat er vor den ordentlichen Gerichten zu klagen. 
Eine ſolche Klage wird regelmäßig eine Schadenserſatzklage gegen den Wege⸗ 
baupflichtigen ſein. 

Iſt der Weg ein Privatweg, ſo iſt ein Einſchreiten der Wegepolizei⸗ 
behörde und ein Verwaltungsſtreitverfahren nicht gegeben. Allerdings kann 
die Wegevolizeibehörde die Umwandelung eines Privatwegs in einen öffent⸗ 
lichen fordern. Alsdann iſt es Sache des Wegebaupflichtigen, der nicht Eigen⸗ 
tümer des Wegekörpers ift, dieſen fich zu verſchaffen, was in Ermangelung 
gütlicher Einigung nur mittels des Enteignungsverfahrens möglich iſt. 

Einziehung und Verlegung öffentlicher Wege. Abgeſehen von Schleswig⸗ 
Holſtein und Hannover, wo das Seite 303 erwähnte beſondere Verfahren gilt, 
beſchließt über die Einziehung und Vorlegung öffentlicher Wege die Wege⸗ 
polizeibehörde. Sie hat ihr Vorhaben mit der Aufforderung, Einſprüche binnen 
vier Wochen zur Vermeidung des Ausſchluſſes geltend zu machen, in ortsüblicher 
Weiſe ſowie durch das Kreisblatt und das Amtsblatt zu veröffentlichen. Gegen 
ihren Beſchluß ift binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
gegeben. Zuſtändig iſt der Kreis⸗oder Bezirksausſchuß nach gleicher Abgrenzung, 
wie fie für die Seite 305 behandelten Fälle geregelt iſt. Lehnt die Wegepolizei⸗ 
behörde die Einziehung oder Verlegung ab, ſo erübrigt nur ein Anrufen der 
Aufſichtsbehörde. Der Einſpruch ſteht jedermann, der ein Intereſſe zur Sache 
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hat, die Klage nur dem mit dem Einſpruch Zurückgewieſenen zu. Der Beſchluß 
über die Einſprüche kann mit dem Beſchluß über die Einziehung oder Verlegung 
verbunden oder getrennt von ihm gefaßt werden. Sind Einſprüche nicht ein⸗ 
gelegt, ſo iſt eine nochmalige Bekanntmachung, daß der Weg eingezogen iſt, 
nicht notwendig, aber empfehlenswert. Bei ſtädtiſchen Straßen hat der Ein⸗ 
ziehung des Weges die Aufhebung der Fluchtlinie Seite 314) 
vorauszugehen, da beim Beſtehenbleiben der Fluchtlinien der Zweck der Wege⸗ 
einziehung, die Freimachung des Privateigentums, nicht erreicht wird. Die 
Polizei kann von dem Einziehungs⸗ und Verlegungsverfahren jederzeit Abſtand 
nehmen, ſelbſt nach Zurückweiſung der Einſprüche. 

Die ſachliche Vorausſetzung für die Wegeeinziehung liegt vor, 
wenn der Weg für den Verkehr überflüſſig wird oder wenn der Verkehr ohne 
Beeinträchtigung der Verkehrsintereſſen auf einen anderen Weg geführt werden 
kann oder wenn ſonſtige öffentliche, von der Polizei zu wahrende Intereſſen 
eine Einziehung erfordern. Einen öffentlich-rechtlichen Anſpruch auf die Füh⸗ 
rung des Verkehrs in einer beſtimmten Richtung gibt es nicht. 

Das Wegeeinziehungsverfahren iſt eine rein polizeiliche Maßnahme. Es 
entzieht lediglich den öffentlich-rechtlichen Charakter des Weges. Privat- 
rechte werden nicht berührt. Beſtehen ſolche auf Beibehaltung des Weges, 
ſo bleibt der Weg Privatweg. 

Bisweilen kommt es vor, daß Wegeparzellen vom Wege getrennt und in 
das unbeſchränkte Eigentum der Gemeinde oder der Anlieger gebracht werden 
ſollen. Hier genügt die formloſe Zuſtimmung der Wegepolizeibehörde. Denn 
unter den Begriff der Wegeeinziehung oder -verfegung fällt nicht jede Ver⸗ 
kleinerung oder Veränderung des Wegekörpers. Eine Einziehung oder Ver⸗ 
legung iſt nur dann gegeben, wenn es ſich um ein für den Fortbeſtand des Weges 
und für den auf ihm vorhandenen Verkehr unentbehrliches Wegeſtück handelt. 

Das hier beſprochene Verfahren findet keine Anwendung auf ſolche Wege, 
hinſichtlich derer die Behördenzuſtändigkeit für die Einziehung und Verlegung 
anderweit geordnet iſt. Namentlich iſt die Beſtimmung des Preußiſchen Land⸗ 
rechts (4 II 15) zu beachten, wonach der Staat berechtigt ift, „die Land- 
und Heerſtraßen, ſowie er es zum gemeinen Beſten dienlich findet, zu 
verändern und zu verlegen“. Zuſtändig iſt hierzu die Landespolizeibehörde. 
Ein formelles Verfahren iſt nicht angeordnet, es genügt ſogar eine ſtillſchweigende 
Erklärung. Wird eine Landſtraße als ſolche aufgehoben, ſo bleibt in der Regel 
die Offentlichkeit des Weges beſtehen und der Weg gelangt in den Zuſtändigkeits⸗ 
kreis der Ortspolizeibehörde. 

Es mag bemerkt werden, daß die Neuanlegung eines Weges, der nicht an 
die Stelle eines anderen tritt, in dem für die Wegeverlegung vorgeſehenen 
Verfahren nicht erwirkt werden kann. Eine ſolche Neuanlegung iſt lediglich 
durch Polizeiverfügung erzwingbar, die nach den im vorhergehenden Abſchnitt 
behandelten Beſtimmungen angegriffen werden kann. 

Städtiſche Straßen. Die im Ort befindlichen, eigentlichen ſtädtiſchen Straßen 
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werden wegepolizeilich nicht anders behandelt wie die außerhalb des bebauten 
Orts liegenden Wege. Auch eine Fluchtlinienfeſtſetzung (Seite 311) begrenzt 
die Befugniſſe der Wegepolizei grundſätzlich nicht. Vielmehr kann die Polizei 
die näheren Beſtimmungen über den Ausbau von Straßen ohne Rückſicht darauf 
treffen, ob Fluchtlinien beſtehen oder nicht; fie hat aber feſtgeſtellte Fluchtlinien 
zu beachten. Insbeſondere kann die Polizei auch bei ſtädtiſchen Straßen die 
Art der Befeſtigung und die Einteilung der Straße in Fahrdämme, 
Bürgerſteige, Reitwege u. dgl., alſo das ſogenannte Straßenprofil, be⸗ 
ſtimmen. Allerdings kann nur die Befeſtigung und das Profil gefordert werden, 
welches am billigſten das Verkehrsbedürfnis befriedigt. Beſteht eine Fluchtlinie 
nicht, ſo kann die Polizei eine Baulinie vorſchreiben. 

Die Zugänge zur Straße find keine Wegebaulaſt und werden von der Bau- 
oder Sicherheitspolizei beſtimmt. 

Ebenfalls iſt es Sache der Bau- und Ordnungspolizei die gartenmäßige 
Herſtellung und die Einfriedigung der Vorgärten zu ordnen. Vor⸗ 
gärten find nicht Teile der öffentlichen Straßen. Sie ſtehen regelmäßig im Eigen⸗ 
tum Privater und ſind von dieſer zu unterhalten, wenn nicht zwiſchen Stadt 
und Eigentümer etwas anderes vereinbart iſt. Sie ſind ober aus öffentlichen 
polizeilichen Geſichtspunkten geſchaffen und unterliegen deshalb der von der 
Polizei gegebenen Beſchränkung. Die polizeilichen Befugniſſe umfaſſen die 
Einfriedigung, Ausgeſtaltung und Unterhaltung von Vorgärten. Die Schaffung 
der Vorgärten im Stodtbebauungsplan erfolgt dagegen durch das Fluchtlinien⸗ 
verfahren. Sind Fluchtlinien nicht feſtgeſetzt, jo kann die Polizei Vorgärten 
dadurch erzielen, daß ſie das Zurücktreten der Gebäude vom Rande der Straßen 
durch eine Baulinie vorſchreibt. — Die gärtneriſche Anlage und gittermäßige 
Einfriedigung der Vorgärten kann nur verlangt werden, wenn die Bebauung 
des Grundſtücks ſtattfindet. Auf einem unbebauten Grundſtück braucht ein 
Vorgarten nicht angelegt zu werden. 

Die Ausſchmücung mit Bäumen u. dgl. iſt weder wege⸗ 
polizeilich noch aus Gründen der Geſundheitspolizei erzwingbar. Straßen⸗ 
ſchilder ſind nicht als Wegweiſer anzuſehen, da ſie nicht lediglich dem auf 
der Straße ſich bewegenden Verkehr dienen. Ihre Anordnung gehört deshalb 
in das Zuſtändigkeitsgebiet der Sicherheitspolizei und die Ausfügrung geht nicht 
zu Laſten des Wegebaupflichtigen, ſondern deſſen, der die Koſten der örtlichen 
Polizeiverwaltung zu tragen hat. Die Benennung der Straße iſt wie jede ge⸗ 
wöhnliche Wegebenennung zu behandeln. Sie iſt alſo regelmäßig eine Polizei⸗ 
angelegenheit und gehört nicht zur Zuſtändigkeit der ſtädtiſchen Körperſchaften. 
Zweckmäßig iſt es aber, dieſe gutachtlich zu hören. 

Bürgerſteige. In der Wegebaulaſt find die Bürgerſteige nicht ohne weiteres 
einbegriffen. Die Bürgerſteige ſind Teile der öffentlichen Straßen. Sie dienen 
dem Zugang zu den Häuſern und ſind beſtimmt, den Fußgängerverkehr zu regeln. 
Fußwege, die in der Mitte der Straße liegen oder die Straße kreuzen, haben 
nicht die Eigenſchaft der Bürgerſteige. Dagegen kann ein Fußweg auch als 
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Bürgerſteig angeſehen werden, wenn, wie z. B. in engen Gaſſen, überhaupt 
kein Fahrdamm vorhanden iſt oder wenn zwiſchen Fußweg und Fahrdamm ein 
ſchmaler Dritten gehörender Landſtreifen liegt. Ob ein Bürgerſteig vor einem 
bebauten oder unbebauten Grundſtück herführt, iſt rechtlich gleichgültig. In 
der Regel ſchließt der Bürgerſteig durch Bordſteine gegen die Straßen ab. Dieſe 
Bordſteine gelten dann regelmäßig als Zubehör der Bürgerſteige, während 
die Straßenrinnen zu den Straßen gerechnet werden. 

Nicht zu den Bürgerſteigen rechnet man die neben den Chauſſeen führenden 
Fußgängerbanketts, wenn ſie nicht in erſter Linie den Verkehr von Haus zu 
Haus, ſondern von Ort zu Ort vermitteln. Solche Banketts gehören zur Chauſſee 
und ſind vom Chauſſeebaupflichtigen anzulegen und zu unterhalten. 

Die Sorge für die Ordnung auf öffentlichen Straßen und damit auch die 
Aufſicht über die Bürgerſteige liegt der Wegepolizeibehörde ob. 

Die Frage, wer den Bürgerſteig anzulegen und zu unterhalten hat, iſt je 
nach dem Ortsrecht verſchieden zu beurteilen. Als Rechtsgrundſatz gilt in 
ganz Preußen: daß, wenn nicht die Anlieger durch Lokalrecht zur Anlegung 
und Unterhaltung der Bürgerſteige verpflichtet ſind, die Pflicht der Gemeinde 
eintritt. 

Die obſervanzmäßige Pflicht der Anlieger, den Bürgerſteig zu befeſtigen 
und anzulegen, ſchließt nicht ohne weiteres die Verpflichtung ein, das für den 
Bürgerſteig notwendige Gelände zu beſchaffen. Das iſt Sache des Wegebau⸗ 
pflichtigen, alſo regelmäßig der Stodt. 

Wenn die Regelung der Anlage- und Unterhaltungs- 
pflicht durch Ortsſtatut erfolgt, kann dadurch nach der Spruch- 
praxis des Oberverwaltungsgerichts keine polizeiliche Pflicht der Anlieger neu 
begründet werden. Die Ortsſtatute, die eine Polizeipflicht der Anlieger feſt⸗ 
fetten, können ſich nur auf das Ortsrecht gründen. Sie find deshalb ungültig, 
wenn im Streitfalle der Nachweis nicht gelingt, daß ein ſolches Ortsrecht beſteht. 
Anders die Ortsſtatute, welche die polizeiliche Pflicht der Gemeinde feſtſtellen. 
Beſteht eine ſolche Pflicht kraft Geſetzes oder Obſervanz, ſo geben dieſe Orts⸗ 
ſtatute lediglich die Rechtslage wieder. Sind die Anlieger obſervanzmäßig 
anlegungspflichtig, ſo wird in dem Ortsſtatut, das die Anlegungspflicht der 
Gemeinde feſtſtellt, ein Willensakt der Gemeinde dahin zu erblicken fein, daß 
ſie der Polizeibehörde gegenüber freiwillig die Anlegungspflicht übernimmt. 
Zweckmäßig wird dies im Wortlaut des Statuts zum Ausdruck gebracht. 

Haben die Gemeinden nach dem Ortsrecht die Pflicht, die Bürgerſteige 
anzulegen oder zu unterhalten, oder haben ſie dieſe Pflicht ortsſtatutariſch über⸗ 
nommen, ſo können ſie von den Anliegern Beiträge (keine Gebühren) in der⸗ 
ſelben Art erheben, wie dies bei Straßen möglich iſt, an denen Beiträge nach 
dem Fluchtliniengeſetz nicht oder nicht mehr erhoben werden können (Seite 348). 

Die Straßenreinigung. Eine Pflicht zur Reinigung der Wege, die nicht 
Ortsſtraßen ſind, beſteht nur inſoweit, als Verkehrshinderniſſe zu beſeitigen ſind. 
Tiefe Pflicht iſt ein Ausfluß der Wegebaulaſt. Daher hat der Wegebaupflichtige 
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außerhalb des bewohnten Orts für die Beſeitigung von Schneelagerung und 
ſonſtiger Verkehrsſtörungen zu ſorgen. 

Innerhalb des bewohnten Orts iſt die Polizei befugt, die Reinhaltung der 
Straßen, ihre Beſprengung mit Waſſer gegen Staub, ihre Beſtreuung mit 
Aſche oder ähnlichen Stoffen gegen Glätte zu verlangen. Der Polizeizwang 
richtet ſich aber nicht gegen den Wegebaupflichtigen, ſondern denjenigen, der 
durch das Ortsrecht dazu verpflichtet iſt, das iſt der Anlieger, ſoweit er geſetz⸗ 
lich oder obſervanzmäßig dazu berufen iſt, ſonſt die Gemeinde. Das Oberver⸗ 
waltungsgericht nimmt in ſtändiger Rechtſprechung an, daß eine Vermutung 
für das Beſtehen einer Obſervanz zu Laſten der Anlieger beſteht. Die Straßen⸗ 
reinigung iſt keine Wegebaulaſt, ſie wird vielmehr aus Gründen der Geſundheit 
oder Sicherheitspolizei verlangt. Beſteht die Reinigungspflicht, ſo umfaßt ſie 
auch die oben erwähnten Aufgaben, die dem Wegebaupflichtigen hinſichtlich 
der Aufrechterhaltung eines ungehinderten Verkehrs obliegen, alſo namentlich 
die Beſeitigung des Schnees, die Reinhaltung der Gräben und Rinnſteine. 
Der Wegebaupflichtige iſt in dieſer Beziehung innerhalb des geſchloſſenen Orts 
von ſeiner Verpflichtung befreit. 

Die Stadt kann durch Ortsſtatut die Reinigungspflicht übernehmen und 
alsdann die Anlieger zu Beiträgen (Seite 253) heranziehen. Sie iſt aber nicht 
befugt, die ihr etwa nach dem Ortsrecht obliegende Reinigungspflicht im Wege 
des Ortsſtatuts auf die Anlieger abzuwälzen. Soweit die Anlieger reinigungs⸗ 
pflichtig ſind, können ſie durch Polizeiverordnung, jedoch nicht durch Ortsſtatut, 
gezwungen werden, eine ſtädtiſche Straßenreinigungsanſtalt ausſchließlich zu 
benutzen. In dieſem Falle kann die Stadt für die Benutzung der ſtädtiſchen 
Anſtalt eine Gebühr (Seite 251) erheben. 

Die Straßenreinigungspflicht erſtreckt ſich ferner auf unbebaute Grundſtücke, 
ſofern ſie an Straßen liegen, die zum ſtädtiſchen Straßennetz gehören. Das 
Straßennetz ſchließt auch ſolche Straßen ein, die völlig unbebaut ſind, aber dem 
ſtädtiſchen Ortsverkehr oder der Verbindung mit Vororten dienen. Stets kommen 
aber nur öffentliche Straßen in Betracht, während bei Privatſtraßen 
die polizeiliche Forderung gegen den Eigentümer des Straßenkörpers zu 
richten iſt. 

Die Straßenbeleuchtung. Die Straßenbeleuchtung iſt keine Wegebaulaſt. 
Sie iſt aber aus Gründen der Sicherheit und Ordnung durch die Polizei er⸗ 
zwingbar. Die Beleuchtungspflicht liegt der Gemeinde als Trägerin der 
Koſten der örtlichen Poltzeilaſt ob. In ſtändiger Rechtſprechung ſieht dem⸗ 
gemäß das Oberverwaltungsgericht die Straßenbeleuchtung als eine polizei⸗ 
liche Anſtalt an, die als ſolche von den Gemeinden ohne Rückſicht auf die bei 
dem Wegebau entſtehenden Verhältniſſe zu unterhalten iſt. Der Umfang der 
Beleuchtung beſtimmt ſich nach dem tatſächlich vorhandenen öffentlichen Be⸗ 
dürfnis. Dies kann vorliegen, wenn eine öffentliche Straße dem Verkehr dient, 
einerlei, ob die Stadt die Straße angelegt und zu unterhalten hat oder ob die 
Straße reguliert oder von dem Unternehmer übernommen iſt; denn die tat⸗ 
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ſächlichen, nicht die rechtlichen Verhältniſſe entſcheiden. Auch begrenzt ſich die 
Beleuchtungspflicht nicht auf die eigentlichen Ortsſtraßen, ſie kann ſich nach 
der Spruchpraxis des Oberverwaltungsgerichts ſelbſt auf Chauſſeen erſtrecken, 
die im Eigentum der Provinz ſtehen und von dieſer oder dem Kreiſe unterhalten 
werden, vorausgeſetzt, daß die öffentliche Ordnung und Sicherheit im Einzel⸗ 
fall die Beleuchtung erfordert. 

Die Beleuchtung einer Privatſtraße iſt ſtets Sache des Eigentümers. 

Die Fluchtlinienfeſtſetzung. Um die Ausführung der in Ausſicht genommenen 
ſtädtiſchen Straßen und Plätze zu ſichern, iſt durch das Fluchtliniengeſetz vom 
2. Juli 1875 ein Verfahren ermöglicht, durch das die Straßen und Plätze für 
die Zukunft feſtgeſtellt werden. Dies kann für einzelne Straßen und Plätze oder 
für ein größeres Gebiet geſchehen. In der Regel ſtellen die Städte aber einen 
allgemeinen Bebauungsplan lediglich aktenmäßig feſt und ſorgen für 
eine formelle Feſtſtellung erſt mit dem fortſchreitenden Bedürfnis. Alsdann 
dient der Bebauungsplan nur als Richtſchnur für das ſpätere Vorgehen der 
Verwaltung und kann jederzeit formlos geändert werden. Die formelle Feſt⸗ 
ſtellung für ein allzu ausgedehntes Gebiet wird vermieden, um die freie Ge⸗ 
ſtaltung ſtets in der Hand zu behalten, beſonders aber auch um zu verhindern, 
daß Werte entſtehen, die entweder nicht zu verwirklichen ſind oder eine un⸗ 
geſunde Bodenſpekulation hervorrufen. 

Man unterſcheidet Straßenfluchtlinien und Bauflucht— 
linien. Jene ſind die Linien, zwiſchen denen die öffentliche Straße geführt 
wird, dieſe die Grenzen, über die hinaus nicht gebaut werden darf. Zumeiſt 
fallen Straßen- und Baufluchtlinien zuſammen. Ihre getrennte Feſtſetzung 
wird regelmäßig nur durch Vorgärten bedingt. Aus der geſetzmäßigen Feſt⸗ 
legung der Baufluchtlinie folgt nicht die Pflicht, die Gebäude in dieſer Linie 
zu errichten. Das vorzuſchreiben, iſt Sache der Baupolizei. 

Die Fluchtlinienfeſtſetzung kann für vorhandene oder neue 
Straßen ſtattfinden. Sie iſt bei öffentlichen und privaten Straßen zuläſſig, 
wenn auch das Geſetz ſelbſt unter Straßen durchweg die öffentlichen Straßen 
verſteht. Werden für eine Privatſtraße Fluchtlinien feſtgeſtellt, ſo wird die 
Straße dadurch noch nicht zu einer öffentlichen. 

Die Feſtſetzung ſteht dem Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſterei⸗ 
verfaſſung dem Bürgermeiſter zu. Der Magiſtrat (Bürgermeiſter) be⸗ 
darf der Genehmigung der Stadtverordnetenverſamm— 
lung (des Bürgervorſteherkollegiums) und der Zuſtimmung der 
Ortspolizeibehörde. Eine Pflicht der Gemeinde Fluchtlinien feſt⸗ 
zuſetzen beſteht regelmäßig nicht. Nur dann, wenn infolge umfaſſender Zer⸗ 
ſtörungen ganze Ortsteile wieder aufgebaut werden ſollen, muß ſchleunigſt ein 
Beſchluß gefaßt werden, ob und inwiefern für den betreffenden Ortsteil ein 
Bebauungsplan aufzustellen iſt und gegebenenfalls die unvorzügliche Feſt⸗ 
ſtellung bewirkt werden. 

Die Ortspolizeibehörde kann die Feſtſetzung von Fluchtlinien 
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verlangen, „wenn die vor ihr wahrzunehmenden polizeilichen Rückſichten die 
Feſtſetzung fordern.“ Lehnt der Gemeindevorſtand das Verlangen der Orts⸗ 
polizeibehörde ab oder erfolgt ein entgegengeſetzter Beſchluß der Stadtverord⸗ 
netenverſammlung (des Bürgervorſteherkollegiums), ſo beſchließt auf Antrag 
der Polizei der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und den kreisangehörigen Städten 
mit mehr als 10 000 Einwohnern der Bezirksausſchuß, in Berlin der Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten. Die Beſchlüſſe des Kreis- und Bezirksausſchuſſes 
ſind durch Beſchwerde beim Bezirksausſchuß bzw. Provinzialrat anfechtbar. 

Im übrigen ift die Stellung der Ortspolizeibehörde geſetzlich eingeſchränkt. 
Sie darf ihre Zuſtimmung nur verſagen, wenn die von ihr wahrzunehmenden 
polizeilichen Rückſichten dies erfordern. Beruhigt ſich der Gemeindevorſtand 
nicht bei der Verſagung, ſo beſchließen die eben erwähnten Inſtanzen. Die 
Ortspolizeibehörde kann durch die vorgeſetzte Behörde angewieſen werden, nur 
mit ihrer Genehmigung die Zuſtimmung zu erteilen. Wird durch die Feſtſetzung 
eine Feſtung, ein öffentlicher Fluß, eine Chauffee, eine Eiſenbahn oder ein 
Bahnhof betroffen, ſo hat die Polizei dafür zu ſorgen, daß der beteiligten Be⸗ 
hörde rechtzeitig Gelegenheit zur Wahrung ihrer Intereſſen gegeben wird. 
Eine Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift macht aber das Verfahren nicht rechts⸗ 
unwirkſam. 

Die Zuſtimmung der Polizeibehörde zum Fluchtlinienplan gilt noch nicht 
als Genehmigung der Wegepolizeibehörde dahin, daß die Straße tatſächlich aus⸗ 
geführt wird. Die Bewidmung für den öffentlichen Verkehr bedarf vielmehr 
der beſonderen ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden polizeilichen Einwilligung. 

Der Fluchtlinienplan muß eine genaue Bezeichnung der davon 
betroffenen Grundſtücke und Grundſtücksteile, eine Beſtimmung der Höhenlage 
ſowie der beabſichtigten Straßen⸗ und Platzentwäſſerung enthalten. Die Ein⸗ 
teilung der Straße in Damm, Bürgerfteige u. dgl. braucht aus dem Plan nicht 
hervorzugehen, da die Profilanordnung zur Zuſtändigkeit der Polizei gehört. Die 
Nichtbezeichnung der betroffenen Grundſtücke und Grundſtücksteile oder die 
Nichtübereinſtimmung mit der Ortlichkeit macht den Plan rechtsunwirkſam, 
wogegen der Mangel der Höhen- und Entwäſſerungsbeſtimmung dieſe Folge 
in der Regel nicht hat. — Für die Straßenbreite ſind geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften nicht gegeben. Man rechnet in der Praxis bei dem Fahrdamm zumeiſt 
mit einer Mindeſtbreite von 6m, damit zwei Fuhrwerke nebeneinander Platz 
finden. Um den Verkehr von drei Fuhrwerken zu ermöglichen, nimmt man 
das Maß von 7,5 bis 8 m. Bei Durchführung einer zweigleiſigen Straßenbahn 
iſt ein Maß von mindeſtens 11 bis 12 m für den Damm ratſam. Die Bürgerſteige 
werden ein Mindeſtmaß von 3 bis 5 m beanſpruchen, und zwar 5 m, wenn 
Gas-, Waſſerleitungen, elektriſche Kabel, Poſtleitungen und dergleichen in die 
Bürgerſteige verlegt werden ſollen. Vorgärten werden bereits mit 3 m Breite 
angelegt; doch iſt namentlich bei bedeutenderen Straßen eine Breite von min⸗ 
deſtens 5m aus Schönheitsgründen zu empfehlen. Die Geſamtſtraßenbreite 
wird ſich nach der beabſichtigten Bebauung richten müſſen. Für Gebäude mit 
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3 Geſchoſſen rechnet man als Mindeſtmaß 15 bis 16 m, mit 4 Geſchoſſen 18 
bis 20 me zwiſchen den Baufluchtlinien; doch iſt es empfehlenswert dieſe Breiten 
für die Fläche zwiſchen den Straßenfluchtlinien anzuordnen, da der Verkehr 
um jo größer zu fein pflegt, je höher die Häuſer find. Bei der Feſtſetzung ſehr 
breiter Straßen iſt zu beachten, daß die Anlieger zu Beiträgen nicht heran⸗ 
gezogen werden können, ſoweit die Straßenbreite 26 m überſteigt. 

Vor der Feſtſtellung hat eine Offenlegung des Planes ſtatt⸗ 
zufinden. Sie geſchieht durch den Gemeindevorſtand, nachdem die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung (das Bürgervorſteherkollegium) und die Ortspolizei⸗ 
behörde (oder der Kreis⸗ bzw. Bezirksausſchuß) zugeſtimmt haben. Die Art 
der Offenlegung iſt in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. Hierbei iſt darauf 
hinzuweiſen, daß Einwendungen binnen einer beſtimmt zu bezeichnenden Friſt 
von mindeſtens vier Wochen bei dem Gemeindevorſtand anzubringen ſind. Die 
Einwendungen können von jedermann erhoben werden; demnach ift auch jeder. 
mann die Einſicht zu geſtatten. Ausnahmsweiſe genügt ſtatt der Offenlegung 
und Bekanntmachung eine Mitteilung an die beteiligten Grundeigentümer, 
wenn die Feſtſetzungen „nur einzelne Grundſtücke betreffen“; die Mitteilung 
bedarf der vorerwähnten Friſtſetzung. Die Anwendung dieſer Ausnahme iſt 
wenig zweckmäßig, da häufig nicht überſehen werden kann, ob nur einzelne 
Grundſtücke betroffen werden. Auch greift die Ausnahmevorſchrift nicht Platz, 
wenn es ſich um ein Grundſtück handelt. 

Über die Einwendungen kann der Gemeindevorſtand mit den Be⸗ 
ſchwerdeführern verhandeln; notwendig iſt es nicht. Führen die Verhandlungen 
nicht zu einer Einigung oder wird von ihnen abgeſehen, ſo beſchließt der Kreis⸗ 
ausſchuß, in Stadtkreiſen und kreisangehörigen Städten von mehr als 10 000 Ein⸗ 
wohnern der Bezirksausſchuß, in Berlin der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Gegen den Beſchluß des Kreis- oder Bezirksausſchuſſes iſt Beſchwerde an den 
Bezirksausſchuß bzw. Provinzialrat zuläſſig. 

Wenn Einwendungen nicht erhoben ſind oder über ſie endgültig beſchloſſen 
iſt, erfolgt die förmliche Planfeſtſtellung durch den Gemeinde⸗ 
vorſtand, in Berlin, Potsdam und Charlottenburg und deren nächſter Um⸗ 
gebung nach Einholung der Königlichen Genehmigung. Der ſo feſtgeſtellte Plan 
iſt zu jedermanns Einſicht nach ortsüblicher Bekanntmachung auszulegen. Eine 
Auslegungsfriſt iſt geſetzlich nicht vorgeſchrieben, wird aber zweckmäßig ange⸗ 
ordnet. Ungeklärt iſt die Frage, ob die Inſtanz, die über Einwendungen be⸗ 
ſchloſſen hat, befugt iſt, über die endgültige Plangeſtaltung zu entſcheiden. Die 
Praxis nimmt dieſe Berechtigung an. Durch ein ſolches Verfahren können 
unter Umſtänden die Grundeigentümer geſchädigt werden, weil die durch die 
Beſchwerdeinſtanz vorgenommene Anderung vorher nicht bekannt gemacht zu 
werden braucht. Immerhin kann die Stadtverwaltung Unbilligkeiten dodurch 
begegnen, daß ſie demnächſt eine Abänderung des Fluchtlinienplans herbeiführt 
oder die Straße nicht zur Ausführung bringt. 

Wenn bei der Fluchtlinienfeſtſetzung mehrere Ortſchaften he⸗ 
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teifigt find, namentlich alſo wenn eine Straße Grenzſtraße iſt oder in einen. 
anderen Kommunalbezirk führt, iſt eine Verhandlung zwiſchen den Gemeinde⸗ 
vorſtänden erforderlich. Bei mangelnder Einigung beſchließen die nämlichen. 
Inſtanzen, die über Einwendungen zu befinden haben. 

Eine Abänderung oder Aufhebung der Fluchtlinienfeſtſetzung 
unterliegt demſelben Verfahren wie die Feſtſetzung ſelber. Soll eine vorhandene 
Straße dem öffentlichen Verkehr entzogen werden, ſo wird die Fluchtlinien⸗ 
aufhebung dem wegepolizeilichen Verfahren vorauszugehen haben (Seite 307), 
da eine Straßenbeſeitigung ohne vorherige Fluchtlinienaufhebung die Straße 
in ein Straßenprojekt umwandeln würde. 

Der Zweck der Fluchtlinienfeſtſetzung iſt die Aufſtellung 
des Projekts einer Straßenanlage und die Schaffung der Grundlagen für die 
baupolizeilichen Maßnahmen. Die Ausführung des Planes iſt 
regelmäßig Sache der Gemeinde. Die Wegepolizeibehörde kann zwar unter 
Umſtänden die Ausführung der Straße verlangen. Ob dies aber in den Grenzen 
des Fluchtlinienplanes zu geſchehen hat, richtet ſich nach dem tatſächlichen Be⸗ 
dürfnis und wird in dem oben behandelten wegepolizeilichen Verfahren ent⸗ 
ſchieden. 

Die unmittelbare Wirkung des Fluchtlinienverfahrens äußert 
ſich nach zwei Richtungen. Einmal erhält die Ge m einde das Recht, die 
durch die feſtgeſetzten Straßenfluchtlinien für Straßen und Plätze beſtimmte 
Grundfläche dem Eigentümer zu entziehen. Die Befugnis entſteht mit dem 
Tage, an dem die Offenlegung des durch den Gemeindevorſtand förmlich feſt⸗ 
geſtellten Planes beginnt. Sie erſtreckt ſich nicht auf Vorgartengelände. Wird 
von dem Rechte Gebrauch gemacht, ſo hat die Gemeinde das Gelände bis zu 
den Fluchtlinien zu erwerben; ſie darf ſich nicht mit einem ſchmaleren Streifen 
begnügen. 

Sodann erhält die Polizei die Befugnis Neubauten, Umbauten und 
Ausbauten über die Straßen- oder Baufluchtlinie hinaus zu verſagen. Dieſe 
Beſtimmung bezweckt, wie ein Miniſterialerlaß vom 15. Februar 1887 ausführt 
„die Gemeinden dagegen zu ſchützen, daß durch eine inzwiſchen vorgenommene 
bauliche Veränderung der Wert eines ganz oder teilweiſe zu Straßenzwecken 
beſtimmten Grundſtücks geſteigert und die Gemeinde dadurch in die Lage ver⸗ 
ſetzt wird, dem Eigentümer bei der demnächſtigen Abtretung eine höhere Ent⸗ 
ſchädigung als zum Zeitpunkt der Fluchtlinienfeſtſetzung zahlen zu müſſen.“ 
Die Polizeibehörden ſollen nach demſelben Erlaß das Baugeſuch erſt prüfen 
und genehmigen, wenn die Gemeinde ihre Einwilligung erteilt hat. Wenn 
aber nach der Anſicht der Polizeibehörde die Gemeinde die Erteilung der Zu⸗ 
ſtimmung an Bedingungen knüpft, die über das Maß des Notwendigen hinaus 
der Gemeinde Vorteile verſchaffen ſollen, oder aber der Unternehmer ſich der⸗ 
artigen Bedingungen nicht fügen will, ſo ſoll die Polizeibehörde ſich an ihre 
vorgeſetzte Behörde wenden. Dieſe hat — ſoweit fie nicht gleichzeitig Kom⸗ 
munalaufſichtsbehörde iſt, nach Erörterung mit letzterer — zu entſcheiden, ob 
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die Baugenehmigung trotz verſagter Einwilligung der Gemeinde abzulehnen 
iſt. Einen Rechtsweg gegen eine dahingehende Entſcheidung hat die Gemeinde 
nicht; es bleibt ihr nur die Beſchwerde im Dienſtaufſichtswege. Verſagt die 
Polizei die Bauerlaubnis, ſo ſtehen dem Betroffenen die üblichen Rechtsmittel 
gegen polizeiliche Verfügungen zu. Dieſe Rechtsmittel führen aber regelmäßig nur 
dann zum Ziele, wenn die Polizei ihre geſetzlichen Befugniſſe überſchritten hat. 
Dies iſt nicht der Fall, wenn nach ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen der Bau 
über die Fluchtlinie zu verſagen iſt. Das polizeiliche Ermeſſen würde nur 
dann dem Sinn des Geſetzes widerſprechen, wenn durch die Bauverſagung 
der Gemeinde nicht nur ein Schaden abgewendet, ſondern darüber hinaus ein 
beſonderer Vorteil zugewieſen würde. Führt der Unternehmer gegen oder 
ohne die polizeiliche Genehmigung den Bau aus, ſo kann Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes, nicht aber ein Zurückſetzen in die Fluchtlinie verlangt 
werden. 

Die Verſagungsbefugnis der Polizei entſteht, wenn Gemeindevorſtand 
und Gemeindevertretung ſich über eine beſtimmte Fluchtlinie geeinigt haben, 
auch wenn gegen den Plan Einwendungen erhoben ſein ſollten. Schon vor 
dieſem Zeitpunkt kann die Polizei von ihrem Verſagungsrecht Gebrauch machen, 
wenn die Ortspolizei die Fluchtlinienfeſtſetzung verlangt und die Spruchbehörde 
dementſprechend beſchloſſen hat oder wenn ganze Ortsteile zerſtört ſind und 
wegen des Bebauungsplans ein Beſchluß noch nicht gefaßt iſt. Klagt der Be⸗ 
troffene wegen Verſagung der Bauerlaubnis, ſo iſt für die Beurteilung des 
Falls die Zeit der Entſcheidung maßgebend. Daher kann, wenn die Einigung 
der Gemeindebehörden bei Einreichung des Baugeſuchs noch nicht vorlag, die 
Verſagung der Bauerlaubnis dadurch zum Ziele geführt werden, daß die Ent⸗ 
ſcheidung auf das Baugeſuch verzögert oder dieſes abgelehnt und im Falle 
einer Klage vor der Urteilsfällung die Einigung der Gemeindebehörden herbei⸗ 
geführt wird. Ein ſolches Verfahren iſt zwar als Regel keineswegs zu empfehlen, 
kann aber dann nicht vermieden werden, wenn die höheren Intereſſen der 
Gemeinde auf andere Weiſe nicht gewahrt zu werden vermögen. 

Die Verſagungsbefugnis der Polizei bedingt ferner einen Neu⸗, Um⸗ oder 
Aus bauüber die Fluchtlinie hinaus. Zu den Bauten rechnet die Verwaltungs⸗ 
und Spruchpraxis u. a. Schuppen, Türme, Denkmäler, Tore, Spaliere, Mauern, 
maſſive Gruben, Kanäle, Anderungen von gewöhnlichen Fenſtern in Schau⸗ 
fenſter, auch Anlagen auf Rädern, wenn die Abſicht erhellt, ſie dauernd auf 
dem Standort zu belaſſen. Ein Ausbau kann auch vorliegen, wenn Räume, 
die bisher nicht zum Wohnen eingerichtet waren, mit Heizungs⸗ und Schorn⸗ 
ſteineinrichtung verſehen werden. Unerheblich iſt, ob für die Bauten eine bau⸗ 
polizeiliche Genehmigung erforderlich iſt. Dagegen gehören nicht hierher Ein⸗ 
friedigungen des Grundſtücks und Reparaturen, das ſind Ausbeſſerungen oder 
Wie derherſtellungen einzelner verdorbener oder untergegangener Teile, während 
eine eingreifende das Mauer- oder Holzwerk umgeſtaltende Veränderung der 
Subſtanz im Innern oder Außern eines Gebäudes als Um⸗, Aus⸗ oder Neu⸗ 
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bau anzuſehen iſt. Die Bauten müſſen die Fluchtlinie in Mitleideuſchaft 
ziehen, einerlei, ob ſie eine Straßenfluchtlinie oder eine beſondere Bau⸗ 
fluchtlinie iſt. Jedoch brauchen die baulichen Maßnahmen nicht un⸗ 
bedingt vor der Fluchtlinie geplant zu ſein. Vielmehr iſt das Verſagungs⸗ 
recht bereits dann gegeben, wenn der umzugeſtaltene Raum durch die 
Fluchtlinie betroffen wird oder wenn die durch den Umbau hervorgerufenen 
baulichen oder wirtſchaftlichen Anderungen die über die Fluchtlinie hin- 
ausgehenden Gebäudeteile beeinfluſſen. 

Durch das Fluchtliniengeſetz werden etwaige beſondere Enteignungs⸗ oder 
Bauverſagungsbefugniſſe nicht berührt. Namentlich wird das dem Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten nach dem Eiſenbahngeſetz zuſtehende Recht, Bahn⸗ 
linien auch durch die bebauten Ortſchaften feſtzuſetzen, durch das Ver⸗ 
fügungsrecht der im Fluchtlinienverfahren mitwirkenden Behörden in keiner 
Weiſe beſchränkt. Die Gemeinde kann ihre entgegenſtehenden Anrechte lediglich 
in dem für den Bau von Eiſenbahnlinien vorgeſehenen landespolizeilichen 
Prüfungsverfahren oder während des Enteignungsverfahrens zur Geltung 
bringen. 

Ein beſonderes Fluchtlinienverfahren iſt für den Zweckverband Groß⸗ 
Berlin durch das z. Zt. im Entwurf vorliegende Zweckverbandsgeſetz vorge⸗ 
ſehen. 

Schadenserſatzpflicht aus der Wegeanlage. Entſchädigung bei Flucht⸗ 
linienfeſtſetzungen. Wenn die Stadt die Wegeunterhaltungspflicht ſchuldhaft ver⸗ 
nachläſſigt, z. B. die Pflaſterung lückenhaft ausführt, ein notwendiges Geländer 
nicht anbringt, und dadurch ein Menſch, ein Fuhrwerk oder ein ſonſtiger Gegenſtand 
zu Schaden kommt, ſo hat die Stadt den Schaden zu erſetzen. Dieſe Verant⸗ 
wortung hat ihre Grundlage im Privatrecht. Der Umſtand, daß der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch als ſolcher ein privatrechtlicher iſt, ſchließt feine Berückſichtigung im 
öffentlichen Recht nicht aus. Denn auch öffentliche Rechte können ſich bei Rechts⸗ 
verletzung in vermögensrechtliche, vor den Zivilgerichten verfolgbare Anſprüche 
verwandeln. 

Wird der Schaden dadurch verurſacht, daß die Straßenreinigung vernach⸗ 
läſſigt iſt, z. B. bei Glätte das Sandſtreuen unterlaſſen war, jo richtet ſich der 
Anſpruch gegen den Reinigungspflichtigen, nicht gegen den Träger der Wege⸗ 
baulaſt. Daher hat in Städten, in denen die Straßenreinigung polizeilich dem 
Anlieger obliegt, derjenige, der durch Ausgleiten auf dem mit Glatteis über⸗ 
zogenen Bürgerſteig zu Schaden gekommen iſt, ſich an den Anlieger, nicht an 
die Stadt zu halten. 

Ferner kann der Anlieger gegen die Stadt als Trägerin der Wegebaulaſt 
dann privatrechtliche Anſprüche auf Schadenserſatz erheben, wenn nachträgliche 
Straßenänderungen den Zugang zu ſeinem Grundſtück weſentlich dauernd er⸗ 
ſchweren. Dieſer Rechtsſatz hat jedoch in Preußen keine allgemeine Geltung. 
Das Reichsgericht hatte derartige Anliegeranſprüche für das gemeinrechtliche 
Gebiet verneint, für das Gebiet des rheiniſch⸗franzöſiſchen und des preu⸗ 
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ßiſchen Rechts bejaht, indem es für letztere Rechtsgebiete ein grunddienſt⸗ 
barkeitähnliches Recht annahm, für das gemeine Recht aber davon ausging, 
daß weder eine Grunddienſtbarkeit noch eine Vertragsbindung zwiſchen Stadt 
und Anlieger beſtände. Im Bürgerlichen Geſetzbuch iſt, wie das Reichsgericht 
entſchieden hat, dieſe öffentlich⸗rechtliche Materie nicht geordnet, vielmehr 
den Landesgeſetzen überlaſſen. Daher iſt nach der Spruchpraxis mangels neuerer 
geſetzlicher Regelung auf das ältere Recht zurückzugehen und für das ehemalige 
Gebiet des preußiſchen und franzöſiſchen Rechts, nicht aber für das des gemeinen 
Rechts der Anliegeranſpruch anzuerkennen. 

Das zivilrechtlich geſchützte Recht des Anliegers beſchränkt ſich aber, nach 
wiederholten Entſcheidungen des Reichsgerichts (ſiehe Bd. 62 S. 89), darauf, 
daß dem Anlieger „durch nachträgliche Anderungen der Straße der Zugang 
zu dieſer und der Verkehr mit dem an ſie ſich anſchließenden Straßennetze nicht 
dauernd weſentlich erſchwert wird, ſowie darauf, daß ihm Luft und Licht durch 
Bauten vor ſeinem Grundſtück nicht dauernd entzogen werden“. Dagegen kann 
der Anlieger nicht beanſpruchen, daß die freie Entwicklung des Straßenverkehrs 
nicht gehemmt wird, noch daß ſeine Ladenfenſter allſeitig ſichtbar ſind, noch 
daß ſonſtige durch die Straßenänderung beſeitigte Vorteile vergütet werden. 
Ebenſowenig erzeugt die Umwandlung einer Straße zur Sackgaſſe, die im 
übrigen den Verkehr mit den benachbarten Häuſern und den Zugang zum Straßen⸗ 
netz unverändert läßt, oder die Benutzung der Straße zu wirtſchaftlichen Zwecken 
eine Schadenserſatzpflicht. Endlich verpflichten auch die notwendigen Straßen⸗ 
herſtellungen, Rammarbeiten an einer Brücke, Pflaſterung und Kanaliſation 
keinesfalls zum Schadenserſatz. 

Der Schadenserſatzanſpruch ſteht unter Umſtänden auch Mietern, nament⸗ 
lich den gewerbetreibenden, zu. Der Eigentümer eines unbebauten Grundſtücks 
hat ein Recht auf Schadenserſatz nicht; desgleichen nicht derjenige, der an 
einer nicht regulierten Straße oder an einer Landſtraße gebaut hat, da 
ſolche Wege lediglich dem Verkehr, nicht aber dem Anbau dienen. 

Sind dem Anlieger, der einen Schaden geltend macht, durch die Straßen⸗ 
änderung Vorteile erwachſen, etwa infolge Wertſteigerung der Grundſtücke, 
ſo muß er dieſe ſich auf die Nachteile anrechnen laſſen. 

Wirddurchdie Feſtſetzungneuer Fluchtlinien Grund⸗ 
eigentum betroffen, ſo kann eine Entſchädigung nur in den 
durch das Fluchtliniengeſetz aufgeführten Fällen gefordert werden. Ein ſolcher 
Fall liegt vor, wenn auf Verlangen der Gemeinde die zu Straßen und Plätzen 
beſtimmten Grundflächen für den öffentlichen Verkehr abgetreten werden. 
Hierbei iſt die Entſchädigung nach einem Wert zu bemeſſen, den die Grund⸗ 
flächen haben würden, wenn die Fluchtlinienfeſtſetzung nicht erfolgt wäre. 
Wird das Grundſtück erſt durch die Fluchtlinienfeſtſetzung Bauland — d. h. ein 
Gelände, deſſen Bebauung in naher Zeit nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge zu erwarten iſt —, ſo kann es als ſolches nicht eingeſchätzt werden. Dies 
ſchließt aber die Berücksichtigung derjenigen Werkſteigerung nicht aus, welche 
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aus Anlaß der durch die Fluchtlinienfeſtſetzung fortſchreitenden Bebauung 
allgemein herbeigeführt wird. Hatte das Grundſtück dagegen vor der Flucht⸗ 
linienfeſtſetzung die Eigenſchaft als Bauland, ſo iſt es als ſolches zu ſchätzen, 
auch wenn die Fluchtlinie eine Bebauung unmöglich macht. 

Eine Entſchädigung kann ferner verlangt werden, wenn die Straßen- oder 
Baufluchtlinie vorhandene Gebäude trifft und das Grundſtück bis zur neuen 
Fluchtlinie von Gebäuden freigelegt wird. Hierbei kommt es darauf an, ob 
zur Zeit der erſten Offenlegung des Fluchtlinienplans ein Gebäude vorhanden 
war. Unerheblich iſt es, ob zur Zeit der Fluchtlinienfeſtſetzung das Gebäude 
durch Naturereignis zerſtört oder zum Zweck eines Neubaus niedergelegt war. 
Die Entſchädigungspflicht tritt in dem Augenblick ein, wo die Freilegung tat⸗ 
ſächlich erfolgt. Sie umfaßt die Pflicht zur Entſchädigung des abzutretenden 
Geländes. Kommt eine Einigung nicht zuſtande, ſo muß die Gemeinde das 
Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahren im Enteignungswege beantragen. Sie 
wird alſo in dieſem Falle auch gegen ihren Willen den Eigentumserwerb des 
Straßengeländes herbeiführen. 

Endlich kann eine Entſchädigung gefordert werden, wenn die Straßen⸗ 
fluchtlinie einer neu anzulegenden (nicht alſo einer zu erweiternden) Straße 
ein unbebautes, aber bebaubares Grundſtück trifft, das zur Zeit der Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzung an einer vorhandenen, für den öffentlichen Verkehr und Anbau fertig⸗ 
geſtellten anderen Straße liegt. Der Eigentümer muß an und fur ſich 
tatſächlich und rechtlich in der Lage geweſen ſein, an der alter. Straße zu 
bauen, und hieran durch die Fluchtlinie der neuen Steaße verhindert wor⸗ 
den ſein. Alsdann tritt die Entſchädigungspflicht in dem Zeitpunkte ein, in 
welchem nach der Fluchtlinie der neuen Straße gebaut wird. Das abzu⸗ 
tretende Gelände iſt zu vergüten und wie im vorhererwähnten Falle durch 
die Gemeinde, auch gegen ihren Willen, zu erwerben. — In allen ſonſtigen 
Fällen kann die Gemeinde nicht gezwungen werden, das Straßengelände vor 
dem ihr genehmen Zeitpunkt zu erwerben, ſelbſt nicht durch ein etwaiges Bau- 
vorhaben, da nach der Fluchtlinienfeſtſtellung ein Bauen auf dem Straßen⸗ 
gelände unterſagt werden darf. Andererſeits kann aber die Gemeinde vor Durch⸗ 
führung der Enteignung das Straßengelände gegen den Willen der Eigentümer 
nicht zu Straßenzwecken verwenden. 

Sind in der Fluchtlinienfeſtſetzung Vorgärten vorgeſehen, ſo wird 
die Gemeinde wegen der dadurch entſtehenden Beſchränkung nur dann ent⸗ 
ſchädigungspflichtig, wenn eine der beiden Fluchtlinien ein Gebäude trifft und 
dieſes niedergelegt wird. Die Erſatzpflicht tritt im Zeitpunkt der Gebäude⸗ 
niederlegung ein. 

In allen Fällen, in denen eine Entſchädigungspflicht beſteht, lann der 
Eigentümer die Übernahme des ganzen Grundſtücks verlangen, wenn es„durch 
die Fluchtlinie entweder ganz oder ſo weit in Anſpruch genommen wird, daß 
das Reſtgrundſtück nach den baupolizeilichen Vorſchriften des Ortes nicht mehr 
zur Bebauung geeignet iſt“. 
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Die Baupolizei. Das Eigentum an Grundſtücken unterliegt gewiſſen 
öffentlichen Beſchränkungen, die auf den Rechtsſatz ſich gründen, daß der Beſitz 
in einem polizeimäßigen Zuſtande zu erhalten iſt. Daher gibt es ein unbe⸗ 
ſchränktes Baurecht nicht. Vielmehr hat ein jeder ſich nach den Vorſchriften zu 
richten, welche die Baupolizei im Rahmen ihrer Befugniſſe erläßt. Nun iſt 
der Umfang der baupolizeilichen Rechte geſetzlich nicht feſt umgrenzt. Die 
Baupolizei iſt nur ein Zweig der Polizei und ihre Befugniſſe ſind, abgeſehen 
von einigen Sonderbeſtimmungen, keine anderen als die der Polizei überhaupt. 
Auch für die Baupolizei gilt daher die geſetzliche Richtſchnur, die § 10 II 17 
des Allgemeinen preußiſchen Landrechts enthält: „Die nötigen Anſtalten zur. 
Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung 
der dem Publiko oder einzelnen Mitgliedern derſelben bevorſtehenden Gefahr 
zu treffen, iſt das Amt der Polizei“. Zur Zuſammenfaſſung des örtlichen Bau⸗ 
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rechts werden nun für Regierungsbezirke, Kreiſe oder Gemeinden Bau⸗ 
polizeiverordnungen erlaſſen, deren Rechtsgrund in dem erwähnten 
Paragraphen des Landrechts oder in den beſonderen Beſtimmungen anderer 
Geſetze liegt. Die Verordnungen beſeitigen aber die Anwendbarkeit jenes 
Paragraphen des Landrechts nicht, ſo daß ein Einſchreiten der Baupolizei nicht 
deshalb ausgeſchloſſen iſt, weil die Baupolizeiverordnung eine Sondervor⸗ 
ſchrift für den Einzelfall vermiſſen läßt. Dies gilt jedoch mit der für jede 
Polizeiverordnung maßgebenden Einſchränkung, daß ihre Beſtimmungen auch 
für die Polizeibehörde bindend ſind und, ſoweit ſie die Regelung eines 
Falles getroffen hat, weitergehende Anforderungen nicht geſtellt und Aus⸗ 
nahmen oder Abweichungen nur zugelaſſen werden dürfen, wenn die Polizei⸗ 
behörde durch die Verordnung dazu ermächtigt iſt. Zu beachten iſt ferner, 
daß das Landrecht nur eine Handhabe zue Abwendung von Gefahren für 
Leben und Geſundheit, nicht aber zur Verhütung von Beläſtigungen oder 
wirtſchaftlichen Nachteilen, auch nicht zur Durchführung von Forderungen 
gibt, die aus rein architektoniſchen oder Schönheitsgründen geſtellt werden. 
Indeſſen bieten neuere Geſetze die Möglichkeit, aus derartigen Erwägungen 
einzuſchreiten, fo die Gewerbeordnung, das Fluchtlimiengeſetz (bei unfertigen 
Straßen auf Grund einer Baubedingung des Gemeindevorſtandes) und das 
Geſetz gegen die Verunſtaltung von Ortſchaften vom 15. Juli 1907. 

Die Baupolizeiverordnungen pflegen in der Hauptſache techniſche Vor⸗ 
ſchriften zu enthalten. Dieſe find aber nicht immer rein baulicher Natur, ſondern 
greifen bisweilen in das Gebiet der Verkehrs⸗, Wege⸗, Geſundheits⸗ und Feuer⸗ 
polizei über. Zumeiſt finden ſich in den Baupolizeiordnungen Beſtimmungen 
über die zuläſſige Bebauung der Grundſtücke, über die Höhe der Gebäude, über 
die zuläſſige Geſchoßzahl, über die Bauausführung, über die Zuführung von 
Licht und Luft, über die Abſtände der Bauten, über die Beſchaffenheit der 
zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmten Räume, der Vorder⸗ und 
Hinterwohnungen, über Brandmauern, Feuerſtätten, auch über Vorgärten, 
über die Beachtung der Baufluchtlinien und über das Vertreten von Bauteilen 
über die Fluchtlinie hinaus. Die Beſtimmungen ſind bisweilen auf dasſelbe 
gerichtet wie die Vorſchriften des privaten, auf Reichs⸗ oder Landesrecht fußenden 
Nachbarrechts. Dann unterſcheiden ſie ſich von dieſen nur dadurch, daß ſie der 
Polizeibehörde, das Privatrecht dem einzelnen Befugniſſe einräumen, ferner 
daß ſie von Amts wegen und ohne Unterſchied der Perſon durchzuführen ſind, 
während die Ausübung der privatrechtlichen Befugniſſe in das Belieben des 
einzelnen geſtellt iſt und vertraglichen Abänderungen unterliegt. 

Eine Abgrenzung der Befugniſſe der Baupolizei 
gegenüber den anderen Zweigen des Polizeiweſens 
läßt ſich nicht in einer Formel ausdrücken. Das Baupolizeirecht beſchränkt ſich 
nicht auf die Anordnungen über bauliche Maßnahmen. So kann die Baupolizei 
auch die Freihaltung einer Durchfahrt von Veckaufsſtänden und dgl. erzwingen. 
Ihre Anordnungen müſſen jedoch in eine tatſächliche Beziehung zu Gebäuden. 
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und Gebäudeteilen treten. Dieſe Grenze wird ſo weit gezogen, daß man auch 
die Beſtimmungen über die Einfriedigung unbebauter Grundſtücke in das Zu⸗ 
ſtändigkeitsgebiet der Bau⸗ und nicht der Sicherheitspolizei rechnet, ſofern es 
ih) um ein Baugrundſtlick handelt. Andererſeits iſt die Baupolizeibehörde 
nicht zu baulichen Maßnahmen an jedem Ort befugt; ebenfalls die Wegepolizei 
oder die Sicherheitspolizei kann unter Umſtänden derartige Anordnungen treffen, 
wenn ſie allein den Wegebau oder die öffentliche Sicherheit ohne jede Beziehung 
zum Bau auf Privatgrundſtücken betreffen. So unterliegt die Vornahme der 
Entwäſſerung der Verfügung der Baupolizei, wenn ſie der Grundſtücksent⸗ 
wäſſerung dient, während die Straßenkanaliſation ihrer Zuſtändigkeit entrückt 
iſt. Ferner ſteht die Beſtimmung darüber, in welchem Abſtande von einer Chauſſee 
gebaut werden darf, der Chauſſeepolizeibehürde, d. i. dem Landrat, in kreisfreien 
Städten der Ortspolizeibehörde, zu. Bei einem Zuſtändigkeitsſtreit mit der 
Geſundheitspolizei ift davon auszugehen, daß die Baupolizei einzuſchreiten hat, 
ſofern zur Beſeitigung des geſundheitswidrigen Zuſtandes bauliche Vorkehrungen 
zu treffen ſind, andernfalls die Geſundheitspolizei; z. B. verfügt die Geſund⸗ 
heitspolizei, wenn die Anordnung lediglich auf Räumung der Wohnung gerichtet 
iſt. Endlich kann es mitunter zweifelhaft ſein, ob die Verkehrs⸗ oder die Bau⸗ 
polizei zuſtändig iſt, dann z. B. wenn Schaukäſten in Frage ſtehen. Regelmäßig 
iſt es Sache der Verkehrspolizei, für die Beſeitigung aller den Verkehr ſtörenden 
beweglichen Gegenſtände, z. B. der Schaukäſten, zu ſorgen, während Ordnungs⸗ 
widrigkeiten von Beſtandteilen der Gebäude, wie Schaufenſtervergitterungen, 
von der Baupolizei zu beheben ſind. 

Wenn auch die Baupolizei ſich bei ihren Verordnungen und Verfügungen 
von polizeilichen Geſichtspunkten leiten laſſen muß, ſo iſt doch nicht ausgeſchloſſen, 
daß gleichzeitig wirtſchaftliche Intereſſen wahrgenommen werden. Aus dieſem 
Gedanken heraus werden in den neueren Bauordnungen Bauklaſſen 
feſtgeſetzt oder ſogenannte abgeſtufte Baupolizeiverocdnungen 
erlaſſen. Man beſtimmt darin Zonen, in denen eine verſchiedene Ausnutzung 
des Baugrundes, der Fläche und Höhe nach zugelaſſen wird. Dabei geſtattet 
man regelmäßig in dem Stadtinnern und in Geſchäftsvierteln eine größere 
Baudichtigkeit als in den äußeren Stadtteilen. Man ſondert die reinen Wohn⸗ 
viertel von Induſtrie und Handelsvierteln, um den aus den Fabriken und dem 
größeren Verkehr entſtehenden Geſundheitsſchäden vorzubeugen. Auch ſchafft 
man gewiſſe Erleichterungen techniſcher Art für den Kleinwohnungsbau, was 
durchaus zuläſſig iſt, da das Urteil über die Angemeſſenheit und Notwendigkeit 
der Bauvorſchriften in das pflichtmäßige Ermeſſen der Polizei geſtellt iſt. Endlich 
pflegt man für beſtimmte Stadtteile die geſchloſſene Bauweiſe, 
für andere die offene, wieder für andere die halboffene Bauweiſe 
zuzulaſſen. Der Unterſchied beſteht darin, daß bei jener Bauart Haus an Haus 
zu reihen, bei dieſer ein Abſtand zwiſchen den Gebäuden, der Bauwich, 
einzuhalten iſt. Der Bauwich kann für die einzelnen Stadtteile verſchieden 
bemeſſen, auch für Vorderhäuſer oder Hinterhäuſer allein angeordnet und 
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endlich derart beitinmmt werden, daß er nicht bei jedem Haus, ſondern nach 
einer beſtimmten Zahl von Häuſern einzuhalten iſt. Im letzteren Falle entſtehen 
die ſogenannten Gruppenbauten. 

Bei der Trennung von Wohn- und Fabrikviertel ſind 
einige durch das Weſen der Polizei und die Geſetzgebung gezogene Grenzen 
zu beachten. Die Scheidung iſt nur zuläſſig, um eine Gefahr, namentlich die 
Geſundheitsgefahr, auszuschließen. Beläſtigungen darf nur inſoweit vorgebeugt 
werden, als der Verkehr auf den Straßen in Betracht kommt und das hier ver⸗ 
kehrende Publikum vor Beläſtigungen gehütet werden ſoll. Daher würde es 
unſtatthaft ſein, durch Polizeiverordnung für gewiſſe Ortsteile nur Wohngebäude 
vorzuſchreiben. Dies kann lediglich mittelbar geſchehen, einmal durch die An⸗ 
ordnung gewiſſer techniſcher Vorſchriften, deren Erfüllung den Bau einer Fabrik 
unzweckmäßig machen würde, und ſodann dadurch, daß Anlagen und Betriebe 
unterſagt werden, die durch Rauch, Ruß, Gerüche, ſchädliche Ausdünſtungen, 
Geräuſche oder in ſonſtiger Weiſe Gefahrer für das Publikum, namentlich in 
geſundheitlicher Hinſicht, zur Folge haben oder die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs auf öffentlichen Wegen beeinträchtigen. Dieſe Verbote dürfen 
ſich aber nach der Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts nicht auf ge- 
werbliche Anlagen beſchränken, da ſonſt die durch die Gewerbeordnung 
gewährleiſtete Gewerbefreiheit berührt würde. Dagegen würde es ſtatt⸗ 
haft ſein, wenn ſich die beſchränkende Beſtimmung auf alle — gewerb⸗ 
lichen oder nicht gewerblichen — Anlagen oder auf Fabriken (das ſind 
umfangreiche, regelmäßig mit Maſchinen betriebene Werkſtätten) ſchlechthin 
beziehen würde. 

Soll über das baupolizeilich zuläſſige Maß hinaus eine Vorſchrift für Wohn⸗ 
viertel erlaſſen werden, jo würde dies nur auf dem Wege eines Ortsſtatuts, 
das ſich auf das unten behandelte Geſetz gegen die Verunſtaltung gründet, 
möglich ſein. Ein ſolches Ortsſtatut iſt ſchon deshalb zweckdienlicher, weil es 
die Mitwirkung der Gemeindevertretung erfordert, was bei derartigen, das 
geldliche und Lebensintereſſe der Bürgerſchaft ſtark beeinflußenden Maßnahmen 
ſicherlich geboten iſt. Auch im übrigen empfiehlt es ſich, geſtaffelte Bauordnungen 
nur in engſter Fühlung mit der Gemeindevertretung zu erlaſſen. Denn dieſe 
Bauordnungen beeinfluſſen, ſchaffen und mindern Werte des ſtädtiſchen Bodens 
und können Schädigungen hervorrufen, ohne daß die Betroffenen einen Erſatz⸗ 
anſpruch erlangen. Wünſchenswert wäre es, daß auf geſetzlichem Wege der 
Erlaß von abgeſtuften Bauordnungen in ähnlicher Weiſe wie das Fluchtlinien⸗ 
verfahren geregell wird. 

Zuſtändige Baupolizeibehörde iſt grundſätzlich die Orts⸗ 
polizei. Bei gewerblichen Anlagen iſt daneben eine beſondere gewerbepolzei⸗ 
liche Genehmigung erforderlich, welche die Maßnahmen der Baupolizei beſtimmen 
kann (Seite 326). Ebenſo iſt die Baupolizei in ihren Entſchließungen beſchränkt, 
wenn gewiſſe landespolizeiliche Vorſchriften gegeben ſind. Jedoch kann die 
höhere Behörde die Befugniſſe der Baupoltzei nicht an ſich ziehen; Ausnahmen 
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ſind nur zuläffig, wenn ohne unmittelbares Vorgehen der höheren Inſtanz das 
erſtrebte Ziel polizeilichen Einſchreitens nicht erreichbar iſt. 

Die Baugenehmigung. Regelmäßig bedarf die Vornahme von Bauten 
und baulichen Anderungen der baupolizeilichen Genehmigung, die man Bau⸗ 
erlaubnis oder Baukonzeſſion nennt. Von dem Erfordernis der Genehmigung 
nimmt man jedoch zumeiſt Abſtand bei geringfügigen Baumaßnahmen, die in 
den Bauordnungen aufgeführt zu werden pflegen. Die Bauerlaubnis 
bedeutet die Erklärung, daß dem geplanten Bau Hinderniſſe in dem zur Zeit 
der Erlaubniserteilung geltenden öffentlichen Rechte nicht entgegenſtehen. Sie 
ſchafft lein neues Recht, läßt vielmehr das öffentliche und Privatrecht unberührt. 
Über das letztere gibt ſie überhaupt keine Erklärung ab. Daher hat ein jeder 
ſelbſt zu prüfen, ob dem Bau private Rechte Dritter, etwa aus dem Nachbarrecht, 
entgegenſtehen. Auch kann ein Dritter, dem ein ſolches Privatrecht zur Seite 
ſteht, nicht von der Baupolizei verlangen, dieſes Recht wahrzunehmen. Vielmehr 
wird die Polizei ſolche Dritte auf den Rechtsweg verweiſen müſſen, was aber 
richt ausſchließt, daß ſie im Wege der Verhandlung einen Ausgleich der wider⸗ 
ſtrebenden Intereſſen herbeiführt. Auch eine Verpflichtung zu bauen ſchafft 
die Bauerlaubnis nicht. Da ſie aber in der Regel befriſtet erteilt wird und beim 
Ablauf der Friſt die Erlaubnis wiederum einzuholen iſt und alsdann neue Koſten 
entſtehen, wird durch die Erteilung der Bauerlaubnis die Bauausführung 
innerhalb der beſtimmten Friſt immerhin beeinflußt. 

Eine Form für die Bauerlaubnis iſt geſetzlich nicht vorgeſchrieben; jedoch 
vflegen die Baupolizeiverordnungen die Schriftform zu beſtimmen und die 
Ecteilung eines Bauſcheins zu erfordern. Als Unterlagen für den Bauſchein 
dienen das Baugeſuch und die Bauvorlagen. Unter letzteren verſtehen 
die Bauordnungen meiſtens einen Lageplan, der die Lage des Grundſtücks zur 
Straße und zu den Nachbargrundſtücken und die auf dem Baugrundſtück und 
den Nachbargrundſtücken befindlichen Bauten erkennen läßt, ferner einen Bau⸗ 
plan mit Grundriſſen der Geſchoſſe und den notwendigen Querſchnitten, die 
Darſtellung der Konſtruktion, eine ſtatiſche Berechnung, die Angabe der zu 
verwendenden Baumaterialien und eine Faſſadenzeichnung. 

Berechtigt zur Einreichung des Baugeſuchs iſt der ſogenannte Bauherr 6 
der Grundſtückseigentümer und jeder, der nachweiſt, daß er ein rechtliches Inte reſſe 
an der Erledigung des Baugeſuchs hat, alſo etwa der Nießbraucher, Mieter, 
Pächter. In der Regel enthalten die Bouordnungen nach dieſer Richtung ein- 
ſchränkende Beſtimmungen: insbeſondere pflegt verlangt zu werden, daß, 
wenn der Bauherr nicht gleichzeitig Grundſtückseigentümer iſt, das Baugeſuch 
und die Bauvorlagen von dieſem mitunterzeichnet werden müſſen. Der Bauherr 
muß einen beſtimmten Antrag ſtellen. Die Baupolizei iſt nicht verpflichtet, 
ein Geſuch zu prüfen, wenn damit mehrere Baupläne für ein und dasſelbe 
Grundſtück vorgelegt werden und die Auswahl für die Bauausführung vor⸗ 
behalten wird. Auch muß der Antrag ernſtlich gemeint ſein. Die Bauerlaubnis 


kann deshalb verſagt werden, wenn von vorneherein feſtſteht, daß das Bau⸗ 
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vorhaben nicht ausgeführt wird, ſei es, weil die Verfügung über das Grundſtück 
fehlt, ſei es, weil die betreffende Perſon oder Geſellſchaft ſich nicht mit der Be⸗ 
bauung von Grundſtücken, ſondern nur mit deren Verkauf beſaßt. 

Das Erfordernis der baupolizeilichen Genehmigung beſteht nicht nur für 
Privatgebäude, ſondern auch für öffentliche Gebäude. Daher muß 
auch für Gemeinde- und Staatsbauten die Bauerlaubnis nachgeſucht werden. 
Jedoch enthalten manche Bauordnungen die Beſtimmung, daß bei Staats⸗ 
bauten die Einholung der förmlichen Bauerlaubnis nicht erforderlich iſt, daß es 
vielmehr genügt, wenn das Bauvorhaben der Polizeibehörde zur Erklärung 
vorgelegt wird, ob und was in baupolizeilicher Hinſicht zu erinnern iſt. Eine 
derartige Ausnahmebeſtimmung iſt zuläſſig, aber nicht zweckmäßig, da fie die Ein⸗ 
wirkung auf die Bauausführung beſchränkt, ohne die Verantwortlichkeit der 
Polizei zu verändern. 

Durch die Baugenehmigung können auch Ausnahmen (Dispenſe) 
zugelaſſen werden. Eine derartige Maßnahme iſt in das freie Ermeſſen der 
Behörde geſtellt. Ausnahmen von Beſtimmungen der Baupolizeiordnungen ſind 
jedoch nur bei den in dieſen Ordnungen vorgeſehenen Fällen ſtatthaft Zuſtändig 
für die Ausnahmebewilligung iſt die in der Baupolizeiverordnung vorgeſehene 
Behörde. Schweigt die Verordnung darüber, ſo beſchließt nach dem Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetz (§ 145) der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in kreisangehörigen 
Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern der Bezirksausſchuß. Gegen den 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes iſt die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß, gegen 
den erſtinſtanzlichen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes die Beſchwerde an den 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten, gegen den Beſchluß anderweitiger in den 
Bauordnungen beſtimmten Behörden nur die Beſchwerde an die Aufſichts⸗ 
behörde zuläſſig. Bemerkenswert iſt die geſetzliche Beſtimmung, daß auch die 
Baupılizeibehörde den Beſchluß, durch den die Ausnahme erteilt wird, im 
Beſchwerdewege anfechten kann, ſelbſt wenn er von der Aufſichtsbehörde gefaßt 
worden iſt; eine Beſtimmung, die eine Ausnahme von der allgemeinen Pflicht 
der Polizeibehörden, ſich der vorgeſetzten Behörde unterzuordnen, darſtellt. 
Bei gewerblichen Anlagen hat die zur Erteilung der gewerbepolizeilichen Ge⸗ 
nehmigung zuſtändige Behörde auch über das Ausnahmegeſuch zu entſcheiden. 

Die Ausnahmebewilligung kann an Bedingungen geknüpft werden, die 
auch auf andere als polizeiliche Zwecke gerichtet ſind, etwa auf die angemeſſene 
Ausgeſtaltung der Faſſade, auf Wahrung nachbarlicher Intereſſen u. dgl. Eine 
Pflicht für den Bauherrn, von der Ausnahme Gebrauch zu machen, beſteht 
nicht. Geſchieht es aber, ſo ſind die Bedingungen zu erfüllen. Endlich iſt es nicht 
ausgeſchloſſen, daß eine Ausnahmebewilligung nachträglich, ſelbſt nach Vollendung 
des Baues, erteilt wird. 

Auch abgeſehen von den bei der Ausnahmebewilligung gemachten Be⸗ 
dingungen kann die Baupolizeibehörde Baubedingungenſtellen. Regel⸗ 
mäßig geſchieht dies, wenn an ſich ein Grund vorliegt, die Bauerlaubnis zu ver⸗ 
ſagen, von dieſer Befugnis aber kein Gebrauch gemacht wird, falls gewiſſe 
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Auflagen erfüllt werden. Ferner können Baubedingungen geſtellt werden, 
wenn an einer unfertigen Straße gebaut werden ſoll und der Gemeindevorſtand 
das Recht des Bauverbots (Seite 339) geltend macht. 

In manchen Fällen it eine grund buchliche Sicherung der 
Baubedingung erforderlich; dann nämlich, wenn ein polizeigemäßer 
Zuſtand nur durch gemeinſames Vorgehen mit dem Nachbarn erreicht werden 
kann, insbeſondere bei den ſogenannten Hofgemeinſchaften. Nach der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts (Bd. 61 S. 338) kann die Sicherſtellung durch 
Eintragung einer Dienſtbarkeit auf dem Nachbargrundſtück aber nicht derart erfol- 
gen, daß die Löſchung nur mit Zuſtimmung der Polizei- oder fonftigen Behörde er⸗ 
folgen darf. Infolgedeſſen kann es vorkommen, daß der Nachbar mit Einwilligung 
des Berechtigten auch gegen den Willen der Behörde die Eintragung löſchen 
läßt. Alsdann bleibt der Polizeibehörde nichts anderes übrig, als durch An⸗ 
ordnung der Beſeitigung der nunmehr polizeiwidrigen Baulichkeit einen Druck 
auszuüben. Auch hat das Reichsgericht (Bd. 47 S. 202) die Möglichkeit verneint, 
daß ein Eigentümer mehrerer Bauſtellen eine derſelben zugunſten der andern 
mit der Dienſtbarkeit belaſtet, da niemand mit ſich ſelbſt einen dinglichen Vertrag 
ſchließen könne. Der Schwierigkeit kann nur dadurch abgeholfen werden, daß 
für das herrſchende oder dienende Grundſtück ein Dritter, etwa die Ehefrau, 
zu einem verſchwindenden Teil als Miteigentümer eingetragen wird. 

Die Baugenehmigung iſt eine polizeiliche Erklärung, keine Verfügung. 
Wird ſie jedoch verſagt oder an Bedingungen geknüpft, fo ſtellt fie eine poli⸗ 
zeiliche Verfügung dar, da ſie in beiden Fällen ein Verbot enthält. 
Alsdann iſt die Anordnung anfechtbar wie jede andere polizeiliche Verfügung, 
alſo mit der Beſchwerde oder Verwaltungsſtreitklage binnen zwei Wochen 
nach der Aushändigung des Bauſcheins (19. Kapitel). Nach Ablauf der Fri 
kann der Beteiligte gegen die Polizeibehörde nur noch vorgehen, wenn ſie die 
Erfüllung im Zwangswege durchführt und die Bedingung noch nicht Gegen⸗ 
ſtand eines beſonderen Beſchwerde⸗ oder Verwaltungsſtreitverfahrens ge⸗ 
weſen iſt. 

Die Verſagung der Bauerlaubnis kann ſich nur auf das Bau- 
recht ſtützen, nicht auf das Privatrecht, z. B. nicht darauf, daß das Eigentum im 
Streit befangen iſt; auch nicht auf das öffentliche Recht, das eine polizeiliche Ver⸗ 
ſagungsbefugnis nicht beſonders begründet, z. B. nicht darauf, daß ein Ent⸗ 
eignungsrecht beſteht oder daß die Grundſteuer oder ortsſtatutariſche Beiträge 
nach § 15 des Fluchtliniengeſetzes nicht bezahlt find. Ein abgelehntes Bau⸗ 
geſuch kann aber jederzeit wiederholt werden. Die Polizei darf ſich einer er⸗ 
neuten Prüfung und Beſcheidung nicht entziehen, ſelbſt wenn die Verſagung 
ſchon einmal durch die höhere Inſtanz für rechtmäßig erklärt iſt. 

Über das Erlöſchen der Bauerlaubnis pflegen die Bau- 
ordnungen beſondere Beſtimmungen zu enthalten. Zumeiſt erliſcht die Gültigkeit 
der Baugenehmigung, wenn nicht innerhalb einer beſtimmten Friſt von ihr 
Gebrauch gemacht iſt. Aus dem Weſen der Bauerlaubnis folgt ferner, daß 
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ſie auch dann erliſcht, wenn von ihr Gebrauch gemacht iſt. Die Vornahme von 
Bauten nach Erlöſchen der Baugenehmigung bedarf einer neuen Erlaubnis; 
dies auch in dem Falle, daß eine früher bereits mitgenehmigte bauliche Anlage 
nach Fertigſtellung des Baues ausgeführt werden ſoll. Ob ein Bau fertig iſt, 
wird regelmäßig durch die baupolizeiliche Abnahme feſtgeſtellt. Dieſe bezeichnet 
man wohl als Gebrauchsabnahme, der gewöhnlich eine Rohbau— 
abnahme bei Vollendung des Rohbaus voraufgeht. 

Die Zurücknahme einer Bauerlaubnis iſt in erſter Linie 
zuläſſig, wenn ſie ſich mit dem zur Zeit der Erteilung gültigen Baurecht in Wider⸗ 
ſpruch geſetzt hat, alſo von vorneherein rechtswidrig war. Dies würde z. B. 
der Fall ſein, wenn die Bauvorlagen unrichtig waren, wenn das Projekt Mängel 
enthält, die nicht erkannt wurden oder nicht erkennbar waren, und die Mängel 
polizeiwidrige Zuſtände (z. B. Geſundheitsgefahr) hervorrufen. Die Zurück, 
nahme iſt unter derartigen Vorausſetzungen auch nach der Bauausführung 
ſtatthaft. Ferner kann die Baugenehmigung widerrufen werden, wenn das 
öffentliche Recht, das der Erlaubnis zugrunde lag, ſich vor Beginn der Bau⸗ 
ausführung ändert, z. B. wenn eine neue Bauordnung oder ein Ortsſtatut 
gemäß § 12 des Fluchtliniengeſetzes (Seite 339) erlaſſen oder eine Fluchtlinie 
geändert oder neu feſtgeſetzt wird. Der Widerruf auf Grund der Anderung 
des Baurechts iſt aber nach der Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts 
nicht mehr erlaubt, wenn mit dem Bau begonnen worden iſt. 

Die Zurücknahme einer Bauerlaubnis ſetzt häufig den Bauherrn Nachteilen 
aus, ohne daß er in der Lage iſt, einen Schadenserſatz gegen die Behörde geltend 
zu machen, da dieſe zum Widerruf berechtigt iſt. Daher iſt es Pflicht der Bau⸗ 
polizeibehörde, ſorgfältig abzuwägen, ob die wahrzunehmenden öffentlichen 
Intereſſen derart ſind, daß die nachteiligen Wirkungen für den Betroffenen 
nicht berückſichtigt werden können. 

Bisweilen behält ji die Baupolizeibehörde die Zurücknahme ausdrücklich 
vor, indem ſie die Erteilung der Bauerlaubnis an den Vorbehalt des 
Widerrufs knüpft. Dies kann geſchehen, wenn die Baupolizeiordnung 
den Widerruf zuläßt oder wenn der Bau regelmäßig unſtatthaft iſt, die Bau⸗ 
polizei aber Ausnahmen bewilligen kann. Jedoch würde es unzuläſſig ſein, 
wenn die Behörde einen Bau, der dem Baurecht widerſpricht und für den der 
Behörde ein Ausnahmebewilligungsrecht nicht zuſteht, widerruflich genehmigt. 
Denn auch die Baupolizeibehörde iſt an die Bauordnung gebunden. Anders 
liegt der Fall, wenn der Bau ohne Wiſſen oder Genehmigung der Baupolizei⸗ 
behörde ausgeführt iſt und die Baupolizeibehörde Ausſtand für die Beſeitigung 
erteilt. Denn die Polizei iſt bei der Durchführung der Zwangsmittel, die ihr 
zur Behebung eines polizeiwidrigen Zuſtandes gegeben ſind, an eine Friſt nicht 
gebunden. 

Die Baugenehmigung gewerblicher Betriebe. Die Reichsgewerbeordnung 
ſchreibt vor, daß für Anlagen, welche durch die örtliche Lage oder die Beſchaffenheit 
der Betriebsſtätte für die Beſitzer oder Bewohner der benachbarten Grundſtücke 
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oder für das Publikum überhaupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder Beläſti⸗ 
gungen herbeiführen können, die Genehmigung einer landesgeſetzlich beſtimmten 
Behörde erforderlich iſt. Dieſe Anlagen ſind in der Gewerbeordnung ($ 16) 
aufgeführt und können durch Beſchluß des Bundesrats vorbehaltlich der Ge⸗ 
nehmigung des nächſtfolgenden Reichstags neu beſtimmt werden. Ge⸗ 
nehmigungsbehörde in Preußen iſt für die Mehrzahl der gewerblichen 
Anlagen der Kreis (Stadt) ausſchuß, in den kreisangehörigen Städten mit mehr 
als 10 000 Einwohnern, welche die Magiſtratsverfaſſung haben, der Magiftrat. 
Für gewiſſe bedeutendere Anlagen ſteht die Genehmigung dem Bezirksaus⸗ 
ſchuß zu. 

Die gewerbepolizeiliche Genehmigung ſchließt die Bau- 
genehmigung in ſich. Inſoweit übt die Genehmigungsbehörde auch gleichzeitig 
die Baupolizei aus. Die ordentliche Baupolizeibehörde ift lediglich zur Prüfung 
des ſonſtigen Bauvorhabens und zur Überwachung der Bauausführung, ins⸗ 
beſondere zur Abnahme des Baues, zuſtändig. Weitere polizeiliche Beſchrän⸗ 
kungen aufzuerlegen, als dies durch die Genehmigungsurkunde geſchieht, iſt 
unzuläſſig. Ob eine Ausnahme von den baupolizeilichen Beſtimmungen zu 
erteilen iſt, entſcheidet die Genehmigungsbehörde. Sie ift aber hierzu nur im 
Rahmen der gleichfalls ſie bindenden Bauordnung befugt. 

Die gewerbepolizeiliche Genehmigung hat auch gewiſſe privatrecht— 
liche Wirkungen. Gegen den Inhaber einer derartig genehmigten Anlage 
kann aus dem bürgerlichen Nachbarrecht niemals auf Einſtellung des Gewerbe⸗ 
betriebes geklagt werden, ſondern nur auf Herſtellung von Einrichtungen, welche 
die benachteiligende Einwirkung ausſchließen oder, wo ſolche Einrichtungen un⸗ 
tunlich oder mit einem gehörigen Betriebe des Gewerbes unvereinbar find, 
auf Schadloshaltung. 

Das Verfahren der gewerbepolizeilichen Genehmigung iſt durch die 
Gewerbeordnung geregelt. Danach iſt nach Prüfung der Bauvorlagen das ge⸗ 
plante Unternehmen zur öffentlichen Kenntnis zu bringen, und zwar durch ein⸗ 
malige Bekanntmachung in dem amtlichen Blatt. Hierbei iſt aufzufordern, 
etwaige Einwendungen binnen zwei Wochen anzubringen. Einwendungen, 
die auf privatrechtlichen Titeln beruhen, ſind zur richterlichen Entſcheidung zu 
verweiſen; ſie haben auf die Genehmigung der Anlage keinen Einfluß. Andere 
Einwendungen ſind mit den Parteien zu erörtern und alsdann durch Beſcheid 
zu erledigen, welcher dem Unternehmer und dem Widerſprechenden zuzuſtellen 
iſt. Die Entſcheidung auf das Geſuch des Unternehmers iſt mit Gründen zu ver⸗ 
ſehen, wenn die Genehmigung verſagt oder unter Bedingungen erteilt wird. 
Gegen den Beſchluß der Genehmigungsbehörde findet binnen zwei Wochen 
die Beſchwerde an den Handelsminiſter ſtatt, deſſen Beſcheid mit Gründen 
erlaſſen werden muß. Die durch unbegründete Einwendungen entſtehenden 
Koſten fallen dem Widerſprechenden, alle übrigen Koſten des Verfahrens dem 
Unternehmer zur Laſt. Die Koſtenverteilung wird in den Beſcheiden feſtgeſetzt. 

Auch die Anlegung von Dampfkeſſeln bedarf der beſonderen gewerbe⸗ 
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polizeilichen Genehmigung, die der Kreisausſchuß (Stadtausſchuß, Magiſtrat) 
mit Ausnahme der für den Eiſenbahnbetrieb beſtimmten Lokomotiven und der 
zum Betrieb auf Bergwerken und Aufbereitungsanſtalten beſtimmten Keſſel 
zu erteilen hat. Beſchwerdebehörde iſt auch hier der Handelsminiſter. Regel⸗ 
mäßig wird die Vorprüfung und Beaufſichtigung der Dampfkeſſel den Ingenieuren 
der Dampfkeſſelüberwachungsvereine übertragen. 

Die gewerbepolizeiliche Genehmigung erliſcht, wenn nicht innerhalb 
der in ihr angegebenen Friſt oder in Ermangelung einer ſolchen binnen Jahresfriſt 
von ihr Gebrauch gemacht iſt. Doch kann die Behörde eine Friſtverlängerung 
bewilligen. Sie muß dies — abgeſehen bei Dampfkeſſeln — tun, wenn infolge 
Erbfalls oder Konkurſes Ungewißheit über das Eigentum entſtanden iſt oder höhere 
Gewalt vorliegt. Hat der Inhaber einer gewerbepolizeilichen Genehmigung 
ſeinen Betrieb während drei Jahren eingeſtellt, ohne eine Friſt für die Ver⸗ 
längerung der Genehmigung nachgeſucht und erhalten zu haben, ſo erliſcht die 
Genehmigung. 

Im übrigen bleibt die gewerbepolizeiliche Genehmigung ſo lange in Kraft, 
als keine Anderung in der Lage der Betriebsſtätte und — abgeſehen von Dampf⸗ 
keſſeln — keine weſentliche Veränderung in dem Betriebe der Anlage vorge⸗ 
nommen iſt. Derartige Veränderungen bedürfen einer erneuten gewerbe⸗ 
polizeilichen Genehmigung. Hierbei iſt ebenfalls das oben behandelte Verfahren 
einzuhalten. Jedoch kann auf Antrag des Unternehmers von der Bekannt⸗ 
machung abgeſehen werden, wenn die beabſichtigte Veränderung für die Nachbarn 
oder das Publikum neue oder größere Nachteile, Gefahren oder Beläſtigungen, 
als mit der vorhandenen Anlage verbunden ſind, nicht mit ſich bringt. 

Wenn Anlagen, die zwar eine gewerbepolizeiliche Genehmigung nicht 
erfordern, deren Betrieb aber mit ungewöhnlichem Geräuſch ver⸗ 
bunden tft, errichtet oder verlegt werden ſollen, jo iſt dies der Ortspolizeibehörde 
anzuzeigen. Alsdann hat die Ortspolizeibehörde, wenn in der Nähe der Betriebs⸗ 
ſtätte Kirchen, Schulen oder andere öffentliche Gebäude, Krankenhäuſer oder 
Heilanſtalten liegen, deren Benutzung infolge des Gewerbebetriebes eine erheb⸗ 
liche Störung erleiden würde, die Angelegenheit dem Bezirksausſchuß zu unter⸗ 
breiten. Dieſer entſcheidet, ob die Gewerbeausübung an der gewählten Betriebs⸗ 
ſtätte zu unterſagen oder nur unter Bedingungen zu geſtatten iſt. Gegen den 
Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt die Beſchwerde an den Handelsminiſter 
gegeben. 

Die Baugenehmigung in der Umgebung von Feſtungen. Durch das Reichs⸗ 
rayongeſetz vom 21. Dezember 1871 iſt die Umgebung von Feſtungen in drei 
Rayons geteilt. Im erſten Rayon, welcher das um Feſtungen und Forts in 
einer Breite von 600 m gelegene Gelände umfaßt, ſind alle Wohngebäude, 
Feuerungsanlagen und ſchwer zerſtörbaren Baulichkeiten, im zweiten Rayon, 
der eine Breite von 375 m hat, alle Maſſivbauten, im dritten, 1275 m breiten 
Rayon dauernde Erhöhungen und Vertiefungen ſowie turmartige Bauten unter⸗ 
ſagt. Die Bauerlaubnis für zuläſſige Bauten iſt an die Genehmigung der 
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Kommandantur geknüpft. Gegen die Entſcheidungen oder Anordnungen der 
Kommandantur iſt binnen vier Wochen die Berufung an die Reichsrayon⸗ 
kommiſſion zugelaſſen. Für die infolge des Rayongeſetzes eintretenden Be⸗ 
ſchränkungen in der Benutzung des Grundeigentums, welche über die beim 
Erlaß des Rayongeſetzes geltende Geſetzgebung hinausgehen, leiſtet das Reich 
Entſchädigung. Sie beſteht bei Wertminderung unter einem Drittel des bis⸗ 
herigen Wertes in einer ſich tilgenden Rente, im übrigen je nach Wahl in einer 
ſolchen Rente oder in Kapital. Hierüber beſchließt der Bezirksausſchuß vor⸗ 
behaltlich des ordentlichen Rechtswegs. 

Die Genehmigung neuer Anſiedlungen. Neue Anſiedlungen bedürfen, 
abgeſehen von der Rheinprovinz und Hohenzollern, einer beſonderen Anſiedlungs⸗ 
genehmigung. Eine neue Anſied lung liegt vor, wenn außerhalb einer 
im Zuſammenhang gebauten Ortſchaft ein Wohnhaus errichtet oder ein vor⸗ 
handenes Gebäude zum Wohnhauſe eingerichtet werden ſoll, desgleichen — in 
den öſtlichen Provinzen und Weſtfalen — wenn infolge oder zum Zweck der 
Umwandlung eines Landguts oder eines Teiles eines ſolchen in mehreren 
ländlichen Stellen innerhalb einer im Zuſammenhang gebauten Ortſchaft ein 
Wohnhaus errichtet oder ein vorhandenes Gebäude zum Wohnhaus eingerichtet 
werden ſoll. Abgeſehen von den letzteren Fällen iſt aber die Anſiedlungs⸗ 
genehmigung nicht erforderlich für Wohnhäuſer, die in den Grenzen eines 
feſtgeſtellten Fluchtlinienplans oder die auf einem bebauten Grundſtück im 
Zuſammenhang mit bewohnten Gebäuden errichtet oder eingerichtet werden 
ſollen. Die Genehmigungsbehörde iſt die Ortspolizeibehörde, in 
den öſtlichen Provinzen und Weſtfalen jedoch, ſofern es ſich um eine Anſiedlung 
in einem Landkreiſe handelt, der Kreisausſchuß, in Heſſen⸗Naſſau in dieſen 
Fällen der Landrat. 

Die Anſiedlungs genehmigung erſetzt nicht die Genehmigung 
der Baupolizei. Dieſe kann verſagt werden, auch wenn jene erteilt iſt. Wenn 
die Anſiedlungsgenehmigung fehlt, iſt aber die Bauerlaubnis ſtets abzulehnen. 
Die Anſiedlungsgenehmigung iſt zu verſagen, wenn nicht nachgewieſen wird, 
daß die Anſiedlungsſtätte durch einen jederzeit offenen fahrbaren Weg zugänglich 
oder daß die Beſchaffung eines ſolchen Weges geſichert iſt. Von dem Erfordernis 
der Fahrbarkeit kann unter beſonderen Umſtänden abgeſehen werden. Die 
Anſiedlungsgenehmigung iſt ferner nur zu erteilen, wenn die Gemeinden, 
Kirchen- und Schulverhältniſſe geregelt, in den öſtlichen Provinzen und Weſt⸗ 
falen auch ſonſtige Anlagen im öffentlichen Intereſſe geſichert ſind. Zu dieſem 
Zwecke kann die Behörde Auflagen in dem Genehmigungsbeſcheid feſtſetzen. 
Die Genehmigung kann verſagt werden, wenn gegen die Anſiedlung von den 
Nachbarn oder dem GemeindelGGuts)vorſtand, zu deſſen Bezirk die Anſiedlungs⸗ 
ſtätte gehört oder benachbart iſt, Einſpruch erhoben und dieſer Einſpruch durch 
Tatſachen begründet wird, welche die Gefährdung der Nutzungen der Nachbar⸗ 
grundſtücke aus der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft, dem Gartenbau, der Jagd oder 
der Fiſcherei dartun. Ferner iſt eine Verſagung der Genehmigung zuläſſig, 
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wenn ein Bergwerksbeſitzer Einſpruch erhebt, weil die Anſiedlung beſondere 
Sicherheitsmaßregeln im Bergbaubetrieb erfordert und letzterer Betrieb an 
wirtſchaftlicher Bedeutung die Anſiedlung übertrifft. Endlich muß in Oſt⸗ und 
Weſtpreußen, Poſen, Schleſien und den Regierungsbezirken Frankfurt, Stettin 
und Köslin die Anſiedlungsgenehmigung abgelehnt werden, ſolange nicht der 
Regierungspräſident zuſtimmt. Dieſer hat zu prüfen, ob nicht die Anſiedlung 
das Deutſchtum gefährden wird. Gegen die Ablehnung der Zuſtimmung des 
Regierungspräſidenten iſt nur Beſchwerde an den Oberpräſidenten gegeben, 
der endgültig entſcheidet. 

Die Genehmigungsbehörde hat vor Erteilung der Genehmigung den 
Gemeinde (Guts) vorſtand von dem Antrag in Kenntnis zu ſetzen. Dieſer hat 
durch öffentliche Bekanntmachung die Berechtigten auf die Möglichkeit, binnen 
21 Tagen (in Hannover, Schleswig⸗Holſtein und Heſſen⸗Naſſau binnen zwei 
Wochen) Einſpruch zu erheben, hinzuweiſen. Gegebenenfalls hat die Ge⸗ 
nehmigungsbehörde auch dem Bergrevierbeamten Kenntnis zu geben; dieſer 
macht alsdann den Bergwerksbeſitzern Mitteilung. Auch muß in den öſtlichen 
Provinzen und Weſtfalen unter Umſtänden der Kirchen⸗ und Schulvorſtand 
in Kenntnis geſetzt werden, um ihm Gelegenheit zum Einſpruch zu geben. Über 
die Einſprüche beſchließt die Genehmigungsbehörde. 

Gegen die Verſagung oder bedingungsweiſe Genehmigung ſowie gegen 
den Einſpruchsbeſcheid findet binnen zwei Wochen das Verwaltungs 
ſtreitverfahren ſtatt, und zwar in den öſtlichen Provinzen und Weſtfalen 
beim Beſcheid des Kreisausſchuſſes durch Antrag auf mündliche Verhandlung, 
beim Beſcheid der Ortspolizeibehörde eines Stadtkreiſes durch Klage beim Be⸗ 
zirksausſchuß, in Heſſen⸗Naſſau und Hannover ſtets durch Klage beim Be⸗ 
zicksausſchuß, in Schleswig⸗Holſtein durch Klage beim Kreisausſchuß, in 
Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuß. In den öſtlichen Provinzen und Weſtfalen 
iſt jedoch gegen Feſtſetzungen zur Regelung der Gemeinde, Kirchen- oder Schul- 
verhältniſſe und zur Sicherung von Anlagen im öffentlichen Intereſſe nur 
Beſchwerde an den Bezirksausſchuß und weitere Beſchwerde an den Provinzial⸗ 
rat zugelaſſen. 

Für die Provinzen Hannover, Heſſen-Naſſau und Schleswig-Holitein find 
noch beſondere Beſtimmungen für die Anlegung einer Kolonie außerhalb 
einer Ortſchaft getroffen, während das neuere Anſiedlungsgeſetz für die öftlichen 
Provinzen und Weſtfalen die Kolonie nicht mehr beſonders behandelt. Unter 
einer Kolonie verſteht man eine Gruppe von Wohnhäuſern außerhalb einer 
im Zuſammenhang gebauten Ortſchaft von ſolcher Ausdehnung, daß regelmäßig 
eine beſondere Abgrenzung der Gemeinde-, Kirchen⸗ und Schulverhältniſſe 
erforderlich wird. Zur Anlegung einer Kolonie in jenen drei Provinzen iſt die 
Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde 
erforderlich. Die Genehmigung muß oder kann in gleicher Weiſe wie bei den 
Anſiedlungen verſagt werden. Die Verſagung iſt ferner notwendig, wenn die 
Einrichtung und Unterhaltung der im öffentlichen Intereſſe erforderlichen 
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Anlagen nicht gewährleiſtet iſt. Das Verfahren ift in gleicher Weiſe wie bei 
einer Anſiedlung durchzuführen. Gegen die Beſcheide des Kreisausſchuſſes 
iſt binnen zwei Wochen Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs- 
ſtreitverfahren, gegen Beſcheide der Ortspolizeibehörde in Stadtkreiſen binnen 
gleicher Friſt die Klage bei Bezirksausſchuß zugelaſſen. 

Einſchreiten der Baupolizei bei polizeiwidrigen Bauten. Wenn ein Bau 
abweichend von der baupolizeilichen Genehmigung 
oder ohne eine ſolche ausgeführt iſt, kann die Polizei die Herſtellung eines vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Zuſtandes verlangen. Handelt es ſich nur um einen formalen 
Verſtoß, ſo iſt der Bauherr aufzufordern, die nötigen Bauvorlagen einzureichen 
und die nachträgliche Genehmigung herbeizuführen. Nötigenfalls kann die 
Polizei dies mit Exekutivſtrafe (19. Kapitel) erzwingen oder fie kann auf Koſten 
des Bauherrn die notwendigen Unterlagen durch einen Dritten beſchaffen laſſen. 
Widerſpricht der Bau aber auch dem materiellen Baurecht, ſo wird die Polizei 
die Abänderung der unvorſchriftsmäßigen Zuſtände und, falls ein anderer Weg 
nicht möglich iſt, die Beſeitigung des Baues verlangen müſſen. Zu beachten iſt 
hierbei $ 367 Z. 15 des Strafgeſetzbuchs: „Mit Geldſtrafe bis zu 150 M. oder 
mit Haft wird beſtraft, wer als Bauherr, Baumeiſter oder Bauhandwerker 
einen Bau oder eine Ausbeſſerung, wozu die polizeiliche Genehmigung er⸗ 
forderlich iſt, ohne dieſe Genehmigung oder mit eigenmächtiger Abweichung 
von dem durch die Behörde genehmigten Bauplan ausführt oder ausführen läßt“. 
In Fällen dieſer Art ift eine polizeiliche Strafverfügung (19. Kapitel) zuläſſig, 
ebenſo die Beſeitigung durch einen Dritten oder ur mittelbarer Zwang, z. B. 
Schließung der Bauſtelle, Verhinderung des Abladens von Baumaterialien, 
eine ſonſtige Exekutivſtrafe aber nicht, da dieſe bei einer durch das Strafgeſetzbuch 
geordneten Materie ausſcheidet. 

Die Pflicht der Polizeibehörde, bei nicht genehmigten Bauten einzuſchreiten, 
beſteht auch in den Fällen, wo fie nicht die Genehmigungsbehörde ift, insbeſondere 
alſo bei den oben behandelten gewerblichen Betrieben. Weicht ein ſolcher von 
den in der Genehmigungsurkunde geſtellten Bedingungen ab, ſo iſt er von der 
Polizei zu unterſagen. Dagegen hat die Polizei noch nicht das Recht zum Ein⸗ 
ſchreiten, ſoweit der Kreisausſchuß uſw. ſich die Auferlegung weiterer Bedingungen 
vorbehalten hat. Hier hat nur die Genehmigungsbehörde die Befugnis, weitere 
Agordnungen zu treffen. 

Auch bei genehmigten Bauten iſt ein Einſchreiten der Polizei 
zuläſſig, wenn es im öffentlichen Intereſſe notwendig iſt. Dabei ift es unerheblich, 
ob ſich das Baurecht ſeit der Baugenehmigung geändert hat oder nicht. Es iſt 
ferner gleichgültig, ob die Polizei bei der Baugenehmigung in einem entſchuld⸗ 
baren oder nicht zu entſchuldigenden Irrtum ſich befunden hat. In letzterem 
Falle könnten allenfalls Regreßanſprüche entſtehen. Weder darf die Poltzei 
auf die Geltendmachung ihrer öffentlichrechtlichen Gewalt verzichten, noch 
endet die Einſchreitungsbefugnis durch Zeitablauf. 

Die Maßregelnwegenpolizeiwidriger Z aſtände können 
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dem Eigentümer gegenüber angeordnet werden, da dieſer ſein Grundſtück in 
einem die öffentliche Ordnung nicht gefährdenden Zuſtande zu erhalten hat. 
Sind andere zur Verfügung über das Grundſtück befugte Perſonen, wie der 
Pächter, Mieter, Verwalter, Nießbraucher, vorhanden, ſo darf die Polizei ſich 
auch an dieſe halten. Sie hat dies zu tun, wenn der Eigentümer ſeine Verfügungs⸗ 
gewalt verloren har. Im Falle des Konkurſes ſind deshalb die Verfügungen 
an den Konkursverwalter, bei einer Zwangsverwaltung an den Zwangsverwalter 
zu richten. Auch gegen juriſtiſche Perſonen ſind derartige Anordnungen zuläſſig, 
indes kann eine Haftſtrafe nicht verhängt werden. Im übrigen iſt das volizeiliche 
Vorgehen gegen den Eigentümer uſw. nicht davon abhängig, daß ihn ein Ver⸗ 
ſchulden trifft. Die unzuläſſige Baubeſchaffenheit kann auch durch Dritte, z. B. 
den Rechtsvorgänger, oder durch Zufall eutſtanden jet. 

Neben den vorerwähnten Perſonen iſt der Polizei gegenüber auch der 
Urheber des polizeiwidrigen Zuſtandes verantwortlich. Die Behörde hat dabei 
die freie Wahl, gegen wen ſie vorgehen will; ſie kann auch, wenn die Verfügung 
gegen die eine Perſon erfolglos bleibt, die andere in Anſpruch nehmen. Wenn 
jedoch die Herſtellung des geordneten Zuſtandes nur durch den Eigentümer 
ausführbar iſt, kana ſie nicht dem Urheber aufgegeben werden. 

Im Rechtsgebiet des Allgemeinen Landrechts iſt noch ein beſonderes Ver⸗ 
fahren vorgeſehen, wenn ein baulicher Zuſtand eine Gefahr für 
das Publikum bedeutet, namentlich wenn ein Einſturz droht. Zunächſt 
hat die Polizei mit Zwangsmitteln die Herbeiführung eines oednungsmäßigen 
Zuſtandes und bei Erfolgloſigkeit die Erledigung auf Koſten des Eigentümers 
zu verſuchen. Kann oder will der Eigentümer die Koſten nicht herbeiſchaffen, 
ſo iſt die Polizeibehörde berechtigt, die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks 
zu beantragen, aber nicht befugt, das übrige Vermögen des Eigentümers in 
Anſpruch zu nehmen. Bei der Zwangsverſteigerung hat das Gericht die Über⸗ 
nahme der Wiederherſtellung des Gebäudes als Verſteigerungsbedingung zu 
beſtimmen. Führt die Verſteigerung nicht zu einem Ergebnis., jo iſt mit den 
Gläubigern zu verhandeln, und zwar nach dem Range vom erſten abwärts. 
Ein jeder hat zu erklären, ob er das Grundſtück übernehmen will. Übernimmt 
ein Gläubiger das Grundſtück, fo fallen die übrigen Gläubiger, auch die vor⸗ 
gehenden, mit ihrem Recht aus. Iſt auch kein Gläubiger zur Übernahme bereit, 
ſo iſt das Grundſtück der Gemeinde zuzuſchlagen. Mit dem Zuſchlage erlöſchen 
alle Gläubigerrechte an dem Grundſtück. Nunmehr hat der Gemeindevorſtand, 
ohne daß die Gemeindevertretung gehört zu werden braucht, das Recht, aber 
micht die Pflicht, jedem Beliebigen das Grundſtück zuzuſchlagen, jedoch mindeſtens 
mit der Verpflichtung zur Gebäudewiederherſtellung. Hierbei haben der bis⸗ 
herige Eigentümer und dann die Gläubiger ein Vorzugsrecht; ſie müſſen jedoch 
Sicherheit leiſten. Der Zuſchlag erſetzt die Auflaſſung. Iſt aber das Gebäude 
in einem derartig verfallenen Zuſtand, daß auch der Gemeindevorſtand die Wieder⸗ 
herſtellung des Gebäudes nicht bewirken kann, ſo darf die Polizei bei fortdauernder 
Gefahr für das Publikum den Abbruch des Gebäudes und den Verkauf der 
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Materialien an den Meiſtbietenden anordnen. Das erlöſte Geld fließt alsdann 
der Gemeinde zu, welche die Unterhaltungskoſten hat hergeben müſſen. 

Das ſoeben erörterte Verfahren findet auch Anwendung, wenn Gebäude 
durch Feuer oder ein anderes Unglück zerſtört worden ſind und der Eigentümer 
innerhalb der von der Polizei beſtimmten Friſt die Wiederherſtellung nicht 
vornehmen kann oder will. Die Feuerverſicherungsbeiträge kommen in dem 
Falle dem Erſteher zuſtatten. 

Der Schutz des Ortsbildes. Wie bereits erwähnt worden iſt, vermag die 
Polizei auf Grund der ihr gemeinhin zuſtehenden Befugniſſe auf eine Geſtaltung 
des Ortsbildes, die allen Anforderungen des Städtebaues entſpricht, nur in 
beſchränktem Maße einzuwirken. Um nach dieſer Richtung eine Ergänzung zu 
bieten, iſt das Geſetz gegen die Verunſtaltung von Ortſchaften und landſchaftlich 
hervorragenden Gegenden vom 15. Juli 1907 ergangen. Danach können durch 
Ortsſtatut, vor deſſen Erlaß Sachverſtändige zu hören ſind, für die Bebauung 
beſtimmter Flächen über das ſonſt baupolizeilich zuläſſige Maß hinausgehende 
Anf orderungen geſtellt werden. Auf dieſe Weiſe iſt es möglich, die Ausgeſtaltung 
gewiſſer Stadtgegenden als Landhausviertel, als vornehme Wohrviertel, als 
Viertel zur Förderung beſcheidener Heimatkunſt vorzuſchreiben oder beſtimmte 
Straßen als Prachtſtraßen auszubilden. Auch iſt es zuläſſig, für beſtimmte 
Straßen die Benutzung oder Vermeidung einzelner Bauſtoffe vorzuſchreiben. 
Dabei iſt es unerheblich, ob die Bezirke, auf die ſich das Ortsſtatut bezieht, 
bebaut oder unbebaut ſind, ob Fluchtlinienpläne dafür beſtehen oder nicht. 

Das Geſetz gibt ferner der Baupolizei die Befugnis, die Ausführung von 
Bauten und baulichen Anderungen zu verſagen, wenn dadurch Straßen, Plätze 
oder das Ortsbild gröblich verunſtaltet werden würde. Hiermit werden aber 
nur ſeltene Fälle erfaßt. Denn die verwaltungsgerichtliche Praxis verſteht unter 
einer ſolchen Verunſtaltung die Herbeiführung eines poſitiv häßlichen, jedes 
offene Auge verletzenden Zuſtandes. Damit werden lediglich unkünſtleriſche, 
formwidrige Bauten noch nicht getroffen. Ein weitergehendes Recht der Polizei 
kann geſchaffen werden, wenn ein Ortsſtatut unter den im Geſetz gegebenen 
Vorausſetzungen erlaſſen wird. Ein ſolches Ortsſtatut, vor deſſen Erlaß Sach⸗ 
verſtändige zu hören ſind, iſt zuläſſig für beſtimmte Straßen und Plätze von ge⸗ 
ſchichtlicher oder künſtleriſcher Bedeutung. Es kann vorſchreiben, daß die bau⸗ 
polizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen Anderungen 
verſagt werden kann, „wenn dadurch die Eigenart des Orts- oder Straßenbildes 
beeinträchtigt werden würde“. Das Ortsſtatut kann ſich ferner auf bauliche 
Anderungen an einzelnen Bauwerken von geſchichtlicher oder künſtleriſcher 
Bedeutung ſowie auf die Ausführung von Bauten und baulichen Anderungen 
in der Umgebung ſolcher Bauwerke beziehen. Alsdann iſt die baupolizeiliche 
Genehmigung zu verſagen, wenn die Baumaßnahme die Eigenart oder den 
Eindruck, den das zu ſchützende Bauwerk hervorruft, beeinträchtigen würde. 
Mit Hilfe derartiger Ortsſtatute kann erreicht werden, daß Straßen mit ausgeprägt 
hiſtoriſchem Charakter auch in den Neubauten ihre alte Form bewahren; gleich⸗ 
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falls kann der äußere Eindruck von künſtleriſchen Monumentalbauten, Kirchen, 
Schlöſſern, Türmen, Mauern ſowie geſchichtlich eigenartiger Bauten (z. B. aus 
Fachwerk oder mit Schieferdeckung) gewohrt werden. Die gänzliche Niederlegung 
privater Bauwerke von künſtleriſcher oder hiſtoriſcher Bedeutung darf aber nicht 
verhindert werden. 

Falls die Bauausführung dem Gepräge der Umgebung der Bauſtelle im 
weſentlichen entſprechen würde und die Koſten der trotzdem geforderten Ande⸗ 
rungen in keinem angemeſſenen Verhältnis zu den Koſten der Bauausführung 
ſtehen würden, muß nach dem Geſetz von der Anwendung des Ortsſtatuts ab⸗ 
geſehen werden. 

Vor Erteilung oder Verſagung der Genehmigung find, ſofern das Orts- 
ſtatut keine anderweite Beſtimmung trifft, Sachverſtändige und der Gemeinde⸗ 
vorſtand zu hören. Will die Baupolizei dem Antrage des Gemeindevorſtandes 
zuwider die Genehmigung erteilen, ſo hat ſie es ihm mitzuteilen und dieſer hat 
binnen zwei Wochen das Recht der Beſchwerde an die Auſfſichtsbehörde. In 
Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung, in denen dem Bürgermeiſter die Orts- 
polizeiverwaltung zuſteht, tritt — vorbehaltlich anderweiter ortsſtatutariſcher 
Beſtimmung — an die Stelle des Gemeindevorſtandes der geſetzliche Vertreter 
des Bürgermeiſters. 

Durch Ortsſtatut kann ferner die Anbringung von Reklameſchildern, 
Schaukäſten, Aufſchriften und Abbildungen an die baupolizeiliche Genehmigung 
geknüpft werden. Dieſe darf aber nicht nach Belieben, ſondern nur unter den⸗ 
ſelben Vorausſetzungen verſagt werden, unter denen nach den oben behandelten 
Grundſätzen eine Baugenehmigung überhaupt verweigert werden kann. Der 
baupolizeilichen Genehmigung find alsdann auch Reklameſchilder uſw. unter⸗ 
worfen. Im übrigen iſt die Straßenpolizei aus Verkehrsrückſichten befugt, 
ohne die Vorbedingung eines Ortsſtatuts gewiſſe Maße für Reklameſchilder 
uſw. vorzuſchreiben. 

Für landſchaftlich hervorragende Gegenden hat der Re⸗ 
gierungspräſident mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes das Recht anzuordnen, 
daß die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen 
Anderungen außerhalb von Ortſchaften verſagt werden kann, „wenn dadurch 
das Landſchaftsbild gröblich verunſtaltet werden würde und dies durch die Wahl 
eines anderen Bauplatzes oder eine andere Baugeſtaltung oder die Verwendung 
anderen Baumaterials vermieden werden kann“. Die Anordnung hat nicht 
die Rechtsnatur einer Polizeiverordnung. Vor Verſagung der Genehmigung 
müſſen Sachverſtändige und der Gemeindevorſtand gehört werden. Außerdem 
iſt nach dem Geſetz gegen die Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender 
Gegenden vom 2. Juni 1902 die Landespolizeibehörde befugt, Polizeiverord⸗ 
nungen zu erlaſſen, in denen Reklameſchilder und ſonſtige Aufſchriften und 
Abbildungen, die das Landſchaftsbild verunzieren, außerhalb der geſchloſſenen 
Ortſchaften verboten werden. 

Die Sicherung der Vauforderungen. Durch das Reichsgeſetz vom 
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1. Juni 1909 über die Sicherung der Bauforderungen iſt ein durchgreifender 
Schutz der Bauhandwerker und ſonſtigen Baugläubiger verſucht. Das Geſetz 
zerfällt in zwei Abſchnitte: „Allgemeine Sicherungsregeln“ und „Dingliche 
Sicherung der Bauforderungen“. Der erſte Abſchnitt ift gemeingeltendes Recht, 
der zweite Abſchnitt findet in den durch landesherrliche Verordnung beſtimmten 
Gemeinden Anwendung. Bisher iſt eine ſolche Verordnung in Preußen nicht 
erlaſſen. 

Die allgemeinen Sicherungsmaßregeln ſchaffen für ein Bauunternehmen 
drei Verpflichtungen. 

Erſtens iſt der Empfänger von Baugeld verbunden, dieſes zur Be⸗ 
friedigung ſolcher Perſonen zu verwenden, die an der Herſtellung eines Baues 
auf Grund eines Werk, Dienſt⸗ oder Lieferungsvertrages beteiligt ſind, ſoweit 
nicht dieſe Gläubiger anderweit befriedigt ſind. Iſt der Baugeldempfänger 
ſelbſt an der Herſtellung des Baues beteiligt, ſo darf er das Baugeld in Höhe 
der Hälfte des angemeſſenen Wertes ſeiner Leiſtung für ſich behalten. Unter 
Baugeld verſteht das Geſetz Geldbeträge, die zur Beſtreitung der Baukoſten 
gewährt und durch Eintragung einer Hypothek oder Grundſchuld an dem Bau⸗ 
grundſtück oder in der Weiſe geſichert werden, daß die Übertragung des Eigen⸗ 
tums des Grundſtücks erſt nach gänzlicher oder teilweiſer Herſtellung des Baues 
erfolgen ſoll. 

Zweitens hat der Bauunternehmer, der Baugewerbetreibender iſt oder 
ſich für den Neubau Baugeld gewähren läßt, für jeden Neubau oder Umbau, 
für dieſen aber nur, wenn Baugeld gewährt wird, ein Bau buch zu führen. 
Das Baubuch muß enthalten: die Bauhandwerker und lieferanten, die Art 
ihrer Arbeiten, die vereinbarte Vergütung, geleitete Zahlungen und die Zahlungs⸗ 
zeit, die Höhe der zugeſicherten Baumittel, die Perſon des Geldgebers, ferner 
Zweck und Höhe derjenigen Beträge, die grundbuchlich geſichert, aber nicht zur 
Beſtreitung der Baukoſten beſtimmt ſind, die Zahlungen der Baugelder oder 
ſonſtiger grundbuchlich geſicherter Gelder und die Zahlungszeit, Abtretungen, 
Pfändungen oder ſonſtige Verfügungen über die Mittel und endlich die für 
eigene Leiſtungen in den Bau entnommenen Mittel. Das Baubuch iſt fünf 
Jahre ſeit Beendigung des Baues aufzubewahren. 

Drittens hat der Bauleiter, unter Umſtänden alſo eine andere Perſon als 
der Bauunternehmer, an leicht ſichtbarer Stelle einen An ſchlag anzubringen, 
welcher den Stand, Familien- und ausgeſchriebenen Vornamen ſowie den 
Wohnort des Eigentümers und des Unternehmers in deutlich lesbarer, un⸗ 
verwiſchbarer Schrift enthalten muß. Iſt eine Firma als Eigentümer oder 
Unternehmer beteiligt, ſo iſt ſie und ihr Niederlaſſungsort anzugeben. 

In denjenigen Gemeinden, in welchen der zweite Geſetzesabſchnitt ein⸗ 
geführt iſt, werden die Rechte der Baugläubiger hinſichtlich ihrer Bauforderungen 
durch Eintragung eines Bauvermerks geſichert. Zunächſt iſt ortsſtatutariſch 
nach Anhörung der Handwerkskammer ein Bauſchöffenamt zu bilden. 
Dieſes beſteht aus einem Vorſitzenden, mindeſtens einem Stellvertreter und 
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mindeſtens vier Bauſchöffen. Die Mitglieder des Amts werden durch den 
Magiſtrat und in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung oder auch in ſonſtigen 
Städten, wo dies ſtatutariſch beſtimmt wird, durch die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung auf mindeſtens drei Jahre nach Anhörung der Handwerkskammer 
gewählt. Das Amt iſt ein Ehrenamt und erfordert beſtimmte, im Geſetz er⸗ 
wähnte Vorausſetzungen. Durch landesherrliche Verordnung können einerſeits 
die Verrichtungen des Bauſchöffenamts einer anderen Behörde, einem Beamten 
oder Notar und andererſeits die Verrichtungen der Baupolizei dem Bauſchöffen⸗ 
amt übertragen werden. 

Vor dem Baubeginn iſt auf Erſuchen der Baupolizeibehörde im Grundbuch 
der Bauvermerk einzutragen. Dies unterbleibt, wenn in Höhe eines Betrages, 
der nach dem Ermeſſen des Bauſchöffenamts den dritten Teil der vorausſicht⸗ 
lichen Baukoſten erreicht, Sicherheit durch Hinterlegung von Geld oder Wert⸗ 
papieren geleiſtet iſt. Die Bauerlaubnis darf alsdann nur erteilt werden, 
wenn die Bauvermerkseintragung nach den oben erwähnten Grundſätzen unter⸗ 
bleiben darf oder wenn die Eintragung erfolgt iſt und entweder die dem Ver⸗ 
merk vorgehenden oder gleichſtehenden Belaſtungen drei Viertel des Bauſtellen⸗ 
werts nicht überſteigen oder in Höhe des Überſchuſſes Sicherheit durch Hinter⸗ 
legung von Geld oder Wertpapieren geleiſtet iſt. 

Wenn der Bau ausgeführt iſt und feſtſteht, daß baupolizeiliche Bedenken gegen 
die Ingebrauchnahme des Gebäudes nicht mehr beſtehen, hat die Baupolizei⸗ 
behörde dies binnen zwei Wochen in dem für ihre Bekanntmachungen beſtimmten 
Blatt zu veröffentlichen und, ſofern ein Bauvermerk beſteht, die Veröffent⸗ 
lichung dem Bauſchöffenamt unverzüglich mitzuteilen. Nunmehr können binnen 
einem Monat bei dem Bauſchöffenamt Bauforderungen angemeldet werden. 
In der gleichen Friſt iſt jedoch die Zuſtimmung des Eigentümers zur Anmeldung 
oder ſtatt deſſen eine amtsrichterliche einſtweilige Verfügung, welche die An⸗ 
meldung zuläßt, beizubringen. Die angemeldeten Forderungen werden unter 
Löſchung des Bauvermerks mit dem gleichen Rang, den dieſer hatte, im Grund⸗ 
buch als ſogenannte Bauhypothek eingetragen, welche die Bedeutung 
einer Sicherungshypothek hat. Beſteht eine Baugeldhypothek mit dem Range 
nach der Bauhypothek, ſo erhält ſie inſoweit den Vorrang, als aus dem Baugeld 
eine Bauforderung getilgt iſt oder ſoweit auf Antrag des Baugeldgebers ein 
Treuhänder von dem Amtsgericht beſtellt iſt und durch ſeine Vermittlung 
oder Anweiſung Zahlungen an die Baugläubiger nach näherer Vorſchrift des 
Geſetzes geleiſtet ſind. Die Verrichtungen der Treuhänder können durch landes⸗ 
herrliche Verordnung auch dem Bauſchöffenamt überwieſen werden. 

Wenn innerhalb der Anmeldefriſt Anmeldungen nicht eingehen, wird auf 
Erſuchen des Bauſchöffenamts der Bauvermerk gelöſcht. Im übrigen wird der 
Bauvermerk gelöſcht, wenn eine Beſcheinigung der Baupolizeibehörde vorgelegt 
wird, daß vor dem Baubeginn die Bauerlaubnis erloſchen oder die Sicherheit, 
welche zur Abwendung des Bauvermerks genügt, nachträglich vor dem Bau⸗ 
beginn geleiſtet iſt. 
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Die Beſtimmungen über die dingliche Sicherung der Bauforderungen 
bringen eine ſolche Verzögerung und Erſchwerung des Bauens mit ſich, daß 
wohl nur im Notfalle von dem ftaatlichen Verordnungsrecht Gebrauch gemacht 
werden wird. 

Maßregelung unzuverläſſiger Bauunternehmer und Bauleiter. Nach 
der Gewerbeordnung iſt der Gewerbebetrieb oder der Betrieb einzelner Zweige 
des Baugewerbes zu unterſagen, wenn ſich ergibt, daß der Gewerbetreibende 
(Bauunternehmer, Bauleiter u. a.) in ſeinem Betrieb unzuverläſſig iſt. Die 
Unterſagung wird auf Klage der Ortspolizeibehörde durch den Kreisausſchuß, 
in Stadtkreiſen und Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern durch den Bezirks⸗ 
ausſchuß ausgeſprochen. Vor der Klagerhebung ſind Sachverſtändige zu hören, 
die vom Regierungspräſidenten, im Landespolizeibezirk Berlin vom Polizei⸗ 
präſidenten — und zwar für Begutachtung handwerksmäßiger Betriebe nach 
Anhörung der Handwerkskammer — ernannt werden. Die Klage kann auch auf 
Mangel an theoretiſcher Vorbildung geſtützt werden; dies jedoch nicht gegenüber 
Perſonen, die das Zeugnis über die Ablegung einer Prüfung für den höheren 
oder mittleren bautechniſchen Staatsdienſt oder das Prüfungs⸗ oder Reifezeugnis 
einer ſtaatlichen oder ihr gleichgeſtellten baugewerklichen Fachſchule beſitzen 
oder die Diplomingenieure ſind. Eine Klagebegründung wegen mangelnder 
theoretiſcher oder praktiſcher Vorbildung iſt ferner unzuläſſig gegenüber ſolchen 
Perſonen, welche eine Meiſterprüfung beſtanden haben. Um der Ortspolizei⸗ 
behörde einen Überblick über die hier behandelten Gewerbetreibenden zu er⸗ 
möglichen, iſt geſetzlich beſtimmt, daß die Gewerbetreibenden bei Eröffnung des 
Betriebes Anzeige zu erſtatten haben. 

Nach Unterſagung des Gewerbebetriebes kann die Landeszentralbehörde 
oder eine andere von ihr zu beſtimmende Behörde die Wiederaufnahme des 
Gewerbebetriebes geſtatten, wenn ſeit der Unterſagung mindeſtens ein Jahr 
verfloſſen iſt. 

Außerdem kann in Stadtkreiſen und Städten mit mehr als 10 000 Ein⸗ 
wohnern die Ortspolizeibehörde, im übrigen der Landrat im Einzelfalle 
die Ausführung oder Leitung eines Baues durch beſtimmte Perſonen verbieten, 
wenn die Perſonen wegen Unzuverläſſigkeit zur Ausführung oder Leitung des 
beabſichtigten Baues ungeeignet ſind. Das iſt jedoch nur zuläſſig bei ſolchen 
Bauten, zu deren ſachgemäßer Ausführung nach dem Ermeſſen der Behörde 
ein höherer Grad praktiſcher Erfahrung oder techniſcher Vorbildung erforderlich 
ißt. Unerheblich ift es dabei, ob die Bauausführung oder die Bauleitung auf 
eigene oder fremde Rechnung geſchieht. Gegen die Unterſagung im Einzelfalle 
findet binnen zwei Wochen Einſpruch bei der unterſagenden Behörde ſtatt. 
Späteſtens innerhalb drei Wochen nach der Einſpruchserhebung iſt ein Beſcheid 
zu erteilen. Vorher ſind Sachverſtändige zu hören, die in gleicher Weiſe wie die 
eingangs erwähnten ernannt werden. Gegen den den Einſpruch zurückweiſenden 
Beſcheid iſt binnen zwei Wochen Klage beim Bezirksausſchuß gegeben. Weder 
der Einſpruch noch die Einlegung von Rechtsmitteln hat aufſchiebende Wirkung. 

Matthias, Die ſtädtiſche Selbſtverwaltung in Preußen. 22 
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Baupolizeigebühren. Auf Grund des Kommunalabgabengeſetzes können 
für die einer ſtädtiſchen Baupolizeibehörde obliegende Genehmigung und Be⸗ 
aufſichtigung von Neubauten, Umbauten und andere bauliche Herſtellungen 
Gebühren erhoben werden. Die aufkommenden Gebühren dürfen die Koſten 
der Baupolizeiverwaltung nicht überſteigen. Die Gebührenerhebung iſt eine 
kommunale, nicht eine polizeiliche Angelegenheit. Doch ſteht nichts im Wege, 
daß die Baupolizei die Gebühren für die Gemeinde erhebt. Die Rechtsmittel 
ſind die gleichen wie bei ſonſtigen kommunalen Gebühren (Seite 263). Der 
Einſpruch iſt, auch wenn die Baupolizei die Gebühren einzieht, beim Ge⸗ 
meindevorſtand einzulegen. 

Die Bemeſſung der Gebühr kann nach verſchiedenen Maß⸗ 
ſtäben, etwa nach der Höhe der Baukoſten, der Kubikmeterzahl des umbauten 
Raums oder der Quadratmeterzahl der bebauten Fläche erfolgen. Auch iſt 
es ſtatthaft, die Gebührenſätze nach Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit bis zur 
vollſtändigen Freilaſſung abzuſtufen. Ferner kann für beſondere Leiſtungen, 
3. B. in den Fällen, wo eine Ausnahmebewilligung bei einer höheren Behörde 
erwirkt werden muß, eine erhöhte Gebühr feſtgeſetzt werden. Endlich ſteht es 
den Gemeinden frei, eine einheitliche Gebühr für die Genehmigung und Be⸗ 
aufſichtigung oder für jede dieſer Tätigkeit eine beſondere Gebühr oder nur 
für die eine oder die andere Tätigkeit eine Gebühr zu erheben. Immer aber 
iſt Vorausſetzung, daß eine Genehmigung oder eine Beaufſichtigung ſtattge⸗ 
funden hat. Daher iſt es unzuläſſig, eine Gebühr zu erheben, wenn das Bau⸗ 
geſuch vor der Erteilung der Genehmigung zurückgezogen wird oder wenn die 
Genehmigung verſagt oder nur unter ſolchen Bedingungen erteilt wird, deren 
Erfüllung der Bauherr ablehnt. Erfordern die ortspolizeilichen Vorſchriften 
für fiskaliſche Bauten eine Bauerlaubnis und eine Bauabnahme nicht, 
ſo kann auch keine Gebühr erhoben werden. Eine Gebühr für fiskaliſche Bauten 
iſt jedoch bei vorgeſchriebener Baugenehmigung auch dann zuläſſig, wenn im 
übrigen eine Beaufſichtigung nicht ſtattfindet. Doch muß alsdann die Ge⸗ 
nehmigung auf Grund einer Prüfung des Bauvorhabens erteilt ſein. Denn 
die Gebührenpflicht entſteht nur, wenn eine öffentliche Leiſtung beanſprucht 
und tatſächlich gewährt wird. Für die durch den Kreisausſchuß uſw. erteilte 
gewerbepolizeiliche Genehmigung dürfen Baupolizeigebühren 
nicht erhoben werden. 

Die hier behandelten Grundſätze des Kommunalabgabengeſetzes ſind durch 
einen Allerhöchſten Erlaß vom 30. Dezember 1895 auch auf die Verwal⸗ 
tung der Baupolizei durch Staatsbeamte ausgedehnt. 
Die Tarife für die Königliche Baupolizei werden durch die Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten und des Innern ſowie den Finanzminiſter feſtgeſtellt. Gegen 
die Feſtſetzung der Gebühr findet die Beſchwerde an den Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten und den Finanzminiſter ſtatt. Der Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. 

Baubedingungen der Gemeindebehörden. Neben der Baupolizei können 
der Gemeindevorſtand oder die Stadtverordnetenverſammlung (das Bürger⸗ 


15. Kapitel. Baurecht und Baulaſten. 339 


vorſteherkollegium) oder beide Gemeindebehörden auf den Anbau an gewiſſen 
Straßen einen beſtimmenden Einfluß ausüben, wenn ein Ortsſtatut 
gemäß $ 12 des Fluchtliniengeſetzes erlaſſen if. Dieſer 
Paragraph beſtimmt: „Durch Ortsſtatut kann feſtgeſtellt werden, daß an Straßen 
oder Straßenteilen, welche noch nicht gemäß der baupolizeilichen Beſtimmungen 
des Orts für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig hergeſtellt ſind, 
Wohngebäude, die nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, nicht errichtet 
werden dürfen.“ 

Das Ortsſtatut bedarf der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes, in Berlin 
des Miniſters des Innern und iſt nach dem Geſetz in ortsüblicher Weiſe bekannt 
zu machen. Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt binnen zwei Wochen 
die Beſchwerde an den Provinzialrat zuläſſig. Das Beſchwerderecht iſt nicht 
auf den die Genehmigung nachſuchenden Gemeindevorſtand beſchränkt, ſondern 
dürfte gemeinhin gegeben fein. Für den Erlaß des Ortsſtatuts iſt das Vor⸗ 
handenſein eines Fluchtlinienplans keine rechtlich notwendige Vor⸗ 
ausſetzung. Doch würde das gänzliche Fehlen von Fluchtlinien die Handhabung 
des Statuts dann erſchweren, wenn die Frage auftritt, ob eine Straße im Sinne 
des Statuts vorliegt oder nicht. 

Im Rahmen der erwähnten geſetzlichen Vorbedingungen kann das Orts⸗ 
ſtatut die Beſtimmung treffen, daß die Errichtung von Gebäuden an die Geneh⸗ 
migung des Gemeindevorſtandes oder der Gemeindevertretung geknüpft wird. 
Zumeiſt ſehen die Statute von einer Genehmigung der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung (des Bürgervorſteherkollegiums) ab und begnügen ſich mit der Zu⸗ 
ſtimmung des Magiſtrats (Bürgermeiſters), um nicht die Gemeindevertretung 
mit laufenden Geſchäften zu belaſten und dieſe zu verzögern. 

Wenn die Genehmigung einer Gemeindebehörde vorbehalten iſt, ſo kann 
ſie auch unter Bedingungen erteilt werden. Regelmäßig ſind dieſe 
Bedingungen in das Ermeſſen der Gemeindebehörde geſtellt. Dann iſt es nicht 
erforderlich, daß die Anforderungen der Gemeindebehörde ſich nach einer be⸗ 
ſtimmten Richtung bewegen oder ſich in enger Beziehung zu dem geplanten 
Gebäude oder der Straße, an welcher es liegt, halten. Vielfach iſt aber die 
Befugnis der Gemeindebehörde genau umgrenzt, etwa dahin, daß die For⸗ 
derungen nur bei einer beſtimmten Beſchaffenheit des Weges geſtellt oder nur 
auf die Vorausleiſtung oder die Sicherſtellung ortsſtatutariſcher Straßenbau⸗ 
beiträge (Seite 342) gerichtet werden dürfen u. dgl. Bisweilen benutzen die 
Gemeinden das Recht des Bauverbots auch, um eine geſchmackvolle Faſſaden⸗ 
entwickelung oder eine beſtimmte Benutzungsart des Gebäudes zu erzielen. 

Die Baubedingungen der Gemeinde tragen nicht den Charakter einer 
Gemeindeabgabe. Namentlich erzeugt die Forderung auf Vorausleiſtung 
der Straßenbaubeiträge keine öffentliche oder auf dem Grundſtück ruhende, 
dingliche Laſt. Daher iſt es zweckmäßig, bei Beanſpruchung von Geld⸗ 
oder Sicherheitsleiſtungen die Genehmigung nicht eher zu erteilen, bis die 


Leiſtung tatſächlich erfüllt iſt. 
225 


340 15. Kapitel. Baurecht und Baulaſten. 


Die Vorausleiſtung von Straßenbaubeiträgen wird 
regelmäßig deshalb verlangt, weil die Gemeinden dieſe erſt nach Fertigſtellung 
der Straße als öffentlich⸗rechtliche Forderung geltend machen kann, bis dahin 
ihre Straßenauslagen alſo zinslos zu tragen hat, während andererſeits der 
Anlieger bereits vor der Fertigſtellung den Genuß an der Straße hat. Da nun 
die Straßenbaubeiträge, ſoweit ſie den Anliegern obliegen, auf dem Grund⸗ 
ſtück ruhen, alſo dinglich ſind, hat es nur geringen Zweck, mittels Baubedingung 
die Sicherſtellung der Anliegerbeiträge zu verlangen. Denn für ſie haftet ja 
doch das Grundſtück. Etwas anderes iſt es, wenn dem Anbauenden die Pflicht 
auferlegt wird, der Gemeinde auch diejenigen ſpäter entſtehenden Aufwen⸗ 
dungen für die Straße zu erſetzen, welche durch die Anliegerbeiträge nicht ge⸗ 
deckt werden, und wenn dieſe Verpflichtung geſichert werden ſoll. Die Siche⸗ 
rungen pflegen entweder durch Eintragung einer Sicherungshypothet 
(Seite 362), durch Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Ranges 
dieſer Hypothek oder auch durch Hinterlegung von Sparkaſſenbüchern zu ge⸗ 
ſchehen. In letzterem Falle iſt zu beachten, daß außerdem die Forderung gegen 
die Sparkaſſe rechtsgültig verpfändet wird, daß bei minderjährigen oder in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Perſonen die Genehmigung des Vormundes 
und des Vormundſchaftsgerichts beizubringen und bei Ehefrauen die Genehmi⸗ 
gung des Ehemanns zweckmäßig iſt. Werden Wertpapiere hinterlegt, ſo empfiehlt 
es ſich, von dem Hinterleger die Erklärung zu verlangen, daß er bei Rückſtändigkeit 
der Forderung der Gemeinde mit dem Verkauf der Papiere einverſtanden iſt. 

Die Form, in der die Bedingungen der Gemeindebehörden geſteltt 
werden, iſt nicht vorgeſchrieben. Entweder kann die Baupolizei dem Bau⸗ 
luſtigen erklären, die Bauerlaubnis werde nur erteilt, wenn eine Einigung mit 
der Gemeindebehörde nachgewieſen werde. Alsdann iſt dieſe Einigung lediglich 
nach privatrechtlichen Geſichtspunkten zu beurteilen und ein zwiſchen dem Bau⸗ 
luſtigen und der Gemeinde aus der Vereinbarung erwachſender Streit vor den 
ordentlichen Gerichten auszutragen. Oder aber die Baupolizeibehörde geht 
unmittelbar die Gemeindebehörde um ihre Genehmigung an und nimmt deren 
Bedingungen in den Bauerlaubnisſchein auf; etwa in 
der Art: Die Bauerlaubnis für den Neubau auf dem Grundſtück A. an der 
B.ſtraße wird unter der Bedingung erteilt, daß der vom Gemeindevorſtande 
geſtellten Anforderung gemäß a) vor Beginn der Bauarbeiten ein Betrag 
von x Mark eingezahlt wird, b) von dem genehmigten Faſſadenplan nur mit 
Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes abgewichen werden darf. In dieſem 
Falle iſt die Baubedingung der Gemeinde ein Teil der baupolizeilichen An⸗ 
ordnung geworden und ſie kann deshalb nur mit den gegen Polizeiverfügungen 
gegebenen Rechtsmitteln angefochten werden. Dieſer Weg iſt deshalb vorzu⸗ 
ziehen, weil der Streit regelmäßig ſich um den Charakter der Straße oder des 
Gebäudes dreht und unter Umſtänden bei der Heranziehung zu den Anlieger⸗ 
beiträgen in gleicher oder ähnlicher Weiſe wiederholt wird. Dazu kommt, daß 
der Rechtsſtreit wegen der Anliegerbeiträge in letzter Inſtanz ſtets von dem 
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Oberverwaltungsgericht entſchieden wird, der Streit über die Baubedingung 
nur, wenn ſie als Teil einer polizeilichen Verfügung angefochten wird. Zweck⸗ 
mäßig iſt es aber, daß in derartigen oft ineinander greifenden Fällen ein und 
derſelbe Gerichtshof die höchſte Entſcheidung trifft. 

Was nun die Vorausſetzungen des Ortsſtatuts im einzelnen anbetrifft, ſo 
find für feine Anwendung die Geſtaltung der Straße und des Gebäudes aus⸗ 
ſchlaggebend. 

Zunächſt muß es ſich um eine Straße oder einen Straßenteil handeln, 
welcher „noch nicht gemäß der baupolizeilichen Beſtimmungen des Orts für 
den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig hergeſtellt“ iſt. Ausgeſchloſſen 
iſt die Handhabung des Statuts alſo an den fertigen Straßen, die 
man auch als hiſtoriſche zu bezeichnen pflegt. Der Ausdruck „hiſtoriſche 
Straße“ kann aber zu Irrtümern führen, weil ſeine wortgetreue Auslegung 
ebenfalls diejenigen Straßen einbeziehen würde, welche, wie etwa alte Heer⸗ 
oder Staatsſtraßen, eine hiſtoriſche Bedeutung haben. Soweit es ſich um Straßen 
handelt, die nach Erlaß des Ortsſtatuts fertig werden, können Zweifel nicht 
entſtehen; denn nach dem Geſetz ſind gleichzeitig mit dem Ortsſtatut polizei⸗ 
liche Beſtimmungen zu erlaſſen, welche die Anforderungen zu bezeichnen haben, 
nach deren Erfüllung die Straße als eine fertige anzuſehen iſt. Schwierig iſt 
es, feſtzuſtellen, ob eine bei Erlaß des Statuts vorhandene Straße eine fertige 
Straße iſt. Regelmäßig verſteht man unter ſolchen fertigen Straßen diejenigen, 
welche vor Erlaß des Statuts dem Anbau und Ortsverkehr dienten und ſoweit 
entwickelt waren, daß ſie ihrer Beſchaffenheit nach ein ebenbürtiges Glied des 
ſtädtiſchen Straßennetzes darſtellten. Ob dieſe Vorausſetzungen vorliegen, kann 
nur im Einzelfalle beurteilt werden und iſt je nach den Ortſchaften durchaus 
unterſchiedlich zu beurteilen. Jedenfalls iſt es hierbei unerheblich, wem der 
Grund und Boden der Straße gehört, ob auf der Straße ein Wagenverkehr 
ftattfinden kann oder ob die angrenzenden Gebäude, abgeſehen von dem ge⸗ 
planten, einen Ausgang zu der Straße haben. 

Das Ortsſtatut kann ſich nur auf Ortsſtraßen beziehen. Sämtliche Wege 
der Feldmark bleiben unberührt. Auch hier iſt eine Abgrenzung nicht 
immer leicht zu finden. Da aber Straßen, für die Fluchtlinien feſtgeſetzt fin, 
als in der Vorbereitung befindliche ſtädtiſche Straßen angeſehen werden, ge⸗ 
hören zum mindeſten dieſe in den Geltungsbereich des Statuts, weshalb ein 
Bebauungsplan eine zweckmäßige Unterlage für das Ortsſtatut iſt. Ob die 
Straße ein öffentliche oder eine Privatſtraße iſt, bleibt unerheblich, 
ſofern nur feſtſteht, daß die Privatſtraße dem öffentlichen Verkehr und Anbau 
dienen ſoll. 

Das Ortsſtatut kann neben den Straßen auch Straßenteile ge⸗ 
ſondert hervorheben. Als ſolche Straßenteile ſind alsdann nur derartige 
Abſchnitte anzuſehen, welche äußerlich und ihrer geſchichtlichen Entwickelung 
nach einen gewiſſen Abſchluß aufweiſen. Dieſe ſcharfe Umgrenzung iſt not⸗ 
wendig, da andernfalls eine willkürliche Straßeneinteilung erfolgen und unter 
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Umſtänden hierdurch der Geltungsbereich des Bauverbots auch auf hiſtoriſchen 
Straßen ausgedehnt werden könnte. 

Das Bauverbot iſt auf Wohngebäude beſchränkt, die nach der unfertigen 
Straße einen Ausgang haben. Der Ausgang braucht nicht für das Ge⸗ 
bäude beſtimmt, geſchweige denn ſein Hauptausgang zu ſein. Wenn dieſer 
Ausgang erſt nach Herſtellung des Gebäudes geſchaffen wird, ſo iſt dies der 
Errichtung des Gebäudes mit einem Ausgang nach der Straße gleichzuachten. 

Das Gebäude muß an der Straße errichtet ſein. Zwar braucht 
es ſelber die Straße nicht unmittelbar zu berühren, wohl aber muß das Bau⸗ 
grundſtück angrenzen. Iſt dieſes durch ein anderes Grundſtück von der Straße 
getrennt, ſo kann das Bauverbot nicht Platz greifen. Wenn hiernach das Ge⸗ 
bäude nicht in der Baulinie zu ſtehen braucht, alſo ein Gartengebäude, Hinter⸗ 
haus oder dergleichen ſein kann, ſo iſt doch notwendig, daß es „an“ der Straße 
errichtet, alſo in eine Verkehrsbeziehung zu ihr gebracht werden ſoll. Inwieweit 
dies der Fall iſt, läßt ſich nur im einzelnen entſcheiden. 

Da nach dem Geſetz das Bauverbot nur auf Wohngebäude be⸗ 
grenzt iſt, ſo ſcheidet ſeine Anwendbarkeit auf ſolche Häuſer aus, welche keine 
Wohnräume enthalten, z. B. Fabriken, Schulen, Bahnhöfe ohne Pförtner⸗ und 
ſonſtige Wohnungen. Jedoch iſt es unerheblich, ob und in welchem Umfange 
die Wohnräume benutzt werden ſollen. Es genügt die Tatſache, daß ſich Wohn⸗ 
räume in dem Gebäude befinden. Ebenſowenig kommt es auf den Um⸗ 
fang des Gebäudes an. Eine Gebäudeerweiterung kann unter Umſtänden der 
Errichtung eines Wohngebäudes gleichkommen, wie auf Seite 347 ausgeführt wird. 

Für die Beſchränkung der Baufreiheit, die durch die Handhabung des 
Statuts entſteht, kann eine Entſchädigung nicht gefordert werden. 

Straßenbaubeiträge. Die Gemeinden können für ihre in gewiſſen Straßen 
gemachten Aufwendungen Erſatz verlangen, wenn ein Ortsſtatut nach § 15 
des Fluchtliniengeſetzes erlaſſen iſt. Dieſer kommunale Anſpruch iſt nicht zu 
verwechſeln mit den vorher behandelten Baubedingungen. Denn er ſtellt im 
Gegenſatz zu dieſen eine abgabenartige Forderung dar. Häufig werden 
aber beide Anſprüche miteinander in Beziehung gebracht; dann nämlich, wenn 
eine Summe in etwaiger Höhe der Straßenbaubeiträge vor der Fälligkeit 
im Wege der Baubedingung von dem Anbauenden eingezogen und gleichzeitig 
zugeſichert wird, daß die Summe auf die demnächſt zu entrichtenden Straßen⸗ 
baubeiträge in Anrechnung gebracht wird. Deshalb pflegen auch meiſtens die 
Anſprüche aus § 12 wie aus § 15 des Fluchtliniengeſetzes in demſelben Orts⸗ 
ſtatut geregelt zu werden, zumal hinſichtlich der Beſtätigung, Anfechtbarkeit 
und Bekanntmachung eines Ortsſtatuts nach § 15 die gleichen Vorſchriften wie 
nach § 12 gelten. 

Die Baubeiträge können nur für Straßen erhoben werden, nicht da- 
gegen für Plätze, bei dieſen lediglich für die an ihnen vorübergehenden Straßen. 
Die Beitragserhebung iſt jedoch nicht an allen Straßen moglich, vielmehr nur 
unter einer der drei folgenden Vorausſetzungen. 
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Erſtens kann das Ortsſtatut angewendet werden bei der Anlegung 
einer neuen, zur Bebauung beſtimmten Straße. Die 
Anlegung beginnt regelmäßig mit der Fluchtlinienfeſtſetzung. Jedoch iſt dieſe 
keineswegs notwendige Vorausſetzung für die Einziehung von Straßen⸗ 
baubeiträgen weder in den hier behandelten noch in den folgenden Fällen. 
Der Beginn der Anlegung kann auch in anderen Umſtänden liegen; insbeſondere 
darin, daß die Anlegung der Straße ſeitens der Gemeinde beſchloſſen und der 
Beſchluß zur Kenntnis der Anlieger gebracht wird. Der Anlegung einer ſtäd⸗ 
liſchen Straße ſteht es gleich, wenn ein vorhandener Verkehrsweg, z. B. eine 
Provinzialchauſſee, in eine zum Anbau und zum ſtädtiſchen Verkehr beſtimmte 
Straße umgewandelt wird. Handelt es ſich um eine Privatſtraße, ſo beginnt 
die Anlegung erſt mit dem Zeitpunkt der Umwandlung in eine öffentliche Straße. 
Die Anlegung kommt ſtets nur inſoweit in Betracht, als ſie nach dem Erlaß des 
Statuts beginnt, da das Geſetz eine neue Straße vorausſetzt. Im übrigen kann 
ſich der Zeitraum der Anlegung lange hinziehen. Wann die Anlegung beendet 
iſt, richtet ſich nach dem Gemeindeprogramm. Sie findet je nach dieſem Programm 
mit der Erledigung der als endgültig angeſehenen Befeſtigung der Straße, 
3. B. mit Makadam, Pflaſter, Aſphalt, ihren Abſchluß. Solange die An⸗ 
legung noch nicht zu Ende geführt iſt, kann auch das Gemeindeprogramm be⸗ 
liebig geändert werden. Polizeiliche Anforderungen an die Straße, wie ſie 
bei dem Bauverbot gemäß § 12 des Fluchtliniengeſetzes zu berückſichtigen ſind, 
haben auf das Gemeindeprogramm keinen Einfluß. Die Gemeinde kann bei 
dem erſten Ausbau die Straße auch in einzelne Abſchnitte teilen, wobei ihrem 
eigenen Ermeſſen völlige Freiheit gelaſſen iſt, es auch nicht notwendig iſt, daß 
dieſe Abſchnitte nach äußeren Umſtänden betrachtet ſelbſtändige Straßen⸗ 
teile ſind. 

Ferner läßt das Geſetz die Erhebung von Beiträgen zu bei der Ver- 
längerung einer ſchon beſtehenden Straße, wenn dieſe 
Verlängerung dem Anbau dienen ſoll; und drittens iſt das Ortsſtatut anwendbar 
bei dem Anbau an ſchon vorhandenen, aber bisher 
unbebauten Straßen und Straßenteilen. Vorhanden iſt 
eine Straße, wenn ſie zur Zeit des Erlaſſes des Ortsſtatuts dem inneren ſtäd⸗ 
tiſchen Verkehr und dem Anbau gemäß Beſtimmung der ſtädtiſchen Behörden 
diente und ihre öffentlich-rechtliche Unterhaltung geregelt iſt. Dabei iſt es un⸗ 
erheblich, ob die Straße eine fertige (hiftorifche) im Sinne des § 12 des Flucht⸗ 
liniengeſetzes iſt. Auch eine unfertige Straße kann eine vorhandene ſein, ſofern 
erkennbar iſt, daß ſie nach dem Willen der ſtädtiſchen Behörden ſchon im un⸗ 
fertigen Zuſtande dem inneren Verkehr und Anbau diente und dienen ſollte. 
Als unbebaut iſt eine Straße anzuſehen, wenn zur Zeit des Erlaſſes des Orts⸗ 
ſtatuts noch kein einziges Gebäude an ihr errichtet war. Außer Betracht bleiben 
aber nach der Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts Gebäude, die an 
einem Kommunikationsweg oder einer Privatſtraße vor deren Umwandelung 
in eine ſtädtiſche Straße lagen. Wenn das Ortsſtatut auch dem Anbau an vor⸗ 
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handenen, aber unbebauten Straßenteilen Bedeutung beimißt, fo brauchen 
dieſe Teile nicht durch Querſtraßen, Brücken oder anderen Anlagen zu ent⸗ 
ſtehen. Vielmehr iſt es dem Ermeſſen der Gemeinde überlaſſen, auf welchen 
Teil der Straße ſie den Ausbau beſchränken will. Jedoch würde ein rein will⸗ 
kürliches Herausgreifen einer Reihe von Grundſtücken, die als Straßenteil gar 
keine Bedeutung haben können, unzuläſſig fein. 

Beitragspflichtig ſind nach dem Geſetz entweder der Unter- 
nehmer der Straßenanlage oder die angrenzenden Eigentümer, die foge- 
nannten Anlieger. In der Praxis werden aber wohl zumeiſt haupt⸗ 
ſächlich die Anlieger herangezogen, weil entweder die Gemeinden ſelbſt den 
Straßenausbau betreiben oder, wenn dies durch Unternehmer geſchieht, be⸗ 
ſondere privatrechtliche Straßenbauverträge geſchloſſen werden, die es ermög⸗ 
lichen, auch andere als rein öffentliche Laſten dem Unternehmer aufzuerlegen. 

Der Umfang der Beitragspflicht iſt beiden Klaſſen gegen⸗ 
über einheitlich geregelt. Entweder kann die Erſtattung der geſamten Koſten 
für die Herſtellung und die — höchſtens fünfjährige — Unterhaltung der Straße 
oder ein verhältnismäßiger Beitrag zu dieſen Koſten verlangt werden. Wenn 
nach dem Geſetz ftatt der Beitragspflicht auch die Herſtellung der Straße und 
ihre — höchſtens fünfjährige — Unterhaltung gefordert werden darf, ſo hat 
dies nur eine untergeordnete praktiſche Bedeutung. Gegenüber der meiſt großen 
und wechſelnden Zahl von Anliegern wird eine Gemeinde nur mit erheblichen 
Schwierigkeiten von dieſem Recht Gebrauch machen können und bei Unter⸗ 
nehmerſtraßen pflegen, wie erwähnt, durchweg beſondere Vertragsbedingungen 
vereinbart zu werden. 

Unter der Herſtellung der Straße iſt nach dem Geſetz zu ver⸗ 
ſtehen die Freilegung, die erſte Einrichtung, Entwäſſerung und Beleuchtungs⸗ 
vorrichtung der Straße in der dem Bedürfniſſe entſprechenden Weiſe. Das 
Ortsſtatut kann die Beitragspflicht auf einzelne Gattungen dieſer techniſchen 
Erforderniſſe beſchränken, nicht aber ein Mehr verlangen. 

Als Freilegung iſt alles anzuſehen, was auf den Erwerb des er⸗ 
forderlichen Straßengeländes und ſeine Befreiung von allen den Straßenbau 
hindernden Anlagen gerichtet iſt, alſo auch die Ausgaben für den Ankauf oder 
die Niederlegung der Gebäude und etwaige Enteignungskoſten. Der Wert 
von Teilen öffentlicher Wege und Plätze, die in die Straßen fallen, darf nicht 
in Rechnung geſtellt werden, wohl aber der Wert ſonſtiger Gemeindegrund⸗ 
ſtucke. Wird ein öffentlicher Weg oder Platz nur teilweiſe zur Straßenanlage 
benutzt, ſo iſt nach der Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts der Wert 
des der Gemeinde zur freien Verfügung anfallenden Teils von den Geſamt⸗ 
koſten der Freilegung abzuſetzen. Als Grundſtückswert iſt für den von der Ge⸗ 
meinde erworbenen Grund und Boden der Erwerbspreis, für das ſelbſt ein- 
gebrachte Gelände der Wert einzuſetzen, den es zur Zeit ſeiner Verwendung 
in die Straße beſitzt. Zweckmäßig iſt es, in das Ortsſtatut eine Beſtimmung 
dahin aufzunehmen, daß der Wert der unentgeltlich abgetretenen Flächen den 
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Geſamtkoſten hinzugerechnet und den Anliegern, welche unentgeltlich Gelände 
abgetreten haben, deſſen Wert auf ihren Beitrag gutgeſchrieben werden ſoll. 
Denn ohne eine ſolche Beſtimmung hat ein ſolcher Anlieger kein Anrechnungs⸗ 
recht und wird deshalb unter Umſtänden gegenüber anderen Anliegern, 
die das Gelände nur gegen Entgelt oder zwar unentgeltlich, aber in geringem 
Umfange hergegeben haben, benachteiligt. 

Was zur erſten Einrichtung gehört, kann im Statut näher an⸗ 
gegeben werden. Regelmäßig iſt darunter der ſtraßenmäßige Ausbau zu ver⸗ 
ſtehen. Der Umfang dieſes Ausbaus grenzt ſich nach dem ausdrücklichen oder 
ſtillſchweigenden Gemeindeprogramm ab. Das Bauprogramm kann alles um⸗ 
faſſen, was die Straßenanlage den Bedürfniſſen des Verkehrs entſprechend 
geſtalten ſoll. Iſt das Bauprogramm abgeſchloſſen, ſo würde eine anderweite 
Einrichtung nicht mehr zur erſten gehören. Im einzelnen wird zur erſten Ein⸗ 
richtung zu zählen ſein die Anſchüttung, Planierung, Befeſtigung, Brücken über 
Privatwäſſer (nicht aber über öffentliche Gewäſſer), die Herſtellung von Straßen⸗ 
und Eiſenbahnunter⸗ und -überführungen, Anſchlüſſe an Nebenſtraßen, die 
Anlage von Bürgerſteigen, Überbrückung von Straßengräben, Tieferlegung von 
Toreinfahrten, Herſtellung der Böſchungen und Schutzmauern, auch m. E. etwaige 
Entſchädigungen wegen verringerter Zugänglichkeit der Grundſtücke. War die 
Straße ein öffentlicher Weg oder ein Privatweg, ſo ſtellt in der Regel dasjenige 
die erſte Einrichtung dar, was die Gemeinde nach der Umwandelung in eine 
ſtädtiſche Straße verwendet hat, es ſei denn, daß die Gemeinde die Straße als 
eine dem Gemeindeprogramm entſprechende übernommen hat. 

Wenn das Ortsſtatut auch einen Erſatzanſpruch auf die Koſten für die 
Entwäſſerung begründet, ſo kann dies ſich nur auf die Straßenent⸗ 
wäſſerung, nicht auf die Grundſtücksentwäſſerung beziehen. Beſitzt eine Stadt 
gemeinſame Kanaliſation für Straßen und Grundſtücke, ſo muß ein Maßſtab 
geſucht werden, nach dem die Koſten für die Straßenentwäſſerung ſchätzungs⸗ 
weiſe in Anſatz gebracht werden. Die Bewäſſerung gehört niemals zur erſten 
Einrichtung. Daher dürfen die Ausgaben für Wa ſſerleitung nicht nach 
$ 15 des Fluchtliniengeſetzes umgelegt werden. 

Bei den Beleuchtungskoſten iſt auseinanderzuhalten, inwieweit 
die Beleuchtung auf die Straße und inwieweit ſie auf die Grundſtücke entfällt. 
Nur die erſtere iſt anrechnungsfähig. Zu den Ausgaben gehören alsdann die 
Straßenlaternen, die Kabel für elektriſches Licht, Gasrohrleitungen u. dgl. 

In der Straßenunterhaltung endlich, die höchſtens für fünf 
Jahre in Anſatz gebracht werden darf, ſind alle Aufwendungen einbegriffen, 
die dazu dienen, die erſte Einrichtung, Entwäſſerung und Beleuchtungsvor⸗ 
richtung in angemeſſenem Zuſtande zu erhalten. 

Zinſen für die Straßenherſtellung dürfen nur dann in Rechnung geſtellt 
werden, wenn die Gemeinde für den Bau der Straße eine Anleihe aufgenommen 
hat. Alsdann endet die Zinſenberechnung mit der Fertigſtellung der Straße. 

Um einen gerechten Ausgleich der Anliegerlaſt zu ſichern und zu vermeiden 
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daß die Anlieger mit den Koſten von ſolchen Straßen oder Straßenteilen be⸗ 
laſtet werden, die das gewöhnliche Verkehrsbedürfnis überſteigen, beſtimmt 
das Geſetz: Zu den Verpflichtungen „können die angrenzenden Eigentümer 
nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und 
wenn die Straße breiter als 26 m iſt, nicht für mehr als 13m 
der Straßenbreite herangezogen werden“. Die letztere Beſtimmung 
hat das Oberverwaltungsgericht dahin ausgelegt, daß der Beitrag der Anlieger 
immer nach dem Verhältnis von 26 m zu der geſamten Straßenbreite zu be⸗ 
rechnen iſt. Danach würde es unzuläſſig ſein, bei Straßen, die aus zwei ſeit⸗ 
lichen Fahrwegen und einer mittleren Promenade beſtehen, nur die Bürger⸗ 
ſteige und Fahrwege bis zu 13 m von der Fluchtlinie gemeſſen umzulegen und 
den — meiſt billigeren — Promenadenweg bei der Umlage nicht einzubeziehen. 
Indeſſen folgt jene Berechnungsart des Oberverwaltungsgerichts nicht not⸗ 
wendigerweiſe aus dem Geſetz; ſie führt auch häufig zu dem merkwürdigen 
Ergebnis, daß die Beiträge für Straßen mit einer Breite von über 26 m ge⸗ 
ringere ſind als bei Straßen mit 26 m, da bei jenen häufig Promenaden ein⸗ 
geſchaltet ſind, die die Durchſchnittsunkoſten verringern. 

Der übliche Verteilungsmaßſtab gegenüber den Anliegern 
iſt die Länge der die Straßen berührenden Grundſtücksfronten. Wenn auch 
das Geſetz eine andere Berechnung, etwa nach der bebauungsfähigen Fläche, 
zuläßt, ſo wird hiervon regelmäßig kein Gebrauch gemacht. Ein Hauptgrund 
liegt darin, daß der Maßſtab der Front eine beſſere Schätzung der vorausſicht⸗ 
lichen Anliegerbeiträge ermöglicht und eine genaue Schätzung dieſer Beiträge 
bei der Stellung von Baubedingungen nach § 12 des Fluchtliniengeſetzes dann 
erwünſcht erſcheint, wenn die auf Grund des § 12 geforderten Beiträge auf die 
Anliegerbeiträge gutgeſchrieben werden ſollen. Wird der Beitrag nach der Front 
des Grundſtücks bemeſſen, ſo gilt als Grundſtück jede zuſammenhängende Fläche 
desſelben Eigentümers, welche wirtſchaftlich einheitlich benutzt wird, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die grundbuchliche Eintragung und etwaige Abgrenzungen durch 
Zäune u. dgl. 

Die Entſtehung der Beitragspflicht des Unternehmers 
tritt mit der Anlegung der Straße ein. Dagegen hat die Beitragspflicht des 
Anliegers zwei Vorausſetzungen: einmal die Fertigſtellung der Straße und 
die Möglichkeit, die Koſten hierfür zu berechnen, und zweitens die Errichtung 
eines Gebäudes an der Straße. Die Beitragspflicht beginnt alsdann ſchon 
mit der Inangriffnahme des Gebäudes, während der Umfang des Anſpruchs 
nach der Sachlage bei Vollendung des Baus bemeſſen wird. Nach dieſem Zeit⸗ 
punkt wird alſo z. B. die Front länge berechnet. Sit die Straße vor der Errich⸗ 
tung des Gebäudes fertiggeſtellt, ſo entſteht die Forderung der Gemeinde mit 
der Gebäudeerrichtung. Wird umgekehrt die Straße erſt nach der Gebäude⸗ 
herſtellung fertig, ſo entſteht nunmehr die Forderung. Doch muß die Gebäude⸗ 
errichtung nach Beginn der Straßenanlegung ſtattgefunden haben. Auch muß 
die Gebäudeerrichtung wie die Straßenvollendung unter der Herrſchaft des 
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Ortsſtatuts erfolgt ſein. Nicht notwendig iſt es allerdings, daß es ſich um ein 
und dasſelbe Statut handelt, fofern ſich nur die Statute auf § 15 des Flucht⸗ 
liniengeſetzes gründen. Unter Gebäude im Sinne des § 15 des Flucht⸗ 
liniengeſetzes ſind nicht nur Wohngebäude zu verſtehen. Auch wird kein Aus⸗ 
gang zur Straße erfordert, ſo daß bei Eckhäuſern die Beitragspflicht ſtets für 
beide Straßen entſteht. Im übrigen iſt der Gebäudebegriff nach § 12 und 8 15 
des Fluchtliniengeſetzes kein verſchiedener. Die Veränderung eines vorhandenen 
Gebäudes durch An⸗ oder Umbau wird der Gebäudeerrichtung regelmäßig dann 
gleichgeſtellt, wenn eine bisher unbebaute Grundfläche neu bebaut wird. Bei 
einem Anbau kommt es aber auch darauf an, ob er ſeiner Konſtruktion nach 
einem ſelbſtändigen Gebäude gleich zu achten iſt. Eine Gebäudeerrichtung liegt 
aber nicht vor, wenn lediglich der umbaute Raum vergrößert wird. Ausnahmen 
von dieſem Grundſatz läßt das Oberverwaltungsgericht zu, wenn ein Gebäude 
zum größten Teil abgeriſſen und durch ein neues erſetzt wird, nicht aber, wenn 
erhebliche Aufbauten vorgenommen werden. Unerheblich iſt es, ob das Ge⸗ 
bäude nur zu vorübergehenden Zwecken errichtet oder baupolizeilich lediglich 
auf Widerruf geſtattet iſt. Auch iſt es gleichgültig, ob das Gebäude wieder 
abgebrochen wird, ſofern nur das Forderungsrecht mit der Errichtung ent⸗ 
ſtanden iſt. 

Der Zeitpunkt der Beitragserhebung braucht nicht für alle Auslagen der 
Gemeinde der gleiche zu ſein. Vielmehr iſt eine Spaltung der Koſten 
zuläſſig. Dieſe Spaltung darf in der Weiſe vorgenommen werden, daß die 
Koſten für die Freilegung, erſte Einrichtung, Entwäſſerung und Beleuchtungs⸗ 
vorrichtung getrennt erhoben werden, daß die Straße in Straßenabſchnitte 
geteilt, daß ſie der Breite nach in Fahrdamm und Bürgerſteig zerlegt wird. 
Dagegen darf nicht getrennt werden, was techniſch zur erſten Einrichtung gehört. 
Die Koſtenſpaltung iſt nicht in das Belieben des Gemeindevorſtandes geſtellt, 
ſondern muß im Ortsſtatut vorgeſehen werden. 

Die Veranlagung der Straßenbaubeiträge geſchieht 
nach den allgemeinen Beſtimmungen des Kommunalabgabengeſetzes (Seite 262). 
Hiernach regelt ſich auch das Einſpruchsverfahren und die dreijährige Ver⸗ 
jährung. Letztere beginnt bei den Anliegerbeiträgen mit dem Ablauf des 
Etatsjahrs, in dem die letzte der beiden Vorausſetzungen für die Entſtehung 
des kommunalen Anſpruchs eingetreten iſt, und zwar kommt es bei der Ge⸗ 
bäudeerrichtung auf den Zeitpunkt der Vollendung des Baues an. Da aber 
jedes neues Gebäude eine neue Pflicht erzeugt, beginnt damit jedesmal der 
Lauf der Verjährungsfriſt aufs neue. Ein Einſpruchsrecht gegen die Straßen⸗ 
baubeiträge wird nicht dadurch begründet, daß bei der Straßenanlage techniſche 
Fehler gemacht find. Es kann lediglich die Anrechnungsfäbigkeit der Ausgaben 
bemängelt werden. 

Die Anliegerbeiträge find, wie nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
und des Oberverwaltungsgerichts feſtſteht, dinglicher Natur. Sie ruhen 
auf dem Grundſtück, ohne daß ſie der Eintragung im Grundbuch 
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bedürfen, und haben den Vorrang vor den auf dem Grundjtüd laſtenden, wenn 
auch älteren Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden u. dgl. Dies hat 
namentlich Bedeutung bei der Zwangsverſteigerung. Doch beſteht 
hier ein Vorrecht nur wegen der laufenden und der aus den letzten zwei Jahen 
rückſtändigen Beiträge. Auf dieſe Beſtimmung iſt beſonders bei einer Stun⸗ 
dung der Beiträge zu achten. Wird ſie über die letzten zwei Jahre ausgedehnt, 
ſo läuft die Gemeinde die Gefahr, in der Verſteigerung auszufallen. Immerhin 
iſt die Gemeinde dadurch geſichert, daß jedes neue Gebäude die Beitragspflicht 
von neuem zur Entſtehung bringt. Neben der Haftung des Grundſtücks beſteht 
eine perſönliche Haftung desjenigen Anliegers, zu deſſen Eigentumszeit der 
Beitrag fällig geworden iſt. 

Ein Erlöſchen des kommunalen Anſpruchs iſt auch durch Verzicht auf 
die Geltendmachung möglich. Ein ſolcher Verzicht kann nur durch Gemeinde⸗ 
beſchluß ausgeſprochen werden. Er iſt ſowohl vor wie nach der Fälligkeit der 
Beiträge zuläſſig. Doch muß er ſich ſtets auf eine beſtimmte Abgabenforderung 
beziehen. Ein allgemeiner Veczicht würde ein Verzicht auf das Beſteuerungs⸗ 
recht darſtellen. Eine derartige Maßnahme iſt aber unzuläſſig, da Finanz⸗ 
hoheitsrechte durch Vertrag nicht aufgegeben werden können. 

Wenn eine Straße unter ein Ortsſtatut nach § 15 des Fluchtliniengeſetzes 
fällt, können die Anlieger zu Beiträgen auf Grund anderer geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen nicht herangezogen werden, ſofern die Beiträge für dieſelben Veran⸗ 
ſtaltungen erhoben werden wie für die in § 15 des Fluchtliniengeſetzes behandelten. 
Fällt dagegen eine Straße oder eine Veranſtaltung zugunſten der Straße nicht 
oder nicht mehr unter den § 15, ſo iſt eine ſonſtige Beitragserhebung rechtlich 
nicht ausgeſchloſſen. In Betracht kommen hier namentlich Beiträge aus 
§9 des Kommunalabgabengeſetzes (Seite 253). Zu dieſen 
können alſo die Anlieger herangezogen werden, wenn die Straße bei Erlaß 
des Ortsſtatuts nach § 15 des Fluchtliniengeſetzes vorhanden und bebaut war 
und nunmehr gepflaſtert wird oder wenn eine Straße zwar als neue Straße 
nach dem Erlaß des Ortsſtatuts angelegt, aber abgerechnet iſt und nach der 
Abrechnung neu gepflaftert oder umgepflaſtert wird dder wenn die Unterhaltung 
der unter den § 15 des Fluchtliniengeſetzes fallenden Straßen nach Ablauf der 
dort beſtimmten fünf Jahre umgelegt werden ſoll, oder endlich bei Straßen⸗ 
durchbrüchen und ähnlichen Maßnahmen. Sollen Beiträge nach $9 des Kommu⸗ 
nalabgabengeſetzes für die Straßenbefeſtigung oder unterhaltung erhoben werden, 
ſo verlangt das Oberverwaltungsgericht zwei getrennte Maßnahmen: erſtens 
ein Ortsſtatut, das die Frage allgemein regelt, und zweitens das Verfahren 
nach $9 (Seite 255) für den Einzelfall. Das Ortsſtatut wird deshalb gefordert, 
weil nach der Anſicht des Oberverwaltungsgerichts derartige Beiträge nach 8 9 
nur für ſämtliche Straßen einheitlich erhoben werden dürfen und dies durch 
bindendes Statut feſtgelegt werden muß. Dadurch ſoll eine Steuerver⸗ 
ſchiebung zugunſten oder zuungunſten einzelner Anlieger verhütet werden. 
Erſt wenn ein ortsſtatutariſcher, die Gemeinde bindender Grundſatz feſt⸗ 
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gelegt iſt, ſteht nichts im Wege, die Befeſtigung und Unterhaltung einzelner 
Straßen umzulegen. 

Straßenbauverträge. Umlegungen. Wie bereits angedeutet wurde, pflegen 
die Gemeinden mit Unternehmern über den Bau von Straßen Verträge ab⸗ 
zuſchließen, die privatrechtlicher Natur find. Meiſtens find die Unternehmer 
Grundſtückseigentümer und haben ein Intereſſe daran, durch die Straßen ihr 
Gelände aufzuſchließen. Gehört dem Unternehmer das geſamte in die Straße 
fallende und an die Straße anſtoßende Gelände, ſo iſt ein ſolcher Vertrag ein⸗ 
fach. Die Leiſtung der Gemeinde beſteht alsdann regelmäßig in dem Verzicht 
auf die Geltendmachung des Bauverbots aus $ 12 des Fluchtliniengeſetzes und 
zumeiſt in der Herſtellung der Straße, Beſchaffung von Waſſer und Beleuch⸗ 
tung ſowie in der Übernahme der Straßenunterhaltung. Die Gegenleiſtung 
des Unternehmers umfaßt durchweg die Pflicht, der Gemeinde die Koſten für 
ihre Auslagen zu erſtatten, bisweilen auch einige weitere Verpflichtungen, wie: 
die Straße ganz oder teilweiſe innerhalb einer beſtimmten Friſt zu bebauen, 
die Bebauung nach den von der Gemeinde feſtgeſetzten Grundſätzen vorzunehmen, 
die Geſtaltung der Faſſaden der Genehmigung des Gemeindevorſtandes zu 
unterwerfen und dergleichen. Soll der Unternehmer die Straße ſelbſt bauen, 
ſo fällt inſoweit, als der Bau zu ſeinen Laſten geht, naturgemäß eine Koſten⸗ 
erſtattungspflicht fort. Doch pflegen die Gemeinden für ſolche Fälle die Art 
des Ausbaus vorzuſchreiben oder ſich die Oberaufſicht über den Bau vorzu⸗ 
behalten. 

Schwieriger werden die Verträge, wenn Straßenanlieger vorhanden ſind, 
die nicht in den Vertrag als Unternehmer eintreten. Die Gemeinden können 
zwar ihnen gegenüber einen gewiſſen Druck durch die Geltendmachung des 
Bauverbots aus $ 12 des Fluchtliniengeſetzes ausüben. Doch findet ein ſolcher 
Zwang ſeine Grenze, wenn es ſich um leiſtungsſchwache oder ſolche Anlieger 
handelt, die ihr Gelände aus Böswilligkeit oder aus Spekulationsgründen brach 
liegen laſſen wollen. In derartigen Fällen können ſich die Gemeinden dadurch 
helfen, daß ſie den Ausbau der Straße ſelbſt übernehmen, den Unternehmer 
verpflichten, die Koſten für den Ausbau einſchließlich des Grunderwerbs und 
etwaiger Enteignung darlehensweiſe vorzulegen, und daß ſie ſich bereit erklären, 
das Darlehen des Unternehmers aus den eingehenden Anliegerbeiträgen zu 
erſtatten. Nicht angängig dagegen iſt es, daß der Unternehmer die Straße 
ausbaut und die Gemeinde ihm die Auslagen durch Einziehung und Über⸗ 
weiſung von Anliegerbeiträgen erſtattet. Denn die Gemeinde darf nur dann 
Beiträge erheben, wenn ſie ſelbſt, nicht aber wenn ein Dritter Aufwendungen 
für die Straße gemacht hat. 

Bisweilen enthalten die Unternehmerverträge auch Beſtimmungen über 
die Fluchtlinienfeſtſetzung und die Anordnung von Bauklaſſen für das Ver⸗ 
tragsgebiet. Da aber die Bauklaſſenfeſtſetzung eine rein polizeiliche Maßnahme 
iſt und die Fluchtliniengeſtaltung nicht allein in der Macht der Gemeinde ſteht, 
können Vertragsbeſtimmungen darüber nicht als Verpflichtung der Gemeinde 
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übernommen, wohl aber als eine Bedingung aufgeſtellt werden, von deren 
Eintritt oder Fortfall die Vertragswirkſamkeit abhängt. 

Die Erſchließung von Baugelände iſt öfters dadurch erſchwert, daß die 
Lage der Grundſtücke nur einem Teil der Anlieger den Anbau ermöglicht und 
daß ein anderer Teil der Anlieger Bauten nicht aufführen kann, ſei es, weil 
die Grundſtücke zu klein, zu ungünſtig geſchnitten oder durch ſogenannte Prell⸗ 
ſtreifen, die im Eigentum anderer ſtehen, von der Straße getrennt ſind. Dem 
verſucht man durch Umlegungen abzuhelfen. Dieſe Umlegungen können 
durchweg nur im Wege der Vereinbarung erreicht werden. Denn die für die 
Gemeinheitsteilungen berufenen Auseinanderſetzungsbehörden, die General⸗ 
kommiſſionen, ſind nur zuſtändig, ſoweit es ſich um Grundſtücke handelt, die 
zu Weide⸗, Forſt⸗, Frucht⸗, Gräſerei⸗, Fiſcherei⸗, Torf⸗ und ähnlichen Zwecken 
benutzt werden. Nur in Frankfurt a. M. beſteht die Möglichkeit der Zwangs⸗ 
umlegung. Sie beruht auf dem Geſetz betr. die Umlegung von Grundſtücken 
in Frankfurt a. M. vom 28. Juli 1902, ergänzt durch Geſetz vom 8. Juli 1907, 
der ſogenannten lex Adickes. Wenn dieſes Geſetz bisher auch nur ſelten 
zur Anwendung gelangt iſt, haben ſeine Beſtimmungen doch eine allgemeine 
Bedeutung, da ſie als Richtſchnur für die zu vereinbarenden Umlegungen dienen 
können. Überdies iſt beabfichtigt, das Geſetz auf andere Städte (3. Zt. Poſen, 
Cöln) auszudehnen. 

Danach findet die Zwangsumlegung von Grundſtücken ver⸗ 
ſchiedener Eigentümer ſtatt, wenn ſie aus Gründen des öffentlichen Wohles 
zur Erſchließung von Baugeländen und zur zweckmäßigen Geſtaltung von Bau⸗ 
grundſtücken erforderlich iſt. Sie kann nur auf überwiegend unbebaute Teile 
des Gemeindebezirks, für die der Bebauungsplan endgültig feſtgeſtellt iſt, er⸗ 
ſtreckt werden. Das Verfahren ſetzt einen Antrag voraus, und zwar entweder 
einen Antrag des Magiſtrats, dem ein Gemeindebeſchluß zugrunde liegt, oder 
einen Antrag der Eigentümer von mehr als der Hälfte der Umlegungs⸗ 
fläche, ſofern dieſe Antragſteller zugleich mehr als die Hälfte der Eigen⸗ 
tümer umfaſſen. 

Die Einleitung des Verfahrens verfügt der Regierungspräſident. Er er⸗ 
nennt auch die Umlegungskommiſſion, der zwei Kommiiſſare des 
Regierungspräſidenten, einer als Vorſitzender, der andere als ſtellvertretender 
Vorſitzender, ferner wenigſtens je ein Bauſachverſtändiger, ein zum Richteramt 
befähigter Rechtsverſtändiger, ein geprüfter Landmeſſer ſowie ein Sachver⸗ 
ſtändiger für die Bewertung der Grundſtücke angehören muß. Magiſtrats⸗ 
mitglieder ſind ausgeſchloſſen. Die Protokolle der Kommiſſion ſowie der unten 
erwähnte Verteilungsplan haben die Kraft der gerichtlichen Urkunden. 

Während des Umlegungsverfahrens darf der Bebauungsplan ohne 
Zuſtimmung der Kommiſſion nicht geändert werden. Die Kommiſſion hat aber 
das Recht, zur leichteren Durchführung des Verfahrens die Anderung des Be⸗ 
bauungsplans beim Magiſtrat zu beantragen. Die Baupolizeibehörde darf die 
Bauerlaubnis für Grundſtücke, für welche die Umlegung beantragt iſt, 
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nur nach Anhörung des Magiſtrats erteilen. Sie kann die Genehmigung ver⸗ 
ſagen oder an Bedingungen knüpfen, wenn der Bau die Umlegung erſchweren 
würde. 

Die Kommiſſion ſtellt einen Verteilungsplan auf. Zu dieſem 
Zweck vereinigt ſie die zur Umlegung beſtimmten Grundſtücke einſchließlich der 
öffentlichen Wege und Plätze. Von der Geſamtmaſſe iſt das für Straßen und 
Plätze erforderliche Gelände auszuſcheiden und der Gemeinde oder dem ſonſtigen 
Wegeunterhaltungspflichtigen zu überweiſen. Dieſe Überweiſung gilt zugleich 
als Abfindung für die eingebrachten öffentlichen Wege und Plätze. Die Reſt⸗ 
maſſe wird unter die Eigentümer verteilt. Außerdem haben ſie einen Anſpruch 
auf Geldentſchädigung für entzogene Gebäude, ſonſtige Beſtandteile und Zu⸗ 
behörſtücke der eingeworfenen Grundſtücke, für den Verluſt des beſonderen 
Wertes dieſer Grundſtücke und für den Verluſt der auf ihnen betriebenen Ge⸗ 
werbe. Eine aus der Umlegung entſtehende Werterhöhung bleibt dabei außer 
Betracht. Wird für die Straßen und Plätze mehr Gelände erforderlich, als aus 
öffentlichen Wegen und Plätzen eingeworfen iſt, ſo erhalten die Eigentümer eine 
Geldentſchädigung nur ſoweit, als jenes Gelände einen beſtimmten Bruchteil 
der von den Eigentümern eingeworfenen Grundfläche überſteigt. Dieſer Bruch⸗ 
teil beträgt 35 %, wenn der Magiſtrat den Umlegungsantrag geſtellt hat, und 
40 %, wenn der Antrag von den Eigentümern ausgegangen iſt. Bei Aufſtellung 
des Verteilungsplanes beſtimmt die Kommiſſion nach Anhörung der Straßen⸗ 
baupolizeibehörde, innerhalb welcher Zeit die Straßen und Plätze für den öffent⸗ 
lichen Verkehr und den Anbau fertig herzuſtellen ſind, wobei auch eine vor⸗ 
läufige Herſtellung zugelaſſen werden kann. Die Leiſtung der Geldentſchädigung 
und die Straßenherſtellung liegt der Gemeinde ob. Auf Antrag des Magiſtrats 
find dieſe Aufwendungen in Geſtalt eines Umlegungsbeitrages auf 
die Eigentümer zu verteilen. Der Beitrag muß aber auf Antrag des Eigentümers 
bis zum Verkauf oder zur Bebauung des Grundſtücks gegen 3½% ige Zinſen 
geſtundet werden. 

Der Verteilungsplan iſt zu jedermanns Einſicht offen zu legen. Dies iſt 
mit der Maßgabe bekanntzugeben, daß Einwendungen binnen einer 
genau zu beſtimmenden Friſt von mindeſtens vier Wochen eingelegt werden 
können. Über die Einwendungen und die Feſtſetzung des Planes 
beſchließt der Bezirksausſchuß. Dieſer erläßt auch die Überweiſungserklärung, 
welche den Tag der eintretenden Rechtsänderung — mindeſtens ein Monat 
nach Bekanntmachung der Überweiſungserklärung — zu bezeichnen hat. Die 
Erklärung darf erſt erfolgen, wenn die Gemeinde die Entſchädigungen gezahlt 
oder hinterlegt hat. Sie hat ähnliche Folgen wie der Einweiſungsbeſchluß im 
Enteignungsverfahren. Wegen der Geldentſchädigungen iſt binnen zwei Monaten 
nach dem Tage der Umlegung der Rechtsweg zugelaſſen; doch hält die Klage 
die Umlegung nicht auf. Vor Erlaß des Feſtſtellungsbeſchluſſes kann auf An⸗ 
trag des Magiſtrats die Einſtellung des Verfahrens durch den 
Bezirksausſchuß beſchloſſen werden, wenn ſich die Durchführung des Verfahrens 
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als entbehrlich oder unwirtſchaftlich erweiſt oder wenn ſie für die Gemeinde 
mit unverhältnismäßiger Belaſtung verbunden ſein würde. 
Die Koſten des Verfahrens trägt die Gemeinde. 
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Die Enteignung. Die Städte kommen häufig in die Lage, zu öffentlichen 
Zwecken privates Grundeigentum entziehen zu müſſen. Zumeiſt handelt es 
ſich um Straßenangelegenheiten. Die geſetzlichen Grundlagen bietet das Ent⸗ 
eignungsgeſetz vom 11. Juni 1874 und für die Enteignung des Straßengeländes 
auch das Fluchtliniengeſetz. 
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Das Enteignungsgeſetz beſtimmt in F 1: „Das Grundeigentum kann nur 
aus Gründen des öffentlichen Wohles für ein Unternehmen, deſſen Ausführung 
die Ausübung des Enteignungsrechtes erfordert, gegen vollſtändige Entſchä⸗ 
digung entzogen oder beſchränkt werden.“ Die Fälle, in denen die Verwaltungs⸗ 
praxis die Vorausſetzungen des Geſetzes als gegeben annimmt, ſind äußerſt 
mannigfaltig. So iſt das Enteignungsrecht gewährt worden für die Ausführung 
und Anlagen von öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen, Voll⸗ und Kleinbahnen, 
Armen- und Krankenhäuſern, Schlacht⸗ und Viehhäuſern, Markthallen, Schulen, 
Kanälen, Häfen, Brücken, öffentlichen Waſſerleitungen und Entwäſſerungs⸗ 
anlagen. 

Regelmäßig erfordert die Verleihung des Enteignungs⸗ 
rechts eine Königliche Verordnung, die den Unternehmer und das Unter⸗ 
nehmen, zu dem das Grundeigentum in Anſpruch genommen wird, bezeichnet. 
Die Verordnung wird im Regierungsamtsblatt bekannt gemacht. Einer König⸗ 
lichen Verordnung bedarf es nicht zu Enteignungen für Geradelegung 
oder Erweiterung öffentlicher Wege ſowie zur Um⸗ 
wandelung von Privatwegen in öffentliche Wege, 
vorausgeſetzt, daß das in Anſpruch genommene Grundeigentum außerhalb der 
Städte und Dörfer belegen und nicht mit Gebäuden beſetzt iſt. In dieſem Falle 
wird die Zuläſſigkeit der Enteignung von dem Bezirksausſchuß, in Berlin von 
der erſten Abteilung des Polizeipräſidiums ausgeſprochen. Gegen den Beſchluß 
iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
gegeben. 

Eine bedeutende Erleichterung iſt für die Inanſpruchnahme von 
Straßengelände imerhalb der Stödte und Dörfer geſchaffen. Für 
ſolche Fälle haben die Gemeinden nach dem Fluchtliniengeſetz ein geſetzliches 
Eanteignungsrecht. Auch bedarf es in dieſen Fällen nicht der Durchführung des 
im folgenden erörterten Planfeſtſtellungsverfahren. Vielmehr kann eine Ge⸗ 
meinde, welche die Fluchtlinien ordnungsmäßig feſtgeſetzt hat, ſofort die Entſchä⸗ 
digungsfeſtſtellung beantragen. 

Was das Enteignuigsgeſetz über die Inanſpruchnahme von Grundeigen⸗ 
tum beſtimmt, gilt auch für die Ina iſpruchnahme von Grundgerechtig⸗ 
keiten. So kann im Enteignungswege die Entziehung einer Wegegerechtigkeit 
oder die Enteignung einer auf dem Eigentum des Unternehmers ruhenden 
Hypothek ducchgeführt werden. 

Ein abgekürztes Verfahren iſt für vorübergehende Beſchrän⸗ 
kungen, welche die Beſchaffenheit des Grundſtücks nicht weſentlich oder dauernd 
vermindern und drei Jahre nicht überſchreiten, zugelaſſen. Derartige Be⸗ 
ſchränkungen und die zu leiſtenden Entſchädigungen werden vom Bezirks⸗ 
ausſchuß in Bertin von der erſten Abteilung des Polizeipräſidiums feſtgeſetzt. 
Gegen den Beſchluß iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten gegeben. 

Zur Vorbereitung eines die Enteignung recht- 
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fertigenden Unternehmens fird bisweilen Handlungen auf 
fremdem Grund und Boden erforderlich. Weigert ſich der Eigentümer, die 
Handlungen zu dulden, ſo kann, auch wenn das Enteignungsrecht noch nicht ver⸗ 
liehen iſt, der Bezirksausſchuß, in Berlin die erſte Abteilung des Polizeipräſidiums 
die Erlaubnis zur Vornahme der Vorarbeiten gewähren. Gegen den Beſchluß 
iſt binnen zwei Wochen Beſchwerde an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
zugelaſſen. Für die Vergütung des Schadens ſteht der Rechtsweg offen. Jedoch 
kann der Bezirksausſchuß (das Polizeipräſidiom) eine Sicherheitsleiſtung be⸗ 
ſtimmen. Dies muß geſchehen, wenn ein Antrag vorliegt. 

Die Geſtattung der Vorarbeiten wird im Regierungsamtsblatt bekannt 
gemacht. Der Unternehmer hat von jeder Vorarbeit mindeſtens zwei Tage 
vorher den Gemeindevorſtand und dieſer alsdann die Betroffenen in Kenntnis 
zu ſetzen. Der Gemeindevorſtand kann dem Unternehmer auf deſſen Koſten 
einen beeidigten Sachverſtändigen zur Seite ſtellen, der einen etwaigen Schaden 
ſofort feſtzuſtellen hat. Die abgeſchätzte Entſchädigungsſumme iſt v rbehaltlich 
des Rechtsweges ſofort den Beteiligten auszuzahlen, widrigenfalls der Ge⸗ 
meindevorſtand auf Antrag des Beteiligten die Fortſetzung der Arbeiten ver- 
hindern muß. 

Gebäude und eingefriedete Hof⸗ oder Gartenräume dürfen mangels Ein⸗ 
willigung des Beſitzers nur mit Erlaubnis der Ortspolizeibehörde betreten 
werden. Dieſe hat den Beſitzer zu benachrichtigen und die Offenſtellung der 
Räume zu veranlaſſen. Baubeſchädigung und Fällen von Bäumen iſt nur mit 
beſonderer Genehmigung des Bezirksausſchuſſes (Polizeipräſidiums) ſtatthaft. 

Das Planfeſtſtellungsverfahren. Abgeſehen von den Fällen, in denen 
Straßengelände auf Grund des Fluchtliniengeſetzes in Anſpruch genommen 
wird, hat der Ausführung des Unternehmens ſtets das Planfeſtſtellungsver⸗ 
fahren vorauszugehen. Das Verfahren beginnt mit einer vorläufigen Feſt⸗ 
ſtellung des Planes. Dieſe gibt zu erkennen, welcher Grund und Boden für die 
Ausführung des Unternehmens benötigt wird. Gelingt dem Unternehmer als⸗ 
dann der freihändige Erwerb nicht, ſo bedarf es zur endgültigen Feſtſetzung 
des Enteignungsgegenſtandes der förmlichen Planfeſtſtellung. 

Die vorläufige Planſeſtſtellung it eine landespolizeiliche 
Maßnahme. Sie liegt regelmäßig dem Regierungspräſidenten ob, in Berlin 
dem Polizeipräſidenten, bei Eiſenbahnentwürfen dem Minifter der öffentlichen 
Arbeiten. Als Unterlage für die Feſtſtellung iſt ein Plan, nötigenfalls mit den 
erforderlichen Querprofilen einzureichen. Der Plan hat auch die etwa not- 
wendig werdenden Erſatzwege zu enthalten. 

Für eine Einigung der Beteiligten, die nach Erledigung 
dieſes Verfahrens über den Gegenſtand der Abtretung ſtattfindet, find gewiſſe 
Formerleichterungen vorgeſehen. Grundſtücksveräußerungsverträge ſind, wenn 
ſie nur ſchriftlich abgefaßt ſind, bindend, während ſonſt die geſetzlichen Form⸗ 
vorſchriften (Seite 360) zu beachten ſind. Die Veräußerungsgeſchäfte genießen 
Stempelſteuerfreiheit. Die nämlichen Erleichterungen ſind übrigens auch bei 
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Vereinbarungen über Abtretung von Gelände zu fluchtlinienmäßig feſtgeſtellten 
Straßen gegeben, ohne daß dieſe Vereinbarungen, wie bereits erwähnt, ein 
vorläufiges Planfeſtſtellungsverfahren vorausſetzen. 

Die Einigung der Beteiligten kann die Überlaſſung des Beſitzes oder auch 
die ſofortige Eigentumsabtretung zum Ziele haben. Sie kann die Entſchädigung 
einer nachträglichen Feſtſtellung vorbehalten, die entweder im verwaltungs⸗ 
mäßigen Feſtſtellungsverfahren oder je nach Verabredung ſofort im Rechtswege 
zu geſchehen hat. Endlich karn zum Zwecke der Regelung von Rechten Dritter 
die Ducchführung des förmlichen Enteignungsverfahrens vorbehalten werden. 

Die endgültige Feſtſtellung des Planes wird nicht ohne 
weiteres von Amts wegen, ſondern erſt auf Antrag des Unternehmers ein⸗ 
geleitet. Dieſer hat dem Regierungspräſidenten, in Berlin dem Polizeipraäſi⸗ 
denten für jeden Gemeinde- oder Gutsbezirk einen Auszug aus dem vorläufig 
feſtgeſtellten Plan nebſt Beilagen vorzulegen, welche die zu enteignenden Grund⸗ 
ſtücke in genauer Bezeichnung, ihre Größe, ihre Eigentümer, die Erſatzwege 
und ſonſtigen Neuanlagen enthalten müſſen. Plan und Beilagen gelangen 
während vierzehn Tagen zur Offenle gung, die ortsüblich bekannt 
gemacht wird. Während dieſer Zeit kann jeder Beteiligte, d. i. ein jeder, der 
materiell durch die Entſcheidung der Verwaltungsbehörden betroffen wird, im 
Umfange ſeines Intereſſes Einwendungen gegen den Plan erheben. Ein gleiches 
Recht ſteht dem Vorſtande der Gemeinde oder des Gutsbezirks zu. 

Sind Einwendungen erhoben, ſo ernennt der Regierungs(Polizei⸗)präſident 
einen Kommiſſar. Dieſer ſtellt die Einwendungen in einem Termin zur 
Erörterung. Zu dem Termin werden der Unternehmer, diejenigen, die Ein⸗ 
wendungen erhoben haben oder von ihnen berührt werden, ſowie der Gemeinde⸗ 
oder Gutsbezirksvorſtand geladen. Auch können Sachverſtändige zugezogen 
werden. Die Verhandlungen dürfen ſich nicht auf die Entſchädigungsfrage 
erſtrecken. 

Nach Erledigung der vorerwähnten Verhandlungen erfolgt ein Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes, in Berlin der erſten Abteilung des Polizei⸗ 
präfidiums. Der Beſchluß entſcheidet über die Einwendungen und beſtimmt 
den Gegenſtand der Enteignung, die Größe und Grenze des abzutretenden 
Grundbeſitzes, die Art und den Umfang der aufzulegenden Beſchränkungen, 
die Anlagen, zu deren Errichtung und Unterhaltung der Unternehmer ver⸗ 
pflichtet iſt, ſowie die Zeit, innerhalb deren längſtens von dem Enteignungsrecht 
Gebrauch zu machen iſt, ſoweit nicht die Königliche Verordnung eine Friſt ent⸗ 
hält. Es ſteht aber nichts im Wege, daß die vom Bezirksausſchuß geſetzte Friſt 
durch einen Nachtragsbeſchluß verlängert wird. Der Beſchluß wird dem Unter⸗ 
nehmer, denjenigen, die Einwendungen erhoben oder an der Streiterörterung 
teilgenommen haben, ſowie dem Gemeinde⸗ oder Gutsvorſtand zugeſtellt. 
Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes (Polizeipräſidiums) ſteht den 
Beteiligten innerhalb zwei Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde an den 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten zu. 
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Die Feſtſtellung der Entſchädigung. Das im folgenden dargeſtellte Ent⸗ 
ſchädigungsfeſtſtellungsverfahren findet in allen Fällen der Enteignung ſtatt, 
auch in denjenigen, die auf dem Fluchtliniengeſetz beruhen. In letzteren be⸗ 
ginnen die Enteignungsverhandlungen mit dieſem Verfahren. 

Das Verfahren wird eingeleitet durch einen Antrag des Unter⸗ 
nehmers, der bei dem Regierungspräſidenten, in Berlin bei dem Polizei⸗ 
präſidenten einzubringen iſt und den Enteignungsgegenſtand ſowie den Eigen⸗ 
tümer zu bezeichnen hat. Dem Antrag iſt ein beglaubigter Grundbuchauszug 
beizufügen. Das Grundbuchamt trägt bei Erteilung des Auszuges im Grund⸗ 
buch eine Vormerkung über die Einleitung des Ent⸗ 
eignungs verfahrens von Amts wegen ein. 

Der Regierungspräſident (Polizeipräſident) ernennt nunmehr einen Kom⸗ 
miſſar. Dieſer lädt den Unternehmer und den Eigentümer, ferner Neben⸗ 
berechtigte (Servitutberechtigte, Nutznießer, Pächter, Mieter u. dgl.), die ſich 
zur Teilnahme an dem Verfahren gemeldet haben. Die übrigen Beteiligten 
werden durch eine Bekanntmachung im Regierungsamtsblatt, Kreisblatt und einer 
ſonſtigen geeigneten Zeitung aufgefordert, ihre Rechte in dem Termin wahr⸗ 
zunehmen. Der Termin hat für diejenigen Grundſtückseigentümer beſondere 
Bedeutung, welche die Übernahme ihres Reſtgrundſtücks durch den Unter⸗ 
nehmer verlangen, weil es nicht mehr zweckmäßig benutzbar iſt. Denn derartige 
Anträge müſſen ſpäteſtens in dem Termin geſtellt werden; ſpätere Anträge 
finden keine Berückſichtigung mehr. 

Zu der kommiſſariſchen Verhandlung ſind Sachverſtändige zuzu⸗ 
ziehen, die mangels Einigung der Beteiligten vom Regierungspräſidenten 
(Polizeipräſidenten) ernannt werden. 

Vereinbarungen der Beteiligten hat der Kommiſſar zu 
Protokoll zu nehmen. Das Prokokoll hat die Kraft einer gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Urkunde. Namentlich iſt die ſofortige Zwangsvollſtreckung zuläſſig, ſofern 
die Beteiligten dies ausbedungen haben. 

Nach Erledigung der kommiſſariſchen Verhandlung faßt der Bezirksaus⸗ 
ſchuß, in Berlin die erſte Abteilung des Polizeipräſidiums einen Beſchluß 
über die zu leiſtenden Entſchädigungen und ſonſtige Ver⸗ 
pflichtungen. Die Entſchädigungsſumme wird für jeden Eigentümer beſonders 
bezeichnet, desgleichen für Nutzungs⸗, Gebrauchs⸗, Servitutsberechtigte, Pächter 
und Mieter, ſofern nicht ihre Entſchädigung in der Eigentümerentſchädigung 
enthalten iſt. Iſt dies der Fall, ſo kann auf Antrag das Anteilsverhältnis feſt⸗ 
geſetzt werden. 

Gegen den Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß iſt binnen ſechs Monaten 
nach Zuſtellung die Beſchreitung des Rechtswegs vor dem 
ordentlichen Gericht der belegenen Sache zuläſſig. Ein Streit über das Anteils⸗ 
verhältnis der Beteiligten wird nur zwiſchen dieſen und dem Eigentümer aus⸗ 
getragen. Klagt der Unternehmer, ſo fallen ihm jedenfalls die Koſten der 
erſten Inſtanz zur Laſt mit Ausnahme der Koſten für eine erfolgloſe Wider⸗ 
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klage. Er trägt auch die Koſten des Verwaltungsverfahrens, in dem allerdings 
eine Reihe von Handlungen gebühren- und ſtempelfrei find. 

Werden nach dem Termin, den der Abſchätzungskommiſſar abgehalten hat, 
nachteilige Folgen der Enteignung erkennbar, jo kann der Entſchädigungsberech⸗ 
tigte gegen den Unternehmer beſonders klagen. Der Anſpruch iſt einer drei- 
jährigen Verjährungsfriſt unterworfen, die nach der Vollendung des Teils der 
Anlage, welcher die benachteiligende Wirkung hat, beginnt. 

Die Entſchädigung ſoll vollen Erſatz für alle Nachteile gewähren, 
die dem Enteigneten (Eigentümer, Servitutberechtigten, Nutznießer, Pächter, 
Mieter) durch die Entziehung des Gegenſtandes an ſeinem Vermögen zugefügt 
werden. Eine durch die neue Anlage entſtehende Werterhöhung bleibt außer 
Betracht. Wird nur ein Teil von einem Grundſtück in Anſpruch genommen, 
ſo kann der Eigentümer — und zwar, wie oben erwähnt, ſpäteſtens in dem 
Termin vor dem Abſchätzungskommiſſar — die Übernahme des ganzen Grund⸗ 
ſtücks gegen Entſchädigung verlangen, „wenn das Grundſtück durch die Ab⸗ 
tretung ſo zerſtückelt werden würde, daß das Reſtgrundſtück nach ſeiner bis⸗ 
herigen Beſtimmung nicht mehr zweckmäßig benutzt werden kann“. Dies liegt 
namentlich vor, wenn Gebäude teilweiſe in Anſpruch genommen werden. Neu⸗ 
bauten, Anpflanzungen und ſonſtige Anlagen, die nur in der Abſicht vorgenommen 
ſind, eine höhere Entſchädigung zu erzielen, werden nicht vergütet. 

Neben der Entſchädigungspflicht beſteht für den Unternehmer die Ver⸗ 
pflichtung, Wege, Überfahrten, Triften, Einfriedigun⸗ 
gen, Bewäſſerungs⸗ und Vorflutanlagen u. dgl. anzu⸗ 
legen, die für die benachbarten Grundſtücke oder im öffentlichen Intereſſe zur 
Sicherung gegen Gefahren und Nachteile notwendig werden. Solche Anlagen hat 
der Unternehmer zu unterhalten, ſoweit die Unterhaltung über den Umfang der 
beſtehenden Unterhaltungspflicht hinausgeht. Über die Frage, ob und inwie⸗ 
weit derartige Anlagen herzustellen und zu unterhalten ſind, entſcheidet unter 
Ausſchluß des Rechtswegs der Bezirksausſchuß, in Berlin die erſte Abteilung 
des Polizeipräſidiums. Gegen die Entſcheidung ſteht den Beteiligten binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde an den Minifter der öffentlichen Arbeiten zu. 

Die Entſchädigung wegen Entziehung oder Beſchränkung des durch eine 
Fluchtlinienfeſtſetzung betroffenen Grundeigentums iſt an beſondere geſetzliche 
Vorausſetzungen gebunden, die Seite 317 ff. behandelt worden ſind. 

Die Vollziehung und Wirkung der Enteignung. Die Enteignung wird 
auf Antrag vom Bezirksausſchuß, in Berlin von der erſten Abteilung des Polizei⸗ 
präſidiums ausgeſprochen. Bei Ablehnung des Antrags iſt Beſchwerde im Auf⸗ 
ſichtswege an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten zugelaſſen. Der Ent⸗ 
eignungsbeſchluß ſelbſt iſt weder im Verwaltungswege noch vor den ordentlichen 
Gerichten anfechtbar. Er ſchließt die B eſitzeinweiſung in ſich. Die 
Beſchlußbehörde teilt ihn dem Grundbuchamt mit, das die Eigentumsänderung 
alsdann einträgt. 

Die Vorausſetzungen für den Enteignungsbeſchluß ſind verſchieden, je 
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nachdem es ſich um einen dringlichen Fall handelt oder nicht. In drin g⸗ 
lichen Fällen kann der Enteignungsbeſchluß vor Erledigung des Rechts- 
wegs ergehen, ſobald die durch den Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß feſt⸗ 
geſetzte Entſchädigungs⸗ oder Sicherheitsſumme gezahlt oder hinterlegt worden 
iſt. Der Antrag auf Dringlichkeit kann bereits vor dem Entſchädigungsfeſt⸗ 
ſtellungsbeſchluß geſtellt werden und wird zweckmäßig mit dem Antrage auf 
Feſtſtellung der Entſchädigung verbunden. Bei Ablehnung des Antrages iſt 
die Aufſichtsbeſchwerde an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten gegeben. 
Gegen den Dringlichkeitsbeſchluß ſteht innerhalb drei Tagen nach der Zuſtellung 
jedem Beteiligten die Beſchwerde an dieſelbe Miniſterialinſtanz zu. Auch kann 
jeder Beteiligte binnen ſieben Tagen nach der Zuſtellung des Dringlichkeits⸗ 
ſchluſſes bei dem Amtsgericht der belegenen Sache die Feſtſtellung des Zu⸗ 
ſtandes von Gebäuden oder künſtlichen Anlagen verlangen. Vor Beendigung 
des Gerichtsverfahrens kann die Enteignung nicht erfolgen. 

Iſt ein Dringlichkeitsantrag nicht geſtellt, ſo kann 
der Enteignungsbeſchluß nur ergehen, wenn der gegen den Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsbeſchluß zugelaſſene Rechtsweg dem Unternehmer gegenüber durch 
Ablauf der ſechsmonatigen Friſt erledigt und die endgültig feſtſtehende Ent⸗ 
ſchädigungs⸗ oder Sicherheitsſumme gezahlt oder hinterlegt iſt. 

Die Wahl zwiſchen Zahlung und Hinterlegung iſt nicht in das Belieben 
des Unternehmers geſtellt. Hinterlegung hat zu erfolgen, wenn neben 
dem Eigentümer Entſchädigungsberechtigte (das find ſolche, deren Anteil in der 
für den Eigentümer feſtgeſetzten Entſchädigung mitenthalten iſt) vorhanden 
find und deren Anſprüche an die Entſchädigungsſumme zur Zeit nicht feſtſtehen; 
ferner wenn das Grundſtück Fideikommiß oder Stammgut iſt oder im Lehn⸗ 
oder Leiheverbande ſteht; endlich wenn das Grundſtück mit Reallaſten, Hypo⸗ 
theken oder Grundſchulden belaſtet iſt. Auch iſt nach den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Hinterlegung geſtattet, wenn Annahme⸗ 
verzug vorliegt oder wenn aus einem ſonſtigen in der Perſon des Gläubigers 
liegenden Grunde oder infolge einer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden Un⸗ 
gewißheit über die Pecſon des Gläubigers die Zahlungsverbindlichkeit nicht 
oder nicht mit Sicherheit erfüllt werden kann. Die Form der Hinterlegung ift 
durch die ſtaatliche Hinterlegungsordnung vorgeſchrieben. Hinterlegungskaſſen 
find die Regierungshauptkaſſen der Bezirksregierungen, in Hannover der Regie⸗ 
rungen Hannover, Lüneburg und Osnabrück, für Berlin die vereinigte Kon⸗ 
ſiſtorial', Militär⸗ und Baakaſſe. Das Recht an der hinterlegten Summe können 
die Beteiligten im Rechtswege geltend machen. Durch das Ausführungsgeſetz 
zum Zwangsverſteigerungsgeſetz iſt ein beſonderes gerichtliches Verteilungs⸗ 
verfahren eingeführt, das der Eigentümer und jeder Realbeteiligte bei dem 
zuſtändigen Gericht beantragen kann. 

In allen übrigen Fällen iſt die Entſchädigungsſumme an die im Beſchluß 
angegebene Perſon zu zahlen. Sie wird mit vier vom Hundert vom Tage 
der Enteignung bis zur Zahlung oder Hinterlegung verzinſt, ein Fall der nur 
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im Dringlichkeitsverfahren oder bei rechtsungültiger Hinterlegung vorkommt. 
Wird die im Entſchädigungsſfeſtſtellungsbeſchluß feſtgeſetzte Entſchädigungsfumme 
durch gerichtliche Entſcheidung herabgeſetzt, ſo erhält der Unternehmer den ge⸗ 
zahlten Mehrbetrag ohne Zinſen, den hinterlegten Mehrbetrag mit den auf⸗ 
geſammelten Zinſen zurück. 

Tritt der Unternehmer nach der Feſtſtellung der Entſchädigung durch den 
Bezirksausſchuß (das Polizeipräſidium) von ſeinem Vorhaben zurück, ſo kann 
der Eigentümer entweder den Erſatz der Nachteile verlangen, die ihm durch 
das Enteignungsverfahren entſtanden ſind, oder die Zahlung der Entſchädigung 
gegen Abtretung des Grundſtücks beanſpruchen. Auch im letzteren Falle kann 
der Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß durch Klage vor den ordentlichen Ge⸗ 
richten angefochten werden (Seite 356). 

Der Eigentumsübergang findet mit der Zuſtellung des Ent⸗ 
eignungsbeſchluſſes an Eigentümer und Unternehmer ſtatt. Werden die Zu⸗ 
ſtellungen nicht an demſelben Tage vorgenommen, ſo iſt die letzte Zuſtellung 
maßgebend. Im Augenblick des Eigentumsübergangs wird das Grundſtück 
von allen privatrechtlichen Verpflichtungen frei, ſoweit nicht der Unternehmer 
ſie vertraglich übernommen hat. Bei den Realrechten, wie Reallaſten, Hypo⸗ 
theken und Grundſchulden, tritt die Entſchädigung an die Stelle des enteigneten 
Gegenſtandes. Die öffentlich⸗ rechtlichen Laſten bleiben beſtehen. 

Bei Übernahme von Grundſtücksteilen bleibt zugunſten des jeweiligen 
Eigentümers des verkleinerten Grundſtücks ein geſetzliches Vorkaufsrecht 
beſtehen. Das Vorkaufsrecht kann ausgeübt werden, wenn das abgetretene 
Grundſtück ganz oder teilweiſe zu dem beſtimmten Zweck nicht mehr notwendig 
iſt und wenn es veräußert wird; beide Vorausſetzungen müſſen vorliegen. Der 
Unternehmer oder ſein Rechtsnachfolger muß die Abſicht der Veräußerung und 
den angebotenen Kaufpreis dem berechtigten Eigentumer anzeigen. Dieſer 
verliert ſein Vorkaufsrecht, wenn er ſich nicht binnen zwei Monaten erklärt. 
Unterläßt der Eigentümer die Anzeige, ſo bleibt das Vorkaufsrecht den Rechts⸗ 
nachfolgern gegenüber beſtehen. Auf das Vorkaufsrecht kann vertraglich ver⸗ 
zichtet werden. Es empfiehlt ſich, bei einer Einigung über die Entſchädigungs⸗ 
ſumme den Verzicht und deſſen Eintragung ins Grundbuch zu vereinbaren. 
Bei Übernahme von Grundſtücken im ganzen entſteht das Vorkaufsrecht nicht. 
Ein geſetzliches Wiederkaufsrecht iſt in keinem Falle gegeben. 

Die Form der freiwilligen Grundſtütksgeſchäfte. Grundſtücksankäufe und 
-berläufe bedürfen der Zuſtimmung der Stadtverordneten (Bürgervorſteher). 
Unentgeltliche Abtretungen, die namentlich bei Straßenangelegenheiten in Übung 
ſind, können vom Magiſtrat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung vom 
Bürgermeiſter angenommen werden, ohne daß eine Zuſtimmung notwendig 
iſt. Grundſtücksveräußerungen, einerlei, ob ſie entgeltlich oder unentgeltlich 
geſchehen, erfordern die Genehmigung des Bezirksausſchuſſes (in Schleswig⸗ 
Holſtein mit einer Ausnahme), wie Seite 200 ausgeführt iſt. 

Die Grundſtücksgeſchäfte unterliegen der Form, die das bürgerliche Recht 
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vorſchreibt. Nach § 313 BGB. bedarf ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil 
verpflichtet, das Eigentum an einem Grundſtück zu übertragen, der gerichtlichen 
oder der notariellen Beurkundung. Statt dieſer Form kann, wenn der eine 
Teil der Vertragſchließenden eine öffentliche Behörde iſt, die unten im einzelnen 
behandelte Beurkundung durch eine beſondere Urkundsperſon gewählt werden. 
Die einfache Schriftform genügt, wenn der Vertrag die freiwillige Abtretung 
eines der Enteignung unterliegenden Grundſtücks, z. B. Straßenland, betrifft 
(Seite 354). Die dingliche Eigentumsübertragung erfordert erſtens die vor 
dem Grundbuchamt zu erklärende Einigung der Beteiligten, die ſogenannte 
Auflaſſung, und zweitens die Eintragung ins Grundbuch. Im bisherigen Gel⸗ 
tungsbereich des rheiniſchen Rechts kann die Auflaſſung auch vor einem anderen 
preußiſchen Amtsgericht oder vor einem preußiſchen Notar erklärt werden. 

Für Grundſtücksveräußerungen find ferner durch die Städteordnungen 
— abgeſehen von der Hannoverſchen — einige beſondere Formvorſchriften 
gegeben. Nach der Sädteordnung für Schleswig⸗Holſtein und für Frankfurt a. M. 
iſt der Bezirksausſchuß „entſtehendenfalls“ befugt, die Formen vorzuſchreiben, 
in denen die Veräußerung von Grundſtücken und den ihnen gleichgeſtellten 
Gerechtſamen ſtattfinden ſoll. Die Städteordnungen für die öſtlichen Provinzen, 
Weſtfalen, die Rheinprovinz und Heſſen⸗Naſſau ordnen für die freiwillige Ver⸗ 
äußerung von Grundſtüclen und den ihnen gleichgeſtellten Gerechtigkeiten der 
Regel nach die Form des öffentlichen Meiſtgebots (Lizitation) 
und die Aufſtellung einer Taxe an. Sie überlaſſen es jedoch dem Bezirksausſchuß 
in beſonderen Fällen den Verkauf aus freier Hand ſowie einen Tauſch zu ge⸗ 
ſtatten; die drei erſtgenaunten Städteordnungen fügen hinzu: wenn der Be⸗ 
zirksausſchuß ſich davon überzeugt, daß der Vorteil der Gemeinde dadurch 
gefördert wird. Tatſächlich iſt in größeren Städten der Ausnahmefall zumeiſt 
zur Regel geworden, da das öffentliche Meiſtgebot oft einen geringeren Nutzen 
erzeugt als ein freihändiger Verkauf. 

Zur Gültigkeit einer Lizitation iſt erforderlich: Bekanntmachung, die in 
den öſtlichen Provinzen und Heſſen-Naſſau durch das Regierungsamtsblatt und 
die für die Magiſtcatsbekanntmachung üblichen Blätter, in Weſtfalen und der 
Rheinprovinz durch das Regierungsamtsblatt oder ein im Kreiſe erſcheinendes 
Blatt zu erfolgen hat (in Weſtfalen und der Rheinprovinz iſt ferner öffentlicher 
Aushang ſowie in Weſtfalen Ausruf und in der Rheinprovinz ortsübliche Be 
kanntmachung verlangt); eine Friſt von mindeſtens ſechs — in Heſſen Naſſau 
zwei — Wochen zwiſchen Bekanntmachung und Verkaufstermin; die Abhaltung 
des Termins durch eine Juſtiz⸗ oder Magiſtratsperſon. Das Ergebnis iſt der 
Stadtverordnetenverſammlung bekannt zu geben; der Zuſchlag bedarf ihrer 
Genehmigung. Dem Grundbuch gegenüber genügt zum Nachweis der Form⸗ 
erfüllung die Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes. 

In Weſtfalen und der Rheinprovinz kann bei unbebauter Grundſtücken ein 
beglaubigter Auszug aus dem Grundſteuerkataſter an Stelle der Taxe treten 
und, wenn der Reinertrag ſechs Mark nicht überſteigt, vm der Bekanntmachung 
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durch die Zeitungen abgeſehen werden. — In den beiden letzterwähnten Pro⸗ 
vinzen müſſen auch Verpachtungen von Grundſtücken und Gerecht: 
ſamen öffentlich an den Meiſtbietenden geſchehen. Ausnahmen ſind mit Ge⸗ 
nehmigung des Bezirksausſchuſſes geſtattet. 

Die Urkundsperſon. „Wird bei einem Vertrage, durch den ſich der eine 
Teil verpflichtet, das Eigentum an einem in Preußen liegenden Grundſtütcke 
zu übertragen, einer der Vertragſchließenden durch eine öffentliche Behörde 
vertreter, jo iſt für die Beurkundung des Vertrages außer den Gerichter und 
Notaren auch der Beamte zuftändig, welcher von dem Vorſtande der zur Ver⸗ 
tretung berufenen oder der vorgeſetzten Behörde beſtimmt iſt (Az BGB. 
Art. 12 82). 

Die Beſtellung einer ſolchen Urkundsperſon in den Städten liegt 
danach dem Bürgermeiſter ob, auch in Städten mit Magiſtratsverfaſſung, oder 
dem Regierungspräſidenten. Jeder Beamte kann beſtellt werden, ohne Rück⸗ 
ſicht auf ſeine Vorbildung der Bürgermeiſter iſt auch befugt, ſich ſelber zu be⸗ 
ſtellen. Die Beſtellung kann den Beamten namentlich bezeichnen oder den 
Inhaber eines beſtimmten Amtes berufen; ſie kann ſich auf ein oder mehrere 
Geſchäfte oder auch auf alle Veräußerungsfälle beziehen. Derjenige Beamte, 
der bei dem Geſchäft die Stadt vertritt, kann in dieſer Sache nicht gleichzeitig 
Urkundsbeamter ſein; dagegen iſt es unerheblich, ob er ſonſt zu den Urkunds⸗ 
perſonen gehört. 

Die Zuſtändigkeit der Urkundsperſon iſt durch den eingangs zitierten 
Paragraphen genau umgrenzt. Nur das Veräußerungsgeſchäft über ein in 
Preußen liegendes Grundſtück kann beurkundet werden. Dem Grundſtück iſt 
das Erbbaurecht gleichzuſtellen. Verhandlungen über die weſentlichen Be⸗ 
ſtandteile des Grundſtücks können ebenfalls aufgenommen werden. Natur⸗ 
gemäß iſt auch die Beurkundung der Gegenleiſtung, der Zahlungsbedingungen, 
der Übernahme von Reſtkaufgeldern zuläſſig. Soweit aber für eine Vertrags⸗ 
handlung, Kaufbedingung u. dgl. eine beſondere Form vorgeſchrieben iſt, wirg 
dieſe durch die Beurkundung des Beamten nicht erſetzt. Daher müſſen z. B 
Hypothekenbeſtellungen ſtets vor dem Notar oder Gericht ſtattfinden. 

Wird der Veräußerungsvertrag in Form von Angebot und Annahme gefaßt 
jo find ſowohl das Angebot wie die Annahme vor der Urkundsperſon zu erklären. 
Zweckmäßig iſt es, die Annahme vorbehaltlich der Genehmigung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung gleich nach dem Angebot zu protokollieren, um die 
Bindung des Angebots feſtzuſtellen. Auch empfiehlt es ſich, Bindefriſten zu 
beſtimmen, um Zweifel darüber zu beſeitigen. 

Das Protokoll iſt in deutſcher Sprache aufzunehmen und hat Ort 
und Tag der Verhandlung, die Bezeichnung der Beteiligten und der bei der 
Verhandlung mitwirkenden Perſonen, namentlich alſo des Urkundsbeamten, 
ſowie die abgegebenen Erklärungen zu enthalten. Das Protokoll muß vor⸗ 
geleſen, von den Beteiligten genehmigt und eigenhändig unterſchrieben werden. 
Daß dies geſchehen iſt, hat das Protokoll zu ergeben; hierbei genügt der Ver⸗ 
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merk v. g. u. Am Schluß iſt das Protokoll von der Urkundsperſon zu unter⸗ 
ſchreiben; ein Siegel iſt nicht erforderlich. 

Wenn Taube, Blinde oder Stumme bei dem Geſchäft beteiligt ſind, ſind 
zwei Zeugen oder an deren Stelle eine zweite Urkundsperſon zuzuziehen. Er⸗ 
klärt ein Beteiligter, daß er nicht ſchreiben könne, ſo muß, wenn nicht aus den 
eben erwähnten Gründen zwei Zeugen oder eine zweite Urkundsperſon mitwirken, 
bei der Vorleſung und Genehmigung ein Zeuge oder eine zweite Urkundsperſon 
zugezogen werden. Iſt mit einem Stummen eine ſchriftliche Verſtändigung nicht 
möglich, ſo iſt ein vereideter Dolmetſcher zuzuziehen; alsdann iſt eine Zuziehung 
von Zeugen oder der zweiten Urkundsperſon nicht notwendig. Bei Mitwirkung 
einer Perſon, die der deutſchen Sprache nicht mächtig iſt, ſoll ein vereideter 
— oder bei Zuſtimmung des Beteiligten ein unbeeideter — Dolmetſcher zu⸗ 
gezogen werden, es ſei denn, daß die Urkundsperſon der fremden Sprache 
mächtig iſt. 

Die dingliche Sicherung zukünftiger Übertragungen oder Rücküber⸗ 
tragungen von Grundſtücken. Die Stadle kommen häufig in die Lage, ſich die 
künftige Übertragung von Grundſtücken zu ſichern oder Rückfallrechte zu ver⸗ 
einbaren. Erſteres wird zumeiſt dann vorkommen, wenn Gelände für eine 
Straße abzutreten iſt, die Ausführung der Straße noch vertagt iſt, aber recht⸗ 
zeitig gewährleiſtet ſein ſoll. Die Vereinbarung der Rückfallrechte iſt dann zu 
empfehlen, wenn die Stadt ein Grundſtück nur zu einem beſtimmten Zweck 
veräußern oder die Bodenſpekulation verhindern will. Als dinglich ſichernde 
Rechte kommen hier in Frage: die Vormerkung und Sicherungshypothek einer⸗ 
ſeits und das Erbbau⸗, Vorkaufs⸗, Wiederkaufsrecht andererſeits. 

Die Vormerkung kann zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung des 
Eigentums in das Grundbuch eingetragen werden, auch dann, wenn der An⸗ 
ſpruch ein künftiger oder bedingter iſt. Eine Verfügung, die nach der Eintragung 
der Vormerkung über das Grundſtück getroffen wird, iſt inſoweit unwirkſam, 
als ſie den Anſpruch vereiteln oder beeinträchtigen würde. Es iſt dabei zu be⸗ 
achten, daß der Rang der Vormerkung mangels beſonderer Vereinbarung ſich 
nach dem Zeitpunkte der Eintragung beſtimmt. Daher wird zweckmäßig durch 
Vereinbarung der erſte Rang geſichert. Nach der Praxis der Grundbuchgerichte 
werden Vormerkungen nur zur Sicherung eines Anſpruchs eingetragen, der 
ſich aus dem Privatrechte herleitet, nicht aber zur Sicherung öffentlicher Rechte. 
Auch muß der Anſpruch ſich auf eine beſtimmte Parzelle beziehen. Danach 
würde es unzuläſſig ſein, wenn der Anſpruch etwa „das künftig in die Straße 
fallende“ nicht näher bezeichnete Gelände umfaßt. Aus dieſem Grunde iſt die 
Eintragung einer Vormerkung nicht für alle Fälle von Abtretungen zur Straße 
zu erreichen und man wählt alsdann das folgende Mittel. 

Die Sicherungshypothek iſt eine im Grundbuch einzutragende Hypothek 
zur Sicherung einer Geldforderung. Um eine ſolche in den hier behandelten 
Geſchäften zu erlangen, pflegt man eine Vertragsſtrafe in beſtimmter Höhe 
für jeden Fall der Zuwiderhandlung und zur Sicherung des Strafanſpruchs 
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eine Hypothek zu vereinbaren. Dieſe kann auch in der Weiſe beſtellt werden, 
daß ein Höchſtbetrag, bis zu dem das Grundſtück haften ſoll, beſtimmt, im übrigen 
die Feſtſtellung der Forderung vorbehalten wird. Alsdann wird der Höchſtbetrag 
in das Grundbuch eingetragen. Bisweilen wird bei der Vereinbarung der 
Sicherungshypothek bedingt, daß ſie auf Erfordern in eine gewöhnliche Hypothek 
mit X % Zinſen umzuwandeln iſt. Sicherungshypotheken haben den Nachteil 
für den Beteiligten, daß die Erlangung von Hypotheken, namentlich zu Bau⸗ 
zwecken, erſchwert wird. Um dieſen Nachteil zu mindern, kann einer anderen 
Hypothek der Vorrang eingeräumt werden. Doch iſt der Wert dieſer bevor⸗ 
rechtigten Hypothek genau zu beſtimmen, etwa innerhalb 60 % des Grund⸗ 
ſtücks und Gebäudewerts; auch iſt darauf zu achten, daß die Sicherungs⸗ 
hypothek noch eine vorausſichtliche Sicherheit bietet und mit ihrer äußerſten 
Grenze unter einem beſtimmten Satz, etwa 90 %, der eben erwähnten 
Werte bleibt. 

Das Erbbaurecht iſt in einer Reihe größerer Städte eingeführt, um ſtädtiſche 
Grundſtücke nicht dauernd aus der Hand zu geben, die Bebauung in private 
Hände zu legen und die ungeſunde Spekulation zu unterbinden. 

Das Erbbaurecht iſt das veräußerliche und vererbliche Recht, auf oder unter 
der Oberfläche eines fremden Grundſtücks ein Bauwerk zu haben. Unter den 
Begriff des Bauwerks fallen Gebäude, Keller, Denkmäler, Brücken, Gas⸗ und 
Waſſerleitungen oder dergleichen, nicht aber Pflanzungen. Das Erbbaurecht 
iſt im weſentlichen der Dienſtbarkeit (Servitut) ähnlich, unterſcheidet ſich aber 
von ihr durch das Merkmal der Vererblichkeit und Veräußerlichfeit. Im Wege 
der Vereinbarung kann das Erbbaurecht auch auf die Benutzung eines für das 
Bauwerk nicht erforderlichen Teiles des Grundſtücks (Hof, Garten u. dgl.) er⸗ 
ſtreckt werden, wenn dies für die Benutzung des Bauwerks Vorteile bietet. Auf 
einen Teil eines „Gebäudes“, z. B. ein Stockwerk, kann das Erbbaurecht nicht 
beſchränkt werden, wohl aber auf einen Teil eines ſonſtigen Bauwerks, z. B. eines 
Kellers. 

Das Erbbaurecht unterliegt den auf Grundſtücke ſich beziehenden Vorſchriften; 
es iſt eine unbewegliche Sache. Das Eigentum an dem Bauwerk ſteht dem 
Grundſtückseigentümer zu, wenn es bei Begründung des Erbbaurechts vor⸗ 
handen war. Wird das Bauwerk nach der Begründung des Erbbaurechts vom 
Erbbauberechtigten aufgeführt, ſo gehört es dieſem und das Bauwerk iſt alsdann 
rechtlich eine bewegliche Sache. Eine Pflicht zur Unterhaltung oder Wieder⸗ 
herſtellung des Bauwerks beſteht geſetzlich nicht, kann aber vertraglich verein⸗ 
bart werden. 

Die Beſtellung des Erbbaurechts iſt gegen oder ohne Zinspflicht zuläſſig; 
ſie kann zeitlich beſchränkt und von einer Bedingung oder Befriſtung abhängig 
gemacht werden. Die Zinspflicht wird in der Regel durch Eintragung einer 
Reallaſt oder durch Feſtſetzung einer Bedingung dahin, daß im Fall der Nicht⸗ 
entrichtung des Zinſes das Erbbaurecht erliſcht, geſichert. 

Das Erbbaurecht wird begründet durch Einigung des Eigentümers und 
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Erwerbers bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile oder ihrer Vertreter 
vor dem Grundbuchamt — im bishecigen Geltungsgebiet des rheiniſchen Rechts 
auch vor dem Notar — (Auflaſſung) und durch Eintragung in das Grundbuch. 

Die Belaſtung des Erbbaurechts iſt in gleicher Weiſe wie die Belaſtung 
des Grundſtücks möglich; es können alſo Dienſtbarkeiten, Nießbrauch, Hypotheken 
auf dem Erbbaurecht eingetragen werden. Dieſen Laſten haftet nur das Erbbau⸗ 
recht, nicht das Grundſtück. Das Grundſtück kann aber beſonders belaſtet werden, 
ſo daß auf einem Grundſtück eine Hypothek und ein Erbbaurecht und auf dieſem 
wiederum eine Hypothek ruhen kann. Der auf dem Grundſtücke ruhenden 
Hypothek haftet das Gebäude nur, wenn es im Eigentum des Grundſtücks⸗ 
eigentümers ſteht, nicht aber, wenn es im Eigentume des Erbbauberechtigten 
ſteht (5 1120 BGB.). Der auf dem Erbbaurechte liegenden Hypothek haften 
die Mietzinſen (88 1123, 1126, 1017 BGB.). Ob auch das dem Erbbauberechtigten 
gehörende Gebäude und damit die dafür gezahlte Verſicherungsſumme der 
Hypothek verhaftet iſt, iſt durch das Geſetz nicht geklärt. Eine Haftung beſteht 
(gemäß §8 1120, 1127, 1017 BGB.) nur, wenn das Gebäude Beſtandteil oder 
Zubehör des Erbbaurechts geworden iſt. Nach verbreiteter Anſicht ſind aber die 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über Beſtandteile auf das Erbbau⸗ 
recht nicht anwendbar; ob die Vorſchriften über Zubehör, iſt zweifelhaft. Daher 
empfiehlt es ſich, bei Abfaſſung von Erbbauverträgen vorſichtshalber anzu⸗ 
nehmen, daß das Gebäude der Hypothek nicht haftet. 

Dem Hypothekengläubiger nicht verhaftet iſt ferner mangels geſetzlicher 
Vorſchrift die Summe, die der Eigentümer des Grundſtücks dem Erbbau⸗ 
berechtigten bei Auflöſung des Erbbauvertrages als Werterſatz für das Gebäude 
zu zahlen hat (die ſogenannte „Einlöſungsſumme“). 

Um ſicher zu gehen, muß ſich deshalb der Hypothekengläubiger des Erbbau⸗ 
berechtigten Gebäude, Verſicherungs⸗ und Einlöſungsſumme beſonders ver⸗ 
pfänden laſſen. Alsdann kommen die Vorſchriften über das Pfandrecht an 
beweglichen Sachen und an Rechten zur Anwendung und es ſind namentlich 
die $$ 1205, 1206 und 1280 des Bürgerlichen Geſetzbuches ( Übertragung des 
mittelbaren Beſitzes, Einräumung des Mitbeſitzes und Anzeige an den Grund⸗ 
ſtückseigentümer und Verſicherer) zu beachten. 

Das Erbbaurecht kann zur Zwangsverwaltung und Zwangs- 
verſteigerung gebracht werden. Hierdurch werden nur die auf dem 
Erbbaurecht, nicht die auf dem Grundſtücke liegenden Laſten berührt. 

Nicht zu verwechſeln mit dieſer Zwangsvollſtreckung ift die Zwangsverwaltung 
und die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks. Findet eine Zwangsverſteigerung 
des Grundſtücks ſtatt, jo wird das Erbbaurecht wie jedes andere dingliche Recht 
behandelt. Es bleibt alſo beſtehen, wenn der betreibende Gläubiger im Range 
dem Erbbauberechtigten nachſteht; es erliſcht, wenn der betreibende Gläubiger 
im Range vorgeht. 

Der Grundſtückseigentümer genießt den etwa vereinbarten 
Erbbauzins, hat die etwa vereinbarten Rechte auf Überwachung des Gebäudes 
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und dergleichen und hat die Ausſicht, nach einer gewiſſen Zeit wiederum un⸗ 
beſchränkter Eigentümer zu werden. Nun liegt es auf der Hand, daß der Erbbau⸗ 
zins ſich niedriger oder höchſtens in gleicher Höhe halten wird wie die Zinſen, 
die für ein Kapital aufzuwenden ſind, das dem Grundſtückswert gleichkommt. 
Denn andernfalls wird ſich kaum ein Käufer des Erbbaurechts finden. Steigt 
nun der Wert des Grundſtücks, fo iſt dies für den Grundſtückseigentümer in⸗ 
ſofern ungünſtig, als die Rente dem Grundwert nicht entſpricht. Sinkt der 
Wert des Grundſtücks, ſo hat der Grundſtückseigentümer den Nachteil, daß er 
die gute Konjunktur beim Verkauf verpaßt hat. Im erſten Falle wird der 
Grundſtückseigentümer allerdings entſchädigt durch den Rückfall des wert⸗ 
volleren Grundſtücks, vorausgeſetzt, daß beim Anfall der höhere Wert des Grund⸗ 
ſtücks noch vorhanden, im zweiten Falle durch die höhere Rente. Immechin iſt 
es aber ſchwierig, eine ſichere Rentabilitätsberechnung zu machen, ſo daß für 
Kapitalanlagen das Erbbaurecht kaum geeignet ſein wird. 

Der Erbbauberechtigte hat den Vorteil, ohne Kapital bauen zu 
können, im Gegenſatz zum Mieter vor einer Zinsſteigerung geſichert zu ſein 
und im Falle der Wertſteigerung des Bodens einen mäßigen Zins zu zahlen. 
Dem ſtehen aber auch Nachteile gegenüber. Sinkt der Wert des Grundſtücks, 
ſo zahlt der Erbbauberechtigte einen zu hohen Zins. Und vor allem: der Erb⸗ 
bauberechtigte hat die Reparaturkoſten und Laſten zu tragen, die Hypotheken 
zu verzinſen und zu amortiſieren, um am Ende des Erbbauvertrages auf den 
früheren Stand angelangt zu ſein. Höchſtens wird ihm der Wert des Bauwerks 
und vielleicht ein Teil der Auslagen vom Eigentümer vergütet. Dazu kommt, 
daß der Erbbauberechtigte wegen der notwendigerweiſe ſehr verklauſulierten 
Vertragsbedingungen, wegen der Höhe der Zinſen und wegen der Amortiſations⸗ 
pflicht ſein Recht nur ſchwer oder mit Verluſt zu verkaufen in der Lage ſein 
wird und dies um ſo mehr, je näher der Ablauf des Vertrages bevorſteht. Deshalb 
wird der Erbbauberechtigte gar leicht an ſein Eigen gefeſſelt ſein. 

Beſonderen Schwierigkeiten unterliegt die Belei hung des Erb⸗ 
baurechts. Die Hypothek muß wegen der Befriſtung des Erbbauvertrags 
getilgt werden. Ihre Beſtellung bedarf der größten Vorſicht, da das Bauwerk, 
die Feuerverſicherungsſumme und die Einlöſungsſumme nur kraft beſonderer 
Verpfändung haftet und da das Erbbaurecht vor Rückzahlung des Darlehens 
erlöſchen kann. Auch ſind Hypotheken auf das Erbbaurecht nicht mündelſicher. 

Aus dieſen Gründen iſt die Beſtellung eines Erbbaurechts nur an juriſtiſche 
Perſonen, wie eingetragene Vereine, empfehlenswert. Für das tägliche Grund⸗ 
ſtücksgeſchäft eignet es ſich nicht. 

Das dingliche Vorkaufsrecht gewährt die Befugnis, ein beſtimmtes Grund⸗ 
ſtück zu kaufen, ſobald der Eigentümer des Grundſtücks mit einem Dritten 
einen Kaufvertrag abgeſchloſſen hat. Der Kaufpreis iſt, wenn nicht ein anderes 
vereinbart iſt, der mit dem Dritten abgemachte Preis. Um das Vorkaufsrecht 
dinglich zu ſichern, wird es auf dem Grundſtück eingetragen. Das Vorkaufsrecht 
beſchränkt ſich, wenn es nicht ausdrücklich für mehrere oder alle Verkaufsfälle 
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beſtellt iſt, auf den erſten Fall des Verkaufs durch denjenigen Eigentümer, 
welchem das Grundſtück zur Zeit der Beſtellung gehört oder durch deſſen Erben. 
Wird es in dieſem Falle nicht geltend gemacht, ſo erliſcht es, wenn nicht die erwähnte 
ausdrückliche Beſtellung für weitere Fälle vorliegt. — Die Stadt kann dieſes 
Rechtsverhältnis benutzen, um von ihr verkaufte Grundſtücke vor der Spekulation 
zu ſchützen, indem ſie ein Vorkaufsrecht zu einem beſtimmten Preiſe für alle 
Verkaufsfälle ſich vorbehält. Sie läuft aber dabei die Gefahr, daß ſie zu unge⸗ 
legener Zeit vor die Frage des Wiedererwerbs geſtellt wird. Weiß z. B. der 
Grundſtückseigentümer, daß die Stadt wegen Geldknappheit oder aus anderen 
Gründen das Vorkaufsrecht nicht ausüben wird, ſo iſt es ihm ein leichtes, durch einen 
zur rechten Zeit herbeigeführten Verkauf die Feſſel des Vorkaufs abzuſtreifen. 

Das Wiederkaufsrecht iſt eine Vereinbarung dahin, daß ein verkaufter 
Gegenſtand zu einem beſtimmten Preiſe ſeitens der Verkäufers zurückgekauft 
werden kann. Iſt ein Preis aber nicht vereinbart, ſo gilt als Wiederkaufpreis 
der Preis, zu dem verkauft iſt. Das Wiederkaufsrecht kann bei Grundſtücken 
nur bis zum Ablaufe von dreißig, bei andern Gegenſtänden nur bis zum Ablaufe 
von drei Jahren nach der Vereinbarung des Vorbehalts ausgeübt werden, wenn 
nicht eine beſondere — auch längere — Friſt ausdrücklich beſtimmt wird. Das 
Recht kann nicht wie das Vorkaufsrecht im Grundbuch eingetragen, aber in 
der Weiſe dinglich, alſo gegen jeden Dritten geſichert werden, daß eine Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Rückübertragung des Grundſtücks 
eingetragen wird. Das durch eine Vormeckung geſicherte Wiederkaufsrecht 
eignet ſich für die Gewährleiſtung der ſtädtiſchen Bodenpolitik am eheſten. 
Man wird das Wiederkaufsrecht nicht unbeſchränkt vereinbaren, da dies die 
Verkaufsmöglichkeit allzuſehr erſchweren würde. Aber man kann ſich das Recht 
für beſtimmte Fälle ſichern, die das Ziel der Stadt, nach welchem ſie die Boden⸗ 
und Wohnungsverhältniſſe richten will, vereiteln würden. So hat man die 
Ausübung des Wiederverkaufsrechts vorbehalten, wenn der Grundſtückseigen⸗ 
tümer das Grundſtück zu anderen als den dafür vorgeſehenen Zwecken (Wohnbau, 
gewerblichen Anlagen u. dgl.) verwendet, wenn er das Haus oder ſeine Teile 
zu einem höheren Mietpreis als vereinbart vermietet, wenn er nicht ſelbſt im 
Hauſe wohnt, wenn er Schlafgänger annimmt oder wenn er die Faſſade ohne 
Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes verändert. Schließlich eignet ſich das 
Wiederkaufsrecht auch für den Fall, daß ein Grundſtück unter Umſtänden 
für ſtädtiſche Zwecke wieder benötigt wird. Der Wiederkaufspreis kann für die 
einzelnen Fälle verſchieden geſtaltet werden, auch wenn es ſich um ein und 
dasſelbe Grundſtück handelt. 

Grundſtücksfonds. Die ſtädtiſchen Grundſtücksfonds, auch Örundermerbs-, 
Stadterweiterungsfonds oder ⸗kaſſen genannt, ſind regelmäßig nicht ſelbſtändige 
Rechtsſubjekte, ſondern ſtädtiſches Vermögen, das einem beſtimmten Zweck 
zugewandt iſt. Der Grundbeſitz der Stadt wird ganz oder teilweiſe einem 
ſtädtiſchen Verwaltungszweig geſondert überwieſen oder es werden Kapitalien 
durch Anleihe aufgenommen und von einem beſtimmten ſtädtiſchen Verwaltungs⸗ 
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zweige zu Grundſtücksgeſchäften verwendet. Durch die geſonderte Verwaltung 
wird der ordentliche Haushalt vor Schwankungen geſichert und Zinſen und 
Kauferlöſe können unabhängig von der allgemeinen Vermögensverwaltung 
zu neuen Ankäufen verbraucht werden. Zumeiſt iſt die Trennung des Grund⸗ 
ſtücksfonds von der übrigen Verwaltung ſo ſcharf gewahrt, daß Grundſtücke, 
welche die einzelnen ſtädtiſchen Verwaltungszweige vom Grundſtücksfonds ent- 
nehmen, dieſem mit dem Anſchaffungspreis zuzüglich Zinſen und Verwaltungs⸗ 
koſten und abzüglich der Erträgniſſe zu vergüten ſind. 

Der Zweck der Grundſtücksfonds iſt in der Regel die Sicherung von Grund⸗ 
ſtücken für zukünftige Bedürfniſſe, die Förderung der Entwicklung der Stadt 
nach beſtimmter Richtung, die Durchführung von Bebauungsplänen, die Anteil⸗ 
nahme an der Bodenzuwachsrente, bisweilen auch der Bau von Häuſern und 
die Vorbereitung von Anlagen für gewerbliche Unternehmungen. 

Je höher und umfangreicher die Aufgabe des Fonds iſt, um ſo mehr kommt 
es darauf an, ſeine Mittel flüſſig zu halten. Es wird deshalb nicht allein auf 
Ankäufe, ſondern auch auf geſchickte Verläufe Gewicht zu legen ſein. Die Ver⸗ 
waltung ſteht dem Magiſtrat oder einer beſonderen Deputation zu. Für die 
Geſchäfte ſind die allgemeinen Formvorſchriften maßgebend. Jedoch hat in 
manchen Städten die Stadtverordnetenverſammlung einen Teil ihrer Befugniſſe, 
z. B. Genehmigung von Verpachtungen oder von Grundſtücksgeſchäften bis zu 
einem gewiſſen Werte, der Deputation übertragen. 

Die Aufſichtsbehörde gewinnt einen Einblick und eine Einwirkung auf die 
Geſchäftsführung der Fonds bei Gelegenheit der Genehmigung der Anleihen 
und der einzelnen Grundſtücksveräußerungen. 
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Die Schularten. Schulen, an deren Verwaltung die Städte beteiligt find 
oder beteiligt ſein können, find die Volksſchulen, Mittelſchulen, Fortbildungs⸗ 
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ſchulen, Fachſchulen, höhere Schulen und in beſchränktem Maße Hoch⸗ 
ſchulen. 

Volksſchulen, auch Elementarſchulen genannt, dienen der allge⸗ 
meinen Schulpflicht. Ihre Benutzung durch Kinder, die nicht anderweit hin⸗ 
reichend unterrichtet werden, iſt erzwingbar. Die Vollsſchulen dürfen keinem 
im Schulbezirk ſich aufhaltenden ſchulpflichtigen Kinde verſchloſſen bleiben. 
Zu ihrer Unterhaltung ſind die beteiligten Verbände geſetzlich verpflichtet. 
Schulgeld wird nur in den unten behandelten Ausnahmefällen erhoben. Der 
Lehrplan der Volksſchule umfaßt Religion, Sprechen, Leſen, Schreiben, Rechnen, 
Geſchichte, Geographie, Naturkunde, Zeichnen, Geſang, Turnen und für Mädchen 
weibliche Handarbeiten. 

Mittelſchulen, auch Bürger-, Rektorats-, gehobene Schulen ge⸗ 
nannt, ſind wie die Volksſchulen niedere Schulen. Sie verfolgen aber höhere 
Ziele als die Volksſchule und fügen dem Lehrplan der Volksſchule die Unter⸗ 
richtung in neueren Sprachen oder in gewerblichen Fächern hinzu. Ihre Lehrer 
bedürfen regelmäßig einer beſonderen Befähigung. Die Einrichtung der Mittel⸗ 
ſchulen iſt keine Pflicht. Schulgeld kann erhoben werden. 

Höhere Schulen ſind gleichfalls eine freiwillige Einrichtung, für 
die Schulgeld ſogar meiſt erhoben werden muß. Sie verſchaffen eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Vorbildung und die Berechtigung zur akademiſchen Ausbildung 
für gewiſſe Berufsarten. 

Hochſchulen dienen der wiſſenſchaftlichen Ausbildung. Unter Be⸗ 
teiligung von Städten kommen Handelshochſchulen und Akademien, namentlich 
mediziniſche, vor, während Univerſitäten bisher nur Veranſtaltungen des 
Staates ſind. 

Die Fachſchulen ſind für beſondere Berufszweige beſtimmt. Hierher 
gehören namentlich die Handwerker-, Kunſtgewerbe⸗ Baugewerkſchulen und 
die gewerblichen Fachſchulen für die Metallinduſtrie, für Weberei, Töpferei, 
Kunſttiſchlerei u. dgl. Der Beſuch von Fachſchulen gewährt bisweilen Vorrechte 
in gewiſſen techniſchen Berufen. 

Die Fortbildungsſchule bietet eine allgemeine Weiterbildung 
für Volksſchüler bei gleichzeitigem Unterricht in techniſchen Fertigkeiten. Sie 
kommt vor als ländliche, gewerbliche, kaufmänniſche Fortbildungsſchule oder 
als Schule für Haushaltungsunterricht. Ihr Beſuch kann erzwungen werden. 

Der Unterricht in den Mädchenſchulen iſt in der Hauptſache gleich 
dem der Knabenſchulen geordnet und weiſt nur in beſtimmten Fächern, ins⸗ 
beſondere auf dem gewerblichen Gebiet, eine andere Regelung auf. 

Die Staatsaufſicht. Das Verhältnis des Staates zu den Schulen regelt 
das Geſetz vom 11. März 1872. „Die Aufſicht über alle öffentlichen und Privat⸗ 
unterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten ſteht dem Staate zu. Demgemäß handeln 
alle mit dieſer Aufſicht betrauten Behörden und Beamten im Auftrage des 
Staates“. Hieraus leitet der Staat ein weitgehendes Einwirkungsrecht in 
Schulangelegenheiten her, auch bei den nicht von ihm unterhaltenen und ver⸗ 
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walteten Schulen Dieſe Stellung wird dadurch noch geſtärkt, daß in der Praxis 
die der Schulaufſicht unterſtehenden Angelegenheiten und der innere Schulbetrieb 
nicht geſchieden, ſondern für ein und dasſelbe angeſehen werden. Die inneren 
Schulſachen laſſen ſich häufig von den äußeren Verwaltungsangelegenheiten 
nicht trennen; daher werden mitunter auch letztere durch das Aufſichtsrecht 
des Staates berührt. Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten ſind leicht möglich. Man pflegt 
ihnen aber durch Vereinbarungen aus dem Wege zu gehen. 

Höchſte, mit freier Verfügungsgewalt ausgeſtattete Inſtanz in Schul⸗ 
aufſichtsſachen iſt der Unterrichtsminiſter. Indeſſen iſt die Aner⸗ 
kennung derjenigen Lehranſtalten, die gültige Zeugniſſe über die wiſſenſchaftliche 
Befähigung für den einjährig⸗freiwilligen Militärdienſt ausſtellen können, 
Sache des Reichskanzlers. Ihm ſteht zur Begutachtung in derartigen 
Angelegenheiten die Reichsſchulkommiſſion zur Seite. 

Die Schulaufſichtsbehörde für die Volks-, Mittel- und Privat⸗ 
ſchulen iſt die Kirchen und Schvlabteilung der Regierungen, für die höheren 
Schulen einſchließlich derjenigen Privatmädchenſchulen, die als höhere Mädchen⸗ 
ſchulen anerkannt ſind, das Provinzialſchulkollegium. Dieſes iſt eine ſelbſtändige 
kollegialiſche Behörde, die für jede Provinz gebildet iſt und regelmäßig den 
Oberpräſidenten als Vorſitzenden hat. Das brandenburgiſche Provinzialſchul⸗ 
kollegium iſt zugleich für Berlin zuſtändig und auch Aufſichtsbehörde für das 
Volksſchulweſen dieſer Stadt. 

Die Provinzialſchulkollegien führen die Verwaltung in allen Angelegen- 
heiten allein. Die Regierungen dagegen haben als beſondere Organe die 
Kreis- und Ortsſchulinſpektoren (Lokalſchulinſpektoren). Jene 
werden für einen größeren Bezirk beſtellt, dieſe für einzelne Gemeinden oder 
Teile von Gemeinden. Sechs- und mehrklaſſige Schulen unter Rektoren unter- 
ſtehen meiſt den Kreisſchulinſpektoren unmittelbar. „Die Ernennung der Lokal⸗ 
und Kreisſchulinſpektoren und die Abgrenzung ihrer Aufſichtsbezirke gebührt 
— wie das eingangs erwähnte Geſetz beſtimmt — dem Staate allein. Der 
vom Staat den Inſpektoren der Volksſchule erteilte Auftrag iſt, ſofern ſie das 
Amt als Neben⸗ oder Ehrenamt verwalten, jederzeit widerruflich“. 

Stadtſchulinſpektoren ſind in der Regel Gemeindebeamte, 
denen der Staat die Befugniſſe eines Orts- oder Kreisſchulinſpektors überträgt. 
Solange die ſtaatliche Beſtellung nicht erfolgt iſt, kann ein Stadtſchulinſpektor 
nicht als Auffichtsorgan tätig fein; er iſt insbeſondere vorher nicht der Dienſt⸗ 
vorgeſetzte der Lehrer, wird es vielmehr erſt nach der ſtaatlichen Ernennung. 
Die Übertragung der Kreisaufſicht an Gemeindebeamte geſchieht regelmäßig 
nur in größeren Städten. Da die Übertragung durchweg auf Widerruf erfolgt, 
empfiehlt es ſich, dem Stelleninhaber, ſoweit er nicht Magiſtratsperſon iſt, die 
Verpflichtung aufzuerlegen, für den Fall des Widerrufs ſich die Verſetzung in 
ein anderes ſtädtiſches Schulamt gefallen zu laſſen. Einen Anſpruch auf Über⸗ 
tragung der ſtaatlichen Inſpektionsrechte an Gemeindebeamte haben die Städte 
nicht. Sie ſind deshalb vor einer etwaigen Wahl oder Ernennung auf Ver⸗ 
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handlungen mit den Staatsbehörden angewieſen. — Einige Städte überlaſſen die 
techniſche Bearbeitung der ſtädtiſchen Volksſchulangelegenheiten dem vorhandenen 
ſtaatlichen Kreisſchuliaſpektor als Nebenamt gegen eine entſprechende Vergütung. 

Die Kreis-, Orts⸗ und Stadtſchulinſpektoren ſind in Schulaufſichtsſachen 
weder dem Bürgecmeiſter, Magiſtrat noch der Stadtverordnetenverſammlung 
noch endlich der Schuldeputation untergeordnet. Ihre Stellung in der Schul⸗ 
deputation iſt, wie auf Seite 131 und 134 ausgeführt iſt, beſonders geordnet. 
Die Kreisſchulinſpektoren haben, auch wenn ſie Stadtſchulinſpektoren ſind, in⸗ 
ſofern noch eine beſondere Befugnis, als der Geſchäftsverkehr der Schul⸗ 
deputation mit der Aufſichtsbehörde, ſoweit er innere Schulſachen betrifft, 
durch ihre Hand geht. 

Für kreisangehörige Städte kann ſich die Regierung auch des Landrats 
als Kommiſſars zu Schulaufſichtszwecken bedienen. Alsdann iſt der Landrat 
berechtigt, den Schulunterricht der niederen Schulen zu beſuchen und 
von den Verhältniſſen der Schule, des Unterrichtsweſens und der Leiſtungen 
der Lehrer Kenntnis zu nehmen. 

Beſonderen ſtaatlichen Beſchränkungen unterliegen die Privatſchulen. 
Sie ſollen nur zugelaſſen werden, ſoweit ein Bedürfnis dazu vorhanden iſt. 
Namentlich iſt dabei zu prüfen, ob nicht der Beſtand ſtaatlicher oder ſtädtiſcher 
Schulen durch die Privatſchulen gefährdet wird. Als Lehrer an Privatſchulen 
werden nur ſolche Perſonen zugelaſſen, die eine ſittliche und wiſſenſchaftliche 
Befähigung nachweiſen. Die Genehmigung der Privatſchulen einſchließlich der 
Privaterziehungsanſtalten ſteht den Regierungen, die Erlaubniserteilung an 
Privatlehrer und die Beaufſichtigung dem Kreisſchulinſpektor zu. — Die Er⸗ 
teilung von Tanz⸗, Turn⸗ und Schwimmunterricht kann nur unterſagt werden, 
wenn Tatſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit zur Betreibung dieſes 
Gewerbebetriebes dartun. 

Der Schulbeſuch. Der Schulbeſuch iſt eine Pflicht, welche die preußiſche 
Verfaſſungsurkunde in Artikel 21 wie folgt umſchrieben hat: „Eltern und decen 
Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unter⸗ 
richt laſſen, welcher für die öffentlichen Volksſchulen vorgeſchrieben iſt“. Die 
grundlegenden Vorſchriften für den Schulzwang gibt eine Kabinettsorder vom 
14. Mai 1825. Hiernach ſollen Eltern oder deren geſetzliche Vertreter, die nicht 
nachweiſen können, daß ſie für den nötigen Unterricht der Kinder in ihrem Haufe 
ſorgen, erforderlichenfalls durch Zwangsmittel und Strafen angehalten werden, 
jedes Kind nach zurückgelegtem fünften Lebensjahr zur Schule zu ſchicken. 
Der regelmäßige Beſuch der Lehrſtunden in der Schule ſoll ſo lange fortgeſetzt 
werden, bis das Kind „die einem jeden vernünftigen Menſchen ſeines Standes 
notwendigen Kenntniſſe“ erworben hat. Durch Provinzialbeſtimmungen und 
Miniſterialerlaſſe ſind der Beginn und die Beendigung der Schulpflicht teilweiſe 
anderweit feſtgeſetzt. In der Regel erfolgt die Einſchulung nach zurückgelegtem 
ſechſten, die Entlaſſung nach zurückgelegtem vierzehnten Lebensjahre. Über 
die Reife zur Entlaffung befindet der Orts- oder der Kreisſchulinſpektor. 
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Der Schulpflicht unterliegen nur die in Preußen ſich aufhaltenden preußi⸗ 
ſchen Schulkinder, Kinder von Nichtpreußen auch dann nicht, wenn ſie in Preußen 
dauernd wohnen. Der Schulpflicht iſt auf einer preußiſchen Schule zu genügen; 
jedoch haben — von Bayern abgeſehen — die deutſchen Staaten eine Ver⸗ 
einbarung getroffen, wonach ſchulpflichtige Kinder am Aufenthaltsort zum 
Schulbeſuch angehalten werden können. Die Schulpflicht umfaßt alle durch die 
Schulaufſichtsbehörde feſtgeſtellten Unterrichtsgegenſtände, auch den Religions⸗ 
unterricht ſowie Turnen, Handarbeitslehre, Schulfeſte und Schulausflüge. 
Kinder von Diſſidenten ſind vom Religionsunterricht nur dann befreit, wenn 
er anderweit in ausreichendem Maße erteilt wird. 

Der Erlaß von Strafandrohungen gegen Schulverſäumniſſe 
ſteht der Schulaufſichtsbehörde zu, während die Verhängung der Strafen zum 
Geſchäftskreis der Polizeibehörden gehört. Dieſe ſind auch befugt, die Kinder 
zwangsweiſe der Schule zuzuführen. Die eingehenden Strafgelder ſollen in 
die Schulkaſſen fließen. 

Der Schulzwang dehnt ſich unter gewiſſen Vorausſetzungen auf den Be⸗ 
ſuch der Fortbildungsſchulen aus. Nach der Gewerbeordnung 
und dem Handelsgeſetzbuch kann eine Gemeinde oder ein weiterer Kommunal⸗ 
verband ſtatutariſch beſtimmen, daß männliche Arbeiter ſowie männliche und 
weibliche Handlungsgehilfen und Lehrlinge unter 18 Jahren zum Beſuch einer 
Fortbildungsſchule verpflichtet ſind. Für Poſen und Weſtpreußen ſteht eine 
dahingehende Anordnung dem Handelsminiſter zu. Auf demſelben Wege wie 
die Verpflichtung ſelbſt können die zur Durchführung der Verpflichtung erforder⸗ 
lichen Vorſchriften gegeben werden, insbeſondere die zur Durchführung des 
Schulbeſuchs den Schulpflichtigen, ihren Eltern, Vormündern und Arbeit⸗ 
gebern obliegenden Verpflichtungen, darunter die Beſchaffung der Lehrmittel, 
beſtimmt werden. Auf gewerbliche Arbeiterinnen darf die Pflicht nicht erſtreckt 
werden. Ferner ſind diejenigen von der Schulpflicht befreit, welche eine 
Innungs⸗ oder andere Fortbildungs⸗ oder Fachſchule beſuchen, ſofern der 
Unterricht dieſer Schule vom Regierungspräſidenten, in Berlin vom Ober⸗ 
präſidenten als ein ausreichender Erſatz des allgemeinen Fortbildungsſchul⸗ 
unterricht3 anerkannt iſt. 

Für die Verpflichtung zum Schulbeſuch iſt der ſtändige Arbeitsort, nicht 
der Wohnſitz beſtimmend. 

Der Erlaß der ſtatutariſchen Beſtimmungen bedarf der Anhörung beteiligter 
Gewerbetreibender und Arbeiter und der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes, 
in Berlin des Oberpräſidenten. Beſchwerdeinſtanz für den Bezirksausſchuß 
iſt wie allgemein der Provinzialrat, diejenige für den Oberpräſidenten der 
Handelsminiſter. Die Statuten ſind in der für Bekanntmachungen der Gemeinde 
oder des weiteren Kommunalverbandes vorgeſchriebenen oder üblichen Form 
zu veröffentlichen. Dieſer Formvorſchrift unterliegt auch die Feſtſetzung der 
Unterrichtsſtunden, die Anordnungen über den Schulbeſuch u. dgl. Wer einer 


ſtatutariſchen Vorſchrift oder in Poſen und Weſtpreußen dem Miniſterialerlaß 
24 * 
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zuwiderhandelt, wird mit Geldftrafe bis zu 20 M. und im Unvermögensfalle 
mit Haft bis zu drei Tagen beſtraft. — Die Zentralbehörde kann unter Zuſtim⸗ 
mung der Inſtanz, welche die Genehmigung erteilt hat, ſtatutariſche Be⸗ 
ſtimmungen, die mit den Geſetzen oder den ſtatutariſchen Beſtimmungen des 
weiteren Kommunalverbandes im Widerſpruch ſtehen, außer Kraft ſetzen. 

Zurzeit liegt dem Landtage ein Geſetzentwurf vor, der für Gemeinden 
mit 10 000 und mehr Einwohnern die Pflichtfortbildungsſchule begründen will. 

Schulgeld kann in Volksſchulen nur nach folgenden Geſichtspunkten 
erhoben werden. In beſtimmten, durch ein Geſetz vom 14. Juni 1888 feſt⸗ 
gelegten Fällen iſt es zuläſſig, das damals erhobene Schulgeld mit Geneh⸗ 
migung des Bezirksausſchuſſes von fünf zu fünf Jahren erneut zur Hebung 
zu ſtellen. Außerdem kennt das Volksſchulunterhaltungsgeſetz vom 28. Juli 1906 
Gaſt⸗ und Fremdenſchulgeld. 

Ein Gaſtſchulverhältnis kann durch die Schulaufſichtsbehörde 
begründet werden. Sie iſt befugt, nach Anhörung der beteiligten Schulverbände 
Schulkinder eines Schulverbandes gaſtweiſe der Schule eines anderen zuzu⸗ 
weiſen, ſofern dieſer dadurch nicht zur Beſchaffung weiterer Schulräume oder 
zur Vermehrung der Lehrkräfte genötigt wird. Die Zuweiſung kann ſich auf 
einige Unterrichtsfächer, z. B. den Religions⸗ oder Turnunterricht, beſchränken. 
Gegen den Beſchluß der Schulaufſichtsbehörde ſteht den Schulverbänden binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde an den Oberpräſidenten zu, welcher endgültig 
entſcheidet. Der Schulverband, aus dem die Zuweiſung erfolgt iſt, hat ein 
Gaſtſchulgeld zu zahlen, nicht alſo der geſetzliche Vertreter des überwieſenen 
Kindes. Die Zahlungspflicht ſetzt voraus, daß auf der einen Seite Mehrkoſten, 
auf der anderen Seite Erſparniſſe entſtehen. Wird eine Einigung über das 
Schulgeld nicht erzielt, ſo entſcheidet der Bezirksausſchuß, gegen deſſen Beſchluß 
binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Provinzialrat ſtattfindet. In Berlin 
iſt erſte Inſtanz die Schulaufſichtsbehörde, deren Beſchluß binnen zwei 
Wochen vor dem Oberverwaltungsgericht mittels Verwaltungsſtreitklage an⸗ 
fechtbar iſt. Bei erheblicher Veränderung der Verhältniſſe können die Verbände 
mit einjähriger Kündigungsfriſt zum Schluß des Etatsjahres von der Verein⸗ 
barung zurücktreten oder unter gleichen Vorausſetzungen eine Anderung der 
im Beſchlußwege feſtgeſtellten Beträge erwirken. 

Fremdenſchulgeld können die Volksſchulverbände für den Beſuch 
durch nicht einheimiſche Kinder von deren geſetzlichen Vertretern erheben. 
Einheimiſch ſind ſolche, die reichsangehörig ſind und im Schulverband oder 
Gaſtſchulbezirk entweder an dem Wohnort deſſen, dem die Sorge für die Perſon 
des Kindes obliegt oder oblag, wohnen oder von Privatperſonen (nicht etwa 
Anſtalten) unentgeltlich in Pflege und Koſt genommen ſind. Das Fremden⸗ 
ſchulgeld darf den auf jedes Schulkind entfallenden, nach den letzten drei Rech⸗ 
nungsjahren feſtgeſtellten Durchſchnittsbetrag der Schulunterhaltungskoſten 
nicht überſteigen. Die Feſtſetzung der Sätze bedarf der Genehmigung der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde, bei deren Verſagung binnen zwei Wochen Beſchwerde an 
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den Provinzialrat gegeben iſt. Die Veranlagung zum Fremdenſchulgeld unter- 
liegt dem für Gemeindeabgaben beſtimmten Verfahren. 

Für den Beſuch der gewerblichen oder kaufmänniſchen Fortbildungs- 
ſchulen können auf Grund des Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 Beiträge 
vonden Arbeitgebern erhoben werden. Die Beiträge ſind ſtatutariſch 
feſtzuſetzen und dürfen, ſoweit die Schüler zum Schulbeſuch verpflichtet ſind, 
bei gewerblichen Fortbildungsſchulen nicht mehr als 10 M. und bei kaufmänniſchen 
Fortbildungsſchulen nicht mehr als 30 M. jährlich für jeden Schüler betragen. 
Die Heranziehung und der Rechtsgang regelt ſich nach den Beſtimmungen über 
die Erhebung von Kommunalabgaben. 

Für die Mittel⸗, Fach⸗ und höheren Schulen iſt die 
Erhebung von Schulgeld zuläſſig. Hinſichtlich der Fach- und höheren 
Schulen beſtimmt das Kommunalabgabengeſetz (§ 4), daß, ſoweit dieſe Schulen 
von den Gemeinden unterhalten werden, ein angemeſſenes Schulgeld erhoben 
werden muß. Hierdurch ſoll vermieden werden, daß nicht etwa zugunſten des 
Beſuchs der Fach- und höheren Schulen die geſamte Steuerkraft der Gemeinden 
unverhältnismäßig in Anſpruch genommen wird. Das Schulgeld kann abgeſtuft 
werden; insbeſondere iſt es ſtatthaft, von auswärtigen Schülern ein höheres 
Schulgeld als von einheimiſchen zu erheben. Das Schulgeld wird als Gemeinde⸗ 
abgabe behandelt. Seine Feſtſetzung bedarf der Genehmigung der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde. An deren Zuſtimmung iſt auch die Kommunalaufſichtsbehörde 
gebunden, die eine Gemeinde zur Erhebung eines angemeſſenen Schulgeldes 
anhalten will. 

Die Volksſchulverbände. Die Träger der Volksſchullaſt und die Grund⸗ 
ſätze für die Volksſchulunterhaltung ſind in dem Geſetz betr. die Unterhaltung 
der öffentlichen Volksſchulen vom 28. Juli 1906 geregelt. Das Geſetz findet 
keine Anwendung auf Poſen und Weſtpreußen; dort bewendet es bei den 
älteren Vorſchriften. 

Das Geſetz geht davon aus, daß die Errichtung und Unterhaltung der 
öffentlichen Volksſchulen den Gemeinden und ſelbſtändigen Gutsbezirken obliegt, 
ſtellt aber für gewiſſe Fälle die Pflicht des Staates zur Beihilfe feſt. 

Die Schullaſt im einzelnen trägt der Schulverband. Gemeinden 
(Gutsbezirke) bilden entweder einen eigenen Schulverband oder ſie werden zu 
einem gemeinſamen Schulverbande, dem Geſamtſchulverband, ver⸗ 
einigt. Städte ſollen in der Regel einen eigenen Schulverband bilden. Haben 
ſie mehr als 25 Schulſtellen, ſo können ſie mit anderen Gemeinden oder Guts⸗ 
bezirken nur unter Zuſtimmung aller beteiligten Gemeinden oder Gutsbezirke 
zu einem Geſamtſchulverbande vereinigt werden. Städte, Landgemeinden 
und Gutsbezirke können einem oder mehreren Geſamtſchulverbänden angehören, 
auch wenn ſie einen eigenen Schulverband bilden. 

Zur Bildung, Anderung und Auflöſung eines Ge- 
ſamtſchulverbandes iſt die Zuſtimmung der Beteiligten, Anhörung 
des Bezirksausſchuſſes und ein Beſchluß der Schulaufſichtsbehörde erforderlich. 
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Widerſpricht ein Beteiligter, jo kann auf Antrag der Schulaufſichtsbehörde 
die Zuſtimmung durch einen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ergänzt werden. 
Gegen dieſen Beſchluß ſteht der Schulaufſichtsbehörde und den Beteiligten 
binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Provinzialrat zu. Wird infolge 
der Bildung, Anderung oder Auflöſung des Schulverbandes eine Vermögens⸗ 
auseinandesſetzung notwendig, ſo beſchließt darüber die Schulaufſichtsbehörde. 
Gegen deren Beſchluß können innerhalb zwei Wochen die Beteiligten die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren gegeneinander erheben. 

Die Aufbringung der Schullaſt beſtimmt ſich in den Einzel⸗ 
verbänden nach den für die Kommunalabgaben gegebenen Vorſchriften. In 
Geſamtſchulverbänden wird die Schulunterhaltungslaſt auf die dem Verband 
angehörenden Gemeinden und Gutsbezirke verteilt. Verteilungsmaßſtab iſt 
zur Hälfte das Verhältnis der Zahl der Schulkinder, zur Hälfte das Ver⸗ 
hältnis des Steuerſolls, das der Kreisbeſteuerung zugrunde zu legen iſt, 
wobei Grund⸗ und Gebäudeſteuer zur Hälfte und die fingierten Normal⸗ 
ſteuerſätze voll zur Anrechnung kommen. Die Zahl der Kinder wird nach 
dem Durchſchnitt der letzten drei Jahre berechnet, die Verhäöltniszahl wird für 
drei aufeinanderfolgende Rechnungsjahre feſtgeſtellt. Der Bezirksausſchuß 
kann auf Antrag eine andere Verteilung beſchließen; gegen den Willen eines 
Beteiligten darf aber die Verteilung nach dem Maßſtabe der Kinderzahl und 
des Steuerſolls nicht ausgeſchloſſen werden. 

Die Organe ſtädtiſcher Einzelſchulverbände ſind der 
Gemeindevorſtand (Magiſtrat, Bürgermeiſter), die Gemeindevertretung (Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung, Bürgervorſteherkollegium) und die Schuldeputation. 
Dem Gemeindevorſtand und der Gemeindevertretung ſind die ſogenannten 
äußeren Angelegenheiten vorbehalten: Die Feſtſtellung des Etats, 
die Bewilligung der für die Schulen erforderlichen Mittel, und zwar durch 
den Etat und außerhalb des Etats, die Verwaltung des Schulvermögens, die 
vermögensrechtliche Vertretung nach außen und die Anſtellung der Beamten. 
Zu dieſen gehören aber nur die ſtäditſchen Beamten, wie Stadtſchulräte, Stadt⸗ 
ſchulinſpektoren, Schuldiener, nicht die Lehrer. 

Die äußeren Angelegenheiten werden, ſoweit der Gemeindevorſtand 
oder die Gemeindevertretung ſie überweiſt, von der Schuldeputa— 
tion erledigt, deren Zuſammenſetzung Seite 130 ff. behandelt wurde. 
Dieſe Deputation wird in erſter Linie als ein Organ des Gemeinde⸗ 
vorſtandes aufgefaßt und iſt verpflichtet, ſeinen Anordnungen Folge zu 
leiſten. Außerdem iſt ihr eine Mitwirkung bei der Lehreranſtellung und 
in ſonſtigen geſetzlich feſtgelegten Fällen gewährt. Ferner übt die Schul⸗ 
deputation „zugleich die nach dem Geſetze vom 11. März 1872 den Gemeinden 
und deren Organen vorbehaltene Teilnahme an der Schulaufſicht aus. Sie 
handelt dabei als Organ der Schulaufſichtsbehörde und iſt verpflichtet, inſoweit 
ihren Anordnungen Folge zu leiſten“. Da es aber geſetzlich nicht klargeſtellt iſt, 
worin die Teilnahme an der Schulaufſicht beſteht, hat die Beſtimmung nur 
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geringen praktiſchen Wert. Es bleibt der Schulaufſichtsbehörde überlaſſen, 
ob und welche Befugniſſe ſie in dieſer Hinſicht der Deputation übertragen will, 
und es ſteht ihr jederzeit frei, die Befugniſſe einzuſchränken und zurückzunehmen. 
Zumeiſt werden die Befugniſſe der Schulaufſicht nicht durch die Deputation, 
ſondern durch die Schulinſpektoren ausgeübt. — Die Zuſtändigkeit der Schul⸗ 
deputation braucht ſich nicht auf Volksſchulangelegenheiten zu beſchränken. 
Es iſt auch zuläſſig, ihr andere Schulangelegenheiten zuzuweiſen, z. B. die⸗ 
jenigen der Mittel- und Mädchenſchulen. Sollen aber in dieſen Schulangelegen⸗ 
heiten Aufſichtsbefugniſſe ausgeübt werden, ſo bedarf es naturgemäß einer 
beſonderen Übertragung der für die betreffende Schulart zuſtändigen Aufſichts⸗ 
behörde. 

Die Verwaltung der äußeren Schulangelegenheiten in 
Geſamtſchulverbänden erfolgt durch den Schulvorſtand und den 
Verbandsvorſteher. Der Schulvorſtand beſteht aus Vertretern der 
beteiligten Gemeinden (Gutsbezirke), die je mindeſtens einen Vertreter zu 
entſenden haben. Die Geſamtzahl der Vertreter muß wenigſtens drei betragen. 
Das Verhältnis der Vertretungen beſtimmt ſich nach den Leiſtungen der Ge⸗ 
meinden (der Gutsbezirke) an den Geſamtſchulverband. Einigen ſich die Be⸗ 
teiligten nicht, ſo erfolgt die Feſtſetzung auf einen Zeitraum von je fünf Jahren 
durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes. Die Städte werden durch den Bürger⸗ 
meiſter oder eine ſonſtige Magiſtratsperſon und durch Abgeordnete vertreten, 
die von der Stadtverordnetenverſammlung gewählt werden, die Landgemeinden 
durch den Gemeindevorſteher oder Stellvertreter und durch andere von der 
Gemeindeverſammlung zu wählende Abgeordnete. Die Abgeordneten müſſen 
Einwohner des Verbandsbezirks ſein und, wenn der Verband nach konfeſſionellen 
Rückſichten abgegrenzt iſt, der betreffenden Konfeſſion zugehören. Wählbar ſind 
nur die zur Übernahme eines Stadt(Gemeinde-)verordnetenamtes befähigten 
Perſonen. Der Gutsbeſitzer übt ſein Stimmrecht ſelbſt oder durch Beauftragte 
aus. Abweichungen von dieſen Beſtimmungen kann auf Antrag eines Be⸗ 
teiligten der Bezirksausſchuß mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde 
beſchließen. Ferner gehört zum Vorſtand ein Geiſtlicher und Rabbiner wie bei 
der Schuldeputation und ein von der Schulaufſichtsbehörde beſtimmter Lehrer. 
Die gewählten und die vom Gutsbeſitzer ernannten Mitglieder ſowie der Rabbiner 
bedürfen der Beſtätigung der Schulaufſichtsbehörde. Der Ortsſchulinſpektor 
muß, ſoweit er nicht Mitglied iſt, zu den Sitzungen des Schulvorſtandes zugezogen 
werden. 

Dem Schulvorſtand ſtehen die Obliegenheiten zu, die in Einzelverbänden 
die ſtädtiſchen Körperſchaften haben. Etwaige Streitigkeiten 
zwiſchen den Beteiligten über ihre öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
zur Leiſtung an den Verband werden im Verwaltungsſtreitverfahren erledigt. 
Der Regierungspräſident hat dem Verbande gegenüber ein Zwangs 
etatiſierungsrecht, das nach einem ähnlichen Verfahren, wie Seite 202 
erörtert, geregelt iſt. 
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Der Verbandsvorſteher und ſein Stellvertreter werden von der 
Schulaufſichtsbehörde — regelmäßig aus der Zahl der Mitglieder des Schul⸗ 
vorſtandes — ernannt. In der Rheinprovinz iſt der Bürgermeiſter, in Weſtfalen 
der Amtmann der Vorſteher der in ſeiner Bürgermeiſterei, ſeinem Amt beſtehen⸗ 
den Schulverbände. Kommen mehrere Bürgermeiſtereien oder Amter in 
Frage, ſo beſtimmt der Regierungspräſident den zuſtändigen Bürgermeiſter 
oder Amtmann. 

Der Verbandsvorſteher vertritt den Schulverband nach außen. Ur⸗ 
kunden, die den Verband verpflichten, ſind von dem Vorſteher oder ſeinem 
Stellvertreter und einem Vorſtandsmitglied zu vollziehen. Der Verbands⸗ 
vorſteher verteilt die Leiſtungen für den Verband gemäß den Geſetzen und 
Vorſtandsbeſchlüſſen und zieht das Fremdenſchulgeld ein. Gegen die Veran⸗ 
lagung iſt binnen vier Wochen der Einſpruch zuläſſig. Auf den Einſpruch ent⸗ 
ſcheidet der Verbandsvorſteher, gegen deſſen Beſchluß binnen zwei Wochen 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtattfindet. Einſprüche und Be⸗ 
ſchwerden gegen die erwähnten Maßnahmen des Vorſtehers haben keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. 

Der Verbandsvorſteher iſt ferner Vorſitzender des Vorſtandes. Die Be⸗ 
ſchlüſſe des Vorſtandes werden bei Anweſenheit von mindeſtens 
drei Mitgliedern nach Stimmenmehrheit, gegebenenfalls mit ausſchlaggebender 
Stimme des Vorſitzenden, gefaßt. Bei Beſchlußunfähigkeit iſt eine zweite 
Sitzung zu berufen. Iſt auch dieſe beſchlußunfähig, ſo trifft der Vorſteher hin⸗ 
ſichtlich der auf der Tagesordnung ſtehenden Gegenſtände Anordnung. Inter⸗ 
eſſierte Mitglieder dürfen an den Verhandlungen nicht teilnehmen. Bei Be⸗ 
ſchlüſſen über Angelegenheiten, welche die Feſtſtellung des Haushalts, die 
Bewilligung der Mittel und die Rechnungsentlaſtung betreffen, haben die 
Geiſtlichen, der Rabbiner und der von der Aufſichtsbehörde ernannte Lehrer 
kein Stimmrecht. Beſchlüſſe des Vorſtandes, die ſeine Befugniſſe überſchreiten, 
die Geſetze, das Gemeinwohl oder das Verbandsintereſſe verletzen, hat der 
Vorſteher — gegebenenfalls auf Anweiſung der Schulaufſichtsbehörde — zu 
beanſtanden. Gegen eine ſolche Verfügung kann der Vorſtand binnen 
zwei Wochen die Verwaltungsſtreitklage erheben. 

Neben dem Schulvorſtand und dem Verbandsvorſteher iſt auch für die 
Geſamtſchulverbände die Einrichtung einer Schuldeputation vorgeſehen. 

Die im vorſtehenden gegebene Darſtellung über die Einrichtung der Geſamt⸗ 
ſchulberbände hat als Vorausſetzung, daß eine Stadt dem Verbande angehört. 
Handelt es ſich nur um Landgemeinden und Gutsbezirke, ſo iſt die Regelung 
in Einzelheiten eine andere. 

Die Aufhebung einer öffentlichen Volksſchule bedarf 
der Genehmigung oder der Anordnung des Unterrichtsminiſters. 

Über neue oder erhöhte Anforderungen, welche die Schul 
aufſichtsbehörde für eine Volksſchule ſtellt, beſchließt mangels Einverſtändniſſes 
der Verpflichteten der Bezirksausſchuß, gegen deſſen Beſchluß die Beſchwerde 
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an den Provinzialrat gegeben iſt. Dies bezieht ſich nicht auf Bauten oder 
Penſionierungen. In Poſen gilt dieſes Verfahren nicht. 

Konfeſſionelle Verhältniſſe an den Volksſchulen. Die konfeſſio⸗ 
nelle Volksſchule, d. i. die Schule, in der evangeliſche Kinder von 
evangeliſchen, katholiſche von katholiſchen Lehrkräften unterrichtet werden, ſoll 
die Regel fein. Ausnahmsweiſe jmd Simultanſchulen zugelaſſen, an 
denen gleichzeitig evangeliſche und katholiſche Lehrkräfte angeſtellt werden, 
wobei möglichſt das konfeſſionelle Verhältnis der Schulkinder zu beachten iſt. 
Dieſe Grundſätze gelten nicht in Poſen, Weſtpreußen und in dem Gebiete des 
ehemaligen Herzogtums Naſſau; in dieſen Landesteilen ſind noch die ehe⸗ 
maligen Vorſchriften maßgebend, wonach die Simultanſchule als Regel gilt. 
Bei der Beurteilung der konfeſſionellen Verhältniſſe bleibt die Konfeſſion der 
für den techniſchen Unterricht, nämlich Zeichnen, Turnen, Handarbeit, Hand⸗ 
fertigkeit, Hauswirtſchaft beſtimmten Lehrkräfte außer Betracht. 

Schulen miteiner Lehrkraft werden abwechſelnd mit einer evange⸗ 
liſchen und katholiſchen Lehrperſon beſetzt. Jedoch joll bei der Stellenerledigung 
gegen dieſen Grundſatz verfahren werden, wenn fünf Jahr hintereinander 
mindeſtens zwei Drittel der einheimiſchen Kinder ausſchließlich der Gaſtſchul⸗ 
kinder ein und derſelben Konfeſſion zugehört haben und während dieſer Zeit 
an Kindern der andern Konfeſſion weniger als 20 vorhanden waren. Alsdann 
ſoll ſtets die Lehrkraft die Konfeſſion der Mehrheit haben. Dieſe Abweichung 
vom üblichen Wechſel bedarf der Zuſtimmung des Unterrichtsminiſters. Wächſt 
die Schule mit einer Lehrkraft zur mehrklaſſigen aus, jo ſind die Lehrkräfte 
nach der Konfeſſion der bisherigen einzigen Lehrkraft zu beſtimmen. Ausnahms⸗ 
weiſe iſt die andere Konfeſſion zu wählen, wenn fünf Jahre hintereinander 
mindeſtens zwei Drittel der einheimiſchen Kinder ausſchließlich der Gaſtſchul⸗ 
kinder jener anderen Konfeſſion angehörten und während dieſer Zeit weniger 
als 40 Kinder der Konfeſſion der einzigen Lehrkraft vorhanden waren. Auch 
dieſe Abweichung bedarf der miniſteriellen Genehmigung. 

Es iſt nicht erforderlich, daß in den konfeſſionellen Schulen ſich nur Kinder 
einer Konfeſſion befinden. Auch iſt es geſetzlich feſtgelegt, daß keinem Kinde 
wegen des Religionsbekenntniſſes die Aufnahme in die Schule verſagt werden 
kann. Für die konfeſſionelle Minderheit iſt, ſofern ſie dauernd mindeſtens 
12 beträgt, tunlichſt ein beſonderer Religionsunterricht einzurichten. 
Eine Ausſchulung der konfeſſionellen Minderheit aus 
einer ſtädtiſchen Konfeſſionsſchule findet ſtatt, wenn ihre Zahl während fünf 
aufeinanderfolgenden Jahren über 120 betrug und die geſetzlichen Vertreter 
von über 120 Kindern dieſer Konfeſſion einen Antrag an die Schulaufſichts⸗ 
behörde geſtellt haben. In Betracht kommen nur einheimiſche Schulkinder 
ausſchließlich der Gaſtſchulkinder. Beim Mangel dieſer Vorausſetzungen kann 
nur ausnahmsweise aus beſonderen Gründen die Aufſichtsbehörde anordnen, 
daß die konfeſſionelle Minderheit eine Beſchulung mit Lehrkräften ihrer Kon⸗ 
feſſion erhält. 
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Die beim Inkrafttreten des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes, am 1. April 1908, 
beſtehenden Simultanſchulen ſind erhalten geblieben. Hatte zu jener 
Zeit ein Schulverband nur Simultanſchulen, ſo dürfen auch in Zukunft lediglich 
ſolche Schulen errichtet werden. Eine Abweichung kann aus beſonderen Gründen 
durch Beſchluß des Schulverbandes mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde 
herbeigeführt werden. Beſtanden in einem Schulverbande am 1. April 1908 
konfeſſionelle und ſimultane Schulen nebeneinander, ſo iſt das bisherige Be⸗ 
ſchulungsverhältnis möglichſt beizubehalten. 

In Orten, die am 1. April 1908 lediglich konfeſſionelle Schulen hatten, 
iſt die Errichtung von Simultanſchulen nur aus beſonderen Gründen und unter 
Beobachtung erſchwerender Formvorſchriften geſtattet. Der Beſchluß des 
Schulverbandes bedarf der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde und iſt 
mit der Genehmigungserklärung in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 
Binnen vier Wochen nach dem Bekanntmachungstage kann jeder, der ein recht⸗ 
liches Intereſſe hat, z. B. die Eltern der betroffenen Schulkinder, beim Bezirks⸗ 
ausſchuß mittels Einſpruchs das Vorhandenſein beſonderer Gründe beſtreiten. 
Ob ſolche Gründe vorliegen, richtet ſich weſentlich nach den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen. Sie werden namentlich anzuerkennen ſein, wenn ſogenannte Hilfs⸗ 
ſchulen oder Hilfsklaſſen für ſchwachbegabte oder körperlich zurück⸗ 
gebliebene Kinder eingerichtet werden. Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
iſt Beſchwerde an den Provinzialrat gegeben. Dieſen kann auch der Schul⸗ 
vorſtand angehen, wenn die Schulaufſichtsbehörde wegen Mangels beſonderer 
Gründe die Genehmigung verſagt. Der Beſchluß des Provinzialrats iſt in allen 
Fällen binnen vier Wochen mit der Verwaltungsſtreitklage beim Oberverwaltungs⸗ 
gericht anfechtbar. In Berlin iſt der Einſpruch an die Schulaufſichtsbehörde 
zu richten, gegen deren Beſcheid die erwähnte Klage ſtattfindet. In Hohen⸗ 
zollern entſcheidet der Unterrichtsminiſter endgültig. 

Beträgt in einer ſtädtiſchen Simultanſchule, die nach dem vorgehenden 
Abſatz errichtet iſt, die konfeſſionelle Minderheit der einheimiſchen Schulkinder 
ausſchließlich der Gaſtſchulkinder während fünf aufeinanderfolgenden Jahren 
über 120, ſo iſt, wenn die geſetzlichen Vertreter von mehr als 120 dieſer Kinder 
es beantragen, eine Umſchulung in eine konfeſſionelle Schule 
vorzunehmen. Dieſe Beſtimmung gilt nicht für die am 1. April 1908 vorhandenen 
Simultanſchulen, ebenfalls nicht in Orten, die lediglich Simultanſchulen beſitzen. 

Wenn in einem Schulverbande neben drei- oder mehrklaſſigen Schulen 
einklaſſige Schulen oder neben konfeſſionellen Schulen Simultanſchulen be⸗ 
ſtehen, ſollen Kinder nicht gegen den Willen ihrer geſetzlichen Vertreter der 
einen oder anderen Schulart zugewieſen werden, dies jedoch nur, ſoweit es 
mit Rückſicht auf die örtlichen Schulverhältniſſe vereinbar iſt. 

Die jüdiſchen Kinder können die chriſtlichen Schulen beſuchen. Die 
Juden dürfen aber mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde beſondere 
Schulen errichten, die nur mit jüdiſchen Lehrkräften zu beſetzen und nur für 
jüdiſche Kinder beſtimmt ſind. Zu dieſen Schulen iſt eine Beihilfe aus Kommunal⸗ 
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mitteln zu gewähren, die mangels Einigung durch den Unterrichtsminiſter 
feſtgeſetzt wird. In Hannover liegt die Unterſtützung bedürftiger Schul⸗ und 
Synagogengemeinden dem Provinzialverbande ob. 

Der jüdiſche Religions unterricht an chriſtlichen Schulen iſt 
Sache der Synagogengemeinden. Beträgt die Zahl der einheimiſchen jüdiſchen 
Kinder dauernd mindeſtens 12 und iſt der Religionsunterricht nicht von dem 
Schulverband übernommen, ſo iſt der Synagogengemeinde eine Beihilfe zu 
leiſten, die mangels Einigung der Unterrichtsminiſter beſtimmt. 

Die Anſtellung und Beſoldung der Volksſchullehrkräfte. Die Volks⸗ 
ſchullehrer werden auf Seminaren in einem dreijährigen Lehrgang aus⸗ 
gebildet. Zur Vorbereitung für die Seminare dienen Präparanden⸗ 
anſtolten. Beim Eintritt in das Seminar iſt eine Prüfung abzulegen. 
Zur Anſtellung als Volksſchullehrer iſt das Beſtehen einer zweiten Prüfung 
erforderlich. Um die Befähigung zum Amt eines Mittelſchullehrers oder Rektors 
zu erlangen, iſt eine beſondere Prüfung vorgeſchrieben. Lehrerinnen erhalten 
ihre Ausbildung auf den unten behandelten Lehrerinnenſeminaren. — Die 
Lehrperſonen ſind mittelbare Staatsbeamte, aber nicht Kommunalbeamte. 
Kraft ihres Amtes haben ſie das Recht der Schulzucht. Die Anſtellung 
der Volksſchullehrkräfte erfolgt in Poſen und Weſtpreußen durch 
den Staat, in den übrigen Landesteilen gemäß dem Volksſchulunterhaltungs⸗ 
geſetz unter Mitwirkung der Schulverbände nach folgenden Grundſätzen. 

Die Lehrer und Lehrerinnen werden in Städten mit Magiſtratsverfaſſung, 
die einen eigenen Schuloerband bilden, durch den Magiſtrat nach Anhörung 
der Schuldeputation oder des Schulvorſtandes und der etwa vorhandenen, 
für die Schule zuftändigen Schulkommiſſion gewählt. In Städten mit Bürger⸗ 
meiſtereiverfaſſung und Geſamtſchulverbänden wählt die Schuldeputation. 
Die Wahl hat ſich auf die zum Volksſchullehrer Befähigten zu richten und in 
Schulverbänden mit 25 und weniger Schulſtellen auf drei von der Schulaufſichts⸗ 
behörde als befähigt Bezeichnete zu beſchränken. Sie iſt innerhalb der von 
der Schulaufſichtsbehörde beſtimmten Friſt zu tätigen, widrigenfalls das Wahl⸗ 
recht erliſcht. Die Gewählten bedürfen der Beſtätigung durch die Schulauſſichts⸗ 
behörde und werden von ihr unter Ausfertigung der Ernennungsurkunde an⸗ 
geſtellt. Die Beſtätigung darf nur aus erheblichen Gründen verſagt werden. 
Im Falle der Nichtbeſtätigung iſt ein anderes Rechtsmittel als die Beſchwerde 
im Dienſtwege nicht gegeben. Verſagt die Schulaufſichtsbehörde zum zweiten 
Male die Beſtätigung, ſo erliſcht das Wahlrecht für den betreffenden Fall. 

Bei der Anſtellung können gewiſſe Vorbehalte gemacht werden, z. B. dahin, 
daß der Betreffende auf Verlangen Fortbildungsſchulunterricht übernehmen 
muß, daß das Amtsverhältnis der Lehrerin bei ihrer Verheiratung erliſcht 
oder daß beim Aufgeben der Stelle eine Kündigungsfriſt einzuhalten iſt. 

Die Stellen der Rektoren, Hauptlehrer und ſonſtigen Inhaber von Leitungs⸗ 
befugniſſen werden grundſätzlich durch die Schulaufſichtsbehörde nach Anhörung 
derjenigen Organe beſetzt, welche das Lehrerwahlrecht ausüben. Doch beſteht 
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eine wichtige Ausnahme zugunſten der Städte, die vor Inkrafttreten des Volks⸗ 
ſchulunterhaltungsgeſetzes Trägerinnen der Vollsſchullaſt waren. Für ſie ſind 
die weitergehenden Befugniſſe, die ſie rechtlich oder während der letzten fünf 
Jahre ohne Widerſpruch tatſächlich ausgeübt haben, aufrechterhalten. Gehört 
die Stadt zu einem Geſamtſchulverbande, ſo tritt dieſer in ihre Rechte ein. Die 
weitergehenden Befugniſſe beſtehen regelmäßig in einem Vorſchlagsrecht des 
Magiſtrats oder der Schuldeputation. 

Die Kündigung und Entlaſſung der Lehrperſonen ſteht lediglich der 
Schulaufſichtsbehörde zu. Sie hat auch allein die Diſziplinarbe— 
fugniffe Eine Verſetzung darf im Gebiete der Volksſchulunter⸗ 
haltungsgeſetze die Schulaufſichtsbehörde nur im Intereſſe des Dienſtes vor⸗ 
nehmen, wobei die Gründe in der Perſon des Lehrers oder in der Schule liegen 
können. Alsdann entfällt das Wahl- oder Vorſchlagsrecht des Schulverbands 
ſowie das Recht der Anhörung. Vorausſetzung für die Verſetzung in eine Stelle 
iſt, daß fie frei iſt. Die Umzugskoſten der ohne Mitwirkung des Schul- 
verbandes angeſtellten Lehrkräfte vergütet der Staat; dies auch dann, wenn 
der Schulverband auf ſeine Mitwirkung verzichtet oder von ſeinem Wahlrecht 
keinen Gebrauch macht. Im übrigen iſt es Sache der Schulverbände, ob und 
wieweit ſie Umzugskoſten gewähren. 

Das Dienſteinkommen der Lehrkräfte regelt ſich nach dem Geſetz 
vom 26. Mai 1909. Es ſetzt ſich zuſammen aus dem Grundgehalt, Alters- 
zulagen, der Mietsentſchädigung, wenn nicht Dienſtwohnung gewährt wird, 
und gegebenenfalls aus Orts- und Amtszulagen. 

Das Grundgehalt beträgt für Lehrer 1400 M., für Lehrerinnen 
1200 M. jährlich; es kann durch Beſchluß des Schulverbandes bei techniſchen 
Lehrern bis auf 1100 M. und bei techniſchen Lehrerinnen bis auf 1000 M. 
herabgeſetzt werden. Einſtweilig angeſtellte Lehrer und Lehrkräfte, die noch 
nicht vier Jahre im öffentlichen Schuldienſt geſtanden haben, erhalten ein Grund⸗ 
gehalt, das um ein Fünftel (oder nach Schulverbandsbeſchluß um einen ge⸗ 
ringeren Bruchteil) niedriger iſt; doch erhalten Leiter von Schulen mit mindeſtens 
ſechs aufſteigenden Klaſſen ſowie Lehrer, welche die Prüfungen für das Pfarr⸗ 
oder höhere Lehramt beſtanden haben, in allen Fällen das volle Grundgehalt. 

Die Alters zulagen beginnen nach ſiebenjähriger, in Berlin ſpäteſtens 
nach ſiebenjähriger, bei Lehrern, die zum Pfarr- oder höheren Schulamt be⸗ 
rechtigt ſind, nach dreijähriger Dienftzeit im öffentlichen Schuldienſt. Es werden 
neun Zulagen nach je drei Jahren gewährt, die Höchſtzulage beträgt bei Lehrern 
1900, bei Lehrerinnen 1250 M. Ein Rechtsanſpruch auf Neugewährung einer 
Alterszulage ſteht den Lehrperſonen nicht zu. Jedoch iſt eine Verſagung nur 
bei ungenügender Dienſtleiſtung und nur mit Genehmigung der Schulaufſichts⸗ 
behörde zuläſſig. 

Zur gemeinſamen Beſtreitung der Alterszulagen wird — außer Berlin — 
für jeden Regierungsbezirk eine Alterszulagenkaſſe gebildet. Die 
Verwaltung liegt der Bezirksregierung ob. Zur Wahrung der Schulverbands⸗ 
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intereſſen wird ein Kaſſenanwalt beſtellt, der vom Provinzialausſchuß, in Heſſen⸗ 
Naſſau und Hohenzollern vom Landesausſchuß gegen eine vom Wahlorgan 
feſtzuſetzende Entſchädigung für je ſechs Rechnungsjahre gewählt wird. Die 
Auszahlungen nehmen ſtädtiſche Schulverbände für Rechnung der Alterszulage⸗ 
kaſſe vor. Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird der 
Bedarf der Kaſſe nach dem Stand der Alterszulagen vom 1. Oktober des vorher⸗ 
gehenden Jahres unter Berückſichtigung der vorausſichtlichen Veränderungen und 
mit Hinzurechnung der Verwaltungskoſten berechnet. Den Verteilungsmaßſtab 
bildet die Zahl der angeſchloſſenen Lehrer- und Lehrerinnenſtellen. Der Ver⸗ 
teilungsplan wird von der Bezirksregierung feſtgeſtellt; der Kaſſenanwalt hat 
ein Beſchwerderecht an den Oberpräſidenten. Der Plan iſt im Regierungs⸗ 
amtsblatt bekannt zu machen und kann von den Schulverbänden binnen vier 
Wochen beim Bezirksausſchuß mit der Verwaltungsſtreitklage angefochten werden. 

Mietentſchädigungen ſollen eine ausreichende Entſchädigung für 
nicht gewährte Dienſtwohnung darſtellen. Der Mietentſchädigungstarif wird 
unter Zugrundelegung der für unmittelbare Staatsbeamte maßgebenden 
Ortsklaſſeneinteilung nach Anhörung der Kreisausſchüſſe und der Gemeinde⸗ 
vorſtände der kreisfreien Städte ſowie der Bezirksausſchüſſe durch Beſchluß 
des Provinzialrats für jede Provinz beſonders endgültig feſtgeſetzt, für Berlin 
nach Anhörung des Magiſtrats durch den Oberpräſidenten, in Hohenzollern 
nach Anhörung der Amtsausſchüſſe durch den Bezirksausſchuß. Tarifänderungen 
find nur bei erheblicher Veränderung der zugrunde liegenden tatfächlichen 
Verhältniſſe zuläſſig. Einſtweilig angeſtellte Lehrer, unverheiratete Lehrer 
ohne eigenen Hausſtand und Lehrer, die noch nicht vier Jahre im öffentlichen 
Schuldienſt geſtanden haben, erhalten eine um ein Drittel niedrigere Miet⸗ 
entſchädigung; jedoch kann der Schulverband eine geringere Kürzung oder 
Fortfall der Kürzung beſchließen. 

Dienſtwohnungen dürfen nur mit Genehmigung der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde eingezogen werden. Die Verſagung der Genehmigung iſt un⸗ 
zuläſſig, wenn der Schulverband die Mietentſchädigung zahlt und genügende 
Mietwohnungen im Schulverbande vorhanden ſind. 

Penſionsfähige Ortszulagen können kreisfreie Städte und gewiſſe 
ſonſtige vom Geſetz benannte Schulverbände gewähren. Sie find an eine durch 
das Geſetz zahlenmäßig feſtgeſetzte Höchſtgrenze und die Genehmigung der 
Schulaufſichtsbehörde gebunden, gegen deren Verſagung Beſchwerde an den 
Provinzialrat, in Hohenzollern an den Bezirksausſchuß, in Berlin Klage beim 
Oberverwaltungsgericht gegeben iſt. 

Eine penſionsfähige Amtszulage erhalten die Schulleiter; fie beträgt 
bei Leitern von Schulen mit ſechs oder mehr aufſteigenden Klaſſen mindeſtens 
700 M., für ſonſtige Leiter ſind geringere Sätze feſtgeſtellt. Eine Amtszulage 
kann auch den Lehrkräften an Klaſſen mit erweiterten Lehrzielen und an Lehr⸗ 
kräfte von Hilfsklaſſen (Seite 378) gewährt werden; im erſteren Falle iſt ſie kraft 
Geſetzes, im zweiten Falle je nach Beſtimmung des Schulverbandes penſionsfähig 
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Die Berechnung der Dienſtzeit beginnt mit dem Tage der eid⸗ 
lichen Verpflichtung, bei vorherigem Eintritt in den Schuldienſt mit dieſem 
Zeitpunkt. Angerechnet wird — anders als bei den Kommunalbeamten — die 
geſamte Dienſtzeit in Preußen ſowie die Militärdienſtzeit; die Dienſtzeit vor 
dem 21. Lebensjahr bleibt außer Betracht. Die Dienſtzeit an Privatſchulen 
wird nach geſetzlich beſtimmten Grundſätzen, außerpreußiſcher Dienſt nur mit 
Genehmigung des Unterrichtsminiſters angerechnet. 

Das Ruhegehalt der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Volksſchulen wird ähnlich wie bei den Kommunalbeamten (Seite 166) berechnet. 
Bei der Bemeſſung des Ruhegehalts wird der Durchſchnittsſatz der anrechnungs⸗ 
fähigen Mietentſchädigung für die Provinz von der Behörde ermittelt, die den 
Mietentſchädigungstarif feſtſetzt. Die Entſcheidung, ob, zu welchem Zeitpunkt 
und mit welchem Ruhegehalt eine Lehrperſon in den Ruheſtand zu verſetzen iſt, 
trifft die Schulaufſichtsbehörde, die in Städten den Gemeindevorſtand und die 
Schuldeputation vorher anhören ſoll. Das Ruhegehalt wird bis zur Höhe von 
700 M. aus der Staatskaſſe, darüber hinaus von den Schulverbänden gezahlt. 
Dieſe werden — abgeſehen von Berlin und Hohenzollern⸗Hechingen — zu 
einer in jedem Regierungsbezirk beſtehenden Ruhegehaltskaſſe ver⸗ 
einigt, deren Einrichtung wie die oben erwähnten Alterszulagekaſſen geregelt 
iſt. Auch der Verteilungsplan wird ähnlich wie bei den Alterszulagekaſſen auf⸗ 
geſtellt; es bleibt jedoch für jede Dienſtſtelle ein Betrag bis zu 800 M. außer 
Berechnung. 

Das Gnadenvierteljahr wird nach Anweiſung der Schulaufſichts⸗ 
behörde in ähnlicher Weiſe wie nach den Seite 168 dargelegten Grundſätzen 
gezahlt, das Witwen⸗ und Waiſengeld ähnlich, wie Seite 169 
ausgeführt iſt. Für das Witwengeld iſt der geſetzliche Mindeſtſatz 300 M. und 
der geſetzliche Höchſtbetrag 3500 M. Das Witwengeld wird bis zur Höhe von 
420 M., das Waiſengeld für Halbwaiſen bis zur Höhe von 84 M., für Voll⸗ 
waiſen bis zur Höhe von 140 M. aus der Staatskaſſe, darüber hinaus von den 
Schulverbänden gezahlt. Für die Zahlung des Witwen⸗ und Waiſengeldes 
ſind Bezirks⸗Witwen⸗ und Waiſenkaſſen, ähnlich den Ruhe⸗ 
gehaltskaſſen, gebildet. Ihnen ſind aber nicht alle Schulverbände angeſchloſſen. 
Solche Schulverbände, die am 1. April 1900 keine widerruflichen Staats⸗ 
beihilfen für die Volksſchullaſt bezogen, mehr als 25 Schulſtellen hatten und 
binnen ſechs Wochen bei der Bezirksregierung einen entſprechenden Antrag 
geſtellt haben, ſind an die Kaſſe nicht angeſchloſſen. Erhalten ſie ſpäter auf 
Antrag einen widerruflichen Staatsbeitrag, ſo wird der Anſchluß an die Kaſſe 
durch die Bezirksregierung angeordnet. Der Austritt eines an die Kaſſe an⸗ 
geſchloſſenen Schulverbandes iſt nicht zuläſſig. Der Verteilungsplan wird 
ähnlich wie bei den Alterszulagekaſſen aufgeſtellt; jedoch bleibt für jede Stelle 
ein Betrag bis zu 1200 M. außer Berechnung. Der Plan gilt jedesmal auf 
drei Rechnungsjahre. 

Für Mittelſchullehrer und ⸗lehrerinnen gelten gleiche 
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Grundſätze. Ein Staatszuſchuß wird nicht gewährt. Die Aufbringung des Ruhege⸗ 
halts, des Gnadenvierteljahrs, des Witwen⸗ und Waiſengeldes liegt der Stadt ob, 
in der die letzte Schulſtelle der Lehrperſon lag. Der Stadt iſt es freigeſtellt, 
mit der Mittelſchule bis zum 1. April des auf die Eröffnung folgenden Jahres 
der Volksſchulruhegehaltskaſſe beizutreten. Auch kann die Stadt bis zum 1. April 
des auf die Eröffnung der Mittelſchule folgenden Jahres für die Mittelſchul⸗ 
lehrkräfte der Alterszulagekaſſe der Volksſchulen beizutreten; doch muß zugleich 
der Beitritt zur Ruhegehaltskaſſe erfolgen. 

Die Lehrperſonen können ihre vermögensrechtlichen Anſprüche im Rechts⸗ 
wege geltend machen. Bei der richterlichen Beurteilung ſind jedoch die Feſt⸗ 
ſetzungen der Schulaufſichts⸗ bzw. ſonſt zuſtändigen Behörde über das Dienſt⸗ 
einkommen maßgebend. 

Der Volksſchulhaushalt. Die Volksſchulgebäude. Für jeden Schul⸗ 
verband im Geltungsgebiet des Volks chulunterhaltungsgeſetzes ſoll ein Schul⸗ 
haushaltsetat und eine Schulkaſſe eingerichtet werden. Im Einzel⸗ 
verband kann jedoch der Schulhaushaltsetat in den Gemeindehaushaltsetat 
aufgenommen und von der Einrichtung einer beſonderen Schulkaſſe Abſtand 
genommen werden. Iſt auf den Schulverband das Vermögen einer beſonderen 
Schulgemeinde oder einer ſelbſtändigen Schule übergegangen, ſo iſt über das 
übergegangene Vermögen ein genaues Verzeichnis, die Matrikel, zu 
führen. Das Vermögen bleibt den beſonderen Zwecken derjenigen Volksſchule 
erhalten, für die es beſtimmt war. 

Die Errichtung von Volksſchulbauten iſt eine erhebliche 
außerordentliche Laſt des Schulverbandes. Die Städte haben ſie vielfach durch 
Anleihemittel gedeckt; doch macht ſich neuerdings das Beſtreben geltend, im 
voraus durch Fondsanſammlung für das Bedürfnis zu ſorgen. Für Schul⸗ 
verbände mit 25 und weniger Schulſtellen iſt die Anſammlung eines Bau⸗ 
fonds durch das Volksſchulunterhaltungsgeſetz vorgeſchrieben. Jährlich ſind 
60 M. für die einzige, 50 M. für die zweite, 40 M. für die dritte und je 30 M. 
für jede weitere Stelle des Schulverbandes verzinslich anzulegen. Die Schul⸗ 
aufſichtsbehörde kann auf Antrag die Ausſetzung oder Minderung der An⸗ 
ſammlung zulaſſen. Iſt durch die Anſammlung das Baubedürfnis für die 
nächſten 50 Jahre gedeckt, ſo hat auf Antrag die Schulaufſichtsbehörde die 
Einſtellung der Zahlungen anzuordnen. Die Anſammlungsſtelle wird von der 
Schulaufſichtsbehörde bei einer Kommunalkaſſe oder einer öffentlichen Kredit⸗ 
anſtalt beſtimmt. Die Schulaufſichtsbehörde vereinbart auch die Bedingungen 
mit der Kaſſe. Die Erhebung der geſetzmäßig angeſammelten Beträge iſt nur 
mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde zuläſſig, gegen deren Verſagung 
Beſchwerde an den Provinzialrat gegeben iſt. 

Schulverbände mit nicht mehr als ſieben Schulſtellen haben, ſofern die 
Koſten baulicher Herſtellung im Einzelfall 2000 M. überſteigen, Bauplan 
und Koſtenanſchlag der Schulaufſichtsbehörde zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen. Dieſe kann alsdann einen ſtaatlichen Baubeamten mit der Bauaufſicht 


384 17. Kapitel. Die Schulen. 


betrauen. Im übrigen beſchließt über die Anordnung von Neubauten und 
baulichen Anderungen und über die öffentlich- rechtliche Verpflichtung 
zur Aufbringung der Baukoſten, ſofern Streit entſteht, die Schulaufſichtsbehörde. 
Gegen deren Beſchluß findet Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. — Auch 
ſonſt unterliegen Streitigkeiten der Beteiligten, wem die öffentlich⸗ rechtliche 
Verbindlichkeit zum Schulbau oder zur Schulunterhaltung obliegt, der Ent⸗ 
ſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Die Benutzung der Volksſchulgebäude iſt in erſter Linie 
für die Volksſchulaufgaben beſtimmt. Doch werden die Gebäude häufig auch 
für andere Zwecke überlaſſen. Das Verfügungsrecht ſteht dem Eigentümer 
der Gebäude, regelmäßig alſo dem Schulverbande, zu. Jedoch nimmt der Staat 
nach einem Miniſterialerlaß vom 17. November 1903 kraft ſeiner Aufſichts⸗ 
befugniſſe für ſich das Recht in Anſpruch, daß die Verwendung der Gebäude 
zu andern als Volksſchulzwecken an die Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde 
gebunden iſt. Dieſer Standpunkt des Staates iſt vielfach angefochten, da er 
das Eigentumsrecht der Gemeinden unberückſichtigt läßt, das nur inſoweit 
gebunden iſt, als der Eigentümer die Schulintereſſen zu beachten hat. In den 
Städten hat die Schulaufſichtsbehörde das Genehmigungsrecht pielfach den 
Schuldeputationen übertragen, wodurch die Streitfrage eine geringere praktiſche 
Bedeutung erhält. 

Staatsbeihilfe zu den Volksſchullaſten. Schon oben wurde erwähnt, 
daß der Staat einen Teil der Penſionen und Witwen- und Waiſengelder für 
die Volksſchullehrkräfte allen Schulverbänden gegenüber trägt. Daneben leiſtet 
er auch zu den ſonſtigen Ausgaben geſetzlich feſtgelegte und freiwillige Zuſchüſſe, 
jedoch nicht allen Schulverbänden gegenüber, ſondern meiſt nur den kleineren 
und bedürftigen, und auch bei dieſen in gewiſſen Abſtufungen. 

Zunächſt iſt hier der Staatsbeitrag zu dem Dienſtein⸗ 
kommen der Lehrer und Lehrerinnen und der Jahres- 
zuſchuß an die Alterszulagekaſſe nach dem Lehrerbeſoldungs⸗ 
geſetz vom 26. Mai 1909 zu erwähnen. Der Beitrag und Zuſchuß werden den 
Gemeinden nicht gewährt, in denen ſie am 1. Januar 1909 2% desjenigen 
Veranlagungsſolls nicht überſchritten haben wänden welches nach dem Kom⸗ 
munalabgabengeſetz der Gemeindebeſteuerung der Einkommen über 900 M. 
für das Rechnungsjahr 1908 zugrunde zu legen war. Der Beitrag und Zuſchuß 
werden gleichfalls nicht gewährt an Gemeinden, die im Rechnungsjahr 1908 
an Zuſchlägen zur Staatseinkommenſteuer nur 100 % oder weniger erhoben, 
ſofern nicht die geſetzlichen Staatsleiſtungen am 1. Januar 1909 5% des oben 
erwähnten Veranlagungsſolls überſtiegen haben würden. Die am 1. Januar 1909 
vorhandenen ſteuerlichen Verhältniſſe ſind alſo für die zukünftige Geſtaltung 
dieſer Staatsbeiträge maßgebend geweſen, auch wenn ſich die Verhältniſſe 
ſpäter geändert haben oder ändern ſollten. 

Allen übrigen Schulverbänden wird ein jährlicher Beitrag zu 
dem Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen aus der Staats⸗ 
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kaſſe gezahlt. Der Beitrag iſt aber nicht unbedingt auf das Dienſteinkommen 
zu verwenden. Wird er hierzu nicht erforderlich, ſo kann er für andere Bedürf⸗ 
niſſe des Schulverbandes verrechnet werden. Er wird bis zur Höchſtzahl von 
25 Schulſtellen gewährt und derart berechnet, daß für die Stelle eines allein⸗ 
ſtehenden ſowie eines erſten Lehrers 500 M., eines andern Lehrers 300 M., 
einer Lehrerin 150 M. jährlich gezahlt werden. Schulverbände mit nicht mehr 
als ſieben Schulſtellen erhalten einen höheren Beitrag. Für einſtweilig an⸗ 
geſtellte Lehrer und Lehrerinnen und für Lehrer, die noch nicht vier Jahre 
im öffentlichen Schuldienſt geſtanden haben und nicht zum Pfarramt oder 
höheren Schulamt berechtigt ſind, findet eine Kürzung ſtatt. 

Für Lehrerſtellen, für welche der Staat den vorerwähnten Beitrag ge⸗ 
währt, wird außerdem aus der Staatskaſſe ein Jahreszuſchuß von je 337 M., 
für Lehrerinnenſtellen dieſer Art ein Jahreszuſchuß von je 184 M. an die 
Alterszulagekaſſe des Bezirks gezahlt und dem Schulverband auf 
ſeinen Beitrag zur Kaſſe angerechnet. Auch hier wird den Schulverbänden mit 
nicht mehr als ſieben Schulſtellen ein höherer Zuſchuß gewährt. Der geſetzliche 
Staatszuſchuß iſt jo bemeſſen, daß die Geſamtſumme der Zuſchüſſe die Mindeſt⸗ 
beträge der Alterszulagen (100 bzw. 80 M.) im Jahre 1897 deckte. Bleibt in 
einem Jahre der Bedarf, welcher für die Deckung des Mindeſtalterszulageſatzes 
der zu unterſtützenden Stellen erforderlich iſt, hinter dem Staatszuſchuß zurück, 
ſo ſoll der Staatszuſchuß entſprechend gekürzt und der durch die Kürzung ge⸗ 
wonnene Betrag nach dem Ermeſſen des Unterrichtsminiſters zur Unterſtützung 
ſolcher Alterszulagekaſſen verwendet werden, in denen der Bedarf der Mindeſt⸗ 
alterszulagen der zu unterſtützenden Stellen durch den Staatszuſchuß nicht 
gedeckt wird. Soweit er auch hierzu keine Verwendung zu finden hat, wird 
er zur Unterſtützung leiſtungsunfähiger Schulverbände bei Elementarſchulbauten 
in den Staatshaushaltsetat eingeſtellt. f 

Über die bisher behandelten Beiträge hinaus werden nach dem Volksſchul⸗ 
unterhaltungsgeſetz an Schulverbände mit 25 oder weniger Schulſtellen, die 
zur Aufbringung der Volksſchullaſten unvermögend ſind, Ergänzun 98. 
zuſchüſſe gezahlt. Zu dem Zweck wird alljährlich ein geſetzlich beſtimmter 
Betrag im Staatshaushaltsetat bereitgeſtellt. Der Unterrichtsminiſter und der 
Finanzminiſter verteilen den Betrag auf die Provinzen und Hohenzollern. 
Die weitere Verteilung auf die Landkreiſe nimmt der Oberpräſident nach An⸗ 
hörung des Provinzialrats, in Hohenzollern der Unterrichtsminiſter nach An⸗ 
hörung des Bezirksausſchuſſes vor. Die auf die Landkreiſe entfallenden Summen 
wachſen den aus Staatshilfe entſtandenen Unterſtützungsfonds der einzelnen 
Kreiſe zu. Die Unterverteilung nimmt der Kreisausſchuß nach Anhörung des 
Kreisſchulinſpektors für je fünf Jahre vor. Die Feſtſtellung der Unterverteilung 
erfolgt durch die Schulaufſichtsbehörde, gegen deren Beſchluß dem Kreisausſchuß 
binnen vier Wochen die Beſchwerde an den Unterrichtsminiſter zufteht; dieſer 
entſcheidet endgültig. Für Poſen und Weſtpreußen wird zur Gewährung von 
Ergänzungszuſchüſſen an Schulverbände mit 25 und weniger Schulſtellen ein 
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beſonderer Betrag jährlich in den Staatshaushalt eingeſtellt, deſſen Verteilung 
im Verwaltungswege erfolgt. 

Schulverbände mit mehr als 25 Schulſtellen haben keinen Rechtsanſpruch 
auf die Ergänzungszuſchüſſe. Jedoch kann der Unterrichtsminiſter auch ihnen 
bei nachgewieſenem Unvermögen im Rahmen der durch den Staatshaushalt 
bereitgeſtellten Mittel einen Zuſchuß überweiſen. Ferner wird für jeden Kreis 
eine Summe aus Staatsmitteln bereitgeſtellt, die der Kreis zu wider⸗ 
ruflichen Ergänzungszuſchüſſen an unvermögende Schulver⸗ 
bände mit 25 und weniger Schulſtellen verwenden kann. 

Schulverbände mit nicht mehr als ſieben Schulſtellen erhalten nach dem 
Volksſchulunterhaltungsgeſetz einen Baubeitrag. Der Staat erſtattet 
ein Drittel desjenigen Teilbetrags der durch notwendige Vollsſchulbauten 
ausſchließlich des Grunderwerbs entſtandenen Koſten, welcher im Etatsjahr 
500 M. für die Stelle überſtiegen hat und nicht von anderer Seite gedeckt wird. 
Der Beitrag wird nicht gezahlt, wenn der Schulverband ſeine Gebäude nicht 
ſorgfältig unterhalten hat. Über die Verpflichtung zur Zahlung des Baubeitrages 
und ſeine Bemeſſung beſchließt auf Anrufen der Beteiligten, wenn hierunter 
ſich eine Stadt befindet, der Bezirksausſchuß, gegen deſſen Entſcheidung Be⸗ 
ſchwerde an den Provinzialrat gegeben iſt. 

Die höheren Knabenſchulen. Höhere Knabenſchulen ſind die Gymnaſien, 
Realgymnaſien und Oberrealſchulen (Vollanſtalten) mit neun Jahrgängen 
und die Progymnaſien, Realprogymnaſien und Realſchulen mit ſechs Jahr⸗ 
gangen. Der Eintritt in den unterſten Jahrgang erfolgt in der Regel nach dem 
Beſuch von vier Volksſchul⸗ oder drei Vorſchulklaſſen. Mindeſtalter iſt das 
neunte Lebensjahr. Sofern nicht eine Vorſchule beſucht wurde, pflegt eine 
Aufnahmeprüfung gefordert zu werden. Beſtimmend für den Lehrgang der 
höheren Schulen ſind die Fremdſprachen. Am Gymnaſium und Progymnaſium 
wird Lateinisch, Griechiſch ſowie eine neuere Sprache gelehrt, am Realgymnaſium 
und Realprogymnaſium Lateiniſch, Franzöſiſch und Engliſch, an der Oberreal⸗ 
ſchule und Realſchule Franzöſiſch und Engliſch. Realgymnaſium und Ober⸗ 
realſchule behandeln Mathematik und Naturwiſſenſchaften eingehender, als 
dies auf dem Gymnaſium geſchieht. Das Gymnaſium (Progymnaſium) hat 
mit dem Realgymnaſium (Realprogymnaſium) einen gemeinſamen Unterbau 
in Sexta, Quinta und Quarta (dem erſten, zweiten, dritten Jahrgang). Neuer⸗ 
dings iſt man zur Gründung ſogenannter Reformgymnaſien und Reform⸗ 
realgymnaſien übergegangen. Dieſe führen im Unterbau Franzöſiſch oder 
Engliſch und erſt von Tertia (dem vierten Jahrgang) ab findet eine Teilung 
dahin ſtatt, daß ein Zweig gymnaſiale oder realgymnaſiale, der andere 
Zweig Oberrealſchulbildung genießt. Der Vorteil dieſer Schulart liegt in 
der Ausgeſtaltung eines für alle Schularten gemeinſamen Unterbaues. Da⸗ 
durch iſt die Vereinigung einer Anzahl kleinerer Anſtalten zu einer größeren 
Schule und ſomit eine Verbilligung der Schulunterhaltung möglich. Ferner 
werden die Schüler nicht vor dem 12. und 13. Lebensjahr zu der Auswahl ihres 
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Lehrziels genötigt. Endlich aber find namentlich die kleineren Gemeinden in 
der Lage, die für die Mehrheit der Bevölkerung geeigneteren Realſchulen zu 
gründen, ohne daß deren Beſucher von vornherein von der Gymnaſiallaufbahn 
ausgeſchloſſen werden; denn die Schüler können mit der erworbenen Realſchul⸗ 
vorbildung von Tertia ab die gymnaſiale Weiterbildung in einer benachbarten 
Reformſchule genießen. 

Dieſe geſchickte Zuſammenfaſſung der Schularten in Reformgymnaſien 
und «realgymnaſien iſt dadurch weſentlich erleichtert, daß ſämtliche Gattungen 
der höheren Schulen für alle Fakultäten einer Hochſchule, abgeſehen von 
dem Studium der Theologie, gleiche Berechtigungen gewähren. Grundlegend 
hierfür iſt der für die kulturelle Entwicklung unſerer Zeit höchſt bedeutſame 
Allerhöchſte Erlaß vom 26. November 1900. Dieſer beſtimmt: „Bezüglich der 
Berechtigungen iſt davon auszugehen, daß das Gymnaſium, das Realgymnaſium 
und die Oberrealſchule in der Erziehung zur allgemeinen Geiſtesbildung als 
gleichwertig anzuſehen ſind und nur inſofern eine Ergänzung erforderlich bleibt, 
als es für manche Studien und Berufszweige noch beſonderer Vorkenntniſſe 
bedarf, deren Vermittlung nicht oder doch nicht in demſelben Umfange zu den 
Aufgaben jeder Anſtalt gehört“. In Ausführung des Erlaſſes iſt das Berech⸗ 
tigungsweſen derart geordnet, daß zum Studium der Philoſophie, Medizin 
und Jurisprudenz Abiturienten aller Schulgattungen zugelaſſen werden. Real- 
gymnaſiaſten und Oberrealſchüler haben ſich die ſprachlichen Kenntniſſe im 
Lateiniſchen und Griechischen, ſoweit fie etwa für den Beruf erforderlich ſind, 
ſelbſt anzueignen. Zur Erleichterung des Erlernens der alten Sprachen ſind an 
den Univerſitäten Kurſe eingerichtet, deren Beſuch aber freigeſtellt iſt. Zum 
theologiſchen Studium haben Abiturienten von Realgymnaſien und Ober⸗ 
realſchulen noch die Reifeprüfung am Gymnaſium zu machen. Dieſe Ausnahme 
hat Baden beſeitigt. In den übrigen Bundesſtaaten ſind zum Teil die drei 
Schularten im Berechtigungsweſen nicht fo gleichbehandelt wie in Preußen. 

Die Unterhaltungspflicht hinſichtlich der höheren Schulen iſt 
geſetzlich nicht geregelt. An der Gründung der Schulen haben Stadt und Staat 
ein gleiches Intereſſe, jene wegen ihrer Bürger, dieſer mit Rückſicht auf die Be⸗ 
amten und Offiziere, wenn man von allgemeinen kulturellen und politiſchen 
Geſichtspunkten abſieht. In der Regel erfolgen die Neugründungen durch die 
Städte, nicht durch den Staat. Bedürfniszuſchüſſe gewährt der Staat nur 
leiſtungsſchwachen Gemeinden. Im Jahre 1910 gab es 466 nichtſtaatliche und 
243 ſtaatliche höhere Lehranſtalten. 

In den von den Städten gegründeten höheren Lehranſtalten haben die 
Stadtgemeinden die Stellung eines Patrons. Die höheren Schulen ſelbſt 
gelten nach dem allgemeinen Landrecht als Kor porationen. Doch hat 
dieſe Rechtsbildung nur für die ſtaatlichen und vom Staate unterſtützten Schulen 
eine praktiſche Bedeutung inſofern, als die Staatszuſchüſſe im Eigentum der 
Schule bleiben und Mehreinnahmen oder Minderausgaben der Schule zu deren 
Vorteil, nicht aber zugunſten des allgemeinen Staatsetats gehen. Die Etats 
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der rein ſtädtiſchen Schulen können dagegen als Teile des allgemeinen Stadtetats 
ausgebildet werden und die Schulen ſelbſt ſind regelmäßig keine juriſtiſchen 
Perſonen im privatrechtlichen Sinne; ſie haben in der Regel kein von dem 
ſtädtiſchen Vermögen getrenntes Sondervermögen. 

Die Errichtung der höheren Schulen bedarf der ſtaatlichen Ge— 
nehmigung, die der Unterrichtsminiſter erteilt. Die Aufhebung einer 
ſtadtiſchen höheren Schule ſteht im freien Belieben der Stadt, ebenſo die Anderung 
in eine Schule anderen Charakters. Doch bedarf ein ſolches Vorgehen einer 
Vereinbarung mit der Schulaufſichtsbehörde. Dieſe behält ſich in der Regel 
vor, daß die Auflöſung allmählich von unten herauf erfolgt, damit die Schüler 
die Berechtigung, die ſie durch den Anſtaltsbeſuch erlangen konnten, auch erreichen. 
Da dies aber ebenſoſehr im Intereſſe der Bürger liegt, dürften die Verhand⸗ 
lungen zwiſchen Staat und Stadt über die Schulauflöſung wohl kaum jemals 
auf Schwierigkeiten ſtoßen. Ein ſtaatliches Recht auf die Ausgeſtaltung 
einer ſtädtiſchen höheren Schule beſteht nicht. Jedoch kann die Schulaufſichts⸗ 
behörde innerhalb der von der Stadt übernommenen Verpflichtungen die 
ordnungsmäßige Durchführung des Unterrichtsbetriebes anordnen und gegebenen⸗ 
falls eine Zwangsetatiſierung erwirken. Auch iſt der Staat jederzeit befugt, 
ſeme Genehmigung zur Errichtung der Schule zurückzunehmen, wodurch er 
ſeinen etwaigen Wünſchen für die Schulgeſtaltung den genügenden Nachdruck 
verleihen kann. 

Die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten der höheren ſtädtiſchen 
Schulen ſteht wie bei den Volksſchulen den Gemeindeorganen zu. In der Regel 
ſind zu dieſem Zweck Kuratorien beſtellt, über deren Zuſammenſetzung 
Seite 134 geſprochen wurde. Die Schulaufſichtsbehörde kann den Kuratorien 
gleichfalls innere Schulangelegenheiten überweiſen. Zu dieſen rechnet der 
Staat auch die Benutzung der S chulräume. Eine miniſterielle 
Verfügung vom 9. Juni 1854 beſtimmt: „Ich veranlaſſe das Königliche 
Provinzial⸗Schulkollegium, von der tatſächlichen Verwendung der Gymnaſial⸗ 
lokale Kenntnis zu nehmen und, nötigenfalls unter Mitwirkung der Königlichen 
Regierungen, darauf zu halten, daß nichts dem Schulzweck Fremdartiges in 
den Räumen der Gymnaſien vorgenommen werde. Dem Direktor muß die 
ihm gebührende Autorität auch in dieſer Beziehung gewahrt werden. Dies 
wird am zweckmäßigſten durch die Anordnung geſchaffen, daß die betreffenden 
Schullokale zu anderen als Gymnaſialzwecken nur mit Genehmigung des König⸗ 
lichen Provinzial⸗Schulkollegiums nach dem Berichte des Direktors benutzt 
werde“. Der zuletzt erwähnte Satz der Verfügung unterliegt den gleichen Be- 
denken, die über den für die Volksſchulgebäude ergangenen Miniſterialerlaß 
vom 17. November 1903 (Seite 384) geäußert wurden. 

Die Lehrer und Direktoren an den ſtädtiſchen höheren Schulen ſind 
mittelbare Staatsbeamte, nicht aber Kommunalbeamte. Sie erwerben ihre 
Befähigung auf Grund einer Prüfung, die vor einer wiſſenſchaftlichen Prüfungs⸗ 
kommiſſion abgelegt wird. Die Lehrbefähigung in den einzelnen Fächern hat 
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zwei Stufen, die eine — zweite Stufe genannt — gilt für die unteren und 
mittleren Klaſſen bis Unterſekunda (ſechſten Jahrgang) einſchließlich, die andere 
— erſte — Stufe umfaßt auch die oberen Klaſſen bis Oberprima (neunten 
Jahrgang) einſchließlich. Die Anſtellung der Lehrer und Direktoren an ſtädtiſchen 
Anſtalten ſteht der Stadt zu. Die Anſtellung der Lehrer bedarf der Beſtätigung 
des Provinzialſchulkollegiums, die Anſtellung der Direktoren der Beſtätigung 
durch den König. In ſtädtiſchen Anſtalten, die einen Staatszuſchuß erhalten, 
ſind die Schulamtskandidoten nach der Reihenfolge in der von den Provinzial⸗ 
ſchulkollegien geführten Altersfolgeliſte anzuſtellen, wobei aber den Patronaten 
die Wahl unter den ſechs älteſten nach ihren Fakultäten in Betracht kommenden. 
Kandidaten der betreffenden Provinz freiſtehen ſoll (Verfügung vom 1. April 1898). 
In der Wahl bereits angeſtellter Oberlehrer ſind die Patronate der ſtaatlich 
unterſtützten Anſtalten nicht beſchränkt (Verfügungen vom 5. Januar und 
30. März 1899). 

Die Beſoldungsverhältniſſe der Lehrer und Direktoren an den ſtädtiſchen 
höheren Schulen ſind geſetzlich nur dahin feſtgelegt, daß die am 1. April 1893 
für die Leiter, wiſſenſchaftlichen Lehrer einſchließlich der Hilfslehrer an den 
ſtaatlichen höheren Schulen geltenden Beſtimmungen mit einigen Anderungen 
maßgebend ſind (Dienſteinkommensgeſetz vom 25. Juli 1892). Die Gemeinden 
ſind durch das Geſetz verpflichtet, die danach erforderlichen Mittel bereit zu 
ſtellen, ſoweit ſie nicht aus den Einnahmen der Anſtalt oder ſonſtigen Fonds 
gedeckt werden. Ein Rechtsanſpruch der Lehrer auf Bewilligung eines beſtimmten 
Dienſteinkommens, insbeſondere auf Feſtſtellung eines beſtimmten Dienſtalters 
oder auf ein Aufrücken im Gehalt iſt nicht anerkannt; die Verſagung von Alters⸗ 
zulagen iſt aber nur bei unbefriedigender Dienſtführung mit Genehmigung 
des Provinzialſchulkollegiums zuläſſig. Nach Erlaß des Dienſteinkommensgeſetzes 
ift die ſtaatliche Beſoldung durch mehrere Nachträge zum Normalbeſoldungsetat 
geändert worden. Wenn auch die Gemeinden geſetzlich nicht verpflichtet ſind, 
dieſe Nachträge zu beachten, ſo ſind ſie dazu doch aus Wettbewerbsgründen 
genötigt, können auch durch die Erklärung der Schulaufſichtsbehörde, die Lehrer⸗ 
beſtätigung nur gemäß der ſtaatlichen Beſtimmungen vorzunehmen, dazu ge⸗ 
zwungen werden. Unbenommen bleibt es den Städten, die Einkommens⸗ 
verhältniſſe der ſtädtiſchen Lehrkräfte günſtiger als die der ſtaatlichen zu regeln. 

Das Ruhegehalt der Lehrer und Direktoren an den ſtädtiſchen höheren 
Lehranſtalten iſt durch das Penſionsgeſetz für die Staatsbeamten vom 27. März 1872 
und ſeine Nachträge geſetzlich beſtimmt. Für die Hinterbliebenenverſorgung 
ſtädtiſcher Lehrer beſtehen zwar geſetzliche Vorſchriften nicht, doch iſt ſie durch⸗ 
weg ortsſtatutariſch gemäß den für Staatsanſtalten gegebenen Beſtimmungen 
geordnet. 

Die höheren Mädchenſchulen. Anſtalten des höheren Mädchenſchulweſens 
ſind die höhere Mädchenſchule, das Lyzeum und die Studienanftalt. 

Höhere Mädchenſchulen ſind Schulen, deren Lehrfächer, Stunden⸗ 
zahlen und Lehrpläne den miniſteriellen Beſtimmungen entſprechen. Die 
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Schule umfaßt zehn aufſteigende Klaſſen. Die zehnte bis achte Klaſſe bilden die 
Vorſchule oder Unterſtufe, die ſiebente bis fünfte Klaſſe die Mittelſtufe, die vierte 
bis erſte Klaſſe die Oberſtufe. Es iſt zuläſſig, höhere Mädchenſchulen einzu⸗ 
richten, die nur die Mittel- oder die Oberſtufe enthalten. Das Mindeſtalter 
beim Eintritt in die zehnte Klaſſe beträgt in der Regel ſechs, beim Eintritt in 
die ſechſte Klaſſe in der Regel neun Jahre. „Wo die Verhältniſſe es wünſchens⸗ 
wert erſcheinen laſſen“, iſt ausnahmsweiſe mit Genehmigung der Schulaufſichts⸗ 
behörde die Auf na hme von Knaben in die Unter- und Mittelſtufe 
der höheren Mädchenſchule ſtatthaft. Die Knaben können ſich dann mit dem 
etwa erforderlichen Nebenunterricht für die Aufnahme in die Tertia (den vierten 
Jahrgang) einer höheren Knabenſchule vorbereiten. 

Das Lyzeum oder Frauenſchule ift ein Aufbau auf die höhere 
Mädchenſchule, der ein bis zwei Jahrgänge umfaßt. Es ſoll neben wiſſenſchaft⸗ 
ichen Fächern hauswirtſchaftliche ſowie praktiſch⸗pädagogiſche Belehrungen und 
Übungen bieten und mit einem Kindergarten für die praktiſche Einführung 
in die Kleinkindererziehung verbunden ſein. Vorausſetzung für den Eintritt 
iſt die abgeſchloſſene Bildung einer höheren Mädchenſchule; doch kann von der 
Einforderung von Schulzeugniſſen bei dem Nachweis genügender Bildung ab⸗ 
geſehen werden. Die Schülerinnen müſſen am Unterricht in der Pädagogik 
und an einem zweiten wiſſenſchaftlichen Fache teilnehmen. Nach wenigſtens 
zweijährigem regelmäßigen Beſuch erhalten die Schülerinnen ein Abgangs⸗ 
zeugnis. Einen praktiſchen Wert erhält das Lyzeum, wenn es mit einem 
Lehrerinnenſeminar verbunden iſt oder wenn es in beſonderen Kurſen die 
Ausbildung als Sprachlehrerin, Hauswirtſchafts⸗, Handarbeits⸗ und Turnlehrerin 
bietet. 

Die Studienanſtalt ſoll die Vorbereitung zu den akademiſchen 
Berufen gewähren. Sie iſt nach dem Muſter einer neunklaſſigen höheren 
Knabenſchule auszubilden, hat in den Oberrealſchulkurſen 5, in den real- 
gymnaſialen und gymnaſialen Kurſen 6 Klaſſen. Die unterſte Klaſſe der Ober⸗ 
realſchulkurſe entſpricht der Obertertia einer Knabenoberrealſchule, die unterſte 
Klaſſe der realgymnaſialen und gymnaſialen Kurſe der Untertertia eines Real- 
gymnaſiums oder Gymnaſiums. Der Eintritt in die erſterwähnten Kurſe ſetzt 
den erfolgreichen Beſuch der Klaſſe III, die letzterwähnten Kurſe den erfolg⸗ 
reichen Beſuch der Klaſſe IV einer höheren Mädchenſchule voraus. Doch kann 
der Nachweis einer genügenden Vorbildung auch durch eine Aufnahmeprüfung 
geführt werden. Die Reifeprüfung an einer Studienanſtalt verleiht die Be⸗ 
rechtigungen der neunklaſſigen höheren Knabenſchulen, ſoweit ſie für Frauen 
in Betracht kommen. — Eine Studienanſtalt wird in der Regel nur genehmigt, 
wenn ein Lyzeum eingerichtet iſt. Sie ſoll mit einer höheren Mädchenſchule 
unter einer Leitung verbunden werden. 

Der Vorbildung für den Lehrerinnenberuf an einer höheren Mädchenſchule 
dient das höhere Lehrerinnenſeminar. Die Ausbildung erfolgt 
in vier Klaſſen in der Weiſe, daß drei wiſſenſchaftliche Fortbildungsklaſſen zu 
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einer wiſſenſchaftlichen Abſchlußprüfung führen und ein weiteres praktiſches 
Jahr mit der Lehramtsprüfung ſchließt. Der Eintritt in das Lehrerinnenſeminar 
ſetzt ein Zeugnis über den erfolgreichen Beſuch der oberſten Klaſſe einer höheren 
Mädchenſchule, die in getrennten Jahreskurſen unterrichtet, voraus; andern⸗ 
falls iſt eine Aufnahmeprüfung abzulegen. Wo ein Lyzeum mit dem Lehrerinnen⸗ 
ſeminar verbunden iſt, können die Schülerinnen jener Schule am Unterricht 
der Fortbildungsklaſſen als Hoſpitantinnen teilnehmen. Der erfolgreiche Beſuch 
eines Lehrerinnenſeminars berechtigt zur Lehrbefähigung an Vollsſchulen, 
mittleren und höheren Mädchenſchulen als nicht akademiſch gebildete Lehrerin. 
Es gibt auch beſondere Volksſchullehrerinnenſeminare, deren 
Lehrgang nur drei Jahre umfaßt und ſich vom Lehrgang des höheren Lehrerinnen⸗ 
ſeminars durch das Fehlen des fremdſprachlichen Unterrichts unterſcheidet. 

Akademiſch gebildete Lehrer und Lehrerinnen er⸗ 
teilen ausſchließlich den Unterricht in den wiſſenſchaftlichen Fächern der vierten 
bis erſten Klaſſe der Studienanſtalten und der wiſſenſchaftlichen Fortbildungs⸗ 
kurſe. Auch ſoll wenigſtens die Hälfte der Stunden in den wiſſenſchaftlichen 
Fächern der Mittel⸗ und Oberſtufe einer höheren Mädchenſchule akademiſch 
gebildeten Lehrerinnen übertragen werden. Für die Leiter der höheren Mädchen⸗ 
anſtalten, die nicht akademiſch vorgebildet ſind, wird die Ablegung der Rektor⸗ 
oder Schulvorſteherinprüfung gefordert. 

Die Direktoren und akademiſch gebildeten Lehrer der öffentlichen höheren 
Mädchenſchulen ſind denen der ſechsklaſſigen höheren Knabenanſtalten, ſolche 
an öffentlichen Lyzeen, höheren Lehrerinnenſeminaren und Studienanſtalten 
den Direktoren und Lehrern von Knabenvollanſtalten an Rang, Titel 
und Beſoldung gleichgeſtellt. Leiterinnen haben die Amtsbezeichnung 
„Frau Direktorin“. Die Gehaltsſätze der Direktoren und akademiſch gebildeten 
Lehrer ſollen nach der ſtaatlichen Beſoldungsordnung bemeſſen werden, 
Direktorinnen mindeſtens das Gehalt ſtaatlicher Oberlehrerinnen erhalten. 
Für ſonſtige Lehrer und Lehrerinnen find beſtimmte Sätze vorgeſchrieben, um die 
ihr Gehalt das der Volksſchullehrer und -Lehrerinnen überſteigen muß. Die 
Überſchreitung dieſer Beſoldungsgrundſätze iſt den Gemeinden geſtattet. 

Die höheren Mädchenſchulen, höheren Seminare, Lyzeen und Studien⸗ 
anſtalten unterſtehen der Aufſicht der Provinzialſchulkollegien. Die An⸗ 
erkennung als höhere Mädchenſchule erfolgt durch dieſe Behörde, der ſonſtigen 
höheren Anſtalten durch den Unterrichtsminiſter. 
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18. Kapitel. 
Armenweſen und Jugendfürſorge. 


Die Armenverbände. Die öffentliche Armenpflege iſt durch das Unter⸗ 
ſtützungswohnſitzgeſetz vom 6. Juni 1870 (30. Mai 1908) für das Deutſche Reich 
mit Ausnahme von Bayern einheitlich geordnet. Das Geſetz überläßt jedoch 
die Regelung zahlreicher Sonderfragen den Einzelſtaaten. In Preußen iſt 
deshalb zur Ergänzung des Reichsgeſetzes ein Ausführungsgeſetz ergangen. 

Die Träger der öffentlichen Armenlaſt ſind die Armen⸗ 
verbände, und zwar die Landarmen- und Ortsarmenverbände. 

Landarmen verbände werden von jedem Bundesſtaat abgegrenzt 
oder ihre Obliegenheiten werden von dem Bundesſtaat ſelbſt übernommen. 
In Preußen beſtehen beſondere Landarmenverbände. Dieſe fallen in der Regel 
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mit dem Provinzialverbande zuſammen. In Berlin, Breslau, Frankfurt a. M., 
Königsberg und Helgoland bildet der Gemeindebezirk, in Oſtpreußen und dem 
ehemaligen Herzogtum Lauenburg der Kreis, in Heſſen⸗Naſſau und Hohenzollern 
der Regierungsbezirk den Landarmenverband. 

Die Landarmenverbände tragen die außerordentliche Armen⸗ 
laſt, d. h. fie haben für die Beſchaffung und Erhaltung von Anſtalten für 
Geiſteskranke, Geiſtesſchwache, Fallſüchtige, Taubſtumme und Blinde zu ſorgen. 
Sie müſſen darin auch ſolche Perſonen aufnehmen, deren Fürſorge an und für 
ſich einem Ortsarmenverbande obliegt. Alsdann können ſie von dem Orts⸗ 
armenverbande Erſatz für die Verpflegung und Behandlung der Unterſtützten 
verlangen, haben aber die allgemeinen Verwaltungskoſten der Anſtalten und die 
Koſten der von der Anſtalt bewirkten Beerdigung ſelbſt zu tragen. Die Erſtattung 
durch den kreisangehörigen Ortsarmenverband vermittelt der Kreis. Dieſer hat 
dem Ortsarmenverbande mindeſtens zwei Drittel der von ihm aufzubringenden 
Koſten als Beihilfe zu gewähren. 

Anſtalten für die außerordentliche Armenlaſt können auch durch Stadt⸗ 
und Landkreiſe mit Genehmigung des Oberpräſidenten errichtet werden. Streitig⸗ 
keiten, die hierbei entſtehen, entſcheidet das Oberverwaltungsgericht. Die Land⸗ 
kreiſe haben die allgemeinen Verwaltungskoſten der von ihnen errichteten An⸗ 
ſtalten allein zu tragen und dürfen die Ortsarmenverbände höchſtens bis zu 
einem Drittel der ſonſtigen Koſten heranziehen. 

Den Landarmenverbänden fallen ferner in der ordentlichen Armenpflege 
die ſogenannten Landarmen zur Laſt, d. h. ſolche, für die ein Ortsarmen⸗ 
verband nicht aufzukommen hat. Landarme können aber der Fürſorge des 
vorläufig unterſtützungspflichtigen Ortsarmenverbandes gegen Entſchädigung 
überwieſen werden. 

Die Landarmenverbände ſind endlich verpflichtet, ſolchen ihrem Bezirk 
angehörigen Ortsarmenverbänden, die ihren Obliegenheiten nicht zu genügen 
vermögen, eine Beihilfe zu gewähren. Ob, in welcher Weiſe und Höhe dies 
zu geſchehen hat, beſtimmt auf Beſchwerde des Ortsarmenverbandes der 
Provinzialrat endgültig. 

Die Ortsarmenverbände decken ſich in der Regel mit den Ge⸗ 
meinden oder Gutsbezirken. Doch können ſie auch aus mehreren Gemeinden 
und Gutsbezirken als Geſamtarmenverbände gebildet und dort, wo Zweck⸗ 
verbände zugelaſſen find (Seite 24), zum Zweckverband vereinigt werden. Geſamt⸗ 
armenverbände gibt es faſt nur in Schleſien, Neuvorpommern und Hannover. 
In den Städten ſteht die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege dem Magiſt⸗ 
rat, in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung dem Bürgermeiſter zu. Zu 
ſeiner Unterſtützung kann eine Armendeputation beſtellt werden 
(Seite 135). Eine Mitwirkung der Stadtverordnetenverſammlung (des Bürger⸗ 
vorſteherkollegiums) findet nach Maßgabe der allgemeinen Grundſätze ſtatt. 

Die Armenunterſtützung. „Jedem hilfsbedürftigen Deutſchen iſt — nach 
$1 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Unterſtützungswohnſitzgeſetz — 
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von dem zu ſeiner Unterſtützung verpflichteten Armenverbande Obdach, der 
unentbehrliche Lebensunterhalt, die erforderliche Pflege in Krankheitsfällen 
und im Falle ſeines Ablebens ein angemeſſenes Begräbnis zu gewähren.“ Ein 
Rechtsanſpruch iſt dem Armen nicht gewährt. Jedoch iſt die Unterſtützung im 
Wege der Beſchwerde erzwingbar. Beſchwerden von Armen gegen Verfügungen 
der Ortsarmenverbände darüber, ob, in welcher Weiſe und Höhe Armenunter⸗ 
ſtützungen zu gewähren ſind, erledigt der Kreisausſchuß, in Städten über 
10 000 Einwohnern und in Streifen, die einen Landarmenverband bilden, der 
Bezirksausſchuß, und zwar endgültig, auch in Berlin. Ein Ausländer iſt 
in Preußen den Deutſchen gleich zu behandeln, jedoch nur, ſolange ihm der 
Aufenthalt im Inlande geſtattet iſt. 

Die Unterſtützungspflicht der Ortsarmenverbände iſt eine vorläufige und 
eine endgültige. Die vorläufige Unterſtützungspflicht beſteht 
gegenüber jedem, der ſich bei dem Eintritt der Hilfsbedürftigkeit im Bezirk des 
Ortsarmenverbandes befindet, er mag arbeitsfähig oder erwerbsunfähig ſein, 
er mag die Hilfsbedürftigkeit verſchuldet haben oder nicht. Die vorläufige Unter⸗ 
ſtützung erfolgt vorbehaltlich des Anſpruchs auf Koſtenerſtattung oder Über⸗ 
nahme des Hilfsbedürftigen gegen den dazu verpflichteten Armenverband. 

Endgültig unterſtützungspflichtig iſt der Armenverband, 
in deſſen Bezirk der Hilfsbedürftige ſeinen Unterſtützungswohnſitz hat, und wenn 
ein ſolcher nicht beſteht, der Landarmenverband. In einem Falle iſt der Orts⸗ 
armenverband ohne Rückſicht auf den Unterſtützungswohnſitz endgültig unter⸗ 
ſtützungspflichtig: nämlich gegenüber Perſonen, die innerhalb des Verbands⸗ 
bezirks mindeſtens eine Woche gegen Lohn oder Gehalt in ein und demſelben 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſe oder einem Lehrverhältnis 
geſtanden haben. Erkrankt eine ſolche Perſon während der Fortdauer dieſes 
Dienſt⸗, Arbeits- oder Lehrverhältniſſes oder innerhalb einer Woche nach deſſen 
Beendigung, jo hat der Ortsarmenverband die erforderlichen Kur⸗ und Ver⸗ 
pflegungskoſten für die erſten 26 Wochen nach dem Beginn der Krankenpflege 
zu tragen. Dieſe Verpflichtung erſtreckt ſich auch auf Fälle der Erkrankung 
ſolcher Angehörigen des Dienſtverpflichteten oder Arbeiters (nicht aber des Lehr⸗ 
lings), welche ſich bei ihm befinden und ſeinen Unterſtützungswohnſitz teilen, 
ſofern nicht ein anderer Ortsarmenverband unterſtützungspflichtig iſt, weil in 
deſſen Bezirk der Angehörige in einem Dienft-, Arbeits⸗ oder Lehrverhältnis 
ſteht oder ſtand. Schwangerſchaft gilt nicht als Krankheit. 

In der Armenpolitik gibt die Art der Unterſtützung Anlaß 
zu manchen Streitfragen, namentlich ob der Arme in einer Anſtalt oder außerhalb 
der Anſtalt verpflegt werden ſoll, ob alſo die ſogenannte geſchloſſene 
oder offene Armenpflege zu bevorzugen iſt. Die Geſchichte des 
Armenweſens kennt Anhänger beider Pflegearten. Für die geſchloſſene Armen⸗ 
pflege führt man an: die Möglichkeit einer beſſeren Beaufſichtigung, des Zwangs 
zur Arbeit, der Bewahrung vor Trunkſucht und die leichtere Durchführung einer 
geeigneten Erziehung. Gegen die allgemeine Anſtaltspflege ſprechen gewichtige 
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Gründe: Die Arbeit der Armen iſt meiſt ſchwer zu leiten. Es entſteht eine Unter⸗ 
bietung der freien Arbeit, was aus volkswirtſchaftlichen Gründen zu vermeiden 
iſt. Die Pfleglinge werden der Gefahr der Verweichlichung ausgeſetzt oder es 
iſt zu befücchten, daß ſie die Fähigkeit zum Selbſterwerb oder zur Selbſtunter⸗ 
haltung verlieren. Auch iſt die Anſtaltspflege für die Gemeinde durchweg teurer 
als die Außenpflege. Ein Armer, der nicht in einer Anſtalt wohnt, wird das, 
was er außer der öffentlichen Unterſtützung zum Lebensunterhalt bedarf, zu⸗ 
meiſt finden, ſei es durch Arbeit, ſei es durch Beihilfe von Verwandten oder 
der Peivatwohltätigkeit. Die angeſpannte Arbeitskraft, die Beihilfe der Ver⸗ 
wandten und Privatwohltätigkeit ſcheidet aber für eine Anſtalt in der Regel 
aus und muß durch den Zuſchuß der Gemeinde erſetzt werden. Deshalb haben 
öffentliche Arbeitshäuſer faſt niemals ſich bezahlt gemacht und 
werden zweckmäßig wohltätigen Vereinen zu überlaſſen ſein, die genügend 
Geldmittel beſitzen und über dieſe frei verfügen können. 

Die Städte beſchränken ſich meiſtens darauf, Anſtalten für alte, ſieche 
und kranke Arme, alſo für Hilfsbedürftige, die dauernd oder zeitweiſe nicht 
ſelbſtändig wirtſchaften können, zu bauen ſowie für Kinder, die verwaiſt oder 
verlaſſen oder ihren Eltern gerichtlich genommen ſind. Doch werden die Kinder 
auch häufig in Privatpflege, namentlich aufs Land, gegeben. In Siechen⸗ 
oder Pflegehäuſern werden die Pfleglinge regelmäßig nach Ge⸗ 
ſchlechtern getrennt untergebracht. In England hat man dies als menſchenun⸗ 
würdig angeſehen und Eheleuten über 60 Jahren das Zuſammenwohnen geſtattet. 
Von dieſer Vergünſtigung iſt jedoch nur ſelten Gebrauch gemacht, was der 
Beachtung wert iſt. 

Neben den Siechenhäuſern, Kranken- und Kinderanſtalten kommen auch 
ſogenannte Armenhäuſer und Obdachloſenaſyle vor. Die Armenhäuſer 
haben den Zweck, armen Perſonen und Familien mietfreie Wohnung zu ge⸗ 
währen. Eine öffentliche Verpflegung findet dort in der Regel nicht ſtatt; eine 
jede Perſon geht ihrem Erwerb nach, jo gut es ihr gelingt. Iſt fie erwerbsunfähig, 
ſo erhält ſie außer der mietfreien Wohnung Geldunterſtützung. Sobald feſtſteht, 
daß die arme Perſon oder Familie ſo viel erwerben kann, um auch Miete zahlen 
zu können, wird fie zu entlaſſen ſein. Das Obdachloſenaſyl ſoll regel⸗ 
mäßig Perſonen nur für eine Nacht aufnehmen; doch kommt es ſchon vor, daß 
Perſonen, namentlich Frauen mit Kindern, deren Familienoberhaupt ſie ver⸗ 
laſſen hat, längere Zeit dort belaſſen werden. Steht feſt, daß eine Perſon eine 
Unterkunft ſich offenbar abſichtlich nicht ſucht, fo erfolgt polizeiliche Ermahnung 
und gegebenenfalls Beſtrafung. Das gleiche tritt ein bei einem Familienhaupt, 
das ſeine Familie verlaſſen hat. Den Arbeitsloſen wird nach Möglichkeit Arbeit 
verſchafft, ſei es durch die Verwaltung oder durch eine Arbeitsnachweisſtelle. 
Durchreiſende Handwerksburſchen erhalten bisweilen unentgeltlich warmes 
Abendeſſen und Frühſtück. 

In der ſogenannten offenen Armenpflege werden Barunter⸗ 
ſtützungen, Nahrungsmittel, Kleidung und Hausrat, Heizmaterialien u. dgl. 
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gewährt. Die Barunterſtützungen ſpielen hierbei die größte Rolle, da ihre 
Gewährung einfacher und für die Armen angenehmer iſt. Die Leiſtung von 
Naturalunterſtützungen, Feuerungsmitteln u. dgl. erfolgt gewöhnlich dann, 
wenn zu befürchten iſt, daß die zu gewährende Geldunterſtützung nicht ordnungs⸗ 
mäßig verwendet wird. Sonſt nimmt man eher davon Abſtand, da erfahrungs⸗ 
gemäß der Arme eine Naturalunterſtützung nicht als eine ausreichende Unter⸗ 
ſtützung anſieht und trotz ihr Anſpruch auf Geldbeihilfe erhebt. 

Die Lieferung von Haushaltungsgegenſtänden geſchieht bisweilen leihweiſe. 
In ſolchen Fällen wird eine genaue Überwachung der Gegenſtände notwendig. 
Man entnimmt fie mit Vorliebe aus Nachläſſen oder aus dem Beſitze ſolcher 
Perſonen, die dauernd in Anſtalten aufgenommen werden, auch aus Brocken⸗ 
ſammlungen. — Lebensmittel und Feuerungsmittel läßt man Armen unmittel⸗ 
bar von den betreffenden Händlern überweiſen. Die Händler erhalten einen 
Gutſchein und ſtellen ihn der ſtädtiſchen Verwaltung in Rechnung. 

Bei Gewährung von Geldmitteln unterſcheidet man zwiſchen einmaliger 
und laufender Unterſtützung. Die einmalige Unterftüßung ift regelmäßig beſtimmt, 
einer vorübergehenden Notlage abzuhelfen. Zum Beiſpiel: es droht Wohnungs⸗ 
ausweiſung, das Familienoberhaupt wird ins Gefängnis oder ins Krankenhaus 
gebracht. Auch unterſtützt man auf dieſe Weiſe ſogenannte verſchämte Arme, 
deren Namen aus irgendeinem Grunde nicht genannt werden ſoll. 

Die laufende Armenunterſtützung wird gewöhnlich nur für einen kürzeren 
Zeitraum gewährt, z. B. auf die Dauer eines halben oder ganzen Monats. Da⸗ 
durch wird verhütet, daß ein Armer noch Unterſtützung bezieht, wenn ſich ſeine 
Verhältniſſe gebeſſert haben. 

Schwierig iſt es, die Höhe der Unterſtützung in angemeſſener Weiſe feſt⸗ 
zuſetzen. Zu dem Zweck muß vorher das Einkommen der Familie gründlich 
erforſcht werden. Hierfür kann man Fragebogen aufſtellen mit Fragen über 
Vermögen, Krankengeld, Altersrente, Invalidenrente, Unfallrente, Witwengeld, 
Militärpenſion, Koſtgänger, Angehörige einerſeits und Fragen über Ausgaben, 
wie Miete, Steuern, Lebensverſicherung, Arzt, Apotheke u. dgl. anderſeits; 
auch läßt man ſich zweckmäßig den Geſundheitszuſtand und die Arbeitsſtelle 
angeben. 

Eine wichtige Frage der Armenpflege iſt, in welcher Weiſe die Armen⸗ 
behörde mit den Armen in Berührung tritt. In Preußen und auch in manchen 
ausländiſchen Städten iſt ein Syſtem beliebt, das zum erſten Male Daniel 
v. d. Heydt im Jahre 1852 in Elberfeld in die Tat umgeſetzt hat und das unter 
dem Namen „Elberfelder Syſtem“ bekannt iſt. Die Stadt wird in 
Bezirke eingeteilt, dieſe in Quartiere. Jedes Quartier wird durch einen 
Armenpfleger, jeder Bezirk durch einen Bezirksvorſteher, ſämtlich im 
Ehrenamte, verwaltet. Die Armenpfleger eines Bezirks bilden die Bezirks⸗ 
verſammlung. Der Armenpfleger hat alle Geſuche perſönlich zu unterſuchen. 
Ihm kann die Gewährung geringerer Beträge überlaſſen werden, während 
größere regelmäßig von der Bezirksverſammlung bewilligt werden. Die ſtädtiſche 
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Verwaltung pflegt ſich die Entſcheidung in beſonderen Fällen, namentlich über 
die Aufnahme in Krankenhäuser und andere Anſtalten vorzubehalten. In 
größeren Städten begnügt man ſich nicht immer mit der Tätigkeit der Ehren⸗ 
beamten, ſtellt vielmehr auch männliche oder weibliche Berufsbeamte an, die 
mit der ſtändigen Aufſicht über die Armen betraut werden. Ein genaues Über⸗ 
wachungsverfahren iſt in der Armenpflege dringend notwendig, um Ausgaben 
an falſcher Stelle zu vermeiden. Andererſeits erfordert die Notlage der Hilfs⸗ 
bedürftigen eine feinfühlende Behandlung, zu der Ehrenbeamte eher geeignet 
ſind. 

Die Armenverbände pflegen bisweilen Unterſtützungen zu gewähren, 
wenn Hilfsbedürftigkeit nicht vorliegt, aber zu befürchten iſt. Das nennt man 
vorbeugende Armenpflege. Ein vorläufig unterſtützungspflichtiger 
Armenverband ſichert ſich hierfür zweckmäßig der vorgängigen Genehmigung 
des endgültig verpflichteten Verbandes, wenn anders er die Gefahr der Nicht⸗ 
erſtattung vermeiden will. Aus Gründen vorbeugender Armenpflege werden 
namentlich tuberkulös Erkrankte in Heilanſtalten, Trinker in Entziehungsanſtalten 
geſandt, ſtillende Mütter unterſtützt u. dgl. 

In einer Reihe von Fällen, die in den verſchiedenſten Geſetzen behandelt 
ſind, gilt die Armenunterſtützung als Ausſchließungsgrund für 
die Bekleidung von öffentlichen Amtern oder für 
die Betätigung politiſcher Rechte. Ein Reichsgeſetz vom 
15. März 1909 beſtimmt hierzu, daß, ſoweit in Reichsgeſetzen der Verluſt öffent⸗ 
licher Rechte von dem Bezug einer Armenunterſtützung abhängig gemacht 
wird, nicht als Armenunterſtützung anzuſehen iſt: die Krankenunterſtützung; 
die einem Angehörigen wegen körperlicher oder geiſtiger Gebrechen gewährte 
Anſtaltspflege; Unterſtützungen zum Zwecke der Jugendfürſorge, der Erziehung 
oder der Ausbildung für einen Beruf; ſonſtige Unterſtützungen, wenn ſie nur 
in der Form vereinzelter Leiſtungen zur Hebung einer augenblicklichen Notlage 
gewährt ſind und endlich Unterſtützungen, die erſtattet ſind. Auf Landesgeſetze 
bezieht ſich das Geſetz nicht; doch kann es dort zur Erläuterung und Auslegung 
des Zweckes der Geſetze dienen. 

Eine unentbehrliche Ergänzung der öffentlichen Armenpflege bildet die 
Privatwohltätigkeit. Sie wirkt am geſchickteſten in enger Fühlung 
mit den Armenverbänden, um Doppelunterſtützungen, Vorſchubleiſtung der 
Bettelei oder betrügeriſcher Unternehmen u. dgl. zu vermeiden. Die Vor⸗ 
ſteher von Korporationen und andere juriſtiſche Perſonen ſind geſetzlich ver⸗ 
pflichtet, den Gemeindebehörden auf Verlangen Auskunft über einen Unter⸗ 
ſtützungsbetrag zu erteilen, der aus einem Wohltätigkeitsfonds der juriſtiſchen 
Perſon gewährt worden iſt. Vorſteher, die dieſe Auskunft nicht binnen vierzehn 
Tagen nach Empfang der Anfrage erteilen, können mit einer Geldſtrafe bis zu 
30 M. beſtraft werden. 

Der Unterſtützungswohnſitz. Der Erwerb des Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzes gründet ſich in erſter Linie auf einen Aufenthalt, der nach 
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zurückgelegtem ſechzehnten Lebensjahr innerhalb eines Ortsarmenverbandes 
ununterbrochen ein Jahr lang gedauert hat. Andern ſich die örtlichen Grenzen 
des Ortsarmenverbandes während des Laufes der Friſt, ſo bleibt nichtsdeſto⸗ 
weniger der Beginn der Friſt maßgebend, auch wenn der neue Ortsarmenverband 
von dem früheren Verbande politiſch verſchieden iſt. Der Aufenthalt darf kein 
vorübergehender, ſondern muß der tatſächliche oder, wie das Geſetz ſagt, 
der gewöhnliche Aufenthalt ſein. Wenn er keine Unterbrechung erlitten haben 
darf, fo iſt damit nicht eine fortdauernde Anweſenheit am Aufenthaltsort gemeint. 
Vielmehr ſchadet eine geringfügige Abweſenheit nichts, ſofern nur aus den 
Begleitumſtänden die Abſicht erhellt, den Aufenthalt beizubehalten. So iſt 
insbeſondere der Arbeits- oder Dienftort für den Unterſtützungswohnſitz be⸗ 
ſtimmend, auch wenn der Arbeiter oder Bedienſtete des Sonntags ſich regelmäßig 
zu ſeiner anderwärts wohnenden Familie begibt; während andererſeits der 
Wohnort der Familie maßgebend iſt, wenn eine Perſon anderwärts beſchäftigt 
iſt, aber täglich zur Familie zurückzukehren pflegt, um bei ihr zu wohnen oder 
zu ſpeiſen. 

Die einjährige Friſt läuft von dem Tage, an dem der Aufenthalt 
begonnen wurde. Wo für Pächter, Arbeiter u. dgl. oder für Mieter von längerer 
Dauer der Wohnortswechſel zu beſtimmten geſetzlichen oder ortsüblichen Terminen 
ftattfindet, gilt der übliche Umzugstermin als Anfang des Aufenthalts, ſofern 
nicht zwiſchen dieſem Termin und dem Beginn des tatſächlichen Aufenthalts 
ein Zeitraum von mehr als ſieben Tagen liegt. Der Eintritt in eine Kranken⸗, 
Bewahr⸗ oder Heilanſtalt läßt den Aufenthalt nicht beginnen; er hemmt jedoch 
nicht den bereits angefangenen Lauf der Friſt. Wird der Aufenthalt unter 
Umſtänden begonnen, die den Mangel der freien Selbſtbeſtimmung bei der 
Ortswahl erkennen laſſen, ſo beginnt die einjährige Friſt erſt an dem Tage, 
wo die freie Selbſtbeſtimmung wieder eintritt. Dies gilt namentlich für die 
Gefangenſchaft, die Unterbringung zur Fürſorgeerziehung, den Militärdienſt 
zur Erfüllung der geſetzlichen Militärpflicht ſowie für Fälle körperlichen oder 
ſeeliſchen Zwanges, von Geiſteskrankheit oder von Geiſtesſchwäche. Tritt der 
Mangel der freien Selbſtbeſtimmung erſt nach Beginn des Aufenthaltes ein, ſo 
ruht während der Dauer des Mangels der Lauf der Friſt. 

Die einjährige Friſt ruh t ferner während der Dauer der von einem Armen⸗ 
verbande gewährten öffentlichen Armenunterſtützung. Hierdurch wird den Armen⸗ 
verbänden ein wichtiges Mittel gegeben, um den Erwerb des Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzes zu verhindern. Die Friſt wid unterbrochen, wenn der Armen⸗ 
verband den Seite 399 erwähnten Antrag auf Anerkennung der Verpflichtung 
zur Übernahme eines Hilfsbedürftigen ſtellt, und zwar mit dem Tage der Ab⸗ 
ſendung des Antrages. Der Antrag gilt jedoch nicht als Unterbrechung, wenn 
er nicht binnen zwei Monaten weiter verfolgt iſt vder wenn er keinen Erfolg hat. 

Die Ehefrau teilt von der Heirat ab den Unterſtützungswohnſitz des 
Mannes. Eine Witwe oder geſchiedene Frau behält dieſen Unterſtützungswohnſitz, 
bis ſie ihn verliert oder einen anderen erwirbt. Während der Ehe kann die Frau 
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den Unterſtützungswohnſitz ſelbſtändig erwerben oder verlieren, ſolange der 
Mann ſie böswillig verlaſſen hat oder ſolange ſie vom Ehemann, ohne von 
ihm eine Beihilfe zur Ernährung zu erhalten, getrennt lebt, ſei es auf Grund 
ſeiner Einwilligung oder geſetzlicher Befugnis oder wegen ſeiner Verhaftung. 

Eheliche Kinder teilen den Unterſtützungswohnſitz ihres Vaters, bis 
ſie ihn ſelbſtändig verlieren oder einen anderen erwerben. Stirbt der Vater 
und überlebt ihn die Mutter, fo teilen die Kinder deren Unterſtützungswohnſitz. 
Das gleiche gilt, wenn die Ehe geſchieden wird oder die Mutter nach den obigen 
Ausführungen ihren Hausſtand vom Vater berechtigt trennt und im erſten Falle 
der Mutter die Erziehung der Kinder zuſteht oder im zweiten Falle die Kinder 
dem Hausſtand der Mutter folgen. In ähnlicher Weiſe werden die den ehe⸗ 
lichen geſetzlich gleichgeſtellten Kinder behandelt. Uneheliche Kinder folgen dem 
Unterſtützungswohnſitz der Mutter. 

Der Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes tritt ein durch 
Erwerb eines anderen Unterſtützungswohnſitzes oder durch einjährige ununter⸗ 
brochene Abweſenheit nach zurückgelegtem ſechzehnten Lebensjahr. Für den 
Lauf der Friſt, ihr Ruhen und ihre Unterbrechung gelten gleiche Beſtimmungen 
wie für den Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes. 

Die Erſatzpflicht der Armenverbände. Die dem vorläufig unterſtützungs⸗ 
pflichtigen Ortsarmenverband zur Laſt gefallenen Koſten hat der Ortsarmen⸗ 
verband des Unterſtützungswohnſitzes zu erſtatten. Iſt ein ſolcher nicht vorhanden, 
ſo iſt derjenige Landarmenverband erſtattungspflichtig, in deſſen Bezirk der 
Unterſtützte ſich beim Eintritt der Hilfsbedürftigkeit befand oder, ſofern der 
Unterſtützte im hilfsbedürftigen Zuſtande aus einer Straf-, Kranken⸗, Bewahr⸗ 
oder Heilanſtalt entlaſſen wurde, derjenige Landarmenverband, aus welchem 
die Einlieferung in die Anſtalt erfolgt iſt. Wenn ein Landarmer auf Verlangen 
ausländiſcher Staatsbehörden aus dem Ausland übernommen und ſofort oder 
innerhalb 7 Tagen nach der Übernahme hilfsbedürftig wird, ſo hat derjenige 
Landarmenverband die Koſten zu tragen, in dem der letzte Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz lag. Iſt dieſer nicht zu ermitteln, ſo haftet der Landarmenverband, 
in deſſen Bezirk die Hilfsbedürftigkeit hervorgetreten iſt. 

Der vorläufig unterſtützungspflichtige Ortsarmenverband hat den Unter⸗ 
ſtützten über feine Heimats⸗, Familien- und Aufenthaltsverhältniſſe vernehmen 
zu laſſen und ſodann den Anſpruch auf Erſtattung der aufgewandten und noch 
aufzuwendenden Koſten binnen ſechs Monaten nach Beginn der Unterſtützung 
bei dem vermeintlich verpflichteten Armenverbande mit der Anfrage anzu⸗ 
melden, ob der Anſpruch anerkannt wird. Iſt der endgültig verpflichtete 
Armenverband nicht zu ermitteln, ſo hat die Anmeldung innerhalb der erwähnten 
Friſt bei der Aufſichtsbehörde des Armenverbandes, für Städte alſo beim 
Regierungspräſidenten, zu erfolgen. Die Verſäumnis des Friſten im erſten wie 
im zweiten Falle bewirkt den Verluſt des Erſtattungsanſpruchs. Im übrigen 
verjährt die Geltendmachung des Erſtattungsanſpruches in zwei Jahren vom 
Ablauf des Jahres ab, in dem der Anſpruch entſtanden iſt. 
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Die Höhe der zu erſtattenden Koſten richtet ſich nach den 
Grundſätzen, die am Unterſtützungsort für die öffentliche Unterſtützung Hilfs⸗ 
bedürftiger maßgebend ſind. Die allgemeinen Verwaltungskoſten von Armen⸗ 
anſtalten (Armenhäuſern, Krankenhäuſern, Begräbnisplätzen u. dgl.) dürfen 
nicht in Rechnung geſtellt werden; ebenſowenig beſondere Gebühren für die 
Hilfeleiſtung feſtbeſoldeter Armenärzte, während deren bare Auslagen erſtattungs⸗ 
fähig ſind. Für häufiger vorkommende Aufwendungen, deren Betrag ſich in 
einem Pauſchſatze berechnen läßt, ſind in einigen Bundesſtaaten Tarife ein⸗ 
geführt, nach denen die Erſtattungen der Armenverbände ſich regeln. Dieſe 
Tarife haben aber nur innerhalb des Bundesſtaates, der ſie erlaſſen hat, Geltung. 
Auch in Preußen beſteht ein ſolcher Tarif, der vom Miniſter des Innern nach 
Anhörung der Provinzial⸗ bzw. Kommunallandtage feſtgeſetzt iſt. Er regelt 
die Erſtattung der Koſten für Verpflegung und ärztliche Behandlung der er⸗ 
krankten und arbeitsunfähigen Hilfsbedürftigen, nicht alſo der geldlichen Unter⸗ 
ſtützungen. Die Sätze des Tarifs betragen zurzeit 90 Pfennige bei Perſonen 
über 14 Jahren, 60 Pfennige bei Perſonen unter 14 Jahren, 20 Pfennige für 
ärztliche Behandlung und Verpflegung. Bei außerordentlichen Mehrauf⸗ 
wendungen für erkrankte Perſonen iſt eine beſondere Berechnung zuläſſig. 
Wenn danach auch die ordentlichen Tarifſätze hinter den entſtehenden Unkoſten 
meiſt zurückbleiben, ſo fällt dies durchſchnittlich weniger ins Gewicht, da das 
Gegenſeitigkeitsverhältnis einen gewiſſen Ausgleich ſchafft. 

Streitigkeiten zwiſchen preußiſchen Armenver⸗ 
bänden wegen der Unterſtützung Hilfsbedürftiger werden im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren erledigt. Zuſtändig it in erſter Inſtanz der Bezirksausſchuß. 
Deſſen Entſcheidung iſt endgültig, ſoweit die Organiſation oder die örtliche 
Abgrenzung der einzelnen Armenverbände ſtreitig war. Im übrigen findet 
gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes binnen zwei Wochen die Berufung. 
an das Bundesamt für das Heimatweſen ſtatt. Die Berufung wird in formeller 
Hinſicht ähnlich behandelt wie die Berufung im gewöhnlichen Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren. Das Bundesamt für das Heimatweſen hat 
ſeinen Sitz in Berlin. Seine Mitglieder werden auf Vorſchlag des Bundesrats 
vom Kaiſer auf Lebenszeit ernannt. Der Vorſitzende und mindeſtens die Hälfte 
der Mitglieder müſſen die Befähigung zum höheren Richteramt im Staate 
ihrer Angehörigkeit beſitzen. Die Beſchlußfähigkeit erfordert die Anweſenheit. 
von mindeſtens drei Mitgliedern, von denen wenigſtens eines die richterliche 
Befähigung haben muß. Iſt die Zahl der anweſenden Mitglieder eine gerade, 
ſo führt das dienſtjüngſte und bei gleichem Dienſtalter das an Lebensjahren 
jüngſte Mitglied nur eine beratende Stimme. Die Entſcheidung des Bundesamts 
erfolgt in öffentlicher Sitzung nach Ladung und Anhörung der Parteien, deren 
Erſcheinen aber nicht notwendig iſt. Die Entſcheidung iſt endgültig. Gebühren 
werden nicht erhoben. In Streitſachen zwiſchen preußiſchen Armenverbänden 
iſt jedoch die unterliegende Partei verpflichtet, der Gegenpartei die ihr in der 
Berufungsinſtanz entſtandenen baren Auslagen und die Gebühren eines Rechts⸗ 
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verſtändigen zu erſtatten, der ſie in einer öffentlichen Sitzung des Bundesamtes 
vertreten hat. 

Streitigkeiten zwiſchen den Armenverbänden ver⸗ 
ſchiedener Bundesſtaaten werden durch diejenige Spruchbehörde 
entſchieden, die dem in Anſpruch genommenen Armenverband vorgeſetzt iſt. 
Die Regelung des Inſtanzenzuges innerhalb des Bundesſtaats iſt Sache der 
Landesgeſetzgebung. Soweit die Organiſation oder örtliche Abgrenzung der 
einzelnen Armenverbände im Streit iſt, liegt der höchſten landesgeſetzlichen 
Inſtanz die endgültige Entſcheidung ob, in Preußen alſo dem Bezirksausſchuß. 
Im übrigen findet gegen deren Entſcheidung die Berufung an das Bundesamt 
für das Heimatweſen ſtatt. Die zur Entſcheidung zuſtändigen Landesbehörden 
können Unterſuchungen an Ort und Stelle veranlaſſen, Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige eidlich vernehmen und ſonſtige Beweiserhebungen vornehmen. 

Um die Rechtsſtreitigkeiten zu vermeiden, haben einige Bundesſtaaten 
ein ſchiedsrichterliches Verfahren eingeführt. In Preußen 
findet es ftatt, wenn beide Teile einen dahingehenden Antrag ſtellen. Ent⸗ 
ſcheidende Behörde iſt der Kreis⸗ oder Stadtausſchuß. Das Erkenntnis ift end- 
gültig. Außerdem iſt in Preußen ein ſchiedsamtliches Verfahren zu⸗ 
gelaſſen. Solange der Rechtsſtreit noch nicht bei dem Bezirksausſchuß anhängig 
iſt, kann ein Teil bei dem Kreis⸗ oder Stadtausſchuß beantragen, die Angelegen⸗ 
heit durch einen Sühneverſuch zu erledigen. Das Verfahren unterliegt keiner 
Formvorſchrift und wird durch die Klagerhebung abgebrochen. Iſt eine Stadt 
als Ortsarmenverband beteiligt, ſo kann der bei ihr gebildete Stadtausſchuß nicht 
in Tätigkeit treten, vielmehr muß ein anderer Stadt- oder Kreisausſchuß beſtellt 
werden (Seite 187). 

Die Vollſtreckung in armenrechtlichen Streitſachen 
kann bereits auf Grund des erſtinſtanzlichen Erkenntniſſes erfolgen. Ausnahmen 
von dieſer Regel ſind nur bei der unten behandelten Ausweiſung Hilfsbedürftiger 
zugelaſſen. Die Ausführung der Vollſtreckung iſt Sache der erſtinſtanzlichen 
Behörde des verpflichteten Armenverbandes, die unter Beifügung der den 
Antrag begründenden Urkunden darum anzugehen iſt. Wird die bereits voll⸗ 
ſtreckte Entſcheidung endgültig wieder aufgehoben, fo hat die erſtinſtanzliche 
Behörde desjenigen Armenverbandes, der die Vollſtreckung erwirkt hatte (alſo 
unter Umſtänden eine andere Behörde als die Vollſtreckungsbehörde), die er⸗ 
forderlichen Anordnungen zu treffen, um die Vollſtreckung und ihre Folgen 
wieder rückgängig zu machen. Iſt ein Armenverband zur Zahlung und Erſtattung 
der Koſten ganz oder teilweiſe außerſtande, ſo wird der Bundesſtaat, dem er 
angehört, erſtattungspflichtig. In Preußen bleiben in einem ſolchen Falle die 
Koſten des Verfahrens außer Anſatz und für die Erſtattung der Auslagen und 
Gebühren hat der Landarmenverband aufzukommen. 

Übernahme und Ausweiſung von Hilfsbedürftigen. Derjenige Armen⸗ 
verband, welcher endgültig erſtattungspflichtig iſt, hat die Pflicht, einen Hilfs⸗ 
bedürftigen zu übernehmen, es ſei denn, daß die Unterſtützung nur wegen vor⸗ 
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übergehender Arbeitsunfähigkeit notwendig geworden iſt. Andererſeits kann 
der zur Übernahme verpflichtete Armenverband die Überführung in unmittel⸗ 
bare Fürſorge verlangen. Der vorläufig unterſtützende und der zur Übernahme 
verpflichtete Armenverband können aber eine Einigung dahin treffen, 
daß die auszuweiſende Perſon oder Familie in ihrem bisherigen Aufenthaltsort 
gegen Gewährung eines Unterſtützungsbeitrages ſeitens des übernahmepflichtigen 
Armenverbandes dauernd oder zeitweilig bleibt. Iſt dieſe Vereinbarung ſchriftlich 
unter Erteilung einer Anerkenntniserklärung erfolgt, ſo iſt ſie wie eine behördliche 
Entſcheidung vollſtreckbar. Die erſtinſtanzliche Behörde, alſo in Preußen der 
Bezirksausſchuß, iſt verpflichtet, auf Anſuchen einer Partei die Herbeiführung 
einer ſolchen Vereinbarung zu verſuchen. 

Auch gegen den Willen des übernahmepflichtigen 
Armenverbandes kann die erſtinſtanzliche Behörde des Aufenthalts- 
ortes gegen Feſtſetzung eines Unterſtützungsbeitrages das Verbleiben der aus⸗ 
zuweiſenden Perſon oder Familie am Aufenthaltsorte anordnen. Dies iſt zu⸗ 
läſſig, wenn die Ausweiſung das Leben oder die Geſundheit des Auszuweiſenden 
oder ſeiner Angehörigen gefährden würde oder wenn die Ausweiſung mit erheb⸗ 
lichen Härten oder Nachteilen für den Auszuweiſenden verbunden ſein würde, 
endlich wenn die Erwerbs⸗ oder Arbeitsunfähigkeit des Auszuweiſenden durch 
eine Verwundung oder Krankheit verurſacht worden iſt, die in einem Reichs⸗ 
kriege oder bei Gelegenheit einer Tat perſönlicher Selbſtaufopferung erlitten 
wurde. Die Anordnung oder der ſie verweigernde Beſchluß kann binnen 
zwei Wochen nach der Zuſtellung mit der Berufung angefochten werden. Die 
Berufungsinſtanz iſt bei Armenverbänden ein und desſelben Bundesſtaates 
die nächſthöchſte landesgeſetzliche Inſtanz, andernfalls das Bundesamt für 
das Heimatweſen, dieſes für einen preußiſchen Armenverband in allen Fällen, 
da es auch in preußiſchen Landesſachen Oberinſtanz für den Bezirksausſchuß 
iſt. Die Berufungsentſcheidung iſt endgültig. Jedoch kann die Anordnung 
jederzeit von der erſtinſtanzlichen Behörde aufgehoben werden, wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen fortgefallen find, unter denen die Entſcheidung erlaſſen wurde. 

Die Koſten der Überführung hat der verpflichtete Armen⸗ 
verband zu tragen. Hat der übernahmepflichtige Armenverband um die Über⸗ 
führung erſucht und unterbleibt oder verzögert ſich dieſe durch Verſchulden des 
vorläufig unterſtützungspflichtigen Armenverbandes, ſo verwirkt dieſer für die 
Folgezeit oder für die Zeit der Verzögerung den Erſtattungsanſpruch. 

Im übrigen wird ein Streit wegen der Übernahme durch 
dieſelben Behörden erledigt wie ein Koſtenerſtattungsſtreit; desgleichen die 
Vollſtreckung, die jedoch ausgeſetzt bleibt, ſolange ein Verfahren über 
einen Einigungsverſuch oder über den Erlaß einer behördlichen Anordnung 
betreffs des Aufenthaltsortes ſchwebt. Wenn über die Notwendigkeit oder 
die Art der Beförderung Streit entſteht, jo entſcheidet hierüber die erſtinſtanzliche 
Behörde des Aufenthaltsortes endgültig. 

Anſprüche der Armenverbände gegen Dritte. Erbrecht der Armen⸗ 
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anſtalten. Die Unterſtützungspflicht der Armenverbände hebt ſonſtige geſetzliche 
Verpflichtungen zum Unterhalt oder zur Leiſtung von Unterſtützungen nicht 
auf. Vielmehr ſoll die armenrechtliche Unterſtützung nur zur Aushilfe dienen, 
wenn anderweit Verpflichtete entweder nicht vorhanden ſind oder die ihnen 
obliegenden Leiſtungen nicht gewähren. Der Anſpruch des Hilfsbedürftigen 
an derartig Verpflichtete geht auf den Armenverband im Umfange des Ge⸗ 
eiſteten über. Der Armenverband kann alſo in demſelben Maße und unter 
denſelben Vorausſetzungen ſeinen Erſtattungsanſpruch gegen Dritte geltend 
machen, als dieſe dem Hilfsbedürftigen zu Leiſtungen verpflichtet ſind. Die 
ſo in Anſpruch Genommenen ſind nicht zu dem Einwande berechtigt, daß der 
unterſtützende Armenverband von einem anderen Armenverband Erſatz fordern 
könne. 

Als Erſtattungspflichtige kommen namentlich in Betracht die unterhalts⸗ 
pflichtigen Verwandten, ferner der uneheliche Vater bis zum ſechzehnten Lebens⸗ 
jahr des Kindes und der Ehegatte, die Dienſtherrſchaft, die Krankenkaſſen, 
Berufsgenoſſenſchaften, Invalidenverſicherungsanſtalten und der für Betriebs⸗ 
unfälle haftpflichtige Unternehmer. Unterhaltspflicht der Verwandten beſteht 
nur zwiſchen Verwandten in gerader Linie (Kindern, Eltern, Großeltern uſw.), 
nicht zwiſchen Geſchwiſtern oder zwiſchen Stiefkindern und Stiefeltern. Der 
in Anſpruch genommene Verwandte kann die Leiſtung des Unterhalts ablehnen, 
ſoweit ſein eigener ſtandesgemäßer Unterhalt gefährdet wird. Eltern haben 
jedoch alle verfügbaren Mittel gleichmäßig für ihren ſtandesgemäßen Unterhalt 
und den ihrer minderjährigen unverheirateten Kinder zu verwenden. Die 
Verteilung der Pflicht regelt ſich nach der Erbfolge; doch haftet der Vater regel⸗ 
mäßig vor der Mutter. In die Stelle eines wegen Leiſtungsunfähigkeit oder 
aus einem ſonſtigen Grunde Ausfallenden treten die Verwandten ein, die 
zunächſt verpflichtet ſein würden, wenn der Ausfallende geſtorben wäre. Ehe⸗ 
gatten haben in erſter Linie ſich gegenſeitig Unterhalt zu gewähren; erſt wenn 
der in Anſpruch Genommene ſelbſt hilfsbedürftig iſt, müſſen die Verwandten 
eintreten. Der Unterhalt iſt regelmäßig in Geſtalt einer Geldrente zu gewähren 
und kann nicht für die Vergangenheit gefordert werden. 

Der Anſpruch des Armenverbandes iſt mangels gütlicher Einigung im 
ordentlichen Rechtsweg oder, ſoweit es ſich um Verbände des öffentlichen Rechts 
handelt, in dem jeweilig für die Geltendmachung der betreffenden Forderungen 
feſtgeſetzten Verfahren durchzuführen. Anſprüche der Armenverbände gegen 
Arbeiterkrankenkaſſen und auf Invaliden⸗ und Altersrenten unterliegen dem 
Verwaltungsſtreitverfahren. 

In Preußen beſteht eine geſetzliche Vorſchrift, welche die Inanſpruchnahme 
des Armenverbandes beim Vorhandenſein nächſter Unterhaltspflichtiger nach 
Möglichkeit abwenden ſoll. Der Kreis⸗ oder Stadtausſchuß kann auf Antrag 
des unterſtützungspflichtigen Armenverbandes den Ehemann, die Ehefrau, 
die ehelichen Eltern, die uneheliche Mutter ſowie eheliche und uneheliche Kinder, 
letztere in Beziehung auf die Mutter, anhalten, nach Maßgabe ihrer geſetzlichen 
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Verpflichtung die erforderliche laufende Unterſtützung zu gewähren. Der Be⸗ 
ſchluß iſt nach Anhörung der Beteiligten ſchriftlich abzufaſſen. Er iſt endgültig 
und kann im Verwaltungszwangsverfahren zur Vollſtreckung gelangen. Eine 
Anfechtung im ordentlichen Rechtswege iſt jedoch zugelaſſen. Zuſtändig iſt 
der Ausſchuß der Kreiſes, in welchem der in Anſpruch Genommene ſeinen Wohnſitz 
oder in Ermangelung deſſen ſeinen Aufenthalt hat. Iſt der den Antrag ſtellende 
Ortsarmenverband eine Stadt, ſo kann der bei ihr gebildete Stadtausſchuß 
nicht in Tätigkeit treten und es muß ein anderer Stadt- oder Kreisausſchuß 
beſtellt werden (Seite 187). Der Beſchluß kann ſich nur auf die laufenden 
Unterſtützungen beziehen. Bereits verausgabte Unterſtützungskoſten können, 
wie oben ausgeführt iſt, nur im gerichtlichen Verfahren wieder eingezogen 
werden. 

Ein Unterhaltspflichtiger, der zur Unterhaltsleiſtung in der Lage iſt und 
ſich trotz Aufforderung der zuſtändigen Behörde der Unterhaltspflicht derart 
entzieht, daß durch behördliche Vermittlung fremde Hilfe in Anſpruch genommen 
werden muß, kann mit Haft oder Geldſtrafe beſtraft werden. Die zuſtändige 
Behörde, die den Unterhaltspflichtigen aufzufordern hat, iſt die Polizeibehörde 
und die Armenverwaltung. Letztere wird aber nicht unbeſtritten als eine ſolche 
Behörde anerkannt. 

Im Rechtsgebiet des Allgemeinen Preußiſchen Landrechts haben 
Armen- und Waiſenanſtalten, Pflege-, Arbeitshäufer u. dgl. ein geſetzliches 
Erbrecht gegenüber ſolchen Perſonen, die in der Anſtalt unentgeltlich verpflegt 
und während dieſer Verpflegung geſtorben ſind. Das Erbrecht kann durch Ver⸗ 
fügung für den Todesfall nicht beeinträchtigt werden. Es gilt nicht gegenüber 
ſolchen Perſonen, die ſich in eine Anſtalt eingekauft haben. Vorausſetzung für 
die Geltendmachung des Erbrechts iſt, daß es dem Aufgenommenen oder ſeinen 
Eltern, Vormündern oder nächſten Verwandten zu Protokoll bekannt gegeben 
iſt. In Ermangelung einer ſolchen Bekanntmachung hat die Anſtalt lediglich 
ein Forderungsrecht gegen den Nachlaß. Für eine ſolche Schuld haftet dann der 
Erbe, ſelbſt bei ſonſtiger unbeſchränkter Haftung, nur in Höhe des Nachlaſſes. 
Im übrigen erſtreckt ſich das Erbrecht ohne Rückſicht auf die Leiſtungen der 
Anſtalt auf den ganzen Nachlaß. Ehelichen Abkommen oder der Ehefrau bleibt 
der Pflichtteil gewahrt. Sie verlieren aber den Anſpruch hierauf, wenn ſie ihre 
hilfloſen Eltern oder den hilfloſen Ehegatten nicht unterſtützt haben, obwohl ſie 
dazu imſtande waren. 

Stirbt ein in einem Waiſenhauſe erzogenes Kind, das ſeitens der Anſtalt 
einem Handwerk zugewieſen iſt oder ſonſtwie Gelegenheit zum weiteren Fort⸗ 
kommen erhalten hat, vor Eintritt der Volljährigkeit, ſo verbleibt der Anſtalt 
das Erbrecht trotz des Ausſcheidens. Jedoch erſtreckt ſich das Erbrecht dann 
nur auf das Vermögen, das dem Kinde vor dem Austritt aus dem Waiſenhauſe 
zugefallen iſt. Scheidet eine Perſon aus einer ſonſtigen Anſtalt aus, ſo erliſcht 
das Erbrecht. Zugunſten der Anſtalt beſteht aber noch die Sondervorſchrift, 
daß ſie die Erſtattung ihrer Aufwendungen aus dem Vermögen oder Nachlaß 
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der verpflegten Perſon verlangen kann, wenn dieſe freiwillig oder infolge eines 
Strafurteils ausgeſchieden iſt. 

Maßnahmen wegen verſchuldeter Hilfsbedürftigkeit. Wird die Hilfs⸗ 
bedürftigkeit ſchuldhaft herbeigeführt, ſo kann unter Umſtänden eine ſtrafrecht⸗ 
liche Ahndung erwirkt werden. So wird mit Haft beſtraft: wer als Landſtreicher 
umherzieht; wer durch Spiel, Trunk oder Müßiggang in einen derartigen Zuſtand 
gerät, daß zu ſeinem oder der von ihm zu ernährenden Perſonen Unterhalt 
durch behördliche Vermittlung fremde Hilfe in Anſpruch genommen werden 
muß; wer aus öffentlichen Armenmitteln unterſtützt wird und ſich aus Arbeits- 
ſcheu weigert, die ihm von der Behörde angewieſene, ſeinen Kräften angemeſſene 
Arbeit zu verrichten; endlich wer innerhalb der ihm von der Behörde beſtimmten 
Friſt ſich ſchuldhafterweiſe kein Obdach verſchafft. Neben der Haft kann auf 
Überweiſung an die Landespolizeibehörde erkannt werden. Alsdann ſteht dem 
Regierungspräſidenten das Recht zu, die verurteilte Perſon bis zu zwei Jahren 
entweder in einem Arbeitshaus unterzubringen oder zu gemeinnützigen Arbeiten 
zu verwenden. Bei Ausländern kann die Ausweiſung verfügt werden. Die 
Landarmenverbände ſind verpflichtet, die vom Regierungspräſidenten über⸗ 
wieſenen Perſonen in ein Arbeitshaus aufzunehmen. Die Transportkoſten — 
einſchließlich der für den Transport benötigten Kleidung — trägt der Staat, 
die Koſten der Unterbringung, der bei der Entlaſſung erforderlichen Kleidung 
und der Beerdigung der Landarmenverband. 

Eine vorbeugende Maßregel zur Verhütung der Folgen ſchuldhafter Hilfs⸗ 
bedürftigkeit iſt die Entmündigung im Falle der Ber- 
ſchwendung und Trunkſucht. Sie iſt durchführbar gegen jeden, 
der „durch Verſchwendung ſich oder ſeine Familie der Gefahr des Notſtandes 
ausſetzt“ oder der „infolge von Trunkſucht ſeine Angelegenheiten nicht zu be⸗ 
ſorgen vermag oder ſich oder ſeine Familie der Gefahr des Notſtandes ausſetzt 
oder die Sicherheit anderer gefährdet“. Die Entmündigung erfolgt durch Be- 
ſchluß des Amtsgerichts, jedoch nur auf Antrag. Antragsberechtigt ift außer 
dem Ehegatten, den Verwandten, dem Vormund oder Pfleger auch der Armen- 
verband, dem die Fürſorge für den zu Entmündigenden im Falle ſeiner Hilfs⸗ 
bedürftigkeit obliegen würde. Der Entmündigte erhält einen Vormund. 

Die Fürſorge für Kinder. Die Kinderfürſorge der Städte erſtreckt ſich in 
erſter Linie auf den Schutz der Waiſen. Für jede Gemeinde oder für Gemeinde⸗ 
teile ſind ein oder mehrere Gemeindeglieder als Gemeindewaiſenrat 
zu beſtellen. Die Einrichtung und Zuſammenſetzung des Waiſenrats wird durch 
Gemeindebeſchluß begründet. In der Regel nimmt eine Magiſtratsperſon 
oder eine Deputation, etwa die Armendeputation, das Amt wahr. Zur Unter⸗ 
ſtützung des Waiſenrats können Waiſenpfleger ſowie Frauen, die hierzu bereit 
ſind, als Waiſenpflegerinnen beſtellt werden. Die Beſtellung der Waiſen⸗ 
pflegerinnen geſchieht auf Widerruf. Ihre Beſoldung iſt nicht ausgeſchloſſen. 

Der Waiſenrat dient der Unterſtützung des Vormundſchaftsgerichts. Er 
hat darüber zu wachen, daß die Vormünder ſeines Bezirks ihren Pflichten nach⸗ 
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kommen, und dem Vormundſchaftsgericht Mängel und Pflichtwidrigkeiten zur 
Anzeige zu bringen, dem Gericht auch auf Erfordern über das Ergehen und 
Verhalten der Mündel Auskunft zu geben. Der Waiſenrat hat ferner dem 
Gericht die Perſonen vorzuſchlagen, die ſich zum Vormund, Gegenvormund 
oder Mitglied eines Familienrates eignen. Andererſeits hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht den Waiſenrat über die Vormundſchaften des Bezirks auf dem 
Laufenden zu halten. Die Tätigkeit der Waiſenpflegerinnen beſchränkt ſich 
auf die Mitwirkung bei der Beaufſichtigung der im Kindesalter ſtehenden Mündel 
und bei der Überwachung weiblicher Mündel. 

In einzelnen Fällen ſind Gemeindeorgane von Amts wegen als Vormund 
berufen. Der Vorſtand einer kommunalen Erziehungs⸗ 
oder Verpflegungsanſtalt it geſetzlicher Vormund der in der Anſtalt 
untergebrachten Minderjährigen, ſolange nicht das Vormundſchaftsgericht einen 
anderen Vormund beſtellt hat. Mit der Aufnahme in die Anſtalt endigt das 
Amt des ſeitherigen Vormundes. Der Anſtaltsvorſtand behält ſeine Stellung 
als Vormund auch nach der Beendigung der Erziehung oder Verpflegung bis 
zur Volljährigkeit des Mündels. 

Ferner kann ortsſtatutariſch die Generalvormund ſchaft einge- 
richtet werden. Das bedeutet: Einem oder mehreren ſtädtiſchen Beamten wird 
ganz oder teilweiſe die Vormundſchaft über diejenigen Minderjährigen über⸗ 
tragen, welche in der öffentlichen Armenpflege unterſtützt und einer Familie 
oder Anſtalt oder, ſofern es ſich um ein uneheliches Kind handelt, in der mütter⸗ 
lichen Familie erzogen oder verpflegt werden. Die Beſtimmung über die Unter⸗ 
bringung der Waiſen in einer Anſtalt oder Familie ſteht alsdann dem General⸗ 
vormund zu. Wenn dem Generalvormund die vormundſchaftlichen Rechte 
und Pflichten nur in einzelnen Beziehungen übertragen worden ſind, dauert 
für den nicht übertragenen Teil der Vormundſchaft das Amt des beſtellten 
Vormundes fort. Andernfalls erliſcht deſſen Amt mit dem Eintritt einer die 
Generalvormundſchaft begründenden Vorausſetzungen. 

Die Erziehung armer Kinder ift in Preußen nicht Aufgabe 
der Armenpflege, ebenſowenig die Unterbringung geiftes- 
ſchwacher, blinder und taubſtummer Kinder in Anſtalten 
zwecks Erziehung und Ausbildung. Hier pflegt die Privatwohltätigkeit oder 
die Fürſorge des Provinzialverbandes ergänzend einzugreifen. Schwierigkeiten 
entſtanden bis zum 1. April 1901, wenn durch Anordnungen des Vormundſchafts⸗ 
gerichts, die das Kind ſeiner Familie entzogen, hilfsbedürftig wurde. Denn 
die Armenverbände konnten in ſolchen Fällen die Fürſorge ablehnen. Seit 
dem 1. April 1901 iſt durch das Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 
2. Juli 1900 Klärung geſchaffen. Erſt dieſes Geſetz ermöglicht die Durchführung 
der §8 1666 und 1838 des Bürgerlichen Geſetzbuches, wo folgendes beſtimmt iſt: 
„Wird das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes dadurch gefährdet, daß der 
Vater — oder die Mutter, ſoweit ſie die elterliche Gewalt ausübt — das Recht 
der Sorge für die Perſon des Kindes mißbraucht, das Kind vernachläſſigt oder 
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ſich eines ehrloſen oder unſittlichen Verhaltens ſchuldig macht, fo hat das Vor- 
mundſchaftsgericht die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln 
zu treffen. Das Vormundſchaftsgericht kann insbeſondere anordnen, daß das 
Kind zum Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Familie oder in einer Er⸗ 
ziehungsanſtalt oder einer Beſſerungsanſtalt untergebracht wird“ ($ 1666 Abſ. 1). 
„Das Vormundſchaftsgericht kann anordnen, daß der Mündel zum Zwecke der 
Erziehung in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungsanſtalt oder 
einer Beſſerungsanſtalt untergebracht wird. Steht dem Vater oder der Mutter 
die Sorge für die Perſon des Mündels zu, ſo iſt eine ſolche Anordnung nur unter 
den Vorausſetzungen des § 1666 zuläſſig“ (5 1838). 

Der Fürſorgeerziehung kann ein Minderjähriger, der das acht- 
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, überwieſen werden. Sie iſt in drei 
Fällen möglich: 1. wenn die Vorausſetzungen der eben erwähnten §§ 1666 
und 1838 vorliegen und die Fürſorgeerziehung erforderlich iſt, um die Ver⸗ 
wahrloſung des Minderjährigen zu verhüten; 2. wenn der Minderjährige eine 
ſtrafbare Handlung begangen hat, wegen der er in Anbetracht ſeines jugend⸗ 
lichen Alters ſtrafrechtlich nicht verfolgt werden kann und die Fürſorgeerziehung 
mit Rückſicht auf die Beſchaffenheit der Handlung, die Perſönlichkeit der Eltern 
oder ſonſtigen Erzieher und die übrigen Lebensverhältniſſe zur Verhütung 
weiterer ſittlicher Verwahrloſung des Minderjährigen erforderlich iſt; 3. wenn 
die Fürſorgeerziehung außer dieſen Fällen wegen Unzulänglichkeit der erzieh⸗ 
lichen Einwirkung der Eltern oder ſonſtigen Erzieher oder der Schule zur Ver⸗ 
hütung des völligen ſittlichen Verderbens des Minderjährigen notwendig iſt. 
Die Fürſorgeerziehung ſoll nur als äußerſtes Hilfsmittel zur Anwendung ge⸗ 
langen. Genügen die Maßnahmen nach den §§ 1666 und 1838 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, ſo ſoll es dabei ſein Bewenden behalten. Dies wird namentlich 
der Fall ſein bei Kindern, die auf eigene oder ihrer Eltern Koſten unterhalten 
werden können, oder bei ſolchen Kindern, die ſchon an und für ſich dem Armen- 
verbande zur Laſt fallen, deren Hilfsbedürftigkeit alſo nicht erſt durch die ge⸗ 
richtliche Anordnung entſteht. In letzterem Falle dürfen indeſſen die dem Armen⸗ 
verband entſtehenden Aufwendungen nicht durch Maßnahmen verurſacht werden, 
die lediglich erziehliche Zwecke verfolgen. 

Die Unterbringung zur Fürſorgeerziehung iſt nur auf Grund eines Be⸗ 
ſchluſſes des Vormundſchaftsgerichts zuläſſig. Das Gericht 
beſchließt von Amts wegen oder auf Antrag. Zur Stellung des Antrags ſind 
berechtigt und verpflichtet: der Landrat, in Städten mit mehr als 10 000 Ein⸗ 
wohnern und in den ſelbſtändigen Städten Hannovers auch der Gemeinde⸗ 
vorſtand, in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand und der Vorſteher der König⸗ 
lichen Polizeibehörde. Vor der Beſchlußfaſſung ſoll das Vormundſchaftsgericht 
unter anderem den Gemeindevorſtand hören. Geſchieht die Beſchlußfaſſung 
nicht auf Antrag, ſo iſt zuvor den vorerwähnten Antragsberechtigten unter 
Mitteilung der Akten Gelegenheit zu einer Außerung zu geben. Der Beſchluß 
wird auch dem Gemeindevorſtand zugeftellt, dem die Beſchwerde an das Land⸗ 
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gericht zuſteht. Die Beſchwerde iſt binnen zwei Wochen nach Zuſtellung des 
Beſchluſſes bei dem Vormundſchafts⸗ oder Landgericht einzulegen; fie hat auf- 
ſchiebende Wirkung. 

Die Ausführung der Fürſorgeerziehung liegt dem 
Provinzialverband, in Heſſen⸗Naſſau den Bezirksverbänden Kaſſel und Wies⸗ 
baden, in Lauenburg und Hohenzollern dem Landeskommunalverband, in 
Berlin der Stadtgemeinde ob. Zuſtändig iſt der Kommunalverband, in deſſen 
Gebiet der Ort des beſchließenden Vormundſchaftsgerichts liegt. Der ver⸗ 
pflichtete Kommunalverband entſcheidet, in welcher Weiſe der Zögling unter⸗ 
gebracht werden ſoll, was in einer Familie oder Anſtalt geſchehen kann. Soweit 
es an Gelegenheit zur Unterbringung in geeigneten Familien oder Anſtalten 
fehlt, hat der Verband für die Errichtung von Erziehungs- und Beſſerungs⸗ 
anſtalten zu ſorgen. Die Familienerziehung hat mindeſtens bis zum Aufhören 
der Schulpflicht in einer Familie des Bekenntniſſes des Zöglings, die Anſtalts⸗ 
erziehung nach Möglichkeit in einer Anſtalt dieſes Bekenntniſſes zu geſchehen. 
Die Unterbringung in Arbeits- und Landarmenhäuſern iſt unterſagt. Jeder 
in einer Familie untergebrachte Zögling erhält vom Kommunalverbande einen 
beſtellten männlichen oder weiblichen Fürſorger, der die Erziehung und Pflege 
überwacht. Die Überführung des Zöglings iſt Sache der Polizeibehörde des 
Aufenthaltsortes. 

Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundſchaftsgericht die vorläufige 
Unterbringung des Minderjährigen in einer Anſtalt oder Familie an⸗ 
ordnen. Die Ausführung eines ſolchen Beſchluſſes liegt der Polizeibehörde des 
Aufenthaltsortes ob. 

Die Fürſorgeerziehung endet mit der Minderjährigkeit. Eine frühere 
Aufhebung kann jedoch der zur Unterſtützung verpflichtete Kommunalverband 
von Amts wegen oder auf Antrag der Eltern oder des geſetzlichen Vertreters 
des Zöglings beſchließen, wenn der Zweck der Fürſorgeerziehung erreicht oder 
die Erreichung des Zwecks anderweit ſichergeſtellt iſt. Bei Beendigung der 
Fürſorgeerziehung hat der Kommunalverband, ſoweit nötig, für ein angemeſſenes 
Unterkommen des Zöglings zu ſorgen. 

Die Koſten der Verpflegung und Erziehung trägt der zur Unterbringung 
verpflichtete Kommunalverband, der einen Staatszuſchuß in Höhe von zwei Dritteln 
der Koſten erhält. Die Aufwendungen für die Überführung, die erſte Aus⸗ 
ſtattung, die Rückreiſe und die Beerdigung fallen dem unterſtützungspflichtigen 
Armenverband zur Laſt. Der Armenverband und der zur Unterbringung ver⸗ 
pflichtete Kommunalverband ſind berechtigt, Erſtattung der Koſten von dem 
Zögling oder von den zu ſeinem Unterhalt Verpflichteten zu fordern. Für die 
Erſtattungsforderung des Kommunalverbandes beſteht ein Miniſterialtarif. 
Die Koſten der allgemeinen Verwaltung der Fürſorgeerziehung, des Baues 
und der Unterhaltung der Anſtalten bleiben außer Anſatz. Bei Widerſpruch 
gegen die Erſtattungsforderung beſchließt auf Antrag des Arnıen- oder Kommunal⸗ 
verbandes der Bezirksausſchuß. Der Beſchluß iſt vorbehaltlich des ordentlichen 
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Rechtsweges endgültig. Die Koſten der vorläufigen Unterbringung hat, wenn 
demnächſt endgültige Überweiſung angeordnet iſt, der Kommunalverband, 
andernfalls der Träger der örtlichen Polizei zu tragen. Die Polizeibehörde hat 
jedoch dieſe Koſten vorzuſchießen. Streitigkeiten über die Angemeſſenheit der 
in Rechnung geſtellten Koſten entſcheidet der Bezirksausſchuß durch endgültigen 
Beſchluß. 
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Die Ortspolizei. Der Bezirk einer Stadt fällt in der Regel mit dem 
Ortspolizeibezirk zufammen. Eine Ausnahme beſteht für die Provinzen Dft- 
und Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien, Schleswig⸗Holſtein und 
Sachſen. Dort kann der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Bezirks⸗ 
ausſchuſſe und nach vorheriger Anhörung der Beteiligten und des Kreistages 
die Polizeiverwaltung ländlicher Gemeinde- oder Gutsbezirke, die innerhalb 
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der Feldmark einer kreisangehörigen Stadt — in Schleswig⸗Holſtein auch einer 
kreisfreien Stadt — liegen oder ihr benachbart ſind, der Polizeibehörde einer 
Stadt überweiſen. Vorausſetzung iſt, daß eine ſolche Vereinigung im öffent⸗ 
lichen Intereſſe notwendig iſt. Alsdann hat die Landgemeinde oder der Guts⸗ 
bezirk an den Koſten der Polizeilaſt teilzunehmen; den Beitrag ſetzt in Ermange⸗ 
lung einer Einigung der Bezirksausſchuß feſt. Die Abzweigung eines Teils 
des Stadtbezirks an den Bezirk einer Nachbargemeinde iſt dagegen nur auf 
geſetzlichem Wege zuläſſig. In der Provinz Hannover kann der Polizeibezirk 
im Falle des Bedürfniſſes über die Grenzen des Stadtbezirks hinaus erſtreckt 
werden. Eine derartige Anordnung ſteht dem Provinzialrat im Einvernehmen 
mit dem Miniſter des Innern zu. 

Eine weitere Ausnahme von dem Grundſatz, daß die örtliche Zuſtändigkeit 
der Ortspolizeibehörde ſich auf den Gemeindebezirk beſchränkt, beſteht für die 
dem Landespolizeibezirk Berlin zugewieſenen Gemeinden. In dieſen ſind bei 
Störungen der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, bei Feuersbrünſten 
und in ſonſtigen dringenden Fällen die Beamten der Ortspolizeibehörden gleich⸗ 
mäßig zur Vornahme von Amtshandlungen befugt und den Anordnungen des 
zuſtändigen Ortspolizeiverwalters haben auch die ihm nicht unterſtellten Beamten 
Folge zu leiſten. 

Die Ortspolizeiverwaltung wird von den in den Städte⸗ 
ordnungen bezeichneten Behörden wahrgenommen, ſoweit nicht Königliche 
Polizei beſtellt iſt. Über deren Einrichtung beſtimmt § 2 des Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850: „In Gemeinden, wo ſich eine 
Bezirksregierung, ein Land-, Stadt⸗ oder Kreisgericht (jetzt Amtsgericht) be⸗ 
findet, ſowie in Feſtungen und in Gemeinden von mehr als 10000 Einwohnern 
kann die örtliche Polizeiverwaltung durch Beſchluß des Miniſters des Innern 
beſonderen Staatsbeamten übertragen werden. Auch in anderen Gemeinden 
kann aus dringenden Gründen dieſelbe Einrichtung zeitweiſe eingeführt werden“. 
Damit hat der Staat ſich für die meiſten Städte die Einführung Königlicher Polizei 
vorbehalten. In ähnlicher Weiſe trifft die Verordnung vom 20. September 1867 
für die neu erworbenen Landesteile Anordnung, allerdings innerhalb der Grenzen 
der für dieſe Gebietsteile beſtehenden Geſetzgebung. Eine Einſchränkung weiſt 
die Städteordnung für Schleswig⸗Holſtein auf, inſofern dort nur in Feſtungen 
oder in Städten von mehr als 10 000 Einwohnern die Sicherheitspolizei, ins⸗ 
beſondere die Verfolgung von Kriminal- oder Polizeivergehen einer beſonderen 
Staatsbehörde oder einem beſonderen Staatsbeamten übertragen werden kann. 
Doch iſt es auch für Schleswig⸗Holſtein zuläſſig, dieſelbe Einrichtung aus dringen⸗ 
den Gründen zeitweilig auf andere Zweige der Ortspolizei auszudehnen und ganz 
oder teilweiſe in Städten anderer Art einzuführen. Die Hannoverſche Städte⸗ 
ordnung behält im Falle der Einrichtung Königlicher Polizei dem Magiſtrat 
die Beſorgung deſſen vor, „was die Gewerbeverhältniſſe, die Einrichtung, 
Verwaltung und Beauffichtigung der ſtädtiſchen Güter und Anſtalten und der für 
gemeinſame ſtädtiſche Zwecke beſtimmten Privatanſtalten zum Gegenſtande hat“. 
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Die ſtädtiſche Polizei wird vom Bürgermeiſter, in Hannover 
vom Magiſtrat gehandhabt, worüber näheres Seite 115 ausgeführt iſt. Wo 
der Bürgermeiſter zuſtändig iſt, bedarf er der Zuſtimmung des Magift- 
ſtrats und der Stadtverordnetenverſammlung regelmäßig 
nicht. Ein Mitbeſtimmungsrecht ſteht dieſen Körperſchaften indes zu, ſoweit 
die Bewilligung von Geldmitteln in Frage ſteht. Ferner hat der Magi ſtrat 
die polizeilichen Gemeindebeamten anzuſtellen, wozu die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung gehört wird. Auch muß ihm eine Beſchlußfaſſung über die orts⸗ 
polizeilichen Einrichtungen, insbeſondere die Organiſation des Perſonals und 
des Gefängnisweſens zugeſtanden werden. Endlich hat er, wie Seite 96 näher 
dargelegt wird, das Recht der Zuſtimmung zu Polizeivorſchriften, die nicht zum 
Gebiet der Sicherheitspolizei gehören. 

Ein weitgehendes Einwirkungsrecht auf die Entſchließungen der ſtädtiſchen 
Polizeiverwaltung hat der Re gierungspräſident. Schon ſein Amt 
als Landespoltzeibehörde und als Dienſtvorgeſetzter des Polizeiverwalters läßt 
einen beſtimmenden Einfluß auf die Amtsführung des Bürgermeiſters zu. 
Sodann bedarf die Ernennung aller Polizeibeamten ſeiner 
Beſtätigung. Die Schleswig⸗Holſteiniſche Städteordnung macht eine Ausnahme 
hinſichtlich der Polizeibeamten, welche nur zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen 
verwendet werden. Das Beſtätigungsrecht bezieht ſich aber in allen Landes⸗ 
teilen nur auf die Beamten der Exekutive (Inſpektoren, Kommiſſare, Wacht⸗ 
meiſter, Sergeanten, Polizeidiener, Nachtwächter), nicht auf Sekretäre, Kanzliſten 
und dergleichen. Endlich kann der Regierungspräſident über die Einrichtungen, 
welche die örtliche Polizeiverwaltung erfordert, beſondere Vorſchriften erlaſſen, 
insbeſondere die Art der Uniformen vorſchreiben, die Einſtellung von Exekutiv⸗ 
beamten fordern und die Gehälter der Exekutivbeamten feſtſetzen. Die Durch- 
führung derartiger Anordnungen hat gegebenenfalls im Wege der Zwangs⸗ 
etatiſierung zu geſchehen. Doch unterliegt die Notwendigkeit und Angemeſſenheit 
der Anordnungen nicht der Nachprüfung des Verwaltungsrichters: fie kann 
nur durch Beſchwerde im Aufſichtswege bemängelt werden. 

Beſondere ſtädtiſche Polizeidirektionen, die neben Bürger⸗ 
meiſter oder Magiſtrat beſtehen, kennt nur die Städteordnung für Hannover. 
Sie können im Wege des Ortsſtatuts mit Genehmigung des Regierungs- 
präſidenten eingerichtet werden. Wenn zumeiſt ein Magiſtratsmitglied Vor⸗ 
ſteher der Direktion ift, jo iſt dies rechtlich nicht notwendig. Die Wahl des 
ſtädtiſchen Polizeidirektors bedarf der Beſtätigung des Regierungspräſidenten. 

Bisweilen findet eine Teilun g der Ortspolizei zwiſchen den 
ſtaatlichen und ſtädtiſchen Behörden dergeſtalt ſtatt, daß jene den allgemeinen 
Sicherheitsdienſt und die Strafpolizei, dieſe einzelne Zweige des Poltzeiweſens 
wahrzunehmen haben, wie die Wege-, Bau⸗ oder Hafenpolizei. Alsdann iſt 
immer nur eine Behörde zum Erlaß einer polizeilichen Verfügung zuſtändig 
und die andere Behörde kann nicht ſelbſtändig einſchreiten; ſie muß vielmehr 
im Streitfalle die Aufſichtsbehörde angehen. Selbſt das Einvernehmen der 
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beiden Polizeibehörden über die Polizeianforderung würde die Maßnahme 
der unzuſtändigen Behörde nicht zu einer Handlung der zuſtändigen Stelle 
machen. Die Schleswig⸗Holſteiniſche Städteordnung ſchreibt für den Fall der 
Teilung der Polizei vor, daß die Grenzen der Zuſtändigkeit ein von dem Miniſter 
feſtzuſetzendes Regulativ beſtimmt. 

Die Amtsbefugniſſe der Ortspolizei ſind durch das 
Poltzeiverwaltungsgeſetz und die Verordnung vom 20. September 1867, wie 
folgt, abgegrenzt: „Die örtliche Polizeiverwaltung wird... im Namen des 
Königs geführt. Die Ortspolizeibeamten ſind verpflichtet, die ihnen von der 
vorgeſetzten Staatsbehörde in Polizeiangelegenheiten erteilten Anweiſungen 
zur Ausführung zu bringen. Jeder, der ſich in ihrem Verwaltungsbezirke aufhält 
oder daſelbſt anſäſſig iſt, muß ihren polizeilichen Anordnungen Folge leiſten“. 
Von beſonderer Bedeutung ift dabei die Pflicht des unbedingten Gehorſams 
gegenüber den vorgeſetzten Staatsbehörden, alſo dem Regierungspräſidenten, 
Oberpräfidenten, dem Miniſter des Innern und den übrigen Miniſtern, ſoweit 
dieſe Staatsbehörden im einzelnen zuſtändig ſind. Danach kann die ſtädtiſche 
Polizei nicht als ein kommunales Amt, ſondern nur als ein Zweig der Staats⸗ 
verwaltung angeſehen werden. Namentlich in dieſem Punkte unterſcheidet 
ſich das Selbſtverwaltungsrecht preußiſcher Städte von dem der en gliſchen 
Städte. Hier ſind regelmäßig die Grafſchaften und die Grafſchaftsſtädte die 
Träger der Polizeigewalt. In den Städten iſt das Watch Committee der Leiter 
der Polizei. Es nimmt die Mannſchaften an und entläßt ſie, organiſiert den 
Dienſt und entwirft das Budget. Die Exekutivgewalt hat der dem Watch 
Committee unterſtehende Kommandant, der Chief Superintendent. In den 
Grafſchaften liegt dem Joint Committee, das von den Friedensrichtern und dem 
Grafſchaftsrat gemeinſam gebildet wird, die Leitung der Polizei ob. Den Befehl 
hat der Chief Constable unter eigener Verantwortung. Die geſamte Polizei 
unterſteht dem Miniſterium, dem Secretary of State Abteilung Home Office, 
Der Miniſter hat kein Verfügungsrecht, ſondern nur Aufſichtsbefugniſſe. Seinen 
Wünſchen kann er allein dadurch Ausdruck verleihen, daß er den meiſt erheblichen 
Staatszuſchuß zu den Koſten der Polizeiverwaltung entzieht, was regelmäßig 
eine als höchſt läſtig empfundene Steuererhöhung zur Folge hat. 

Die Landespolizei. Während der Wirkungskreis der Ortspolizeibehörde 
nur die örtlichen Intereſſen umfaßt, liegt der Landespolizeibehörde der polizei⸗ 
liche Schutz größerer Landesteile ſowie die Sorge für die Sicherheit und das 
Wohl des Staates und ſeiner Angehörigen ob. Außerdem iſt ſie die vorgeſetzte 
Dienſtbehörde der Ortspolizeiverwaltungen und übt die Aufſicht über dieſe aus. 
Die Abgrenzung der Zuſtändigkeit der Landespolizeibehörde iſt teils durch 
einzelne Rechtsnormen, die ihr beſtimmte Fälle zuweiſen, teils dadurch gegeben, 
daß die zu ſchützenden Intereſſen über das Gebiet eines Ortes hinausgehen. 

Landespolizeibehörde iſt der Regierungspräſident. Er iſt 
faſt auf allen Gebieten der Polizeiverwaltung zuſtändig. Nur einzelne Zweige 
ſind anderen Amtsſtellen des Staates zugewieſen, namentlich die Eiſenbahn⸗ 
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polizei, die von den Behörden der Eiſenbahnverwaltung wahrgenommen wird, 
und die Bergpolizei, die von den Oberbergämtern geleitet wird. Den Ober. 
präſidenten ſind einige beſonders beſtimmte Gegenſtände, wie bei größeren 
Flüſſen die Strombaupolizei, und die ſich über mehrere Regierungsbezirke 
erſtreckenden Angelegenheiten überwieſen. Auch haben ſie bei außerordentlichen 
Ereigniſſen und bei Gefahr im Verzuge die erforderlichen Anordnungen zu 
treffen. Ein beſonderer Landespolizeibezirk iſt für Berlin, Charlottenburg, 
Rixdorf, Schöneberg, Deutſch⸗Wilmersdorf, Lichtenberg, Borhagen-Rummels- 
burg und Stralau unter der Leitung des Berliner Polizeipräſidenten gebildet. 

Die Kreispolizei. In den Landkreiſen hat ſich eine Kreispolizei entwickelt, 
in der dem Landrat eine gewiſſe ſelbſtändige polizeiliche Stellung eingeräumt 
iſt, die auch regelmäßig den kreisangehörigen Städten gegenüber zur Geltung 
kommt. Hierüber iſt bereits Seite 184 geſprochen worden. Der Landrat kann 
in einzelnen Fällen die Amtsverrichtungen der Ortspolizei übernehmen, ſo die 
Anordnungen zur Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten oder von Vieh⸗ 
ſeuchen. Er ſtellt in der Regel die Leichenpäſſe aus, ift Jagdpolizeibehörde, 
handhabt die Chauſſeepolizei und übt die Aufſicht über die Kleinbahnen des 
Kreiſes aus. 

Einzelne Zweige der Polizei. Man pflegt die der Polizei zuſtehenden 
Geſchäfte nach beſtimmten Gattungen gegeneinander abzugrenzen. So ſpricht 
man von der allgemeinen Polizei und ſtellt ihr die Sachpolizei gegenüber. Dieſe 
Abgrenzung iſt deshalb notwendig, weil in manchen Städten die verſchiedenen 
Zweige der Polizei von verſchiedenen Behörden verwaltet werden und weil 
für die einzelnen Polizeizweige bisweilen geſetzliche Sonderbeſtimmungen er⸗ 
laſſen ſind. Zur Sachpolizeigehört insbeſondere die Bau⸗, Wege-, Armen⸗, 
Markt-, Fiſcherei⸗ und Hafenpolizei, für die in der Regel die Ortspolizei zuſtändig 
iſ, die Strom-, Schiffahrts⸗ und Chauſſeebaupolizei, die regelmäßig in den 
Zuſtändigkeitskreis der Landespolizeibehörde gehört, die Chauſſeepolizei, die 
in den Städten der Ortspolizeibehörde und im übrigen dem Landrat zuſteht, 
ferner die Jagdpolizei, die in Landkreiſen der Landrat, in Stadtkreiſen die Orts⸗ 
polizeibehörde wahrnimmt, endlich die Bergwerks- und Eiſenbahnpolizei deren 
Verwaltung den Fachbehörden obliegt. 

Unter die allgemeine Polizei rechnet man die Sicherheits⸗ 
und Unfallpolizei (hierunter auch die Straßenpolizei und Feuerpolizei), die 
Ordnungs- und Sittenpolizei, die Gewerbepolizei, die Geſundheitspolizei und 
die Strafpolizei. 

Als eine beſondere Gruppe wird bisweilen die Wo hlfahrts⸗ oder 
Verwaltungspolizei aufgeführt, worunter man die Verkehrs⸗ Wege-, 
Bau-, Feuer- und Geſundheitspolizei begreift. 

Die Bau-, Wege-, Straßen⸗ und Armenpolizei iſt in beſonderen Kapiteln 
behandelt worden. Einzelne Zweige der allgemeinen Polizei fanden an ver⸗ 
ſchiedenen Stellen bereits Berückſichtigung; auch werden ihre allgemeinen 
Befugniſſe unten erörtert werden. Hier mögen noch die Strafpolizei als ein 
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wichtiges Sondergebiet und die Gewerbe-, Gefundheits-, Markt-, Fiſcherei⸗ 
und Jagdpolizei, welche für das Städteweſen eine gewiſſe allgemeine Bedeutung 
haben, im einzelnen erörtert werden. 

Die Straf⸗ oder Kriminalpolizei iſt ein Zweig der gerichtlichen Polizei. 
Sie dient der Unterſtützung der Strafrechtspflege und die Strafpolizeibehörde 
iſt die Gehilfin der Staatsanwaltſchaft. Zwar find die Beamten der Strafpolizei 
nicht Mitglieder oder Vertreter der Staatsanwaltſchaft, jedoch ſind ſie verpflichtet, 
deren Aufträge zu erledigen. In gleicher Weiſe haben ſie dem Ecſuchen der 
Strafgerichte und des Unterſuchungsrichters nachzukommen. Die Aufſicht über 
die Strafpolizei übt der Staatsanwalt aus, in größeren Städten allerdings 
in beſchränktem Maße, wie Seite 116 des näheren dargelegt iſt. Die Beſchwerde 
über die Strafpolizei wird nicht wie ein Rechtsmittel gegen eine polizeiliche 
Verfügung behandelt, ſondern iſt von der Staatsanwaltſchaft zu erledigen. 

Die Strafpolizeibehörde hat unverzüglich die näheren Umſtände eines 
jeden Verbrechens oder Vergehens, das zu ihrer Kenntnis gelangt, zu ermitteln 
und die Beweismittel darüber zu ſammeln. Bei ihr können ebenſo wie bei der 
Staatsanwaltſchaft und dem Amtsgericht Anträge auf gerichtliche Verfolgung 
geſtellt werden. Verhaftungen dürfen nur auf Grund ſchriftlichen Haft⸗ 
befehls des Richters vorgenommen werden; jedoch kann bei Gefahr im Verzuge 
die Staatsanwaltſchaft und die Polizei auch ohne einen ſolchen Haftbefehl die 
vorläufige Feſtnahme bewirken. Perſonen, die auf friſcher Tat betroffen und 
unbekannt oder fluchtverdächtig ſind, kann jedermann feſtnehmen. Der Feſt⸗ 
genommene iſt unverzüglich dem Amtsrichter vorzuführen. Auch ſonſt kann die 
Polizei Perſonen in polizeiliche Verwahrung nehmen, wenn deren eigener 
Schutz oder die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit, Sittlichkeit und 
Ruhe dies dringend erfordert. Die in Verwahrung genommene Perſon muß 
ſpäteſtens im Laufe des folgenden Tages in Freiheit geſetzt oder es muß in dieſer 
Zeit das Erforderliche veranlaßt werden, um die Perſon an die zuſtändige Behörde 
zu überweiſen. 

Steckbriefe gegen zu verhaftende Perſonen, die flüchtig ſind oder 
ſich verborgen halten, können regelmäßig nur vom Gericht und der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft erlaſſen werden. Doch ſind auch die Polizeibehörden dazu befugt, wenn 
ein Feſtgenommener aus dem Gefängnis entweicht oder ſonſt ſich der Bewachung 
entzieht. 

Das Eindringen in Wohnungen und ihre Durchſuchung, ebenſo die 
Durchſuchung von Perſonen und der ihnen gehörenden Sachen iſt nur auf 
Anordnung des Richters zuläſſig. Bei Gefahr im Verzuge ſind jedoch auch 
ohne eine ſolche Verfügung die Staatsanwaltſchaft und ihre Hilfsbeamten 
dazu befugt. Vorausſetzung iſt, daß der Verdacht einer ſtrafbaren Handlung 
vorliegt und ein Verdächtiger ergriffen werden ſoll oder Beweismittel geſammelt 
werden ſollen. Findet eine Hausdurchſuchung ohne Beiſein des Richters oder des 
Staatsanwaltes ſtatt, ſo ſind tunlichſt ein Gemeindebeamter oder zwei Gemeinde⸗ 
mitglieder, die aber nicht Polizei⸗ oder Sicherheitsbeamte ſein dürfen, zuzuziehen. 
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Beweismittel oder einzuziehende Gegenſtände ſind in Verwahr zu nehmen 
und, wenn ſie nicht freiwillig herausgegeben werden, zu beſchlagnahmen. Für 
die Anordnung der Beſchlagnahme gelten gleiche Beſtimmungen wie 
für die Durchſuchung. Iſt ſie ohne richterliche Verfügung erfolgt, ſo ſoll binnen 
drei Tagen die richterliche Beſtätigung nachgeſucht werden, wenn weder der 
Betroffene noch ein erwachſener Angehöriger anweſend war oder der Betroffene 
und im Falle ſeiner Abweſenheit ein erwachſener Angehöriger Widerſpruch 
erhoben hat. Die Beſchlagnahme von Briefen, Poſtſendungen und Telegrammen, 
die an den Beſchuldigten gerichtet ſind oder von ihm herrühren, auf der Poſt 
oder der Telegraphenanſtalt darf niemals die Polizei, ſondern nur der Richter 
und bei Gefahr im Verzuge die Staatsanwaltſchaft verfügen. 

Druckſchriften können beſchlagnahmt werden, wenn die geſetzlich 
geforderten Angaben (Name und Wohnort des Druckers, Verlegers uſw.) fehlen, 
wenn die Verbreitung einer ausländiſchen Zeitung durch den Reichskanzler 
unterſagt iſt, wenn in Zeiten der Kriegsgefahr oder des Krieges einem Verbot 
des Reichskanzlers zuwider Truppenbewegungen u. dgl. mitgeteilt werden, 
wenn die Druckſchrift zum Hochverrat auffordert, eine Majeſtätsbeleidigung 
enthält, zum Widerſtand gegen die Staatsgewalt oder zum Klaſſenkampf anreizt 
und in den beiden letzten Fällen die Begehung von Verbrechen oder Vergehen 
dringend zu befürchten iſt, endlich wenn ſie unzüchtige Abbildungen oder Dar⸗ 
ſtellungen bringt. Zur Anordnung einer ſolchen Beſchlagnahme iſt auch die Polizei⸗ 
behörde befugt. Sie muß jedoch, falls eine Verfügung der Staatsanwaltſchaft 
nicht vorliegt, die Verhandlungen an dieſe unverzüglich und binnen zwölf Stunden 
abgeben. Die Staatsanwaltſchaft hat entweder die ſofortige Wiederaufhebung 
der Beſchlagnahme anzuordnen oder die gerichtliche Beſtätigung binnen 
zwölf Stunden nach Empfang der Verhandlungen zu beantragen. Falls nicht 
bis zum Ablauf des fünften Tages nach der Anordnung der Beſchlagnahme 
der beſtätigende Gerichtsbeſchluß eingeht, muß das Stück freigegeben werden. 

Die Gewerbepolizei umfaßt ein weites Gebiet, in dem eine Reihe von 
Behörden zuſtändig iſt. Einige Aufgaben der Gewerbepolizei wurden bereits 
im Kapitel über das Baurecht (Seite 327) erwähnt. Eine Mitwirkung der 
Ortspolizeibehörde iſt ferner bei der Erteilung der Erlaubnis für Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaften, Branntweinkleinhandel, das Pfandleihgewerbe und den 
Gifthandel gegeben. Die Entſcheidung liegt aber in der Hand der Verwaltungs⸗ 
ſpruchbehörden (Seite 187). Ebenſo kann durch die Spruchbehörden (d. i. der 
Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und kreisangehörigen Städten mit mehr als 
10 000 Einwohnern der Bezirksausſchuß) die Erteilung von Tanz⸗, Turn- und 
Schwimmunterricht als Gewerbe ſowie der Betrieb von Badeanſtalten unterſagt 
werden, wenn Tatſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit des Gewerbe⸗ 
treibenden in bezug auf dieſen Gewerbebetrieb dartun. Klageberechtigt iſt die 
Ortspolizeibehörde. In gleicher Weiſe werden behandelt: der Trödelhandel, 
der Kleinhandel mit Garn und ähnlichen Abfällen, der Handel mit Spreng⸗ 
ſtoffen, mit Vieh und ländlichen Grundſtücken, mit Lotterieloſen und Anteil⸗ 
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ſcheinen, mit lebenden Vögeln, die gewerbsmäßige Auskunftserteilung, das 
Gewerbe der Rechtskonſulenten, der Vermittlungsagenten für Immobilien, 
Darlehen und Heiraten ſowie die Geſchäfte eines Auktionators. Der Handel 
mit Drogen und chemiſch bereiteten Heilmitteln iſt zu unterſagen, wenn die 
Handhabung des Gewerbebetriebes Leben und Geſundheit von Menſchen 
gefährdet. Der Kleinhandel mit Bier kann verboten werden, wenn der Gewerbe⸗ 
treibende wiederholt wegen Schank⸗ oder Kleinhandelübertretung beſtraft 
worden iſt. Über das gewerbepolizeiliche Einſchreiten gegen unzuverläſſige 
Bauunternehmer und Bauleiter iſt Seite 337 geſprochen worden. 

Der ortspolizeilichen Regelung unterliegt das Straßengewerbe und das 
Gewerbe der Unternehmer, welche die Unterhaltung des öffentlichen Verkehrs 
durch Transportmittel betreiben. Über die Unterſagung eines derartigen Gewerbe⸗ 
betriebes entſcheiden auf Klage der Ortspolizeibehörde die oben erwähnten 
Spruchbehörden. 

Außer dieſen hervorgehobenen Fällen hat die Ortspolizei eine Fülle gewerbe⸗ 
polizeilicher Angelegenheiten zu regeln und für die Landespolizeibehörde oder 
die Spruchbehörden vorzubereiten. Einen Überblick vermag nur die genaue 
Einſicht in die Gewerbeordnung und ihre Ausführungsbeſtimmung zu ver⸗ 
ſchaffen. 

Die Geſundheitspolizei wird mit Unterſtützung des Kreis arztes, 
in kreisfreien Städten auch Stadtarzt genannt, gehandhabt. Die Kreisärzte 
werden von den Kreiſen mit Penſionsberechtigung angeſtellt und beſoldet; ſie 
ſind die techniſchen Berater der Polizeibehörden kreisfreier Städte, im übrigen 
der Landräte. Dem Kreisarzt liegt die Überwachung der geſundheitlichen 
Verhältniſſe, Anordnungen und Anſtalten des Kreiſes ob. Bei Gefahr im Verzuge 
kann er vorläufige Maßregeln gegen die Weiterverbreitung gemeingefährlicher 
Krankheiten ſelbſtändig beſtimmen. Daneben wird in den Städten regelmäßig 
eine Geſundheitskommiſſion beſtellt, die Seite 136 im einzelnen behandelt iſt. 

Die Beſtimmungen über die Abwehr gemeingefährli cher und 
übertragbarer Krankheiten ſind teils durch das Reichsſeuchen⸗ 
geſetz vom 30. Juni 1900 teils durch das preußiſche Geſetz vom 28. Auguſt 1905 
geregelt. Das Reichsgeſetz begründet eine Anzeigepflicht gegenüber der Polizei⸗ 
behörde bei jedem Erkrankungs⸗, Todes⸗ oder Verdachtsfall an Ausſatz (Lepra), 
aſiatiſcher Cholera, Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Peſt (orientaliſcher 
Beulenpeſt) und Pocken (Blattern). Anzeigepflichtig iſt der Haushaltungs⸗ 
vorſtand, der Inhaber der Wohnung oder Behauſung, jede mit der Behandlung 
oder Pflege des Erkrankten beſchäftigte Perſon und der Leichenſchauer. Die 
Polizeibehörde hat die Krankheit durch den Kreisarzt unterſuchen zu laſſen 
und alle notwendigen Schutzmaßregeln anzuordnen. Für Beſchädigung und 
Vernichtung infolge Desinfektion wird auf Antrag Entſchädigung gewährt, 
desgleichen an invalidenverſicherungspflichtige Perſonen, ſoweit ihnen durch 
die Beſchränkung ihres Aufenthalts⸗ oder Arbeitsortes ein Schaden erwächſt. 

Das preußiſche Geſetz ſetzt eine Anzeigepflicht feſt bei Todesfällen an 
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Zungen- und Kehlkopftuberkuloſe, ferner bei Erkrankungen und Todesfällen 
an Diphterie (Rachenbräune), übertragbarer Genickſtarre, Kindbettfieber, 
Körnerkrankheit (Granuloſe), Rückfallfieber, übertragbarer Ruhr (Dyſſenterie), 
Scharlachfieber, Unterleibstyphus, übertragbarer Tierkrankheiten Milzbrand, 
Rotz, Tollwut) und Nahrungsmittelvergiftungen. Auch in dieſen Fällen hat 
die Polizeibehörde die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Entſchädigungen 
werden aber lediglich für Gegenſtände gewährt und auch dann nur, ſoweit 
der Schaden nicht ohne Beeinträchtigung des notwendigen Unterhalts getragen 
werden kann. 

Die Feſtſetzung der gemäß den reichs⸗ und landesrechtlichen Beſtimmungen 
zu leiſtenden Entſchädigungen trifft die Ortspolizeibehörde auf Grund eines 
Gutachtens von Sachverſtändigen, die vom Kreis- oder Stadtausſchuß bezeichnet 
und von der Ortspolizeibehörde für den Einzelfall beſtellt werden. Gegen die 
Entſchädigungsfeſtſtellung iſt binnen einem Monat Beſchwerde an die Aufſichts⸗ 
behörde, in Berlin an den Oberpräſidenten zuläſſig. Die Entſcheidung der 
Beſchwerdeinſtanz iſt endgültig. Die Koſten fallen der Staatskaſſe zur Laſt, 
ſoweit ſie durch landespolizeiliche Maßregeln, durch die Beteiligung des Kreis⸗ 
arztes und durch die ärztliche Feſtſtellung von Körnerkrankheit, Scharlach, 
Diphterie entſtanden ſind. Im übrigen hat der Träger der örtlichen Polizeilaſt 
aufzukommen. Über ein gewiſſes Maß hinaus muß den Gemeinden unter 
5000 Einwohnern der Mehrbetrag zu 2/3 von den Kreiſen erſtattet werden, 
die ihrerſeits eine Erſtattung aus der Staatskaſſe in Höhe der Hälfte der Leiſtung 
erhalten. 

Nicht unerheblichen Aufwand an Koſten verurſacht die polizeiliche Über- 
wachung der Dirnen. Dieſe können, wenn ſie der geſchlechtlichen 
Erkrankung verdächtig ſind, beobachtet und im Krankheitsfalle abgeſondert 
und zwangsweiſe ärztlich behandelt werden. Auch kann ihnen die regelmäßige 
Unterſuchung auferlegt und das Betreten oder Bewohnen beſtimmter Straßen 
oder Häuſer unterſagt werden. 

Endlich mag hier des Impfweſens gedacht werden, das reichsgeſetzlich 
geordnet iſt. Alle Kinder müſſen im erſten Lebensjahr, alle Schüler und Schüle⸗ 
rinnen im zwölften Lebensjahr geimpft werden, ſoweit ſie nicht die Blattern⸗ 
krankheit durchgemacht haben. Bei erfolgloſer Impfung iſt eine Wiederholung 
im folgenden und dritten Jahre vorgeſchrieben. Die Impfung iſt durch Arzle 
vorzunehmen. Sie kann unentgeltlich durch die für gewiſſe Bezirke zu beſtellenden 
Impfärzte erfolgen. Die Koften fallen den Kreiſen zur Laſt. Bei Pockenſeuchen 
kann die Zwangsimpfung aller der Anſteckungsgefahr unterliegenden Perſonen 
polizeilich angeordnet werden. 

Die Marktpolizei erſtreckt ſich auf alle Märkte und marktähnliche Ver⸗ 
anſtaltungen, die auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen abgehalten 
werden. Hier iſt ein weitgehendes Mitwirkungsrecht der Spruchbehörden ge⸗ 
geben. Über die Zahl, Zeit und Dauer der Kram⸗ und Viehmärkte beſchließt 
der Provinzialrat. Gegen den Beſchluß iſt die Beſchwerde an den Miniſter 

Matthias, Die ſtädtiſche Selbſtverwaltung in Preußen. 27 


418 19. Kapitel. Die Polizei. 


für Handel und Gewerbe zuläſſig. Hinſichtlich des Wochenmarktverkehrs be⸗ 
ſchließt der Bezirksausſchuß, an wieviel und an welchen Tagen in einer Stadt 
ein Markt ſtattfinden ſoll. Der Beſchluß kann jedoch nur unter Zuſtimmung 
des Gemeindevorſtandes und der Gemeindevertretung gefaßt werden. Als 
Gegenſtände des Wochenmarktverkehrs bezeichnet die Gewerbeordnung rohe 
Naturerzeugniſſe mit Ausſchluß des größeren Viehes, land- und forſtwirtſchaft⸗ 
liche Fabrikate mit Ausſchluß der geiſtigen Getränke und friſche Lebensmittel. 
Außerdem kann der Bezirksausſchuß Gegenſtände nach Ortsgewohnheit und 
Bedürfnis zulaſſen. Die Ortspolizeibehörden dürfen das Feilbieten von Waren 
in Form eines Marktes nur bei außergewöhnlichen Fällen (Feſten u. dgl.) 
und in ſolchen wiederkehrenden Fällen geſtatten, in denen ein geringfügiger 
Warenverkehr ſtaltfindet. 

Die Beſtimmung der Plätze und der Tageszeit für den Marktverkehr ſowie 
der feilzuhaltenden Warengattungen ſteht der Ortspolizei zu, die darüber eine 
Marktordnung erlaſſen kann. Sie bedarf hierzu der Zuſtimmung des 
Gemeindevorſtandes. Auch die Markthallen können nur durch die Polizei im 
Einverſtändnis mit dem Gemeindevorſtand zugelaſſen werden. An die Zu⸗ 
ſtimmung des Gemeindevorſtandes ift die Polizei in dieſen Marktangelegenheiten 
gebunden, auch wenn es ſich um die Wahrnehmung von polizeilichen Intereſſen 
handelt. 

Als Grundſatz für den Beſuch der Meſſen, Jahr⸗ und Wochenmärkte beſtimmt 
die Gewerbeordnung, daß der Kauf und Verkauf einem jeden mit gleichen 
Befugniſſen freiſteht. Auf Antrag des Gemeindevorſtandes kann jedoch der 
Bezirksausſchuß beſchließen, daß gewiſſe Handwerkerwaren, die nicht zu den 
oben erwähnten, von der Gewerbeordnung bezeichneten Marktwaren gehören 
und die nach beſtehender Ortsgewohnheit nur von den Ortsbewohnern verkauft 
werden durften, auch in Zukunft lediglich von den Einheimiſchen auf den Märkten 
feilgehalten werden. Ausſchluß von Ausländern kann allein der Bundesrat als 
Erwiderung der im Auslande gegen Reichsangehörige erlaſſenen Beſchränkungen 
anordnen. 

Die Erhebung eines Marktſtandsgeldes auf Meſſen und Märkten, 
die auf öffentlichen Plätzen und Straßen abgehalten werden, ſteht in der Regel 
den Gemeinden als Eigentümerin des Wegekörpers zu. Doch können auch 
andere Berechtigte zur Hebung befugt fein. Über die Erhebung des Markt⸗ 
ſtandsgeldes iſt ein beſonderes Geſetz vom 26. April 1872 ergangen, das durch 
das Zuſtändigkeitsgeſetz teilweiſe geändert iſt. Danach beſchließt über die Ein⸗ 
führung neuer ſowie über die Erhöhung oder Ermäßigung oder anderweite 
Feſtſetzung beſtehender Marktſtandsgelder der Bezirksausſchuß. Für die Ein⸗ 
führung und Erhöhung iſt die Zuſtimmung, für die Ermäßigung und ſonſtige 
anderweite Regelung die Anhörung der Gemeinde erforderlich. Wenn das 
Hebungsrecht auf einem beſonderen Rechtstitel beruht, hat der Berechtigte im 
Falle der Ermäßigung und anderweiten Feſtſetzung der Hebungsart ein Wider⸗ 
ſpruchsrecht. Macht er es geltend, ſo entſcheiden die Miniſter für Handel und 
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der Finanzen. Alsdann iſt der Berechtigte, ſofern er ein anderer als der Fiskus 
oder die Gemeinde iſt, für den Ausfall zu entſchädigen. 

Die Höhe des Marktſtandsgeldes darf nur nach der Größe des zum Markt⸗ 
ſtande gebrauchten Raumes und nach der Dauer des Feilbietens beſtimmt 
werden. Höchſtſatz ſind 20 Pfennige für den Quadratmeter und den Tag des 
Feilbietens. Miete für Buden, Zelte, Tiſche u. dgl. dürfen aber beſonders be⸗ 
rechnet werden. Ein Zwang, die Buden uſw. mietweiſe von der Gemeinde 
oder dem ſonſtigen Hebeberechtigten zu entnehmen, darf nicht ausgeübt werden. 
Die Tarife der Marktſtandsgelder müſſen während der Meß⸗ und Marktzeit 
auf den zum Feilhalten beſtimmten Plätzen und Straßen zu jedermanns Einſicht 
aufgeſtellt ſein. Die Abgabenerhebung darf nur an der Verkaufsſtelle ſtatt⸗ 
finden. Eine Verordnung, wonach die Stände vor der Abgabenleiſtung nicht 
verlaſſen werden dürfen, iſt unzuläſſig. Soweit das Marktſtandsgeld an die 
Gemeinde zu zahlen iſt, finden die gegen die Veranlagung zu Gemeindeabgaben 
gegebenen Rechtsmittel (Einſpruch beim Gemeindevorſtand, Klage) ſtatt. 

Die Jagdpolizei, der Umfang und die Ausübung des Jagdrechts, die Schon⸗ 
vorſchriften, der Wildſchadenserſatz und die Wildſchadensverhütung ſind in der 
Jagdordnung vom 15. Juli 1907 geordnet. Jedoch finden für Hannover, Hohen⸗ 
zollern und Helgoland und hinſichtlich des Wildſchadenserſatzes für Kurheſſen 
die älteren Vorſchriften Anwendung. 

Jagdpolizeibehörde iſt der Landrat, in Stadtkreiſen die Orts⸗ 
polizeibehörde. Beſchlüſſe der Jagdpolizeibehörde, welche die Abminderung 
des Wildbeſtandes betreffen, ſind binnen zwei Wochen mit Beſchwerde beim 
Bezirksausſchuß anfechtbar, welcher endgültig entſcheidet. Die Aufſicht über 
die Verwaltung der Angelegenheiten der gemeinſchaftlichen Jagdbezirke übt 
regelmäßig in Landkreiſen der Landrat, in höherer und letzter Inſtanz der 
Regierungspräſident, in Stadtkreiſen der Regierungspräſident, in höherer und 
letzter Inſtanz der Oberpräſident aus. Die Beſchwerden an dieſe Auſfſichts⸗ 
behörden ſind an eine zweiwöchige Friſt gebunden. Streitigkeiten der Beteiligten 
über ihre öffentlich rechtlichen Befugniſſe und Pflichten hinſichtlich der Jagd⸗ 
ausübung unterliegen dem Verwaltungsſtreitverfahren; erſte Inſtanz iſt der 
Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß. 

Zur Jagdausübung bedarf es der Löſung und Mitführung eines Jagd⸗ 
ſcheins ſowie der ſchriftlichen Erlaubnis des Jagdberechtigten, ſoweit er nicht 
den Jäger begleitet. Der Jagdſchein kann auf ein Jahr oder auf drei Tage aus⸗ 
geſtellt werden. 

Die Jagden werden in Jagdbezirke eingeteilt. Das ſind entweder 
Eigenjagd- oder gemeinſchaftliche Jagdbezirke. Eigenjagdbezirke können aus 
ſolchen demſelben Eigentümer gehörigen Grundflächen gebildet werden, die 
entweder dauernd und vollſtändig gegen den Einlauf von Wild eingefriedigt 
find oder einen zuſammenhängenden land- oder forſtwirtſchaftlich benutzbaren 
Flächenraum von wenigſtens 75 Hektar einnehmen. Die übrigen Grundflächen 
eines Gemeinde Guts⸗)bezirks, die zuſammenhängend wenigſtens 75 Hektar un 
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faſſen, ſtellen einen gemeinſchaftlichen Jagdbezirk dar. Die Eigentümer der 
Grundſtücke eines ſolchen Bezirks ſind eine Jagdgenoſſenſchaft, die Rechts⸗ 
fähigkeit beſitzt und durch den Jagdvorſteher, nämlich den Gemeinde⸗ oder 
Gutsvorſteher, in den Städten alſo den Bürgermeiſter, verwaltet wird. 

Die Jagd nutzung in einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirk geſchieht 
regelmäßig durch Verpachtung. Ausnahmsweiſe kann auf Anordnung des 
Jagdvorſtehers und mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen 
mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes die Jagd ruhen oder auf Rechnung 
der Jagdgenoſſenſchaft durch höchſtens drei angeſtellte Jäger ausgeübt werden. 
Die Jagdpachtgelder werden unter die Jagdgenoſſen nach Verhältnis des Um⸗ 
fangs ihrer Grundſtücke verteilt. Der Verteilungsplan wird zur Einſicht der 
Genoſſen zwei Wochen lang öffentlich ausgelegt. Er iſt binnen zwei Wochen 
nach Beendigung der Auslegung durch Einſpruch beim Jagdvorſteher anfechtbar, 
gegen deſſen Beſcheid binnen zwei Wochen Klage beim Kreisausſchuß, in Stadt⸗ 
kreiſen beim Bezirksausſchuß gegeben iſt. 

Zur Verhütung des Wildſchadens kann die Jagdpolizeibehörde den 
Jagdpächtern während der Schonzeit oder den Eigentümern der betroffenen 
Grundſtücke die Genehmigung zum Abſchuß erteilen. Außerdem iſt der durch 
Schwarz⸗, Rot⸗, Elch⸗, Dam⸗, Rehwild und Faſanen angerichtete Schaden 
von den Grundbeſitzern eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirks nach Verhältnis 
der beteiligten Bodenfläche zu erſtatten. Der Anſpruch iſt binnen drei Tagen 
nach Kenntnis der Beſchädigung bei der Ortspolizeibehörde anzumelden. Die 
Feſtſtellung erfolgt nach Abhaltung eines Ortstermins, zu dem die Beteiligten 
zu laden ſind, durch einen Vorbeſcheid der Ortspolizeibehörde. Gegen dieſen 
Vorbeſcheid findet binnen zwei Wochen Klage beim Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen 
beim Bezirksausſchuß ſtatt. 

Die Stadtgemeinde als ſolche kann bei der Jagd mit eigenen Grundſtücken 
beteiligt ſein. Alsdann wirken die Stadtkörperſchaften nur mit, ſoweit ſie die 
Rechte und Pflichten des Eigentümers wahrnehmen, namentlich alſo bei der 
Verpachtung der Eigenjagd, während der Bürgermeiſter in ſeiner Stellung 
als Jagdvorſteher wie als Ortspolizeibehörde durchaus ſelbſtändig iſt. 

Die Fiſchereipolizei liegt in der Regel der Ortspolizeibehörde ob; jedoch 
ſind die Fiſchereiberechtigten befugt, beſondere amtlich zu verpflichtende Fiſcherei⸗ 
aufſeher anzuſtellen. Auch können ſtaatliche Fiſchereibeamte beſtellt werden, 
welche die Rechte und Pflichten der Ortspolizeibeamten haben. Fiſchereiberechtigte 
ſind entweder Privatperſonen oder die Gemeinden oder auch Fiſchereigenoſſen⸗ 
ſchaften. Die Gemeinden dürfen ihre Berechtigungen zur Binnenfiſcherei nur 
durch angeſtellte Fiſcher oder Verpachtung nutzen. Die Pachtvertragsdauer 
ſoll mindeſtens ſechs Jahre dauern. Ausnahmen unterliegen der Genehmigung 
des Regierungspräſidenten. Dieſer erteilt auch die Zuſtimmung zur Einteilung 
der ſtädtiſchen Fiſchwäſſer in Pachtbezirke. Die Ausübung der Fiſcherei iſt, 
ſoweit fie nicht durch den Berechtigten erfolgt, nur unter Mitführung einer polizei. 
lich beglaubigten Erlaubnis zuläſſig. 
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Polizeiverordnungen. Polizeiverordnungen find Rechtsnormen, 
die für jedermann, auch für die Polizeibehörde bindend ſind. Dieſe kann 
deshalb für eine durch Polizeiverordnung geregelte Angelegenheit keine 
weitergehenden Anforderungen ſtellen, als durch die Verordnung beſtimmt 
iſt. Auch kann ſie keine Ausnahmen und Abweichungen zulaſſen, ſofern 
nicht die Verordnung dies geſtattet. Unkenntnis einer Polizeiverordnung 
ſchützt nicht vor Strafe. 

Der Umfang des Polizeiverordnungsrechts iſt durch 
§ 10 11 17 des Allgemeinen Landrechts für die preußiſchen Staaten geregelt, 
der als gemeines Recht auch für die neuerworbenen Landesteile Geltung hat. 
Er lautet: „Die nötigen Anſtalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicher⸗ 
heit und Ordnung und zur Abwendung der dem Publico oder einzelnen Mit⸗ 
gliedern desſelben bevorſtehenden Gefahr zu treffen, iſt das Amt der Polizei.“ 
Das Polizeiverwaltungsgeſetz vom 11. März 1850 und für die neueren Landes⸗ 
teile die Verordnung vom 20. September 1867 erläutern in § 6 das Zuſtändig⸗ 
keitsgebiet für Ortspolizeiverordnungen, ohne aber die durch den erwähnten 
Paragraphen des Landrechts gebotenen Grenzen verändern zu wollen. Da⸗ 
nach gehören zu den Gegenſtänden der ortspolizeilichen Vorſchriften: „a) der 
Schutz der Perſonen und des Eigentums; b) Ordnung, Sicherheit und Leichtig⸗ 
keit des Verkehrs auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, Brücken, 
Ufern und Gewäſſern; e) der Marktverkehr und das öffentliche Feilhalten 
von Nahrungsmitteln; d) Ordnung und Geſetzlichkeit bei dem öffentlichen Zu- 
ſammenſein einer größeren Anzahl von Perſonen; e) das öffentliche Intereſſe 
in bezug auf die Aufnahme und Beherbergung von Fremden, die Wein-, 
Bier⸗ und Kaffeewirtſchaften; 4) Sorge für Leben und Geſundheit; g) Für⸗ 
ſorge gegen Feuersgefahr bei Bauausführungen ſowie gegen gemeinſchädliche 
und gemeingefährliche Handlungen, Unternehmungen, Ereigniſſe überhaupt; 
h) Schutz der Felder, Wieſen, Weiden, Baumpflanzungen, Weinberge uſw.; 
i) alles andere, was im beſonderen Intereſſe der Gemeinden und ihrer An⸗ 
gehörigen geordnet werden muß“. 

Der Wirkungskreis der Ortspolizei iſt nicht auf die Pflege der Wohlfahrts⸗ 
intereſſen ausgedehnt. Dieſe gehören daher nur inſoweit zu den Gegenſtänden 
polizeilicher Einwirkung, als es die Geſetze beſonders zulaſſen. Andererſeits 
iſt die im § 10 II 17 des Allgemeinen Landrechts enthaltene Ermächtigung 
ſo weitgehend, daß die Polizei im Notfalle auch in die Privatrechte, ja ſogar 
die Privatrechte von Unbeteiligten eingreifen kann, wenn auf andere Weiſe 
offenbare Notſtände nicht zu beſeitigen ſind. Unter dieſen Vorausſetzungen 
kann die Polizei auch die Vollſtreckung eines zivilrechtlichen Urteils zeitweiſe 
verhindern, falls dadurch ein polizeiwidriger Zuſtand geſchaffen wird. Jedoch 
darf fie nicht dauernd die Verwirklichung eines gerichtlich zugeſprochenen Privat⸗ 
rechts unmöglich machen. Zu beachten iſt aber, daß das Einſchreiten zur Ab⸗ 
wendung einer bevorſtehenden Gefahr nicht ſchon dann zuläſſig iſt, wenn lediglich 
ein Nachteil oder eine hochgradige Beläſtigung (z. B. durch Rauch oder Lärm) 
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entſtanden oder zu befürchten iſt. Dagegen iſt ein Vorgehen wegen Ver⸗ 
urſachung von Nachteilen und Beläſtigung dann möglich, wenn die 
Handlung ſtrafbar iſt. 

Die Polizeiverordnungen dürfen nicht mit den Geſetzen und den Verord⸗ 
nungen einer höheren Inſtanz in Widerſpruch ſtehen. Sie können auch 
keine Anordnungen über ſolche Gegenſtände treffen, die der ortsſtatutariſchen 
Regelung überlaſſen ſind. Rechtliche Verbindlichkeiten können weder begründet 
noch aufgehoben werden; es iſt nur zuläſſig, über die Art und Weiſe ihrer Er⸗ 
füllung Vorſchriften zu treffen. Auch iſt es nicht ſtatthaft, durch Polizeiver⸗ 
ordnungen den Befugniſſen anderer Behörden Geltung zu verſchaffen oder 
anderen Behörden polizeiliche Befugniſſe zu übertragen. 

Eine Anfechtung von Polizeiverordnungen iſt nicht gegeben. Die 
Beſeitigung der Verordnung kann nur durch einen Antrag bei der höheren 
Inſtanz, die zur Aufhebung der Verordnung befugt iſt, herbeigeführt werden. 
Dagegen iſt eine richterliche Nachprüfung der Rechtsgültig⸗ 
keit der Verordnung möglich. Hierüber kann ſowohl das ordentliche 
Strafgericht (höchſte Inſtanz regelmäßig das Kammergericht) oder das Ver⸗ 
waltungsgericht (höchſte Inſtanz das Oberverwaltungsgericht) befinden, jenes, 
wenn eine auf Grund der Polizeiverordnung verhängte Strafe angefochten wird, 
dieſes, wenn eine Polizeiverfügung (Seite 426) ſich auf eine Polizeiverordnung 
gründet und behauptet wird, daß ſie der Polizeiverordnung zuwiderlaufe. Beide 
Gerichte dürfen aber nicht die Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit der Ver⸗ 
ordnung, ſondern nur die geſetzliche Gültigkeit nachprüfen. Ebenſowenig kann 
das Gericht eine Aufhebung der Polizeiverordnung ausſprechen; es hat vielmehr 
ſeine Entſcheidung auf den Einzelfall zu beſchränken. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß die Straf⸗ und Verwaltungsgerichte zu verſchiedenen Ergebniſſen kommen, 
ein Fall, der in der Praxis höchſt verworrene Verhältniſſe ſchaffen kann. 

Der Erlaß von Polizeiverord nungen ſteht einer Reihe 
von Behörden zu. Die Ortspolizeibehörde kann für den Umfang 
der Gemeinde oder für Teile des Gemeindebezirks oder für ſonſtige Bezirke, 
für die ſie örtlich zuſtändig iſt (Seite 409), gültige Vorſchriften erlaſſen und 
gegen deren Nichtbefolgung Geldſtrafen bis zum Betrage von neun Mark, in 
Stadtkreiſen bis zu dreißig Mark androhen. Auch in kreisangehörigen Gemeinden 
iſt eine Androhung bis zu dreißig Mark zuläſſig, wenn der Regierungspräſident 
ſeine Genehmigung erteilt hat. Für den Fall des Unvermögens kann ſtatt der 
Geldſtrafe eine Haftſtrafe angedroht werden. Das Strafgeſetzbuch ſtellt in 
§ 29 den Grundſatz auf, daß bei einer wegen einer Übertretung erkannten 
Geldſtrafe der Betrag von einer bis zu fünfzehn Mark einer eintägigen Freiheits⸗ 
ſtrafe gleich zu achten iſt, daß der Mindeſtbetrag der Haft ein Tag, ihr Höchſt⸗ 
betrag ſechs Wochen iſt. Jedoch iſt, ſoweit ſich die Verordnung nicht auf das 
Strafgeſetzbuch ſtützt und die zugrunde liegenden Geſetze oder die Anordnungen 
höherer Behörden keine entgegengeſetzte Regelung treffen, ein Herabgehen 
unter das Strafmaß von einer Mark und einem Tage zuläſſig. Eine Strafe 
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braucht in der Verordnung nicht für den Einzelbetrag angegeben werden, wenn 
auf eine Strafvorſchrift des Strafgeſetzbuchs verwieſen wird. 

Eine Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes iſt für ſolche 
ortspolizeiliche Vorſchriften erforderlich, die nicht zum Gebiete der Sicherheits⸗ 
polizei gehören. Was in dieſes Gebiet fällt, läßt ſich kaum unter einen einheit⸗ 
lichen Begriff bringen. Man rechnet zur Sicherheitspolizei diejenigen Ver⸗ 
ordnungen, welche die Rechtsordnung vor rechtswidrigen Angriffen bewahren 
ſollen. Nach Jebens (Preuß. Verwaltungsblatt 23 S. 625) iſt Gegenſtand der 
Sicherheitspolizei: die Fremden-, Straf-, Paß⸗, Preß⸗, politiſche Polizei, das 
Melde-, Vereins und Verſammlungsweſen, die Überweiſung von Bettlern, 
heſtraften Perſonen und allenfalls die Sitten⸗ und Straßen (Verkehrs⸗) polizei; 
während der Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes unterliegt eine Verordnung 
der Armen, Bau-, Feld-, Feuer-, Fiſcherei⸗, Forft-, Geſinde⸗, Geſundheits⸗, 
Gewerbe-, Hafen-, Jagd-, Markt-, Schul- und Waſſerpolizei. Sicherheits⸗ 
polizeiliche Verordnungen ſollen aber wenigſtens mit dem Gemeindevorſtand 
beraten werden. Ein Unterlaſſen dieſer Vorſchrift würde jedoch die Verordnung 
nicht rechtsungültig machen. Enthält die Verordnung Vorſchriften der Sicher⸗ 
heit3- und der ſonſtigen Polizei, jo iſt eine Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes 
nur notwendig, ſoweit die Vorſchriften ſich trennen laſſen und nicht als ein 
einheitliches Ganzes anzuſehen ſind. Denn die ſicherheitspolizeilichen Vorſchriften 
ſollen unter allen Umſtänden dem Zuſtimmungsrecht des Gemeindevorſtandes 
entzogen werden. 

Verſagt der Gemeindevorſtand ſeine Genehmigung in den Fällen, wo 
eine ſolche notwendig iſt, ſo kann ſie auf Antrag der Polizeibehörde durch 
einen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ergänzt werden, der mit Beſchwerde an 
den Provinzialrat anfechtbar iſt. In unaufſchiebbaren Fällen iſt die Orts⸗ 
polizeibehörde befugt, die Verordnung vor Einholung der Zuſtimmung des 
Gemeindevorſtandes zu erlaſſen. Wenn alsdann die Zuſtimmung nicht inner⸗ 
halb vier Wochen ſeit der Bekanntmachung erteilt wird, hat die Polizeibehörde 
die Vorſchrift außer Kraft zu ſetzen. Ein Schweigen des Gemeindevorſtandes 
kann als Verſagung der Zuſtimmung gelten, wenn die Ortspolizeibehörde 
eine Friſt mit der Androhung beſtimmt, daß nach fruchtloſem Ablauf die 
Zuſtimmung als abgelehnt angeſehen werde. — Über den Fall, daß der Ge⸗ 
meindevorſtand eine Einzelperſon und gleichzeitig Ortspolizeiverwalter iſt, S. 112. 

Die Stadtverordnetenverſammlung (das Bürgervorſteher⸗ 
kollegium) wirkt nur bei Verordnungen über Gegenſtände der landwirtſchaft⸗ 
lichen Polizei mit, das heißt bei allen Beſtimmungen, die ſich auf die Ordnung 
des Landwirtſchaftsbetriebes und den Schutz der Landwirte gegen die ihrem 
Betrieb drohenden Gefahren beziehen. Hier iſt die Zuſtimmung der Gemeinde⸗ 
vertretung zur Rechtsgültigkeit der Verordnung notwendig, ſie kann nicht erſetzt 
werden. Abgeſehen von den 1866 erworbenen Landesteilen erfolgt die Beratung 
unter dem Vorſitz des Ortspolizeiverwalters. — In allen übrigen Fällen iſt es 
dem Gemeindevorſtand überlaſſen, ob er die ihm vorgelegten Verordnungs⸗ 


424 19. Kapitel. Die Polizei. 


entwürfe der Stadtverordnetenverſammlung zur Kenntnis und Außerung 
mitteilen will. Die Aufſichtsbehörde kann dies vorſchreiben oder unterſagen. 

Für Schleswig⸗Holſtein beſtimmt die Städteordnung, daß allgemeine 
Verordnungen der Ortspolizeibehörde vor ihrem Erlaß mit den ſtädtiſchen 
Körperſchaften zu beraten ſind und daß bei Nichterzielung eines Einverſtändniſſes 
der Regierungspräſident entſcheidet. Dieſe Vorſchrift bedeutet eine Ergänzung 
der vorerwähnten Grundſätze und gibt ſomit den ſtädtiſchen Behörden ein weiter⸗ 
gehendes Mitwirkungsrecht als in den übrigen Provinzen. 

Wenn in Hannover beſondere Polizeibehörden beſtehen, können ſie Polizei⸗ 
verordnungen „in der Regel nur nach zuvoriger Verhandlung mit dem Magiſtrate 
und den Bürgervorſtehern und unter Genehmigung der Provinzialregierung“ 
erlaſſen. 

Endlich mag hier erwähnt werden, daß nach dem Kreisarztgeſetz vor 
Erlaß von Polizeiverordnungen, die ſich auf das Geſundheitsweſen beziehen, 
der Kreisarzt gehört werden ſoll und daß nach einem Miniſterialerlaß von 1852 
für Polizeiverordnungen über Militärangelegenheiten (Betreten der Truppen⸗ 
übungs⸗, Schießplätze, Feſtungswerke u. dgl.) die Zuziehung und Mitzeichnung 
des Kommandanten erforderlich iſt. 

Jede Ortspolizeiverordnung iſt ſofort der vorgeſetzten Behörde abſchriftlich 
mitzuteilen. Auch kann dieſe anordnen, daß ihr jeder Entwurf einer Verordnung 
vorzulegen iſt und der Erlaß der Verordnung erſt nach Rückgabe des Entwurfs 
geſchehen darf. 

Der Landrat kann für mehrere Ortspolizeibezirke oder für den ganzen 
Kreis, alſo nicht für eine einzelne, wohl aber für mehrere kreisangehörige Städte 
eine Polizeiverordnung erlaſſen und darin Geldſtrafen bis zu 30 M. androhen. 
Die Verordnung bedarf der Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes. 

Der Regierungspräſident iſt befugt, mit Zuſtimmung des 
Bezirksausſchuſſes Polizeiverordnungen für mehrere Kreiſe oder für den ganzen 
Bezirk zu erlaſſen und gegen die Nichtbefolgung Geldſtrafen bis zu 60 M. anzu⸗ 
drohen. Für einzelne Kreiſe oder Teile von Kreiſen beſteht ein Verordnungsrecht 
nur in Strom⸗, Schiffahrts⸗ und Hafenangelegenheiten. In Fällen, die keinen 
Aufſchub zulaſſen, kann die Polizeivorſchrift vor Erteilung der Zuſtimmung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes erlaſſen werden. Jedoch iſt ſie außer Kraft zu ſetzen, wenn die 
Zuſtimmung nicht innerhalb drei Monaten nach der Verkündung erteilt wird. 

Dem Oberpräſidenten ſteht ein Verordnungsrecht für mehrere, 
nicht in demſelben Bezirk liegende Kreiſe, für mehr als einen Bezirk und für 
die Provinz ſowie ein Strafandrohungsrecht bis zu 60 M. zu. Er iſt an die 
Zuſtimmung des Provinzialrats gebunden, von der er nur inſoweit abgehen 
darf wie der Regierungspräſident von derjenigen des Bezirksausſchuſſes. 

Die Miniſter konnen für diejenigen Gegenſtände, für die geſetzlich 
eine Anordnung der Zentralbehörde vorgeſehen iſt, innerhalb ihres Reſſorts 
Polizeiverordnungen für die ganze Monarchie oder Teile der Monarchie erlaſſen 
mit einem Strafandrohungsrecht bis zu 100 M. Der Miniſter der öffentlichen 
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Arbeiten hat die gleiche Befugnis in betreff der Übertretungen eiſenbahn⸗ 
polizeilicher Vorſchriften und der Miniſter für Handel und Gewerbe hinſichtlich 
der Strom-, Schiffahrts⸗ und Hafenangelegenheiten, ſoweit fie über die einzelnen 
Provinzen hinaus ſich erſtrecken. 

Die formelle Rechtsgültigkeit der Polizeiverord⸗ 
nung erfordert einen den geſetzlichen Vorſchriften entſprechenden Inhalt 
und die vorgeſchriebene Verkündigung. Inhaltlich iſt notwendig: 1. die Be⸗ 
zeichnung Polizeiverordnung (doch würde eine Bezeichnung, die dasſelbe bedeutet, 
z. B. Baupolizeiordnung, genügen); 2. die Erwähnung des Geſetzes, auf das 
ſich das Verordnungsrecht gründet; 3. die Bemerkung, daß die Verordnung 
mit Zuſtimmung, Genehmigung oder Beratung der zuſtändigen Behörde (des 
Gemeindevorſtandes, Kreisausſchußes uſw.) oder mit Ergänzung der Genehmigung 
(durch den Bezirksausſchuß uſw.) erlaſſen wird; 4. die Strafe des Zuwiderhandelns, 
gegebenenfalls unter Einſchaltung der Worte „mit Genehmigung des Regierungs⸗ 
präſidenten“. 

Die Art der Verkündung orts⸗ und kreispolizeilicher Vorſchriften 
und die Form, von deren Beobachtung die Gültigkeit der Vorſchriften abhängt, 
beſtimmt der Regierungspräſident. Regelmäßig wird bei ſtädtiſchen Polizei⸗ 
verordnungen die Bekanntmachung im amtlichen Lokalblatt, in Ermangelung 
deſſen im Kreisblatt, ferner dreitägiger Aushang an dem Rathauſe oder der hierfür 
beſtimmten Stelle vorgeſchrieben. Polizeiverordnungen, die nur beſtimmte 
Ortlichkeiten zum Gegenſtande haben, wie Wege, Brücken, Schonungen, 
öffentliche Anlagen, find durch Aufſtellung oder Anheftung einer die Polizei⸗ 
verordnung enthaltenden Tafel an der dazu beſtimmten Stelle bekannt zu machen. 
Die rechtsverbindliche Kraft beginnt alsdann mit der Aufſtellung oder Anheftung 
der Tafel. 

Polizeiverordnungen der Miniſter, Ober⸗ und Regierungspräſidenten 
ſind durch die Amtsblätter derjenigen Bezirke bekanntzugeben, in denen ſie 
Geltung erlangen ſollen. Ihre Wirkſamkeit beginnt, ſoweit nicht ein Tag des 
Inkrafttretens angegeben iſt, mit dem achten Tage nach Ablauf desjenigen 
Tages, an welchem das die Polizeiverordnung verkündende Stück des Amts⸗ 
blattes ausgegeben iſt. 

Eine Aufhebung, Abänderung, Außerkraftſetzung orts⸗ und kreis⸗ 
polizeilicher Vorſchriften darf der Negierungspräfident nur mit Zuſtimmung 
des Bezirksausſchuſſes vornehmen. Von der Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes 
kann jedoch in Fällen, die keinen Aufſchub zulaſſen, abgeſehen werden. Der 
Minifter des Innern, in Strom-, Schiffahrts⸗ und Hafenangelegenheiten der 
Handelsminiſter kann, ſoweit Geſetze nicht entgegenſtehen, jede polizeiliche 
Vorſchrift durch einen ordnungsgemäß zu verkündenden Beſchluß außer Kraft 
ſetzen. Hierzu iſt die Genehmigung des Königs erforderlich, wenn die Polizei⸗ 
vorſchrift vom König oder mit deſſen Genehmigung erlaſſen war. Die höhere 
Polizeibehörde iſt nicht befugt, ihr Aufhebungsrecht einer nachgeordneten Polizei⸗ 
behörde zu übertragen. 
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Polizeiverfügungen. Polizeiverfügungen haben die gleiche Rechtsgrundlage 
wie die Polizeiverordnungen. Alles, was Gegenſtand einer Polizeiverordnung 
ſein kann, kann auch zum Gegenſtand einer Polizeiverfügung gemacht werden. 
Der Unterſchied iſt lediglich ein äußerlicher. Die Polizeiverfügung wendet ſich 
gegen eine beſtimmte Perſon oder einen Perſonenkreis; ſie behandelt den 
Einzelfall. Die Polizeiverordnung dagegen iſt eine Rechtsnorm, die alle Fälle 
innerhalb des von ihr geordneten Stoffes regeln will. Die Polizeiverfügung 
iſt ferner nicht wie die Polizeiverordnung an eine feſte Form gebunden. Sie 
kann gleichfalls mündlich erlaſſen werden. Notwendig iſt nur, daß ſie ein Gebot 
oder Verbot enthält. Das Gebot kann auch auf ein Unterlaſſen gerichtet ſein. 
Daher ſtellt die Verſagung einer polizeilich notwendigen Erlaubnis eine Polizei⸗ 
verfügung dar. Das Gebot oder Verbot muß aber genau ausſprechen, was 
gefordert wird, damit der Betroffene weiß, was er zu tun oder zu unterlaſſen 
hat. Ein Hinweis auf die Rechtsmittel iſt nicht notwendig. Die Polizeiverfügung 
darf zurückgezogen und erneuert werden; auch kann jederzeit von ihrer Durch⸗ 
führung Abſtand genommen werden. Eine Rechtskraft polizeilicher Verfügungen 
hat nur die Bedeutung, daß der, an den ſie gerichtet iſt, ſich ihr zu beugen hat. 
Nicht aber iſt die Polizei an ihre Verfügungen gebunden, etwa derart wie an ihre 
Verordnungen. 

Zur Durchführung ihrer Verfügung ſtehen der Polizei Zwangs⸗ 
befugniſſe zu, und zwar in demſelben Umfang und unter denſelben Vor⸗ 
ausſetzungen wie diejenigen, welche dem Magiſtrat als Ortsobrigkeit gegeben und 
Seite 96 behandelt ſind. Geldſtrafen können von Ortspolizeibehörden kreis⸗ 
angehöriger Städte bis zu 60 M., von Ortspolizeibehörden in Stadtkreiſen 
bis zu 150 M. feſtgeſetzt werden. Die Höchſtgrenze der bei Unvermögen zu 
verhängenden Haft beträgt im erſten Falle eine, im zweiten Falle zwei Wochen. 
Zur Erzwingung einer mit polizeilicher Verfügung angeordneten Handlung 
oder Unterlaſſung iſt die Anwendung einer Exekutivſtrafe dann ausgeſchloſſen, 
wenn die nämliche Handlung oder Unterlaſſung durch Geſetz oder Polizei⸗ 
verordnung unter Strafandrohung befohlen iſt. In ſolchen Fällen iſt nur die 
Ausführung der Handlung durch einen Dritten oder unmittelbarer Zwang 
zuläſſig. Während die Polizeiverfügung auch mündlich geſchehen kann, erfordert 
die Durchführung mittels Zwanges ſtets eine ſchriftliche Androhung. 

Als Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen der Orts⸗ und 
Kreispolizeibehörden iſt wahlweiſe die Beſchwerde oder die Klage gegeben. 
liber die Beſchwerde entſcheidet, wenn es ſich um die Ortspolizeibehörde einer 
kreisangehörigen Stadt bis zu 10 000 Einwohnern handelt, der Landrat, über 
eine Klage in dieſen Fällen der Kreisausſchuß. Beſchwerden gegen Verfügungen 
der Ortspolizeibehörde in Stadtkreiſen und kreisangehörigen Städten über 
10 000 Einwohner ſowie gegen Verfügungen des Landrats erledigt der Regie⸗ 
rungspräſident (in Berlin der Oberpräſident); bei Klagen in dieſen Fällen iſt 
der Bezirksausſchuß zuſtändig. Gegen den Beſcheid des Landrats als Beſchwerde⸗ 
inſtanz ſindet weitere Beſchwerde an den Regierungspräſidenten, gegen den 
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Beſcheid des Regierungspräſidenten als erſte Beſchwerdeinſtanz weitere Be⸗ 
ſchwerde an den Oberpräſidenten ſtatt. Gegen den Beſcheid der zweiten Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz (alſo des Regierungs⸗ oder Oberpräſidenten) iſt die Klage an 
das Oberverwaltungsgericht gegeben. 

Während die Beſchwerde beliebig begründet werden darf, kann die Klage, 
einerlei, ob ſie beim Kreis oder Bezirksausſchuß oder gegen den Beſcheid der 
weiteren Beſchwerdeinſtanz beim Oberverwaltungsgericht erhoben wird, nur 
auf folgende Behauptungen geſtützt werden: die angefochtene Verfügung oder 
der angefochtene Beſcheid verletze durch Nichtanwendung oder unrichtige An⸗ 
wendung den Kläger in ſeinen Rechten; oder: die tatſächlichen Vorausſetzungen, 
welche die Polizeibehörde zum Erlaß der Verfügung berechtigt haben würden, 
ſeien nicht vorhanden. 

Ob für den Betroffenen die Beſchwerde oder die Klage empfehlenswert 
iſt, hängt von dem Einzelfall ab. Kommt es ihm auf die genaue Feſtſtellung 
des Sachverhalts an, ſo wird er klagen, da der Verwaltungsrichter den Tat⸗ 
beſtand durch eidliche Zeugenvernehmungen eher aufklären kann als die Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz. Die Beſchwerde hat dagegen zwei Vorzüge: die Beſchwerde⸗ 
behörde kann auch aus Zweckmäßigkeitsgründen zu einer anderen Entſcheidung 
gelangen und ferner kann der Beſchwerdeführer ſchon in der Beſchwerdeinſtanz 
eine endgültige Entſcheidung erlangen; denn der Polizeiverwaltung ſteht regel⸗ 
mäßig ein Rechtsmittel gegen die Entſcheidung der Beſchwerdebehörde nicht zu. 

Die Anbringung des emen Rechtsmittels ſchließt das andere aus. Im 
Zweifelsfalle gilt das Rechtsmittel als Beſchwerde. Werden Beſchwerde und 
Klage gleichzeitig angebracht, ſo iſt nur jener Folge zu geben. Die Einlegung 
des Rechtsmittels ſowie der weiteren Beſchwerde iſt an eine zweiwöchige Friſt 
gebunden. Sie hat bei der angegriffenen Behörde ſtattzufinden; doch gilt die 
Friſt auch dann als gewahrt, wenn das Rechtsmittel bei der zur Entſcheidung 
berufenen Behörde angebracht iſt. 

Polizeiliche Verfügungen des Regierungspräſidenten ſind durch Beſchwerde 
an den Oberpräſidenten und deſſen Beſcheid durch Klage an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht unter den obigen Vorausſetzungen anfechtbar. Lediglich gegen die Polizei 
verfügung des Regierungspräſidenten in Sigmaringen findet unmittelbar die 
Klage an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. 

Neben den hier behandelten Rechtsmitteln ſteht, allerdings in ſehr be⸗ 
ſchränktem Maße, den Beteiligten aus Anlaß einer polizeilichen Anordnung 
der ordentliche Rechtsweg offen. Dies iſt der Fall, wenn ein Eingriff 
in die Privatrechte ſtattgefunden hat. Alsdann entſcheiden die ordentlichen 
Gerichte, ob ein ſolcher Eingriff vorliegt und welche Entſchädigung zu zahlen 
iſt. Regelmäßig hat derjenige, der infolge der polizeilichen Anordnung einen 
Vorteil oder die Abwendung eines Schadens erfahren hat, dem Eigentümer, 
welcher Schaden erlitten hat, Erſatz zu leiſten. Auch darüber findet der Rechtsweg 
ſtatt, ob und in welcher Höhe aus der Aufhebung einer polizeilichen Verfügung 
für den Betroffenen Rechtsanſprüche erwachſen ſind. 
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Polizeiliche Strafverfügungen. Während die Polizeiverfügung eine 
Handlung oder Unterlaſſung erzwingen und einen polizeimäßigen Zuſtand 
herſtellen will, wird mit der polizeilichen Strafverfügung eine ſtrafbare Handlung 
geahndet. Die ſtrafbare Handlung kann in einer Verletzung der Übertretungs⸗ 
beſtimmungen des Strafgeſetzbuches, ſonſtiger Geſetze oder von Polizei⸗ 
verordnungen beſtehen. Die polizeiliche Strafverfügung ſoll die Beſtrafung 
geringerer Übertretungen ſchneller, einfacher und billiger herbeiführen, als dies 
im Gerichtsverfahren möglich iſt. 

Der Polizeiverwalter kann wegen der in ſeinem Bezirk verübten Über⸗ 
tretungen eine Geldſtrafe bis zu 30 M. und an deren Stelle im Nichtbeitreibungs⸗ 
falle eine Haftſtrafe bis zu 3 Tagen ſowie die Einziehung der etwa verwirkten 
Gegenſtände verfügen. Die Strafverfügung iſt auch gegen Beſchuldigte im 
Alter von 12 bis 18 Jahren ſtatthaft. Iſt nach Anſicht des Polizeiverwalters 
eine höhere Strafe angemeſſen, ſo muß er die Verfolgung dem Amtsanwalt 
überlaſſen. Ebenſo iſt eine Anzeige an dieſen abzugeben, wenn der Polizei⸗ 
verwalter der Anſicht iſt, daß eine ſtrafbare Handlung nicht vorliegt. 

Ausgeſchloſſen iſt die Strafverfügung in Angelegen⸗ 
heiten, für die eine andere Behörde zuſtändig iſt, z. B. in Schiffahrtsſachen, 
deren Erledigung regelmäßig dem Regierungspräſidenten obliegt, oder bei 
Verletzung der Kontrollvorſchriften der Erſatzreſerbiſten in kreisangehörigen 
Städten, deren Ahndung Sache des Landrats iſt. Ferner kann die Polizei⸗ 
behörde eine Strafverfügung nicht erlaſſen bei Forſtdiebſtählen, weil die an 
Stelle der Geldſtrafe zu verhängende Freiheitsſtrafe in Gefängnis beſteht, bei 
ſteuer⸗ und bergpolizeilichen Angelegenheiten, bei Übertretungen, für deren 
Aburteilung die Rheinſchiffahrtsgerichte, die Elbzollgerichte oder die Gewerbe⸗ 
gerichte zuſtändig ſind, bei Zuwiderhandlungen gegen das Perſonenſtandsgeſetz, 
endlich gegen Militärperſonen, ſoweit nicht lediglich eine Geldſtrafe oder Ein⸗ 
ziehung verfügt wird. Auch ſoll der Polizeiverwalter von dem Erlaß einer 
Strafverfügung abſehen, wenn er erfährt, daß der Amtsanwalt Schritte zur 
gerichtlichen Verfolgung getan hat, wenn ſchwierige Ermittlungen zu gewärtigen 
ſind, wenn die Auslegung einer Vorſchrift eine Gerichtsentſcheidung empfehlens⸗ 
wert erſcheinen läßt oder wenn er ein perſönliches Intereſſe zur Sache hat. 

Die Strafverfolgung verjährt in drei Monaten ſeit dem 
Tage, an dem die Tat begangen iſt, ohne daß es auf den Zeitpunkt des Erfolges 
ankommt. Übertretungen, die eine fortdauernde Geſetzesverletzung darſtellen, 
verjähren von dem Zeitpunkt an, an dem die ſtrafbare Handlung oder Unter⸗ 
laſſung aufhört. 

Die Strafverfügung hat die Feſtſetzung der Strafe, die ſtrafbare 
Handlung mit Zeit- und Ortangabe, das angewendete Strafgeſetz, die Beweis⸗ 
mittel und die empfangsberechtigte Kaſſe zu bezeichnen. Ferner muß die Verfügung 
die Eröffnung enthalten, daß der Beſchuldigte binnen einer Woche nach der Be⸗ 
kanntmachung bei der verfügenden Polizeibehörde oder dem zuſtändigen Amts⸗ 
gericht auf gerichtliche Entſcheidung antragen könne und daß die Strafverfügung 
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vollſtreckbar werde, wenn die gerichtliche Entſcheidung nicht friſtgerecht beantragt 
iſt. Die Geldſtrafe darf nicht weniger als eine Mark betragen, wenn nicht das 
Strafgeſetz ausdrücklich ein geringeres Maß zuläßt. Die Haftſtrafe iſt ſo zu 
bemeſſen, daß der Betrag von einer bis fünfzehn Mark einer eintägigen Freiheits⸗ 
ſtrafe gleichkommt. Eine Geldſtrafe, die weniger als eine Mark beträgt, kann 
in eine Haftſtrafe von weniger als einem Tage nur umgewandelt werden, wenn 
das beſondere Geſetz dies zuläßt. Unſtatthaft würde eine ſolche Feſtſetzung ſein, 
wenn auf den Fall die Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs Anwendung finden. 
Die Strafverfügung gegen Beſchuldigte von 12 bis 18 Jahren iſt gegen den 
Beſchuldigten, nicht gegen deſſen geſetzlichen Vertreter zu richten. Geht die 
Verfügung gegen Schüler oder Schülerinnen einer öffentlichen Lehranſtalt, 
ſo iſt an die Anſtaltsleiter, ſoweit es ſich um Schüler höherer Lehranſtalten 
handelt, ſonſt an die Orts⸗ und Kreisſchulinſpektoren Mitteilung zu machen. 

Bei einer rechtskräftigen Verurteilung wegen Verbrechens und Vergehens 
in derſelben Sache tritt die Strafverfügung außer Kraft. Während des gericht⸗ 
lichen Verfahrens iſt die Vollſtreckung einzuſtellen. 

Die vollſtreckbare Strafe verjährt binnen zwei Jahren nach der 
Rechtskraft. 

Die Niederſchlagung einer Geldſtrafe, die in einer 
rechtskräftig gewordenen polizeilichen Strafverfügung feſtgeſetzt iſt, kann nur 
durch einen Gnadenakt des Königs erfolgen. Dagegen iſt die Zurücknahme 
der Strafverfügung zuläſſig, wenn die Friſt zur Einlegung des Antrags auf 
gerichtliche Entſcheidung noch nicht verſtrichen iſt oder der Antrag auf eine ſolche 
Entſcheidung geſtellt iſt. Dies kann auch dann noch geſchehen, wenn die Akten 
bereits an den Amtsanwalt abgegeben ſind. Allerdings iſt hier die Rechtsfrage 
zweifelhaft und es iſt deshalb die miniſterielle Anordnung gegeben, daß in 
einem ſolchen Falle die Polizeibehörde ſich der Zuſtimmung des Amtsanwalts 
zu vergewiſſern hat. 

Eine Herabminderung der Strafe iſt unter denſelben Vor⸗ 
ausſetzungen zuläſſig wie die Zurücknahme der Strafverfügung. Zweckmäßig 
geſchieht fie in der Form, daß die Verfügung zurückgezogen und durch eine neue 
erſetzt wird. Dadurch werden die Bedenken ausgeräumt, die daraus hergeleitet 
werden, daß die Verfügung als ein unteilbares Ganze aufgefaßt wird. Die 
Polizei ſoll von ihrer Befugnis, die Verfügung zurückzuziehen oder durch eine 
mit geringerer Strafe zu erſetzen, nur Gebrauch machen, wenn ſie bei der Beur⸗ 
teilung der Handlung von irrtümlichen Vorausſetzungen tatſächlicher oder recht⸗ 
licher Natur ausgegangen iſt. 

Die Geldſtrafen fallen regelmäßig dem Träger der ſächlichen Polizeikoſten 
zu. Die auf Grund der Geſindeordnung vom 8. November 1810 und des Geſetzes 
wegen Ungehorſam des Geſindes vom 24. April 1854 verhängten Geldſtrafen 
gehen jedoch an die Ortsarmenkaſſen und die Schulverſäumnisſtrafen an die 
Schulkaſſen. 

Die Polizeilaſt. Der Träger der durch das Polizeiweſen verurſachten 
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Koſten iſt in Städten mit ſtädtiſcher Polizeiverwaltung die Stadt, während 
die Unkoſten der königlichen Polizei teils dem Staat und zu einem nicht uner- 
heblichen Teil der Stadt zur Laſt fallen. 

Für Städte mit ſtädtiſcher Polizei iſt der §3 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 maßgebend: „Die Koſten der 
örtlichen Polizeiverwaltung ſind mir Ausnahme der Gehälter der von der Staats⸗ 
regierung . .. angeſtellten beſonderen Beamten von den Gemeinden zu be⸗ 
ſtreiten“. § 3 der Verordnung vom 20. September 1867 verweiſt bezüglich 
der neu erworbenen Landesteile auf die beſtehenden Vorſchriften; doch gehen 
dieſe grundſätzlich in gleicher Richtung wie die altpreußiſchen. Zu den Polizei⸗ 
koſten gehören die Koſten für den Bau und die Unterhaltung der Dienstgebäude 
und Gefängniſſe, die Gehälter, die Ruhegehälter der Beamten, die Witwen⸗ 
und Waiſengelder ihrer Hinterbliebenen, die Koſten für die Verpflegung und 
Heilung der im Polizeigefängnis untergebrachten Perſonen, auch die Ausgaben 
für die ärztliche Unterſuchung der Dirnen, wie überhaupt die geſamten Unkoſten, 
die aus der Durchführung ſicherheits⸗ und geſundheitspolizeilicher Beſtimmungen 
erwachſen. Dagegen können der Gemeinde nicht die Unkoſten zur Laſt gelegt 
werden, die durch Maßnahmen der Landespoltzeibehörde zu allgemeinen polizei⸗ 
lichen Zwecken entſtehen. Als derartige Maßnahmen ſind aber Handlungen 
der Landespolizeibehörde nicht anzuſehen, welche die Tätigkeit der Ortspolizei⸗ 
behörde erſetzen wollen. 

Durch die Regelung der Polizeilaſt wird die Pflicht Dritter zur Tragung 
der Polizeiunkoſten nicht berührt, z. B. die Zahlung von Baupolizeigebühren 
oder von Gebühren für die Prüfung von Aufzügen, Kraftfahrzeugen, elektriſchen 
Anlagen u. dgl. Auch fallen dem Träger der Polizeilaſt die Einnahmen aus 
den polizeilichen Geldſtrafen zu, ebenſo die im vorläufigen polizeilichen Straf⸗ 
verfahren eingezogenen Gegenſtände, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften be⸗ 
ſtehen, nach welchen dieſe Strafen und Gegenſtände anderen zukommen. 

Einigermaßen verwickelt iſt die Frage geregelt, zu welchen Beträgen 
Staat und Stadt die Unkoſten der Polizeiverwaltung in denjenigen Städten 
tragen, die ganz oder teilweiſe Königliche Polizeiverwaltung 
haben. Grundlegend iſt hier das Polizeikoſtengeſetz vom 3. Juni 1908, das in 
der ganzen Monarchie gilt, abgeſehen von den hannoverſchen Gemeinden, in 
welchen dem Landrat die Ortspolizei obliegt, und den Gemeinden der Provinz 
Poſen, die in Polizeiſachen dem Diſtriktskommiſſar unterſtehen. Danach be⸗ 
ſtreitet der Staat alle durch die Königliche Polizeiverwaltung unmittelbar 
entſtehenden Koſten und bezieht die mit dieſer Verwaltung verbundenen Ein⸗ 
nahmen. Zu dieſen Koſten tragen die Gemeinden zu einem Drittel bei; auch 
nehmen ſie an den Einnahmen zu einem Drittel teil. Die mittelbaren Polizei⸗ 
koſten (3. B. für die Krankenanſtalten, die Zwangsheilung Geſchlechtskranker, 
die Unterbindung gemeingefährlicher Geiſteskranker u. dgl.) fallen dagegen den 
Gemeinden in voller Höhe zur Laſt, ebenſo die Koſten der Zweige der Polizei⸗ 
verwaltung, die den Städten allein zuſteht. 
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Die unmittelbaren Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung ſind 
im Geſetz einzeln aufgeführt. Es ſind dies insbeſondere die Einkünfte der Be⸗ 
amten, die Mieten für die Dienſträume und Dienſtwohnungen, die Bekleidungs⸗ 
koſten für die Schutzmannſchaft, die Ausgaben für Geſchäftsbedürfniſſe und 
die bauliche Unterhaltung ſowie die Koſten der Fleiſchbeſchau. (Für Berlin 
werden fünf vom Hundert von der Einnahme und der Ausgabe abgeſetzt.) 
Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezuge werden nicht einzeln in Rechnung 
geſtellt, ſondern mit einem Pauſchbetrag von ſiebzehn vom Hundert der Geſamt⸗ 
ſumme der im Staatshaushalt ausgebrachten Gehälter und Wohnungsgeld⸗ 
zuſchüſſe in Anrechnung gebracht. Die Anrechnung der Gebäude und 
Inventarien erfolgt in verſchiedener Weiſe. Stehen ſie im Eigentum 
des Staates, jo werden dreiundeinhalb vom Hundert des Anſchaffungs⸗ oder 
im Geſetz berechneten Wertes als Jahresnutzungswert den Ausgaben zugerechnet. 
Für Gebäude und Inventarien, die den Gemeinden gehören, wird deren Jahres⸗ 
nutzungswert mit zwei Dritteln von dem Koſtenanteil der Gemeinde in Abzug 
gebracht. Die Gemeinden ſind nicht berechtigt, dieſe Gebäude und Inventarien 
vom Staate zurückzufordern, ſolange ſie den Bedürfniſſen der Königlichen 
Ortspolizeibehörde dienen. 

Die Feſtſetzung der Koſtenanteile liegt dem Regierungs⸗ 
präſidenten, für den Landespolizeibezirk Berlin dem Polizeipräſidenten ob. 
Die Feſtſetzung erfolgt zunächſt vorläufig auf Grund der Kaſſenetats der einzelnen 
Polizeiverwaltungen. Die vorläufige Feſtſetzung verpflichtet die Gemeinden, 
die Anteile vierteljährlich im voraus zu zahlen. Nach Schluß des Rechnungs- 
jahres wird die Feſtſetzung auf Grund des Jahresabſchluſſes wiederholt. Dieſe 
endgültige Feſtſetzung iſt binnen vier Wochen beim Bezirksausſchuß (auch für 
Berlin) anfechtbar. Gegen deſſen Beſchluß findet binnen zwei Wochen Klage 
an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. Erſtreckt ſich die Königliche Behörde 
auf mehrere Gemeinden, ſo wird das den Gemeinden zur Laſt fallende Drittel 
durch den Bezirtsausſchuß für jedes Rechnungsjahr unterverteilt; der Beſchluß 
kann binnen vier Wochen durch Klage beim Bezirksausſchuß angefochten werden. 
Maßſtab iſt zur Hälfte die Bevölkerungsziffer der letzten amtlichen Volkszählung 
und zur Hälfte das Jahresſteuerſoll, und zwar in kreisangehörigen Städten, 
ſoweit es der Kreisbeſteuerung, in Stadtkreiſen, ſoweit es der Provinzialbeſteuerung 
zugrunde liegt. Ein anderer Verteilungsmaßſtab kann nur auf Antrag der 
beteiligten Gemeinden oder des Regierungspräſidenten feſtgeſetzt werden; 
gegen einen ſolchen Beſchluß findet binnen zwei Wochen Beſchwerde an den 
Miniſter des Innern und den Finanzminiſter ſtatt. 

Damit unbilligen Etatsanſätzen vorgebeugt wird, haben die Königlichen 
Polizeiverwaltungen vor der Anmeldung von Mehr forderungen 
zum Staatshaushaltsetat den beteiligten Gemeinden Gelegenheit zur Außerung 
zu geben. Erheben die Gemeinden Einwände, ſo ſoll verſucht werden, eine 
Einigung zu erzielen. Gelingt dies nicht, ſo iſt die Außerung der Gemeinden 
mit der Anmeldung den zuſtändigen Miniſtern vorzulegen. 
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Dienſtvorgeſetzter d. B. 140; Dienſtzeit 
d. B. 166; Dienſtwohnung d. B. 163, 
168; diſziplinare Ahndung d. B. 152; 
Diſziplinarbehörde für Kommunalb. 155; 
Diſziplinarverfahren gegen B. 156; Ein- 
wirkung der Aufſichtsbehörde auf die Ge⸗ 
haltsregelung d. B. 164; Ehrenbeamte 
137; Entlaſſung d. B. 99, 113; Forſtver⸗ 
ſorgungsberechtigte 177; Forſtverſor⸗ 
gungsſchein 177; Gehalt d. B. 161; Gna⸗ 
denviertelſahr d. B. 168; Hinterbliebe⸗ 
nenverſorgung d. B. 168; Kaution d. B. 
152; Klaſſeneinteilung d. B. 139; Kom⸗ 
munalbeamte 138; Konfliktserhebung 
158; Kündigung 144; nicht zum Magi⸗ 
ſtrat wählbar 89; Militäranwärter als B. 
174; Militärverhältniſſe d. B. 143; mittel⸗ 
bare Staatsb. 137; mittlere B. 139; 
Nebenämter, ⸗geſchäfte d. B. 150; obere 
B. 139; Ordnungsſtrafen gegen B. 154; 
Penſion ſ. Ruhegehalt; Pfändungsvor⸗ 
rechte d. B. 148, 162, 167, 170; Rechts⸗ 
ſtreit über vermögensrechtliche Anſprüche 
d. B. 170; Reichsangehörigkeit d. B. 143; 
Reiſekoſten d. B. 163; Ruhegehalt d. B. 
164; Rücktritt d. B. 146; Soziale Ver⸗ 
ſicherung d. B. 172; Staatsangehörig⸗ 
keit d. B. 143; nicht zu Stadtverordneten 
wählbar 48; Steuervorrecht d. B. 234, 
GR. 271; ſtrafrechtlicher Schutz d. B. 
149; ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit d. 
B. 157; Strafurteil gegen B. 146; Sub⸗ 
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alternb. 139; Titel d. B. 149; Umzugs⸗ 
koſten d. B. 163; unerlaubte Entfernung 
vom Amt 154; Unfälle d. B. 171; Urlaub 
d. B. 151; Unterbeamte 139; Verſetzung 
d. B. 148; Verſetzung d. B. in den Ruhe⸗ 
ſtand 147; Vertretungskoſten 151; vor⸗ 
läufige Deinſtenthebung d. B. 145; Vor⸗ 
rechte d. B. 148; Waiſengeld 169; Wit⸗ 
wengeld 169; Wohnſitz d. B. 151; Woh⸗ 
nungsgeld d. B. 163; Zahl der B.ftellen 
139; zivilrechtliche Haftung d. B. 159; 
Zivilverſorgungsſchein 174; Zurdispo⸗ 
ſitionsſtellung d. B. 145. 

Beamtenbegriff 137. 

Beamteneigenſchaft der Deputationsmit⸗ 
glieder 124. 

Beamtenſtellen, Zahl der B. 139. 

Beamtentum 137. 

Beanſtandung der Magiſtratsbeſchlüſſe 110, 
GL. 118; B. der Stadtverordneten⸗ 
(Bürgervorſteher⸗)beſchlüſſe durch den 
Bürgermeiſter 112, 114, GL. 118; durch 
den Magiſtrat 104, GL. 105; B. der De⸗ 
putationsbeſchlüſſe 127; B. der Be⸗ 
ſchlüſſe der Schuldeputation 134; durch 
den Verbandsvorſteher der Geſamtſchul⸗ 
verbände 376. 

Beaufſichtigung der Beamten durch den 
Bürgermeiſter 109, 113; durch den Magi⸗ 
ſtrat 99. 


Bebauungsplan 311. 

Beeidigung der Beamten 142; des Bürger⸗ 
meiſters 107, GL. 118; der Magiſtrats⸗ 
mitglieder 84, GL. 105. 

Befähigung zum Beamten 143. 

Befeſtigung der Wege 308. 

e eningbpsciie der Straßenbahnen 
2 


Begebung der Anleihen 214. 

Begräbnisplätze 275, GR. 282. 

Beigeordneter 119, GL. 123; nach der 
Bürgermeiſtereiverfaſſung 120; nach der 
Magiſtratsverfaſſung 119; Erſter Bei⸗ 
geordneter 122; die Beigeordneten als 
Kollegium 121. 

Beiträge 253, GL. 272; Bemeſſung der B. 
254; Verfahren 255. 

Beleuchtung ſ. Straßenbeleuchtung; B.- 
vorrichtungen in Straßen 344, 345. 

Benennung der Wege 300. 

Benutzungsgebühren 251. 

Beratungskommiſſionen 128, GL. 136. 

Berechtigungen auf Grund von Zeugniſſen 
höherer Schulen 387. 

Berlin, beſondere Regelung des Inſtanzen⸗ 
zuges 185, GL. 204; Bezirksausſchuß für 
B. 189, GL. 204; Zweckverband für B. 
52, GL. 27. 
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Berufung in Steuerſachen 259, 262; im 
Verwaltungsſtreitverfahren 197. 

Berufungskommiſſion für die Staatsein⸗ 
kommenſteuer 260. 

Beſchaubezirk 277. 

Beſchlagnahme 415. 

Beſchlußbehörden in Streitſachen 185. 

Beſchlußverfahren in Streitſachen 191, 
192, GL. 204. 

Beſchwerde in Steuerſachen 260; im Be⸗ 
ſchlußverfahren 193. 

Beſoldung der Beamten 161; des Bürger⸗ 
meiſters 107, GL. 118; der Magiſtrats⸗ 
perſonen 87, GL. 105; der Lehrperſonen 
379, 389, 391. 

Beſtätigung der Beamten 140, GL. 178; 
des Bürgermeiſters 106, GL. 118; der 
Magiſtratsperſonen 84, GL. 105; der 
Mitglieder der Schuldeputation 132. 

Beſtrafung von Beamten 152, 157; von 
Stadtverordneten 72. 

an der Straßenbahnen 
288. 

Betriebsgemeinde, Zuſchuß der B. an die 
Wohnſitzgemeinde 228, GL. 271. 

Betriebs ſteuer 245, GL. 271; Veranlagung 
zur B. 262. 

Betriebsverwaltung 144. 

Beurlaubung der Beamten 151, GL. 178; 
des Bürgermeiſters 108, GL. 118; der 
Magiſtratsperſonen 88, GL. 105. 

Wa Nang für den öffentlichen Verkehr 


Bezirk ſ. Polizeibezirk, Stadtbezirk, Schieds⸗ 
mannsbezirk u. a. 

Bezirksausſchuß 187, G. 204; B. für 
Berlin 189. 

Bezirksvorſteher 100, GL. 105. 

Bierſteuer 247, GL. 271. 

Breite ſ. Straßenbreite. 

Buchführung 221, G. 224; kameraliſtiſche 
B. 222; kaufmänniſche B. 221. 

Bürger 27, 30, GL. 43; ſtimmfähige B. in 
Hannover 36, 38; ſ. auch Bürgerrecht. 

Bürgerbrief 36, GL. 44. 

Bürgereid in Hannover 38, GL. 44. 

am in Hannover 37, Ge. 
4 


Bürgermeiſter 106, GL. 118; Amtsbezeich⸗ 
nung 106; Amtsdauer 107; Beanſtan⸗ 
dung der Magiſtratsbeſchlüſſe durch d. B. 
110; der Stadtverordnetenbeſchlüſſe 
durch d. B. 112, 114; Beeidigung d. B. 
107; Beſoldung d. B. 107; Beſtätigung 
d. B. 106; Beurlaubung d. B. 108; 
Dienſtvergehen d. B. 108; Einführung 
3. B. 107; Ernennung d. B. 106; Erſter 
B. 106; Leitung der ſtädt. Verwaltung 
durch d. B. 108; Nebenbeſchäftigung d. 
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B. 107; Penſion, Ruhegehalt d. B. 108; 
Polftiſche Stellung d. B. 118; Rücktritt 
d. B. 147; Staatsgeſchäfte d. B. 115; 
(als Amtsanwalt 116; als Poltzeiver⸗ 
walter 115, 411, als Hilfsbeamter der 
Staatsanwaltſchaft 116;) als Standes- 
beamter 116; als Vorſitzender der Schul⸗ 
deputation 118, 130; der Steuerkom⸗ 
miſſionen 117, 257; Stellung d. B. in 
der Bürgermeiſtereiverfaſſung 112; Titel 
d. B. 106; Verhältnis d. B. zu den De⸗ 
butationen u. Kommiſſionen 111, 113; 
Vollziehung der ſtädtiſchen Urkunden 11¹, 
113; Vorbildung d. B. 107; Vorſitz d. B. 
im Magiſtrat 109, in der Stadtverord- 
netenverſammlung 111, 113, in den ge⸗ 
meinſchaftlichen Sitzungen beider Kör⸗ 
perſchaften 111, 112; Wahl d. B. 106; 
Wohnſitz d. B. 108; Zweiter Bürger⸗ 
meiſter 119, Ge. 123. 
Bürgermeiſtereiverfaſſung 5, GL. 25. 
Bürgerliche Ehrenrechte 143, GL. 177. 
Bürgerrecht, Erwerb d. B. 30; in Han⸗ 
nover 36; in Heſſen⸗Naſſau 33; in den 
öſtl. Provinzen, Weſtfalen u. Frank⸗ 
furt a. M. 31; in der Rheinprovinz 313 
in Schleswig⸗Holſtein 32; Streitigkeiten 
über d. B. 42; Ruhen d. B. 39; Ver⸗ 


leihung d. B. 36; in Hannover 36, 37; | 


Verluſt d. B. 40, GL. 43, 44. 
Bilrgerrechtsgeld 35, GL. 44. 
Bürgerſchulen ſ. Mittelſchulen. 


Bürgerſteige 308, GL. 319; Breite d. B. D 
312. 


Bürgervermögen 205. 

Bürgervorſteher ſ. Stadtverordnete. 

Bürgervorſteherkollegium ſ. Stadtverord⸗ 
netenverſammlung. 

Bürgerworthalter in Schleswig⸗Holſtein 
74 


Bureaureviſion 224. 
Bundesamt für das Heimatweſen 400. 


C. 
Chauſſee 299,7312. 


D. 


Damm 298. 

Dampfkeſſel, Genehmigung der Anlegung 
von D. 327. 

Defekte 160. 

Defektenverfahren 160. 

Defizit des Etats 218. 

Deich 298. 

Depoſitenverkehr bei Sparkaſſen 292. 

Deputation 124, GL. 136; Beamteneigen⸗ 
ſchaft der Mitglieder d. D. 124; Bean⸗ 
ſtandung der Beſchlüſſe d. D. 127; d. D. 
als Behörde 124; Beſchlußfaſſung d. D. 
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127; Beſchwerden gegen die Beſchlüſſe 
d. D. 128; Bildung d. D. 125; d. D. in 
der Bürgermeiſtereiverfaſſung 127; Er⸗ 
nennung von Mitgliedern d. D. 126; 
Verhältnis d. D. zum Magiſtrat 124; 
Wahl von Mitgliedern d. D. 125; Zu⸗ 
ſammenſetzung d. D. 125, 126; Zuſtän⸗ 
digkeit d. D. 128. 

Dienſteid 142. 

Dienſteinkommen d. Beamten 161, GL. 
52 d. Lehrperſonen 380, 389, 391, Ge. 


Dienſtenthebung, vorläufige 145 162 
6 1% g, fig „ „ 


Dienſtunfähigkeit 148. 

Dienſtvergehen d. Beamten 153; d. Bür⸗ 
germeiſters 108, GL. 118; d. Magiſtrats⸗ 
perſonen 89, GL. 105. 

Dienſtwohnung d. Beamten 163, 168; d. 
Lehrperſonen 380, 381. 

Dienſtzeit, Berechnung d. D. von Beamten 
166; von Lehrperſonen 382. 

Dingliche Sicherung von Grundſtücks⸗ 
geſchäften 362. 

Dinglichkeit der Anliegerbeiträge 347. 

Direkte Steuern 226, GL. 271. 

Dirnen, Überwachung der D. 417. 

Dispenſe ſ. Ausnahmen. 

Diſziplinarbehörde für ſtädt. Beamte 155, 
156; für Lehrperſonen 380. 

Diſziplinarſtrafen 154. 

Diſziplinarberfahren 156. 

omänen, Einkommenſteuer der D. 237. 

Dreiklaſſenwahl 50, GL. 83. 

Dranglichteitsantrag bei der Enteignung 

8. 


Drutkſchriften, Beſchlagnahme d. D. 415. 

Durchſchnittsgrundſatz bei der Wahl der 
Stadtverordneten 53. 

Durchſuchung 414. 


E 


Ehrenämter 41; Ablehnung von E. 41 
Nachteile wegen Ablehnung von E. 42; 
Niederlegung von E. 41, G. 44. 

Ehrenbeamte 137. 

Ehrenbürger 39, 51, ER. 44. 

Eichämter 274, GL. 282. 

Eidliche Verpflichtung der Beamten 142 
des Bürgermeiſters 107; der Magiſtrats⸗ 
perſonen 84; der Stadtverordneten (Bür⸗ 
gervorſteher) 67. 

Eigegtumsübergang bei Enteignungen 
309. 


Einführung des Bürgermeisters 107; der 
Magiſtraksperſonen 84; der Stadtver⸗ 
ordneten (Bürgervorſteher) 67. 


Eingemeindung 20, GL. 26; in den oſt⸗ 


lichen Provinzen, Heſſen⸗Naſſau, Schles⸗ 
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wig⸗Holſtein 20; in Hannover 22; in der 
Rheinprovinz 22; in Weſtfalen 21; Aus⸗ 
einanderſetzungsverfahren bei E. 23. 

Einkaufsgeld 206, GL. 224. 

Einkommen 238; Arten des ſteuerlichen 
Einkommens 238, 239; E. der nicht⸗ 
phyſiſchen Perſonen 239; Zeitraum für 
die Berechnung des ſteuerlichen Ein⸗ 
kommens 240; f. auch Dienſteinkommen. 

Einkommenſteuer 231, Ge. 271; Abzüge 
bei Berechnung des Einkommens 239; 
Aktiengeſellſchaften ſteuerpflichtig 236; 
Angehörige anderer Bundesſtaaten als 
Steuerpflichtige 236; Aufenthalt begrün⸗ 
det die Steuerpflicht 235; Ausländer als 
Steuerpflichtige 235; Beamtenbeſteue⸗ 
rung 234; Beginn der Steuerpflicht 235; 
Domänen u. Forſten ſteuerpflichtig 237; 
Erlöſchen der Steuerpflicht 235; Ermitt⸗ 
lung des Einkommens 238; Geiſtliche 
bevorrechtigt 234; Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuer, beſondere 231; Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung ſteuerpflichtig 236; 
Grundbeſitz begründet die Steuerpflicht 
235; Handels⸗ und Gewerbebetrieb be⸗ 
gründet die Steuerpflicht 237; als be⸗ 
ſondere Steuerquelle 238; Grundbeſitz 
als beſondere Steuerquelle 238; Militär⸗ 
perſonen bevorrechtigt 233; Mehrere 
preußiſche Wohnſitzgemeinden 235; Meh⸗ 
tere preußische Betriebsgemeinden 238; 
nichtphyſiſche Perſonen ſteuerpflichtig 
236; perſönliche Befreiungen 233; das 
Reich nicht ſteuerpflichtig 237; Staats⸗ 
eiſenbahnen ſteuerpflichtig 237; Staats⸗ 
ſteuertarif 232; Steuererklärung 259; 
Steuerfreies Einkommen 239; Veran⸗ 
lagung d. E. 257; Vermehrung des Ein⸗ 
kommens während des Steuerjahrs 267; 
Verteilung d. E. bei mehrfachem Wohn⸗ 
ſitz 235; wenn ſich Gewerbebetriebe über 
mehrere preuß. Gemeinden erſtrecken 
238; Wohnſitz begründet die Steuer⸗ 
pflicht 234; Zeitraum, der für die Be⸗ 
rechnung d. E. maßgebend iſt 240; Zu⸗ 
ſchläge zur Staatseinkommenſteuer 232. 

Einquartierung ſ. Quartierleiſtung. 

Eingnartierungskommiſſion 136, GR. 137. 

Einſpruch in Einkommenſteuerſachen 259; 
in Gemeindeſteuerſachen 263; in Ge⸗ 
werbeſteuerſachen 262; in Fluchtlinien⸗ 
ſachen 313. 

Einſturzgefahr 332. 

Einwohner 27, GL. 43. 

Einziehung öffentlicher Wege 306, GL. 319. 

Eiſenbahnen, Einkommenſteuer für E. 237; 
Feſtſetzung von Bahnlinien in bebauten 
Ortſchaften 316; Fluchtlinien in der Nähe 
von E. 312. 
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Elberfelder Syſtem 396. 

Elektrizitätswerte 284. 

Elementarſchulen ſ. Volksſchulen. 

Emiſſion 214. 

Enteignung 352, GL. 367; Dringlichkeits⸗ 
antrag 358; Eigentumsübergang 359; 
Feſtſtellung der Entſchädigung 356; Hin⸗ 
terlegung der Entſchädigungsſumme 358; 
Planfeſtſtellungsverfahren 354; Verlei⸗ 
hung des Enteignungsrechts 353; Voll⸗ 
ziehung und Wirkung der Enteignung 
9 Zahlung der Entſchädigungsſumme 
358. 


Entlaſſung der Beamten 144, 146; des 
Bürgermeiſters 107; der Magiſtratsper⸗ 
ſonen 86. 

Entlaſtung der Jahresrechnung 220. 

Entmündigung wegen Trun kſucht 405; 
wegen Verſchwendung 405. 

Entſchädigung bei Enteignung 356; bei 
Fluchtlinienfeſtſetzung 317, 318; bei 
Wegeänderung 316. 

Entwäſſerung der Grundſtücke 345; der 
Straßen 345. 

Erbbaurecht 363, GL. 367. 

Erbrecht der Armenanſtalten 403, GL. 409. 

Ergänzungswahl 56. 

e der Abgaben 265, 266, GR. 


Ernennung des Bürgermeiſters in Frank⸗ 
furt a. M., in Neuvorpommern u. Rügen 
106; E. d. kommiſſariſchen Bürgermei⸗ 
ſters 106; E. kommiſſariſcher Magiſtrats⸗ 
perſonen 84; E. der Mitglieder von De⸗ 
putationen u. Kommiſſionen 126, 130; 
E. d. Polizeibeamten 411. 

Erneuerungsſchein 210. 

Erſatzkommiſſion 117. 

Erſatzpflicht der Armenverbände 399, 
GL. 409. 


Erſatzwahl 57. 

Erſtattung von Armenunterſtützungen 399, 
403, GL. 409. 

Erſte Einrichtung der Straße 345. 

Erziehung armer Kinder 406. 

Etat 216, GL. 224; Bruttoetat 217; Etats⸗ 
überſchreitung 216; Nettoetat 217. 


F. 
Fabrik 322. 
Fabrikviertel 322. 
Fachſchulen 368, 371, 373. 
Fäkalienabfuhr 274. 
Fälligkeit der Abgaben 264, GL. 272. 
Fahrplan der Straßenbahnen 288. 
Feldmark 341. 
Fertige Straßen 341, 343. 
Feſtſtellung der Jahresrechnung 220. 
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Feſtungen, Baugenehmigung in F. 328, 
GL. 352. 


Fluchtlinien in F. 312. 

Feſtungsrayons 300. 

Feuerlöſchdienſte 30, GL. 43. 

Finanzminiſter 183. 

Finanzvermögen 205. 

Fiſchereipolizei 420, GL. 432. 

Flecken 6. 

Fleiſch 280; bedingt taugliches 280; 
minderwertiges 280; taugliches 280; 
untaugliches 280; Vertrieb von aus⸗ 
wärts geſchlachtetem F. 279. 

Fleiſchbeſchau 277, 278, 279. 

Fluchtlinien 311, GL. 319. 

Fluchtlinienfeſtſtellung 311, GL. 319. 

Fluchtliniengeſetz GL. 319, 352; Orts⸗ 
ſtatut gemäß $ 12: 339; gemäß $ 15: 342, 

Fluchtlinienplan 312, GL. 319. 

Flurbücher 260. 

Forenſen 30, 49, 52, GL. 44, 83; brauchen 
kein Bürgerrechtsgeld zu zahlen 35. 
Form der freiwilligen Grundſtücksgeſchäfte 

359, GL. 367. 

Forſtbeamte 164. 

Forſtverſorgungsberechtigte 177, GL. 179. 

Forſtverſorgungsſchein 177, G. 179. 

Fortbildungsſchulen 368, 371, 373, Ge. 
391 


Frankfurt a. M., Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetz für F. 4, GL. 27, IX. 

Frauenſchule 390. 

Freibank 281. 

Freizügigkeit 28, Ge. 43. 

Fremdenſchulgeld 372, GL. 392. 

Fürſorge für Kinder 405, GL. 409. 

Fürſorgeerziehung 406, GL. 409. 


G. 


Gasanſtalten 284. 

Gaſtſchulgeld 372, GL. 392. 

Gebäude im Sinne des 8 12 des Flucht⸗ 
liniengeſetzes 342; im Sinne des 5 15 
des Fluchtliniengeſetzes 347. 

Gebäudeſteuer 240, GL. 271; beſondere 
Gemeindeſteuer 240; G. in Prozenten 
von der Staatsſteuer erhoben 240; 
Steuerbefreiung von d. G. 241; Veran⸗ 
lagung zur G. 260. 

Gebrauchsabnahme 326. 

Gebühren 250, GL. 272; Baupolizeige⸗ 
bühren 250, 338, Ge. 352; Bemeſſung 
der Gebührenſätze 352; Benutzungsge⸗ 
bühren 251; Pflicht zur Erhebung von 
G. 251; Verwaltungsgebühren 250. 

Gebührenordnung 252. 

Gehalt der Beamten 161, GL. 178; An⸗ 
ſpruch auf G. d. B. 161; Aufrechnung 
gegen d. G. d. B. 162; Pfändbarkeit d. 
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G. d. B. 162; Übertragbarkeit d. G. d. B. 
162; Verjährung d. Gehaltsanſpruchs d. 
B. 162; G. bei vorläufiger Dienſtent⸗ 
hebung d. B. 162. 
Gehobene Schulen ſ. Mittelſchulen. 
Geiſtliche in der Schuldeputation 131; G. 
in der Schulkommiſſion 134; Steuer⸗ 
vorrechte d. G. 234. 
Geldvermittlungsſtelle 215. 
Gemeindeabgaben 225, GL. 271. 
Gemeindeanſtalten 272, GL. 273; Auf⸗ 
hebung der G. 274; Benutzungsrecht an 
den G. 273; Pflicht zur Benutzung der 
G. 274; polizeiliche G. 273; verwaltungs⸗ 
. 27 Schutz der Benutzung der 


Gemeindebeſchluß 8, 103; in Steuerſachen 
228, GL. 271. 

Gemeindebetriebe 272, 283. 

Gemeindegliedervermögen 205. 

Gemeindenutzungen 200. 

Gemeindeprogramm bei der Straßenan⸗ 
legung 345. 

Gemeindeſteuer 225, GL. 271; ſ. auch 
Einkommen⸗, Gewerbe⸗, Grund⸗ und 
Gebäudeſteuer; Veranlagung zur G. 262, 
GL. 271. 

Gemeindeurkunden 101. 

Gemeindevorſtand 83, 98, 113. 

Gemeindewaiſenrat 405, GL. 409. 

Gemeindewaldung 206, GL. 224. 

Gemeindeweg 299. 

Gemeiner Wert eines Grundſtücks 240. 

Gemeingefährliche Krankheiten 416. 

Gemeinheit 205. 

Gemeinſchaftliche Sitzungen der 
Körperſchaften 73, 75. 

Genehmigung, der G. bedürftige Stadt⸗ 
geſchäfte 200, GL. 204; der Stadtver⸗ 
ordnetenbeſchlüſſe 79. 

Genehmigungsbehörde 200; bei Spar⸗ 
kaſſen 295; in Steuerſachen 228; bei 
Straßenbahnen 286. 

Generalkommiſſion 300. 

Generalvormund 406, GL. 409. 

Genoſſenſchaften, Einkommenſteuerpflicht 
236, 239. 

Geräuſch, Betriebe mit ungewöhnlichem 
G. 328. 


Gerichtsbarkeit 16. 

Gerichtshof zur Entſcheidung der Kom⸗ 
petenzkonflikte 199, Ge. 204. 

Geſamtſchulverband 373. 

Geſchäftsordnung des Bürgervorſteher⸗ 
kollegiums 77; der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung 72. 

Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, Ein⸗ 
kommenſteuerpflicht d. G. 236, 239. 

Geſundheitskommiſſion 136, GL. 136. 


ſtädt. 


Sachregiſter. 


Geſundheitspolizei 416, GL. 432. 

Gewerbebetriebe, gewerbliche Betriebe, 
Baugenehmigung der g. B. 326, Ge. 
352; begründen das Bürgerrecht 31, 32; 
Einkommenſteuer d. G. 237, 238; Ge⸗ 
werbeſteuer d. G. 241; Unterſagung des 
Baugewerbes 337, GL. 352; G. im 
Umherziehen 245; beſondere Wegebau⸗ 
laſt der g. B. 304, GL. 319. 

Gewerbegericht 17, GL. 26. 

Gewerbliche Unternehmungen 283, GL. 
297. 

Gewerbepolizei 415, GL. 432. 

Gewerbeſteuer 241, GL. 271; Anlage⸗ u. 
Betriebskapital 242, 243; Beginn der 
G.pflicht 244; beſondere G. 243; Er⸗ 
löſchen der G.pflicht 244; Ermittlung 
des ſteuerpflichtigen Ertrages für die 
Staatsg. 243; Prozente zur Staatsg. 
241; Steuerbefreiung 241; Veranlagung 
zur G. 261; Verteilung der G. unter 
mehrere Gemeinden 244. 

Gewerbeſteuerausſchuß 261; Vorſitz im G. 
117. 

Gewerbeſteuerrolle 262. 

Gnadenvierteljahr bei ſtädt. Beamten 168, 
GL. 179; bei Lehrperſonen 382. 

Grenzen der Stadtbezirke 19, GL. 26; 
Streitigkeiten über die G. 19. 

Grenzveränderung 20, GL. 26. 

Grundgehalt der Lehrperſonen 380. 

Grundrentenanſtalten 297. 

Grundftener 240, GL. 271; Beſondere G. 
240; G. in Prozenten von der Staats⸗ 
ſteuer erhoben 240; Steuerbefreiung 241; 
Veranlagung 260. 

Grundſtücksentwäſſerung 345. 

Grundſtücksfonds 366. 

Grundſtücksgeſchäfte, Form der G. 359, 
GL. 367; Genehmigung der G. 200, 
GL. 204. 

Grundſtücksveränßerung 359. 

Gruppenbauten 322. 

Gutsbezirke 6. 

Gymnaſium 386, 387. 


Haftung der Beamten 159; der Stadt 12; 
für Schaden bei Aufläufen 13, GL. 26. 

Hand dienſte 256. 

Handlungen der Willensorgaue der Stadt 
12, GL. 26. 

Hannover, Städteordnung für H. 5, GL. 
27, IX. 

Hauptlehrer 379. 

Hausbeſitzer als Stadtverordneter (Bür⸗ 
gervorſteher) 45, GL. 83. 

Haushalt 204, GL. 224. 

Haushaltsplan 216, GL. 224. 
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Hausſchlachtungen 277. 

Hausſtand, eigener, als Vorausſetzung für 
das Bürgerrecht 33. 

Herrenhaus, Vorſchlagsrecht der Stadt 
zum H. 15, GL. 26. 

Herſtellung der Straße 344. 

Heſſen⸗Naſſau, Städteordnung für H.⸗N. 
5, GL. 27, IX. 

Hilfeleiſtung bei Bränden 30, GL. 43. 

Hilfsbeamter der Staatsanwaltſchaft 116, 
GL. 118. 

Hilfstlaſſen, Hilfsſchulen 378, 381. 

Hinterbliebenenverſorgung der Beamten 
168, Ge. 179; der Magiſtratsperſonen 
88; der Lehrperſonen 382, 389, 391. 

Hinterlegung der Entſchädigungsſumme im 
Enteignungsverfahren 358. 

Hiſtoriſche Städte 6. 

Hiſtoriſche Straßen 341, 343. 

Hochſchnlen 368. 

Höhere Schulen 368, 373; höhere Knaben⸗ 
ſchulen 386, GL. 392; höhere Mädchen⸗ 
ſchulen 389, GL. 392; Kuratorium für 
h. Sch. 134, GL. 136. 

Hofgemeinſchaften 325. 

Hohenzollern, Gemeindeordnung für H. 5. 

Hundeſteuer 247. 

Hypothekenanſtalten 295, Ge. 297. 


J. 
Jagdbezirk 419. 
Jagdſchein 419. 
Jagdpolizei 419, GL. 432. 
Jahresrechnung 219, GL. 224; Entlaſtung 
d. J. 220; Feſtſtellung d. J. 220. 
Impfweſen 417, GL. 432. 
Indirekte Steuern 226, 246, GL. 271. 
Innungen 98. 
Intereſſenwiderſtreit der Magiſtratsper⸗ 
ſonen 94; der Stadtverordneten 46. 
Intereſſentenvermögen 205. 
Intereſſentenweg 299. 
eee der Beamten 
73. 


Jüdiſcher Religionsunterricht 379. 

Jüdiſche Schulen 378. 

Juriſtiſche Perſonen, Beſteuerung d. 236; 
Wahlrecht d. 49, 52, GL. 83. 


K. 


Kämmereidörfer 18. 
Kämmereivermögen 205. 

Kämmerer 85; in Hannover 85. 
Kanalbaubeiträge 254. 
Kanalbetriebsgebühren 277. 
Kanaliſationsanſtalten 276, GL. 282. 
Kaſſenreviſion 223, GL. 224, 
Kaſſenverwaltung 223. 
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Kaſſenweſen 219, GL. 224; Beaufſichti⸗ 
gung durch den Magiſtrat 98. 

Kataſter 298. 

Kaufmannsgericht 17, ER. 26. 

Kaution der Beamten 99, 152. 

Kinderprivileg 265. 

Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 194. 

Kleinbahnen 286, GL. 297. 

Kolonie 330. 

Kommiſſionen 124, Ge. 136; f. Deputa⸗ 
tionen, Beratungskommiſſionen, Über⸗ 
wachungsausſchüſſe. 

Kommunalbeamte 138; ſ. auch Beamte. 

Kommunallandtage in Heſſen⸗Naſſau 14. 

Kommunikationsweg 299. 

Kompetenzkonflikt 199, GL. 204. 

Konfeſſionelle Volksſchule 377, ER. 392. 

Konfliktserhebung 158. 

Konkurs, Vorrecht der Gemeinde im K. 
wegen Abgaben 270, GL. 272. 

Konſolidation 213. 

Kontokurrentverkehr bei den Sparkaſſen 

Kontrollrecht der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung (des Bürgervorſteherkolle⸗ 
giums) 80. 

Koſten des Beſchlußverfahrens in Streit⸗ 
ſachen 193; der Erhebung u. Veranlagung 
der Kommunalabgaben 264; der Für⸗ 
ſorgeerziehung 408; der Landtagswahlen 
16; der Reichstagswahlen 16; des 
Verwaltungsſtreitverfahrens 198, der 
Zwangsvollſtreckung im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren 270. 

Konvertierung 213. 

Krankenverſicherung der Beamten 172. 

Krankheiten, Bekämpfung von K. 416, 
GL. 432. 

Kreditanftalten 283, Ge. 297. 

Kreis, Ausſcheiden der Stadt aus dem K. 
7, GL. 25. 

Kreisabgaben 15, GL. 26. 

Kreisangehörige Städte 7. 

Kreisarzt 136, 416, Ge. 136, Ge. 432. 

Kreisausſchuß 185, GL. 204. 

Kreisdeputierter 184; nicht zum Stadt⸗ 
verordneten wählbar 49; nicht zum Ma⸗ 
giſtratsmitglied wählbar 89. 

Kreisfreie Städte 7. 

Kreisgrenzen 22. 

Kreispolizei 413. 

Kreisſchulinſpektor 369. 

Kreisſekretär 184; nicht zum Magiſtrats⸗ 
mitglied wählbar 89; nicht zum Stadt⸗ 
verordneten wählbar 49. 

Kreistag 13; Vertretung der Stadt auf 
dem K. 13, GL. 26. 

Kriminalpolizei 414. 

Kultusminiſter 183, 369. 


Sachregiſter. 


Kündigung der Anleihen 212; der Beamten 
144; der Wohnung bei Verſetzung der 
Beamten 148. 

Kunſtſtraßen 299. 

Kuratorium für die höheren Schulen 134, 
388, GL. 136. 

Kurs der Anleihen 212. 

Kurtaxen 253, GL. 272. 


x 

Lagerbuch 99, 206. 

Landarmenverband 392. 

Landes ausſchuß in Hohenzollern 188. 

Landespolizei 412, GL. 432; Überweisung 
an die L.behörde 405. 

Landgemeinde 6. 

Landrat 184, 370, 424, GL. 203; nicht 
zum Magiſtratsmitglied wählbar 89; 
nicht zum Stadtverordneten wählbar 49. 

3 hervorragende Gegenden 
334. 


Landſtraße 299; Veränderung und Ver⸗ 
legung einer L. 307. 

Landtagswahlen, Koſten der L. 16. 

Land wirtſchafts kammern, Vertretung der 
Stadt in den L. 15, GL. 26. 

Lehrer 48, 90, 138, 379, 388, 391 

Lehrerinnen 379, 390, 391. 

Lehrerſeminar 379. 

Leyrerinnenſeminar 379, 390, 391. 

Leihanſtalten 275, GL. 282. 

Leinpfad 298. 

lex Adickes 350, Ge. 352. 

Liſte der ſtimmfähigen Bürger 57. 

Lizitation 360. 

Lokalſchulinſpektor ſ. Ortsſchulinſpektor. 

Luſtbarkeitsſteuer 247. 

Lyzeum 390. 


M. 


Mädchenſchulen 368. 

Magiſtrat 83, GL. 105; Beanſtandung der 
M.beſchlüſſe durch den Bürgermeiſter 95; 
Beanſtandung von Stadtverordnetenbe⸗ 
ſchlüſſen durch den M. 104; Befugnis d. 
M. zur Prozeßführung 99; Beſchluß⸗ 
fähigkeit d. M. 93, 95; Beſchlüſſe d. M. 
94 d. M. als Gemeindeverwalter 98, 
423; Gemeinſchaftliche Sitzungen d. M. 
mit der Stadtverordnetenverſammlung 
73, 75; Geſchäftsbereich d. M. 95—102, 
411, 423; Geſchäftsgang im M. 93; Mei- 
nungsverſchiedenheit d. M. mit der 
Stadtverordnetenverſ. 74, 75, 103; d. M. 
als Obrigkeit 95; Staatliche Verwaltung 
von M.ſtellen 93; Vertretung der Stadt 
8 d. M. 101; Zuſammenſetzung d. M. 


Magiſtratsdirigent 93, 109. 


Sachregiſter. 


Magiſtratsmitglieder 83, GL. 105; Amts⸗ 
bezeichnung d. M. 85; Amtsdauer d. M. 
86; Austrittserklärung d. M. 86; Be⸗ 
eidigung 84; Berufsvorbildung 85; Be⸗ 
ſoldung d. M. 87; Beſtätigung d. M. 84; 
Beurlaubung d. M. 88; Dienſtvergehen 
d. M. 89; Hinterbliebenenverſorgung d. 
M. 88; Nebenbeſchäftigung d. M. 85; 
Penſionierung d. M. 87; Unbeſoldete M. 
86; Vergütungen an M. 86; Wahl d. M. 
89; Wahlunfähigkeit d. M. 89, 90; Wohn⸗ 
ſitz d. M. 88. 

Magiſtratsverfaſſung 5, GR. 25. 

Mahnung im Verwaltungsſtreitverfahren 
269. 

Mantel bei Stadtobligationen 210. 

Marktordnung 418. 

Marktpolizei 417, GL. 432. 

Marktſtandsgeld 418, GL. 432. 

Maßregelung unzuverläſſiger Bauunter⸗ 
nehmer und Bauleiter 337, GL. 352. 

Matrikel beſonderer Schulvermögen 383. 

Meinungsverſchiedenheit zwiſchen Bürger⸗ 
meiſter und Magiſtrat 110; zwiſchen 
Bürgermeiſter und Stadtverordneten⸗ 
verſammlung 112, 114; zwiſchen Magi⸗ 
ſtrat und Stadtverordnetenverſammlung 
73, 75, 103. 

Meiſtgebot, öffentliches, bei Grundſtücks⸗ 
veräußerungen 360. 

Mietentſchädigung der Lehrperſonen 381. 

Militäranwärter 174, GL. 179; Aufrücken 
d. M. in höhere Stellen 175; Befähigung 
d. M. 176; Bewerbung d. M. 176; Probe⸗ 
dienſt d. M. 176; den M. vorbehaltene 
Stellen 174. 

Militärerſatzkommiſſion 117. 

Militärlaſten 16, GL. 26. 

Militärperſonen als Einwohner 27; 
Steuervorrechte d. M. 233, Ge. 271. 

Militärverhältniſſe der Beamten 143. 

Minderbelaſtung im Steuerweſen 226. 

Miniſter 183, 424. 

Miniſter des Innern 183. 

Miniſter der öffentlichen Arbeiten 183. 

Mittelſchulen 368, 373. 

Mittelſchullehrperſonen 382, GL. 392. 

Müllabfuhr 274. 

Mündelſicherheit der Sparkaſſen 294. 

Muſterung Militärpflichtiger 16. 

Mutterrollen 260. 


N. 
Nachbeſteuerung 266, GL. 272. 
Nachforderung von Steuern und Abgaben 
264, GL. 272. 
Nachteile wegen Verweigerung der An⸗ 
nahme von Ehrenämtern 42. 
Nachtragskredit 216. 
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Name der Stadt 7. 
Naturaldienſte 256, GL. 272. 
Nebenbeſchäftigung der Beamten 150, 
GL. 178; des Bürgermeiſters 107, Ge. 
118; der Magiſtratsperſonen 85, GL. 105. 
Neubauten über die Fluchtlinie hinaus 315. 
Reuvorpommern, Städteverfaſſung in NA. 
Nichtangeſeſſene, Wahlrecht d. N. 49. 
Niederlegung von Ehrenämtern 41. 
Niederſchlagung von Steuern 266. 
Normalbeſoldungsetat 163. 
Normalſteuerſatz, fingierter 232. 
Nutzungswert 240. 


O. 
Obdachloſenaſyl 395. 
Oberamtmann in Hohenzollern 184. 
Oberlehrer 48, 90, 138, 388, 389, 391. 
Oberlehrerinnen 391. 
Oberpräſident 25, 183, 424, GR. 203. 
Oberverwaltungsgericht 190, G. 204. 
Obligationen ſ. Stadtobligationen. 
Obrigkeitliche Zwangsmittel 96, 182, GL. 
105, 203. 
Obſervanz 8. 
Offentliche Gebäude, Baugenehmigung 
von ö. G. 324. 
n der Stadtverordnetenwahl 
9 


Oſtliche Provinzen, Städteordnung für die 
6. P. 4, GL. 27, IX. 

Offenbarungseid im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren 270. 

Offenlegung des Fluchtlinienplans 313. 

ru ern im Diſziplinarverfahren 


Ortsarmenverband 393, 399. 

Ortsbezirk 18, 100, GL. 26, 105. 

Ortsbild, Schutz des O. 333, Ge. 352. 

Ortsobrigkeit, der Magiſtrat als O. 95, 
GL. 105; der Bürgermeiſter als O. 112. 

Ortspolizei 409, 412, GL. 432. 

Ortsrecht 8. 

Ortsſchulinſpektor 369. 

Ortsſtatut 9, GL. 25; Anderung des O. 
11; Aufhebung des O. 11; Genehmi⸗ 
gung des O. 11; Rechtswirkſamkeit des 
O. 10; Veröffentlichung des O. 11. 

Ortszulage der Lehrperſonen 381. 


P. 

Patron der höheren Schulen 387. 

Petitionsrecht der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung (des Bürgervorſteherkol⸗ 
legiums) 78. 

Penſion ſ. Ruhegehalt. 

Penſionierung d. Beamten 147, 164; P. 
des Bürgermeiſters 108; P. der Ma⸗ 
giſtratsperſonen 87. 
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Pfarrer ſ. Geiſtliche. 

Pfändbarkeit des Gehalts 162; des Gna⸗ 
denvierteljahrs 168; der Penſion 167; 
der Witwen⸗ und Waiſengelder 170. 

Pfändung im Verwaltungsſtreitverfahren 
269 


Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß 
im Verwaltungsſtreitverfahren 269. 

Pfündungsvorrechte der Beamten 148, 
162, 167, 170. 

Pfandleihanſtalt 275. 

Pfandleihgewerbe 275. 

Pflegehäuſer 395. 

Planfeſtſtellung im Enteignungsverfahren 
354; P. bei der Fluchtlinienfeſtſetzung 
313. 

Plätze 298, 311. 

Politiſche Stellung der Beamten 149; des 
Bürgermeiſters 118. 

Polizei 409, GL. 432; das Verhältnis des 
Magiſtrats zur P. 96; Verwaltung der 
P. durch den Bürgermeiſter 115, GL. 118. 

Polizeibezirk 19, 409. 

Polizeiexekntivbeamte 164. 

Polizeikoſten in Städten mit Königlicher 
Polizei 430, GL. 432. 

Polizeilaſt 429, GL. 432. 

Polizeiſtrafverfügung 428, GL. 432. 

Polizeiverfügung 426, GL. 432. 

Polizeiverordnung 8, 421, GL. 432. 

Polizeiverordnungsrecht 421. 

Polizeiwidrige Bauten 331, GL. 352. 

Präparandenanſtalten 379. 

Präſentationsrecht zum Herrenhauſe 15, 
GL. 26. 


Privatrechte, Geltendmachung der P. durch 
die Stadt 12. 

Privatſchulen 370. 

Privatſtraßen, Baubedingung bei P. 341; 
Beleuchtung d. P. 311; Fluchtlinienfeſt⸗ 
ſetzung an P. 311; Reinigung d. P. 310. 

Privatweg, Umwandlung eines P. in einen 
öffentlichen Weg 301, 306. 

Privatwohltätigkeit 397. 

Programm ſ. Gemeindeprogramm. 

Protokoll beim Entſchädigungsverfahren in 
Enteignungsfällen 356; bei Grundſtücks⸗ 
geſchäften 361; bei Stadtverordneten⸗ 
wahlen 62; der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung 70, 74, 76. 

Provinzialabgaben 16, GL. 26. 

Provinzialausſchuß 188. 

Provinzialgrenzen 20. 

Provinziallandtag, Vertretung der Stadt 
auf dem P. 14, GL. 26; Wählbarkeit zum 
P. 188. 

Provinzialrat 190, GL. 204. 

Provinzialſchulkollegium 135, 369. 

Prozeſſe, Führung d. P. durch den Bürger⸗ 


Sachregiſter. 


meiſter 113, durch den Magiſtrat 99; 
Genehmigung der Anſtellung von P. 201. 


O. 
Ouartierlaſt 16, GL. 26. 
Quartierleiſtungen 16, GL. 26. 


R 


Rabbiner in der Schuldeputation 132. 
Ratmänner 114, 120, 121, 127. 
Realgymnaſium 386, 387. 
Rechnungslegung 219, GL. 224. 
Rechnungsweſen 219, GL. 224; Beauf⸗ 
ſichtigung des R. durch den Magiſtrat 98. 
Rechtsmittel im Beſchlußverfahren 193; 
gegen Polizeiſtrafverfügungen 428; ge⸗ 
gen Polizeiverfügungen 426; in Steuer⸗ 
ſachen 259, 260, 262, 263, 264; in Ver⸗ 
waltungsſtreitſachen 197. 
Reformgymnaſium, Reformrealgymna⸗ 
ſium 387. 
Regierungsbehörden 181 ff. 
Regierungspräſident 181, 411, 412, 424, 
GL. 203. 
Reich, Steuerpflicht d. Rs. 237, GL. 271. 
Reichsangehörigteit der Beamten 143. 
Reichsſchulkommiſſion 369. 
Reichstagswahlen, Koſten der R. 16, Ge. 
26 


Reinigung |. Straßenreinigung. 
Reiſekoſten der Beamten 163. 
Reklameſchilder 334. 
Rektoratsſchulen ſ. Mittelſchulen. 
Rektoren 379. 
Religionsunterricht 377, 379. 
Reſervefonds der Sparkaſſen 294. 
Reviſion in Steuerſachen 264; im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren 197. 
Rheinprovinz, Städteordnung für die R. 
Rohbauabnahme 326. 
Rückerſtattung von Abgaben 265. 
Rügen, Städteverfaſſung auf R. 4. 
Ruhen des Bürgerrechts 39. 
Ruhegehalt der Beamten 164, GL. 178; 
der Lehrperſonen 382, 389, 391; An⸗ 
rechnung der Militärdienſtzeit auf das 
R. 166; Berechnung des Dienſtein⸗ 
kommens für d. R. 166; Berechnung 
der Dienſtzeit für d. R. 166; Höhe des 
R. 166; Pfändbarkeit, Übertragung, Auf⸗ 
rechnung d. R. 167; Ruhen d. Rechts 
auf R. 167; Verluſt des R.anſpruchs 
167; Zahlung d. R. 167. 
Ruhegehaltskaſſe der Lehrperſonen 382. 
Sachpolizei 413. 
ne in den Magiſtratsſitzungen 
4. 


Sachregiſter. 


Satzungen der Sparkaſſen 295; f. 
Ortsſtatuten. 

Schadenserſatzpflicht ſ. Entſchädigung. 

Schankerlaubnisſteuer 247. 

Scheckverkehr bei den Sparkaſſen 293, 
GL. 297. 

Schenkungen an die Stadt 12, GL. 26; 
Sch. der Stadt 200, GR. 204. 

Schiedsamtsbezirk 20, GL. 26. 

Schiedsmänner 20. 

Schlachthaus 277, GL. 282; Aufhebung 
eines Sch. 279; Errichtung u. Verände⸗ 
rung eines Sch. 278, 279. 

Schlachthausgebühren 281. 

Schlachthauszwang 278. 

Schlachtviehbeſchan 277, Ge. 282. 

Schleswig⸗ Bohlen. Städteverfaſfung in 
Sch.⸗H. 4, GL. 27, X. 

Schöffen 86, 114, 120 121, 125, 127. 

Schreibweiſe eines Stabtnamens 7. 

Schulaufſichtsbehörde 369, 388, 
GL. 392. 

Schulbeſuch 370, GL. 391. 

Schuldbuch 211. 

Schulden 209. 

Schuldentilgungskommiſſion 213. 

Schuldeputation 130, GL. 136; Aus⸗ 
ſchließung der Mitglieder der Sch. 118 8 
Beanſtandung der Beſchlüſſe der Sch. 
134; Beſchlußfähigkeit d. Sch. 133; Be⸗ 
ſchlußfaſſung d. Sch. 133; Beſtätigung 
der gewählten Mitglieder d. Sch. 132; 
Geiſtliche in der Sch. 131; Geſamt⸗ 
ſchulverband u. Sch. 376; Rabbiner in 
d. Sch. 132; Zuß ſammenſetzung d. Sch. 
130, 132; Zuſtändigkeit 374. 

Schuldverſchreibung auf den Inhaber 210. 

Schulen 367, GL. 391; ſ. ferner Fach⸗ 
ſchulen, Fortbildungsſchulen, Hochſchu⸗ 
len, höhere Schulen, Mittelſchulen, 
Volksſchulen. 

Schulgebäude 383, 384, GL. 392. 

Schulgeld 372, 373, GL. 392. 

Schulinſpektoren 369. 

Schulkaſſen 383. 

Schulkommiſſionen 134. 

Schullaſt, Aufbringung der Sch. 374. 

Schulpflicht 370, GL. 391. 

Schulräume, Benutzung d. Sch. 384, 388. 

Schulverſäumnis 371. 

Schulverband 373, GL. 392. 

e ed bei Geſamtſchulverbänden 
75. 


auch 


391, 


Schutz des Ortsbildes 333, GL. 352. 
Schwägerſchaft ſ. Verwandtſchaft. 
Selbſtändige Städte in Hannover 184, 186. 
Selbſtändigkeit 33. 

Selbſtverwaltung 1. 

Seminare ſ. Lehrer⸗, Lehrerinnenſeminare. 
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Separationsrezeß 300. 
Serviskommiſſion 136, GL. 137. 
Sicherheitsleiſtung von Beamten 99, 152. 
Sicherheitspolizei 423. 

De der Bauforderungen 334, OR. 


Sicherungshypothek 362, GL. 367. 

Siechenhäuſer 395. 

Simultanſchule 377, 378. 

Sitzungen des Magiſtrats 93 ff.; S. der 
Stadtverordnetenverſammlung (des 
Bürgervorſteherkollegiums) 67 ff.; ge⸗ 
meinſchaftliche S. der ſtädtiſchen Körper⸗ 
ſchaften 73, 75. 

Soziale Verſicherung 98, 172, GL. 179. 

Spaltung der Straßenherſtellungskoſten 
347. 

Spanndienſte 256. 

Sparkaſſe 291, GL. 297; Aufſicht über die 
Sp. 295; Depoſiten⸗ u. Kontokurrent⸗ 
verkehr 292; Kuratorium d. Sp. 295; 
Reſervefonds 294; Satzung 295; Scheck⸗ 
verkehr 293, Überſchuß 294. 

Sparkaſſenbuch 292, GL. 297. 

Staatliche Verwaltung der Bürgermeiſter⸗ 
ſtelle 106; von Magiſtratsſtellen 93. 

Staatsangehörigkeit der Beamten 143. 

Staatsanwaltſchaft im Verhältnis zum 
Bürgermeiſter 116, GL. 118. 

Staatsaufſicht ſ. Aufſicht. 

Staatsbeamte, mittelbare 137. 

840 gif zu den Volksſchullaſten 384, 


e e e Einkommenſteuer der 
ne des Bürgermeiſters 115, 


Staatsſtenertarif 232. 

Stadt als Körperſchaft 12, GL. 26; 
Rechtsſinne 6. 

Stadtälteſter 85. 

Stadtauleihen j. Anleihen. 

Stadtarzt 416; ſ. auch Kreisarzt. 

Stadtausſchuß 187, GL. 204. 

Stadtbezirk 18, GL. 26. 

Stadtobligationen 210. 

Stadtrecht, Ausübung des St. 6; 
leihung des St. 7, GL. 25. 

Stadtſchuldbuch 211. 

Stadtſchulinſpektor 369. 

Stadtverordnete (Bürgervorſteher) 44, Ge. 
83; Austritt der St. 67; Amtsverſchwie⸗ 
genheit d. St. 46; Einführung d. St. 
07; Eintritt der St. 67; St. als Haus⸗ 
beſitzer 45; Stimmrecht d. St. 69, 74, 
160917 Verantwortlichkeit d. St. 46; Ver⸗ 
gütung an St. 46; Wählbarkeit d. St. 47; 
Wahlperiode d. St. 47; ſ. auch Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung. 


int 


Ver⸗ 
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Stadwerordnetenbeſchlüſſe 69, 70, 73, 74, 
75, 76; Genehmigung der Aufſichtsbe⸗ 
hörde zu d. St. 200; Protokollierung 
d. St. 70, 74, 76; Zuſtimmung des 
Magiſtrats zu d. St. 102. 

Stadtverordnetenverſammlung (Bürger⸗ 
vorſteherkollegium) 44, GL. 83; Akten⸗ 
einſicht d. St. 81; Auflöſung d. St. 82; 
Beanſtandung der Beſchlüſſe d. St. 104, 
181; Berufung zu den Sitzungen d. St. 
68, 73, 75; Beſchlußfähigkeit d. St. 69, 
73, 74, 76; Beſchlußfaſſung d. St. 69, 
73, 75; Einladung zur St. 68, 73, 75; 
Geſchäftsbereich d. St. 77; Geſchäfts⸗ 
ordnung d. St. 72, 75, 77; Größe der 
St. 45, Kontrollrecht d. St. 80; Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit des Magiſtrats und 
d. St. 74, 75, 103; Mitwirkung der St. 
bei der Beamtenanſtellung 80, 140; 
Sitzungen d. St. 67; Vorſitzender d. St. 
71, 73, 74, 75, 76; Wahlen zur St. 49; 
Zuſammenſetzung d. St. 44; Zuſtändig⸗ 
keit d. St. 77, 423. 

Stadtverordnetenvorſteher 71, 74. 

Stadtverordnetenwahlen 56. 

Städteordnungen 4, GL. 27, IX, X. 

Städtiſche Polizei 411. 

Standesamtsbezirk 20, GL. 26. 

Standes beamter 116, Ge. 119. 

Steckbrief 414. 

Stein, Freiherr vom 3, Ge. 27. 

Steuern 225, GL. 271; direkte St. 226; 
Ermäßigung d. St. 265; Fälligkeit d. St. 
264; indirekte St. 226, 246; mehrere 
Gemeinden ſteuerberechtigt 227, 235, 
244; Nachforderung d. St. 266; Nieder⸗ 
ſchlagung d. St. 266; Vereinbarungen 
über die St. 231; Verjährung d. St. 
267, 268; Verteilungsregeln für direkte 
St. 229; Verzicht auf St. 231; Vor⸗ u. 
Minderbelaſtung 226; St., die bei Er⸗ 
mittlung der Wahlabteilungen berück⸗ 
ſichtigt werden 52, 265. 

Steuerbefreiungen bei der Einkommen⸗ 
ſteuer 233; bei der Gebäudeſteuer 241; 
bei der Gewerbeſteuer 241; bei der 
Grundſteuer 241. 

Steuererklärung 259. 

Steuerermäßigung 265, 266, GL. 272. 

Ten in Gewerbeſteuerſachen 
261. 


Steuerhinterziehung 266. 

Steuerjahr 231. 

Steuerkommiſſionen 257; Vorſitz des Bür⸗ 
germeiſters i. St. 117. 

Steuerordnung 8, 230, GL. 271. 

Steuerpflichtige, Vereinbarungen mit St. 
231. 


Sachregiſter. 


Steuerpolitik 225. 
Steuerrecht der Kommunen 227; des 
Reichs 227; des Staates 227. 


Steuerſachen, Gemeindebeſchlüſſe in St. 
228. 


Steuertarif 232. 

Stichwahl 63. 

Stiftungen 99, 208, GL. 224. 

Stiftungsvermögen 208. 

Stimmfähiger Bürger in Hannover 38. 

Strafpolizei 414, GL. 432. 

Strafrechtlicher Schutz der Beamten 149. 

Strafrechtliche Verantwortlichkeit der Be⸗ 
amten 157. 

Strafurteil, Beendigung des Beamten⸗ 
verhältniſſes durch ein Str. 145, 146. 
Straße 298, GL. 319, Beſtimmung über 
die Befeſtigung der St. 308; erſte Ein⸗ 
richtung d. St. 345; fertige St. 341, 343; 
hiſtoriſche St. 341, 343; neue St. 343; 
ſtädtiſche St. 307; vorhandene St. 343; 

St. profil 308. 

Straßenabſchnitt 341, 343, 344. 

Straßenbahnen 285, GL. 297; Aufficht 
286; Anſchluß an andere Str. 289; Bau⸗ 
plan 287; Beförderungsbedingungen 
288; Betriebseröffnung 288; Fahrplan 
288; Genehmigung 287; Poſtverwaltung 
u. St. 288; Staatsübernahme 289; 
Transportgefährdung 291; Transport⸗ 
ſchäden 291; Veräußerung, Verpfän⸗ 
dung 289; Zwangsvollſtreckung 291; f. 
auch Bahngrundbuch, Bahneinheit, 
Kleinbahn. 5 

Straßenbaubeiträge 342, GL. 352. 

Straßenbauverträge 349. 

Straßenbeleuchtung 310, 344, 345. 

Straßenbreite 312. 

Straßenentwäſſerung 345. 

Straßenfluchtlinien 311. 

Straßenfreilegung 344. 

Straßenherſtellung 344. 

Straßenprofil 308. 

Straßenreinigung 309. 

Straßenſchilder 308. 

Straßenteil 341, 343, 344. 

Straßenunterhaltung 345. 

Straßen verlängerung 343. 

Streitigkeiten über das Bürgerrecht und 
Ehrenämter 42, GL. 44; St. über die 
Grenzen des Stadtbezirks 19, GL. 26; 
St. zwiſchen Armenverbänden 400 401 
GL. 409. 


Strombaupolizei 300, 413. 
Studienanſtalt 390. 
Subalternbeamte 139. 


Syndikus in Hannover 93, 101, 120. 


Sachregiſter. 


T. 

Talon 210. 

Tarif in Armenſachen 400, GL. 409; in 
Steuerſachen 232; bei der Wertzuwachs⸗ 
ſteuer 248. 

Techniſche Beamte 139, 144. 

Tierärzte, Unterſuchung des Fleiſches durch 
einen T. 277, 279. 

Titel der Beamten 149; des Bürger⸗ 
meiſters 106; der Magiſtratsperſonen 85. 

Tilgung der Anleihen 213. 

Tilgungsfonds 214. 

Transportgefährdung 291. 

Transportſchäden bei Kleinbahnen 291. 

Treidelverkehr 300. 

Trichinenſchau 278. 


U. 


Überdurchſchnitt, Grundsatz des U. bei 
der Wahl der Stadtverordneten 54. 
übernahme von Hilfsbedürftigen 401, Ge. 

409. 


Überwachungsausſchüſſe 128, GL. 136. 
Überwachungsrecht der Stadtverordneten 
80 


Umbauten über die Fluchtlinie hinaus 315. 

Umlegung von Grundſtücken 350. 

Umſatzſteuer 248. 

Umzugskoſten der Beamten 163; der Lehr⸗ 
perſonen 380. 

Unfall eines Beamten 171, GL. 179. 

Unfallverſicherung der Beamten 173, 
GL. 179 


Unterhaltung der Straße 298, 299, 305, 
309, 345. 

Unternehmer einer Straßenanlegung 344, 
346, 349. 

Unterrichtsminiſter ſ. Kultusminiſter. 

Unterſtützungspflicht der Armenverbände 
393 ff., LG. 409. 

Unterſtützungswohnſitz 397, GL. 409. 

Urkunden, ſtädtiſche U. 101, 102; Voll⸗ 
ziehung d. U. durch den Bürgermeiſter 
111, 113; durch den Magiſtrat 101, 102. 

Urkundsperſon 361, GL. 367. 

Urlaub der Beamten 151, GL. 178; des 
Bürgermeiſters 108, GL. 118; der Ma⸗ 
giſtratsperſonen 88, GL. 105. 


V. 
Vakanzenliſte des Kriegsminiſteriums 176. 
Veranlagung 257, ER. 272; der Ein⸗ 
kommenſteuer 257; V. d. Beiträge 255; 
Gebäudeſteuer 260; V. der Gemeinde⸗ 
ſteuer 262; V. der Gewerbeſteuer 260; 
V. der Grundſteuer 260; der Straßen⸗ 
baubeiträge 347. 
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Veranlagungskommiſſion 258; Vorſitz in 
der V. 117, 258. 

Beranftaltung der Gemeinde 272; V. als 
Grundlage für Beiträge 254. 

Veräußerung von Grundſtücken 200, 359. 

Verantwortlichkeit der Beamten 157, 159. 

Verbandsvorſteher bei Geſamtſchulver⸗ 
bänden 376; bei Zweckverbänden 24, 25. 

Verbrauchsſtener 246. 

Vereinbarungen im Enteignungsverfahren 
354, 356; mit Steuerpflichtigen 231, 
GL. 271. 

Vergütung an unbeſoldete Magiſtratsmit⸗ 
glieder 86, GL. 105; V. an Stadtver⸗ 
ordnete 46, GR. 83. 

Verhaftung 414. 

Verjährung der Abgaben 267, 268, G. 
272; des Gehalts 162; der Strafe 429; 
der Strafverfolgung 428; der Straßen- 
baubeiträge 347. 

Verlegung öffentlicher Wege 306, GL. 319. 

Verleihung des Bürgerrechts 36, GL. 44; 
V. des Enteignungsrechts 353; V. des 
Stadtnamens 7; V. des Stadtrechts 6. 

Verluſt des Bürgerrechts 40, GL. 44. 

Vermögen 204, GL. 224. 

Vermögensrechtliche Anſprüche der Be⸗ 
amten 170, GL. 179. 

Vermögens verwaltung 205; V. durch den 
Magiſtrat 98. 

Verpachtungen 361. 

Verſetzung von Beamten 148, GL. 178; 
V. von Lehrperſonen 380; Kündigung 
der Wohnung im Falle der V. 148. 

Verſetzung in den Ruheſtand 147, GL. 178. 

Verſteigerung im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren 269. 

Verteilung der Einkommenſteuer, wenn 
ſich ein Gewerbebetrieb über mehrere 
preußiſche Gemeinden erſtreckt 238; V. 
bei mehrfachem Wohnſitz 235; V. der 
Gewerbeſteuer, wenn ein Gewerbe⸗ 
betrieb ſich über mehrere preußiſche Ge⸗ 
meinden erſtreckt 244. 

Verteilungsmaßſtab bei Beiträgen 254; 
1 252; Straßenbaubeiträgen 

Verteilungsregeln für direkte Steuern 229, 
GL. 271 


Vertretung des Bürgermeiſters 119, 121, 
122; V. der Stadt nach außen 101. 

Vertretungskoſten der Beamten 151. 

Verunſtaltung 333. 

Verwaltungsbezirk 20. 

Verwaltungs deputation ſ. Deputation. 

Verwaltungsgebühr 250. 

Verwaltungsgerichte 185. 

Berwaltungsgerichtsdirektor 25, 188. 

Verwaltungspolizei 413. 


446 


Berwaltungsjtreitverfahren 191, 193, ER. 
204; Berufung im V. 197; Reviſion im 
V. 197. 

Verwaltungsvermögen 205. 

Verwaltungszwangsverfahren 268, Ge. 
272. 

Verwandtſchaft als Ausſchließungsgrund 
für das Amt eines Magiſtratsmitglieds 
90; eines Stadtverordneten 47. 

Verzicht auf Beiträge 255, Gebühren 253, 
Steuern 231, Straßenbaubeiträge 348. 

Vizinalweg 299. 

Volksſchule 368, GL. 392; Aufhebung 
einer V. 376. 

Volksſchulgebände 383, GL. 392. 

Bolksſchulhaushalt 383, GL. 392. 

Volksſchullehrperſonen 48, 90, 138, 379, 
GR. 392. 


Volksſchulverbände 373, GL. 392. 
Vollſtreckung in armenrechtlichen Streit⸗ 
ſachen 401; |. auch Zwangsvollſtreckung. 
Vollſtreckungsbehörde im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren 268. 
Bollziehungsbeamter 268, 269. 
Vorausleiſtungen der gewerblichen Be⸗ 
triebe 304; V. von Straßenbaubeiträgen 
340. 
Vorbelaſtung mit einer Steuer 226. 
Vorbildung des Bürgermeiſters 107; V. 
der Magiſtratsperſonen 85 
Vorgärten 308, 311, 312, 318. 
Voreinſchätzungskommiſſion 258. 
Vorkaufsrecht 365, GL. 367; im Falle der 
Enteignung 359. 
Vormerkung 362, GL. 367. 
Vormundſchaft 406. 
Vormundſchaftsgericht 405, 406, 407, 
GL. 409. 


Vorrechte der Beamten 148. 

Vorſchlagsrecht zum Herrenhaus 15. 

Vorſitzender der Deputationen u. Kom⸗ 
miſſionen 126, 129, 130; V. des Magi⸗ 
ſtrats 93; V. der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung (des Bürgervorſteherkolle⸗ 
giums) 67, 68, 71, 73, 74, 75, 76. 


W. 


Wählbarkeit zum Bürgermeiſter 106, 107; 
W. zur Magiſtratsperſon 89, 90, GL. 105; 
W. zum Stadtverordneten 47, 48, 49, 
GL. 88. 

Wählerliſte 57. 

Wahl zum Beigeordneten 119, 121; W. 
zum Bürgermeiſter 106, GL. 118; W. 
zum Bürgervorſteher 65, GL. 83 W. 
zum Deputations⸗ (Kommiſſions⸗)mit⸗ 
glied 126, 128, 131, 134, 135, 136; W. 
zum Magiſtratsmitglied 89, G. 105; W. 


Sachregiſter. 


zum Stadtverordneten 56, GL. 83; ge⸗ 
heime W. der Stadtverordneten 50; öf⸗ 
fentliche W. der Stadtverordneten 50; 
Dreiklaſſenwahl 50, GL. 83. 

Wahlabteilung 50, GL. 83. 

Wahlbeeinfluſſung 66. 

Wahlbezirk 54, Ge. 83. 

Wahllokal, Zutritt zum W. 61. 

Wahlperiode der Deputationsmitglieder 
125, 126; W. der Mitglieder der Schul⸗ 
deputation 131; W. der Magiſtratsmit⸗ 
glieder 86; W. der Stadtverordneten 47. 

Wahlverfaſſung der Städte 49, Ge. 83. 

Wahlvorſtand 60. 

Waiſengeld bei Beamten 169, GL. 179; 
bei Lehrperſonen 382, GL. 392. 

Waiſenpfleger, ⸗pflegerin 405. 

Waiſenrat 405, GL. 409. 

Waldungen 206, GL. 224. 

Wanderlagerſtener 245, GL. 271; Ver⸗ 
anlagung zur W. 262. 

Warenhausſteuer 246, GL. 271; Veran⸗ 
lagung zur W. 262. 

Waſſerleitung 285, 345. 

Waſſerwerke 285, GL. 297. 

Wege 298, GL. 319; Einziehung und Ver⸗ 
legung öffentlicher W. 306; öffentliche 
W. 298; Privatw. 298. 

Wegebaulaſt 299, 301, GL. 319; W. ge⸗ 
werblicher Betriebe 304, GL. 319; Recht⸗ 
ſtreit über die W. 305, GR. 319. 

Wegebaumaterialien, Entnahme von 303. 

Wegeordnung 301. 

Wegepolizei 300, 302, GL. 319; Rechts⸗ 
mittel gegen Verfügungen der W. 305, 
GL. 319. 

Wegepolizeiliche Verfügung 302, 305, 306. 

Wert, gemeiner W. 240; Nutzungswert 240. 

Wertzuwachsſteuer 248, GL. 271. 

Weſtfalen, Städteordnung für W. 4, GL. 

7% 0 


Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
im Beſchlußverfahren 192; im Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren 194. 

Wiederkaufsrecht 366 GL. 367. 

Wildſchaden 420. 

Witwengeld der Beamten 169, GL. 179; 
der Lehrperſonen 382, GL. 392. 

Witwen⸗ und Waiſenkaſſen 382, G. 392. 

Wohlfahrtspolizei 413. 

Wohngebäude 342. 

Wohnhausbeſitz als Vorausſetzung für die 
bang des Bürgerrechts 31, 32, 33, 


Wohnſitz 28, GL. 43; W. der Beamten 151, 
GL. 178; W. des Bürgermeiſters 108, 
GL. 118; W. der Magiſtratsperſonen 88, 
GL. 105. 


Sachregiſter. 


Wohnungsgeld der Beamten 163. 
Wohnviertel 322, 323. 
Wortführer in Hannover 75, 76. 


3. 

Zahl der Städte 6. 

Zahlung der Entſchädigungsſumme im 
Enteignungsverfahren 358. 

Zenſus 31, 34; in Hannover 39; in Heſſen⸗ 
Naſſau 33; in den öſtl. Provinzen, Weſt⸗ 
falen, Frankfurt a. M. 31; in der Rhein⸗ 
provinz 31; in Schleswig⸗Holſtein 32. 

Zinsbogen 210. 

Zins fuß der Anleihen 212. 

Zinsſchein 210. 

Zivilverſorgungsſchein 174, GL. 179. 

Zuſchuß ſ. Staatsbeihilfe. 

Zuſchußpflicht der Betriebsgemeinde an 
die Wohnſitzgemeinde 228, GL. 271. 
Zuſtändigkeit der Deputationen 128; Z. 
des Magiſtrats 95 ff., 98 ff.; Z. der 
Stadtverordnetenverſammlung (des 
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Bürgervorſteherkollegiums) 77, GL. 83; 
örtliche Z. der Verwaltungsgerichte 191. 
Zuwachsſteuer |. Wertzuwachsſteuer. 
Zuwendung von Todes wegen an die 
Stadt 12, GL. 26. 
Zwangsetatiſierung 202, GL. 204. 
Zwangsmittel, obrigkeitliche Z. des Magi⸗ 
ſtrats 96, der Polizei 426, des Regie⸗ 
rungspräſidenten 182. 
Zwangsumlegung von Grundſtücken 350. 
Zwangsverſteigerung wegen rückſtändiger 
Abgaben 270; Einfluß der Z. auf An⸗ 
liegerbeiträge 348; Z. des Erbbaurechts 
364. 

Zwangsverwaltung wegen rückſtändiger 
Abgaben 270; 3. des Erbbaurechts 364. 
Zwangsvollſtreckung gegen die Stadt 201, 

GL. 204. 


Zweckverband 24; Z. Groß⸗Berlin 25, 
GL. 27. 


Zwölftelung, Grundſatz der Z. 
Wahl der Stadtverordneten 54. 


bei der 
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Derlag von Franz Dahlen in Berlin W 9, 


Jahrbuch de⸗ 
Verwaltungsrecht 
Unter Einſchluß des Staatsverfaſſungs⸗, Staatskirchen⸗ 


und Völkerrechts bearbeitet und herausgegeben 
von 
Profeflor Dr. Stier - omlo 
in Bonn. 
6. Jahrgang. 
1. Hälfte: Literatur des Jahres 1910. Geh. 15,50 M. Geb. 18,50 M. 
[Die 2. Hälfte (Rechtſprechung und Geſetzgebung) erſcheint im Auguſt 1911.) 


5 Preußiſches | 
Rommunalurchin 


Stadt- und Landgemeinden, Hroninzial-, Areis⸗ 
und Amtsuerbände. 
Seitſchrift für Rechtſprechung und Verwaltung auf dem 
Kommunal: und Polizeigebiete. 
Sammlung der ergehenden Geſetze und Ausführungsbeftimmun- 
gen, der gerichtlichen und verwaltungsgerichtlichen Entſchei⸗ 
dungen, ſowie der Erlaſſe der Sentralbehörden. 


herausgegeben von 


Kurt non Rohrſcheidt, 


Geh. Regierungsrat in Merſeburg. 
Zweiter Band. — Erſtes Heft. 
Subſkriptionspreis pro Band (4 Hefte) 14 M., geb. 16 M. 


Das „Preußiſche Kommunglarchiv“ bietet fortlaufend das geſamte Recht, 
das für die Verfaſſung und Verwaltung der Kommunen von Wichtigkeit iſt, 
geſammelt, geſichtet und ſyſtematiſch geordnet, und zwar nicht nur das Recht 
der Gemeinweſen der älteren preußiſchen Provinzen, ſondern auch das in 
manchen Beziehungen voneinander abweichende, in den Provinzen Schleswig⸗ 
Holſtein, Hannover und Weſtfalen, der Rheinprovinz und der Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau geltende Kommunalrecht. 

Des weiteren iſt ein beſonderer Abſchnitt den kommunalen Einrichtungen 
gewidmet, fo daß das Archiv von der erſten bis zur letzten Zeile der Praxis dient. 


eo. 


Jahrbuch des 8 


Kaufmannsgerichts Berlin. 


Aufſätze, Entſcheidungen, Anträge, Gutachten. 
Herausgegeben von 
Max von Schulz, 


Magiſtratsrat, 
Erſtem Vorſitzenden des Kaufmannsgerichts Berlin, 


Alfred Techow, Arthur Liebrecht, Dr. Adolf Neumaun, 


Magiſtratsrat, Magiſtratsaſſeſſor, Magiſtratsaſſeſſor, 
Dr. Hans Depeéne, Dr. Kurt Gordan. 
Magtiſtratsaſſeſſor, Magiſtratsaſſeſſor, 


Vorſitzenden des Kaufmannsgerichts Berlin. 


weiter Band. 
1910. Gebunden 7,50 M. 


Grundſätze 
für das Etats⸗, Kaſſen⸗, Rechnungs⸗, 
Reviſions⸗ und Anleiheweſen 


(Finanzordnung) 
der Stadtgemeinden 


in Form einer Geſchäftsanweiſung mit zahlreichen Muſter⸗ 
formularen und Muſtereintragungen 
von 


A. Marchowicz, 


Stadtrat und Kämmerer in Schöneberg-Berlin. 


Dritte Auflage. Gebunden 8 M. 


Grundzüge des i 
Atäüdtiſchen Etatwelens 


nuch Inhalt, Ayftem und Technik 


bearbeitet von 


Heinrich Queunſel, 
Regierungsrat. 
1910. Gebunden 5 M. 


Magiſtrat und Stadtverordnete 


nach der öſtlichen Städteordnung vom 50. Mai 1858. 
Von 
Dr. jur. Karl Bammer. 


| 1909. Geheftet 2,40 M. | 


0 Prozeßvertretung des Fiskus 5 


in Preußen und im Reich. 


Von 
ulrich Fritze, und Georg 1 
Geheimen Oberjuſttzrat und Geheimen Juſtizrat 
vortr. Rat im Juſtizminiſteritum, vortr. Rat im Jufttominiſtertum. 


Zweite Auflage. 
1910. Geheftet 6 M. Gebunden 7 M. 


Die Ausweiſung 


aus dem Deutſchen Reich und aus dem Staat und 
der Gemeinde in Preußen. 
In ſyſtematlſcher Darſtellung für den Gebrauch der Behörden und Privaten 


bearbeitet von 


Dr. jur. uon Conta, 
Regierungsrat. 


1904. Geheftet 4 M. Gebunden 4,80 M. 


Rechtsweg und Rompetenzkonflikk 


in Preußen. 


Von 
Dr. Otto Stälzel, 
Landrichter. 


Nebſt einem Anhang, enthaltend die einſchlagenden Rechtsquellen. 
1901. Geheftet 12 M. Gebunden (Halbfranz) 14,50 M. 


Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs 


mit Erläuterungen 
von 


Dr. Mn ech 
Amtsrichter. 


1910. Geheftet 13 M. Gebunden 14 M. 


Die Grundgeſetze der Berfaſſung und 
Verwaltung des Deuffhen Reiches 
und des Königreichs Ureußen 


erläutert von 


Dr. Alfred Korn, 
Juſtizrat, Rechtsanwalt am Kammergericht. 


| 1911. Gebunden in Leinen 4,50 M. 


— 


Gewerbearchiv 
für das Deutſche Reich. 


Sammlung der zur Reichsgewerbeordnung ergehenden Abänderungs⸗ 
geſetze und Ausführungsbeſtimmungen, der gerichtlichen und ver⸗ 
waltungsgerichtlichen Entſcheidungen der Gerichtshöfe des Reichs 
und der Bundesſtaaten, ſowie der wichtigſten, namentlich interpre⸗ 
tatoriſchen Erlaſſe und Verfügungen der Zentralbehörden. 
Unter ſtändiger Mitwirkung von 


Dr. von Strauß und Corney, und Lindenberg, 
Wirkl. Geh. Oberregierungs rat, Geheimer Oberjuſtizrat, 
Senatspräſident Senatspräfident 
des Agl. Preufl, Oberverwaltungsgerichts, des Kgl. Preuß. Kammergerichts, 


herausgegeben von 
Kurt unn Nohrſcheidt, 
Geh. Reglerungsrat in Merſeburg. 
Zehnter Band. 
Subſkriptlonspreis pro Jahrgang (4 Hefte) 12 M. Geb. 14 m. 


Preußiſches Volksſchularchib. 


Feitſchrift für Rechtſprechung und Verwaltung auf 
dem Volksſchulgebiete unter Berückſichtigung der 
mittleren Schulen und der Fortbildungsſchulen. 
Sammlung der ergehenden Geſetze und Ausführungsbeſtimmungen, der ge⸗ 
richtlichen und verwaltungsgerichtlichen Entſcheidungen, ſowie der Miniſterial⸗ 
erlaſſe und wichtigſten Verfügungen der Provinzialbehörden. 
Herausgegeben von 
Kurt non Nohrſcheidt. 

Fehnter Jahrgang. 

Subſkriptionspreis pro Jahrgang (4 Hefte) 5 M. 

Von dem Herrn Unterrichtsminiſter und 33 Königl. Preuß. Regierungen 
amtlich empfohlen. 


Medizinalarchiv für das Deutſche Heid). 
Zeitſchrift für Rechtſprechung und Verwaltung auf dem 
Gebiete des Geſundheitsweſens 
unter vollſtändiger Wiedergabe 
des Reichsrechts und des preußiſchen Rechts und unter Berückſichtigung 
des Rechts der übrigen Bundesſtaaten. 

Sammlung der ergehenden Geſetze und Ausführungsbeſtimmungen, 
der gerichtlichen und verwaltungsgerichtlichen Entſcheidungen, ſowie 
der zentralbehördlichen Erlaſſe und Verfügungen. 
Herausgegeben von 
Kurt von Rohrſcheidt. 

Zweiter Jahrgang. 
de Subſkriptionspreis für den Jahrgang (4 Hefte) 12 M. BR 


7 ; a 
Wreußifhes Nfarrarchiy. 


Seitſchrift für Rechtſprechung und Verwaltung 
auf dem Gebiete der evangeliſchen Landeskirchen. 
Sammlung der ergehenden Geſetze u. Ausführungsbeſtimmungen, 
der gerichtlichen und verwaltungsgerichtlichen Entſcheidungen, 
der Erlaſſe der ftaatlihen und kirchlichen Zentralbehörden, 
ſowie der wichtigſten Verfügungen der Ugl. Honſiſtorien. 
Unter Mitwirkung von 


D. Dr. non Strauß und Torney, und v. Doemming, 
Wirklichem Geheimen Oberregierungsrat, Konſiſtortalpräſidenten 
Senatspräſtdenten des Kgl. Oberverwaltungsgerichts, in Magdeburg, 


herausgegeben von 


Kurt von Nohrſcheidt, 


Geheimem Regierungsrat. 
Mitglied der Kgl. Regierung, Abteilung für Kirchen: u. Schulweſen, in Merſeburg. 


Dritter Jahrgang. 
Subſkriptionspreis für den Jahrgang (4 Hefte) 6 M. 


Geſeh, betreffend die 
Unterhaltung der öfentlichen Holksſchulen 


vom 28. Zuli 19 
mit ſämtlichen miniſteriellen Ausführungsanweiſungen 


und interpretierenden Erlaſſen, ſowie mehreren Muſterſtatuten und einem 
die einſchlägigen Geſetze enthaltenden Anhange. 


Nach den amtlichen Materialien, der Rechtſprechung und den bisherigen 
Ergebniſſen der Ausführungsarbeiten für den praktiſchen Gebrauch erläutert 


von 
Kurt von Robrfcheidt, 


Dritte, umgearbeitete und vermehrte Auflage. 
1908. Gebunden 4,50 M. 


Das Tehrerbeſoldungsgeſetz 


vom 26. Mai 1909 


mit den 
minifteriellen Ausführungsbeſtimmungen. 
Nach den amtlichen Materialien, der Rechtſprechung und den 
Erlaſſen der Zentralbehörden 
für den praktiſchen Gebrauch erläutert 


von 


Kurt non Rohrſcheidt. 
Fünfte Auflage. 


f 1909. Gebunden 3,50 M. 


8 


Kommentar 1 Reichsgeſetz 


über die 


Sicherung der Bauforderungen. 
Vom 1. Juni 1909. 
Von 


Dr. Ernſt Hagelberg, 
Rechtsanwalt in Berlin. 


1911. Geh. 9 M. Geb. 10 M. 


Zuwachsſteuergeſetz 


vom 14. Februar 1911 

nebſt den Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats, 
den in Preußen ergangenen Ausführungsvorſchriften, den 
einſchlägigen Beſtimmungen des Reichserbſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes und dem veränderten Text des Reichsſtempelgeſetzes. 

Textausgabe mit Einleitung, 
erläuternden Anmerkungen u. Sachregiſter zum praktiſchen Gebrauch 

von 
Juſtizrat E. Fuchs, 
Rechtsanwalt bei den Landgerichten I, II, III und Notar in Berlin. 
Zweiter Abdruck. 
1911. Gebunden in Leinen 3 M. 


Die Rechtsverhältniſſe 


der gewerblichen Arbeiter. 


Auf Grund der gerichtlichen und gewerbegerichtlichen Praxis 
dargeſtellt 
von 
Franz Burchardt, 
metland Amtsgerichtsrat in Berlin. 
Zweite Auflage bearbeitet von 


Max v. Schulz, 


Magiſtratsrat, Erſtem Sub des Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichts Berlin. 
1911. Kartoniert 3,60 M. 


Stellen vermittlergeſetz 


vom 2. Juni 1910 
nebſt den wichtigſten einſchlägigen Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 
ordnung und allen Preußifhen Ausführungsvorſchriften 
erläutert von 
Regierungsrat a. D. Victor Szezesny. 
Sweite Auflage. Gebunden 2,40 M. 


( $ 

T Reichsgeſetz über die Sicherung der Bauforderungen. Vom 1. Juni 1909. | 
Textausgabe mit Einleitung, eingehenden Anmerkungen, Formularen und 

Sachregiſter für Juriſten und Baugewerbetreibende. Von Dr. Ernſt Hagel⸗ 

berg, Rechtsanwalt in Berlin. Vierter Abdruck. 1909. Geb. 1,50 M. 


Haftung für Beamte in Preußen und im Reich. Preußiſches Geſetz vom 
1. Auguſt 1909 und Reichsgeſetz vom 22. Mai 1910. Textausgabe mit Ein⸗ 
leitung, Anmerkungen und Sachregiſter von Dr. Reinhard Salman, Kammer⸗ 
gerichtsrat. 1910. Geb. 1,50 M. 


Bürgerliches Geſetzbuch für das Deutſche Reich nebſt dem Ein⸗ 
führungsgeſetz. Vom 18. Auguſt 1896. Textausgabe mit ausführlichem 
Sachregiſter. Dritte Auflage. 1910. Geb. 2 M. 

Gewerbeordnung für das Deutſche Reich. Mit den Novellen vom 
14. Oktober 1905 (Handlungsagenten), vom 7. Januar 1907 (Gewerbe⸗ 
betrieb der Bauunternehmer und Bauleiter), vom 30. Mai 1908 (Kleiner 
Befähigungsnachweis) und vom 29. Juni 1908 (Handel mit lebenden Vögeln). 
Textausgabe mit ausführlichem Sachregiſter. Zweite le ' u 2 

Geb. 1,20 M. 

Konkurs ordnung nebſt dem Einführungsgeſetz und dem Geſetze, betr. 
die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des 
Konkursverfahrens in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 
unter Hervorhebung der Anderungen. Textausgabe mit Sachregiſter und 
einer vergleichenden Zuſammenſtellung der alten und neuen ee 

Geb. 5 

Preußiſches Stempelſteuergeſetz. Vom 30. Juni 1909. Textausgabe 
mit Einleitung und Sachregiſter. Siebenter Abdruck. 1909. Geb. 1,50 M,. 

Reichsſtempelgeſetz (Effekten⸗, Talons⸗, Schecks⸗, Grundſtücksübertragungen) 
und Wechſelſtempelgeſetz vom 15. Juli 1909 nebſt den Ausführungsbeſtimmungen 
des Bundesrats. Mit einem Anhange, enthaltend: Das Erbſchaftsſteuer⸗ 
geſetz vom 3. Juni 1906. Textausgabe mit Einleitung und Sachregiſter. 


Sechſter Abdruck. 1909. Geb. 1,40 M. 
Die Verbrauchsſteuern vom 15. Juli 1909 unter Berückſichtigung der 
Ausfuhrungsbeſtimmungen des Bundesrats. Brauſteuer — Branntwein 


— Tabak — Zigaretten — Schaumwein — Kaffee, Teezoll — Leuchtmittel 
— Zundwaren. Textausgabe mit Einleitung und Sachregiſter. Zweiter 


Abdruck. 1909. Geb. 1,80 M. 
Wechſelſtempelgeſetz vom 15. Juli 1909 erläutert von Dr. Erich Greiff, 
Regierungsaſſeſſor. 1910. Geb. 1,80 M. 


Wechſelordnung und das Wechſelſtempelgeſetz vom 15. Juli 1909 nebſt 
den Ausführungsbeſtimmungen und Bekanntmachungen des Reichskanzlers. 
Textausgabe mit Einleitungen, einem das Wechſelprozeßrecht enthaltenden 
Anhange und ausführlichem Sachregiſter. Dritte Auflage. 1909. Geb. 1,20 M, 


Reichsgeſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. Vom 7. Juni 1909. 
Zertausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter. Von Chr. 
Finger, Oberlandesgerichtsrat. Vierter Abdruck. 1909. Geb. 1,20 M,. 

Zivilprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt den Ein⸗ 
führungsgeſetzen in der vom I. Juni 1910 ab geltenden Faſſung. Tert- | 
ausgabe mit Einleitung und ausführlichem Sachregiſter. Vierte Auf: | 
lage. 1910. Geb. 2 M,. 

Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung 
vom 24. März 1897 nebſt dem Einführungsgeſetz und dem für Preußen er⸗ 
gangenen Ausführungsgeſetze vom 23 September 1899 ſowie Ausführungs⸗ 
und Koſtenbeſtimmungen. Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und 
Sachregiſter zum praktiſchen Gebrauch von Dr. Paul Jaeckel, Reichs⸗ 
gerichtsrat. Dritte, vermehrte Auflage. 1904. Geb. 1,50 M. 
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